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Vollzug von Freiheitsstrafen 
in Österreich 

von Sektionsrat Dr. Hermann M e r t h im Reichsjustiz- 
ministerium Abteilung Österreich, Wien 

Das geltende österreichische Recht kennt für gerichtlich 
strafbare Handlungen, abgesehen von der kaum mehr ange¬ 
wendeten Strafe des Hausarrestes, an Freiheitsstrafen die 
Kerkerstrafe und die Arreststrafe. 

Die Kerkerstrafe ist die Regelstrafe für Verbrechen, wenn 
der Täter zur Zeit der Tat das 18. Lebensjahr bereits zurück¬ 
gelegt hat. Sie wird nach der Strenge in zwei Grade: Kerker 
und schwerer Kerker unterschieden. Bei der Verurteilung zu 
schwerem Kerker hat das Gericht in jedem Fall auf eine der 
im Strafgesetz vorgesehenen Verschärfungen der Kerkerstrafe 
zu erkennen. Im übrigen besteht der Unterschied zwischen den 
beiden Graden der Strafe in einer stärkeren Beschränkung des 
Verkehres der zu schwerem Kerker Verurteilten mit der Außen¬ 
welt und in der Art der den Gefangenen zuzuweisenden Arbeit. 

Die Arreststrafe ist die Hauptstrafe für Verbrechen 
Jugendlicher sowie für Vergehen und Übertretungen. Auch 
gegen Erwachsene, die sich eines Verbrechens schuldig gemacht 
haben, kann unter bestimmten Voraussetzungen statt auf die im 
Gesetz angedrohte Kerkerstrafe auf strengen Arrest erkannt 
werden. 

Ähnlich wie die Kerkerstrafe hat auch der Arrest zwei 
Grade: Arrest und strenger Arrest, die sich in der Hauptsache 
dadurch voneinander unterscheiden, daß die zu Arrest ersten 
Grades Verurteilten das Recht der Selbstverköstigung haben 
und sich mit den Besuchern unbeaufsichtigt unterreden dürfen. 

Die Vollstreckung der Strafe wird regelmäßig von dem 
Vorsteher des Gerichts angeordnet, das in erster Instanz er¬ 
kannt hat. Der Strafvollzugsort bestimmt sich nach den in der 
Strafprozeßordnung gegebenen Richtlinien und nach dem vom 
Ministerium für Justiz verlautbarten Vollstreckungsplan, von 
dem nur mit Genehmigung dieses Ministeriums abgewichen 
werden darf. Danach sind Kerkerstrafen von mehr als einem 
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Jahr in der Regel in einer Strafanstalt, kürzere Kerkerstrafen 
und die Arreststrafen in der Regel im Gefangenhaus des Ge¬ 
richtes zu vollstrecken, das in erster Instanz erkannt hat. 

Es bestehen vier Strafanstalten (für Männer in Garsten, 
Graz und Stein, für Frauen in Wiener-Neudorf) mit einem 
Belagraum für rund 2600 Gefangene, 17 Gerichtshofgefängnisse 
mit einem Belagraum für rund 4600 Gefangene, schließlich die 
bezirksgerichtlichen Gefangenhäuser bei fast allen mit Straf¬ 
sachen befaßten Bezirksgerichten mit einem Belagraum für 
rund 3400 Gefangene. Besondere Anstalten für erstmalig Be¬ 
strafte bestehen nicht. 

Im folgenden werden die wichtigsten Gesichtspunkte zu¬ 
sammengefaßt, nach denen sich in Österreich der Vollzug der 
Freiheitsstrafen an Erwachsenen richtet. 

Die Freiheitsstrafen werden in Gemeinschaftshaft oder in 
Einzelhaft vollstreckt. In Einzelhaft werden in den Männer¬ 
strafanstalten und Gerichtshof gef ängnissen, die für den Vollzug 
dieser Haftform eingerichtet sind, soweit die Räumlichkeiten 
ausreichen, zeitige Freiheitsstrafen vollzogen. Nach Verbüßung 
der ersten drei Monate in Einzelhaft gelten dem Gefangenen je 
zwei weitere vollständig in Einzelhaft zugebrachte Tage als drei 
Tage. Das Gesetz (RGBl. Nr. 43/1872) läßt einen leitenden 
Gesichtspunkt vermissen und wäre längst abbaureif. 

Die Gemeinschaftshaft wird in den Strafanstalten in drei 
Stufen (Strafklassen) vollzogen. Hier werden dem Gefangenen 
in steigendem Maß Begünstigungen (Kürzung der Fristen für 
die Anschaffung von Zusatznahrungs- und Genußmitteln und 
im Verkehr mit der Außenwelt) gewährt, die für ihn einen An¬ 
reiz bilden sollen, durch sein Gesamtverhalten Besserung zu 
beweisen. 

Jeder Gefangene hat sich streng an die Hausordnung zu 
halten. Er soll dadurch an Zucht und Ordnung gewöhnt werden. 
Auf Übertretungen stehen, insbesondere in den Strafanstalten, 
empfindliche Hausstrafen. 

Geistliche und Lehrer, die in den größeren Haftanstalten 
im Haupt- oder Nebenamt angestellt sind, haben sich um das 
geistige und sittliche Wohl der Gefangenen zu bemühen. 

Ein weiteres wichtiges Erziehungsmittel im Strafvollzug 
ist die dauernde Beschäftigung des Gefangenen mit nützlicher 
Arbeit. Die Gefangenen sind zur Arbeit verpflichtet und haben 
die ihnen zugewiesenen Arbeiten unweigerlich zu verrichten. 
Sind sie der Arbeit unkundig, so wird ihnen der nötige Unter- 
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rieht erteilt. Nur die zu Arrest ersten Grades Verurteilten, die 
ihren Unterhalt selbst bestreiten, können sich nach eigener 
Wahl beschäftigen. Bei der Zuweisung der Arbeit wird auf die 
Strafart, die Berufsstellung, die Arbeitsfähigkeit, das Lebens¬ 
alter, den Bildungsgrad, die bisherige Beschäftigungsweise, auf 
das künftige Fortkommen und auf begründete Wünsche des 
Gefangenen möglichst Rücksicht genommen. Die schwierigen 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Kriegs- und Nachkriegszeit 
haben leider dazu geführt, daß die Justizverwaltung der Ver¬ 
pflichtung, die Gefangenen zu entsprechender Arbeit anzu¬ 
halten, nicht mehr voll gerecht werden konnte. Die drückende 
Arbeitslosigkeit der freien Arbeiter, die immer schärfer werden¬ 
den Klagen des Gewerbes und die Unmöglichkeit, für die Haft¬ 
anstalten größeren Landbesitz zu erwerben, hatten zur Folge, 
daß ein sehr beträchtlicher Teil der Gefangenen überhaupt nicht 
mehr dauernd beschäftigt werden kann. So waren z. B. im 
Jahre 1937 die Gefangenen in den drei Männerstrafanstalten 
an 231 877 Tagen von 911 920 Hafttagen infolge Arbeitsmangels 
unbeschäftigt. In den Jahren 1934 bis 1936 liegen die Verhält¬ 
nisse noch ungünstiger. 

Die Beschränkungen im Verkehr mit der Außenwelt sind 
nach Strafart und Strafklasse abgestuft. Nur die Verfassung 
von Eingaben an die Gerichte, Staatsanwaltschaften und die 
Aufsichtsbehörden unterliegt keinen Beschränkungen. Es fehlt 
daher insbesondere an einer Handhabe, dem Querulantentum 
wirksam zu begegnen. Vorführungen von Strafgefangenen zu 
Gericht in Privatangelegenheit werden nur dann gestattet, wenn 
die Verweigerung nach den Umständen des Falles eine un¬ 
gerechtfertigte Härte darstellen würde. 

Im allgemeinen darf gesagt werden, daß der Strafvollzug 
in Österreich eine gesunde Strenge bewahrt und sich von den 
Auswüchsen des „humanen“ Strafvollzuges freigehalten hat. An 
Erleichterungen des Strafvollzuges aus der letzten Zeit wäre 
nur zu erwähnen, daß Ende 1935 den Strafgefangenen der bis 
dahin ausnahmslos verbotene Genuß von Tabak gestattet und 
daß im Zusammenhang mit der Behandlung der politischen 
Gefangenen in den letzten Jahren ab und zu allen Gefangenen 
erlaubt wurde, sich zu hohen Feiertagen Lebensmittelpakete von 
den Angehörigen zusenden zu lassen. 

Politischen Strafgefangenen (und zwar den wegen Hoch¬ 
verrates, Störung der öffentlichen Ruhe, Aufstandes, Aufruhres 
oder politischer Preßdelikte Verurteilten) werden nach der gel¬ 
tenden Praxis gegenüber den anderen Gefangenen Sonder- 
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begünstigungen im Strafvollzug gewährt (Absonderung von 
anderen Gefangenen, Selbstverköstigung, eigene Wäsche, kein 
Arbeitszwang, Erleichterungen im Verkehr mit der Außen¬ 
welt) . Die Regelung ist in mehrfacher Hinsicht unbefriedigend. 

Die Vollstreckung der Freiheitsstrafe darf in der Regel nicht 
unterbrochen werden. Wenn ein Todesfall oder eine dringende 
und wichtige Familienangelegenheit die Anwesenheit des Straf¬ 
gefangenen, der eine ein Jahr nicht übersteigende Freiheits¬ 
strafe zu verbüßen hat, bei seiner Familie notwendig macht, 
kann das Gericht die Unterbrechung des Vollzuges für die 
Dauer von höchstens acht Tagen bewilligen. Das Gericht kann 
allenfalls eine Sicherheitsleistung fordern oder andere Vor¬ 
kehrungen zur Sicherung des weiteren Vollzuges der Strafe 
treffen. Eine weitere Ausnahme besteht für Heeresangehörige. 

Eine vorzeitige Beendigung findet die Strafe, abgesehen 
von der Kürzung durch Einzelhaft und der Rahmenstrafe bei 
Jugendlichen, im Falle der bedingten Entlassung und der Be¬ 
gnadigung. 

Nach dem Gesetz StGBl. Nr. 373/1920 kann ein Straf¬ 
gefangener, der zwei Drittel der im Urteil bestimmten Frei¬ 
heitsstrafe verbüßt und mindestens acht Monate oder, wenn er 
noch nicht 18 Jahre alt ist, mindestens sechs Monate in S t r a f - 
haft zugebracht hat, zur Probe entlassen werden, wenn er den 
durch die Tat verursachten Schaden nach Kräften gutgemacht 
hat und wenn nach seiner Aufführung während der Anhaltung, 
nach seiner Vergangenheit, seinen persönlichen Verhältnissen 
und seinen Aussichten auf ein redliches Fortkommen anzu¬ 
nehmen ist, daß er sich in der Freiheit wohlverhalten werde. 
Unter den gleichen Voraussetzungen können zu lebenslanger 
Kerkerstrafe Verurteilte zur Probe entlassen werden, wenn sie 
15 Jahre verbüßt haben. Die Probezeit beträgt ein bis drei 
Jahre, bei lebenslanger Strafe sieben Jahre. 

Abgesehen von Einzelbegnadigungen, die in aller Regel nur 
kurzzeitige Freiheitsstrafen erfassen, bestand bisher die Ein¬ 
richtung der sogenannten periodischen Begnadigungen. Zweimal 
(früher viermal) im Jahre hatten die Vorsteher der Haft¬ 
anstalten von Amts wegen für Strafgefangene, die wegen Ver¬ 
brechens nicht vorbestraft sind, mindestens die Hälfte der 
Strafe verbüßt, sich während der Strafliaft gut aufgeführt 
haben und mit Grund erwarten lassen, daß sie sich in Hinkunft 
wohlverhalten werden, von denen daher eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit nicht zu besorgen ist, Gnadenanträge an 
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das Justizministerium zu stellen. Bei der Auswahl der zu Be¬ 
gnadigenden hat das Justizministerium auf Art und Schwere 
der strafbaren Handlung entsprechend Rücksicht genommen. 

Diese Art der Begnadigungen wurde im Jahre 1866 als Vor¬ 
läuferin eines Gesetzes über die „bedingnisweise Entlassung aus 
der Strafhaft (Beurlaubungssystem)“ eingeführt und wurde, 
als die bedingte Entlassung im Jahre 1920 eine gesetzliche Ein¬ 
richtung (StGBl. Nr. 373/1920) geworden war, aufgelassen, 
zwei Jahre später aber von dem damaligen Justizminister 
dennoch wieder eingeführt. 

Die Fürsorge für den aus der Haft entlassenen Gefangenen 
hält sich in einem sehr bescheidenen Rahmen. Der Staat sorgt 
im allgemeinen dafür, daß der Gefangene entsprechend ge¬ 
kleidet und, wenn er über kein Eigengeld verfügt, mit einem 
kleinen Geldbetrag die Anstalt verläßt. Im übrigen ist die Für¬ 
sorge für die Entlassenen privaten Wohltätigkeitseinrichtungen 
überlassen, die regelmäßig vom Staat unterstützt werden. 
Gerade auf dem wichtigsten Gebiete, dem der Verschaffung ent¬ 
sprechender Arbeit, mußten die Fürsorgeeinrichtungen in An¬ 
betracht der Arbeitslosigkeit der freien Arbeiter fast voll¬ 
ständig versagen. 

Auf dem Gebiete des Strafvollzuges an Jugendlichen hat 
das Jugendgerichtsgesetz (BGBl, Nr. 234/28) grundlegende 
Änderungen gebracht. Eine besondere Jugendstrafanstalt 
konnte allerdings nicht geschaffen werden, weil die Mittel dazu 
fehlten. Wohl aber besteht beim Jugendgericht in Wien 
ein ausschließlich für Jugendliche bestimmtes Gefangenhaus. 
Hier werden im allgemeinen Strafen bis zu sechs Monaten für 
die Sprengel der Urteilsgerichte in Wien und Niederösterreich 
vollzogen. Sonst bestehen für die Vollstreckung der längeren 
Strafen an männlichen Gefangenen die Jugendabteilung bei der 
Männerstrafanstalt in Graz, für weibliche Gefangene bei der 
Weiberstrafanstalt in Wiener-Neudorf, ferner für kürzere 
Strafen Jugendgruppen in einzelnen Gerichtshofgefängnissen. 
Die Einweisung richtet sich nach einem vom Ministerium für 
Justiz erlassenen Vollstreckungsplan. Grundsätzlich sind in die 
Jugendabteilungen und Jugendgruppen nur Gefangene auf¬ 
zunehmen, die noch nicht 18 Jahre alt sind. Doch können auch 
Gefangene unter 20 Jahren eingereiht werden, die ihre Strafe 
vor Vollendung des 24. Lebensjahres verbüßt haben werden, 
wenn es aus Erziehungsgründen zweckmäßig und von ihnen 
kein schädlicher Einfluß auf die jugendlichen Mitgefangenen zu 
erwarten ist. Ferner bleiben jugendliche Gefangene, die in einer 
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Jugendabteilung oder Jugendgruppe das 18. Lebensjahr voll¬ 
enden, ohne weiteres dort bis zur Vollendung des 21. und mit 
besonderer Genehmigung sogar bis zur Vollendung des 
24. Lebensjahres. 

Bestimmend für den Strafvollzug an Jugendlichen ist der 
Erziehungsgedanke. Die Jugendlichen sollen durch den Vollzug 
der Freiheitsstrafe zu Selbstbeherrschung, Arbeitsamkeit und 
gesetzmäßigem Verhalten erzogen und, sofern es die Dauer der 
Strafe zuläßt, zu einem ihren Fähigkeiten und, wenn möglich, 
auch ihrer bisherigen Tätigkeit entsprechenden und ihrem künf¬ 
tigen Fortkommen dienlichen Beruf herangebildet werden. 

Mit der Beaufsichtigung der Jugendlichen werden besonders 
tüchtige und gewissenhafte Beamte betraut, die erzieherisch 
begabt sind und mit Jugendlichen umzugehen verstehen. Im 
Rahmen der sonst gleichmäßigen Behandlung ist auf die 
Wesensart jedes einzelnen Gefangenen Rücksicht zu nehmen. 
Die mit der Aufsicht betrauten Personen haben sich durch 
geeignete Erhebungen — in der Jugendabteilung der Männer¬ 
strafanstalt in Graz sind kriminalbiologische Erhebungen ein¬ 
geführt — die Unterlagen zur Beurteilung-der Persönlichkeit 
der Gefangenen zu schaffen. Der Jugendliche soll mit Emst und 
Güte behandelt werden. Sein Ehrgefühl muß geschont und ge¬ 
stärkt werden. Er ist dauernd mit nützlicher und erziehlicher 
Arbeit zu beschäftigen und erhält regelmäßigen Schulunter¬ 
richt. Auch wird ihm Gelegenheit geboten, in der arbeitsfreien 
Zeit belehrende und unterhaltende Bücher zu lesen, bei deren 
Auswahl auf seine Eigenart und seinen Bildungsgrad Rücksicht 
zu nehmen ist. Besonderes Augenmerk wird auch der körper¬ 
lichen Entwicklung des Jugendlichen zugewendet. 

Längere Freiheitsstrafen werden in drei Stufen (Unter-, 
Mittel- und Oberstufe) vollzogen. Die stufenweise gewährten 
Milderungen des Vollzuges, die einen allmählichen Übergang zum 
Leben in der Freiheit schaffen sollen, dürfen für den Gefan¬ 
genen nicht nur Annehmlichkeiten sein, sondern sollen ihm in 
steigendem Maße Verantwortung auf erlegen und dadurch sein 
Verantwortungsgefühl wecken und stärken. 

Im Zusammenhang mit dem Strafvollzug an Jugendlichen 
ist auch eine besondere Einrichtung zu erwähnen, die das 
Jugendgerichtsgesetz geschaffen hat. Nach diesem Gesetz 
können Unmündige und Jugendliche, die eine mit Strafe be¬ 
drohte Handlung begangen haben, unabhängig davon, ob sie 
deswegen bestraft werden oder nicht, in eine (Bundes-) Anstalt 
für Erziehungsbedürftige eingewiesen werden, wenn die Be- 
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gehung der strafbaren Handlung damit zusammenhängt, daß es 
dem Täter an der nötigen Erziehung fehlt. Derzeit besteht eine 
solche Anstalt für Knaben und eine für Mädchen. 

Im Jahre 1928 wurde im Sinne der Arbeiten an einem ein¬ 
heitlichen deutschen und österreichischen Strafgesetz auch ein 
Entwurf eines gemeinsamen Strafvollzugsgesetzes ausgear¬ 
beitet. Er teilte das Schicksal des Strafgesetzentwurfes. Die 
Wiedervereinigung der Ostmark mit dem Deutschen Reich wird 
nun auch auf diesem Gebiete die notwendige Erneuerung und 
zugleich die Rechtseinheit bringen. 

Über Kriminalität, 

Geisteskrankheit und Vererbung 

von Regierungsmedizinalrat Di*. Kapp, Köln 

„Die Frage: warum werden sowenig Sträflinge im Zucht¬ 
haus gebessert? hat das denkende Publikum nie mehr als in 
unseren Tagen beschäftigt, wo es der Sträflinge soviele gibt, 
die nach ihrer Entlassung ihre lasterhaften Gewohnheiten er¬ 
neuern, Verbrechen auf Verbrechen häufen, die Ruhe und 
Sicherheit ihrer Mitmenschen je länger je mehr beeinträchtigen, 
endlich auf dem Wege der Lasterhaftigkeit wieder aufs neue 
ergriffen und zur Zuchthausstrafe verurteilt werden, und nach 
ihrer abermaligen und mehrmaligen Entlassung dennoch bleiben, 
was sie waren; ja, oft noch weit verschlimmerter in das bürger¬ 
liche Leben zurückkehren. Als fehlerhafte werden sie ein¬ 
geliefert, und als gereifte und vollendete Bösewichter werden 
sie wieder entlassen.“ 

Dieses Zitat eines Fachkenners stammt aus einem 
Büchlein vom Jahre 1802, das ich in unserer alten Gefängnis¬ 
bücherei aufgestöbert habe; es erscheint Ihnen darin die ganze 
uralte und ewig neue Fragestellung von der Ursache des Ver¬ 
brechens und des Verbrechensrückfalls, die Fragestellung, die 
die Gemüter damals nicht weniger als heute beschäftigt hat. 
Und tatsächlich ist das die Kernfrage, deren Lösung ent¬ 
scheidend ist nicht nur für die ganze Kriminalpolitik unserer 
Tage, sondern auch für unsere Arbeit der Gefängnisvereine, für 
die Gefangenenhilfe und die Entlassenenfürsorge, deren not¬ 
wendige Voraussetzung eigentlich die Beantwortung der obigen 
Frage ist. 

Und doch können wir heute erst von einem Anfang der 
Lösung, nur von einem Anfang der Erkenntnisse sprechen. 
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Werfen wir einen kurzen Blick zurück in die Geschichte, so 
sehen wir ganz allgemein hinter uns ein Jahrhunderte und Jahr¬ 
tausende altes Ringen aller Völker und Gesetzgeber mit der 
Kriminalität, mit Mitteln, die so verschieden sind wie die Zeiten 
und Völker, verschieden in der Auswahl der Mittel und in der 
Strenge ihrer Anwendung bis zur erbarmungslosen Vernichtung 
des Rechtsbrechers, ohne daß wir bisher einen wesentlichen 
Erfolg davon gesehen hätten. Dennoch brauchen wir die 
Hoffnung auf einen Erfolg nicht sinken zu lassen. Den 
Gründen für dieses Versagen glauben wir heute langsam näher 
zu kommen. Je tiefer wir die Ursachen des Verbrechens (ins¬ 
besondere des Rückfallverbrechens, das wir eigentlich bei all 
diesen Erörterungen allein meinen) ergründen. 

Als Gegenpol zu diesem geschichtlichen Kampf gegen das 
Verbrechen sehen wir das Ringen um die Erkenntnis und die 
Bekämpfung oder, wie wir hier besser sagen, um die Heilung 
der geistig-seelischen Erkrankungen aller Art. Dem naiven 
Menschen erscheint freilich zunächst beides gegensätzlich, wenn 
er auch selbst schon bald eine Reihe Berührungspunkte findet. 
Das Verbrechen sieht er als Auflehnung gegen das Herkommen 
der Väter, gegen die patriarchalische Ordnung der Großfamilie, 
der Sippe oder des Stammes, gegen die daraus entwickelte 
rechtliche Ordnung oder gegen die von dem gewählten oder 
sonstwie bestimmten staatlichen Oberhaupt erlassenen Gesetze. 
Göttliches Gebot sanktionierte und vertiefte die Gültigkeit all 
dieser Rechtsnormen. Auf der anderen Seite sieht der naive 
Mensch die Geisteskrankheit, die den Menschen als unbegreif¬ 
liches Schicksal oder göttliche Fügung befällt. Er steht diesem 
Geschehen ratlos gegenüber und sucht in der Strafe für persön¬ 
liche Schuld und Verbrechen oder in dem Haß der bösen Geister 
des Rätsels Lösung zu finden. Die darin zum Ausdruck 
kommende sogenannte dämonische Krankheitsauffassung nicht 
nur der geistigen, sondern auch der körperlichen Krankheiten 
war im Altertum vorherrschend und erhielt sich bis weit in das 
Mittelalter und die Neuzeit hinein, wenn auch schon die großen 
Ärzte des Altertums solche Gedankengänge ablehnten. 

Ich kann das alles hier nur andeuten: Ich sehe von der 
Besessenheit der Bibel ab und erinnere nur an den Hexen¬ 
glauben und den ganzen sonstigen abergläubischen Spuk, ich 
weise darauf hin, daß eine unserer wichtigsten Nervenerkran¬ 
kungen, nämlich die Fallsucht, seit dem Altertum den Namen 
der hierae nosos, der heiligen Krankheit, trägt. 
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In dieser dämonischen Krankheitsauffassung liegt ein 
kleines Körnchen Wahrheit drin, verdorben, abergläubisch ver¬ 
zerrt und überwuchert, da der freie Blick für die wirklichen 
Verhältnisse getrübt war. Bei der Entstehung und Behandlung 
der sogenannten nervösen Erkrankungen (Psychoneurosen), 
besonders mit geschlechtlicher Färbung, setzen wir heute wieder 
in vorsichtiger Weise Berührungspunkte zwischen persönlicher 
Schuld und anlagemäßiger Bereitschaft in Rechnung und 
fordern in mühseliger Behandlung deren Anerkennung von 
unsern Kranken, die die Voraussetzung für eine endgültige und 
dauerhafte Heilung ist. 

In der Frühzeit sind allerdings Verbrechen und geistige 
Erkrankung im Bewußtsein des Menschen streng getrennt. Kein 
Zweifel und kein Wunder, daß so mancher Geisteskranke in die 
Verließe und Kerker wanderte, daß mancher Kranke gehenkt 
oder als Hexe oder Ketzer verbrannt wurde, daß die ruinen- 
haften, ausgebrannten Endzustände geistiger Krankheiten auf 
die Landstraße zu Paaren getrieben wurden und elendiglich 
umkamen. 

Wie es mit der wissenschaftlichen Erkenntnis und der Ver¬ 
sorgung der Geisteskranken in früheren Jahrhunderten aussah, 
wissen wir kaum. Wir dürfen annehmen, daß die Kranken, so¬ 
weit sie nicht sozial unauffällig waren, alles andere als human 
behandelt und in liebloser Absonderung gehalten wurden. 

Erst zu Beginn der Neuzeit finden wir eigene Kranken¬ 
häuser für Geisteskranke, zunächst in alten Klöstern, später 
auch in Neubauten. 

Bezeichnend ist für unsere Betrachtung, daß die alten 
Klöster auch als Strafanstalten (im übrigen auch als Armen- 
und Waisenhäuser usw.) weitgehend Verwendung fanden, viele 
sogar nacheinander als Irrenanstalt, Strafanstalt, Erziehungs¬ 
anstalt usw. Die Mißstände der Einrichtungen, der Hygiene und 
der personellen Besetzung waren in allen Anstalten dieselben, 
wofür ich Ihnen aus Büchern unserer alten Gefängnisbücherei 
aus dem 18. Jahrhundert eine ganze Anzahl Belege bringen 
könnte. 

Erst etwa in den letzten zwei Jahrhunderten beginnt man 
sich, wie aus diesen Schriften ebenfalls in reizvoller Weise sich 
ergibt, ernsthaftere Gedanken um beide Problemkreise zu machen 
und sich von unnützen Spekulationen im luftleeren Raum frei zu 
machen, wenn natürlich auch eine ganze Reihe richtiger und 
grundlegender Erkenntnisse schon vorher gesammelt waren. Es 
dauerte aber noch bis zur Mitte und bis zum Ende des vorigen 
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Jahrhunderts, ehe die primitivsten Forderungen der Vernunft, 
des menschlichen Gefühls und der Hygiene, die von einsichtigen 
Männern schon vor dem Jahre 1800 aufgestellt wurden, sich 
überall durchgesetzt hatten. 

Freilich, über das Wesen der Kriminalität und der Geistes¬ 
krankheiten wußte man auch da zunächst noch nicht viel. Nur 
wenige ahnten erbmäßige Zusammenhänge, was ja auch weiter 
nicht verwunderlich erscheint. Wo sie gesehen und erkannt 
wurden, da gewann diese Erkenntnis keine große praktische 
Bedeutung. Dem Verfasser des eingangs erwähnten Büchleins 
sind erbmäßige Gedankengänge beim Kriminellen fremd, obwohl 
er sie für Tiere, Pflanzen und Unkraut als selbstverständlich hin¬ 
stellt. Man erschöpfte sich im wesentlichen darin, sowohl bei 
den Geisteskrankheiten als bei der Kriminalität allgemeine 
Schädlichkeiten anzuschuldigen, schlechten Lebenswandel, Alko¬ 
hol und Syphilis hervorzuheben oder bei den Geisteskrankheiten 
Gemütserschütterungen die Schuld zu geben und die Bedeutung 
der sozialen Verhältnisse zu betonen. Alles geschah verständlich 
einseitig und darum falsch. Schon früh erkannte man den 
großen Nutzen von Ordnung und geregelter Arbeit sowohl für 
die Erziehung der Verbrecher als für die Heilung der Geistes¬ 
krankheiten. 

In der Psychiatrie setzte der große Aufschwung vor etwa 
140 Jahren ein, als in der Salpetriere, der großen Irrenanstalt 
von Paris, der Irrenarzt P i n e 1 den Geisteskranken die Ketten 
abnahm, damals eine wahrhafte revolutionäre Tat (legendär?), 
die den Beginn darstellte der wirklich großartigen Fortschritte, 
die die psychiatrische Wissenschaft bis zum heutigen Tage ge¬ 
macht hat. Ich rechne dazu schon die Bewertung der Geistes¬ 
krankheiten als behandlungsbedürftige und behandlungserfolg¬ 
versprechende Krankheiten, was eine völlige Umgestaltung der 
Einrichtung der Irrenanstalten zu wirklichen Krankenanstalten 
(Heil- und Pflegeanstalten, die neuerdings hier und da sogar 
nur noch Heilanstalten genannt werden) nach sich zog. Ich 
rechne dazu die Beschäftigungsbehandlung (Arbeitsbehandlung, 
deren grundsätzlicher Wert schon vor 1800 erkannt wurde) und 
die Familienfürsorge, die Bäder- und Schlafmittelbehandlung, 
ferner die Malariabehandlung der progressiven Paralyse (der auf 
S5TDhilis beruhenden fortschreitenden Gehirnerweichung) und 
endlich die Insulinschockbehandlung der grauenhaftesten erb¬ 
lichen Geisteskrankheit, der Schizophrenie (= Spaltungs¬ 
irresein) ; das sind die Meilensteine auf dem Wege des bisher 
Erreichten in praktischer Hinsicht. Theoretisch kommt dazu die 
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Erkennung der verschiedenen Formen der Geistes- und Nerven¬ 
krankheiten, die Erkennung der sonstigen krankhaften Zustände 
und Abartigkeiten (der Psychopathien) und der sogenannten 
Nervosität und ihre Behandlung durch die sogenannte Psycho¬ 
therapie (Seelenheilkunde) verschiedenster Prägung und durch 
Heilerziehungsmaßnahmen. 

Über das Wesen der geistigen Erkrankungen wissen wir 
allerdings noch nicht sehr viel. Wir wissen, daß einige durch 
Infektionen hervorgerufen werden, z. B. die fortschreitende Ge¬ 
hirnerweichung durch Syphilis, andere durch Gifte wie Alkohol 
oder durch wichtige Störungen des Stoffwechsels. Die näheren 
Enstehungsbedingungen sind uns aber hier wie da noch fast 
völlig unbekannt. 

Die moderne Vererbungswissenschaft sucht hier von einer 
anderen Seite her Licht und Aufklärung zu bringen. Wir wissen 
heute schon, daß sich unsere hauptsächlichsten nicht durch 
äußere Schädlichkeiten hervorgerufenen Geisteskrankheiten und 
geistigen Schwächezustände und Abnormitäten gesetzmäßig ver¬ 
erben; mehr und mehr zeichnet sich auch schon die Art und 
Weise der Vererbung heraus. Die ersten Folgerungen aus diesen 
neuen Erkenntnissen sind ja in dem Gesetz zur Verhütung erb¬ 
kranken Nachwuchses von 1933 und dem Ehegesundheitsgesetz 
von 1935 schon gezogen und werden uns hoffentlich nach Gene¬ 
rationen die gewünschten Ergebnisse zeitigen. Eine wirkliche 
Zunahme der Gemüts- und Geisteskrankheiten hat entgegen der 
landläufigen Annahme wohl nicht stattgefunden, allerdings 
werden unter der steigenden seelischen Belastung der modernen 
Zeit früher sozial unauffällige Geisteskranke behandlungs- und 
fürsorgebedürftig. Eine Zunahme allgemeiner nervöser Schäd¬ 
lichkeiten und Störungen ist allerdings wohl nicht zu bestreiten. 

Auf dem Gebiet der Verbrechensbekämpfung sind wir ja 
noch keineswegs so weit. Im übrigen ist da (im Gegensatz zu 
dem Irrenwesen) die Theorie weiter vorgeschritten als die 
Praxis. Das Anstaltswesen steht ja heute fast überall auf einer 
bemerkenswerten Höhe. Die hygienischen Einrichtungen sind 
durchweg zufriedenstellend, die Behandlung human, die Be¬ 
schäftigung mit nutzbringender Arbeit ist fast überall durch¬ 
geführt ; die heilsame Isolierung in der Einzelzelle verhütet, wie 
schon vor 1800 erkannt wurde, daß die besseren Elemente von 
den Gewohnheitsverbrechern völlig verdorben werden. Für¬ 
sorgemaßnahmen aller Art bestehen und werden nach Möglich¬ 
keit ausgebaut und verbessert, die öffentliche Meinung mobili¬ 
siert und beeinflußt. Aber wir fühlen bei allem, daß unsere 
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Erfolge relativ gering sind. Das meiste, was bis heute erreicht 
worden ist, ist neben der allgemeinen Organisation des Straf¬ 
vollzugs durch die Verbesserung der allgemeinen sozialen Ver¬ 
hältnisse und Beseitigung der Mißstände auf diesen Gebieten 
geschehen, also durch Maßnahmen, die nicht unmittelbar unseren 
Bestrebungen entsprangen. Durch alles das werden die Aus¬ 
wüchse des Verbrechertums beseitigt, die Kriminalität in ge¬ 
wissen Schranken gehalten, aber nicht in ihren Ursprüngen 
erfaßt. 

Wir können es uns so nicht zum Verdienst anrechnen, daß 
ein großer Hundertsatz unserer Rechtsbrecher nach der Straf¬ 
verbüßung nicht rückfälligwird. Das wären sie in den allermeisten 
Fällen auch ohne unser besonderes Zutun nicht geworden. Natür¬ 
lich können wir uns, und das ist sehr nützlich, um diese besseren 
Elemente kümmern, wir können ihnen und besonders ihrer 
Familie helfen, sie nach der Entlassung beraten usw. Das alles 
hilft, ist aber nicht in erster Linie ausschlaggebend. 

Manche direkten, an sich guten Maßnahmen sind sogar zeit¬ 
weise zum Schaden umgeschlagcn: so ist es unzweifelhaft einer 
der größten Fortschritte, daß die geisteskranken Verbrecher 
aus den Zuchthäusern heraus in die Irrenanstalten kommen. Und 
doch wissen wir alle, wie große Verheerungen es besonders in 
der Zeit nach dem Kriege angerichtet hat, daß man aus über¬ 
triebener und falscher Menschlichkeit, die die Belange der Allge¬ 
meinheit vergaß, auch unsere undisziplinierten psychopathischen, 
aber nicht geisteskranken Verbrecher nur als krankhafte und 
bemitleidenswerte Menschen (die sie natürlich auch sind) an- 
sehen wollte und dadurch unsere ganze Rechtssicherheit und 
Anstaltsdisziplin untergrub. Nun, wir sind über diese Zeiten 
Gott sei Dank hinweg, müssen uns aber heute vielleicht davor 
hüten, nun überall nur verruchte Bosheit und Schuftigkeit 
zu sehen. 

Dieser Irrweg ist geschichtlich verknüpft mit den Ver¬ 
suchen der Theorienbildung über das Wesen und die Bekämp¬ 
fung des Verbrechertums. 

Den ersten umfassenden Versuch, ein wissenschaftliches 
Bild des Verbrechers zu geben, hat der italienische Professor 
der gerichtlichen Medizin Lombroso gemacht; er zeichnete das 
Bild des „geborenen Verbrechers“ und verstand darunter eine 
mehr oder weniger fest umrissene abnorme Spielart des Men¬ 
schen, mit bestimmten körperlichen und geistig-seelischen 
Eigenschaften; er geht soweit, bestimmte typische körperliche 
und seelische Eigenschaften für Mörder, Diebe, Schwindler, 
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politische Verbrecher usw. zu beschreiben. Die anthropologisch- 
anatomische, also die körperbauliche Seite und die äußere Er¬ 
scheinung werden besonders betont. 

Wir wissen heute, daß ein derartiger Versuch von vorn¬ 
herein vergeblich war, immerhin hat er das eine Gute gehabt, 
den Blick von der Milieueinstellung auf die Bedeutung der An¬ 
lage zu lenken. Das Moment der Gefährlichkeit des Rechts¬ 
brechers und der Sicherung der Allgemeinheit gegen ihn wurde 
besonders betont. 

Trotz der Unrichtigkeit einiger Hauptpunkte in den An¬ 
schauungen Lombrosos haben sich aber sehr viele nützliche Fol¬ 
gerungen und Auswirkungen auf dem Gebiete des Strafrechts 
und des Strafvollzugs ergeben, zu deren Reform sie vielfach 
beitrugen. 

In unserer Zeit gewinnen nun anthropologische, körperbau¬ 
liche Gesichtspunkte wieder mehr Boden, besonders seitdem der 
Marburger Psychiater Kretschmer und seine Schule gewisse Be¬ 
ziehungen zwischen Körperbau, körperlicher Konstitution einer¬ 
seits und geistigen Erkrankungen bzw. menschlichen Charakter¬ 
typen andererseits festgestellt haben. Er hat nachgewiesen, daß 
geistige Erkrankungen bestimmter Art eine gewisse Ver- 
schwisterung zeigen zu bestimmten Körperbautypen, daß z. B. 
Kranke, die an Schizophrenie (Spaltungsirresein) krank sind, 
viel häufiger zartwüchsig sind als solche, die an Melancholie 
leiden und dergleichen mehr. Es bestehen da zwischen Körper¬ 
bau, charakterlicher Grundhaltung und Geisteskrankheit ge¬ 
wisse Beziehungen (Koordinationen); wieweit sich daraus Er¬ 
kenntnisse für die Verbrecherkunde ergeben werden, steht aller¬ 
dings noch sehr dahin. 

Andere ärztliche Forschungsrichtungen gehen von anderen 
körperbaulichen Gesichtspunkten aus. 

Daneben laufen seit vielen Jahrzehnten kriminalpsycholo¬ 
gische und kriminalpsychopathologische Untersuchungen und 
Bestrebungen (dazu die gerichtliche = forensische und die 
Strafvollzugs- oder Poenal-Psychologie und -Psychopathologie). 
Erstere suchen das normale Seelenleben des Rechtsbrechers und 
die Entstehung der Tat aus dem Seelenleben des Täters zu er¬ 
forschen; auf diesem Gebiete haben vor allem Juristen mit¬ 
gewirkt, aber auch eine Reihe Psychiater (wissenschaftlich 
begründet wurde die Kriminalpsychologie von dem Grazer 
Strafrechtslehrer Groß, fortgebildet von Wulffen, Kaufmann, 
Göring u. a.). Die Kriminalpsychopathologie untersucht die ab¬ 
normen- krankhaften Seiten des Verbrechertums und der Ver- 
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brecherseele. Mein sehr verehrter Lehrer, der kürzlich ver¬ 
storbene Gießener Psychiater, Geheimrat Prof. Dr. Robert 
Sommer, ist auf diesem Gebiet seit der Jahrhundertwende füh¬ 
rend tätig gewesen. 

Die neue Zeit und ihre Notwendigkeiten, die gebieterischen 
Forderungen einer verstärkten Bekämpfung der Kriminalität 
sowie auch die Ergebnisse der VererbungsWissenschaft haben 
immer mehr die Wichtigkeit einer planmäßigen Zusammen¬ 
fassung aller dieser und anderer bisher getrennten Forschungs¬ 
richtungen auf dem Gebiet der Verbrechens- und Verbrecher¬ 
kunde ergeben. Diese Erkenntnis konnte allerdings leider, wie 
wir wissen und worauf ich oben schon hingewiesen habe, nicht 
verhüten, daß die bisherigen Ergebnisse der Wissenschaft in 
einer müden Zeit zunächst zu einer Begünstigung und Züchtung 
des Verbrechertums ausgewertet werden konnten. Im Zuge der 
Zusammenfassung sind seit Kriegsende die kriminalbiologischen 
Bestrebungen immer stärker und wichtiger geworden und 
stehen heute im Vordergründe des Interesses. 

Und wenn man heute Kriminalbiologie treibt, so will man 
bewußt das gesamte Leben des Verbrechers, das körperliche wie 
das seelische und geistige, erforschen und für die Erkenntnisse 
des Wesens und Werdens des Täters verwerten. Wir untersuchen 
also den ganzen Menschen, den Täter, dessen Tat nur die Aus¬ 
wirkung der Kräfte (die „Aktualisierung der Potentialität“) 
der körperlich-seelischen Ganzheit (eben der Persönlichkeit) 
unter dem Einfluß der Umwelt ist. So etwa hat Professor 
Lenz-Graz, einer der führenden Männer der Kriminalbiologie, 
die Auffassung der Kriminalbiologie gekennzeichnet. 

Die Kriminalbiologie stützt sich in ihrer Gesamtschau vor 
allem auf die Erkennung der körperlichen Konstitution und der 
Kräfte der Vererbung sowie auf die psychologische, charaktero- 
logische und psychopathologische Untersuchung des Täters, sie 
erforscht Erbgut, Erziehung und Lebenslauf des Täters nach 
allen Seiten, um daraus die Bedeutung von Anlage und Umwelt 
für die Täterpersönlichkeit und ihre Auswirkung (Aktualisie¬ 
rung) in der Tat möglichst scharf herauszustellen und auf Grund 
dessen auch die Aussichten (Prognose) für den weiteren sozialen 
Lebenslauf des Täters möglichst vorauszusagen, ferner nach 
Möglichkeit Winke für die Behandlung (pädagogische Führung, 
Heilerziehung) des Betreffenden, besonders bei Jugendlichen, zu 
geben. 

Es geht also heute nicht mehr der Streit um die Frage 
Erbanlage oder Umwelt, sondeni um die Herausschälung des 
Anteils beider Faktoren. 
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Wir wissen heute, daß der Anteil des Erbmäßigen über¬ 
wiegt, jedenfalls bei dem Rückfälligen, dem eigentlichen Ver¬ 
brecher; wir suchen aber auch den Anteil der Umwelt zu be¬ 
stimmen, um dem Erzieher, auch uns für unsere Fürsorgemaß¬ 
nahmen, den Boden zu schaffen, damit wir nicht ins Ungewisse 
handeln. 

Das eine ist natürlich selbstverständlich, und ich möchte es 
hier gleich hervorheben: ist ein Mensch einer bestimmten An¬ 
lage einmal dem Erzieher anvertraut, dann muß dieser sich auf 
den Standpunkt stellen, als wäre Umwelt und Erziehung alles 
und Vererbung nichts, weil er sonst nicht das Höchstmaß des 
Möglichen aus sich und seinem Zögling herausholen kann. Ähn¬ 
lich muß es ja auch der Arzt bei der seelischen Behandlung ner¬ 
vöser Störungen und von Charakterfehlern machen. Aber immer 
bildet die vererbte Anlage den Boden, auf dem wir alle Arbeit 
erst aufbauen müssen. 

Die Erkennung der Bedeutung der Vererbung ist der letzte 
und grundlegende Fortschritt auf dem Gebiete der Verbrechens¬ 
kunde, also der gleiche Vorgang, den ich oben bereits kurz für 
das Gebiet der Geisteskrankheiten beschrieben habe. 

Besonders durch die Zwillingsforschung ist heute die Be¬ 
deutung der Anlage für die Entstehung des Verbrechens er-, 
wiesen. Es hat sich gezeigt (Lange, Kranz, Stumpf! u. a.), 
wenn bei eineiigen Zwillingen, jenen zum Verwechseln ähnlichen 
Zwillingen, bei denen wir also eine gleiche Anlage, ein gleiches 
Erbgut voraussetzen müssen, der eine Zwilling kriminell ist, 
dann wird in der überwiegenden Zahl der Fälle auch der andere 
Zwilling kriminell (auch wenn die Umweltverhältnisse verschie¬ 
den waren), während ein derartig gleiches Verhalten (Konkor¬ 
danz) bei zweieiigen Zwillingen nur selten auftritt, nicht häu¬ 
figer, als es bei Geschwistern überhaupt der Fall ist. Diese 
Untersuchungen sind vielfach mit dem gleichen Ergebnis wieder¬ 
holt worden. Natürlich besagt das nichts darüber, was nun da 
eigentlich vererbt wird. Darüber wissen wir bis heute nur 
wenig. Wahrscheinlich sind es Abnormitäten des Gefühls- und 
Willenslebens (GemütsVerarmung, Willensschwäche, Haltlosig¬ 
keit) verbunden mit Abnormitäten des Temperaments, was sich 
vererbt und was bei entsprechender Koppelung eine beson¬ 
dere Neigung (Disposition) zur Rückfallkriminalität abgibt. 

Somit ist heute auch zur Frage „Vererbung und Ver¬ 
brechen“ schon ein sehr wichtiger Beitrag geleistet, über die 
Beziehungen von Verbrechen und Geisteskrankheit bestanden 
bisher noch recht irrige Vorstellungen. 


2 
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Wir waren bisher gewohnt, das Verbrechertum zu sehr 
unter dem Gesichtswinkel der eigentlichen Geisteskrankheiten 
zu sehen. Das hat seine Ursachen zum größten Teil in der ge¬ 
schichtlichen Entwicklung der Psychiatrie, die, von den großen 
Geisteskrankheiten ausgehend, erst spät die Bedeutung der 
übrigen geistigen Abnormitäten (der sogenannten Psycho¬ 
pathien) erkannte. 

Und wir kennen ja alle die typischen Verbrechen der Geistes¬ 
kranken: wir sehen schizophrene Mörder (Schizophrenie 
= Spaltungsirresein, die häufigste unserer Geisteskrankheiten) 
und epileptische Gewaltverbrecher (in Dämmerzuständen bei 
Epilepsie = Fallsucht), verfolgungswahpsinnige Massenmörder, 
melancholische Familienmörder, Sittlichkeitsverbrecher bei 
paralytisch (durch Syphilis) erkrankten oder durch Alters¬ 
schwachsinn oder Kopfgrippe hirngeschädigten Menschen usw. 

Wir sind auch gewohnt, die psychopathischen (also ab¬ 
normen, aber doch nicht geisteskranken) und auch die so¬ 
genannten normalen Verbrecher stark unter dem Gesichtswinkel 
der Geisteskrankheit zu sehen, jedenfalls erheblich in der 
Familiengeschichte solcher Verbrecher nach Geisteskrankheiten 
zu forschen und die Belastung mit Geisteskrankheiten, die etwa 
gefunden wird, als etwas Typisches zu betrachten. 

Jedoch haben die neuen Forschungen dargetan, daß diese 
bisherige Auffassungsweise nicht richtig ist, jedenfalls ist sie 
nicht die gewöhnliche, wenn natürlich auch etwa nach dieser 
Richtung hin getroffene Feststellungen für den Einzelfall ihre 
große Bedeutung haben. 

S t u m p f 1 (der kürzlich in Köln in der Gesellschaft 
für Rassenhygiene gesprochen hat) hat durch mühselige lang¬ 
jährige Forschungen und erbstatistische Untersuchungen nach¬ 
gewiesen, daß bei den (Rückfall-) Verbrechern die Familien¬ 
belastung mit Geisteskrankheiten nicht größer ist, als es der 
normalen Häufigkeit in der Bevölkerung entspricht. Er hat nach¬ 
gewiesen (ich habe das oben schon erwähnt), daß es vielmehr 
gewisse Typen von abnormen, krankhaft veranlagten Menschen 
sind, die außerhalb der eigentlichen Geisteskrankheiten stehen, 
die die Belastung ausmachen. Diese Typen (also besondere 
psychopathische Formen) finden sich in den betreffenden krimi¬ 
nellen Sippen gehäuft, und sie besitzen eine gewisse Verwandt¬ 
schaft (Affinität) zur Kriminalität. 

Beziehungen zu unseren großen psychiatrischen Krank¬ 
heitsgruppen hat Stumpfl nur bei der Gruppe der rückfälligen 
Tätlichkeitsverbrecher gefunden, in deren Sippen die erbliche 
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Fallsucht (Epilepsie) gehäuft vorkam. Stumpf! selbst ist aber 
in der Auswertung dieses Einzelergebnisses noch recht vor¬ 
sichtig. 

Es taucht hier der Begriff der asozialen Sippe auf, es wird 
also der Verbrecher nicht mehr als Einzelwesen, sondern als 
Glied seiner Sippe gesehen und verstanden. 

Ein anderer Forscher (v. Baeyer) glaubt allerdings für die 
krankhaften Schwindler und Lügner gewisse Beziehungen zur 
Gruppe des manisch-depressiven Irreseins, dessen Krankheits¬ 
zustände durch die Stimmungsschwankungen traurig und heiter 
ausgezeichnet sind, gefunden zu haben, ohne sich allerdings 
schon eindeutig festlegen zu wollen. 

Von besonderer Bedeutung für unsere Frage ist endlich 
noch eine Arbeit von Ritter. Er hat in alten Archiven aus dem 
17. und 18. Jahrhundert Listen von „Vagabunden, Jaunern und 
Räubern“ gefunden und in mühseliger jahrelanger Arbeit deren 
Nachkommen bis auf unsere Tage ausfindig gemacht. 

Was er nun dabei festgestellt hat, ist nicht verwunderlich, 
aber erschütternd. Fast sämtliche Nachkommen dieser alten 
„Vagabunden, Jauner und Räuber“ sind auch heute wieder 
asozial, kriminell, Taugenichtse und dergleichen, genau wie ihre 
Vorfahren vor Jahrhunderten: früher in gefürchteten Gauner¬ 
gesellschaften vereint und wohlbekannt, schienen sie vor etwa 
100 Jahren durch die strengen staatlichen Maßnahmen in ihrem 
äußeren Zusammenhalt gesprengt und vernichtet; indes die 
Sippen erhielten sich bis heute und geben so ein erschütterndes 
Bild dafür, wie sich schlechtes Erbgut zum Schaden der All¬ 
gemeinheit durch die Jahrhunderte und durch die verschieden¬ 
sten sozialen, wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse hin¬ 
durch und allen Beeinflussungs- und Besserungsversuchen zum 
Trotz bis heute erhalten hat. 

Und wie der Verfasser sagt: „Weder Rad noch Galgen, noch 
Schwert, weder Rute noch Brandmarkung, weder Verschubung 
noch Landesverweisung, weder Zucht- noch Arbeitshäuser, 
weder Kinderheime noch Erziehungsanstalten, weder Kirche 
noch Schule haben diesen Menschenschlag zu ändern vermocht. 
Denn alle diese Maßnahmen konnten nicht rechtzeitig verhin¬ 
dern, daß die Glieder des Gaunerschlags sich miteinander fort¬ 
pflanzten, und daß sie damit ihr geprägtes Erbgut immer wieder 
durch die Jahrhunderte an die folgenden Geschlechter Weiter¬ 
gaben.“ 

In der gelegentlichen Vermischung dieser Gaunergesellschaf¬ 
ten vor Generationen mit bürgerlichen Sippen sieht der Ver- 
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fasser, zum Teil wenigstens, die Ursache für das gelegentliche 
Auftreten von schwerer Kriminalität oder Unstetheit und 
Vagantentum in sonst sozialen Familien. 

Auch dieser Verfasser sieht also keine Geisteskrankheiten 
in den asozialen Sippen, sondern bestimmte asoziale Verhaltens¬ 
weisen und Charakterrichtungen sich von Generation zu Gene¬ 
ration vererben. 

Diese Feststellungen und Forschungen sind geeignet, über 
die allgemeine kriminalpolitische Bedeutung hinaus auch für 
unsere praktische Arbeit in den Gefängnisvereinen große Bedeu¬ 
tung zu gewinnen. 

Sie schärfen uns den Blick für das erb- und sippenmäßig Ge¬ 
gebene, wir lernen mehr und mehr scheiden den erbmäßigen 
Sippenwert von dem, was Milieu und persönlicher Konflikt in 
dem betreffenden Menschen, der uns als Krimineller vor die 
Augen kommt, angerichtet haben. 

Wir werden daraus lernen (die Verbreitung dieser Kennt¬ 
nisse und die praktische Auswertung wird allerdings nicht von 
heute auf morgen gelingen), wir werden lernen, was uns ja 
schon immer gefühlsmäßig als richtig vorgeschwebt hat, die 
Würdigen, unserer Hilfe Werten von den Schmarotzern und 
Schädlingen zu scheiden und danach unsere Maßnahmen einzu¬ 
richten und unsere Hilfe zu geben oder zu verweigern. 

So werden wir auf der einen Seite da helfen können, wo 
die Hilfe Erfolg verspricht; bei den übrigen werden die Justiz¬ 
behörden zu allen rechtlich gegebenen Sicherungsmaßnahmen 
greifen müssen, um die Volksgemeinschaft vor ihnen zu 
schützen und neuen kriminellen und asozialen Nachwuchs unter 
allen Umständen zu verhüten. 
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Anlage und Verbrechen 

von Ober-Reg.-Rat Dr. Otto Weissenrieder, Ludwigsburg2 

Die große Bedeutung der Umwelt als eines Verbrechens¬ 
faktors ist unbestreitbar. Sie schafft die Bedingungen, unter 
denen labile, nach ihrer Anlage gefährdete Charaktere scheitern. 
Der Durchschnitt wird auch in gefährdender Umwelt recht¬ 
schaffen bleiben. Häufig treffen wir unter den Gefangenen 
Leute, die als einzige ihrer Familie kriminell geworden sind und 
unter den gleichen, mindestens ähnlichen Erziehungsverhält¬ 
nissen aufgewachsen sind wie ihre rechtschaffenen Geschwister. 
Sie sind „aus der Art geschlagen“, sagt das Volk und trifft da¬ 
mit das Rechte, sucht die Ursache in der Anlage, die von der 
Anlage der übrigen Familienmitglieder abweiche. Zahlreich sind 
die Sprichwörter aller Nationen, die auf die Übereinstimmung 
der Artung von Eltern und Kindern hinw’eisen. Auch wo das 
Volk die Umwelt in ihrer Bedeutung wertet, meint es die 
Artung, die den einzelnen die ihm zusagende Umgebung suchen 
läßt und in ihr hält. Die Umw’elt ist vor allem soziologisch auf¬ 
schlußreich. In statistisch faßbarer Weise offenbart sie uns 
Schäden der verschiedensten Art, zeigt besondere Möglichkeiten 
einer Bekämpfung des Verbrechens, läßt die Schwankungsbreite 
der Kriminalität erkennen. Mehr und mehr reift die Erkenntnis 
heran, daß man das schwere und namentlich das gew'ohnheits- 
mäßige Verbrechen nur dann an der Wurzel faßt und nur dann 
folgerichtig vorbeugend bekämpfen kann, wenn man die durch 
die Tat offenbar gewordene Disposition zum Verbrechen zum 
Ausgangspunkt in kriminalpolitischer Hinsicht und bei der 
Einzelbehandlung nimmt. Die Anlage als die Gesamtheit der 
Gaben, Fähigkeiten, Neigungen des Verstandes, Willens, Ge¬ 
müts, der Wahrnehmungstätigkeit, des Vorstellungsvermögens, 
ihrer psychobiologischen Grundlagen ist ein schwer zugängliches 
Wissensgebiet. Wir kennen im allgemeinen beim einzelnen nur 
die äußere Haltung und schließen aus ihr auf das Innere, 
können so vielleicht ein passendes Bild von seinem Charakter 
entwerfen, und wenn wir richtig sehen, auch sein künftiges 
Verhalten mit einiger Sicherheit beurteilen, um so sicherer, 
je mehr derbe Abweichungen von einem irgendwie zum Ver¬ 
gleich verwendeten Normaltyp des sozial zuverlässigen Men¬ 
schen zu beobachten sind. In letzter Zeit hat Stumpfl in seinem 
Artikel „Verbrechen und Vererbung“, Monatsschrift für Krimi¬ 
nalbiologie und Strafrechtsreform, 1938, Heft 1, Seite 1 ff. 
interessante Ergebnisse seiner Untersuchungen von Sippen 
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Rückfälliger veröffentlicht. Er hat in solchen Sippen eine deut¬ 
liche Häufung von auffälligen Charaktereigenschaften (Gefühls¬ 
armut und Gefühlskälte bei ungewöhnlicher Flachheit des Ein¬ 
drucksvermögens, Hyperth 3 miie, abnorme Willensbestimmbar¬ 
keit durch Nahziele und Augenblickswünsche) festgestellt. 
Solche Eigenschaften beobachten wir bei Schwerkriminellen und 
über diese Gruppe hinaus an Gefangenen auch in der Praxis 
nicht selten. Von besonderem Interesse sind die Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Erfahrung über die Bedeutung der Anlage 
und über darin liegende Möglichkeiten einer vorbeugenden Be¬ 
kämpfung des Verbrechens auf zwei Gebieten: 

1. Die Vererbungslehre hat uns Gewißheit darüber ge¬ 
geben, daß eine Reihe von Krankheiten im Erbgang weiter¬ 
gegeben wird. Diese Erkenntnis führte uns zu dem Gesetz 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 1. Januar 1934 
(Sterilisationsgesetz). Als Erbkrankheiten werden genannt: 
Schwachsinn, bestimmte Arten von Irresein, Epilepsie, Veits¬ 
tanz, erbliche Blindheit, erbliche Taubheit, schwere körper¬ 
liche Mißbildung und schwerer Alkoholismus. Nicht genannt 
sind die degenerierten Psychopathen mit kriminellen Neigungen. 
Daß mit der Unterbindung der Weitergabe schlechten Erbguts 
im Sinne des Gesetzes auch in manchen Fällen Erbgut, das zum 
Verbrechen führt, mitausgemerzt wird, ist in der deutschen 
Vollzugspraxis wohl außer Streit. 

2. Die Erfahrung hat gelehrt, daß mit der Entfernung der 
Keimdrüsen die sexuellen Instinkte stark vermindert werden, 
wenn nicht ganz verschwinden. Die Entmannung gefährlicher 
Sittlichkeitsverbrecher ist daher nach § 42 k des deutschen 
Strafgesetzbuches als Maßregel der Sicherung und Besserung 
neben der Strafe wegen Sittlichkeitsverbrechen, einschließlich 
Exhibitionismus, aber mit Ausschluß von Blutschande, Unzucht 
mit Abhängigen und Päderastie zugelassen. Bei Lustmord oder 
Totschlag und bei Aburteilung von zwei Sittlichkeitsverbrechen, 
die einen Hang zu derartigen Taten beweisen, ist eine vorherige 
Bestrafung wegen Sittlichkeitsverbrechen nicht notwendig. Im 
übrigen ist Rückfall Voraussetzung für die dem pflichtmäßigen 
Ermessen überlassene Anordnung der Entmannung neben der 
Strafe. Wie vorsichtig und wie gewissenhaft von den Gerichten ge¬ 
prüft wird, kann die deutsche Vollzugspraxis bestätigen. Die gün¬ 
stige, künftigen Verbrechen vorbeugende Wirkung ist erwiesen. 

Die Sterilisation ist Ausmerzung kranken Erbguts aus dem 
Volkskörper, den wir in Deutschland als Ganzes sehen, die 
Kastration bezweckt die unmittelbare Einwirkung auf die Ver- 
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anlagung des einzelnen, über diese beiden Maßnahmen, mit denen 
neue Wege beschritten sind, hat der Berliner Internationale Straf¬ 
rechts- und Gefängniskongreß verhandelt. Das Ergebnis dieses 
Kongresses ist allgemein bekannt. Es ist vor allem der klugen 
Verhandlungsführung und scharfsinnigen Klärung der Mei¬ 
nungen durch den Sektionspräsidenten Dr. Delaquis (Schweiz) 
und der ausgezeichneten Generalberichterstattung und großen 
Sachkunde des Professors Dr. Naville (Schweiz) zu verdanken. 
Der Einblick in die Gegensätze, die sich bei den Verhandlungen 
zeigten, und die Kenntnis der wichtigsten Einzelheiten des Ver¬ 
handlungsstoffes ist so wünschenswert, daß das Fehlen eines 
Berichtes über dieses wertvolle und gerade uns Deutsche be¬ 
sonders interessierende Material in unseren Blättern wohl eine 
Lücke bilden würde, dies um so mehr, als die Entschließungen 
des Kongresses unserer, von Dr. Gütt (Deutschland) im Kon¬ 
greß vorgetragenen Rechtsentwicklung in allen wesentlichen 
Punkten konform sind. 

Beide Maßnahmen sind, soweit sie nicht therapeutisch an¬ 
gezeigt sind, in den meisten Ländern verboten. Die dem Kon¬ 
gresse vorgelegte Frage war daher, ob und nach welchen Grund¬ 
sätzen die Möglichkeit dieser Operation im Bereich der Ver¬ 
brechensvorbeugung empfohlen werden sollte. Es ist nur natür¬ 
lich, daß sich hier scharfe Gegensätze zeigten. Am schärfsten 
war dies der Fall in dem Bestreiten oder Bezweifeln des Rechts 
des Volks, in die Entwicklung des Lebens einzugreifen. Von 
verschiedenen Rednern wurde ausgeführt: Man müsse die Natur 
lassen, wie sie sei. Man dürfe nicht die Wege der Vorsehung 
stören; das Leben, das von Geheimnissen umgeben sei, das nicht 
nur eine Degeneration, sondern wohl auch eine Regeneration 
kenne, fordere, daß man es achte. Die Eingriffe widersprächen 
der menschlichen Natur und der Humanität. Im Blick auf 
„20 Jahrhunderte kulturellen, intellektuellen und moralischen 
Fortschritts der Menschheit“ verbiete sich ein solches Vorgehen. 
Es handele sich auch nicht um eine Frage des Strafrechts, 
sondern um ein medizinisches Problem, das im Gebiete des 
Sozialen liege. Der Kongreß sei daher gar nicht zuständig. Da¬ 
gegen wurde ausgeführt: Die Zivilisation stelle selbst einen Ein¬ 
griff in die Natur dar; im Falle einer tödlichen Krankheit zum 
Beispiel lasse man ihr nicht den Lauf, sondern bemühe sich, alle 
ärztliche Kunst und Erfahrung anzuwenden, um die Krankheit 
zu heilen. Schlagend die Präzisierung (Vesela): „Die natürliche 
Selektion ist durch die Zivilisation verändert, die eugenischen 
Maßnahmen sind Waffen einer wissenschaftlichen Selektion.“ 
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Die Aufgabe des Kongresses beschränke sich nicht auf Strafen 
und Sicherungsmaßnahmen, sie erstrecke sich auch auf die 
Mittel des Kampfes gegen die Ursachen des Verbrechens, zu 
diesen Mitteln gehörten diese Maßnahmen. Durch die Steri¬ 
lisation werde die Zahl der Abnormen, aus denen auch Ver¬ 
brecher hervorgehen, vermindert. 

Das Schwergewicht der Einwendungen lag bei den Aus¬ 
führungen, die sich darauf gründeten, daß man noch im Stadium 
der Sammlung der Erfahrungen stehe. Die Sterilisation schließe 
die Gefahr einer Störung des psycho-biologischen Gleichgewichts 
in sich; denn nicht nur die Zeugungsfähigkeit werde auf¬ 
gehoben, sondern auch die innere Sekretion werde nach und 
nach vermindert, vielleicht allmählich ganz beseitigt; dies 
bleibe nicht ohne Folgen für die Persönlichkeit. Die Maß¬ 
nahmen bedeuteten eine Verstümmelung. Die Kastration sei 
eine endgültige und tiefe Degradation der biologischen, 
psychischen und sozialen Funktionen des menschlichen Seins. 
Ein anderer Redner äußerte, wenn als Folge der Kastration 
auch die aktiven sexuellen Instinkte vermindert werden, 
so habe diese Operation auch die Folge, daß die passiven 
sexuellen Instinkte, die Verfehlungen gegen die Natur, geweckt 
und vermehrt werden. Eine Vererbung krimineller Neigungen 
sei übrigens nicht nach gewiesen. Außerdem gefährde die Steri¬ 
lisation das Wachstum der Bevölkerung; die Gefahr bestehe, 
daß sie in zu weitem Maße von einzelnen erstrebt und von den 
zuständigen Instanzen angewendet werde. Als Mittel im Kampf 
gegen das Verbrechen versage die Sterilisation, ergebe nur ein 
verschwindend geringes Resultat. Die Behandlung des Problems 
sei verfrüht, mindestens könne sie nur nach Scheitern aller 
anderen Maßnahmen als letztes Mittel und nur mit der 
äußersten Vorsicht angewendet werden, über die therapeu¬ 
tischen Fälle konnte es so wenig einen Streit geben wie über die 
unmittelbare Wirkung der Sterilisation, die Unfruchtbarkeit. 
Die Nützlichkeit der Sterilisation in einzelnen Fällen, z. B. 
Geisteskrankheit, wurde zum Teil auch von Gegnern einer Rege¬ 
lung im Gesamtbereich des Strafwesens zugegeben. Ebenso 
wurden vereinzelt bei der Kastration im Falle von schweren Ver¬ 
brechen Konzessionen gemacht. 

Der Präsident der Sektion, Dr. Delaquis, faßte die im ein¬ 
zelnen, auch in ihren Folgerungen recht verschiedenen Einwen¬ 
dungen in zwei Systeme zusammen: 

1. Den Vorschlag Dolenc-Saldana, dessen Tendenz eine bedeu¬ 
tende Einschränkung der Sterilisation und Kastration war. Im 
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Grundsatz waren sie Gegner der Zulassung der Sterilisation und 
der Anwendung der Kastration im System des Strafwesens; 

2. den Vorschlag Jorgulescu, der wenigstens teilweise, ins¬ 
besondere bei vollständiger Übereinstimmung der medizinischen 
Therapie mit dem Interesse der sozialen Verteidigung mit den 
Befürwortern der Maßnahmen einig ging, aber bei der Kastra¬ 
tion eine verschiedene Behandlung der einzelnen, je nachdem es 
sich um ein Verbrechen oder ein Vergehen handelt, empfahl. 

Demgegenüber standen im Mittelpunkt der Verhandlung die 
Thesen des Generalberichterstatters Naville, die durch wenige 
Änderungen zu einem gemeinsamen Vorschläge Naville-Gütt 
wurden. Entsprechend dem heutigen Stand der Wissenschaft 
empfahl dieser Vorschlag Sterilisation und Kastration auch mit 
Zwang und Regelung im Strafwesen. Sie wurden vom General¬ 
berichterstatter in wirkungsvoller Weise vertreten. Dabei fand er 
die Unterstützung namentlich auch deutscher Kongreßteilnehmer. 

Der so natürliche Gedanke, daß man das Wissen und die 
Erfahrung der Gegenwart in den Dienst des Schutzes des 
Volkes vor dem Verbrechen stellen muß, war grundlegender 
Ausgangspunkt für jeden, der sich zum Vorschlag Naville-Gütt 
positiv einstellte. Kein Zweifel, daß wir Ehrfurcht vor dem 
Leben haben müssen; es ist ewig sich erneuernde Schöpfung, 
ist das große Geheimnis des Daseins, ja der Welt mit ihrem 
ewigen Wechsel von Vergehen und neuem Werden. Aber eben¬ 
sowenig ist es zweifelhaft, daß wir selbst durch die Zivilisation 
in den Gang des Lebens eingreifen; die Natur läßt auf die 
Dauer nichts bestehen, was falsch ist, was nicht echtes Leben 
ist. Frei wirkend ist die Natur unerbittlich in der Ausmerzung 
von allem, was nicht in seiner Art lebenstüchtig ist. Diese 
natürliche Auslese, die vom Ganzen aus gesehen nicht er¬ 
barmungslos, sondern schöpferisch ist, wird durch die Zivili¬ 
sation gehemmt und aufgehoben. Deshalb dienen wir der Natur 
und passen uns ihr an, wenn wir die durch uns selbst unmöglich 
gemachte natürliche Auslese mit Mitteln, die dem einzelnen 
nicht schaden und dem Volke nützen, ersetzen. 

So war die Frage nach dem Stand der wissenschaftlichen 
Erfahrung entscheidend. In dieser Beziehung hat der General¬ 
berichterstatter den Hauptteil gegeben. Naville konnte sich auf 
die in seinem Heimatlande seit 30 bis 40 Jahren und zum Teil 
von ihm selbst gemachten Erfahrungen und auf schweizerische 
Veröffentlichungen stützen. Schlegel (Deutschland) konnte 
über seine, wenn auch eine kürzere Zeit umfassenden, aber doch 
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schlüssigen Beobachtungen als Chirurg berichten. Naville 
führte aus; Die Sterilisation des Mannes, eine Operation in der 
Dauer von wenigen Minuten, habe außer der Unfruchtbarkeit 
keine Wirkung auf den Körper- und Nervenzustand des Operier¬ 
ten. Die weibliche Sterilisation sei als Bauchoperation mit dem 
Risiko jeder derartigen Operation verbunden, im übrigen neben 
der Sonderwirkung für die Frau in den Folgen wie beim Manne. 
Die Kastration führe bei der Frau zu einer vorzeitigen Meno¬ 
pause, die für die Regel ohne ungünstige Nebenwirkung sei, in 
der Hälfte der Fälle den Sexualtrieb zum Erlöschen bringe, in 
den übrigen Fällen die sexuellen Instinkte in leichtem Grade ver¬ 
mindere. Frühere psychische und nervöse Störungen besserten 
sich. Die körperlichen Veränderungen seien unbedeutend. Beim 
Manne trete als Folge der Kastration ziemlich häufig eine 
leichte Verminderung der Muskelkräfte, eine Verminderung der 
Behaarung von Gesicht und Körper ein, ziemlich selten Fett¬ 
leibigkeit. Der physische Zustand bleibe im allgemeinen aus¬ 
gezeichnet. Stark beeinflusse die Kastration die Sexualität, in 
dieser Beziehung seien die therapeutischen Erfolge vorzüglich. 
In wenigen Monaten sei meist das sexuelle Verlangen ver¬ 
mindert, wenn nicht erloschen, namentlich bei einem Alter der 
Operierten von 25 bis 45 Jahren, bei Debilen mehr als bei ge¬ 
wissen Psychopathen. Bei Homosexuellen seien in zehn Fällen 
von zwölf ausgezeichnete Resultate erzielt worden. Perverse 
Instinkte seien meist, aber nicht immer, normalisiert. Heftige 
und cholerische Charaktere milderten sich. Psychopathien mit 
dementem Charakter blieben unbeeinflußt. Frühere Depressionen 
auf sexueller Basis verschwänden meist. Manchmal schlössen 
sich Depressionen an die Operation an, die aber in ein bis zwei 
Jahren wieder zurücktreten. Die geistige Aktivität sei infolge 
des Wegfalls sexueller Beunruhigung gebessert. Zwei Drittel 
der Operierten erklärten sich von der Wirkung der Operation als 
befriedigt. Unter 40 Fällen von Kastrationen von Sittlichkeits¬ 
verbrechern habe der Schweizer Wolff nicht einen Rückfall 
beobachtet. In der Literatur würden nur fünf Fälle von Rück¬ 
fall erwähnt, darunter vier Homosexuelle. Die gewöhnliche 
Kriminalität vermindere sich in beachtlichem Grade. Wenige 
Monate nach der Operation habe man zwei Drittel der Operier¬ 
ten endgültig in die Freiheit entlassen können, wo sie seitdem 
ein regelmäßiges und ehrenhaftes Leben führen. Bei diesem 
Ergebnis könne man nicht mehr sagen, daß diese Methode der 
Hilfe noch im Stadium des Versuchs stehe; sie habe ihre Probe 
abgelegft. Schlegel berichtet über 240 Fälle von Kastration mit 
ebenfalls günstigen Ergebnissen. In 80 bis 90 Prozent der Fälle 
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sei der sexuelle Instinkt in wenigen Wochen stark vermindert, 
wenn nicht erloschen. In einem Falle habe es vier Monate ge¬ 
dauert. Von 40 Entlassenen sei keiner rückfällig geworden. 
Wenn die Beobachtungen sich auch nicht auf lange Zeit er¬ 
streckten, so komme hier in Betracht, daß bei Sittlichkeits- 
Verbrechern der Rückfall früher auch nach Verbüßung schwerer 
Strafen meist rasch eingetreten sei. Auch Viernstein (Deutsch¬ 
land) bestätigt die günstigen Erfahi*ungen und das Fehlen von 
ernsteren Störungen psychischer Art, die, wo sie eintreten 
sollten, nicht so sehr Folge der Entmannung als Reaktion einer 
im Grunde defekten und unterwertigen Persönlichkeit seien. 
Gütt erörtert den deutschen Standpunkt: Zulassung der 
Zwangssterilisation, von dem Fall gesundheitlicher Indikation 
abgesehen, nur aus eugenischen Gründen, nicht aus sozialen 
bzw. familiären Gründen, Zulassung der Zwangskastration zur 
Vorbeugung gegen Sittlichkeitsverbrechen, mit Ausschluß von 
Blutschande und Sittlichkeitsverbrechen an abhängigen Per¬ 
sonen, da diese Straftaten regelmäßig Umweltswirkung seien, 
und von Homosexualität, da die Operation ohne entscheidenden 
Einfluß auf die Anlage sei, Zulassung der freiwilligen Kastra¬ 
tion bei medizinisch nachgewiesener Indikation im Falle von 
perverser Sexualanlage. Erörtert wurden von ihm weiterhin die 
Rückfallsvoraussetzungen des deutschen Rechts bei Zwangs¬ 
kastration. Im wesentlichen stimmten die Ausführungen mit 
den von Naville vorgetragenen Grundsätzen überein. 

Ein Gegensatz der Anschauungen bedarf noch der Er¬ 
wähnung. Naville bedauerte die allzu eingehende Spezialisierung 
der deutschen Gesetze über die Sterilisation und Unfruchtbar¬ 
machung. Nach seiner Ansicht ist die begrenzende Aufstellung 
der Erbkrankheiten nicht zweckentsprechend; namentlich ver¬ 
mißte er, wenn schon eine solche Aufstellung gemacht werde, 
die Erwähnung der Psychopathen mit kriminellem Hang. Eben¬ 
so sollten nach seiner Meinung bei der Anwendung der Zwangs¬ 
kastration von Sexualverbrechern nicht allein die Deliktsart, 
sondern vor allem die krankhaften Züge in der Persönlichkeit 
des Sittlichkeitsverbrechers das entscheidende Merkmal sein. Der 
Gegensatz zur deutschen Ansicht wurde in dem Vorschlag 
Naville-Gütt überbrückt. In der Praxis dürfte er nicht so 
schwerwiegend sein, da die freiwillige Kastration in allen Fällen 
gefährlicher Neigung helfen kann. 

Die Befürworter des Vorschlags Naville-Gütt waren dar¬ 
über einig, daß die Eingriffe nur nach gewissenhafter, sorg¬ 
fältiger Prüfung der Notwendigkeit im Einzelfalle erfolgen 
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dürfen. Der Vorschlag van Bemmelen (Holland), die Eingriffe 
als letztes Mittel zuzulassen, schien im letzten Moment ein 
positives Ergebnis der Beratungen der Sektion zu gefährden. 
Ein Kompromißvorschlag Schäfer - van Bemmelen (Ziffer 7 der 
Entschließung), die Vermeidung eines Eingehens namentlich 
auf weniger wichtige Einzelheiten sowie die Ausscheidung 
der Verfahrensvorschriften führten über die Schwierigkeiten 
hinweg. 

Der in der Sektion angenommene Vorschlag Naville-Gütt 
wurde in der Generalversammlung, in der die geschilderten 
Gegensätze wieder auflebten, als Entschließung des Kongresses 
angenommen. Die Entschließung lautet: 

„1. Es ist angebracht, in den gesetzlichen Bestimmungen 
genau zu unterscheiden zwischen den Ausdrücken Sterilisation 
und Kastration, welche Operationen verschiedenen Wesens, ver¬ 
schiedener Art und verschiedener Wirkung bezeichnen. 

2. Die günstigen präventiv-therapeutischen Ergebnisse der 
Kastration bei sexuellen Störungen, die mit der Neigung zu 
krimineller Betätigung verbunden sind, müssen alle Staaten 
dazu veranlassen, ihre Gesetze entsprechend zu ändern oder zu 
ergänzen, damit diese Operation auf Antrag oder mit Zu¬ 
stimmung des Betroffenen ausgeführt werden kann, um ihn von 
einem entarteten Geschlechtstrieb zu befreien, der die Begehung 
sexueller Verbrechen befürchten läßt. 

3. Das gleiche gilt für die Sterilisation aus gesundheitlichen 
oder eugenischen Gründen, wenn die zu operierende Person zu¬ 
gestimmt hat. 

4. Zwangskastration kann anderen gesetzlich vorgesehenen 
sichernden Maßnahmen gleichgestellt werden. 

Zwangssterilisation aus eugenischen Gründen ist eine 
empfehlenswerte Vorbeugungsmaßnahme, da sie für die Zu¬ 
kunft die Zahl der Minderwertigen, aus denen beträchtlich viele 
Verbrecher hervorgehen, vermindern würde. 

5. Die gesetzlich geregelte Sterilisation aus gesundheit¬ 
lichen oder eugenischen Gründen und die Kastration von gefähr¬ 
lichen oder rückfälligen Sittlichkeitsverbrechern sind geeignete 
Sicherungsmaßnahmen, vorausgesetzt, daß ihre Anwendung 
mit strengen Rechtsgarantien umgeben ist. 

6. Für die Sterilisation von Verbrechern können keine 
anderen als die für die Sterilisation anderer Personen aus ge- 
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sundheitlichen oder eu^enischen Gründen geltenden Grundsätze 
in Betracht kommen. 

7. Die nationalen Gesetzgebungen werden in jeder Hinsicht 
gewährleisten müssen, daß von Zwangskastration und Zwangs¬ 
sterilisation nur mit größter Vorsicht Gebrauch gemacht und 
ein geordnetes Verfahren beobachtet wird, das eine gründliche 
Prüfung des Falles durch ein Gremium von Juristen und Medi¬ 
zinern vorsieht.“ 

Es ist fester wissenschaftlicher Grund, auf dem diese Ent¬ 
schließung steht. Im Deutschen Reich dürfen wir mit weiteren 
Erfahrungen rechnen. Die Praxis der Erbgesundheitsgerichte 
und die Sammlung der neben der Strafe zur Entmannung ver¬ 
urteilten Gefangenen aus großen Einlieferungsgebieten in einer 
Anstalt zum Vollzug der Strafe und zur Durchführung der Ent¬ 
mannung wird in Bälde ein reiches Material ergeben. Für uns 
sind diese beiden Maßnahmen, die Sorge für einen gesunden 
Nachwuchs, die Befreiung eines gefährlichen Sittlichkeits¬ 
verbrechers von seinen abnormen Trieben und der so erreichte 
Schutz des Volkes, Anpassung an die Natur und Dienst am 
Leben des Volkes. Das Verbrechen ist Ausnahme und bedingt 
durch die Anlage, mag sie angeboren oder erworben sein. Die 
Verschiedenheit der einzelnen Charaktereigenschaften nach Art 
und Bedeutung für den Gesamtcharakter, die Korrigierbarkeit 
namentlich der äußeren Haltung durch die Strafe, die Änderun¬ 
gen der Veranlagung in den verschiedenen Phasen des Lebens, 
der Einfluß von Krankheiten auf den psychophysischen Zustand 
des einzelnen sind andere Fragen. Ein großer Dichter soll ein¬ 
mal gesagt haben, wenn er in den Tageszeitungen von den ver¬ 
schiedenen Verbrechen lese, so habe er die Empfindung, daß er 
fähig wäre, jedes einzelne von ihnen selbst zu begehen. Das ist, 
wenn es so ist, das Wort eines dramatischen Dichters, der fähig 
ist, sich zutiefst in fremdes Leben zu versenken und fremdes 
Schicksal wie eigenes zu erleben. In diesem Sinne ist es wahr 
wie jedes echte Dichterwort. Das Leben redet eine andere 
Sprache und zeigt uns die ehrlich schaffenden und rechtschaffen 
lebenden Millionen, die ihr Leben meistern. Das Volk als Ganzes 
ist in sozialem Sinne gesund. Die sozialen und altruistischen 
Gefühle brauchen nicht erst anerzogen zu werden, so sehr sie 
wie alles zu voller Entfaltung der Pflege bedürfen, sind auch 
nicht nur schlechthin um des Ganzen und des eigenen Wohles 
willen notwendig. Sie sind naturgegeben, regelmäßig vorhanden 
und mächtig genug, um ein rechtschaffenes Zusammenleben der 
Volksgenossen zu schaffen und zu erhalten. 
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Grenz- und Nachbargebiete 

DerVollzugderUnterbringungimArbeitshaus, 
Asyl, in der Trinkerheilanstalt und in 
der Heil- und Pflegeanstalt 

Vortrag gehalten vor dem Ausschuß für Strafvollstreckungsrecht 
der Akademie für Deutsches Recht in Berlin am 17. Dezember 1937 
von Direktor Georg Steigertahl, Hamburg 

Wenn der Ausschuß für Strafvollstreckungsrecht sich ein Referat 
von mir, dem Beamten der Hamburgischen Fürsorgebehörde, erstatten 
läßt, so dürfte dafür sicherlich nicht der Grund maßgebend sein, daß ich von 
1920 bis 1926 Direktor eines Provinzial-Arbeitshauses und eines asylartigen 
Landespdegeheimes war, sondern vielmehr die Tatsache, 

daß Hamburg sehr viel wirkungsvoller als irgendein anderes deut¬ 
sches Land oder eine andere deutsche Gemeinde die asozialen und sozial 
schwierigen Personen bekämpft hat, 

daß die hamburgischen Vollzugsmethoden trotz mancher Versuche 
und Übergangsmaßnahmen billig geblieben sind, 

daß ferner die arbeitsfähigen asozialen und sozial schwierigen Per¬ 
sonen seit altersher vorwiegend im Interesse der Siechen- und Pflege¬ 
stationen beschäftiget werden, und 

daß schließlich die Ressortgrenzen zwischen Strafrechtspflege, Für¬ 
sorge, Fürsorgeerziehung, Gesundheitsbehörde, Polizei und Vormund¬ 
schaftsgericht durch zahlreiche Übergänge zweckvoll verzahnt und für die 
Praxis brauchbar gestaltet wurden. 

Das Gesetz des nationalsozialistischen Staates vom 24. November 
1933 gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der 
Sicherung und Besserung, genau so wie das Gesetz zur Bekämpfung erb¬ 
kranken Nachwuchses wurden daher auch von der Hamburger Praxis wie 
eine Erlösung empfunden; der baldige Erlaß eines fürsorgerechtlichen 
Reichsbewahrungsgesetzes wurde mit Entschiedenheit gefordert. 

Wenn ich gleich eingangs meine fürsorgerische Blickrichtung betone, 
so fürchten Sie bitte nicht, daß ich alte Reminiszenzen einer überwundenen 
Wohlfahrtspflege lebendig werden lassen will oder einer weichlichen 
Nivellierung das Wort rede; ganz im Gegenteil! Wenn von mir so stark 
die Bedeutung der Fürsorge zu Beginn meines Referates hervorgehoben 
wird, so deshalb, weil ich die Nöte der offenen Fürsorge, die ihr durch 
die asozialen und die sozial schwierigen Personen entstehen, genau kenne, 
und weil ich weiß, daß außer FHirsorge und Polizei niemand sich — vom 
Zwange der Tatsachen getrieben — ähnlich stark beim Kampfe gegen 
diese Elemente ereifern kann. Die Strafrechtspflege interessiert sich ganz 
natürlich in erster Linie für die gemeingefährlichen Verbrecher und ihre 
Unschädlichmachung; die Psychiatrie interessiert sich für die echten 
Geisteskranken, die Fürsorgeerziehung für die erziehbaren Jugendlichen; 
die Fürsorge hingegen und die Polizei haben täglich und stündlich mit 
jenem schwer definierbaren und schwer erkennbaren Ballast des Volks¬ 
körpers, mit jenen Grenzfällen zu tun, die im Gegensatz zu den Anti¬ 
sozialen als „Asoziale“ und als „sozial schwierige Elemente“ durch 
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Literatur und Verhandlungen gehen. Das wird leicht übersehen, obwohl 
bereits vor dem Kriege in allen deutschen Ländern fürsorgerechtliche Ge¬ 
setze gegen die sogenannten „säumigen Nährpflichtigen“ erlassen wurden, 
trotz des § 361 Nr. 6 und 7 StGB., obwohl ferner in der Nachkriegszeit 
in die Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht als § 20 eine allerdings 
etwas lendenlahme Bestimmung hineingenommen wurde, die die Schma¬ 
rotzer der Fürsorge abwehren sollte und die Möglichkeit gibt, sie bis zu 
einem Jahr zwangsweise in einer Anstalt zu halten. Ich glaube, es ist 
notwendig, hierauf hinzuweisen, weil so leicht die Vermutung entsteht, 
nur die Strafrechtspflege verfüge über die innere Härte und die nötigen 
Machtmittel diesem mehr oder weniger asozialen Personenkreise gegenüber. 

Da meinen Vorschlägen über den Vollzug der Unterbringung im 
Arbeitshaus, Asyl usw. naturgemäß meine Erfahrungen als Leiter einer 
organisatorisch und verwaltungstechnisch zusammenhängenden Anstalts¬ 
gruppe von drei Großanstalten und sieben Mittel- und Kleinanstalten mit 
mehreren großen Gutsbetrieben zugrunde liegen, möchte ich zunächst auf 
die Hamburger Arbeit kurz eingehen: 

Wenn in Preußen Strafanstalten, Provinzialanstalten und Gemeinde¬ 
anstalten — von den privaten Anstalten ganz zu schweigen — für sich 
nebeneinander bestehen und, soweit ich von früher her weiß, finanziell wie 
auch organisatorisch ihr Eigenleben führen, so hat die Entwicklung im 
Stadtstaat dazu geführt, daß von jeher alle Anstaltsaufgaben einheitlich 
betrachtet wurden, und zwar sowohl oben im Senat und in der Finanz¬ 
behörde als auch unten in der Frontarbeit. Die Frage: „Welche Anstalt 
kann diesen und jenen Personentyp zweckmäßig behandeln, ohne allzu 
große Kosten zu verursachen?“ ist immer gleich zu Anfang gestellt worden. 
Selbstverständlich dachte niemand daran, heilbare Kranke wo anders als 
in hochwertigen Krankenhäusern zu heilen; schwierige Geisteskranke 
kamen in Heilanstalten, gemeingefährliche Verbrecher in die Strafanstalten, 
erziehbare Fürsorgezöglinge in die Fürsorgeerziehungsanstalten. Das ist 
alles selbstverständlich. Aber nicht so selbstverständlich war es, die ver¬ 
schiedenen Grenzfälle eben dorthin zu schicken, zumal die Spezialanstalten 
alle ein recht hohes Niveau erreichten und als großstädtische Institute 
ziemlich teuer arbeiteten. Wozu Heilung, Irrenpflege, staatliche Abwehr, 
Erziehung am untauglichen Objekt zu versuchen und dafür Gelder auszu¬ 
geben, die zwecklos sind? Aus diesem Grunde ließ man, obwohl früher 
nicht überall Verständnis dafür bestand, eine alte Sammelanstalt, die auf 
eine 300jährige interessante Geschichte zurückblicken kann, nicht ein¬ 
gehen; sondern man baute sie aus und erweiterte sie. Heute sind in den 
staatlichen Wohlfahrtsanstalten Stationen und Anstaltsteile vorhanden, 
die den Krankenhäusern zum Verwechseln ähnlich sehen und Chronisch- 
Kranke und Sieche billig, dabei aber fürsorgerisch entgegenkommend be¬ 
treuen. In anderen Abteilungen befinden sich Geisteskranke, die wohl 
anstaltspflegebedürftig sind, aber nicht unbedingt in einer Heilanstalt sein 
müssen; schwererziehbare, zumeist gutartige Jugendliche finden sich in 
einer kleinen Anstalt neben alten Frauen, und an die 1000 Insassen sind 
zwangsweise bei uns untergebracht, auf die ich noch eingehend zurück¬ 
kommen werde. Dadurch, daß die einzelnen Anstalten in verschiedenen 
Stadtteilen und Vororten liegen, ist dafür gesorgt, daß nun nicht etwa 
alte ehemalige Schwerverbrecher mit betagten ordentlichen Volksgenossen 
in Berührung kommen. Andererseits ermöglicht aber die enge Verbunden¬ 
heit der verschiedenen Betriebe untereinander, daß in den Küchen, auf den 
Feldern, auf dem Hofe, in der Zentral-Wäscherei, -Bäckerei, -Schlächterei 
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usw. die arbeitsfähigen Insassen für die arbeitsunfähigen arbeiten und 
wesentlich zur Herabsetzung des Gesamtpflegesatzes beitragen. Diese 
Wirkung des Hamburger Systems ist gerade heute in der Zeit des Vier¬ 
jahresplanes besonders beachtenswert; sie ist es aber auch im Hinblick 
auf die Überalterung, der wir entgegengehen. In einer Stadt wie Hamburg 
steigt die Zahl der über 65 Jahre alten Leute bis auf weiteres jährlich 
um 5000 und damit auch entsprechend die kleine Zahl der Senilen, Gicht¬ 
kranken, Krebskranken usw. Die daraus sich ergebenden Aufgaben für 
die Alters- und Siechenfursorge sind so gewaltig, daß wir schon jetzt 
darauf Rücksicht nehmen und Anstaltsprobleme mehr vom Standpunkt 
einer Gesamtschau aus betrachten müssen, als es im allgemeinen bis heute 
der Fall gewesen ist. 

Wenden wir uns nun unseren etwa 1000 zwangsweise eingelieferten 
Insassen zu, so verdient die Tatsache Beachtung, daß eine erstaunliche 
Zahl von Einweisungsparagraphen benutzt wurde, um zum Ziele zu ge¬ 
langen. Auffällig ist auch, daß die Paragraphen des Strafgesetzbuches 
nicht einmal die Hauptrolle spielen. Die Entmündigungsparagraphen des 
BGB., nämlich §§ 6 und 1906, bilden bei 690 Insassen die Handhabe für 
die zwangsweise Einweisung durch den Vormund, d. h. durch drei in der 
Fürsorgebehörde tätige Sammelvormünder. Es handelt sich hier um Trunk¬ 
süchtige, Geistesschwache und moralisch Schwachsinnige. Über den § 22 
des Hamburgischen Polizeigesetzes, der ungefähr dem § 14 des preußischen 
Polizeigesetzes entspricht, kamen 225 Insassen, sowohl verwahrloste 
Geisteskranke und senile Alte als auch alte Sexualverbrecher und andere 
Personen, die für die Volksgemeinschaft zur Gefahr werden können. Daß 
die Anwendung der Entmündigungsparagraphen und die polizeiliche Ein¬ 
weisung schon heute die gleichen Wirkungen erzielen, die zukünftig das 
Bewahrungsgesetz haben soll, verdient Beachtung, ebenfalls aber die Ent¬ 
lastung der Gerichte und der Strafvollzugsanstalten. Die Zahl der gemäß 
§ 20 der Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht zwangsweise ein¬ 
gewiesenen Nährpflichtsäumigen, die in Preußen meines Wissens überall 
in den Arbeitshäusern untergebracht sind, liegt bei 30. Sie wird erst 
steigen, wenn dieser in der Nachkriegszeit im parlamentarischen Kuh¬ 
handel entstandene Paragraph dem praktischen Bedürfnis der Fürsorge 
entsprechend umgewandelt wird. Für den Ausschuß für Strafvoll¬ 
streckungsrecht wird es besonders interessant sein, über die Verzahnungen 
zwischen den hamburgischen Wohlfahrtsanstalten und den echten Straf¬ 
vollzugsanstalten bzw. der gesamten Strafrechtspflege zu hören. In unseren 
Mauern befindet sich nämlich neben einer fürsorgerischen Trinkerheilstätte 
für aussichtsreiche Fälle auch eine strafrechtliche Trinkerheilanstalt, in 
der die gemäß § 42 c StGB, vom Richter eingewiesenen Personen auf¬ 
genommen werden. Zur Zeit sind 30 Fälle bei uns. Auch ein A.syl ist ge¬ 
schaffen, in dem die aus dem Arbeitshaus kommenden arbeit.sunfähigen Kor¬ 
rigenden verbleiben können. Die gemäß § 42 b StGB, in einer Heil- und 
Pflegeanstalt untergebrachten zurechnungsunfähigen und vermindert zu¬ 
rechnungsfähigen Personen kamen anfangs alle in die Hamburgische 
Staatskrankenanstalt; diese betrachtete die neue Aufgabe aber von zwei 
Seiten und zeigte gar nicht den Ehrgeiz, alle § 42 b-Leute dauernd zu 
pflegen. Hinzu kam, daß eine Reihe von ihnen früher schon jahrelang 
zwangsweise in unseren Anstalten gehalten war und daß wir natürlich 
billiger arbeiten als die Staatskrankenanstalt. So entstand dann im 
Zusammenwirken der Behörden auf Anregung des Landesfürsorge¬ 
verbandes, der bekanntlich Kostenträger ist, der Entschluß, eine gewisse 



dd 

Station der Staatlichen Wohlfahrtsanstalten zur Heil- und Pflegeanstalt 
im strafrechtlichen Sinne zu erklären und geeignete Fälle, d. h. die 
leicht zu behandelnden, wenig^er gemeingefährlichen Geisteskranken zu 
uns zu legen. Die besondere Aufmerksamkeit verdient in diesem Zu¬ 
sammenhang aber auch die enge Zusammenarbeit, die zwischen 
Sicherungsverwahrungsanstalt und Zwangsfürsorgeanstalt in Hamburg be¬ 
steht und noch aus dem Jahre 1934 stammt, als Strafvollzug und Fürsorge 
in Hamburg aus einer Kasse gespeist wurden, infolgedessen auch enger 
zusammenarbeiteten, als dieses in größeren Staaten möglich ist. Wir haben 
nämlich zwischen die ihrer Natur nach teuere Sicherungsverwahrungs¬ 
anstalt und das freie Leben ein asylartiges Übergangsheim geschaltet, in 
das ein Teil der gemäß § 42 h StGB, bedingt zur Entlassung kommenden 
Sicherungsverwahrten eintritt. Ihre Zahl schwankt zwischen 40 und 60; 
sie wird noch steigen. Die Kosten der im Asyl untergebrachten Sicherungs¬ 
verwahrten trägt nach einer Entscheidung des Reichs- und Preußischen 
Ministeriums des Innern der zuständige Landesfürsorgeverband. 

Zusammenfassend stelle ich fest, daß in den Hamburgischen Staat¬ 
lichen Wohlfahrtsanstalten 970 Personen zwangsfürsorgerisch betreut, also 
bewahrt werden, davon 406 Personen länger als 6 Jahre ohne Unter¬ 
brechung, daß außerdem 74 Personen seitens der Strafrechtspflege ein- 
gfewiesen oder halbfreiwillig zum Eintritt in die Anstalt veranlaßt wurden. 

Sie werden nun fragen: „Wie ist es möglich, daß Hamburg zwangs¬ 
fürsorgerische Maßnahmen gegen die asozialen und sozial schwierigen 
Elemente in einem solchen Umfang durchführt, daß die strafrechtlichen 
schon zahlenmäßig in den Hintergrund treten?“ Dazu ist kurz folgendes 
zu sagen: 

Strafrechtspflege und Armenpflege haben in Hamburg von 1620 bis 
1842 die gleiche Anstalt für anstaltsmäßige Behandlung sozial schwieriger, 
asozialer und antisozialer Personen benutzt, nämlich das alte Werk- und 
Zuchthaus, später Werk- und Armenhaus. Auch nach 1842 blieben die Be¬ 
ziehungen durchaus lebendig, obwohl die Anstalten geteilt wurden und auf 
die verschiedenen Behörden übergingen. Die persönliche Bekanntschaft 
nicht nur der leitenden Beamten, sondern auch der übrigen höheren und 
mittleren Beamten bestand aber fort, und die Finanzbehörde betrachtete 
aufkommende Probleme zu allen Zeiten ganz einheitlich. Auch die sonst 
so leicht hervortretenden Hemmungen zwischen Landesfürsorgeverband 
und Bezirksfürsorgeverband, dann zwischen Landesverwaltung, Provinzial¬ 
verwaltung und Gemeindeverwaltung konnten in Hamburg nicht auf- 
kommen. Kurz, bei allen Maßnahmen entschieden nur die Gesamtinteressen. 
Beim Kampf gegen die Asozialen kam noch hinzu, daß bereits vor dem 
Kriege die Strafrichter Bedenken trugen, wegen Bagatelldelikte neben 
Bagatellstrafen auf langrfristige Nachhaftmaßnahmen zu erkennen, daß 
aber in der unseligen Systemzeit die korrektioneile Nachhaft fast ganz 
verschwand und die Fürsorgebehörde auf sich selbst gestellt war. So 
mußten dann bürgerlich-rechtliche, polizeirechtliche und fürsorgerechtliche 
Bestimmungen Hilfsdienste leisten und ein schmerzlich vermißtes Be¬ 
wahrungsgesetz ersetzen. Formaljuristisch mag manches gegen die Ham¬ 
burger Methoden zu sagen sein; wir haben aber die Freude erlebt, daß die 
nationalsozialistische Landesregierung unsere Arbeitsweise gut hieß, daß 
seit 1933 die Stadt Berlin unserem Beispiel folgt und daß das Reichs- und 
Preußische Ministerium des Innern großes Interesse für die zwangs¬ 
fürsorgerischen Maßnahmen in Hamburg zeigt. Nach unseren Erfahrungen 
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läßt sich der Kampf gegen die asozialen Elemente und die Zwangsbehand¬ 
lung der sozial schwierigen Personen nur dann im Sinne der national¬ 
sozialistischen Grundauffassung wirkungsvoll durchführen, wenn alle be- 
teilig^ten Behörden in Reich, Ländern und Gemeinden Hand in Hand 
arbeiten, wenn ferner die Gefahr eines ressortegoistischen Bürokratismus 
durch eine geschickte Kostenregelung unter Beachtung aller psycho¬ 
logischen Momente gebannt wird. Der Hang zu den teuren Anstalten und 
Vollzugsmethoden muß als ein menschlicher, allzu menschlicher Irrtum 
immer wieder zurückgedrängt werden. Schließlich verdient die Arbeits¬ 
kraft der asozialen Elemente heute mehr denn je pflegliche Behandlung 
und geschickte Ausnutzxmg. 

Asoziale Elemente — ich brachte sie schon zu den gemeingefährlichen 
Personen in Gegensatz, muß aber noch einige Worte über sie sagen: 
Früher, d. h. etwa bis 1900, wurden durch die Tatbestandsmerkmale des 
§ 361 StGB, im großen und ganzen die Asozialen gekennzeichnet. Je mehr 
aber die Großstädte wuchsen und an ihre Bewohner ganz besondere An¬ 
forderungen in jeder Beziehung stellten, desto unübersehbarer wurden die 
Verhältnisse, und zwischen die asozialen Personen auf der einen Seite und 
die sozial vollwertigen auf der anderen Seite schob sich noch eine nicht 
unerhebliche Zwischenschicht, die man kurz als Sorgenkinder der Wohl¬ 
fahrtsämter bezeichnen kann und die jetzt immer mehr entweder als 
„sozial schwierige Personen“ oder als „sozial nicht vollwertige Personen“ 
bezeichnet werden. Diese Zwischenschicht kommt verhältnismäßig selten 
mit dem Strafrichter in Konflikt, um so mehr aber mit den Wohlfahrts¬ 
ämtern, und es ist bezeichnend, daß bereits vor 1914 in allen deutschen 
Ländern die schon erwähnten fürsorgerechtlichen Landesgesetze gegen 
Nährpllichtsäumige entstanden, die als § 20 der Reichsverordnung über die 
Fürsorgepflicht auch heute noch bestehen. Auch der Wunsch, ein für¬ 
sorgerechtliches Reichsbewahrungsgesetz zu schaffen, zeiget deutlich, daß 
der § 361 StGB, auch heute nur eine schmale Sparte jener Menschen erfaßt, 
die verwahrlost sind und in ihrer geistigen, sittlichen oder äußeren Lebens¬ 
haltung weit unter dem Durchschnitt dessen stehen, was die Gemeinschaft 
von ihren Mitgüedem fordern kann. Im großen und ganzen sehen wir ja 
all diese Menschen deutlich vor uns stehen: die Landstreicher, Stadt¬ 
bummler und renitenten Prostituierten, die Rauschgiftsüchtigen und Trunk¬ 
süchtigen, dann die ungeordnet lebenden Sorgenkinder der Wohlfahrts¬ 
ämter, ferner gutartige Schwachsinnige und senile Alte mit tadellosem 
Vorleben. Nur ein ganz kleiner Teil von ihnen kommt wegen asozialen 
Verhaltens häufiger mit dem Strafrichter in Berührung; bei vielen hängt 
dieses vom Zufall ab, von äußeren Einflüssen, von dem Wechsel in ihrer 
körperlichen und seelischen Struktur, von der Einstellung der Polizei und 
ähnlichem mehr. Unter den sozial schwierigen Personen wiederum sind 
viele, die niemals sich gegen die Strafgesetze vergehen, die, sofern sie 
als gutartige Schwachsinnige oder als senile Alte mit ordentlichem Vor¬ 
leben in Erscheinung treten, vom Volke durchaus mit Mitleid betrachtet 
werden und auch unserer entgegenkommenden Haltung gewiß sein können. 
Die Grenze zwischen den einzelnen Typen zu ziehen, ist natürlich außer¬ 
ordentlich schwierig und setzt erhebliche fürsorgerische Erfahrung vor¬ 
aus, die beim Strafrichter auch heute noch nicht immer vorliegt. Jeden¬ 
falls steht fest, daß es bei der Behandlung derartiger Menschen weniger 
auf Gesetzestexte als auf eine verantwortungsfreudige, durch Erfahrung 
vertiefte Gesetzesanwendung ankommt. — Von dieser Erfahrung aus¬ 
gehend, möchte ich nun zu den im Gesetz vom 24. November 1933 ge- 
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schaffenen Maßregeln der Sicherung und Besserung mit Ausnahme der 
Sicherungsverwahrung Stellung nehmen. 

Das Arbeitshaus war bekanntlich bis zur Mitte des 19. Jahr- 
himderts mehr Zwangsarmenanstalt als Strafanstalt. Aus der alten Zeit 
hat sich noch bis in unsere Tage hinübergerettet die Eingliederung 
der preußischen Arbeitshäuser in die Provinzialverwaltungen, deren übrige 
Anstalten ausnahmslos fürsorgerischen und medizinischen Zwecken dienen; 
hinübergerettet hat sich auch vielfach die Verkoppelung von Arbeits¬ 
häusern mit Pflege- und Altersheimen. Und es muß mit allem Nachdruck 
gesagt werden, daß die preußischen Arbeitshäuser zweckmäßiger ein¬ 
gegliedert sind als die Arbeitshäuser einzelner Länder, die Teile der Straf¬ 
vollzugsanstalten bilden; denn im Rahmen des Strafvollzugpes betrachtet 
man naturgemäß das Arbeitshaus als einen Fremdkörper oder als eine 
Einrichtung minderen Ranges — im Rahmen der Zwangsfürsorge gegen 
die asozialen Elemente steht das Arbeitshaus aber als wichtiger Faktor 
am Ende einer langen Kette von Maßnahmen leichter und schwerer Art. 
Der junge M e i x n e r, der im vorigen Jahre ein Buch über das Arbeits¬ 
haus herausgebracht hat und neben manchen Übertreibungen der Jugend 
doch viel Scharfsinn und Fingerspitzengefühl bekundet, wendet sich auch 
mit allem Nachdruck gegen die Angliederung der Arbeitshäuser an Straf¬ 
vollzugsanstalten, und er hat recht, besonders recht, wenn die kommenden 
Aufgaben des fürsorgerechtlichen Bewahrungsvollzüges mit berücksichtigt 
werden, die keinesfalls in der Nähe einer Strafvollzugsanstalt durchgeführt 
werden dürfen, soll nicht der Bewahrungsgedanke im Keime erstickt und 
das neue fürsorgerechtliche Gesetz wirkungslos werden. Denn, meine 
Herren, glauben Sie mir: es kommt nicht darauf an, nach irgendeiner vor¬ 
gefaßten Meinung theoretisch richtig zu konstruieren, sondern darauf, 
die Asozialen von den Landstraßen und aus den großstädtischen Elends¬ 
ecken wegzuholen und auf lange Zeit in geeignete Anstalten zu bekommen. 
Je mehr wir die Behandlung der Asozialen der Behandlung der Antisozialen 
angleichen, um so weniger erreichen wir, denn die Anstalten bleiben leer. 
Diese Tatsache — ja ich möchte sagen dieses Grundgesetz — darf nie¬ 
mals übersehen werden: harte Maßnahmen der Strafrechtspflege gegen die 
Asozialen verengen den Personenkreis, verkürzen die Verbleibsfristen und 
schieben große Teile an andere Ressorts, vor allem an die F^irsorgeämter, 
ab; weniger harte Maßnahmen neben harten erweitern den Personenkreis 
und ermöglichen lange Verbleibsfristen. Und darauf kommt es an. Meines 
Erachtens war es nicht richtig, den Arbeitshäusern nach 1870 immer mehr 
den Charakter von Strafanstalten zu geben, was besonders hervortritt 
durch die Strafandrohung im StGB, gegen die Aufsichtsbeamtenschaft bei 
der Entweichung durch Fahrlässigkeit. Auf diese Weise wurde der ganze 
Anstaltsbetrieb unnötig behindert, die Entschlußfreudigkeit der Beamten¬ 
schaft eingeengt imd nichts weiter erreicht, als daß die Arbeitshäuser zu 
primitiven Strafvollzugsanstalten herabsanken. Denn der typische Asoziale 
ist durch und durch eiVie Passivnatur, keine Aktivnatur, und wenn er wirk¬ 
lich einmal entweicht, so ist das für die Volksgemeinschaft weiter kein 
Unglück, sorget er selbst doch dafür, daß er sehr bald wieder mühelos er- 
gndlFen und in die Anstalt zurückgeführt wird. Für ihn passen die Voll¬ 
zugsformen der Strafanstalten nicht so recht. Da man das einsah, sich 
aber gegen den Vorwurf der Fahrlässigkeit bei Entweichungen auf alle 
Fälle sichern wollte, wurden Vollzugsformen herausgearbeitet, die billig 
und schlecht waren. Von Ausnahmen abgesehen waren der große Massen¬ 
schlafsaal und der darunter liegende Einlieitswohnsaal charakteristisch für 
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nähme des § 42 h erfolgen kann; d. h. der Insasse wird aus dem Arbeits¬ 
haus entlassen unter der Bedingung, daß er freiwillig bis auf weiteres im 
Asyl bleibt. Merkwürdigerweise ist die Zahl der strafrechtlich eingewie¬ 
senen Asylisten erstaunlich klein; das Asyl als Übergangsheim zwischen 
Arbeitshaus und dem freien Leben und als strafrechtlich billige Bewahr¬ 
anstalt wird scheinbar überhaupt nicht ausgenutzt, obwohl es doch der 
Justizverwaltung erhebliche Vorteile bietet und die Kosten von den Landes¬ 
fürsorgeverbänden getragen werden müssen. Ich betone nochmals, daß 
auch diese Feststellung nicht aus weichlichem Entgegenkommen gegen 
die Asozialen entstanden ist, sondern allein aus dem Bestreben, die 
Asozialen länger als bisher in Anstalten zu halten, sie besonders billig zu 
beherbergen und zweckvoll zu beschäftigen. Wer die Landarmen der 
preußischen Provinzialanstalten gekannt hat, die zumeist auch ehemalige 
Korrigenden waren, und weiß, wie gut sie gearbeitet haben, obwohl ihnen 
der gesetzliche Druck fehlte, der wird mir zugeben, daß heute mit dem 
gesetzlichen Druck des § 42 h StGB. Erstaunliches erreicht werden kann, 
sofern das vorzügliche Gesetz des nationalsozialistischen Staates bis zu den 
letzten Möglichkeiten ausgenutzt wird. 

Die Vorzüge des Asyls sind leicht erkennbar: Keine Behinderung der 
Beamtenschaft durch den § 121 StGB., billige Betriebsführung infolge des 
geringen Aufsichtsdienstes, halbgeschlossene Stationen stehen neben 
offenen Stationen, Urlaubserteilung im Einzelfalle ist möglich, aber auch 
die Arreststrafe; die Asylisten können als Gespannführer und selbständige 
Arbeiter beschäftigt werden; langfristige Unterbringung wie in der Be¬ 
wahrungsfürsorge — also bei den typischen Asozialen bis zum Lebens¬ 
ende — wird ohne weiteres durchführbar. Kostenträger für die straf¬ 
rechtlich eingewiesenen Asylisten ist die Justizverwaltung, für die nach 
§ 42 h bedingt entlassenen, freiwillig kommenden alten Arbeitshäuslinge 
der zuständige Landesfürsorgeverband. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nochmals darauf zurückkommen, 
daß auch bei der Sicherungsverwahrung die asylartige Unterbringung 
bereits eine gewichtige Rolle spielt. Wir wissen ja alle, daß eine lang¬ 
fristige Unterbringung in Sicherungsverwahrungsanstalten, also länger als 
drei Jahre, von den Gerichten nur in Ausnahmefällen angewandt wird, 
daß auch die verhältnismäßig hohen Kosten der auf unbedingte Sicherheit 
abgestellten Verwahranstalten gar zu langen Verbleibsfristen immer ent¬ 
gegenstehen. Andererseits ist gewiß, daß ältere verbrauchte und jüngere 
disziplinierte Sicherungsverwahrte auch in asylartigen Anstalten gehalten 
werden können, wenn eine Rückverlegung bei schlechter Führung möglich 
ist, wenn vor allem Gericht, Sicherungsverwahrungsanstalt, Asyl und der 
LFV. als neuer Kostenträger Hand in Hand arbeiten, auch die Polizei auf 
Fahndungsersuchen bei Entweichungen reagiert. In Hamburg besteht 
dieses Einvernehmen, und in dem Asyl Farmsen werden stets 40 bis 60 
bedinget entlassene Rendsburger Sicherungsverwahrte gehalten, beschäftigt 
und allmählich an die Freiheit gewöhnt. Alte Verbrecher, deren Entlassung 
keinen Sinn hat, sollen dort zeitlebens bleiben; jüngere kommen zur 
Entlassung. Mir persönlich ist es, nebenbei bemerkt, nicht zweifelhaft, 
daß auch bei den jüngeren Leuten im Laufe der Jahre sehr viel längere 
Fristen gebraucht werden, als es augenblicklich der Fall ist. 

Trinkerheilanstalten wne sie durch § 42 c StGB, als neues 
Instrument der Strafrechtspflege eingeführt worden sind, sind in der Für¬ 
sorge altbekannte Einrichtungen; auch die Psychiatrie hat sich mit der 
Trunksuchtsbekämpfung befaßt und Anstalten dieser Art im Anschluß an 
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Heil- und Pflegestationen eingerichtet. Die neuen strafrechtlichen 
Trinkerheilanstalten sind daher auch mit gutem Grund bestehenden Heil¬ 
stätten angegliedert. Die Kosten tragen die Landesfürsorgeverbände. 
Verträge zwischen der Justizverwaltung und den Anstaltsträgem, wie sie 
für strafrechtliche Asylunterbringung notwendig wurden, erübrigen sich 
daher überall, wo die Trinkerheilanstalten zur Verwaltung der LFV. 
gehören. Da die Zahl der gemäß § 42 c eingewiesenen Personen gering 
ist und wohl überall gering bleiben wird, wird eine scharfe Trennung 
zwischen den von der Justiz und den von der Fürsorge oder dem Gesund¬ 
heitsdienst eingewiesenen Trunksüchtigen nur schwer möglich sein. Von 
Hamburg aus werden die § 42 c-Leute — wie wir sie nennen — im Ver¬ 
sorgungsheim Arensch bei Cuxhaven, Neuwerk gegenüber, untergebracht. 
Sie müssen hier in ländlicher Einsamkeit tüchtig arbeiten, werden abends 
eingeschlossen, erhalten keinen Urlaub, dürfen aber in der Freizeit, also 
auch Sonntags, in den Gartenanlagen neben der Anstalt sich ergehen, 
dürfen basteln usw. Sonntags werden bei gutem Wetter gelegentlich weite 
Spaziergänge gemacht, werden Fische im Watt gefangen, wird geturnt 
usw. Die Leute werden so in Atem gehalten, daß Entweichungen schon 
aus mangelnder Lust zu körperlichen Extravaganzen verhältnismäßig 
selten Vorkommen. Arreststrafen, Kürzung der Arbeitsprämien, Verlegfung 
von bequemeren Stationen in unbeliebte, Ablösung von gesuchten Arbeits¬ 
stellen und ähnliche Maßnahmen sind die wichtigsten Disziplinarstrafen. 
Andererseits kommen bei guter Führung die Trinkerinsassen nach ein- bis 
eineinhalbjährigem Aufenthalt nach Farmsen in eine Übergangsstation, 
erhalten Urlaub vierzehntäglich am Sonntag und werden nach einigen 
Monaten entlassen, sobald das Arbeitsamt ihnen eine geeignete Stelle 
nachgewiesen hat. Mit einer solchen Übergangszeit, während der Urlaub 
gewährt wird, haben wir seit Jahren bei der Trinkerfürsorge so grute 
Erfahrungen gemacht, daß ich jedem ein gleiches Verfahren nur an¬ 
empfehlen kann. Selbstverständlich scheitert dieser und jener schon bei 
der ersten Urlaubserteilung, für uns ein Zeichen dafür, daß er nach Ablauf 
von zwei Jahren nicht entlassen werden darf. Deshalb wurde eine Ver¬ 
längerung des Anstaltsaxifenthalts auf polizeirechtlicher Grundlage in 
solchen Fällen beantragt und zumeist auch erreicht. Später werden wir 
das Bewahrungsgesetz zu Hilfe nehmen. Also auch hier die Erscheinung, 
die wie ein roter Faden durch alle Anstaltsarbeit in Hamburg sich zieht: 
Milde Behandlung bei längerem Aufenthalt schafft besondere Pflichten 
für die Insassen; wird sie mißbraucht, so sind die Folgen für die Insassen 
recht wirkungsvoll; es kommen dann sehr lange Fristen in Frage, die in 
der strafrechtlichen Asozialenbehandlung noch wenig oder gar nicht an¬ 
gewandt werden. — Da die Trunksuchtsbekämpfung, wie ich bereits er¬ 
wähnte, vielfach von Psychiatern im Rahmen der Heil- und Pflegeanstalten 
betrieben wird, möchte ich hier auch zu der Frage Stellung nehmen, ob 
es sich empfiehlt, den Arzt als Leiter einer Trinkerheilanstalt gemäß 
Artikel 3 § 3 der Vollzugsverordnung vom 14. Mai 1934 zu bestellen und 
strafrechtliche Trinkerheilanstalten den Heil- und Pflegeanstalten anzu- 
gliedem. Ich halte es nämlich für falsch und kann darauf verweisen, daß 
mir gerade seitens vieler Ärzte darin recht gegeben wird. Sobald der 
Arzt im Vordergnmde steht, wird aus dem „Insassen“ ein „Patient“, der 
sich weniger auf seinen Willen verläßt als auf die medizinische Kunst und 
deren Heilerfolge; die Maßnahmen der Menschenbehandlung, bei denen 
Arbeit, Abschreckung und Gewöhnung Hauptfaktoren darstellen, werden 
zu therapeutischen Maßnahmen. Auf diese Weise wird gar nichts erreicht. 
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im Gegfenteil: die Trunksüchtigen kommen sich wichtig vor, werden hy¬ 
pochondrisch imd philosophieren unter Benutzung medizinisch-wissenschaft¬ 
licher Fachausdrücke über sich selbst. Erfahrene Anstaltspraktiker be¬ 
trachten daher die Arbeit in Feld und Garten bei völliger Abstinenz und 
Urlaubsentziehung in den ersten sechs Monaten als das beste Mittel der 
Trunksuchtsbekämpfung. Die Beschäftigung im eigenen Beruf kommt erst 
nach einer längeren Bewährungszeit in Frage. Im übrigen lieber zehn 
Stunden Tagesarbeit als sechs Stunden, wie es in medizinisch geleiteten 
Anstalten oft üblich ist. Abends früh zu Bett und morgens zeitig heraus 
und dann mit einem energischen Vorarbeiter ins Freie. Zum Arzt kommen 
bei uns nur die Kranken, nicht aber die Drückeberger und faulen Köpfe. 
Sehr erziehlich ist es, wenn in unmittelbarer Nähe der erstmalig in eine 
Anstalt kommenden Trinker eine Station für Dauerfälle sich befindet, damit 
jeder der Neueingelieferten sehen kann, wie es ihm geht, wenn er nach 
der Entlassung oder bereits vor der Entlassung in der Beurlaubungszeit 
rückfällig wird. In einer solchen Zwangslage habe ich schon manchen 
Trinker einsichtig, mindestens aber vorsichtig werden sehen, auch wenn 
er im Innern sich nicht wandelte. 

Der Vollzähligkeit halber muß ich hier auch die Entziehungs¬ 
anstalten für Rauschgiftsüchtige erwähnen. Hamburg hat mit dieser 
Aufgabe die Heil- und Pflegeanstalt betraut, obwohl der LFV. als Kosten¬ 
träger sie gern in eine billigere Fürsorgeanstalt genommen hätte. Es 
handelt sich aber um einen sehr uneinheitlichen Personenkreis; alles Leute, 
die schwer zu behandeln sind, oft verschrobene oder verkommene Intellek¬ 
tuelle, die nach Beschwerdegründen suchen und für Anstalten mit ver¬ 
hältnismäßig kleinem Personal eine untragbare Belastung bedeuten. Für 
diese Aufgaben eignen sich besser die medizinisch geleiteten Anstalten. 
Die bewahrungsbedürftigen Rauschgiftsüchtigen aus der Fürsorge müssen 
allerdings die Wohlfahrtsanstalten übernehmen; sie stellen auch eine große 
Belastung für den ganzen Anstaltsapparat dar. 

Ich komme nun zu der strafrechtlichen Unterbringung in einer H e i 1 - 
und Pflegeanstalt. Sicherlich wird mancher Psychiater den Kopf 
schütteln und mich für reichlich vorwitzig halten, weil ich es wage, in die 
der Psychiatrie vorbehaltenen Reviere vorzupreschen. Aber das muß sein; 
denn hier geht es um Dinge, die noch in den Kinderschuhen stecken und 
keineswegs endgültig geregelt sind. Kein medizinischer Laie von einigem 
Verstand wird wagen, rein medizinische Maßnahmen zu kritisieren, die 
gewisse Heilerfolge erhoffen lassen. Heilerfolge gibt es aber in den festen 
Häusern einer Heil- und Pflegeanstalt so gut wie gar nicht, wenigstens 
keine echten, tiefgreifenden Heilerfolge, und deshalb müssen wir vom 
Standpunkt des Strafvollzuges und der Fürsorge einmal in die Verhältnisse 
hineinleuchten. Vor unseren Augen steht ein festes Haus für — sagen wir — 
100 strafrechtlich eingewiesene § 42 b-Leute; Gitter vor den Fenstern, ge¬ 
räumige Flure mit Parkettfußboden, nette Gemeinschaftsräume für 
5 bis 15 Patienten mit Blick auf die Parklandschaft der Heil- und Pflege¬ 
anstalt, Schlafsäle für 4 bis 15 Personen und eine Anzahl von Einzel¬ 
zimmern sind vorhanden. Die 100 Leute werden von 35 bis 45 Pflegern 
bewacht, großen, g^ut ausgesuchten Beamten, die, ohne irgendein Abwehr¬ 
mittel zur Hand zu haben, Dienst tun; stark besetzte Tagschichten wechseln 
ab mit schwächer besetzten Nachtschichten. Im Obergeschoß des Hauses 
sind einige handwerkliche Betriebe: Schuhmacherei, Rohrflechterei, Tisch¬ 
lerei, Korbmacherei usw. Vor der Rückseite des Hauses liegt ein mit 
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hoher Mauer umgebener Hof. Alles ist sinnvoll organisiert und doch! 
40 gesunde Volksgenossen beaufsichtigen 100 geisteskranke Verbrecher, 
die hier Patienten heißen, weder mit Gewalt noch mit Härte angefaßt 
werden dürfen, nichts von Arrest wissen, immer ihre Essenportion erhalten 
und schlimmstenfalls durch medizinisch verordnete Packungen beruhigt 
werden. Wir wissen, daß diese Leute nach Sachverständigenurteil als zu¬ 
rechnungsunfähig oder vermindert zurechnungsfähig zu betrachten sind; 
ihr Wert für die Volksgemeinschaft wird hierdurch aber nicht gehoben, und 
etwas in uns stemmt sich dagegen, daß wegen einer gedanklichen Kon¬ 
struktion für diese Menschen ein unverhältnismäßig hoher Aufwand sach¬ 
licher und personeller Art getrieben wird ohne Blick auf andere Anstalten, 
die gleiche Aufgaben mit gleicher Menschlichkeit, aber mit größerer 
Rücksichtnahme auf die Belange der Allgemeinheit erfüllen. Niemand von 
uns wird der Psychiatrie den Primat streitig machen, wenn sie uns 
durch Heilerfolge in Erstaunen setzt; der Psychiater als Vollzugsbeamter 
im Dienste der Strafrechtspflege wird aber sich umschulen und Erfah¬ 
rungen beachten müssen, die in anderen Ressorts gewonnen wurden. Vor 
allem wird bei der Behandlung der strafrechtlich eingewiesenen Geistes¬ 
kranken das Übergangsheim eine gewichtige Rolle spielen müssen. Heute 
hinter den Gittern eines festen Hauses — morgen als Entlassener auf 
einer Großstadtpromenade: das ist ein Situationswechsel, der auch ge¬ 
sunden Naturen in der Zeit der Kriegsgefangenschaften zu knacken ge¬ 
geben hat, wieviel mehr unseren haltlosen, vermindert zurechnungsfähigen 
„Patienten“. Nichts liegt näher, als daß der Landesfürsorgeverband, der 
Kostenträger ist, die Entlassenen gleich unter seine schützenden Fittiche 
nimmt und sie langfristig auf seine Weise interniert. Wenn dann aus 
dem Patienten der Heil- und Pflegeanstalt ein „Insasse“ wird, so dürfte 
dadurch nur die wirkliche Lage gekennzeichnet sein, und der einzelne 
wird schnell merken, daß jetzt von ihm mehr gefordert wird als früher, 
daß er aber bei gutem Verhalten auch andere Vorteile während des An¬ 
staltsaufenthalts sich erringen kann. Im ganzen läßt sich feststellen, 
daß die Fürsorgeverbände als Kostenträger auch ein Interesse daran 
haben, neben den teuren Stationen in den Heil- und Pflegeanstalten noch 
billigere Stationen in den einfachen PMirsorgeanstalten zu schaffen, die 
gegebenenfalls auch als Übergangsheime und echte Bewahrstationen dienen 
können. Daß in Hamburg-Farmsen auch schon strafrechtlich eingewiesene 
§ 42 b-Leute sich befinden, wurde eingangs bereits erwähnt. Meines Er¬ 
achtens wird in Zukunft entweder die Bestimmung des § 42 b StGB, 
geändert werden müssen oder die Heil- und Pflegestationen müssen ein 
völlig neues Verfahren der Behandlung solcher Menschen ersinnen. 

Soviel über den Vollzug der Unterbringung in den der Sicherung 
und Besserung dienenden Anstalten. Dieser oder jener unter Ihnen hat 
vielleicht darauf gewartet, daß ich weit mehr, als es geschehen ist, auf 
die Reichs-Vollzugs-Verordnung vom 14. Mai 1934 eingehen würde. Das 
geschah absichtlich nicht, denn Vollzugsverordnungen und Hausordnungen 
stellen ja nur einen Notbehelf dar und sollten nur als ganz lose Rahmen¬ 
bestimmungen angesehen werden, solange noch keine festen Betriebs¬ 
formen auf Grund jahrelanger Erfahrung sich allgemeine Gültigkeit ver¬ 
schafft haben. Heute, wo wir noch das Glück haben, beim Ausbau des 
nationalsozialistischen Reiches mithelfen zu dürfen, wäre ein allzu 
starrer Bück auf Einzelbestimmungeh verfehlt, würde meines Erachtens 
sogar eine Unterlassungssünde darstellen. Unentbehrlich ist der Blick 
über die Ressortgrenzen hinaus; denn die Behandlung antisozialer, 
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asozialer und sozial schwieriger Personengruppen ist nicht nur Sache 
der Strafjustiz oder Fürsorge oder Polizei, auch nicht nur Sache der 
Länder oder Provinzen oder Gemeinden. Die Zusammenhänge in meinem 
Referat aufzuzeigen, schien mir daher auch wichtiger zu sein als 
das Eingehen auf Einzelheiten, wie z. B. die Verrechnung der Arbeits¬ 
prämien u. ä. m. — Eine Forderung, die ich an die Anstalten noch zu 
stellen habe, bezieht sich daher auf die Schaffung enger Verbindungen mit 
allen erreichbaren Sozialdienststellen am Ort und in der näheren Um¬ 
gebung, ganz besonders aber mit allen Nachbaranstalten. So selbstverständ¬ 
lich diese Forderung klingen mag, so schwierig ist ihre Erfüllung; denn 
die Zahl derer ist groß, die da glauben, nichts mehr lernen zu können, 
größer die Zahl derer, die nach dem alten Grundsatz leben: „Was dich 
nicht brennt, das blase nicht.“ Und dabei gibt es wenig Gebiete, deren 
technische Seite so viel Berührungspunkte bietet, wie es im Anstaltswesen 
der verschiedenen Ressorts der Fall ist. Der aufmerksame Besucher nimmt 
aus jeder Anstalt, aus der schlechten oft mehr als aus der guten, An¬ 
regungen mit nach Hause und lernt darüber hinaus, die Bedürfnisse und 
die daraus sich ergebende Blickrichtung zu verstehen und zu würdigen. 
Gerade hierauf kommt es an, und ich kann nur empfehlen, bei der Ge¬ 
währung von Reisekosten so großzügig zu sein, wie es nur möglich ist. 
Oft genügt ja die Gewährung eines Tagegeldes, um eine Besichtigungs¬ 
fahrt im Anschluß an eine Urlaubsreise zu ermöglichen, wie denn über¬ 
haupt bei Urlaubsreisen der Anstaltsbeamten die dienstlichen Belange nie 
ganz außer Acht gelassen werden sollten. 

Für alle, die mit dem Vollzug ,der Maßregeln der Sicherung und 
Besserung zu tun haben, empfehle ich, immer wieder folgende Gesichts¬ 
punkte zu beachten: 

1. Das Reichsgesetz vom 24. November 1933 ist von den bekannten Aus¬ 
nahmen abgesehen auf lange und ganz lange Fristen abgestellt, d. h. 
auf 3 bis 6 Jahre und länger. 

2. Die bisherigen Vollzugsmethoden nehmen noch zu wenig Bedacht auf 
langfristige und auf lebenslange Anstaltsunterbringung. 

3. Um die Kosten einer langfristigen Unterbringung für die Volksgemein¬ 
schaft erträglich zu gestalten, muß seitens der Anstalten von halb¬ 
offenen und offenen Stationen neben geschlossenen Stationen mehr Ge¬ 
brauch gemacht werden als bisher; auch die bedingte Entlassung ge¬ 
mäß § 42 h mit freiwilligem Verbleib in einem Übergangsheim stellt 
eine praktische Regelung dar, sofern bei schlechtem Betragen die 
zwangsweise Rückverlegung möglich ist. 

4. Die Arbeitskraift der Insassen ist als ein Faktor der deutschen Volks¬ 
wirtschaft so günstig wie nur möglich zu verwerten. Auf den Erlaß 
des Reichs- und Preußischen Ministers des Innern Va 111. 13. 24 
IV—V/36 vom 6. Juni 1937 betr. „Konkurrenz von Anstalten, die der 
öffentlichen Fürsorge dienen, gegenüber dem freien Gewerbe“ wird 
besonders hingewiesen. 

5. Bei der Arbeitsbeschaffung sind neben den eigenen Belangen vor allem 
die Belange anderer öffentlicher Anstalten, ganz besonders der An¬ 
stalten der Alters- und Siechenfürsorge, im Hinblick auf die ein¬ 
setzende gewaltige Überalterung zu berücksichtigen. Die Regelung der 
Kostenverrechnung darf niemals ein unüberwindliches Hindernis dar¬ 
stellen. 
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6. In den Anstalten muß hinsichtlich der Menschenführung ein gesundes 
Verhältnis zwischen menschlicher Wärme und überlegener Strenge vor¬ 
handen sein. Insassen, die guten Willens sind, können mit allmählich 
steigendem Entgegenkommen behandelt werden; die Widersetzlichen, 
Querulanten und Faulpelze müssen aber, sofern sie nicht geisteskrank 
sind, mit allen verfügbaren Zuchtmitteln ohne unnötigen Kostenauf¬ 
wand fügsam gemacht werden. 

4 


Gefängniskunde des Auslandes 


Übergangsheime für Strafentlassene 

von Dr. O. Kellerhals, Witzwil 

Angeregt durch den Aufsatz von Oberregierungsrat Dr. Plischke, 
Bautzen, in Heft 4, Band 68 der Blätter für Gefängpiiskunde, möchte ich 
hier das Thema auf Grund meiner Erfahrungen noch etwas näher 
ausführen. 

Ich vertrat von jeher die Auffassung, daß es Pflicht der Strafanstalt 
oder, in weiterem Sinne, des Staates sei, fehlbare Bürger nicht nur zu 
bestrafen, d. h. Strafen an ihnen zu vollziehen, sondern ihnen auch später, 
bei der Strafentlassung, nach Bedarf und nach Möglichkeit beizustehen. 

Von dieser Auffassung ausgehend, habe ich schon im Jahre 1905 mit 
Bewilligung meiner Vorgesetzten Behörde der von mir geleiteten Straf¬ 
anstalt Witzwil das Arbeiterheim Nußhof angegliedert. Die neue Ein¬ 
richtung bewährte sich, und die Idee machte in der Schweiz Schule; heute 
verfügen vier größere Strafanstalten über Entlassenenheime, die alle in 
der Nähe der Gefangenenanstalt errichtet sind. Der Verschiedenartigkeit 
unserer schweizerischen Verhältnisse entsprechend, sind diese Heime, von 
denen sich zwei in der französischen Schweiz befinden, durchaus nicht alle 
gleich eingerichtet, doch haben sie dieses gemeinsam, daß sie in bezug auf 
Aufnahme der Insassen, Disziplin, Arbeitszuweisung und Rechnungswesen 
direkt der Leitung der Strafanstalt unterstehen. In meinen nachfolgenden 
Ausführungen beziehe ich mich hauptsächlich auf das von mir gegründete 
Arbeiterheim Nußhof-Witzwil und auf meine eigenen, im Laufe von 
30 Jahren gesammelten Erfahrungen. 

Wenn ein Heim für Strafentlassene gedeihen und Erfolg haben soll, 
so müssen die mit seiner Leitung betrauten Personen von ihrer Verant¬ 
wortung der Allgemeinheit gegenüber eine hohe Auffassung besitzen. Es 
genügft nicht, daß man als Staatsbeamter seine Amtspflichten nach Vor¬ 
schrift erfüllt, sondern man muß darüber hinaus alles daran wenden — 
Stellung, Einfluß und Kenntnisse —, um die wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse der Schutzbefohlenen zu heben und zu verbessern. Wichtig ist 
es, richtig befehlen zu können. Der Heiminsasse muß wissen, daß er mit 
schönen Reden, mit Beteuerungen und leeren Versprechungen nichts aus¬ 
richtet; indem man ihm Gelegenheit zu nützlicher Arbeit gibt, erwartet 
man Taten und nicht Worte von ihm. Andererseits darf der menschen¬ 
kundige Leiter den entlassenen Gefangenen gegenüber auch ein weni :7 
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Optimist sein; da er ihre Fehler und Schwächen kennt, wird er sich durch 
Ausreden und Beschönigungen nicht so leicht irreführen lassen. 

Nach meiner Erfahrung ist kein Mensch ganz unverbesserlich; die 
große Kunst ist nur, jenen guten Kern zu entdecken, der auch in dem 
Verdorbensten vorhanden ist, und diesem Kern dann zu Wachstum und 
Entwicklung zu verhelfen. Glücklicherweise besteht die Tatsache, daß 
gerade moralisch sehr tiefstehende Menschen hie und da mit außergewöhn¬ 
lichen Fähigkeiten handwerklicher oder industrieller Art begabt sind. 
Wenn es gelingt, diese herauszufinden, sie auszubilden und ihre praktische 
Anwendung zu ermöglichen, so hebt sich in ihrem Besitzer nach und nach 
auch das moralische Bewußtsein. Es braucht hierzu einer langen Zeit, 
standhafter Strenge und vor allem unendlicher, fast übermenschlicher 
Langmut und Geduld von seiten der Vorgesetzten, aber wenn zuletzt der 
Sieg errungen wird, so ist er die.ser Opfer wert. Ich habe in meiner Praxis 
an scheinbar unverbesserlichen Menschen Umänderungen des Charakters 
und der Lebensführung erlebt, die für landläufige Begriffe unfaßbar sind, 
die auch wirklich an das Wunder grenzen. Solche Erfahrungen geben Mut 
und neue Freudigkeit im niederdrückenden Kampfe des Alltagslebens. 

Ich schreibe es den vorerwähnten Grundsätzen zu, daß wir in Witzwil 
das Arbeiterheim Nußhof, unser Entlassenenheim, einrichten und ausbauen 
und seit 30 Jahren betreiben können, ohne je fremde Geldmittel in An¬ 
spruch zu nehmen. Ebenso wie der Nußhof wird übrigens auch die Straf¬ 
anstalt Witzwil selbst durch Gefangenenarbeit erhalten. Die Aufwendun¬ 
gen für Bauten, Landkäufe usw. sind dem Staate zurückvergütet worden, 
die Anstalt kommt selbst für ihre Betriebskosten auf, und es besteht sogar 
ein beträchtlicher Reservefonds für weitere Verbesserungen. 

Die Anregung zur Gründung eines Entlassenenheims wurde mir 
seinerzeit von einem oft vorbestraften Gefangenen gegeben. Dieser sagte 
mir, er habe endlich eingesehen, daß er sich in der völligen Freiheit nie 
werde halten können. In Witzwil fühle er sich nicht gerade unglücklich, 
denn die Arbeit sei ihm lieb, und er füge sich gerne den disziplinarischen 
Vorschriften. Sträfling möchte er aber auch nicht immer bleiben, sondern 
nach verbüßter Strafe auch etwas mehr Freiheit haben. Ich solle doch 
versuchen, sag^te er, ein Heim zu schaffen, wo er und seinesgleichen unter 
unserer Leitung bleiben, arbeiten und auch einen kleinen Lohn verdienen 
können. Ich griff den Gedanken auf, und meine Vorgesetzte Behörde ging 
sofort auf meine Vorschläge ein in der richtigen Erkenntnis, daß die Seß- 
haftmachung und Beschäftigung solcher Vorbestrafter dem Lande nur zum 
Nutzen gereichen könne. 

Zum bessern Verständnis der Verhältnisse muß ich hier sagen, daß 
wir in Witzwil über eine große Landwirtschaft und einen vielseitig aus¬ 
gebauten Arbeitsbetrieb verfügen und daß es deshalb an Beschäftigungs¬ 
möglichkeiten nie gebricht, für die Gefangenen ebensowenig wie für die 
Entlassenen, die auf dem Gute bleiben. 

Der Mann, auf dessen Anregung hin der Nußhof entstanden war, 
wurde auch dessen erster Bewohner, und er verließ ihn nicht mehr, bis er 
nach einigen Jahren starb. Im allgemeinen soll der Nußhof nicht als 
ständiges und bleibendes Heim dienen, sondern wirklich als das, was heute 
durch den neugeprägten Namen „Übergangsheim“ deutlich ausgedrückt 
wird: stellenlose Strafentlassene sollen hier Unterkunft und Arbeit finden 
und bei einer kleinen Lohnentschädigung warten können, bis sich ihnen eine 
Tür auftut. Arbeitslosen früheren Gefangenen steht das Heim ebenfalls 
zur Verfügung. 
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In der Zeit vor 30 Jahren gab es in der guten Jahreszeit wenig 
Arbeitslose; das Heim war deshalb im Sommer eher schwach besetzt —, 
so waren wir ganz froh, als einige Insassen es als ihre Heimat zu be¬ 
trachten anfingen und jahrelang blieben. Im Winter herrschte Platzmangel, 
und dieser Zustand — wenig Arbeitskräfte im Sommer, viele Esser im 
Winter — war natürlich in Hinsicht auf den Arbeitsbetrieb und namentlich 
in finanzieller Beziehung nicht gerade günstig. Vom Standpunkt der ent¬ 
lassenen Gefangenen war nichts dagegen einzuwenden, und wir mußten 
uns durch entsprechende wirtschaftliche Maßnahmen zu helfen suchen. 
Mit der Zeit ist die Heimbevölkerung gleichmäßiger geworden, indem sich 
ganz von selbst ein Grundstock von bleibenden Bewohnern gebildet hat. 
Diese haben sozusagen alle ein bewegtes, wenig rühmliches Leben hinter 
sich, und da sie durch das Mittel des Heims, anstatt wieder straffällig zu 
werden, ihren Lebensunterhalt als gute Arbeiter in Ehren verdienen, haben 
wir keinen Grund, diese Entwicklung zu bedauern. Seit einigen Jahren 
wendet man in der Schweiz wie in Deutschland bei den vielfach Rück¬ 
fälligen gesetzliche Maßnahmen, die sog. Verwahrung an, und unter diesen 
neuen Gesichtspunkten hat sich das Arbeiterheim ebenfalls als eine wert¬ 
volle und zweckentsprechende Einrichtung bewährt. 

Von der Verwahrung werden, von gefährlichen Gewohnheits¬ 
verbrechern abgesehen, großenteils haltlose, unselbständige, willens¬ 
schwache Menschen betroffen. Als Gefangene sind sie meistens fügsam 
und fleißig, sie können sogar Vertrauensposten versehen, in der Freiheit 
jedoch versagen sie. Besonderer medizinischer Behandlung in Irren- und 
anderen Anstalten bedürfen sie nicht, behält man sie aber jahrelang in der 
Verwahrungsanstalt, so wird ihr Verhalten nach und nach schlecht, ihr 
Arbeitseifer erlahmt, und ihre Unzufriedenheit nimmt zu, um mit der Zeit 
sogar krankhaft zu werden. Verwahrte dieser Art haben wir schon oft 
wieder zurechtbringen können, indem wir ihnen zu der beding^ten Ent¬ 
lassung verhalfen und sie im Nußhof aufnahmen. Dort fühlen sie sich 
meistens schnell so heimisch, daß sie gar nicht mehr stark auf definitive 
Entlassung drängen. 

Mit wenigen Ausnahmen vermögen auch diese nicht ganz freiwilligen 
Heiminsassen ihren Unterhalt zu verdienen, und sie verursachen dem 
Staate keine oder nur geringe Kosten. Bei der täglichen Arbeit im Freien, 
bei der mehr bürgerlichen als anstaltsmäßigen Hausordnung und bei der 
Möglichkeit, mit freien Menschen zu verkehren, schließt sich ihr Charakter 
nach und nach auf, und der erfahrene Beobachter erkennt hier besser als 
in der geschlossenen Anstalt, ob und wann eine bleibende Entlassung ge¬ 
wagt werden darf. 

Während meiner 40jährigen Amtsführung als Leiter der Strafanstalt 
Witzwil haben mich die zwei Probleme: Fürsorge für die entlassenen Ge¬ 
fangenen und Behandlung der vielfach Rückfälligen stets stark beschäftigt, 
sowohl vom theoretischen als auch namentlich vom praktischen Standpunkt 
aus. Die Gründungen von Pastor von Bodelschwingh in Bethel, Wilhelms¬ 
dorf usw. wurden in der Schweiz mit großem Interesse verfolgt, und es 
war für mich außerordentlich lehrreich und anspomend, den Vorläufer auf 
dem Gebiet der Arbeitslosen- und Entlassenenfürsorge im Jahre 1908 in 
Bethel selbst kennen zu lernen. Ich bin für die Anregungen, die ich damals 
empfing, zeitlebens dankbar. Pastor von Bodelschwingh hatte im großen 
die gleichen Erfahrungen gesammelt wie ich im kleinen; wir hatten beide 
sehen müssen, wie schwer es ist, für die Entlassenenheime geeignetes Per- 
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sonal zu finden, und der Gedankenaustauch mit ihm bestätigte mich in der 
Überzeugung, daß man sich diese Hilfskräfte eben selbst heranziehen muß. 

Heute beschäftigen die Fragen, die ich hier berührt habe, die Fach¬ 
leute aller Länder. Am Internationalen Gefängniskongreß 1935 in Berlin 
standen sie auf der Tagesordnung, und seither hatte ich selbst hier in Witz- 
wil häufig Gelegenheit, sie mit Besuchern aus dem Ausland zu erörtern. 
Man ist in bezug auf die Entlassenenfürsorge und die Verwahrung von 
den jetzigen Zuständen vielfach nicht befriedigt und sucht nach neuen 
Lösungen. Da drängt sich der Gedanke auf, daß man diese in der Theorie 
allein nicht finden werde und daß es vielleicht angebracht wäre, einmal 
die eigentlichen Arbeiter am Werke zusammenzubringen, sie ihre Er¬ 
fahrungen austauschen zu lassen und auf Grund derselben dann weiter¬ 
zubauen. 

Am Schlüsse meiner Ausführungen angelangt, komme ich mit einigen 
Erklärungen noch einmal kurz auf das der Strafanstalt Witzwil an¬ 
gegliederte, 40 bis 50 Männer erfassende Übergangsheim Nußhof zurück. 
Die Insassen setzen sich hauptsächlich aus früheren Gefangenen zu¬ 
sammen, die wegen Alkoholismus, innerer Haltlosigkeit und anderen Defek¬ 
ten Mühe haben, im freien Leben eine dauernde Anstellung zu finden. 
Meistens sind es ledige Leute, die keinen Familienanhang besitzen oder 
die ihre daherigen Verpflichtungen seit langem vernachlässiget haben. 
Lebenstüchtige, geistig höher stehende Entlassene fühlen sich im Heim 
meistens nicht wohl; wir nehmen uns ihrer in anderer Weise tatkräftig an 
und suchen sie im Zusammenwirken mit den Schutzaufsichtsorganen so 
schnell wie möglich im freien Erwerbsleben unterzubringen. Schlimme 
Elemente meiden andererseits das Heim, weil sie die Kontrolle ihrer Ab¬ 
sichten und Handlungen fürchten. 

Die Hauptbeschäftigung ist Landwirtschaft, Gemüsebau, Viehpflege, 
Schaffung von Kulturland durch Entwässerung, Drainage und Boden¬ 
mischung, Anlage und Unterhalt von Straßen und Wegen u. dgl. Da die 
Strafanstalt alle Bauten und Anlagen (Wasser, Elektrizität, Normalbahn¬ 
geleise usw.) selbst besorgt, so ist auch für die im Heim weilenden Hand¬ 
werker und Berufsleute Beschäftigfung vorhanden. Durch unentgeltliche 
Hilfeleistung^en in allen Not- und Bedarfsfällen wird mit den Nachbarn 
— Privaten und Gemeinden — ein gutes Verhältnis unterhalten. 

Schwere, wirkliche Rückfälle, die zu erneuter Bestrafung führen, 
kommen bei den Heiminsassen sehr selten vor; erfreulich zahlreich hin¬ 
gegen sind, wie schon gesagt, die Fälle, wo frühere Schädlinge der Gesell¬ 
schaft mit der Zeit zu ruhigen Bürgern des Staates werden. 

Anschließend folgen noch die für die Aufnahme in den Nußhof gelten¬ 
den Vorschriften. 


Dienstvertrag 

zwischen der Verwaltung des Nußhofs, Domäne Witzwil, einer¬ 
seits und dem Kolonisten.andererseits. 


1 . 

Der Unterzeichnete, welcher freiwillig auf dem Nußhofe in Arbeit 
getreten ist, verpflichtet sich, dem Regiemente und dem Dienstvertrage in 
allen Teilen nachzuleben, wenigstens zwei Monate zu verbleiben und seinen 
Weggang 8 Tage vor dem Austritt dem Werkführer anzuzeigen. 
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2 . 

, Kleidungsstücke, die er nicht abverdiente, hat der Kolonist zurück¬ 
zulassen bei Androhung gerichtlicher Anzeige im Falle der Zuwiderhand¬ 
lung. Der Kolonist hat nur Anspruch auf seine mitgebrachten oder während 
des Dienstvertrag^s von ihm beschafften Kleider. 

3. 

Die Verwaltung sorgt für angemessenes Obdach, für genügende 
Nahrung und für die Arbeitskleider der Kolonisten, so daß diese völlig 
freie Station genießen, sowie auch für unentgeltliche Verpflegimg in un¬ 
verschuldeten, vorübergehenden Krankheitsfällen. 

4. 

Der Barlohn beträgt täglich 50 Rappen bis Fr. 1.50 nach Art. 8 und 9 
des Reglements. 

Der Kolonist, der während der zwei Probemonate entlassen werden 
muß (Art. 4 des Reglements), hat keinen Anspruch auf Barlohn. 

5. 

Über die Auszahlung des Barlohnes macht Art. 10 des Reglements 
die Regel. 

Das Reglement wird jedem Kolonisten bei seiner Aufnahme bekannt¬ 
gegeben. 

In streitigen Fällen entscheidet endgültig die Verwaltung von Witzwil. 

W i t z w i 1, den.19 . . 

Reglement 
für die 

Arbeiterkolonie Nußhof: 

Art. 1. 

Die Verwaltung von Witzwil hat auf dem Nußhofe ein Heim für ent¬ 
lassene Sträflinge eingerichtet zum Zwecke, solchen Entlassenen, die den 
vemünftig^en Gebrauch der wiedererlangten Freiheit sich aneignen wollen, 
durch kürzeren oder längeren, freiwilligen Aufenthalt eine Übergangs¬ 
station darzubieten. (Siehe Dienstvertrag.) 

Soweit Platz vorhanden, können auch Arbeitslose überhaupt auf ihr 
Gesuch um Aufnahme Beschäftigung finden; sie sind den andern Kolonisten 
gleich zu halten. 

Art. 2. 

Die Anstellung findet durch einen Dienstvertrag statt, der sowohl 
vom Kolonisten als vom Werkführer des Nußhofs zu unterzeichnen ist. 


Art. 3. 

Die Kolonisten haben sich darüber auszuweisen, daß ihr Betragen 
während der letzten Zeit zu keinerlei Klagen Veranlassung gab. 

Körperlich Gebrechliche oder mit ansteckenden Krankheiten Be¬ 
haftete finden nicht Aufnahme. 

Art. 4. 

Die Kolonisten verpflichten sich, diesem Regiemente in allen Teilen 
nachzuleben. 

Zuwiderhandlungen, wie Betrunkenheit und störrisches Betragen, 
haben die sofortige Entlassung zur Folge, die der Werkführer von sich 
aus verfügt. 
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Art. 6. 

Die Kolonisten dürfen die Witzwildomäne ohne Erlaubnis der Ver¬ 
waltung nicht verlassen. 

Art. 6. 

Kolonisten, die sich durch Fleiß und Tüchtigkeit bewähren, können 
auf Vertrauensposten dauernde Anstellung finden. 

Art. 7. 

Die Kolonisten erhalten für sich selbst völlig freie Station und außer¬ 
dem die Arbeitskleider. 

Mit Facharbeitern werden besondere Verträge abgeschlossen mit Be¬ 
stimmung des Barlohnes. 

Art. 8. 

Kolonisten, die im Winter eintreten (15. November bis Ende 
Februar) erhalten für diese Zeit keinen Barlohn. Solche dagegen, die im 
Sommer und Herbst eintreten (1. März bis Ende Oktober) und zur Zu¬ 
friedenheit der Verwaltxmg arbeiteten, beziehen auch in den Wintermonaten 
einen vom Werkführer zu bestimmenden, reduzierten Barlohn. 

Art. 9. 

Der Barlohn beträgt per Tag 50 Rappen bis Fr. 1.50. Der Werkführer 
bestimmt den Anfangslohn. 

Während der Dauer des Dienstvertrages entscheidet die Verwaltung 
über den Betrag des Barlohnes. Ein Teil des Lohnes soll für die Be¬ 
schaffung von Kleidern, Leibwäsche verwendet werden; der Rest wird, 
wenn nicht für die Unterstützung von Familienangehörigen durchaus 
erforderlich, auf ein Sparheft angelegt. 

Den Zeitpunkt der gänzlichen Ausbezahlung des Saldo und der Über¬ 
lassung des Sparhefts bestimmt die Verwaltung oder der Patron. 

W i t z w i 1, Juni 1905. 

Der Direktor: 

0. Kellerhals. 


GefängDiswesen in Mexiko 

von Professor W. Mittermaier, Heidelberg 

Wir vergleichen auch heute noch gern fremdes Recht und Rechts¬ 
einrichtungen anderer Länder mit den unserigen, um unsere Verhältnisse 
besser verstehen zu können. So auch auf dem Gebiete des Strafvollzugs. 
Hier ist allerdings persönliche genaue Kenntnis der fremden Verhältnisse 
noch viel wichtiger als sonst, da gar zu leicht die Praxis von den gesetz¬ 
lichen Bestimmungen stark abweicht. Darum sollten immer wieder Sach- 
kundigfe fremde Länder bereisen, wie etwa Hauptvogel und andere 
England studierten oder zuletzt E x n e r Nordamerika. Aber was wissen 
wir von Ungarn, Holland, Belgien, Frankreich, der Schweiz, Italien, Skan¬ 
dinavien? Sollten sie uns gar nichts zu bieten haben? 

Länder, deren Kultur uns fremder ist als die unserer europäischen 
Nachbarn, können doch ebenfalls für uns Bedeutung haben, wenn auch 
nicht so unmittelbar wie die uns näher verwandten. Wir bemerken dabei, 
welche Grundgedanken allgemein gelten, wie sie aber in der Durchführung 
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gat\2 verschiedene Richtung einschlagen können, ja müssen. So beobachten 
wir schon lange die sehr lebhafte und auch wissenschaftlich durchaus gut 
unterbaute Arbeit, die die mittel- und südamerikanischen Staaten jetzt 
auf dem Gebiet des Strafrechts leisten. Da sie aber kaum einen schon gut 
vorbereiteten Boden vorfinden, sieht die Verwirklichung ihrer Lehren 
wohl etwas anders aus als bei uns. Und sie schlagen — jedenfalls auf 
strafrechtlichem Gebiet — eine ganz andere Richtung ein, als sie bei 
uns gilt. Sie folgen großenteils ganz den Ideen F e r r i s und anderer 
Sozialisten, d. h. sie verwerfen den Gedanken der Sühne, und sie wollen 
wesentlich sozial helfen. So will man auch in Kuba und Mexiko die 
Gefangenen nur sozial erziehen und in das geordnete Gesellschaftsleben 
eingliedem. Mexiko hatte schon 1929 ein neues durchaus beachtens¬ 
wertes Strafgesetzbuch erhalten. Aber es wurde sofort einer Revision 
unterzogen, und unter dem 14. August 1931 wurde das jetzt geltende 
Gesetzbuch erlassen, das manche Mexikaner gern ein Gesetz des Sozial¬ 
schutzes nennen möchten. Es g^ilt allerdings nur für die Bundesgebiete, 
während die Einzelstaaten noch ihre alten, zum Teil wohl auch veralteten 
Strafrechte behalten haben. — Als Freiheitsstrafen kennt das Gesetz nur 
Gefäng^nis von drei Tagen bis zu dreißig Jahren und die an sich zeitlich 
unbeschränkte Relegation, Art. 25, 27. Der Bundesdistrikt besitzt eine 
große, für tausend Gefangene gedachte Strafanstalt, die aber bis 1987 
doppelt belegt und ganz schlecht verwaltet war, so daß der spätere 
Generalstaatsanwalt Ignazio Garcia T e 11 e z sie eine Schule des Ver¬ 
brechens nannte. Sie war „der schwarze Punkt der Strafrechtsreform“. 
Unsauberkeit und Faulheit herrschten, fremde Arbeiter mußten den Be¬ 
trieb der Werkstätten aufrechterhalten. Ein 1936 ernannter neuer und 
brauchbarer Direktor fand stärkste politische Anfeindung. Nun hat im 
Sommer 1937 der Präsident General Lazaro Cärdenas ein neues 
Gefängnisreglement für die Bundesstrafanstalt erlassen, das von den 
mexikanischen Juristen sehr gelobt wird. Es ist in der neuen Zeitschrift 
„Criminali a“, herausg^egeben von Jos4 Angel Ceniceros in 
Mexiko, IV, 1937, S. 159 ff. abgedruckt und dort auch von einer Reihe von 
Aufsätzen beleuchtet. 

Das Reglement bestimmt sehr eingehend Stellung imd Aufgaben der 
Vollzugsbehörden. Aufsichtsbehörde ist vor allem das Amt für soziale 
Vorbeuge, das in Mexiko überhaupt eine große Rolle spielt; sodarm können 
die Gerichte, die Staatsanwaltschaft, die Amtsverteidigung stets ihre Be- 
obachtungfen und Vorschläge dem Amt einreichen. Das Sozialamt hat in 
der Anstalt eine dauernde Vertretung, deren Vorstand ein Psychiater ist 
und der Psychiater und Sozialarbeiter angehören. Schon das deutet darauf 
hin, daß man in Mexiko großen Wert auf die biologisch-psychologisch- 
psychiatrische und soziale Untersuchung der Gefangenen legt und solche 
Untersuchungen der Behandlung zugrunde legen will. Der vom Präsiden¬ 
ten ernannte Direktor muß Anwalt, Arzt oder Professor und Spezialist 
in Kriminologie sein. Er hat die Hauptverantwortung für alles Leben 
in der Anstalt; er muß die Gefangenen dauernd besuchen und betreuen. 
Er ernennt die Angestellten. Neben ihm stehen der Sekretär, der Admi¬ 
nistrator, der die gesamte innere Verwaltung leitet, dann der „Ober¬ 
beamte“, der den Sekretär unterstützt. Der Wach- und Sicherheitsdienst 
untersteht einem besonderen Kommandanten. Außerdem sind ein Ärzte¬ 
stab und ein Schulleiter vorhanden. Die Oberbeamten müssen regfelmäßig 
an das Sozialamt berichten; man hat den Eindruck, daß diese Mehrzahl 
von Berichtspflichten eine Art gegenseitiger Kontrolle darstellt. Über- 
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haupt zeigt die Genauigkeit, mit der diese ganze Amtseinrichtung geregelt 
ist, daß man in Mexiko erkennt, welche Bedeutung den in einer Straf¬ 
anstalt tätigen Beamten zukommt. 

In der Anstalt sind die Untersuchungsgefangenen von den Sträf¬ 
lingen streng zu trennen, natürlich ebenso die Frauen von den Männern; 
es wird begreiflicherweise gefordert, daß für Frauen überhaupt eine 
eigene Anstalt errichtet werde. Im Verhältnis zu den Bestimmungen 
über die Beamten, Art. 1—93, sind die über die Behandlung der Gefangenen 
ziemlich kurz in den Art. 106—127. Sie führen aus, was das Strafgesetz¬ 
buch in den Art. 78—83 bestimmt: danach soll die Strafe der Zucht, Er¬ 
ziehung und sozialen Anpassung (correcciön, educaciön y adaptaciön social) 
dienen; die Gefangenen sind nach ihrer Anlage und sonstigen persönlichen 
Verhältnissen zu trennen, und in jeder Klasse ist ihrer Eigenart ent¬ 
sprechend der einzelne zu behandeln; es ist darauf zu sehen, daß die 
zum Verbrechen führenden Faktoren bekämpft, die das Verbrechen hem¬ 
menden gefördert werden. Die Anstalten sind „auf der Grundlage der 
Arbeit als Mittel zur Wiedergewinnung der Gefangenen“ zu errichten, und 
dabei ist für die berufliche Ausbildung und die Entwicklung des Gemein¬ 
schaftsgeistes zu sorgen. — Das klingt uns durchaus vertraut; wir wissen 
aber, wie schwer es ist, danach zu handeln, welche Elite an Beamten das 
fordert. Der Arbeitserlös deckt vorweg Ernährung und Kleidung. Vom 
Rest dienen 40 Prozent der Schadenswiedergutmachung, 30 Prozent gehen 
an die Familie des Sträflings, 30 Prozent stellen seinen Sparpfennig dar. — 

Die Gefangenen werden zuerst für längstens 40 Tage in eine Beob¬ 
achtungsstation gebracht und sodann auf die Klassen verteilt. Es werden 
möglichst viele Werkstätten und eine polytechnische Schule errichtet. Eine 
allgemeine Schule besteht nur für die Analphabeten. Eine Stunde des 
Tages dient der Erholung, eine andere der Lektüre. Wöchentlich einmal 
werden Kulturabende im „Theater“ veranstaltet. Interessant ist, daß die 
Gefangenen in Arbeitsgruppen organisiert werden, die für Fortschritte in 
der Arbeit sorgen sollen, Vorschläge dafür machen können, auch bei den 
Kulturabenden mitwirken, eine Zeitschrift herausgeben und auch Vor¬ 
schläge wegen der Behandlung einzelner Gefangener machen dürfen; hier 
haben sie allerdings nur dies Vorschlagsrecht. — Der Erfahrene weiß, daß 
die Bedeutung solcher Organisationen sehr verschieden sein kann! 

Die Gefangenen werden in drei Betragensklassen eingeteilt, in denen 
verschiedene Verg;ünstig;ungen gegeben werden. Hausstrafen sind Rück¬ 
versetzung in eine tiefere Stufe und Arrest bis zu zwei Wochen. Darüber 
bestimmt allein der Direktor. — Den Schluß des Regulativs bildet die 
Bestimmung des Art. 127, daß „Ehebesuch“, visita conyugal, nach beson¬ 
derer Bestimmung gewährt werden soll, um der sogenannten Geschlechts¬ 
not der Gefangenen wenigstens in etwas abzuhelfen. 

In Mexiko ergänzt seit 1855 wie heute noch in Frankreich die Rele¬ 
gation von normal 1 bis 20 Jahren das Strafensystem — und wie dort in 
völlig unzulänglicher Art. Nach dem Strafgesetzbuch Art. 27 werden 
nach Strafkolonien relepert die Gewohnheitsverbrecher aller Art und die 
anderen vom Gesetz ausdrücklich genannten Verbrecher, nämlich die ge¬ 
fährlichen Nichtstuer (vagos) Art. 255, diese für drei Monate bis zu einem 
Jahr! Relegationsorte sind die Marieninseln, die vor der Westküste liegen. 
Dort leben bis zu 1000 Relegrierte, die überwiegende Mehrzahl aber 
administrativ Verschickte. Aber die Zustände sind in jeder Hinsicht so 
unbefriedigend, daß man weithin nur in der Aufhebung der Einrichtung 
eine Besserung erblicken kann. Die Relegierten werden nach Ablauf ihrer 
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Verschickungszeit an der mexikanischen Küste einfach entlassen. Was sie 
nun anfangen, danach fragt kein Mensch. Es ist also auch in Mexiko mit 
der Relegation so: diese theoretisch scheinbar so ideale Einrichtung hat 
sich hier wie bisher überall in der Wirklichkeit nicht bewährt und ist 
außerordentlich teuer. Man sieht drüben wie allmählich auch in Frankreich 
ein, daß nur ein strenges kraftvolles Arbeiten an dem Problem des Ver¬ 
brechertums in der Heimat einigen Erfolg versprechen kann*). 


Aus der Gefängnisverwaltung 

Der Anstaltsvorstand im Haushaltsrecht 

Ein Beitrag von Scharf imd Schulzke, Amtsräten in Potsdam 

Übersicht: 

A. Die Vollzugsanstalt, als Unternehmung gesehen 

B. Das Recht des Anstaltsvorstandes, 

I. über Ausgabemittel zu verfügen, 

II. an der Erhebung der Einnahmemittel mitzuwirken 

C. Die Pflicht des Anstaltsvorstandes, die Haushaltsmittel wirtschaft¬ 
lich und sparsam zu verwalten 

A. Die Vollzugsanstalt, als Unternehmung gesehen 

Die größeren Vollzugsanstalten der RJV., meist im Ortsgrenzbezirk 
oder außerhalb der politischen Gemeinde erbaut, wirken in ihrer örtlichen 
und baulichen Abgeschlossenheit mit Kirchtürmen, hohen Schornsteinen und 
fabrikähnlichen Anlagen auf den Fremden, der seine Schritte zu der An¬ 
stalt lenkt, und auch auf uns Besucher, immer wieder wie eine selbständige 
kleine Stadt oder ein gewerbliches Unternehmen mit eigenem Leben und 
Wirken. Auch den Verurteilten, dem sich dieses Bild vor seinem Straf¬ 
antritt bietet, überkommt, wenn auch neben anderen Stimmungen, das 
Gefühl, er betrete eine neue Welt mit eigenen Gesetzen. 

Der Anstaltsvorstand ist der vom Führer bestellte Leiter und zu¬ 
gleich der Erste Diener seines kleinen Reiches. Seine Aufgaben als Hüter 
des Strafvollzuges und Vorgesetzter zahlreicher Beamten geben seinem Amt 
eine besondere Bedeutung. Ohne daß jemand über diese Aufgaben Näheres 
wüßte, könnte er bereits bei aufmerksamem Lesen der „Blätter für Ge¬ 
fängniskunde“ feststellen, in welch reichem Maße Berufswissen und 
charakterliche Fähigkeiten für das Amt eines Anstaltsvorstandes von¬ 
nöten sind. 

In unserer Arbeit verlassen wir das eigentliche Benifsgebiet des An¬ 
staltsvorstandes und richten seine Aufmerksamkeit auf die wichtigen Auf¬ 
gaben, die er als Sachwalter von Reichsvermögen und des Haushaltsplanes 
ebenfalls nach bestem Können zu erfüllen hat. Wir vergleichen ihn von 
unserm Standpunkt aus, gern einmal losgelöst von berufsmäßigem Denken, 
mit einem Unternehmer, dessen Kennzeichen besonders die sind, daß er 


*) Zur Relegation besonders Gonzalez Bustamente in Criminalia III. 282 und 
A. Espinoza, V, 117. Dann Angel Ceniceros y Luis Garrido. La ley penal Mexlcana, 
Mexico 1934. 102—112. 
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über ein Vermögen verfügt, es mit größtmöglichem Nutzen und geringst¬ 
möglichen Kosten zu verwalten und zu mehren sucht und nicht mehr (Jeld 
ausgibt, als ihm an Einnahmen (in unserem Falle: durch die Zuteilung 
von Haushaltsmitteln) zur Verfügung steht. 

Von den Funktionen des Unternehmers der privaten Wirtschaft sind 
zwei besonders für unseren Vergleich zutreffend: 

1. die Aufstellung des Arbeitsplanes und die Organisation des Betriebes, 

2. die Überwachung und Leitung aller Tätigkeiten in der Unternehmung, 

um vollkommenstes Zusammenwirken und die Unterordnung aller 

unter das Ziel zu erreichen. 

Ebenso wie beim Unternehmer die Persönlichkeit, die individuelle Be¬ 
gabung, die Kenntnis des Marktes, die wirtschaftlichen Erfahrungen u. a. m. 
den Erfolg beeinflussen, werden sich in den Vollzugsanstalten die Erfolge 
wirtschaftlichen Strebens unterscheiden. 

Und schließlich eine weitere, nicht weniger wichtige Tatsache für 
ein gutes (Jedeihen einer Unternehmung: die genaue Rechnungs¬ 
führung über alle Vermögenswerte in Ausgabe und 
Einnahme. Diese Aufgabe erfüllt die Buchführung. Sorgfältige 
Buchführung ermöglicht es allein, gro ß e Vermö gen 
unter d e m G e s i c h t s p u nk t g e w i n nb r i n g e n d e r V e r w en- 
düng zu verwalten. Dadurch ist es überhaupt erst möglich, die 
Verwendung von Vermögen in jedem Teil des Betriebes jederzeit auf ihren 
Erfolg hin zu prüfen sowie den Erfolg der Unternehmung selbst mit 
ziffermäßiger Genauigkeit festzustellen. Daß dieser Grundsatz ver¬ 
gleichsweise auch auf die Arbeitsbetriebe einer Vollzugsanstalt angewendet 
werden darf, ist ohne weiteres einleuchtend. 

Eine genaue Buchführung ist ferner für die reinen Verwaltungs¬ 
ausgaben und -einnahmen notwendig, um prüfen zu können, ob ent¬ 
sprechend dem Haushaltsplan gewirtschaftet worden ist. 

Von dem Standpunkt vmseres Vergleichs ist es daher nicht auffällig, 
wenn die Dienstvorschriften, die Reichshaushaltsordnung (RHO.) und die 
Wirtschaftsbestimmungen für die Reichsbehörden (RWB.) von dem An¬ 
staltsvorstand gleiche Tätigkeiten und Überlegungen verlangen, wie sie 
sich im Unternehmertum entwickelt haben. 

Nicht nur als Leiter und Beherrscher der Methoden des Strafvoll¬ 
zuges dient er der Allgemeinheit. Diese hat mindestens dasselbe Interesse 
daran, daß der Anstaltsvorstand durch Entfaltung von Untemehmergeist, 
Kenntnis der Marktlage und der technischen Vorgänge in den ihm unter¬ 
stehenden Arbeitsbetrieben die ihm zur Verfügung gestellten Steuermittel 
aufs äußerste ausnutzt. Sein „Untemehmergewinn“ möge darin liegen, daß 
er am Jahresschluß auf die angestiegenen Einnahmen der Arbeitsverwal¬ 
tung und die verringerten Ausgaben für den Personal- und Sachbedarf 
seiner Anstalt mit stolzer Befriedigung zurückblicken kann. 

In dieser Arbeit können die Möglichkeiten nicht erschöpfend behandelt 
werden^). In der Einleitung durch eine Parallele mit dem Unternehmer 
der privaten Wirtschaft und nachstehend an Hand der Bestimmungen der 
RHO. und der RWB. wollen wir versuchen, die Richtung aufzuzeigen, in 
der sich der Anstaltsvorstand im Haushaltsrecht erfolgreich betätigen kann. 

1) Die Verfasser dieser Arbeit brinKen, beKinnend in diesem Heft, laufend weitere 
Beiträge aus ihrem Erfahrungsbereich. Der Herausgeber. 
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B. Das Recht des Anstaltsvorstandes, 

I. über Ausgabemittel zu verfügen, 

II. an der Erhebung der Einnahmemittel mitzuwirken 

Ausgabe- und Einnahmemittel, im Haushaltsplan nach Zweck¬ 
bestimmung und Ansatz ausgebrachte Beträge, sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 
RWB. Haushaltsmittel. 

Zu I: Die Kassen dürfen nach § 58 RHO. Zahlung nur auf Anweisung 
des zuständigen Reichsministers oder der von ihm mit selbständiger Anord- 
nungsbefugpiis ausgestatteten Dienststellen leisten. Diese Befugnis erteilt der 
Reichsjustizminister in der Form, daß er den höheren Reichsjustizbehörden 
Haushaltsmittel zur Bewirtschaftung überweist und durch allgemeine Ver¬ 
waltungsanordnung 2) nachgeordneten Behörden die Anordnungsbefugpiis 
über einzelne Haushaltsmittel allgemein überträgt. Mit derselben Wirkung 
verfährt dann der Generalstaatsanwalt gegenüber den ihm nachgeordneten 
V ollzugsanstalten. 

Soweit die Vollzugsanstalt Haushaltsmittel selbst zugewiesen erhält, 
übt nach § 27 Abs. 2 RWB. der Anstaltsvorstand die Anordnungsbefugpüs 
aus. Er hat der Kasse die Auszahlungsanordnungen schriftlich zu erteilen 
(§28 Abs. 2 RWB.). Seinen mündlichen, fernmündlichen oder drahtlichen 
Anordnungen darf die Kasse nicht Folge leisten. 

Die Auszahlungsanordnung ist nach § 28 Abs. 1 RWB. in der Regel 
einzeln für jede Zahlung oder für mehrere zusammengehörige Zahlungen 
zu erteilen (förmliche Kassenanweisung); sie bildet den Beleg für die 
Rechnungslegung. 

Der Anstaltsvorstand muß bei seinen Auszahlungsanordnungen dessen 
gewiß sein: 

a) daß die Vollzugsanstalt für den Zweck, dem die Ausgabe dienen 
soll, Haushaltsmittel erhalten hat, 

b) daß Mittel in Höhe der beabsichtig^ten Ausgabe noch zur Verfügping 
stehen, 

c) daß die Ausgabe dem Rechnungsjahr, angehört, für das die Haus¬ 

haltsmittel zugewiesen worden sind. 

Diesen Überblick verschafft sich der Anstaltsvorstand auf Grund des 
Titelbuchs in Verbindung mit Schätzungen. Er kann daher den Stand der 
Ausgabemittel jederzeit feststellen und rechtzeitig Maßnahmen treffen, \un 
eine Überschreitung der zugewiesenen Haushaltsmittel zu verhindern oder 
rechtzeitig die Zuteilung weiterer Mittel zu beantragen (§45 RWB.). Min¬ 
destens einmal im Monat hat er sich oder hat ihn ein von ihm beauftragter 
Beamter über die Entwicklung der Ausgaben und den jeweiligen Stand 
der Mittel zu unterrichten (RdErl. d. RJM. über die Einführung der RWB. 
in der Justizverwaltung vom 25. Februar 1935, VI a 6209, Abschn. II Nr. 5 
Abs. 2 a). 

Bei der Wichtigkeit der Aufgabe wird sich der Anstaltsvorstand die 
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel selbst Vorbehalten und die Verant¬ 
wortung einer anderen Dienststelle nicht übertragen. Überdies hat er nach 
§ 18 RWB. tatsächlich die der Vollzugsanstalt zugewiesenen Mittel selbst 
zu bewirtschaften, wie er grundsätzlich (wir dürfen an unseren Vergleich 

3) Z. B. Nr. 19 der JVB. z. d. RWB.; {| 2. 8, 6 GZahlBest.: AV. v. 8. 6. 1937, DJ. 
S. 924; Nr. 69 DVfg. z. d. RKBest.; Nr. 31 DVfg. z. d. UKBest.; Abs. 3 der AV. v. 16. 8. 
1988, DJ. S. 400. 
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mit dem Unternehmer erinnern) verantwortlich ist für die gesamte Ver¬ 
waltungstätigkeit seiner Behörde. 

Der RJM. oder der Generalstaatsanwalt, dieser auf Grund der ihm 
in Nr. 13 der JVB. z. d. RWB. erteilten Ermächtigung, könnte allerdings 
bestimmen, daß die eine oder die andere Vollzugsanstalt als „größere Be¬ 
hörde“ im Sinne des § 18 RWB. anzusehen und ein besonderer planmäßiger 
Beamter der BesGr. A 2 c 2 oder einer höheren BesGr. mit der Bewirt¬ 
schaftung der Haushaltsmittel zu betrauen ist. Von einer solchen Regelung 
ist bisher jedoch nichts bekannt geworden. 

Zu II: Die Anstaltskassen sollen, abgesehen von den Einnahmen der 
Arbeitsverwaltung, Einzahlungen nur annehmen, wenn eine Annahme¬ 
anordnung (formelle Kassenanweisung) vorliegt oder wenn sie mit der Er¬ 
hebung dieser Einnahmen allgemein beauftragt sind (§ 32 JKassO.). Dem 
Anstaltsvorstand steht bei allen nicht laufenden Einnahmen, die 
bei seiner Anstalt erwachsen, die Anordnungsbefugnis zu; für laufende 
Einnahmen hat er dieses Recht, insoweit der Generalstaatsanwalt ihn er¬ 
mächtigt hat (Nr. 19 JVB. z. d. RWB.). Die Annahmeanordnungen sind 
in der Regel einzeln für jede Zahlung schriftlich zu erteilen. Der Grund¬ 
satz der Schriftlichkeit wird sich bei der Annahmeanordnung ohne Schaden 
für die Reichskasse nicht inuner durchführen lassen. Es ist daher nach¬ 
gelassen, daß die schriftliche Annahmeanordnung nachträglich erteilt 
werden kann (§28 Abs. 2 RWB.). Hieraus folgt, daß die Kasse im Gegen¬ 
satz zu ihrer Micht bei Auszahlungen dringende Einzahlungen auch dann 
annehmen darf, wenn die Annahmeanordnung nicht schriftlich erteilt ist. 

Bevor die Annahmeanordnung der Kasse übersandt wird, ist sie in 
die „Anschreibungsliste“ einzutragen (§ 33 Abs. 1, § 41 RWB.). Das 
Nähere hierüber bestimmt der Anstaltsvorstand (Nr. 32 JVB. z. d. RWB.). 
Die Anschreibungsliste dient lediglich dazu, die Kasse zu überwachen. Aus 
ihr stellt der Kassenaufsichtsbeamte bei den Kassenprüfungen fest, ob 
die Verwaltungseinnahmen zum Soll gestellt oder rechtzeitig erhoben sind 
(§ 41 Abs. 2 RWB.). 

Für die Einnahmen der Arbeitsverwaltung steht dem 
Anstaltsvorstand nach § 4 Abs. 1 c AVO. die Anordnungsbefugnis ohne 
Beschränkung zu. Formelle Kassenanweisungen sind jedoch nur für solche 
Einnahmen der Arbeitsverwaltung vorgeschrieben, die durch die Betriebs¬ 
bücher nicht nachgewiesen werden (§ 39 Abs. 1 AVO.). Einnahmen dieser 
Art entstehen z. B. aus der Veräußerung von Rohstoffabfällen®), aus dem 
Eigengeld der Gefangenen für (iefangenenzeitungen, aus Verzugs¬ 
zinsen. Auch die Beiträge der Unternehmer zu den Kosten der Arbeits¬ 
verwaltung, z. B. für Verbrauch von Gas, elektrischem Licht oder elek¬ 
trischer Kraft (jedoch nicht die Beiträge für Lagermiete, Gehälter usw., 
wenn die Arbeitsverwaltung hierfür Aufwendungen nicht geleistet hat •*) 
gehören zu diesen Einnahmen. 

Der weitaus größte Teil der Einnahmen der Arbeitsverwaltung er¬ 
wächst aus dem Betrieb heraus und läuft durch die Betriebsbücher. Nach 
§ 20 Abs. 1 AVO. sind die Bücher nach Muster A bis R Betriebsbücher. 
Bei diesen Einnahmen hat der Anstaltsvorstand zu überwachen, daß 
die Rechnungsbeträge rechtzeitig eingehen (§ 4 Abs. Ib AVO.). Das 

3) In fliesen Fällen: VeräußeninK von Hobelapänen, Abfallholz, Papierabfall, Garn¬ 
resten uam. können die Abfälle auch als Ferti^aren behandelt werden und durch die Be- 
triebsbUcher G und H laufen ; eine Annahmeanordnung ist dann entbehrlich. Welchem Ver. 
fahren der VorzuK zu geben ist, entscheidet sich nach Gründen der Geschäftsvereinfachung, 

*) Diese Einnahmen fließen der Anstaltsverwaltung zu. 



55 


Einziehungsverfahren selbst, für das der Arbeitsinspektor und der Kassen¬ 
aufsichtsbeamte verantwortlich sind, regelt sich im einzelnen nach § 18 
AVO. Zu dieser Überwachung hat der Anstaltsvorstand zwei Gelegen¬ 
heiten: 

a) bei der Entscheidung auf Stundungsgesuche von Unternehmern und 
anderen Zahlungspflichtigen (§ 18 Abs. 6 AVO.), 

b) bei den außerordentlichen Prüfungen der Arbeitsverwaltung, die 
er selbst vorzunehmen hat; diese Prüfung ist gründlicher als die 
ordentlichen Prüfungen und hat sich auch auf den rechtzeitigen Ein¬ 
gang der Rechnungsbeträge zu erstrecken (§35 Abs. 2, 3, 4 und § 36 
Abs. 3 AVO.). 

Wie der Anstaltsvorstand die Überwachung sonst im einzelnen ausübt, 
ist seinem Ermessen überlassen. 

Zu den Abschn. I und II wird der Vollständigkeit halber noch 
erwähnt, daß die näheren Bestimmungen über die Erteilung der An¬ 
ordnungsbefugnis, die Arten der Annahme- und Auszahlungsanordnung^en, 
die Zulässigkeit der Erteilung und Vollziehung solcher Anordnungen in 
dän §§ 27 bis 34 RWB., Nr. 19 bis 27 JVB. z. d. RWB. und über die 
Form und den Inhalt der Annahme- und Auszahlungsanordnungen sowie 
ihrer Anlagen in den §§ 49 bis 70 RRO. und in den VollzBest. zu Anden 
sind. Auf sie verweisen wir. 

C. Die Pflicht des Anstaltsvorstands, die Haushaltsmittel wirtschaftlich 
und sparsam zu verwalten 

I. Ausgabemittel, 

II. Einnahmemittel 

Zu I: In dem Haushaltsplan werden auf Grund der Bestimmung 
im § 2 Abs. 2 RWB. nach ihrem Entstehungsgrund unterschieden: 

Verwaltungsausgaben, das sind Haushaltsausgaben, die notwendig 
sind, lun die laufende Verwaltung zu sichern; 
allgemeine Haushaltsausgaben, das sind alle übrigen Haushalts¬ 
ausgaben. 

Die Pflicht, Haushaltsmittel wirtschaftlich und sparsam zu verwalten, 
begründen die Bestimmungen in § 26 RHO. und § 16 RWB. für alle am 
Haushaltsrecht beteiligten Dienststellen. Die Bestimmung ist für eine sach¬ 
gemäße Wirtschaft mit öffentlichen Geldern unerläßlich. Für die Ausgabe¬ 
mittel gilt weiter, daß sie bei den einzelnen Zweckbestimmungen nur so 
weit und nicht eher in Anspruch zu nehmen sind, als es zur wirtschaftlichen 
und sparsamen Führung der Reichsverwaltung erforderlich ist. Hierunter 
fällt z. B. auch die unwirtschaftliche Anhäufung von Vorräten, wie sie 
öfter festgestellt worden ist. Der Anstaltsvorstand hat endlich die Aus¬ 
gabemittel so zu verwalten, daß mit den vorgesehenen Mitteln alle ein¬ 
zelnen Ausgaben geleistet werden können, die unter die Zweckbestimmung 
fallen (§ 32 S. 1 RHO.). Verletzt der Anstaltsvorstand diese Bestimmung, 
so haftet er für die von ihm veranlaßte oder angeordnete Zahlung (§32 
S. 2, § 33 Abs. 3 S. 1 RHO.). Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der 
Anstaltsvorstand nachweist, daß seine Maßnahmen unbedingt erforderlich 
waren. Der Anstaltsvorstand tut gut, wenn er vorausschauend seine An¬ 
ordnungen trifft und an die Aufsichtsbehörde berichtet, sobald etwa un¬ 
vorhergesehene Umstände es nötig machen, die Mittel zu verstärken (Nr. 36 
JVB. z. d. RWB. und RdErl. des RJM. vom 25. Februar 1936, Via 6209, 
Abschn. II5b, c). 
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Die Kenntnis des Inhalts von zwei Erlassen des RFM. aus neuester 
Zeit dürfte für den Anstaltsvorstand noch besonders wertvoll sein. Hier¬ 
nach sind Beamte und Angestellte ohne jede Rücksicht für haushaltsrecht¬ 
liche Verstöße persönlich haftbar zu machen. Dabei trifft die Verpflichtung 
zum Schadenersatz nicht nur den Beamten und Angestellten, der eine nicht 
genehmigte Zahlung anweist, sondern auch alle, die durch die Anordnung 
einer Maßnahme eine solche Zahlung notwendig gemacht haben. Auch wer 
nur erkennen muß, daß durch seine Anordnung eine Überschreitung der zu¬ 
gewiesenen Mittel oder eine nachträgliche Bewilligung von Mitteln unver¬ 
meidbar wird, hat für die Zahlung einzustehen, wie wenn bereits eine 
Haushaltsüberschreitung vorläge. 

Zu II: Der Haushaltsplan unterscheidet Verwaltungseinnahmen, die 
sich aus der Verwaltung der Vollzugsanstalten ergeben, und allgemeine 
Haushaltseinnahmen; das sind die übrigen Haushaltseinnahmen ( §2 Abs. 2 
RWB.). Verwaltungseinnahmen sind beispielsweise die Einnahmen aus 
Dienstgrundstücken sowie von Miet- und Dienstwohnungsinhabem, die Er¬ 
löse aus dem Verkaufe unbrauchbar oder entbehrlich gewordener Geräte 
und dergleichen sowie die Einnahmen für Haftkosten. Allgemeine Haus¬ 
haltseinnahmen sind für die Vollzugsanstalten die Einnahmen der Arbeits¬ 
verwaltung. 

Der Anstaltsvorstand hat die Pflicht, unter möglichst geringen Auf¬ 
wendungen dafür zu sorgen, daß die dem Reich zustehenden Einnahmen 
rechtzeitig und vollständig' diesem zugeführt werden. Diese Pflicht wird 
hergeleitet aus § 26 RHO. und § 16 RWB. Gegenstände, die im Eigentum 
des Reichs stehen, dürfen z. B. nur gegen einen dem vollen Wert ent¬ 
sprechenden Preis veräußert werden. Ausnahmen bedürfen der Genehmi¬ 
gung des RFM. bzw. durch den Haushaltsplan (§ 47 RHO.). Nutzungen 
und Sachbezüge dürfen nur gegen angemessenes Entgelt gewährt werden, 
es sei denn, daß durch Gesetz oder im Haushaltsplan etwas anderes be¬ 
stimmt ist (§41 RHO.). Als solche Ausnahmen sind zu nennen: 

Einsatz von Gefangenen bei den im Rahmen des Vierjahresplans 
erfolgenden Bodenkultivierungsarbeiten im nördlichen Emsland 
unter Verzicht auf Arbeitslöhne (Vermerk im Haushalt bei 
Kap. 4 Tit. 10); 

Beteiligung der Vollzugsanstalten mit Sachspenden aus eigenen land- 
und forstwirtschaftlichen Erträgen an allgemeinen Sammlungen 
für das WHW. innerhalb der Land- und Forstwirtschaft (Ver¬ 
merk im Haushalt bei Kap. 4 Tit. 10). 


Sozialversicherung der Gefangenen 

von Gerichtsassessorin I b b e k e n , Reichsjustizministerium 

Durch die AV. des RJM. vom 1. April 1938 (4524 — III s ‘ 290) 
— Deutsche Justiz 1938 S. 543 — ist die Sozialversicherung (Invaliden¬ 
versicherung, Angestelltenversicherung und Knappschaftsversicherung) der 
Gefangenen mit Wirkung vom 1. April 1938 einheitlich für das ganze 
Reichsgebiet geregelt worden. 

Das Bedürfnis nach einer einheitlichen Regelung war schon alsbald 
nach der endgültigen Überleitung der Rechtspflege auf das Reich hervor¬ 
getreten, da die Dienst- und Vollzugsordnungen der einzelnen Länder ins- 
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besondere hinsichtlich der Invalidenversicherung voneinander abweichende 
Bestimmungen enthielten. So wurden z. B. in Preußen und Bayern die 
Gefangenen auch ohne ihre Einwilligung zwecks Erhaltung ihrer An¬ 
wartschaft in der Invalidenversicherung weiterversichert, während bei¬ 
spielsweise in Sachsen und Württemberg die Gefangenen zu einer solchen 
Weiterversicherung lediglich angehalten wurden. Die Weiterversicherung 
in der Angestelltenversicherung imd knappschaftlichen Pensionsversiche¬ 
rung machten dagegen alle Länder in der Regel von der Entschließung der 
Gefangenen abhäng^ig. 

Nachdem nun die Invaliden-, die Angestellten- und die knappschaft- 
liche Pensionsversicherung durch das Gesetz über den Ausbau der Renten¬ 
versicherung vom 21. Dezember 1937 (RGBl. I S. 1393) — Ausbaugesetz — 
wesentlich geändert und einander angeglichen worden sind, ist die Voraus¬ 
setzung für eine unterschiedliche Behandlung der einzelnen Versicherungs¬ 
arten in den Justizvollzugsanstalten entfallen. Eine einheitliche Regelung 
für das ganze Reichsgebiet war nunmehr auch infolge der versicherungs¬ 
rechtlichen Änderungen geboten. 

Die neue AV. über die Sozialversicherung der Gefangenen hat die 
Weiterversicherung (§ 1244 RVO.) und die Selbstversicherung (§ 1243 
RVO.) für alle Versicherungsarten als eine tatsächlich freiwillige, von 
der Entschließung der Gefangenen abhängige gestaltet. Dies entspricht 
dem nationalsozialistischen Geist, von dem alle Erneuerungen auf dem 
Gebiete des Strafrechts und insbesondere auch des Strafvollzuges getragen 
sind, dem Geist der Selbstverantwortlichkeit, der alle Fürsorge in erster 
Linie eine Hilfe zur Selbsthilfe werden lassen will. 

Die Erhaltung der Anwartschaft durch die Weiterversicherung er¬ 
fordert nach der Neuregelung der Beitragsleistungen durch das Ausbau¬ 
gesetz nunmehr auch für die Invalidenversicherung Beiträge, die im Ver¬ 
hältnis zu der Arbeitsbelohnung der Gefangenen sehr hoch sind. Es müssen 
zur Erhaltung der Anwartschaft jährlich 26 Wochenbeiträge entrichtet 
werden, während bis zum Erlaß des Ausbaugesetzes nur 20 Wochen¬ 
beiträge im Laufe von zw'ei Jahren zu leisten waren. Die Gefangenen 
müssen sich wie alle anderen freiwillig Weiterversicherten nach der 

2. Klasse versichern (§ 1440 RVO.). Nur die bereits am 1. Januar 1937 

laufenden Weiterversicherungen können nach dem 3. Januar 1938 in der 
1. Klasse fortgesetzt werden, solange das Einkommen 6,— wöchent¬ 

lich nicht übersteigt (§ 122 Ausbaugesetz). Der Wochenbeitrag in der 
1. Klasse beträgt 0,30 MH-, in der 2. Klasse 0,60 SAM, (§ 1390 RVO.). Das 
bedeutet, daß in einem Jahre 26 X 0,30 M>H — 7,80 MH oder 26 X 0,60 MM, 
= 15,60 MM zur Erhaltung der Anwartschaft aufgebracht werden müssen. 
Der Jahresbeitrag in der 2. Klasse ist demnach höher als der Jahresbetrag, 
den die Gefangenen in den ersten beiden Arbeitsbelohnungsklassen nach 
der vorläufigen Arbeitsverwaltungsordnung für die Vollzugsanstalten der 
Reichsjustizverwaltung vom 6. Juni 1936 verdienen können. Erst in der 

3. bis 6. Arbeitsbelohnungsklasse übersteigt die Arbeitsbelohnung die Höhe 
der zur Erhaltung der Anwartschaft notwendigen Jahresbeiträge zum Teil 
beträchtlich. 

Wer also seine frühere Pflichtversicherung während des Aufenthalts 
in einer Justizvollzugsanstalt als freiwillige Weiterversicherung aufrecht¬ 
erhalten will, muß, wenn er nicht eigenes Geld oder Mittel seiner Ange¬ 
hörigen dafür verwenden kann, das Opfer bringen, seine Arbeitsbelohnung 
ganz oder zum Teil für die Versicherung auszugeben. Das bedeutet, daß 
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er seinen Bedarf an Zusatznahrung, Tabak oder sonstigen Vergünstigungen 
in der Anstalt einschränken oder auch ganz aufgeben muß. Gefangene, die 
hierzu bereit sind, bieten in der Regel die Gewähr dafür, daß sie auch nach 
der Entlassung aus der Anstalt für die Erhaltung ihrer Anwartschaft 
sorgen und später einmal in den Genuß einer nennenswerten Rente kommen 
werden. Bei diesen Gefangenen rechtfertiget es sich dann auch, erforder¬ 
lichenfalls staatliche Mittel aufzuwenden, um ihnen bei der Aufbringeung 
der Beiträge zur Erhaltung eines geefährdeten Rentenanspruches behilflich 
zu sein. Tritt der Staat dagegen für alle Gefangenen ein, deren Anwart¬ 
schaft während der Haftzeit zu erlöschen droht, so wird er angesichts 
der heute auch für die Invalidenversicherung gp’oßen Zahl der notwendigen 
Beiträge nicht nur finanziell sehr stark belastet werden, sondern diese Auf¬ 
wendungen werden vielfach unnütz oder auch für solche Gefangene ge¬ 
macht werden, die dieser Hilfe unwürdig sind. Viele gegen ihren Willen 
weiterversicherte Gefangene lassen nach ihrer Entlassung aus der Anstalt 
die Anwartschaft erlöschen, so daß eine Rente später doch nicht zur 
Auszahlung kommt. Andere Gefangene kommen nicht in den Genuß einer 
Rente, weil sie ihr Leben in einer Justizvollzugsanstalt beschließen, so 
daß die Rente ruht. Bei wiederholt rückfälligen Rechtsbrechern oder Ge¬ 
fangenen mit sehr langer Strafzeit widerspricht die Aufwendung staat¬ 
licher Mittel zur Erhaltung der Anwartschaft den Zielen des national¬ 
sozialistischen Staates, die auf die Unterstützung gesunder, staatserhalten¬ 
der Kräfte gerichtet sind, nicht aber Feinde der Gemeinschaft auf Staats¬ 
kosten in den Genuß eines rentengesicherten Lebensabends setzen wollen, 
um den sich viele straffrei gebliebene Menschen vergeblich mühen. 

Wer sich also als Gefangener weiterversichem will, muß dies aus 
eigener Entschließung und grundsätzlich mit eigenen Mitteln tun. 

Diese Regelung, die von der bisherigen Übung in Preußen und Bayern 
abweicht, ist um so mehr gerechtfertigt, als das Ausbaugesetz an Stelle 
der Dreivierteldeckung die Halbdeckung und die Zusammenrechnung aller 
in der Versicherungszeit gezahlten Beiträge eingeführt hat. 

Wenn bisher die Anwartschaft dadurch erhalten werden konnte, daß 
alle zwei Jahre 20 Wochenbeiträge entrichtet wurden, so bedeutet dies, 
daß bei pünktlicher Zahlung der Beiträge nur ein Fünftel der gesamten 
Versicherungszeit mit Beiträgen gedeckt zu sein brauchte, während bei 
Säumnis des Versicherten (wenn er z. B. innerhalb von zwei Jahren ein¬ 
mal nur 19 Wochenbeiträge leistete), drei Viertel der gesamten Versiche¬ 
rungszeit gedeckt sein mußten, damit die Anwartschaft als erhalten galt 
(§ 1265 Abs. II RVO. a. F.). Es lag daher im Interesse der Gefang^enen, 
wenn ihre Anwartschaft laufend durch die verhältnismäßig wenigen Bei¬ 
träge erhalten wurde, so daß sie nicht vor die Notwendigkeit gestellt 
wurden, die Dreivierteldeckung zu erreichen oder das Wiederaufleben der 
Anwartschaft zu erwirken. Durch das Ausbaugesetz ist die Möglichkeit 
beseitigt, durch wenige, aber pünktlich gezahlte Beiträge die Anwartschaft 
zu erhalten. Es müssen vielmehr sowohl Pflichtversicherte wie freiwillig 
Weiterversicherte zur Erhaltung ihrer Anwartschaft jährlich 26 Wochen¬ 
beiträge leisten. Diese Änderung der RVO. beruht darauf, daß man den 
freiwillig Weiterversicherten die Erhaltung ihrer Anwartschaft nicht so 
sehr gegenüber den Pflichtversicherten erleichtern wollte, die infolge des 
Versicherungszwanges in der Regel weit mehr als 20 Wochenbeiträge 
innerhalb von zwei Jahren entrichteten. Durch die Erhöhung der not¬ 
wendigen Beiträge ist zugleich eine Angleichung an die Halbdeckung ge- 
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schaffen worden. Auch der regelmäßig zahlende Versicherte muß jetzt 
die Hälfte aller auf die Gesamtversicherungszeit entfallenden Beiträg^e 
zahlen, um seine Anwartschaft zu erhalten. Auf den Zeitpunkt der Zah¬ 
lung kommt es nicht mehr so entscheidend an wie früher. Die Einführung 
der Halbdeckung gegenüber der Dreivierteldeckung ermöglicht es dem Ver¬ 
sicherten für den Fall, daß seine Anwartschaft erloschen und nicht wieder 
aufgelebt ist, mit geringeren Gesamtbeiträg^en als früher doch zu einer 
Rente zu g^elangen. Eine Unterbrechung in der Beitrag-sleistung kann durch 
frühere oder spätere Zahlungen verhältnismäßig leicht ausgeglichen 
werden. Wird beispielsweise ein 26jähriger Mann, der seit seinem voll¬ 
endeten 19. Lebensjahr ununterbrochen pflichtversichert war, zu einer Ge¬ 
samtstrafe von 10 Jahren Gefängnis verurteilt, so verbleiben ihm nach der 
Strafverbüßung bis zum Eintritt der Altersinvalidität noch 30 Jahre zur 
Weiterversicherung. Würde er in dieser Zeit nur noch für 17 volle Jahre 
je 52 Wochenbeiträge entrichten, sei es als Pflichtversicherter oder als frei¬ 
willig Versicherter, so würde unter Einrechnung der ersten 6 Versicherungs¬ 
jahre die Halbdeckung erreicht sein. Würde bei diesem Manne der In¬ 
validitätsfall schon 4 Jahre nach seiner Strafverbüßung eintreten, und 
würde er in diesen 4 Jahren je 62 Wochenbeiträge geleistet haben, so wäre 
auch dann die Halbdeckung gesichert, und er würde in den Genuß einer 
Rente kommen können. 

Da bei der Errechnung der Halbdeckung sämtliche seit dem ersten 
Eintritt in die Versicherung gezahlten Beiträge zusammengerechnet 
werden, können sich die Gefangenen für die Erreichung der Halbdeckung 
einsetzen, auch ohne die vollen für die Erhaltung der Anwartschaft not¬ 
wendigen 26 Wochenbeiträge im Jahr aufzubringen. Auf diese Weise würde 
ihre Arbeitsbelohnung nicht in dem Maße beansprucht werden wie bei der 
Erhaltung der Anwartschaft, und sie würden sich gleichwohl die Erreichung 
der Halbdeckung für die Zeit nach der Entlassung erleichtern. Dies ist 
von besonderer Bedeutung für die Gefangenen mit kurzfristigen Freiheits¬ 
strafen. Bei ihnen besteht vielfach kein dringendes Bedürfnis zur Erhal¬ 
tung der Anwartschaft während des Anstaltsaufenthaltes, weil sie ver¬ 
hältnismäßig schnell wieder in das freie Wirtschaftsleben eingegliedert 
werden können und dann entweder genügend Zeit haben, die volle Halb¬ 
deckung zu erreichen oder auch noch ihre Anwartschaft durch Nachzah¬ 
lungen zu erhalten. - Es wird ihnen dieses durch die Verlängerung der 
Nachfrist von ehemals 1 Jahr auf nunmehr 2 Jahre (§ 1442 RVO.) 
wesentlich erleichtert. In Fällen besonderer Härte kann das Reichsversiche¬ 
rungsamt die Nachentrichtung auch noch nach Ablauf dieser zweijährig^en 
Frist zulassen (§ 1442 Abs. 3 RVO.). 

Für Untersuchungsgefangene gilt Entsprechendes. 

Wenn daher in vielen Fällen die Weiterversicherung während des 
Anstaltsaufenthaltes durch die Gefangenen abgelehnt wird, so sind doch 
die Folgen für die Zeit nach der Entlassung nicht so einschneidend, daß 
sie nicht, vor allem bei kurzfristigen Freiheitsstrafen, wieder ausgeglichen 
werden können. Auch im Hinblick auf die Folgen einer Unterbrechung 
der Versicherung ist es deshalb durchaus zu verantworten, den Gefangenen 
die Entscheidung über die Weiterversicherung zu überlassen. Sie sollen 
dabei durch die Anstalt in jeder Weise unterstützt und beraten werden. 
Die Heranziehung der Quittungs- und der Versicherungskarte ist den An¬ 
stalten zur Pflicht gemacht, damit keine Fristen versäumt werden, der 
Kartenumtausch rechtzeitig erfolgt und etwaige Ansprüche gegen säumig 
gewesene Arbeitgeber geltend gemacht werden können. 
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Nur bei jugendlichen Gefangenen und bei Gefang^enen, die infolge 
mangelnder Einsichtsfähigkeit die Bedeutung einer freiwilligen Weiter¬ 
versicherung nicht zu erkennen vermögen, kann der Anstaltsvorstand eine 
ihm zweckdienlich erscheinende Weiterversicherung auch gegen den Willen 
des Gefangenen anordnen. Die Anstalt übernimmt damit die Verantwortung 
für die Erfüllung der dem Versicherten obliegenden Leistungen. Es lieget 
auf der Hand, daß gerade bei jugendlichen Gefangenen von dieser Mög¬ 
lichkeit nicht allzu oft Gebrauch gemacht wird, da diese Gefangenen sich 
nach Verbüßung ihrer Strafzeit noch wirksam für ihre Sozialversicherung 
einsetzen können. 

Die Bestimmungen der RVO. über die Weiterversicherung und die 
Selbstversicherung, die Erhaltung der Anwartschaft und die Halbdeckung 
gelten entsprechend für die Angestelltenversicherung und die knappschaft- 
liche Invaliden- und Pensionsversicherung (§§ 21, 32 AVG., §§ 31, 44, 
101 ff. RKnG.), so daß auch die Fortsetzung dieser Versicherungen gprund- 
sätzlich in die freie Entschließung der Gefangenen zu stellen war. 


Beschaffung von Brot 

für die Verpflegung der Gefangenen 

A. Brot vom freien Gewerbe. 

1. Für die Beköstigung der Gefangenen werden, abgesehen von ärzt¬ 
licherseits verordneten Ausnahmen, Grau- oder Roggenbrot und für .Kranke 
Weiß- oder Weizenbrot verabfolgt. 

Soweit diese Brotsorten aus einer Anstaltsbäckerei nicht bezogen 
werden, weil es in der eigenen Anstalt an einer solchen mangelt und auch 
im näheren Umkreis eine anstaltseigene Bäckerei nicht vorhanden ist, muß 
Brot vom freien Gewerbe beschafft werden. 

2. Nach der Brotmarktordnung vom 9. Mai 1935, RNVbl. S. 265, 
abgedr. in „Verpflegungswirtschaft“ 2. Aufl. S. 281), sind als ortsübliches 
Brot folgende Sorten vorgesehen: 

a) Roggen-Schrotbrot aus Roggenschrot, mit S gekennzeichnet, 

b) Roggenbrot aus Roggenmehl, mit R gekennzeichnet, 

c) Roggenmischbrot, aus Roggenmehl und einem v. H.-Satz anderer 
Mehlsorte, mit RM gekennzeichnet, 

d) Weizenmischbrot aus Weizenmehl und einem v. H.-Satz anderer 
Mehlsorte, mit WM gekennzeichnet, 

e) Weißbrot aus Weizenmehl ohne Zusatz von Eiern, Fett, Zucker, 
Rosinen u. ä., mit W gekennzeichnet. 

3. Die Auswahl der Sorten wird der Anstaltsvorstand im Benehmen mit 
dem Anstaltsarzt treffen, ohne sie auf nur eine Sorte für die Gesundenkost 
beschränken zu müssen. Denn auch in der freien Bevölkerung besteht ein 
Bedürfnis nach Abwechslung, d. h. der Anstaltsvorstand wird im Interesse 
sparsamster Bewirtschaftung der Ausgabemittel zu prüfen haben, ob nicht 
statt Roggen- oder Weizenmi.schbrot, mindestens für den schwer arbeiten¬ 
den Teil der Belegung, Roggenschrotbrot beschafft werden kann. 

Weizenmischbrot und Weißbrot sind möglichst nur auf ärztliche An¬ 
ordnung zu bestellen, zumal wenn diese Sorten teurer sind als die Roggen¬ 
brotsorten. 


1) Vgl. Besprechung des Buches auf Seite 71 bis 72. 
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Sogenanntes Spezialbrot erscheint für die Gefangenenbeköstigrung ent¬ 
behrlich. 

4. Nach Abschnitt V Abs. 3 der Brotmarktordnung ist es bei Ab¬ 
schluß eines Abnahmevertrages von mindestens einmonatiger Dauer zu- 
grelassen, den Vollzugsanstalten auf die ortsüblichen Preise einen Nachlaß 
bis zu 12 Prozent zu grewähren. Hierauf wird der Anstaltsvorstand zu 
achten haben, um seiner F*flicht der sparsamen Mittelbewirtschaftung ge¬ 
recht zu werden. 

Wird Ausschußbrot oder altes Brot beschafft, empfehlenswert zur 
Herstellung von Brotsuppen, so muß mindestens ein Preisnachlaß von 
30 Prozent gewährt werden (Abschnitt VIII Abs. 1 a. a. O.). 

5. Wesentliche Ersparnisse lassen sich darüber hinaus erzielen, wenn 
das Brot nicht als Ware bezogen, sondern die Herstellung von Brot dem 
freien Gewerbe gegen Werklohn übertragen wird. Hierbei wird in der 
Praxis so verfahren: 

a) die Vollzugsanstalt kauft Roggenmehl der Typen, die ortsüblich 
von den freien Bäckereien verwendet werden, möglichst für einen 
längeren Zeitraum 2) zusammen mit dem Mehl für Zwecke der 
Küche, um den höchstmöglichen Mengennachlaß zu erhalten, 

b) sie kauft gleichzeitig die zur Beimischung zum Roggenmehl be¬ 
nötigeten Aufschlußmittel und Kartoffelstärkeraehl (zuzusetzen 
mit je 3 Prozent der insgeesamt zu verarbeitenden Mengen) 
— vgl. Anordnung vom 26. Oktober 1937, RNVbl. S. 503, abgedr. 
in „Verpflegeungswirtschaft“ 2. Auflage S. 30 — und hat hierbei 
darauf zu achten, daß für Kartoffelstärkemehl und Kartoffel- 
walzmehl, wenn sie zur Herstellung von Brot dem Roggenmehl 
beigemischt werden, in der Anordnung vom 27. Oktober 1937, 
RNVbl. S. 603, abgedr. in „Verpflegungswirtschaft“ 2. Auflage 
S. 31, niedrigere Preise festgesetzt worden sind, 

c) sie übergibt der freien Bäckerei die Zutaten und erhält im all¬ 
gemeinen je 100 kg (einschließlich der beizumischenden Mittel) 
mindestens 133 kg Brot. Der Werklohn stellt sich auf etwa 
4 bis 5 je 100 kg Brot. 

Diesem unter 6 geschilderten Verfahren wird möglichst der Vorzug 
zu geben sein, wenn Brot aus dem freien Gewerbe beschafft werden muß. 

6. Sollte Roggen- oder Weizen misch brot gegen Werklohn ge¬ 
backen imd sollten daher verschiedene Sorten Mehl beschafft werden 
müssen, so sind die Anordnungen des zuständigen Getreidewirtschafts¬ 
verbandes über die Höhe des Hundertsatzes, der jeweils für die Bei¬ 
mischung z. B. von Weizenmehl bei Roggenmischbrot und von Roggen¬ 
mehl bei Weizenmischbrot festgesetzt worden ist, als Dauerbelege den 
Rechnungsunterlagen beizufügen. 

B. Brotherstellung in der eigenen Bäckerei. 

1. In der Anstaltsbäckerei läßt sich im allgemeinen Brot jeder Sorte 
hersteilen. Lohnt die Herstellung nicht, weil wegen der zu geringen Menge, 
z. B. an Weizenbrot, der Backofen nicht wirtschaftlich ausgenutzt werden 
kann oder weil der Betrieb anderweit voll belastet ist, so greift selbst¬ 
verständlich das unter A dargestellte Verfahren Platz. 

2) Eine BeschränkunK bei der VorTatabeBchalTuni!r von ErzeuKninsen aus Brotfretreide 
besteht seit der Anordnung der Hauptvereinigung d. d. Getreide- und Futtermlttelwirtschaft 
vom 28. S. 1938, RNVbl. S. 107, nicht mehr. 
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2. Die Frage, die hier untersucht werden soll, ist die: Wie soll bei 
der Herstellung von Brot für die Gefangenenverpflegung verfahren werden ? 

Grundsatz möge sein: Die Anstalt backt das Brot ohne Rücksicht 
auf die Übung des örtlichen Gewerbes ausschließlich unter dem Gesichts¬ 
punkt bester Bekömmlichkeit, Erhaltung der Arbeitskraft der Gefangenen 
und sparsamster Ausnutzung der Ausgabemittel für die Verpfleg^ung. 
Wünsche der zum Brotbezug berechtigten Beamten können nicht aus- 
schlagg^ebend sein; sie werden jedoch bei geschickter Organisation rest¬ 
los berücksichtigt werden können. 

Für den größten Teil der Gefangenen wird das Brot aus Roggenmehl 
der Typen 1150 und 1800 in einer Mischung von 1 : 1 hergestellt werden 
können. Versuche in mehreren Anstalten haben gezeigt, daß sich hierbei 
ein bekömmliches, g^utschmeckendes Brot erzielen läßt. Das Backergebnis 
stellte sich auf 100 : 138 bis 139. Für einen Teil der Belegung läßt sich 
vielleicht auch Roggenschrotbrot aus der Type 1800 backen. Nur der 
kleinste Teil der Belegung wird Roggen- oder Weizenmischbrot oder 
Weizenbrot benötigen. Das möge der Arzt entscheiden. Zusätze von Kar¬ 
toffelstärkemehl und von Aufschlußmitteln in einer Menge von je 3 Prozent 
müssen auch in der anstaltseigenen Bäckerei gemacht werden; vgl. hierzu 
oben A 6 b. Bei der Festsetzung des Backsolls von 100 :138 bis 139 sind 
die Zusätze als „Mehl“ zu berücksichtigen. 

3. Das höchste Backergebnis läßt sich durch Anschieben der Teig¬ 
brote im Backofen erzielen; ebenso treten hierbei Ersparnisse an Reiz¬ 
stoffen ein. Als Trennmittel verwenden die meisten Anstalten Holzstreu¬ 
mehl, das zum Teil bei der Laubholzverarbeitung in anstaltseigenen 
Tischlereien gpewonnen, dort gesammelt und den Bäckereien zugeleitet 
wird. Pflanzliche oder tierische öle und Fette aller Art dürfen als Trenn¬ 
mittel oder zum Einfetten der Backbleche nur in Form einer Emulsion 
verwendet werden, deren öl- und Fettgehalt 36 Gewichtshundertteile nicht 
übersteigt; vgl. Nr. 353 in „Verpflegungswirtschaft“ 2. Auflage. 

4. Der Preis für das in der eigenen Bäckerei erbackene Brot ist 
nach § 15 AVO. dem Preis anzugleichen, der für Brot derselben Art und 
Güte im freien Gewerbe üblich ist. Nach dem Musterbeispiel auf S. 100 
der amtlichen Ausgabe der AVO. sind von dem dort fingiert auf 34 iSif/ 
je Kilogramm eingetragenen Brotpreis etwa 18 % abgesetzt worden. 
Unzulässig erscheint es danach, wenn noch Vollzugsanstalten entsprechend 
dem früheren Verfahren nur die reinen Selbstkosten ansetzen. Nach dem 
Wortlaut der Bestimmung im § 15 AVO. wäre es im Gegenteil denkbar, 
daß für das oftmals vorzügliche Anstaltsbrot ein höherer Preis ent¬ 
sprechend der besseren Güte oder Art angesetzt werden würde, als er im 
freien Gewerbe gefordert wird. Andererseits ist das Bestreben der An¬ 
stalt verständlich, durch die Beibehaltung des bisherigen Verfahrens zahl¬ 
reiche Beamte und Angestellte vor einer Einkommensminderung zu be¬ 
wahren, einer Minderung, die bei kinderreichen Familien die Beteiligten 
hart trifft. Es wäre daher zu begrüßen, wenn der RJM. in Anwendung 
des § 9 Ziff. 3 des Rabattgesetzes vom 25. November 1933, RGBl. I S. 1011, 
für die Beamten und Angestellten einen Sonderbrotpreis festsetzte, der sie 
im Vergleich zu dem früheren Verfahren nicht benachteiligte. 

5. Die Preise für Mehl sind eingehend in der Mehlmarktordnung ge¬ 
regelt, die in „Verpfleg:ungswirtschaft“ 2. Auflage zu Nr. 237 abgedruckt 
ist. Hierauf näher einzugehen, bleibt einem späteren Beitrag Vorbehalten. 

Sch.-Sch. 
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Allgemeine Verfügungen des RJM. 

Änderung der AV. über den Jugendstrafvollzug. AV. vom 2. 3. 1938 
— Dt. Just. S. 369 —. 

Vollstreckung ira Jugendgefängnis schon dann, wenn die Ver¬ 
urteilten mindestens einen Monat in der Anstalt zu verbleiben 
haben. 

Gefangenentransportwesen. AV. vom 2. 3 1938 — Dt. Just. S. 370 —. 

Regelung der Haftkostenerstattung zwischen Justiz- und Polizei¬ 
behörden bei Unterbringung von Transportgefangenen in Justiz¬ 
vollzugsanstalten. 

Strafgefangenenlager Papenburg (Ems). AV. vom 9. 3. 1938 — Dt. Just. 
S. 401 —. 

Die Lager sind der Dienstaufsicht des Generalstaatsanwalts in 
Hamm unterstellt. 

Bestimmungen über das Aktenheften bei den Justizbehörden. AV. vom 
21. 3. 1938 — Dt. Just. S. 438 —. 

Aktenheften ist grundsätzlich Dienstaufgabe des unteren Dienstes; 
unter den Voraussetzungen der ZifT. 3 der AV. kann Vergütung 
bezahlt werden. 

Haushalt des RJM. für das Rechnungsjahr 1938. AV. vom 21. 3. 1938 
— Dt. Just. S. 438 —. 

Bekanntgabe der für 1938 vorgesehenen Kapitel, Titel und Unter¬ 
teile des Haushalts. 

Arbeitspflicht der Untersuchungsgefangenen. AV. vom 23. 3. 1938 — Dt. 
Just. S. 447 —. 

Auch die Untersuchungsgefangenen sind grundsätzlich arbeits- 
pilichtig. 

Verwendung des Erlöses aus dem Verkauf ausgesonderter Akten, Ur¬ 
kunden und Register. AV. vom 1. 4. 1938 — Dt. Just. S. 532 —. 

Erlös ist zu buchen bei den planmäßigen Haushaltseinnahmen 
Kap. 4 Titel 2. 

Sozialversicherung (Invalidenversicherung, Angestelltenversicherung und 
Knappschaftsversicherung) der Gefangenen. AV. vom 1. 4. 1938 — 
Dt. Just. S. 543 —. 

Bringt unter Aufhebung der bisherigen Vorschriften einheitliche 
Regelung über Weiterversicherung der Gefangenen. 

Reisekosten und Verdienstausfallentschädigung für nachzuuntersuchende 
Entmannte. AV. vom 25. 4. 1938 — Dt. Just. S. 658 —. 

Regelt die Entschädigung für Reisekosten und Verdienstausfall 
bei der Nachuntersuchung der Entmannten. 

Abgabe von Personalakten. AV. vom 27. 4. 1938 — Dt. Just. S. 654 —. 

Werden Beamte versetzt, so sind die Personalakten unverzüglich 
an die für die Führung der Personalakten zuständige neue Vor¬ 
gesetzte Dienstbehörde abzugeben. 

Buchung einiger Ausgaben. AV. vom 28. 4. 1938 — Dt. Just. S. 694 —. 
Regelt die Buchung der Kosten der Unfallfürsorge für Beamte. 
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Dienstverhältnisse der auf Privatdienstvertrag beschäftigten Gefolgschafts- 
mitglieder der Reichsjustizverwaltung. AV. vom 2. 5. 1938 — Dt. Just. 
S. 702 —. 

Das neue Tarifrecht der Angestellten und Arbeiter ist in der 
Reichsjustizverwaltung erst nach Erlaß der besonderen Dienstord¬ 
nungen für den Bereich der RJV. durchzuführen. 

Verzeichnis der hauptsächlichsten Gegenstände, die in Vollzugsanstalten 
der Justizverwaltung angefertigt werden. AV. vom 9. 5. 1938 — Dt. 
Just. S. 738 —. 

Den Justizbehörden werden Verzeichnisse der Erzeugnisse der 
Arbeitsbetriebe zugesandt. 


Personalnachrichten 

Beamte des höheren StrafvolLzugsdienstes 

Ernannt: 

Gefangenenanstaltsoberamtmann Hagen zum Regierungsrat in Bautzen, 

Gefangenenanstaltsoberamtmann Dr. Thümmler zum Regierungsrat in 
Zwickau, 

Gefangenenanstaltsoberamtmaim Dr. Endler zum Regierungsrat in 
Stollberg (Erzgeb.) (Strafgefängnis Hoheneck), 

Gefangenenanstaltsoberamtmann Engelhardt zum Regierungsrat in 
Breslau (Straf- und Jugendgefängnis), 

Gefangenenanstaltsoberamtmann Winkler zum Regieiiingsrat in Wald¬ 
heim. 

Versetzt: 

Regierungsrat Dr. Knobloch vom Zuchthaus Remscheid-Lüttringhausen 
nach Magdeburg, 

Regierungsrat Büchner vom Zuchthaus Luckau (N.-L.) nach Rem¬ 
scheid-Lüttringhausen, 

Regierungsrat Dr. Eggensperger in Stuttgart als Staatsanwalt an die 
Staatsanwaltschaft beim OLG. daselbst. 

Beamte des gehobenen mittleren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Verwaltungsinspektor Pfäfflein zum Verwaltungsoberinspektor in 
Ludwigsburg, 

Verwaltungsinspektor Mayr zum Verwaltungsoberinspektor in Fran¬ 
kenthal, 

Verwaltungsinspektor Müller (Herrn.) zum Verwaltungsoberinspektor 
in Dortmund, 

Verwaltungsobersekretär Duda zum Verwaltungsinspektor in Bochum, 

Verwaltungssekretär Koller zum Verwaltungsinspektor in Straubing, 

Verwaltungssekretär Häussler zum Verwaltungsinspektor in Nürnberg, 

Rechtsanwalt Herbst zum Verwaltungsinspektor in Waldheim, 

Verwaltungspraktikant Bartel zum Verwaltungsinspektor in Rhein 
(Ostpr.), 
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Verwaltungspraktikant Jonischkedt ium Verwältung8insf)ektor in War¬ 
tenburg (Ostpr.), 

Verwaltungssekretär Spreemann zum Verwaltungsinspektor in Tapiau, 
Verwaltungspraktikant Kleinort zum Verwaltungsinspektor in Ichters¬ 
hausen, 

Verwaltungssekretär Otter zum Verwaltungsinspektor in Duisburg- 
Hamborn, 

Verwaltungspraktikant Mossemann zum Verwaltungsinspektor in 
Remscheid-Lüttringhausen. 

Versetzt; 

Verwaltungsinspektor Schenck in Papenburg (Ems) nach Celle, 
Verwaltungsinspektor Sroka in Oels nach Breslau (Untersuchungs- 
Gefängnis), 

Verwaltungsinspektor Goehl in Ziegenhain nach Gütersloh (Straf¬ 
gefangenenlager Oberems), 

Verwaltungsinspektor Standke in Glogau nach Wohlau, 
Verwaltungsinspektor Möller in Herford nach Gütersloh (Strafgefan¬ 
genenlager Oberems), 

Verwaltungsinspektor Pommerenke in Halberstadt nach Halle (S.), 
Verwaltungsinspektor Meyer (Walter) in Halle (S.) nach Halberstadt, 
Verwaltungsinspektor Böwing in Halle (S.) nach Dessau, 
Verwaltungsinspektor Pavel in Oppeln nach Groß Strehlitz. 

In denRuhestand getreten; 

Verwaltungsoberinspektor Ehrenberg in Berlin (Untersuchungsgefäng¬ 
nis Alt-Moabit), 

Verwaltungsinspektor Pranke in Essen, 

Verwaltungsinspektor Niklas in Berlin (Strafgefängnis Tegel), 
Verwaltungsinspektor Strobell in Berlin (Strafgef ängnis Tegel), 
Verwaltungsinspektor Didszun in Berlin (Straf gef ängnis Tegel), 
Verwaltungsinspektor Grobe in Berlin (Strafgefängnis Tegel), 
Verwaltungsinspektor Schindler in Berlin (Untersuchungsgefängnis 
Alt-Moabit), 

Verwaltungsinspektor Sommer in Siegburg. 

Verstorben; 

Verwaltungsinspektor Martin in Kassel. 

Ärzte 

Ernannt; 

Anstaltsarzt Dr. Neumann zum Regierungsmedizinalrat in Glatz. 
Versetzt; 

Obermedizinalrat Dr. Gregor in Karlsruhe nach Heilbronn. 

Geistliche 

Ernannt; 

Kaplan Rohde zum Pfarrer in Werl. 

Versetzt; 

Pfarrer Brinkmann in Werl nach Münster. 


5 
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ln den Buhestand getreten: 

Oberpfarrer Popp in Nürnberg. 

Ausgeschieden: 

Pfarrer Wüsten in Saarbrücken infolge Übernahme als Dozent bei 
der Hochschule für Lehrerbildung daselbst, 

Pfarrer Hammer in Hamburg-Fuhlsbüttel infolge Übertritts in den 
Gemeindekirchendienst in Altona-Ottensen. 

Oberlehrer 

Ernannt: 

Lehrer Porwoll zum Oberlehrer in Ratibor, 

Hilfslehrer Herr zum Oberlehrer in Ichtershausen. 

Ausgeschieden: 

Oberlehrer Korth in Bochum infolge Übernahme in den Berufsschul¬ 
dienst der Stadt Essen. 

Verstorben: 

Oberlehrer Kellner in Werl, 

Merkblatt für den Arbeitsinspektor 

Buchenzellstoffholz: Preisbildung für Buchenzellstoffholz (Faserholz) im 
Forstwirtschaftsjahr 1938 — Verordnung des Reichskommissars 
für die Preisbildung vom 10. März 1938 — DRA Nr. 62 vom 
15. März 1938 und RNVBl. Nr. 17 vom 26. März 1938. 

Fichten- und Kiefernholz: Preisbildung für Fichten- (Tannen-) imd Kiefem- 
zellstoffholz (Faserholz) im Forstwirtschaftsjahr 1938 — Verord¬ 
nung vom 5. Februar 1938 — DRA Nr. 41 vom 18. Februar 1938 
und RNVBl. Nr. 14 vom 6. März 1938. 

Seide und Zellwolle; Verwendung von Zellwolle in Einlagestoffen — An¬ 
ordnung ZV. 13 der Überwachungsstelle für Seide, Kunstseide und 
Zellwolle vom 8. April 1938 — DRA Nr. 87 vom 13. April 1938. 

Merkblatt für den Landwirtschaftsinspektor 

Bruteier-Lieferbetriebe: Bestimmungen über die Anerkennung von Brut- 
eier-Lieferbetrieben — Anordnungen des Verwaltungsamtes des 
Reichsbauernführers vom 31. Januar 1938 — RNVBl. Nr. 8 vom 
3. Februar 1938. 

Futtermittel: Preisberechnung für Mischfuttermittel — Anordnung der 
Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und Futtermittelwirt¬ 
schaft vom 16. März 1938 — RNVBl. Nr. 16 vom 19. März 1938. 

Kartoffeln: öffentliche Versteigerung von Pflanzkartoffeln — Anordnung 
der Hauptvereinigung der deutschen Kartoffelwirtschaft vom 
25. März 1938 — RNVBl. Nr. 17 vom 26. März 1938. 

Kartoffelkäfer: Bekämpfungsmaßnahmen zur Abwehr des Kartoffelkäfers. 

— PHinfte und Sechste Verordnung des Reichsministers für Er¬ 
nährung und Landwirtschaft vom 23. Februar 1938 — RGBl. I 
S. 278 und RNVBl. Nr. 20 vom 5. April 1938. 

Landmaschinen: Regelung der Preise und Handelsspannen im Geschäfts¬ 
verkehr mit Landmaschinen und landwirtschaftlichen Geräten — 
Verordnung vom 10, Februar 1938 — DRA Nr. 37 vom 14. Februar 
1938 und RNVBl. Nr. 14 vom 5. März 1938. 
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Saatgrut: Grundregel für die Anerkennung landwirtschaftlicher Saaten — 
Anordnung des Sonderbeauftragten für Saatgut vom 7. März 1938 
— RNVBl. Nr. 16 vom 10. März 1938. 

Merkblatt für den Wirtschaftsinspektor 

Sauerkraut: Regelung der Erzeugung von Sauerkraut im Herstellungsjahr 
1938 — Anordnung Nr. 6 der Hauptvereinigung der deutschen 
Gartenbauwirtschaft vom 22. April 1938 — RNVBl. Nr. 22 vom 
23. April 1938. 

Zwiebeln: Frankofestpreise für deutsche Speisezwiebeln — Bekannt¬ 
machung Nr. 4 des Vorsitzenden der Hauptvereinigung der deut¬ 
schen Gartenbauwirtschaft vom 1. März 1938 — RNVBl. Nr. 13 
vom 3. März 1938. 

Tagungen 

I. Internationaler Kongreß für Ejriminologie in Rom 

vom 3. bis 8. Oktober 1938 

Zur Vorbereitung der deutschen Beteiligrung an dem Kongfress hat 
sich unter der Federführung des Reichsjustizministeriums ein Ausschuß 
gebildet, dem Vertreter des Reichs- und Preußischen Ministeriums für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung (Professor Dr. Metzgrer von der 
Universität in München), des Reichs- und Preußischen Ministeriums des 
Innern (Ministerialrat Dr. Linden in Berlin) usw. angehören. Als Sach¬ 
bearbeiter für den Bereich des Reichsjustizministeriums ist Ministerialrat 
Dr. Eichler bestellt worden. 

Die Deutsche Gesellschaft für Gefängniskunde hat mit dem Ausschuß 
Fühlung genommen und die Beteiligung an dem Kongreß durch Erstattung 
von Gutachten in die Wege geleitet. 

Alle Anfragen über den Kongreß sind jetzt nicht mehr umnittelbar 
an die „Internationale Gesellschaft für Kriminologie“ in Rom zu richten, 
wie im 6. Heft des 68. Bandes auf Seite 407 empfohlen worden ist, sondern 
an uns, damit wir sie an den Ausschuß weiterleiten können. 

Dr. Strübe. 

Die Aarauer Tagung des Schweizerischen Vereins für Straf- 
Gefängniswesen und Schutzaufsicht — Mai 1937 

Die Tagung des Vereins begann am 19. Mai 1937, nachm., im Groß¬ 
ratssaal des Kantons Aarau. Der Präsident des Vereins, Ständerat 
Martin, erstattete den Bericht über die Tätigkeit des Vorstandes, der 
im Berichtsjahre vier Sitzungen abgehalten hat. Die Unterbringung der 
Entlassenen, die in der Schweiz anerkannt gut gefördert wird, hat den Vor¬ 
stand besonders beschäftigt. Ständerat Martin dankte dem General¬ 
sekretär des Vereins, Direktor Scheurmann, für seine hingebende und 
große Arbeit, ebenso der Frau Direktor Scheurmann für die über¬ 
aus wertvolle Mitarbeit bei der Besorgung der umfangreichen Geschäfte 
des Sekretariats. Einen Höhepunkt der Tagung bildeten die Vorträge des 
Vereinspräsidenten und des Alt-Bundesrats Dr. Häberlin, Frauenfeld, 
über den Entwurf des Schweizerischen Strafgesetzbuchs. Das Bestreben 
des Schweizervolks, zur Strafrechtseinheit zu kommen, ist alt. In dem 
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Werdegang bis zur heutigen Entwicklung bat die Arbeit an dem Entwurf 
über die Schweiz hinaus der Strafrechtswissenschaft wertvolle Anregungen 
gegeben. Die Notwendigkeit, in der Schweiz ein einheitliches Strafrecht 
zu schaffen, ist von den Rednern überzeugend dargelegt worden. Das Ziel 
sei gewesen, ein gesamtschweizerisches Strafrecht zu schaffen, das echt 
menschlich und sozial wirksam dem Rechtsempfinden des ganzen Schweizer 
Volkes entspreche, auch wenn vereinzelt auf kantonale Liebhabereien ver¬ 
zichtet werden müsse. Dieses Ziel sei in dem Entwurf verwirklicht, der 
unter Abgehen vom starren Vergeltungsprinzip durch die gegenüber kan¬ 
tonalen Gesetzen weiteren Strafrahmen, durch die bedingt Verurteilung, 
durch die sichernden und anderen Maßnahmen, zu denen auch die fakul¬ 
tative und obligatorische Schutzaufsicht gehöre, und durch die Grundsätze 
über das Jugendstrafrecht dem Richter die Möglichkeit gebe, in Anpassung 
an den Einzelfall den Täter gerecht zu behandeln und das Volk vor neuen 
Straftaten zu bewahren. Vor allem aber legten beide Redner Wert darauf, 
den Entwurf als bodenständiges, dem Volksgefühl entsprechendes und von 
fremden Einflüssen freies Recht zu erweisen. Die Zuständigkeit der Kan¬ 
tone im Vollzüge und Verfahren bleibe unangetastet. Beide Vorträge mün¬ 
deten aus in eine Mahnung, ein großes Werk verantwortungsbewußt zum 
guten Ende zu führen, und fanden großen Beifall. 

Am Hauptversammlungstag (20. Mai) begrüßte Regierungsrat Rüt- 
t i m an n n , Aarau, die Teilnehmer namens des Kantons. Ständerat 
Martin verlas ein vom Deutschen Reichsverband für Gerichtshilfe, Gefan¬ 
genen- und Entlassenenfürsorge eingekommenes Begrüßungstelegramm, 
für das er unter dem Beifall der Versammlung den Dank aussprach. 

Beratungsgegenstände der Tagung waren: 

1. die Zusammenarbeit zwischen Richter, Staatsanwalt, Psychiater und 
Strafvollzugsbeamten, 

2. die Mißstände und Unzulänglichkeiten in der Behandlung der Staaten¬ 
losen, 

3. die Zusammenarbeit der kantonalen Schutzaufsichtssektionen. 

Als Referenten für Ziffer 1 wirkten mit: Kriminalgerichtspräsident 
Dr. W i d m e r , Luzern, Generalprokurator T s c h a n z , Bern, und 
Dr. K i e 1 h o 1 z , Direktor der Heil- und Pflegeanstalt Königsfelden. Der 
als Referent weiter vorgesehene bekannte Direktor der Strafanstalt Orbe, 
Dr. Matter, ist leider kurz vor der Tag:ung gestorben. W i d m e r be¬ 
handelte vom Standpunkt des Richters aus besonders die Fragen der Zu¬ 
rechnungsfähigkeit, der geminderten Zurechnungsfähigkeit und der Un¬ 
zurechnungsfähigkeit. Interessant seine Ausführungen über die geminderte 
Zurechnungsfähigkeit: Manche psychiatrische Gutachten sehen in den 
Schwächen, die normalerweise den Verbrecher charakterisieren, einen 
Grund für die Annahme von geminderter Zurechnungsfähigkeit und be¬ 
achten dabei nicht, daß der Gesetzgeber gerade diesen Typus mit seinen 
Schwächen vor Augen hatte, als er die Strafbestimmungen aufstellte. Ge¬ 
minderte Zurechnungsfähigkeit könne nur angenommen werden, wenn der 
Täter noch jenseits des vom Gesetzgeber angenommenen Durchschnittstyps 
stehe. Daß der Gutachter die Dinge so sehe, sei eine Voraussetzung für 
eine fruchtbare Zusammenarbeit von Richter und Psychiater. Weiterhin sei 
notwendig, daß der Gutachter sich in seinem Gutachten von therapeutischen 
Versuchen distanziere. Besonders müsse er die praktische Intelligenz, die 
Einstellung zu den Aufgaben des Alltagslebens, untersuchen. Auf der 
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anderen Seite müsse man dem Gutachter bei der Beschaffung des Materials 
helfen. Gegenseitige Aussprachen zwischen Richter und Psychiater und 
möglichst wenig Wechsel in der Person des Gutachters seien von Nutzen. 
Die Fühlung mit den Vollzugsbeamten sei geeignet, die Menschenkenntnis 
des Richters zu bereichern, ihn über die Wirkung der Strafe auf den Ver¬ 
urteilten zu unterrichten. Der Vollzugsbeamte aber sehe als Folge der 
Fühlung mit dem Richter nicht nur den Täter, sondern auch die Tat. 
Weiterhin bezeichnete er eine geeignete aktive Mitarbeit des Richters im 
Vollzug als wünschenswert, für welche er Vorschläg^e machte. Seine War¬ 
nung vor einem einseitigen Spezialistentum ist sehr beachtlich. Auf das 
Ganze zu sehen und vom Ganzen aus mitzuhelfen gelte es, führte Widmer 
mit g^utem Grunde aus. 

Nach Generalprokurator T s c h a n z , der für einen guten Kontakt 
zwischen Staatsanwalt und Vollzugsbeamten sich einsetzte, gab Dr. K i e 1 - 
holz an Hand reicher Literatur und zahlreicher Beispiele einen verdienst¬ 
vollen Beitrag zum Verständnis der Grenzgebiete von Psychiatrie und 
Strafwesen und zeigte Wege für ein zweckvolles Zusammenarbeiten 
zwischen dem Psychiater und den Behörden der Strafrechtspflege. — Pro¬ 
fessor Berthoud, Neuenburg, trat an Stelle von Dr. Matter ein mit 
einem Vortrag über die Beziehungen zwischen Geisteskrankheit und Ver¬ 
brechen. 

In der Diskussion sprachen Professor Dr. Pfenninger, Zürich, Direk¬ 
tor Heußer, Regensdorf, Professor Dr. Delaquis, Genf, Dr. Tramer, Solo¬ 
thurn. Dr. Pfenninger und Dr. Delaquis halten es für richtig, daß die Gut¬ 
achten auch die Frage der Behandlung umschließen, also nicht nur eine 
Stellungnahme zur Schuldfrage, sondern auch zur Therapie enthalten. Dies 
beeinträchtige die Aufgabe des Richters nicht. Im Gegenteil sei dies, wie 
Professor Dr. Delaquis ausführte, zweckentsprechend wegen der Frage 
der sichernden Maßnahmen. 

Die Frage der Staatenlosen, die politische Bedeutung hat, wurde von 
den Referenten in vornehmer Objektivität und Sachlichkeit behandelt. Der 
zunächst in Aussicht genommene Referent Dr. Wagner, Polizeichef in 
Liestal, war verhindert, seinen Bericht über „Mißstände und Unzuträg¬ 
lichkeiten in der Behandlung der Staatenlosen“ zu halten. Für ihn trat 
Direktor Frauchiger, Liestal, ein, der seinem temperamentvollen Be¬ 
richt den Titel „Die Staatenlosenfrage ein Problem“ gab. Durch ihn sah 
man in die große praktische Aufgabe hinein, die hier entstanden ist, sah 
auch, wie die Schweiz dieses Problem aufgenommen und bisher durch¬ 
geführt hat. Er hält eine internationale Beratung und Lösung des Problems 
für erwünscht; nur auf diesem Wege sei Hilfe möglich. Adjunkt S c h e i m 
von der eidg. Polizeiabteilung in Bern zeigte den Umfang dieses Problems 
und die bisherigen Lösungsversuche. Er unterschied zwischen Staatenlosen, 
die durch Ausbürgerung oder Nichtanerkennung keinem Staate mehr an¬ 
gehören, und Schriftenlosen, die zwar ihr Staatsbürgerrecht nicht verloren 
haben, aber keine Ausweispapiere besitzen. Die Lage beider sei gleich 
prekär, bestenfalls seien sie nach der heutigen Auffassung der Freizügig¬ 
keit geduldet. Wie viel es Staatenlose und Schriftenlose gebe, könne er 
nicht sagen, eine Zahl von zwei Millionen, darunter der größte Teil aus 
Rußland, aus Deutschland ohne Juden etwa 10 000, werden vom Völkerbund 
genannt. Auf Initiative von Nansen sei vom Völkerbund ein Kommissariat 
gegründet worden, doch sei die Lösung im ganzen mißlungen. Nansen¬ 
ausweis, Konventionen über die Aufnahme und Nichtabschiebung von 
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Flüchtlingen, sowie die Ansiedlung von einigen 1000 Flüchtlingen in Süd¬ 
amerika, Erivan, Irak seien als Teilerfolge bisher zustandegekommen. Un¬ 
geklärt sei noch das Schicksal von nahezu einer Million Flüchtlingen aus 
Rußland, Armenien und Assyrien sowie von einem Teil der Flüchtlinge aus 
Deutschland. Eingehend behandelte er die Stellung der Schweiz zu der 
Frage. In der Schweiz seien nach der Volkszählung von 1930 etwa 355 000 
Ausländer gewesen, von denen 300 000 Niederlassungsbewilligung hatten. 
Schriften- und Staatenlose seien etwa 3000 in der Schweiz, darunter über 
2000 Russen und Armenier. Genaue Kontrolle sei für die Zukunft not¬ 
wendig, zumal da die Schweiz unter der Wirtschaftskrise leide. Die unpro¬ 
duktive Fürsorge verschlinge jedes Jahr 150 Millionen Franken, einen Betrag, 
der sich nicht steigern lasse. Von den Schriftenlosen seien 2500 seit Jahren 
in der Schweiz, bei neu hinzukommenden sei strenge Prüfung notwendig. 
Politischen Flüchtlingen gewähre die Schweiz nach alter "Überlieferung 
Asyl, heute in der Regel unter der Voraussetzung, daß sie nicht erwerbs¬ 
tätig seien. Die internationalen Vereinbarungen führe die Schweiz loyal 
aus. Neue Bindungen könne die Schweiz nicht eingehen; die Überfremdung 
des Landes, die Lage des Arbeitsmarktes und die armenfürsorgerische Be¬ 
lastung stehen dem entgegen. Weiterhin erörterte er die Frage der Inter¬ 
nierung von schriftenlosen Ausländem in Vollzugsanstalten, auf welche die 
Behörde als ein letztes Mittel nicht verzichten könne. Dabei führte er 
aus, daß unter den Schriftenlosen auch gefährliche Leute seien. Die Zahl 
der Fälle, in denen Internierung notwendig geworden sei, sei übrigens so 
klein (1936 im ganzen 33 Fälle), daß ein Konzentrationslager nicht in 
Betrzicht komme. 

Dr. Kellerhals setzte sich warm für eine wirksame Hilfe ein, 
Dr. Theobaldi, Zürich, für eine vorübergehende Belassung von Flücht¬ 
lingen in der Schweiz auf die Dauer von sechs Monaten, damit sie sich über 
ihre Zukunft schlüssig machen können. 

Die Verhandlungen waren mehr als lehrreich. Es ist ein Verdienst 
der Referenten und namentlich des Tagrungspräsidenten, daß die Staaten- 
losenfrage frei von jeder politischen Tendenz behandelt worden ist. Des¬ 
halb ist auch rein die Tatsache, daß zahlreiche Menschen keine Heimat 
mehr haben, zum Ausgangspunkt genommen worden, so grundverschieden 
die Verhältnisse im einzelnen liegen. Ein wirkliches Leben ist für jeden 
nur möglich in und mit dem Volk, zu dem er gehört. In diesem Sinne hat 
Frauchigrer Recht: „Keine Heimat haben ist mehr wie ein Unglück.“ Wer 
sie schuldhaft verloren hat, kann sich freilich nicht beklagen. 

Direktor T h u t, Lenzburg, berichtete über die Zusammenarbeit der 
Schutzaufsichtsorganisationen und vertrat in der Versammlung die von 
dem Zentralverband beschlossenen Leitsätze für die Zusammenarbeit, die 
dank ihrer klaren Fassung und der vortrefflichen Berichterstattung mit 
wenigen redaktionellen Abänderungen angenommen worden sind. 

Damit war der Verhandlungsstoff der bedeutsamen und auf einem 
hohen Niveau stehenden Tagung erledigt, die von neuem in ehrenvoller 
Weise gezeigt hat, welch reges Leben in dem Schweizerischen Verein 
herrscht. 

Wie immer war den Teilnehmern der Aufenthalt im Tagungsort 
durch die Gastfreundschaft des Kantons verschönt. Dankbar wird jeder 
Teilnehmer an Aarau zurückdenken. Das offizielle Bankett im festlich mit 
Fahnen und Grün geschmückten Saalbau war ein Glanzpunkt der Tagung. 
Dort begrüßte Stadtamtmann Dr. Räuber die Gäste, gab einen Überblick 
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über die Entwicklung des Aargauer Kriminalrechts und trat wann für ein 
einheitliches Schweizerisches Strafrecht ein. Ihm dankte Ständerat Martin 
herzlich in einer mit großem Beifall aufgenommenen Ansprache, in der 
Emst und warmherziger Frohsinn sich wundervoll einten. Der Unter¬ 
zeichnete überbrachte die mit herzlichem Beifall aufgenommenen Grüße 
der Deutschen Gesellschaft für Gefängniskunde und wies darauf hin, wie 
eng er immer mit dem Schweizer Vollzug verbunden war. Er gedachte 
dankbar der vielen Anregungen, die er von dem so vielgestaltigen Schwei¬ 
zerischen Vollzug und namentlich von dem Schaffen von Direktor Dr. Keller¬ 
hals empfangen habe. — Ein dankbar aufgenommenes unterhaltendes Pro¬ 
gramm brachte reiche Abwechslung in den schön verlaufenen Abend. 

So mag auch dieser Bericht, bei dem ich vor der Absendung an die 
Schriftleitung unserer Deutschen Blätter zu meiner Freude noch das neue 
Heft der Verhandlungen^) zu Rate ziehen konnte, dem Schweizerischen 
Nachbarverein als freundlicher Gruß und als herzlicher Dank für die gast¬ 
freundliche Aufnahme in Aarau gelten. Die inhaltsreiche Tagung werde 
ich stets in dankbarer Erinnerung behalten. 

Ludwigsburg, den 3. April 1938. 

Otto Weissenrieder. 


Schrifttum 

Bücher 

Inland 

Preußisches Polizeiverwaltungsgesetz. Textausgabe mit Verweisungen und 
Sachverzeichnis. 3. Auflage. 162 Seiten Taschenformat, München und 
Berlin 1938. Verlag C. H. Beck. Rot kartoniert 1,60 ^iH>. 

Die schnelle Herausgabe der dritten Auflage spricht für die große Nach¬ 
frage nadi dem Buche und für seine Beliebtheit. Eine wertvolle Vermeh¬ 
rung und Verbesserung ist durch die Angabe der einschlägigen Ministerial¬ 
erlasse mit Quellenangabe und durch die Aufnahme weiterer wichtiger 
Vorschriften erfolgt. So enthält das Werk außer dem Polizeiverwaltungs¬ 
gesetz noch Ausführungsbestimmungen und Ergänzungsverordnungen, 
ferner Erlasse und Verordnungen über die Einsetzung eines Chefs der 
Deutschen Polizei, die technische Nothilfe, gebührenpflichtige polizeiliche 
Verwarnungen, über Polizei, Wehrmacht und Reichsarbeitsdienst, außer¬ 
dem das Gesetz über die Geheime Staatspolizei mit Ausführungsverord¬ 
nung u. a. m., dazu noch 21 in Anmerkungen abgedruckte Vorschriften. 
Trotz des reichen Inhalts ist das Buch handlich und somit als Nachschlage¬ 
werk für den praktischen Dienstgebrauch gut geeignet. Seine Anschaffung 
kann empfohlen werden. Dr. Goebel. 

Verpflegungswirtschaft, ABC-Handbuch für Wirtschafts- und Küchen¬ 
betriebe, von Ewald Scharf und Willy Schulzke, Amtsräten am Rech¬ 
nungshof des Deutschen Reiches. Zweite verbesserte und erweiterte 
Auflage, Berlin 1938, Volkskraft Verlagsgesellschaft m. b. H., Ber¬ 
lin W 35, 200 Seiten, 4,50 

Die Verfasser bezeichnen im Vorwort als Zweck des Buches, den in 
der Verpflegungswirtschaft der öffentlichen Hand stehenden Personen eine 

1) Verhandhrngen des Schweixerlschen Vereins für Straf-Gefängnis'wesen und Sobuts. 
Mifsicitt. Neue Folge, Heft 17, 226 S. Aarau 1988: siebe Besprechung auf Seite 76. 
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auf den gegenwärtigen Stand gebrachte Zusammenstellung 1. der 
wichtigsten gesetzlichen Bestimmungen über den Verkehr mit Lebens¬ 
mitteln, 2. der Anordnungen des Reichsnährstandes und der ihm unter¬ 
stellten Wirtschaftvereinigungen über die Marktordnung und Preis¬ 
regelung, 3. anderer die Verpfleg^ungsWirtschaft allgemein berührender 
Grundsätze und Verwaltungsvorschriften als Hilfsmittel an die Hand zu 
geben. Da es bei den zahlreichen Anordnungen auf dem Lebensmittelmarkt 
kaum noch möglich ist, sich ohne eine solche Zusammenstellung zurecht¬ 
zufinden, ist das Buch für jeden Wirtschaftsinspektor in den Vollzugs¬ 
anstalten einfach unentbehrlich. Wir begrüßen daher die Herausgabe des 
Handbuches und werden uns bemühen, durch unsere Merkblätter, die wir 
seit Beginn des 68. Bandes fortlaufend veröffentlichen, den Gebrauchswert 
des Werkes durch Ergänzungen zu erhalten und zu erhöhen, bis eine 
spätere Auflage den alsdann neuesten Stand wiederum zusammenfassen 
wird. Dr. Strube. 

Kriminalistische Abhandlungen, herausgegeben von Dr. Franz Exner, 

ordentlicher Professor der Rechte an der Universität München. Ver¬ 
lagsbuchhandlung Dr. Emst Wiegand, Leipzig. 

Heft XXVII Dr. Albert Amend, Die Kriminalität Deutschlands 1919 
bis 1932, 96 Seiten, 2,75 Leipzig 1937. 

Heft XXXI Dr. Ludwig Kuttner, Die Kinder der Sicherungsverwahr¬ 
ten, 36 Seiten, 1,50 MH,. Leipzig 1938, 

Heft XXXII Dr. Richard Stury, Die äußeren Entwicklungsbedin¬ 
gungen junger Rechtsbrecher, 77 Seiten, 2,50 MM,. Leip¬ 
zig 1938. 

Die kriminalistischen Abhandlungen verdienen in unseren Fachkreisen 
besondere Beachtung, weil sie geeignet sind, eine wissenschaftliche Grund¬ 
lage für die künftige Gestaltung des Strafvollzuges zu schaffen. Die Hefte 
sollten daher in keiner Verwaltungsbücherei fehlen und zum Gegenstand 
von Vorträgen bei den Beamtenbesprechungen gemacht werden. Sie dienen 
der Vertiefung des Verständnisses der Beamten für die Persönlichkeit der 
Rechtsbrecher und für die Umstände der Tat, damit aber für die Voraus¬ 
setzungen eines erfolgreichen Strafvollzuges. 

Es sind nunmehr 32 Hefte erschienen. Schon öfter ist in unserer Zeit¬ 
schrift auf diese Abhandlungen hingewiesen und zu ihnen Stellung ge¬ 
nommen worden, z. B. von mir in Heft 1 des 68. Bandes, Seite 24 bis 33. 
Auch die neuesten Hefte stellen wieder eine wertvolle Ergänzung der bis¬ 
herigen Arbeiten dar. 

Amend gibt einen Überblick über die Entwicklung der Kriminalität 
in den Jahren zwischen Kriegsende und Machtergreifung, also über die 
Zeit des sogenannten „Zwischenreiches“. Er unterscheidet dabei drei 
Phasen, nämlich die erste Nachkriegs- und Inflationszeit, die Deflationszeit 
von 1924 bis 1929 und drittens die Zeit der Arbeitslosigkeit. 

Kuttner stellt bei den eigenen Kindern und den Stiefkindern der 
Sicherungsverwahrten ein überdurchschnittliches Versagen und vor allem 
eine überdurchschnittliche Kriminalität fest, so daß die Forderung nach 
Unfruchtbarmachung des frühkriminellen endogenen Verbrechers unter¬ 
stützt wird. 

Stury hat umfangreiche Studien im bayrischen Jugendgefängnis zu 
Niederschönenfeld bei Rain am Lech vorgenommen. Er kommt zu der 
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Schlußfolgerung:, daß der Staat neben eugenischen Maßnahmen mit dem 
Ziel der Ausmerzung krankhafter Anlagen auch den äußeren Lebensbedin¬ 
gungen der Jugendlichen erhöhte Aufmerksamkeit zuwenden müsse. 

Dr. Strube. 

Kriminalstatistik für das Jahr 1934, Band 507 der Statistik des Deutschen 
Reiches, bearbeitet im Reichsjustizministerium und im Statistischen 
Reichsamt, Berlin 1938, Verlag für Sozialpolitik, Wirtschaft und 
Statistik, Paul Schmidt, Berlin SW 68, Preis 11,25 diM:, 285 Seiten. 
Zum Lesen einer Statistik gehören viel Zeit und große Geduld. Wer 
aber beides aufbringt, hat für seine Mühe einen guten Lohn. Zahlen mögen 
lügen, wenn sie oberflächlich betrachtet, aber sie beweisen, wenn sie gründ¬ 
lich gelesen werden. Die Mühe des Auswertens dem Leser abzunehmen, ist 
bei der Fülle des Materials, das alljährlich in der Kriminalstatistik ver¬ 
öffentlicht wird, unmöglich. Die Besprechung eines solchen Werkes kann 
sich daher nur auf wenige besonders auffällige und aufschlußreiche Ab¬ 
schnitte beschränken und das Ziel verfolgen, zum Selbststudium an¬ 
zuregen. 

Bevor das 160 Seiten starke Tabellenwerk beginnt, gibt uns eine 
mehrgliedrige Einleitung wertvolle Aufschlüsse und vorweggenommene 
Schlußfolgerungen. Auch sind bereits die Hauptergebnisse über das Jahr 
1936 in diesem Heft vorhanden, während die Auswertung der Zahlen für 
das Jahr 1935 noch im Rückstände ist. Zu Beginn finden wir ferner eine 
Darstellimg des Rechtszustandes im Berichtsjahr 1934 als Einleitung zum 
Verständnis der Kriminalstatistik. 


Die Zahlen der erkannten Strafen haben in den letzten acht Jahren 
(ohne 1935) folgende Entwicklung genommen: 



1929 

1930 

1931 

1932 

1933 

1934 

1936 

Todesstrafen 

39 

43 

49 

52 

78 

98 

66 

lebenslänglich 

Zuchthausstr. 

12 

5 

8 

8 

19 

15 

8 

Zuchthausstr. 

4 663 

4 669 

4 593 

6 337 

9 642 

12 295 

11 326 

Gefängnisstr. 

176181 

189 012 

203 260 

234 485 

217 722 

159 500 

159 400 

Festungshaft 

118 

110 

90 

192 

38 

— 

4 

Haftstrafe 

2 660 

3110 

2 593 

2 632 

2 531 

1835 

1697 

Geldstrafen 

406 408 

393 644 

350 805 

317 917 

257 295 

208 865 

208 175 

Wir ersehen hieraus, daß nach Ansteigen der Verurteilungen 

infolge 


stärkeren Durchgreifens in den beiden ersten Jahren nach der Machtüber¬ 
nahme nunmehr ein Absinken der Kriminalität zu verzeichnen ist. Wer die 
Zahlen näher aufgliedert, stellt ferner fest, daß wohl die kürzeren Ge¬ 
fängnisstrafen (weniger als drei Monate) erheblich abgenommen haben 
(von 146 958 im Jahre 1932 auf 75 416 im Jahre 1936), aber doch immer 
noch eine bedeutsame Rolle spielen, sodaß sich hieraus für die Gefängnis¬ 
verwaltung die Notwendigkeit ergibt, die kurzen Freiheitsstrafen im Voll¬ 
zug doch stärker zu beachten, zumal die Gefängnisstrafen unter einem 
Jahr noch weitere 65 090 ausmachen. Denn von insgesamt 172 435 
Freiheitsstrafen waren 142 203 Gefängnisstrafen unter einem Jahr und 
Haftstrafen. „Unsere gesamte Strafrechtspflege beruht fast ausschließ¬ 
lich auf der kurzen Freiheitsstrafe, und wenn diese nichts taugt, ist unsere 
gesamte Strafrechtspflege nichts wert“, so schrieb vor 50 Jahren schon 
V. Liszt im 9. Bande der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen¬ 
schaft. (Vgl. auch Blätter für Gefängniskunde, 67. Band, 4. Heft, 
Seite 368)^ 
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Wertvolle Schlüsse lassen sich auch aus den Rückfallziffem ziehen. 
Der Hundertsatz der Vorbestraften unter den Verurteilten betrug: 

1929 1930 1931 1932 1933 1934 1936 

35,7 38,2 41,1 42,9 43,8 42,0 41,2 

Man braucht allerdings aus einem Ansteigen der Zahlen noch keine 
ungünstigen Rückschlüsse ziehen, weil damit naturgemäß ein Abgleiten 
der erstmalig Bestraften verbunden ist. Häufung der Vorstrafen führt 
zwangsläufig zur Unterbringung in Sicherungsverwahrung xmd damit zur 
Unschädlichmachung. Irrig wäre es jedenfalls, aus der Veränderung dieser 
Zahl auf die Güte oder das Versagen des Strafvollzug^es zu schließen, denn 
darüber herrscht kein Zweifel, daß das Steigen oder Fallen der Kriminalität 
im ganzen abhängig von Anlage und Umwelt ist, dagegen vom Strafvoll¬ 
zug nur im beschränkten Umfange beeinflußt werden kann. 

Besondere Beachtung verdient ferner die auf Seite 34 bis 71 des 
Werkes veröffentlichte Mordstatistik für die Jahre 1931 bis 1933, die eine 
Fortführung der mit der Kriminalstatistik für 1931 im Band 433 veröffent¬ 
lichten Zahlen über die Jahre 1928 bis 1930 darstellt. Beide Unter¬ 
suchungen umfassen genaue Angaben über fast 300 Mörder nach den i}er- 
sönlichen Verhältnissen der Täter wie auch der Opfer sowie auch nach der 
Ausführung der Tat sowie der Art ihrer Sühne (durch Vollstreckung oder 
Beg^nadigung zu Zuchthausstrafe). Der Verfasser hat hier wertvolles 
Material zusammengetragen und auch ausg^wertet, sodaß dieser Abschnitt 
als eine vorbildliche wissenschaftliche Erfassung der Mordtaten bezeichnet 
werden kann, die Nachahmung auch für andere wichtige Stracftaten 
verdient. 

Dr. Strube 

Knrzkommentar zum Strafgesetzbuch mit allen wichtigfen Nebengesetzen 
imd Verordnungen (Beck’sche Kurzkommentare Bd. 10) von Reichs¬ 
gerichtsrat Dr. Otto Schwarz. 6., neubearbeitete und 
erweiterte Auflage, XVI, 936 Seiten, Taschenformat, Düim- 
druckpapier. München und Berlin 1938, Verlag C. H. Beck, Leinen¬ 
band 12,50 

Man muß dem Verfasser und dem Verleger dankbar dafür sein, daß 
sie sich entschlossen haben, den rühmlich bekannten Kurzkommentar in einer 
neuen Aiiflage herauszubringen. Gesetzgrebung, Wissenschaft und Recht¬ 
sprechung haben im Vorgriff auf die große Reform das schier erstarrte 
Recht des Strafgesetzbuchs in den letzten Jahren so in Fluß gebracht, daß 
man es in der Praxis und beim Studium zu schätzen wissen wird, eine bis 
zum 1. März 1938 in sorgfältigster und aufschlußreichster Weise fort¬ 
geführte Bearbeitung zur Verfügfung zu haben. In seinem Bestreben, über 
die herkömmlichen Erläuterungen hinaus der Praxis zu einer den neuen 
Lebens- und Rechtsanschauungen entsprechenden Rechtsprechung die Wege 
zu weiften, bereitet der Kommentar die Anwendung des kommenden Rechts 
ausgezeichnet vor. Besonderer Wert ist mit Recht auf die Behandlung 
der Rechtsschöpfung durch den Richter (§2), der Frage der fortgesetzten 
Handlung (Vorbem. 3 vor § 73) und des Schutzes der Familienehre (bei 
§ 185) gelegt. Den zweiten Teil des Buches leitet eine eingehende Erläute¬ 
rung des Blutschutzgesetzes ein; im übrigen ist hier das übrige Neben¬ 
strafrecht in reicher Fülle vertreten. Die Anschaffung des Buches lohnt 
sich bestimmt. Dr. Eichler. 
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Ausland 

Apuntes de Criminologia (Beiträge zur Kriminologie) von Rechtsanwalt 
Ricardio Elias y Aparicio in Lima (Peru). 259 Seiten. Lima 1937. In 
spanischer Sprache. 

Der Verfasser schreibt im Vorwort, daß sein Werk eine Wiedergabe 
von Vorträgen sei und den Zweck verfolge, in die Kriminalbiologie, das 
Strafrecht sowie in die Kriminal-Anthropologie, -Geographie und 
-Soziologie einzuführen. Er gibt zunächst allgemein gültig^e Forschungs¬ 
ergebnisse wieder und geht dann jeweils zu den Besonderheiten seines 
Heimatlandes über. 

Im ersten Teil behandelt er Strafrechtsbegriffe. Besonders interessant 
sind seine Ausführungen über die Rechtsauffassungen der Inkas, der be¬ 
kannten Adelsklasse im altindianischen Peru. Stark entwickelt war bei 
ihnen der Begriff der Volksgemeinschaft mit der Pflicht zu gegenseitiger 
Hilfeleistung. So galt es als schimpflich und strafbar, wenn jemand nicht 
arbeitete, solange er dazu fähig war. Straff war auch die Staatsautorität. 
Ungehorsam gegen den König wurde mit dem Tode geahndet. Wurde ein 
ganzes Dorf aufsässig, so vernichtete man es. 

Im zweiten Teil behandelt Aparicio die soziologischen Einflüsse auf 
die Kriminalität, also Elend, Alkohol, Morphium, Kokain, Opium usw. 
Daß die Neger, die infolge Schwächlichkeit die schwere Arbeit in den 
Bergwerken nicht leisten können, oder die Mestizen, die eine Mischung 
von Negern und Indios sind, oder die Chinesen, die dem Laster des 
Opiumrauchens und Hasardspiels frönen, die höchste Kriminalitätsziffer 
aufweisen, ist verständlich. 

Der dritte Teil handelt von der Kriminal-Geogn'aphie und -Soziologie. 
Interessant ist hier besonders die psychologische Betrachtung der Vendetta, 
die ebenso wie auf Korsika so auch in Peru zum Aussterben ganzer Ge¬ 
schlechter führte. 

Das ganze Werk enthält nicht nur theoretische Erörterungen, sondern 
auch überall praktische Vorschläge für eine Bekämpfung des Verbrecher¬ 
tums und gewinnt dadurch noch besonders an Wert. 

M. Hempel. 

Verhandlungen des Schweizerischen Vereins für Straf-, Gefängniswesen 
und Schutzaufsicht, Neue Folge, Heft 17. Aarau 1938, Druck und 
Verlag von H. R. Sauerländer & Co. 226 Seiten. 

, Man ist gewohnt, in den „Verhandlungen“ eine Veröffentlichung zu 
bekommen, die uns neue und wertvolle Gedanken bringft, und diese Er¬ 
wartung rechtfertigt auch das vor kurzem erschienene Heft 17. Den Haupt¬ 
teil des neuen Hefts nimmt der Bericht über die 37. Vereinsversammlung 
Ln Aarau ein, er bringt die Mehrzahl der Vorträge und sonstigen Reden 
in wörtlicher Wiedergabe. Hingewiesen wird besonders auf den Vortrag 
von Alt-Bundesrat Häberlin, Frauenfeld, über das neue schweizerische 
Strafgesetzbuch (Seite 24) und von Ständerat Martin-Genf zum gleichen 
Thema (Seite 19). Die Fachverhandlungen über die Zusammenarbeit von 
Richter, Staatsanwalt, Psychiater und Vollzugsbeamten (Seite 44 ff.) geben 
Wissenschaft und besonders der Praxis viel, namentlich in den Vorträgen 
von Kriminalgerichtspräsident Widmer-Luzem, Direktor Dr. Kielholz- 
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Königsfelden und Professor Berthoud-Neuenburg. Die Diskussion war leb¬ 
haft. Bemerkenswert sind vor allem die Ausführungen von Professor 
Pfenninger-Zürich (Seite 110 ff.), Direktor Heusser-Regensdorf (Seite 115) 
und Professor Delaquis-Genf (Seite 120). Der Reichsdeutsche wird mit 
besonderem Interesse die Verhandlungen über die Frage der Staatenlosen 
(Seite 132 ff.) lesen. Der Wortlaut der Thesen über die Zusammenarbeit 
der Schutzaufsichtsorganisationen (Referent Direktor Thut-Lentzburg) ist 
Seite 145 ff. gegeben. Größere Arbeiten sind weiterhin der Bericht über 
die Tätigkeit der kantonalen Schutzaufsichtssektionen im Jahre 1936, den 
Direktor A. Scheuermann, der verdiente Generalsekretär des schweize¬ 
rischen Vereins und zugleich Herausgeber der „Verhandlungen“, erstattet, 
sowie der ebenfalls von ihm verfaßte Bericht „Strafrechtspflege in Bund 
und Kantonen“, Die Einzelberichte aus 24 Kantonen über die Schutz¬ 
aufsicht zeigen uns, wie einig in der Sache, aber wie verschieden dennoch, 
namentlich in den zur Verfügung stehenden Möglichkeiten in der schweize¬ 
rischen Fürsorge gearbeitet wird und wie stark in manchen Kantonen 
die Einsatzbereitschaft für diese sozial wertvolle Aufgabe ist. Reich an 
Anregungen sind die Berichte durch das Gesamtbild, das sie uns von der 
rühmlich bekannten schweizerischen Fürsorge vermitteln. In dem Ab¬ 
schnitt „Strafrechtspflege in Bund und Kantonen“ nimmt der Bericht über 
die Annahme des Schweizerischen Strafgesetzbuchs in Nationalrat und 
Ständerat mit der dazu von dem Vereinspräsidenten Ständerat Martin 
zusammen mit vier weiteren Ständeräten abgegebenen Erklärung den 
größten Raum ein. In den persönlichen Mitteilungen gibt Direktor Scheuer¬ 
mann eine Darstellung des Werdens der Anstalt Witzwil, so wie er es — in 
Freundschaft verbunden mit Direktor Kellerhals — erlebte, und schildert 
den Aufgabenkreis der Frau Direktor Kellerhals-Scheurer in der Ver¬ 
waltung der Anstalt und ihre erfolgreiche Mitarbeit (Seite 201), damit 
also eine bei uns unbekannte Organisation eines Teils der behördlichen 
Arbeit einer Vollzugsanstalt. Nekrologe für Perremoud, Matter, Professor 
Delay und Stadtamtmann Dr. Rauber-Aarau, der bei der Aarauer Ver¬ 
sammlung noch in voller Frische ein ausgezeichnetes Referat gehalten 
hat, bilden neben den sonstigen persönlichen Mitteilungen den Abschluß 
der wertvollen Veröffentlichung. Sie ist ein ehrenvolles Zeugnis für die 
Arbeit des schweizerischen Vereins, seines Präsidenten und seines General¬ 
sekretärs und gibt gerade durch die Pflege der Eigenart schweizerischen 
Rechtsdenkens auch zum Ganzen des Strafwesens einen anregenden und 
dankenswerten Beitrag. Dr. Weissenrieder. 

Jahresbericht der Strafanstalt Witzwil für das Jahr 1937. Witzwil, Buch¬ 
druckerei der Strafanstalt, 1938, 47 Seiten. 

Am 30. Juni 1937 hat die Leitung der Strafanstalt Witzwil ge¬ 
wechselt. Direktor Dr. Otto Kellerhals, dem seit 1896 seine Frau Anna 
geb. Scheurer in erfolgreicher Mitarbeit zur Seite stand, ist zurückgetreten 
und hat sein Amt seinem zum Nachfolger gewählten Sohne Hans Keller¬ 
hals übergeben. 

Witzwil ist die ureigene Schöpfung von Dr. Otto Kellerhals. Mit 
diesem Lebenswerk hat er das Moorland zwischen Bieler und Neuenburger 
See unter besonders schwierigen örtlichen Verhältnissen zu einem blühen¬ 
den und fruchtbaren Kulturland von rund 2300 Jucharten umgeschaffen 
und die schweizerische Anbaufläche damit durch ein großes landwirtschaft¬ 
liches Mustergut, das vielen Vorbild wurde, vermehrt. Mit sicherem Ge¬ 
fühl für das Echte hat er in seinem ganzen Wirkungskreis, unbeirrt durch 
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theoretische Lehrmeinungen, seinen Weg in Anpassung an Natur und Leben 
genommen und dadurch im Gesamtbereich seiner Arbeit Großes geleistet. 
Eine Anstalt ist in gewissem Sinne etwas Lebendiges, das in sich den 
Drang zur Entwicklung hat. Sie im Sinne seiner Vorgänger Otto und 
Anna Kellerhals zu leiten, hat Direktor Hans Kellerhals sich zum Ziel 
gesetzt. Er legt nun den ersten Jahresbericht vor. Das Berichtsjahr fällt 
noch zu einem guten Teil in die Amtszeit von Direktor Dr. Otto Kellerhals. 

Aus dem Geschäftsbericht: 80 Angestellte sind in Witzwil tätig. In 
der Strafanstalt sind Gefangene verschiedener Art untergebracht, Zucht¬ 
hausgefangene, Korrektionshausinsassen, Arbeitshausinsassen, Militär¬ 
gefangene und „Pensionäre“ aus den Kantonen Solothum, Schaffhausen, 
Neuenburg und Genf. Der höchste Stand an Insassen war 520 Mann. Nach 
den Feststellungen des Direktors verlaufen die Belegungsziffem der ein¬ 
zelnen Jahre auffallend gleichmäßig, haben eine Höchstspitze zwischen 
15. Februar und 15. März und sinken zwischen Mitte Juni und September 
zum tiefsten Stand herab. Der Abschnitt über die Insassen bietet manches 
Interessante, namentlich in den Einzelheiten zur Gefangenenbehandlung. 
Für die bedingte Entlassung wird ein warmes Wort eingelegt. Bei den 
richterlich Verurteilten habe sie ihre ganz besondere Bedeutung, stelle sie 
doch hier die letzte und höchste Stufe des progn*essiven Strafvollzugs dar. 
Sie dürfe als ein wichtiges Glied in dem vom Strafvollzug verfolgften Er¬ 
ziehungswerk eingeschätzt werden, gebe die Möglichkeit, Bedingung^en auf¬ 
zuerlegen, sei ohne weiteres mit Schutzaufsicht verbunden, verlangsame 
den Übertritt in die volle Freiheit und könne so zu einer wirklichen end¬ 
lichen Besserung beitragen. An erster Stelle steht aber auch dem neuen 
Leiter die Arbeitserziehung, die ja das Kernstück der neuzeitlichen Frei¬ 
heitsstrafe überhaupt ist. Sie geht in ihrer Bedeutung weit über jedes 
andere Erziehungsmittel hinaus. Die in Witzwil sonst noch angewendeten 
Mittel der Einwirkung aiif die Gefangenen werden im Jahresbericht auf¬ 
gezeigt. Der Gesundheitszustand der Anstaltsinsassen ist gut. Einen großen 
Teil des Jahresberichts nimmt der Bericht über den landwirtschaftlichen 
Betrieb ein. Er zeigt das gewohnte, erfreuliche Bild, zeigt aber auch die 
immer neuen Aufgaben, die der Tag mit sich bringt. Der Einnahmeüber¬ 
schuß hat im Berichtsjahr 77 723,97 Sfr. betragen, ein Ergebnis, dem wir 
in Deutschland wohl nichts Gleiches an die Seite stellen können. Mit Be¬ 
richten der Geistlichen und des Arztes schließt der Jahresbericht ab. 

Der neuen Leitung der Strafanstalt Witzwil wünschen wir für ihre 
große und schöne Aufgabe Glück und den Erfolg, den klare Zielsetzung 
immer haben wird. Dr. Weis.senrieder. 


Zeitschriften _ , , 

Inland 

Monatsblätter für Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe, Berlin 
SO 36. 13. Jahrgang. 

Heft 3/4 vom Dezember bis Januar 1937/38. 

Rückblick und Ausblick von Reichsstellenleiter Dr. Vogelsang, 
Berlin. 

Unsere Bemühungen um die Gefangenen und Entlassenen sind keine 
Fürsorgemaßnahmen mehr im überkommenen Sinne, sondern an die Stelle 
eines „Sorgens“ ist eine „Betreuung“ getreten, die nicht unbedingt Für¬ 
sorge zu sein braucht. Für das neue Arbeitsjahr haben wir uns den Kampf 
gegen die Verfemung des bes.serungswlligen und -fähigen Vorbestraften 
als Aufgabe gesetzt. 
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Die Zusammenarbeit der NSV mit den Kreisstellen 
der Sächsischen Straffälligenbetreuung und Er¬ 
mittlungshilfe von Gauamtsleiter Stadtrat Büttner, Dresden. 
Es geht einfach nicht an, alle Straffälligen als gemeingefährlich oder 
unsozial zu bezeichnen. Sie für immer und ewig aus der Gemeinschaft aus¬ 
zustoßen und es ihnen unmöglich zu machen, wieder ein wertvolles Glied 
iinserer menschlichen Gesellschaft zu werden, entspricht nicht dem Rechts¬ 
empfinden des deutschen Volkes. 

Der Arbeitseinsatz der entlassenen Strafgefangenen 
von Präsident Dr. Link, Leiter des Arbeitsamts Dresden. 

Es gilt, die Arbeitskraft des Volkes so planmäßig zu leiten, daß 
jede Arbeitskraft sich an dem für das Gesamtwohl bestgeeigneten Platz 
auswirken kann, daß also auch die Strafentlassenen Gefangenen voll¬ 
wertige Verwendung im Schaffen des Volkes finden. 

Die Zusammenarbeit der Strafvollzugsanstalten mit 
unseren Kreisstellen von Oberregierungsrat Reinicke, 
Zwickau. 

Die Tätigkeit der Kreisstellen bei der Wiedereinglie¬ 
derung der Strafentlassenen in die Volksgemein¬ 
schaft von Pfarrer Kretschmar, Dresden. 

Auch diese beiden Aufsätze sind als Referate auf der 2. Jahres¬ 
tagung der Sächsischen Gefängnisgesellschaft am 10. Dezember 1937 in 
Dresden gehalten. Sie geben einen Einblick in die praktische Durchführung 
der Straffälligenbetreuung in Sachsen. 

Auslandsschau : Straffälligenbetreuung in Jugoslavien. 

Heft 5 vom Februar 1938. 

Hundert Jahre Strafentlassenenfürsorge in Bremen 
von Oberamtsrichter Dr. Wameken, Bremen. 

Am 23. November 1937 konnte die „Bremische Gefängnisgesellschaft“ 
den Tag begehen, an dem 100 Jahre zuvor in Bremen der „Verein für ent¬ 
lassene Gefangene“ gegründet worden war. über die Tätigkeit des Vereins 
und den Verlauf der Gedenktagüng wird berichtet. 

Fürsorge für die aus dem Arbeitshaus Entlassenen 
von Oberregierungsrat Mailänder, Stuttgart. 

Es ist notwendig, daß die Straffälligenbetreuung grundsätzlich die 
aus dem Arbeitshaus Entlassenen in ihr Aufgabengebiet mit einbezieht. 
Aus der Praxis der Gefangenenarbeit und Gefan¬ 
genen - Entlassenenfürsorge von Abteilungsvorsteher 
Langenhan, Brandenburg (Havel)-Görden. 

Als wichtigste Aufgabe der Entlassenenfürsorge erblicke ich die 
Gewöhnung der Gefangenen an eine von ernstem Willen getragene Selbst¬ 
erziehung zur Arbeit für die Zeit nach der Strafverbüßung. 
Ermittlungshilfe im Strafvollzug von Oberregierungsrat 
Dr. Strube, Berlin-Moabit. 

Der Ermittlungshelfer will nur feststellen und im Bericht festlegen, 
was über den von ihm Begutachteten zu sagen ist. Der Gefangenen¬ 
fürsorger geht darüber hinaus: Er zieht Schlüsse und handelt entsprechend. 
Ermittlungshilfe und Straffälligenbetreuung haben in ihrer Tätigkeit zwar 
die gleichen Ausgangspunkte; ihre Arbeitsweise und ihr Arbeitsziel sind 
aber grundverschieden. 

Auslandsschau : Gründung einer „Internationalen Gesellschaft 
für Kriminologie“ in Rom. Dr. Strube. 
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KrinünaliBtik, amtiiche Zeitschrift des Rdchskriminalpolizeiamtes, Krimi- 

nalwissenschaft und Praxis — Verlag, Berlin N 64. 12. Jahrgang. 
Heft 1 bis 3 vom Januar bis März 1938. 

Die fJCriminalistischen Monatshefte“ und ihr Verlag 
haben die Namen geändert und erscheinen seit Beginn des Jahres im Auf¬ 
träge des Reichsführers und Chefs der deutschen Polizei. 

Unsere besondere Beachtung verdient eine sich über die drei Hefte 
erstreckende Abhandlung „Zum Problem der Individualisie- 
rungder Strafe“ von Exzellenz Dr. Giovanni Novelli, Generaldirektor 
der Straf- und Verwahrungsanstalten, Rom. Nach grundsätzlichen Be- 
traditungen nhmnt der Verfasser zu einzelnen Fragen folgendermaßen 
Stellung: 

Gesetzgfeber imd Richter müssen sich vor allem die Tat als solche 
vor Augen halten, dürfen aber auch die sozialen Auswirkungen der Straf¬ 
anwendung nicht außer acht lassen, wenn sie den Endzweck erreichen 
wollen, daß der Verurteilte imd andere sich der Verbrechensbegehung ent¬ 
halten. Im Strafvollzug müssen gleichfalls Besserungsmaßnahmen und 
Sühnegedanke in Übereinstimmung miteinander gebracht werden. 

Der Gesetzgeber sieht sich folgenden Entwicklungen gegenüber¬ 
gestellt: Die Unterschiede zwischen den Strafarten sind im Verschwinden 
begriffen. Die Überzeugung, daß Strafen von kurzer Dauer nur in wenigen 
Fällen den Zweck erreichen, nimmt zu. Man strebt daher nach einer Verein¬ 
heitlichung der Strafarten und nach dem Ersatz kurzer Strafen durch be¬ 
dingte Verurteilung. 

Der Strafvollzug muß auf einen guten Erfolg zugeschnitten sein, und 
damit ist sowohl die Grundlage wie auch die Grenze der Individualisierung 
gegeben. Die unterschiedliche Behandlung der Rechtsbrecher in der Praxis 
beruht zum Teil auf Rechtsvorschriften und zum Teil auf Anstaltstechnik. 
Ausgangspunkt muß aber in beiden Fällen die Prüfung sein, ob ein Ver¬ 
brecher verbesserlich oder unverbesserlich ist. Nicht zu lösen ist das 
Problem der Individualisierung mit einer Entscheidung zwischen Einzel¬ 
haft und Gemeinschaftshaft. Denn die Isolierung kann in den meisten 
Fällen möglich oder gar notwendig sein, aber sie darf nicht zum unfehl¬ 
baren Mittel erhoben werden, weil man in der Isolierung keine Sozialisie¬ 
rung des Rechtsbrechers erreichen kann. Der progressive Strafvollzug mit 
der stufenweisen Abschwächung der Strenge in der Behandlung interessiert 
den Verurteilten an seiner Besserung und stellt die Wirkungen der Strafe 
sichtbar fest, stiftet aber Verwirrung, weim er übertrieben und über¬ 
schätzt wird. 

Als derzeitigen Abschluß der Versuche, die Probleme in Italien zu 
lösen, betrachtet der Verfasser die Einrichtung des Überwachungarichters. 

Dr. S t r u b e. 

Der Gerichtssaal, Verlag von Ferdinand Enke, Stuttgart. Band 110, 

Heft 3/5. 

6. Friedrich Oetker zum Gedächtnis von Professor Dr. Hell¬ 
muth Mayer in Rostock. 

Am 25. April 1937 ist Universitätsprofessor Dr. Oetker im Alter 
von fast 83 Jahren mitten aus der Arbeit heraus von uns genommen. Schon 
1904 war er Mitherausgeber des „Gerichtssaal“. Im Jahre 1925 war er 
maßgeblich an der Gründung der „Strafrechtlichen Gesellschaft“ beteiligt. 
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deren Fiihnmjf und Vorsitz er übernahm. Auf dem Juristeiitag 1933 hielt 
er eine programmatische Rede über die Strafrechtsreform, er wurde als¬ 
bald zum Mitglied der Akademie für Deutsches Recht ernannt. 

Der Verfasser gibt einen Überblick über die wissenschaftlichen 
Grundanschauungen sowie das Wirken des Verstorbenen auf dem Gebiete 
des Strafrechts und Prozeßrechts und schließt mit einer Würdigung der 
Persönlichkeit des hervorragenden Rechtsforschers und Rechtslehrers. 

7. Kann eine juristische Person oder eine Personen¬ 

gesamtheit nach dem geltenden italienischen 
Recht passives Subjekt von strafbaren Hand¬ 
lungen gegen die Ehre sein? von Dr. jur de Rossi, Rom. 
Wenn auch das neue Strafgesetzbuch die Lösung des umstrittenen 
Problems nicht ausdrücklich gebracht hat, so hat es doch in weitem Aus¬ 
maß die maßgebenden Prinzipien hinsichtlich dieses Gegenstandes ge¬ 
klärt und gebessert. 

8. Die Wiederaufnahme in Strafverfahren von Senats¬ 

präsident am Reichsgericht i. R. Dr. Lobe, Leipzig. 

Der Verfasser behandelt das Problem unter Zugrundelegung der Ent¬ 
würfe der amtlichen Strafprozeßkommission und des Arbeitsberichtes des 
Strafprozeßausschusses der Akademie für Deutsches Recht. 

9. Vollrausch und Wehrstrafrecht von Dr. jur. Alfons 

Schreyer, München. 

Gegen die Einführung einer eigenen Vollrauschbestimmung in das 
Militärstrafgesetzbuch bestehen weder Bedenken theoretischer noch prak¬ 
tischer Art. 

10. Das beschränkte Jagdrecht und seine strafbare 
Verletzung durch den Jagdberechtigten nach 
§ 294 RStGB. von Oberstaatsanwalt i. R. Stelling, Hannover. 

Der Verfasser erörtert die Rechtslage seit Schaffung des § 294 des 

Strafgesetzbuches vom 28. Juni 1935 — RGBl. I, S. 839, 842. 

11. Die Aufgaben der neuen Jugendschutzkammern von 

Landgerichtsrat Dr. Fraeb, Hanau. 

Es ist nicht recht einzusehen, aus welchen Gründen der mit der 
Rechtswahrung erstrebte Jugendschutz zwischen den Jugendschutzkam- 
mem und dem Jugendgericht aufgeteilt bleiben soll. 

12. Neuordnung der deutschen Kriminologie von Polizei¬ 

präsident Klauber, Stuttgart. 

Die Darstellung der Aufgabengebiete des Reichskriminalpolizeiamts, 
der Kriminalpolizeileitstellen und der Kriminalpolizeistellen schließt mit 
dem Wunsch, daß der Kriminalpolizei auch im Strafverfahren eine andere 
Stellung gegeben würde, da sie nicht im Sinne von Hilfsbeamten der Staats¬ 
anwaltschaft, sondern in Vorbeugung und in Aufkläning die Trägerin der 
systematischen Verbrechensbekämpfung sei. Dr. Sti-ube. 


Herausgeber und Hauptschriftleiter: Oberregierungsrat Dr. W. Strube, 
Berlin-Moabit. — Verlag: Carl Winters Universitätsbuchhandlung, Heidel¬ 
berg, Lutherstr. 50. — Druck: Straf gef ängnis Berlin-Tegel, Seidelstr. 39. 
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Strafgerichtsbarkeit und Strafvollstreckung 

im alten Berlin 

von Landgerichtsrat Dr. K o s i n s k i, Berlin 

Strafgerichtsbarkeit und Strafvollstreckung waren im alten Berlin 
keine von Anfang an feststehenden Begriffe, sondern sie haben mit dem 
Werden der Stadt eine bunte und vielgestaltige Entwicklung bis zu dem 
heutigen Zustand durchgemacht, wie sich auch die Stadt aus den zunächst 
kleinen Siedlungen Kölln und Berlin allmählich zu ihrer heutigen Größe 
und Bedeutung entwickelt hat. Ein klares Bild von dem Entstehen, dem 
Umfang und der Wichtigkeit der kriminellen Gerichtsbarkeit und des 
Strafvollzuges im alten Berlin läßt sich daher nur gewinnen, wenn man 
dabei das Emporwachsen der Stadt durch den Lauf der Jahrhunderte 
verfolgt. 

In Anlehnung an die allgemeine Entwicklung der jetzigen Reichs¬ 
hauptstadt soll daher versucht werden, nachfolgend einen Überblick über 
den Aufbau der Strafgerichtsbarkeit (I.) sowie über die verhängten 
Strafen und deren Vollzug (II.) im Berlin unserer Vorfahren zu geben. 


I. 


Nachdem die askanischen Markgrafen im Jahre 1134 vom Kaiser mit 
der Grenzmark belehnt worden waren, gelang es ihnen, in stetem Kampfe 
mit den Wenden über Brandenburg und Teltow vordringend, ihre Hoheit 
auf die Gebiete der Siedlungen Berlin und Kölln, deren Gründungszeit nicht 
mehr genau festzustellen ist, auszudehnen und diese Gegenden zu besetzen. 
Berlin umfaßte damals die Siedlung um die spätere Nikolaikirche imd die 
Marienkirche, Kölln dagegen die am linken Spreeufer um die nachmaüge 
Petrikirche gelegene Ansiedlung (vgl. Karte). *) Wann Berlin Stadtrecht 
empfangen hat, ist nicht mit Sicherheit zu bestimmen. Entsprechend einer 
Erwähnung der Stadt in einer Urkunde vom Jahre 1237 haben wir im 
Jahre 1937 bekaimtlich das 700 jährige Stadtjubiläum begangen. 

Da die Grenzwacht eine größere Selbständigkeit der markgräflichen 
Organisation verlangte, führten die Askanier eine absolute Herrschaft und 
vereinigften alle Hoheitsrechte in ihrer Hand, insbesondere nahmen sie die 
Gerichtshoheit für sich in Anspruch. Demgemäß übten sie entweder selbst 
oder durch ihre Hofrichter die oberste Gerichtsbarkeit aus. Die höhere 
Gerichtsbarkeit handhabte der Vogt mit seinen Landschöffen im Land¬ 
gericht oder Landding. Die niedere Gerichtsbarkeit stand den Dorf- und 
StadtscKulzen zu. 

Die Bürger von Berlin und Kölln mußten daher zunächst in wich¬ 
tigeren Sachen ihr Recht vor dem Vogt für den Barnim suchen, der auch 
Vogt von Berlin genannt wurde. In weniger bedeutenden Sachen war das 

*) Übersichtskarte von Alt-Berlin siehe am Schluß des Heftes 


1 
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Gericht des Schulzen zuständig. Die Schulzen sind anfänglich wahrschein¬ 
lich für die beiden Gemeinwesen selbständig bestellt worden. Ein Köllner 
Schulze ist namentlich nicht überliefert, wohl aber erscheint in einer Ur- 
kimde aus dem Jahre 1247 ein Marsilius als Schulze von Berlin. 

Der Schulze hatte das Verfahren zu leiten, das Urteil zu verkünden 
und zu vollstrecken. Ihm zur Seite standen Schöffen, denen die Urteils¬ 
findung oblag. Diese Schulzen hatten aber — wie bereits erwähnt — zu¬ 
nächst nur die niedere Gerichtsbarkeit, dagegen noch nicht den Blutbann. 
Hieran änderte sich auch nichts durch den Abschluß eines Vertrag^es vom 
20. März 1307, durch welchen die Städte im Hinblick auf ihre nachbarliche 
Lage eine gemeinschaftliche Verwaltung und Jurisdiktion herbeiführten. 
Jede Stadt behielt zwar ihren eigenen Haushalt, doch wurden die Zivil¬ 
und Strafgerichtsbarkeit dahin vereinigt, daß unter dem Vorsitz eines 
Stadtrichters sieben Schöffen zu urteilen hatten, von denen stets vier 
Berliner von Kölln und drei Köllner Schöffen von Berlin für drei Jahre 
gewählt wurden. Der Stadtrichter wurde mit der Gerichtsbarkeit belehnt 
und konnte dafür ein Drittel der Gerichtseinkünfte für sich einziehen, 
während zwei Drittel derselben nach altem Recht dem Markgrafen zu¬ 
standen. 

Eine Loslösung vom Landding und somit der erste Schritt zu einer 
gewissen Verselbständig^ung erfolgte durch die wichtige Verordnung des 
Markgrafen Johann vom 3. November 1316, in welcher bestimmt wurde, 
daß die Bürger von Berlin und Kölln in Rechtsstreitigkeiten untergeord¬ 
neter Art und in solchen, in denen der Stadtrichter als Kommissar des 
Vogtes von dem Barnim erkannt hatte, nach Brandenburg zu appellieren 
hatten. Damit waren Stadtschöffen auch als zweite Instanz an die Stelle der 
bisherigen Schöffen des Landgerichts getreten. 

* 

Der wichtigste Schritt für die Erweiterung der Gerichtsbarkeit des 
Berliner Stadtgerichts erfolgte dann im Jahre 1317. Dieses Jahr ist ein 
Markstein in der Geschichte des Berliner Gerichtswesens. Durch die 
Urkunde Woldemars vom 5. April 1317 wurde Berlin das Privileg ver¬ 
liehen, daß nunmehr kein Bürger aus Kölln oder Berlin in irgendeiner 
Sache gezwungen sein sollte, an einer anderen Stelle als vor dem Stadt¬ 
schulzen sein Recht zu suchen. Darin lag die Verleihung des obersten 
Gerichts und des Blutbannes an den Berliner Schulzen. Ferner wurde ihm 
die Jurisdiktion über die markgräflichen Diener, Rittermäßigen und Juden, 
die ihr gewöhnliches Forum vor dem Hofrichter hatten, verliehen, jedoch 
mit Ausnahme der Fälle, die zur höheren Gerichtsbarkeit gehörten, bei 
Edelleuten auch nur in Fällen der handhaften Tat. 

Hatte die Stadt als solche nunmehr die volle Gerichtsgewalt, so 
standen ihr zunächst die Gerichtsgefälle nicht zu, sondern zwei Drittel 
erhielt nach altem Recht der Landesherr und ein Drittel der jeweilige 
Stadtrichter. Das Recht auf diese Einnahmen wurde dann im Sprach¬ 
gebrauch des 14. Jahrhunderts und auch später als ,4udicium supremum“ 
und ,Judicium infimum“ bezeichnet. Während sich das iudicium infimum 
nach lehnsrechtlichen Grundsätzen weiter vererbte, verpfändeten die Mark¬ 
grafen, insbesondere die Wittelsbacher und Luxemburger, zumeist das 
ihnen zustehende iudicium supremum. Es lag auf der Hand, daß die Städte 
versuchen würden, diese Einnahmen an sich zu bringen. Die Gelegenheit 
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hierzu bot sich im Jahre 1S91, als sich beide iudicia in der Hand des 
Richters Brügge (Sohn) vereiniget hatten. Am 31. Januar 1391 verkaufte 
dieser das Schulzenamt in Berlin und Kölln nebst oberstem und niederstem 
Gericht für 356 Schock Böhmischer Groschen an den Rat der Stadt Berlin. 
Kölln war dabei nicht beteiligt. Der Verkauf wurde auch von dem Mark¬ 
grafen Jobst von Mähren am 5. Juni 1391 bestätiget. 

Damit war der Rat von Berlin in den ausschließlichen Besitz der 
Gerichtsgewalt über die Bürger von Berlin imd Kölln gelangt imd ließ 
dieselbe durch seinen Richter ausüben, der ihm als städtischer Beamter 
verantwortlich war, während der Rat als eigentlicher Träger der Juris¬ 
diktion diese dem Markgrafen gegenüber zu vertreten hatte. Trotz des 
einseitigen Kaufes wurde aber seit 1391 stets der vereinigte Magistrat 
beider Städte als der eigentliche Gerichtsherr ang^esehen, der sich auch 
auf die Person einigte, die als städtischer Beamter den Vorsitz in dem 
Gericht jener Tage als Stadtrichter führen sollte. Es ist verständlich, daß 
Kölln nunmehr nach einer Beteilignmg an den Gerichtseinkünften strebte. 
Nach mancherlei schwierigen Verhandlungen kamen schließlich beide 
Städte am 27. Juni 1432 dahin überein, daß Kölln gegen Zahlung von 
200 Schock das Miteigentum an allen Rechten, in Sonderheit an den Ge¬ 
richtseinkünften, haben sollte. Weiterhin wurde die Vereinbarung gfetroffen, 
daß das Rathaus auf der Langen Brücke, die etwa an Stelle der heutigen 
Kurfürstenbrücke stand, gemeinsame Dingstätte sein sollte. 

Diese nach längerer Entwicklung imd unter großen finanziellen 
Opfern gewonnene Macht und Einigkeit war jedoch von kurzem Bestand. 

* 

Im Jahre 1411 hatte Friedrich I. von Hohenzollem seinen Einzug 
in die Mark gehalten, mit der er dann im Jahre 1415 vom Kaiser belehnt 
wurde. Mit kluger Diplomatie und Gewalt suchten er und seine Nach¬ 
folger ihre Stellung als Landesherren zu festigen, zumal in den bewegten 
Zeitläufen während der Herrschaft der Wittelsbacher und Luxemburger 
manches dem Markgrrafen zustehende Recht für diesen verloren gegan¬ 
gen war. 

Kurfürst Friedrich 11. benutzte daher die sich ihm im Jahre 1442 
bietende Gelegenheit, um in einschneidender Weise in die Verfassung der 
Städte einzugreifen. 

Die gute Eintracht zwischen beiden Städten, wie sie noch zur Zeit 
des Vertrages von 1432 bestanden hatte, wurde nämlich in den nachfolgen¬ 
den Jahren durch verschiedene Zwistigkeiten beeinträchtigt. Kölln strebte 
daher wieder danach, sich von Berlin loszulösen, so daß nicht nur das 
Band vom Jahre 1432, sondern sogar die Vereinigung vom Jahre 1307 
getrennt werden sollte. Durch Vertrag vom 26. Februar 1442 übergaben 
beide Städte dem Kurfürsten ihre Schlüssel. Dieser beseitigte die von 
beiden Teilen als lästig empfundene Vereinigung, indem er ihnen u. a. das 
gemeinsame Rathaus auf der Langen Brücke entzog. Durch Erklärung 
vom 29. August 1442 sahen sich die Städte auch genötigft, dem Kurfürsten 
das oberste und niederste Gericht zu übertragen. 

Damit verzichteten die Städte nach einundfünfzigjähriger Besitzzeit 
auf das von dem jüngeren Brügge gekaufte Gerichtslehn. 

An die Stelle des städtischen Beamten trat nunmehr ein Stadtrichter, 
den der Kurfürst aus eigenem Ermessen bestellte. Die Verschmelzung der 
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Städte war jedoch schon so weit fortgeschritten, daß sich der Kurfürst 
offenbar nicht dazu entschließen konnte, das einheitliche Gericht in zwei 
Gerichte aufzuspalten. Der erste dieser neuen Stadtrichter wird wohl 
Balthasar von Hake gewesen sein. 

Als die Städte danach einsahen, daß sie durch ihr Verhalten mehr 
dem Interesse des Landesherm als ihrem eig^enen gedient hatten, ver¬ 
suchten sie durch den Aufstand vom Jahre 1448 den alten Zustand wieder 
herzustellen. Es kam sograr zur Gefangennahme des von Hake. Der 
Kurfürst griff jedoch mit eiserner Strenge durch und ließ den Rädels¬ 
führern den Prozeß machen. Die gemeinsame Gerichtsverfassung wurde 
aber auch jetzt nicht aufgelöst. Weiterhin wurden die drei KöUner Schöffen 
von den Berlinern und die vier Berliner Schöffen von den Köllnem gewählt, 
die unter dem Vorsitz des kurfürstlichen Stadtrichters meistens alle vier¬ 
zehn Tage auf dem Rathaus zwischen den beiden Städten ihre Sitzung 
abhielten. 

Der Kurfürst gab auch bald wieder das niederste Gericht, also ein 
Drittel der Einnahmen, dem Stadtrichter zu Lehn. Diese von dem Kur¬ 
fürsten mit dem niedersten Gericht erblich beliehenen Stadtrichter be¬ 
standen in Berlin etwa vom Jahre 1450 bis zum Jahre 1544. Der erste 
der so beliehenen Stadtrichter war Peter Brackow, der später den Vorsitz 
in dem größten Judenprozeß der damaligen Zeit geführt hat. Hierauf 
wird unten noch einzugehen sein. 

Von Bedeutung ist keiner dieser Stadtrichter geworden, da die mit 
dem iudicium infimum Beliehenen fast ohne Ausnahme des Rechtes un¬ 
kundig waren, so daß der Gerichtsschreiber damals „die Seele des Stadt¬ 
gerichts“ (Holtze, Das Berliner Stadtgericht a. a. O. S. 9) war. 

Dies mag auch der Grund dafür sein, daß auf dem berühmten 
Fresko-Gemälde des Totentanzes in dem Vorraum der Marienkirche zu 
Berlin als Vertreter des Richterstandes nicht der Stadtrichter, sondern 
der geistliche Richter des Bischofs erscheint. 


Die Stellung des Stadtrichters erfuhr dann durch das Eindringen 
römischrechtlicher Gedankengänge, die eine erhöhte Vorbildung des Ge¬ 
richts erforderten, eine wesentliche Inhaltsänderung. War der Stadt¬ 
richter früher mit der Urteilsfindung nicht betraut, sondern lag dies den 
Schöffen ob, so änderte sich dies seit Ende des 15. Jahrhunderts dahin, 
daß nunmehr der Stadtrichter mit dem ebenfalls vom Kurfürsten er¬ 
nannten Gerichtsschreiber der eigentliche Leiter des Stadtgerichts wurde. 

Bei der Bedeutung und Wichtigkeit der Gerichtsgefälle ist es zu ver¬ 
stehen, daß die Städte danach trachteten, diese Einnahmen wieder an sich 
zu ziehen. Die Gelegenheit hierzu bot sich im Jahre 1508. Am 27. Dezember 
1508 wurde zwischen dem Kurfürsten Joachim II. und den Räten von 
Berlin und Kölln ein Vertrag geschlossen, nach welchem der Kurfürst das 
oberste und niederste Gericht (also die gesamten Gerichtseinkünfte) an 
die Stadt verkaufte, und zwar in beiden Städten und ihren Feldmarken. 
Der Kaufpreis bestand in einer jährlich zu zahlenden Rente von 90 Gulden. 
Eine Einschränkung wurde insofern gemacht, als das oberste und niederste 
Gericht nur soweit verkauft wurden, als sie die Verkäufer oder ihre Vor¬ 
fahren besessen hatten. Damit wurde die Trennung des bisher gemein- 
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Samen Gerichts der beiden Städte in die Wege g^eleitet. Der Kurfürst 
machte sich zudem den Vorbehalt, die Richter in beiden Städten zu er¬ 
nennen oder zu entlassen. Bezüglich des Strafprozesses verlangte er ferner 
die Einholung seiner Genehmigung bei Vornahme von Folterungen und 
Vollstreckungen von Todesstrafen, bei schwereren oder gegen ihn selbst 
verübten Delikten beschränkte er die Zuständigkeit der Stadt auf die 
Gewährung freien Geleits. Ausgeschlossen war ferner die Straf Jurisdiktion 
des Stadtgerichts über Adlige, die kurfürstlichen Beamten und die Diener¬ 
schaft. Damit wurde der seit den askanischen Markgrafen bestehende Aus¬ 
schluß des Adels und der landesherrlichen Beamten von der städtischen 
Gerichtsbarkeit ausdrücklich aufrechterhalten. Diese Exemtionen haben 
dann der weiteren Entwicklung der Strafgerichtsbarkeit in Berlin ihren 
Stempel aufgedrückt. 

Da das niederste Gericht zunächst noch in dem Besitz der Familie 
Brackow und danach des Hans Tempelhof war, kam es erst 1544 durch 
Kaufvertrag zwischen der Stadt und Hans Tempelhof in deren Besitz. 
Durch die Verträge von 1508 imd 1544 wurde also ein Teil des Zustandes, 
wie er im Jahre 1442 bestanden hatte, wiederhergestellt. 

Unmittelbar nach dem Jahre 1544 erfolgte die bereits durch den Ver¬ 
trag von 1508 angebahnte Trennung der Gerichte von Berlin und Kölln. 
Seitdem tagte in jeder Stadt auf dem Rathause ein eigenes Gericht. Das 
Berliner Gericht befand sich auf dem Rathaus in der Georgenstraße, der 
heutigen Königstraße, das Köllner Gericht auf dem KöUnischen Ratiiaus 
in der Breiten Straße. 

* 

Wie bereits erwähnt, war die Zuständigkeit dieser Gerichte in Straf¬ 
sachen begrenzt durch die Abmachungen des Vertrages vom Jahre 1508. 
Todesurteile oder Folterungen bedurften also der Zustimmung des Landes- 
herm. Zuständig waren die Gerichte für die Bürger der Stadt, nicht da¬ 
gegen für den Adel und die höheren Beamten und die sonstigen landesherr¬ 
lichen Angestellten, über die der Kurfürst selbst zu Gericht saß. 

Handelte es sich nun um eine Straftat, die der Sache oder der Person 
nach seiner Strafjurisdiktion unterlag, so verfuhr der Kurfürst 'derart, 
daß er durch einen Fiskal, in Berlin meist durch den Hausvogt, die Unter¬ 
suchung führen ließ. Dann erstatteten seine Räte auf Grund der Akten 
ein Gutachten, seit dem 16. Jahrhimdert wurde entsprechend den Vor¬ 
schriften der Karolina auch häufig ein Gutachten des Schöppenstuhls in 
Brandenburg, später der juristischen Fakultät der Universität Frank¬ 
furt a. O. eingeholt, das der Kurfürst dann entweder geändert oder 
unverändert bestätigte und vollstrecken ließ. 

Die bei dieser erstinstanzlichen kriminellen Tätigkeit des Landes- 
herm mitwirkenden Räte waren meist dieselben, die auch im Kammer¬ 
gericht tätig waren. Sie werden daher fälschlicherweise häufig als 
Kammergerichtsräte bezeichnet. Als Mitglieder des Kammergerichts hatten 
sie jedoch mit der Strafrechtspflege nichts zu tun, denn das Kammergericht 
war damals ein reines Zivilgericht und wurde erst im 18. Jahrhundert 
mit Strafsachen betraut (vgl. S. 91). Um eine gewisse Gleichmäßigkeit 
der landesherrlichen Praxis zu gewährleisten, wurden dann zumeist die¬ 
selben Räte herangezogen. So gab es schon im 16. Jahrhundert Räte, die 
ohne kollegiale Verfassung „zu den Criminalsachen verordent“ waren. Aus 
diesen Räten entwickelte sich schließlich in der zweiten Hälfte des 17. Jahr- 
huidcrts das Kriminalkollegium, als eine den Landesherm in Strafsachen 
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beratende Behörde, in welche aber auch Personen berufen wurden, die 
nicht Mitglieder des Kammergerichts waren. Im Jahre 1713 bestand das 
Kriminalkollegium aus vier Räten und einem Sekretär. Eine Verpflichtung 
für den Kurfürsten, überhaupt oder nur dieses Kollegium zu hören, be¬ 
stand naturgemäß nicht. In Hexenprozessen wurde z. B. auch vom Kon¬ 
sistorium ein Gutachten eingeholt 


* 


Soweit es sich lun Strafsachen von geringerer Bedeutung handelte, 
die niedere Angestellte des Schlosses oder Personen betrafen, die auf 
landesherrlichem Gebiet innerhalb der Stadt ansässig waren, wurden nicht 
der Kurfürst oder seine Räte tätig, sondern der Hausvogt. Hier begegnen 
wir einer weiteren Erscheinungsform landesherrlicher Strafgewalt. 

Seit den Zeiten des Kurfürsten Friedrichs II. wurde die Disziplinar- 
und kriminelle Strafgewalt über alle unter dem Marschallstabe stehenden 
Personen von einem Hausvogt unter Aufsicht des Schloßhauptmaimes aus¬ 
geübt. Daneben standen dem Hausvogft weitere Befugnisse zu, z. B. die 
Vornahme einzelner prozessualer Handlungen, sowie die Strafvollstreckung. 
In einfachen Sachen setzte er selbst die Strafe fest und vollstreckte sie 
auch. In schwierigeren Fällen reichte er dagegen die Untersuchungsakten 
bei Hofe ein, wo sie den zu den Kriminalsachen verordneten Räten oder 
später dem Kriminalkollegium zur Abfassung eines Urteilsvorschlages 
übergeben wurden. Der Hausvogt hatte dann dem Verurteilten das vom 
Landesherm bestätigte Urteil zu verkünden und zu vollstrecken. Weiterhin 
besaß der Hausvogt wichtige Verwaltungsbefugnisse, auf die noch unten 
einzugehen ist, insbesondere übte er die Aufsicht über das im Schloß be¬ 
findliche Gefängnis aus. 

Bis zur zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts war die Stellung des 
Hausvogrtes nicht sehr bedeutend. Sie beschränkte sich im wesentlichen auf 
das Schloß, das im Jahre 1451 bezogen worden ist. Berlin und Kölln 
wachten eifersüchtig darüber, daß der Hausvogt nicht in ihre Zuständig¬ 
keit eingriif. Solange die Gewalt des Landesherm noch weniger fest stand, 
durfte er z. B. keine Person, auch wenn sie seiner Jurisdiktion unterlag, 
auf städtischem Gebiet festnehmen lassen. Hierzu mußte er erst den Rat 
der Stadt Berlin um „Rechtshilfe“ bitten. Die Stadt ließ den Gesuchten 
dann durch ihre Stadtknechte verhaften und lieferte ihn dem Büttel des 
Hausvogtes an einer durch einen Stein gekennzeichneten Stelle des Schloß¬ 
platzes aus. Diese wunderlichen Zuständigkeitsstreitigkeiten nehmen in 
den Strafprozessen der damaligen Zeit einen großen Raum ein und waren 
oft schwieriger zu entscheiden als die Strafsache selbst. 

« 

Die Zuständigkeitsverhältnisse wurden dadurch noch weiter verwirrt, 
daß wir nicht nur den Hausvogt, sondern daneben noch einen anderen kur¬ 
fürstlichen Beamten mit landesherrlicher Strafgewalt versehen finden. Es 
war dies der Amtshauptmann des kurfürstlichen Amtes Mühlenhof. 

Als Strafe für den im Jahre 1448 gegen den Kurfürsten Friedrich ü. 
angezettelten Aufstand der Städte (vgl. oben S. 86) waren die bereits 
damals auf dem heutigen Mühlendamm befindlichen Mühlen mit ihrer 
Umgebung sowie einzelne Güter der Umgegend in den Besitz des Landes¬ 
herm gekommen. Hieraus entstand das Amt Mühlenhof, das wie eine 
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Domäne verwaltet wurde. An der Spitze des Amtes stand ein Amtshaupt¬ 
mann, für den diese Stelle später jedoch nur eine Einnahmequelle ohne 
größere Tätigkeit bedeutete. Die eigentliche Verwaltung wurde von ein 
bis zwei Amtmännern geführt. Die Bewohner des Mühlendammes und der 
zum Mühlenhof gehörigen Dörfer unterstanden ebenfalls nicht der Juris¬ 
diktion des Stadtgerichts, sondern dem Patrimonialgericht des Amtshaupt¬ 
manns. Dieser übte die zivile und kriminelle Gerichtsbarkeit wie ein 
Patrimonialrichter auf den Rittergütern aus. Schwierigere Sachen hatte 
er naturgemäß ebenfalls dem Hofe zur Entscheidung abzugeben. 

« 

Die Zuständigkeitszersplitterungen wurden weiterhin noch vergrößert, 
als Berlin in der zweiten Regierungshälfte des Kurfürsten Friedrich 
Wilhelm zum Zentralpunkt des aufblühenden Staates wurde und räumlich 
zu wachsen begann. Selbst der Ausbau der Städte Berlin und Kölln lun 
das Jahr 1660 zur Festimg hatte die Bautätigkeit innerhalb und außer¬ 
halb der Festungsmauem nicht verhindert. Als Entschädigung für den 
der Stadt Berlin hierfür entzogenen Boden brauchte sie von nun ab nicht 
mehr ihren Anteil an der seit dem Jahre 1608 g^ezahlten Rente von 90 Gul¬ 
den zu zahlen. Es entstanden allmählich neue Stadtsiedlungen und damit 
auch neue Gerichte. 

So wurde nach und nach auf dem kurfürstlichen Werder, der durch 
die neuen Festungsgräben trockengelegt worden war, eine neue Siedlung 
angelegt, die schließlich so gn'oß wurde, daß sie der Kurfürst zu einer 
dritten Residenz mit dem Namen „Friedrichswerder“ erhob. Sie erhielt 
1670 einen eigenen Richter nebst Gerichtsschreiber. Dieses Gericht war 
kurfürstlich, entsprechend den Grundsätzen des Vertrages vom Jahre 1508, 
da der Kurfürst Gerichtsherr dieses Gebietes war. 

Auf einem zweiten Gebiet, das der Kurfürstin Dorothea gehörte, ent¬ 
wickelte sich die nach ihr genannte „Dorotheenstadt“, die ebenfalls einen 
eigenen Richter bekam. Auch dieses Gericht war landesherrlich, da die 
Kurfürstin Gerichtsherrin war. 

Nach dem Regierungsantritt Friedrichs III. entstanden ferner vor 
den Wällen im Norden und Osten der Stadt auf stadteigenem Gebiet neue 
Siedlungen, die spätere Spandauer Vorstadt und die Königstadt. Hier 
bildete Berlin seit dem Jahre 1692 ein eigenes Gericht, das eine Art Ab- 
teilimg des Berliner Stadtgerichts war. Endlich wuchs seit 1688 zwischen 
Kölln und Friedrichswerder nach Westen zu eine weitere Ansiedlung 
empor, die ,^Friedrichstadt“ genannt wurde, und die vom Kurfürsten gleich¬ 
falls ein eigenes Gericht erhielt. 

Abgesehen von den landesherrlichen Gerichten bestanden somit im 
Jahre 1709 nicht weniger als sechs „Stadtgerichte“ (vgl. hierzu die 
Karte). 

Dazu kam ferner, daß die nach Aufhebung des Ediktes von Nantes 
zahlreich eingewanderten französischen Reformierten im Jahre 1686 auch 
einen eigenen Richter und eine eigene Gerichtsverfassung erhielten. 1690 
wurde sogar diesem Untergericht noch ein Obergericht zugefügt. 

Die Juden unterstanden als Landesfremde der Gerichtsbarkeit des 
Landesherm. Nachdem sie bereits mehrfach durch ihr Verhalten zum be¬ 
hördlichen Einschreiten Veranlassung gegeben hatten, wurden alle Juden 
im Jahre 1574 aus der Mark vertrieben. Veranlassimg hierzu gab der 
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im Jahre 1573 gegen den Münzjuden Lippold durchgeführte Prozeß, auf 
den im einzelnen noch unten einzugehen ist (vgl. S. 102). Erst im Jahre 
1670 wurden sie wieder in Berlin zug^lassen und vorerst der Jurisdiktion 
des Hausvogtes unterstellt. Am 23. November 1708 wurde dann aus 
einigen Geheimen Justizräten die sogenaimte „Judenkommission“ gebildet, 
die zunächst ein selbständiges Forum für die Juden bildete. 

Ein Rechtsmittel im eigentlichen Sinne gegen die vorbezeichneten 
Strafurteile hat es in der Mark seit Einführung der Karolina oder Bam- 
berg^ensis (vgl. unten S. 99) nicht gegeben. Wenn sich nach Einholung 
des Gutachtens eines Schöppenstuhles, einer juristischen Fakultät oder 
des späteren Criminalkollegiums neue Momente herausstellten, welche die 
Schuld des Angeklagften in einem anderen Lichte erscheinen ließen oder 
die Richtigkeit des erlassenen Urteils in Frage stellten, so g^ab es hierfür 
eine Nachprüfung der Akten in der Form, daß ein zweites oder wohl auch 
drittes Sachverständigenkollegium um ein Gutachten nach Aktenlage er¬ 
sucht wurde. 

Durch die Kriminalordnung vom Jahre 1717 wurde jedoch verboten, 
in solchen Fällen dieselbe Universität zu hören, die bereits das erste Gut¬ 
achten abgegeben hatte (vgl. Holtze, Strafrechtspflege a. a. O. S. 33). 

Der Beginn des 18. Jahrhunderts brachte endlich den Anfang der Be¬ 
reinigung dieser unerquicklichen Gerichtszersplitterung. 


* 


« 


« 


Am 1. Januar 1710 wurde auf Befehl des Königs eine Vereinig^ing 
der Städte und Vorstädte zu einer Gesamtstadt Berlin herbeigeführt. Im 
Zuge dieser Zentralisation erfolgfte die Einsetzung eines gemeinsamen 
Stadtgerichts Berlin, das auf dem Rathaus zu Kölln tagen sollte. Entg^egen 
dem königlichen Willen verstand es jedoch Berlin, das Gericht auf seinem 
Boden zu begründen. Anfang 1710 trat das seit 1544 zum ersten Male 
wieder vereinig^te Stadtgericht auf dem Berliner Rathaus zusammen. Die 
Richter der Einzelstädte wurden nicht abgeschafft, sondern bildeten das 
Plenum des Stadtgerichts und waren gleichzeitig Bagatellrichter in ihren 
alten Bezirken, wo sie als Einzelrichter tagten. In dieser Eigenschaft hatten 
sie die „causas levioris momenti et celerrimae expeditionis“ zu erledigten, 
im Falle eines ordentlichen Verfahrens dagegen den Rechtsstreit an das 
kollegtiale Stadtgtericht zu verweisen. Der erste Vorsitzende des Kollegial¬ 
gerichts mit dem Titel „Justizbürgermeister“ war der Kammergerichtsrat 
und Bürgermeister Seuning. Damit entfielen zahlreiche Zuständigkeits¬ 
streitigkeiten zwischen den einzelnen früheren „Stadtgerichten“. 

Trotzdem dieses Gericht eine städtische Einrichtung war, stand es 
unter strenger Kontrolle der Regierung. Als Friedrich Wilhelm I. mit der 
Arbeitsweise des Gerichts unzufrieden war, verfügte er im Jahre 1728 
seine Auflösung und ließ eine neue Gerichtsverfassung entwerfen. Er 
ernannte auch den neuen Vorsitzenden und verminderte die Zahl der Stadt¬ 
richter auf drei. Die Beisitzer mußten dem König zur Bestätig^ung an¬ 
gezeigt werden. 

Die Gerichtstagre der Bagatellkommissionen verloren im Laufe der Zeit 
an Bedeutung, so daß beim Tode Friedrichs des Großen nur noch drei 
bestanden, nämlich in Berlin, Kölln und Friedrichswerder. Dem Stadt¬ 
gericht stand die gesamte zivile und kriminelle Gerichtsbarkeit 
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freiwillige Gerichtsbarkeit wurde dagegen vom Magistrat ausgeübt. Im 
Jahre 1747 wurde bei einer Neugestaltung des Magistrats die Zahl der 
Stadtrichter auch wieder auf sieben erhöht. 

Für die weitere Entwicklung des Stadtgerichts wurde dann das 
Organisationsreglement vöm 28. Mai 1795 von Bedeutung, in Verfolg dessen 
aus dem Gesamtgericht eine besondere Zivil- und Kriminaldeputation ge¬ 
bildet wurde. Damit verschwand im Strafprozeß das Laienelement der 
Schöffen für die eigentliche Straf Jurisdiktion völlig. Die Grenzen der Zu¬ 
ständigkeit dieser Kriminaldeputation waren nach wie vor durch die Be¬ 
stimmungen des Vertrages vom Jahre 1508 gezogen, wonach also be¬ 
stimmte Delikte der landesherrlichen Kriminalgerichtsbarkeit Vorbehalten 
waren und Urteile auf schwerere Strafen, insbesondere Todesstrafe, der 
Bestätigung des Landesherm bedurften. Die Gerichtsbarkeit erstreckte 
sich auf alle Bürger und Insassen Berlins und der Stadtdörfer in erster 
Instanz, sofern nicht ein besonderes Gericht bestand. Am Schlüsse der 
Regierung Friedrichs des Großen hatte sich in Strafsachen das Verfahren 
dahin ausgebildet, daß die Kriminalrichter die Untersuchimg führten, in 
leichteren Fällen dann das Kollegpalgericht das Urteil fällte. In schwie¬ 
rigeren Fällen wurden die Akten der Kriminaldeputation beim Kammer¬ 
gericht zum Verspruch eingesandt. Das Urteil wurde schließlich — erfor¬ 
derlichenfalls nach Einholung der königlichen Bestätigping — von der 
Stadt vollstreckt. 

Eine wesentliche Änderung seines Charakters erfuhr das Stadtgericht 
durch die Einführung der Städteordnung vom 26. Januar 1809, die u. a. 
auch eine Aufteilung der Stadt in 102 Bezirke brachte. Vor allem aber 
wurde die Verwaltung der Stadt vom Stadtgericht getrennt und das Ge¬ 
richt zu einer königlichen Behörde gemacht. Die Regierung ernannte und 
besoldete nunmehr die Richter. Diese Scheidung trat äußerlich dadurch 
zutage, daß das Stadtgericht aus seinen traditionellen Räumen im Rathaus 
auszog und in das Haus Königstraße 19 Ecke Jüdenstraße verlegt wurde. 
Damit hörte also das Stadtgericht auf, eine Einrichtung der Stadt zu sein, 
womit eine jahrhundertelange Entwicklung zu einem gewissen Ab¬ 
schluß kam. 


* 

Auch an der landesherrlichen Jurisdiktion war die weitere Entwick¬ 
lung nicht spurlos vorübergegangen. 

Wie bereits dargestellt, übte der Landesherr über die sogenannten 
Exemten hohen Ranges wie Adel und höhere Beamte die Strafjustiz 
unter Mitwirkung der Kriminalräte, die später zum Kriminalkollegium zu¬ 
sammengefaßt wurden, aus. Dieses Kriminalkollegpum, das seit dem 
Jahre 1735 seine Sitzungen im Collegienhause in der Lindenstraße abhielt, 
verlor im Jahre 1748 seine Selbständigkeit. In Verfolg der von Cocceji 
betriebenen Justizreorganisation wurde es dem ersten Senat des in diesem 
Jahre neugegliederten Kammergerichts eingefügft. Damit begann die eigent¬ 
liche kriminelle Tätigkeit des Kammergerichts, das zuvor nur Zivilgericht 
gewesen war. Es wurde jetzt der für die höheren Exemten zuständige 
Strafgerichtshof. Allerdings mußte es sich schon seit dem Jahre 1738 in 
geringerem Umfange mit Strafsachen befassen. In diesem Jahre wurde 
nämlich dem damaligen dritten Senat des Kammergerichts die Zuständig¬ 
keit des Hausvogtes in Strafsachen über Exemte niederen Ranges über¬ 
tragen. 
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Bis zu diesem Jahre hatte die Stellung des Hausvogtes mit dem all¬ 
mählichen Erstarken der landesherrlichen Gewalt in der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts insofern eine Umwandlung erfahren, als der Haus¬ 
vogt eine immer größere Bedeutung erlangte. Neben seiner kriminellen 
Tätigkeit mußte er einmal eine sehr ausgedehnte Verwaltungstätigkeit be¬ 
wältigen. Sodann wurde seine Zuständigkeit auch räumlich dadurch erheb¬ 
lich erweitert, daß er in den neugegründeten Städten, soweit sie auf landes¬ 
herrlichem Boden entstanden waren, für Ruhe imd Wohlfahrt zu sorgen 
hatte. Er war also eine Art Polizeipräsident für diese Gebiete geworden. 
Insbesondere hatte er aber die Aufsicht über die im Schloß vorhandenen 
Gefängnisräume zu führen, worauf noch einzugehen ist. In den ihm über¬ 
wiesenen Strafsachen führte er bis 1718 als Einzelrichter die Vorunter¬ 
suchung und vollstreckte das von den Kriminalräten oder dem Kriminal¬ 
kollegium gefällte Urteil. In leichteren Sachen konnte er auch die Strafe 
selbst festsetzen. Für den Hausvog^t war im Schloß ein Gerichtslokal vor¬ 
handen, das an den Glockenturm der Domkirche angebaut war (vgl. unten 
S. 117). Im Jahre 1713 bestand das Hausvogfteigericht aus dem Schloß¬ 
hauptmann von Printzen als oberstem Chef, dem Hausvogt Lonicer und 
seinem Sohn Carl. 

In diesem Jahre wurde das Gerichtslokal des Hausvogtes nach bisher 
ständiger Verbindung mit dem Schloß infolge des Schloßumbaues aus 
diesem entfernt und nach dem ehemaligen Wiebeckingschen Hause an der 
Schleuse verlegt. Im Jahre 1718 erfuhr dann die Kriminaltätigkeit des 
Hausvogtes eine wesentliche Veränderung. 

Im August 1718 versuchte der König, die Vereinigung der Haus¬ 
vogteigerichtsbarkeit mit der Gerichtsbarkeit des Berliner Gouvernements 
imd der des Generalauditoriats, d. h. der niederen und höheren Militär¬ 
gerichtsbarkeit, herbeizuführen. Hinsichtlich der Militärgerichtsbarkeit, wie 
sie zur Zeit des ersten Königs bestand, darf auf die eingehende Darstellung 
bei Holtze (Strafrechtspflege S. 9—13) verwiesen werden. Der Vollständig¬ 
keit halber sei hier nur angeführt, daß die unterste Instanz in militärischen 
Strafsachen von den Obersten der Regimenter bzw. den Festungskomman¬ 
danten imter sachverständiger Unterstützung eines Auditeurs ausgeübt 
wurde. Dieser führte in Strafsachen auch die Voruntersuchung. Die Ent¬ 
scheidung lag beim Kriegsgericht, das von Fall zu Fall gebildet wurde. 
Die peinliche Anklage erhob in der Regel der Profoß, der auch das Urteil, 
nachdem es vorher dem Landesherm übers 2 indt worden war, zu vollstrecken 
hatte. Hatte der Auditeur Bedenken, so konnte er das Gutachten des 
Generalauditeurs einholen, dessen Amt mindestens seit dem Jahre 1671 
bestand. Der Generalauditeur konnte in schwierigeren Fällen seinerseits 
noch ein Gutachten des Schöppenstuhls in Brandenburg herbeiziehen. Seit¬ 
dem Berlin zur Festung geworden war, führte hier ein Gouverneur den 
Oberbefehl. Er war auch in Strafsachen von Bedeutung. Die Regimenter 
mußten ihm z. B. Anzeige erstatten, wenn sie eine Exekution vollstrecken 
wollten. Bei der Art der Vollstreckung hatte er entscheidend mitzusprechen. 
Eine höhere Instanz war daim das unter dem Vorsitz eines Generals oder 
Feldmarschalls tagende Oberkriegsgericht, bei dem der Generalauditeur 
eine dem Auditeur ähnliche Tätigkeit ausübte. Ihm zur Seite standen 
Oberauditeure. Das Generalauditoriat war somit ein Organ, das die ge¬ 
samte Militärgerichtsbarkeit überwachte und kontrollierte. 

Der durch Vereinigung dieser an sich völlig verschiedenen Gerichts¬ 
höfe entstandene Gerichtshof erhielt den Namen „Kriegs-Hof- und Krimi¬ 
nalgericht". Ihm gehörte auch Mylius an. Infolge der sich herausstellenden 
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ünznträglichkeiten vmrde dieses Gericht jedoch bereits tun 19. Mai 1738 
wieder aufgelöst und die in ihm enthaltene kriminelle Zuständigkeit des 
Hausvogtes ging, wie oben bereits gesagt, auf den damaligen dritten Senat 
des Kammergerichts über. Der Hausvogt selbst — jetzt als Hausvogt und 
Kammergerichtsrat bezeichnet — behielt die Aufsicht über die Gefängnisse 
für die Exemten in der Hausvog^tei und leitete, unterstützt von zwei Räten, 
die Inquisitionsprozesse gegen Exemte. Seine umfangn'eiche Verwaltung^- 
tätigkeit verblieb ihm nach wie vor. Die weitere Behandlung der Straf¬ 
sachen übernahm dann der dritte Senat des Kammergerichts. Verwickeltere 
Strafsachen wurden an das Kriminalkollegnum abg^egeben, das ja erst im 
Jahre 1748 im Kammergericht aufging. 

Im Jahre 1760 erfolgte eine erneute Verlegning der Geschäftsräume 
des Hausvog^s nach dem heutigen Hausvogteiplatz und zwar dorthin, wo 
jetzt die Reichsbank steht. Hier befand sich seit altersher ein kurfürst¬ 
liches Vorwerk, das später zu einem Jägerhof umgewandelt worden war, 
woran noch heute der Name der benachbarten Jägerstraße erinnert. Die 
Reorganisation des Kammergerichts vom Jahre 1748 ließ die Stellimg des 
Hausvogtes im wesentlichen unberührt. Auch die weitere Org^anisations- 
ändenmg des Kammergerichts vom Jahre 1782, die eine scharfe Trennung 
desselben in zwei Senate, den Instruktionssenat und den Oberappellations¬ 
senat, brachte, wobei der Instruktionssenat eine Kriminal- und eine Zivil¬ 
deputation erhielt, ließ den Hausvogt selbständig neben diesen Senaten 
bestehen. Erst am 14. Mai 1806 wurde das Hausvogteigericht derart um¬ 
gestaltet, daß es zu einer ständigen Deputation des Kammergerichts 
wurde und in Injuriensachen der niederen Exemten zuständig war. 

* 

Auch die landesherrliche Gerichtsbarkeit, die der Amtmann des 
Amtes Mühlenhof ausübte, erfuhr im Laufe des 18. Jahrhunderts eine 
Steigerung seiner Bedeutung insofern, als abgesehen von Gebietszuwachs 
gerade die ihm unterstellten Gebiete an den Mühlen zwischen den Städten 
besonders unter dem Zeichen einer Bevölkerungszunahme standen. Die 
neben der administrativen Tätigkeit sich stärker entwickelnde Jurisdiktion 
des Amtshauptmannes brachte es mit sich, daß im Laufe des 18. Jahr¬ 
hunderts eine Scheidung zwischen Verwaltung imd Rechtspflege gezognen 
wurde. Die Rechtspflege wurde Justizbeamten anvertraut, welche dieselbe 
in drei Ämtern ausübten, die man in dieser Vereinignmg als „Justizamt 
Berlin“ bezeichnete. Beim Tode Friedrichs des Großen gehörten zum Justiz¬ 
amt Berlin die Ämter Mühlenhof, Schönhausen und Köpenick mit den ihnen 
gehörigfen Dörfern und Vorwerken. An der Spitze des Justizamtes stand 
ein Einzelrichter mit dem Titel Justizamtmann. Ihm war zugeordnet ein 
Aktuar. Der Justizamtmann übte die streitige und freiwillige Gerichts¬ 
barkeit der unteren Instanz über die nichtexemten Mitglieder seines 
Sprengels aus, sofern nicht das Hausvogteigericht zuständig war. Auch 
hier finden wir ständige Streitigkeiten und Reibereien, insbesondere mit 
dem Stadtgericht, über die Frage der Zuständigkeit. 

* * 

* 

Dem 19. Jahrhundert sollte es schließlich Vorbehalten bleiben, das 
Mosaik der Berliner Strafgerichtsbarkeit zu beseitigen. 

Nachdem im Jahre 1809 das Stadtgericht königlich geworden war, 
erfolgrte nach und nach eine ständige Vergrößerung seiner Zuständigkeit. 
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So wurde zunächst im Jahre 1^09 das Porzellanmanufakturgericht auf¬ 
gehoben und seine Zuständigkeit auf das Stadtgericht übertragen. Dieser 
Gerichtshof war im Jahre 1763 eingerichtet worden, als die Fabrik vom 
König erworben wurde. Er war besetzt mit einem Justitiar und zwei 
Schöffen. In Strafsachen führte der Justitiar als Untersuchungsrichter 
die Ermittlungen, wobei seine Zuständigkeit auf Fabrikdelikte (z. B. Ver¬ 
letzung des Fabrikgeheimnisses) beschränkt war. Für die niederen Be¬ 
amten wurde nunmehr das Stadtgericht zuständig, die Strafsachen der 
höheren Beamten gingen an die Kriminaldeputation beim Kammergericht. 
Eine weitere Vermehrung seiner Zuständigkeit brachte dem Stadtgericht 
das Jahr 1811. In diesem Jahre wurde das französische Gericht aufgehoben. 
Die Mitglieder der französischen Kolonie unterstanden jetzt in erster In¬ 
stanz ebenfalls dem Stadtgericht. Ein weiterer Fortschritt zur Vereinig^ung 
erfolgte im Jahre 1829 durch die Aufhebung der Judenkommission. Diese 
im Jahre 1708 eingerichtete Judenkommission war bei der Justizreorgani¬ 
sation vom 18. Mai 1748 zu einem Teil des damaligen ersten Senats des 
Kammerg^richts geworden und wurde sodann durch die Reform von 1782 
mit dem Instruktionssenat des Kammergerichts verbunden. Eine gewisse 
Selbständigkeit hatte sie allerdings insofern behalfen, als sie ihre Urteile 
unter der Bezeichnung „Judenkommission“ erließ. Auch diese Sonder¬ 
stellung der Juden hörte nunmehr auf und sie unterstanden der Juris¬ 
diktion des Stadtg^erichts. 

Eine weitere wichtige Zusammenlegping g^eschah im Jahre 1837. In 
diesem Jahre wurde das oben behandelte Justizamt Berlin mit Gebieten im 
Barnim und Teltow zu einem Landgericht Berlin vereiniget. Justizamtmann 
war seit 1826 der auch durch seine Schriften bekanntgewordene spätere 
Landgerichtsdirektor Odebrecht. 

Eine Vereinheitlichung der Strafrechtspflege dieses Landgerichts und 
der des Stadtgerichts brachte das Jahr 1839 durch Bildung eines Kriminal¬ 
gerichts, das neben dem Kriminalsenat des Kammergerichts bestand. Dieses 
Kriminalgericht, dessen Gebietszuständigkeit etwa die späteren Land¬ 
gerichte umfaßte, verfüg^te auch über eine gewisse Selbständigkeit. 
Seine Urteile bedurften nämlich nur in den allerschwersten Fällen, 
wie z. B. Tod, lebenslängliche Freiheitsstrafe, Adelsverlust, der königlichen 
Bestätigrung. Berufungren und Beschwerden gregen seine Urteile gringren an 
den Oberappellationssenat beim Kammergericht. Die Bildung dieses aus¬ 
schließlichen Strafgerichts, das also gleichsam ein Vorläufer unserer heu¬ 
tigen Moabiter Strafgerichtsbarkeit war, hatte zur Folgte, daß das Stadt¬ 
gericht vom Jahre 1839 ab nur noch Zivilgericht war. Dabei muß noch 
bemerkt werden, daß der Name Stadtgericht insofern irreführend war, als 
es ja seit 1809 nicht mehr ein Gericht der Stadt, sondern ein Gericht des 
Staates war. 

Dieses neue Kriminalgericht, das zwar schon einen wesentlichen 
Schritt zur Vereinheitlichung der Strafrechtspflege in Berlin gebracht 
hatte, hatte allerdings die Exemtionen noch nicht beseitigen können. Neben 
der Straf jurisdiktion des Kriminalgerichts blieb vielmehr die Zuständigkeit 
des Kammergerichts für die höheren Exemten und in Hausvogteisachen 
bestehen. Die politische Entwicklung in jenen Tagen ließ eine Abschaffung 
dieser längst überlebten alten Vorrechte noch nicht zu. Der entscheidende 
Schritt hierzu wurde erst in Auswirkung der Bewegung des Jahres 1848 getan. 



Am 5. Dezember 1848 erging die oktrosderte Verfassung. In Verfolg 
dieser Verfassung wurde unter dem 2./3. Januar 1849 die Verordnung zur 
Gerichtsverfassung erlassen. Hierdurch wurde jede städtische und 
Patrimonialgerichtsbarkeit beseitigt, imd alle Exemtionen fielen. Damit 
war endlich nach annähernd sechs Jahrhunderten ein einheitlicher Gerichts¬ 
stand für alle Einwohner Berlins geschaffen. Alle Einwohner von Berlin 
unterstanden nunmehr in erster Instanz der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit 
des Stadtgerichts. Das Stadtgericht war nämlich wieder für Strafsachen 
zuständig geworden, da das im Jahre 1839 errichtete Kriminalgericht in¬ 
zwischen beseitigt worden war. Das Stadtgericht übte seine Strafgerichts¬ 
barkeit in den Räumen der Stadtvogtei am Molkenmarkt aus. Das Kammer¬ 
gericht wurde für Berlin zweite Instanz. Die ganze Umgebung vor den 
Toren Berlins wurde dem Landgericht Berlin einverleibt, das nunmehr den 
Namen ,4^reisgericht“ erhielt und mit zwei Deputationen für Zivil- und 
Strafsachen eingerichtet wurde. Die Geschäftsräume dieses Gerichts be¬ 
fanden sich an der Zimmerstraße Ecke Charlottenstraße. Die Strafgerichts¬ 
barkeit wurde in der bisherigen Hausvogtei ausgeübt. 

Diese Einheitsbewegungen fanden dann in der durch die Reichs¬ 
justizgesetze vom Jahre 1879 geschaffenen Regelung ihren vorläufigen Ab¬ 
schluß, auf die nur der Vollständigkeit halber eingegangen sei. 

Aus dem Stadtgericht wurde das Landgericht I geschaffen, dem das 
Amtsgericht I unterstand. Aus dem Kreisgericht wurde mit kleinen Erwei¬ 
terungen das Landgericht II g:ebildet, dem das Amtsgericht II und die 
neuen Amtsgerichte in Charlottenburg und Rixdorf unterstellt wurden. Für 
die Strafrechtspflege brachte das Jahr 1881 den bedeutenden Schritt zur 
Zentralisation. Im Oktober des Jahres 1881 wurde das Kriminalgerichts¬ 
gebäude in Moabit — heute als altes Kriminalgericht bezeichnet — fertig¬ 
gestellt und diente nunmehr für die gesamte Strafrechtspflege der vier 
Gerichte. 

Nach der Jahrhundertwende erfolgte mit dem Anwachsen der Stadt 
ein weiterer Ausbau der Berliner Gerichtsorganisation. 

Nach dem Gesetz vom 16. September 1899 wurde ein drittes Land¬ 
gericht mit dem Sitz in Charlottenburg errichtet; ferner wurden mit der 
am 1. Juni 1906 in Kraft getretenen Gerichtsorganisation weitere Amts¬ 
gerichte in Schöneberg, Lichterfelde, Lichtenberg, Wedding, Weißensee und 
Pankow gegründet. 

Damit war naturgemäß eine Erweiterung der Kriminalrechtspflege 
in Moabit verbunden, so daß die Räume des ,A^lten Kriminalgerichts“ nicht 
mehr ausreichten, sondern den Neubau in der Turmstraße erforderlich 
machten. 

Mit der Eröffnung der Landgerichte I, II, III in der Turmstraße am 
17. April 1906 war fast die gesamte Strafrechtspflege Berlins in Moabit 
zentralisiert, wie es in dieser Form und in dem Umfange noch niemals 
zuvor geschehen war. Moabit wurde damit zum Begriff für die Kriminal¬ 
gerichtsbarkeit Berlins. Diese Stellung hat es bis auf den heutigen Tag 
behauptet und behalten. 


II. 

Ebenso wie die Kriminalgerichtsbarkeit erst nach vielfachen Um¬ 
änderungen im Laufe der Jahrhunderte zu der heutigen Gestaltung gelangt 
ist, so hat auch die Strafvollstreckung einen Entwicklungsprozeß durch¬ 
gemacht. 



Die Durchbildung des Strafrechts sowie die allgemeine politische 
und gesellschaftliche Entwicklung brachten es mit sich, daß man diese 
oder jene Strafe allmählich nicht mehr verhängrte, auf die man früher 
größeren Wert gelegt hatte, oder daß man auch im Hinblick auf eine 
veränderte Beurteilung des Strafzweckes die Formen der Strafvoll¬ 
streckung entweder nach der schärferen oder milderen Seite hin veränderte. 


* 


* 


* 


Für die Zeit bis zum 15. Jahrhundert gibt uns das Berliner Stadtbuch 
ein klares und anschauliches Bild vom Strafrecht und von der Strafvoll¬ 
streckung in der damaligen Zeit. Dieses Stadtbuch war lange Zeit hin¬ 
durch verschollen und wurde erst in den dreißiger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts in Bremen wieder aufgefimden, nachdem man bereits im 
Jahre 1826 durch eine Veröffentlichung des Erlanger Professors Gönne 
auf das Vorhandensein eines derartigen Rechtsbuches aufmerksam 
geworden war. Zu Beginn des Jahres 1836 wurde das Stadtbuch vom 
Senat der Stadt Bremen der Stadt Berlin zurückgegeben. Das Stadtbuch 
selbst dürfte im Jahre 1397 in erster Anlage beendet worden sein. Es 
enthält in seinem dritten Teil das Schöffenrecht der Stadt Berlin. Dieses 
Schöffenrecht zerfällt in fünf Bücher, von denen vier Bücher materielles 
Recht enthalten, während das fünfte Buch — das Buch der Übertretun¬ 
gen — eine Art Entscheidungssammlung von Straffällen aus den ersten 
Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts ist. 

Seinem Charakter nach war das damalige Schöffenrecht eine Zu¬ 
sammenstellung von Rechtsbestimmungen aus dem Sachsenspiegel, ferner 
aus der Sachsenspiegelglosse, dem Richtsteig sowie dem Sächsischen Weich¬ 
bilde (vgl. Sello a. a. O. S. 26 ff., Holtze, Geschichte der Stadt Berlin 
S. 12/13 und die dort aufgeführte Literatur). 

Wir können aus diesem Stadtbuch ein lebendiges Bild von den 
Strafen und deren Vollstreclamg zu jener Zeit gewinnen. 

Das Schöffenrecht unterscheidet Lebens-, Körper-, Ehren- und Ver¬ 
mögensstrafen. Bekannt sind auch das Manngeld und die Buße, die aber 
den Charakter des Schadensersatzes tragen. Die Freiheitsentziehung als 
Strafe ist dagegen dem Schöffengericht unbekannt. Das „bestedigen“ 
kommt zwar im Text vor, bezieht sich jedoch auf Verbrecher, die keine 
Bürgen zu stellen vermochten oder sonst der Flucht verdächtig erschienen. 
Auch bei Personen, die zum Tode verurteilt sind, finden wir dieses Wort 
angewandt. Es kann daher mit Sicherheit angenommen werden, daß zu 
der damaligen Zeit ein Gefängnis oder Zuchthaus, wie wir es in unserem 
heutigen Strafvollzug kennen, nicht vorhanden gewesen ist. Die Fest¬ 
setzung von Personen dürfte im wesentlichen nur im Falle eines schweben¬ 
den Verfahrens, ferner zur Vollstreckung leichterer Arreststrafen gedient 
haben. Das Büttelhaus, die „Bodelige“, das sich damals in der heutigen 
Königstraße befunden haben soll, wird in der Hauptsache diesen Zwecken 
gedient haben. Im übrigen wurden solche Personen auch in den Mauer¬ 
türmen verwahrt, die der Stadt als „gemak und behold“ dienten. So wird 
z. B. ein Fall erwähnt, in dem jemand im Turm starb, während in einem 
anderen Falle ein Fluchtversuch erfolgreich durchgeführt zu sein scheint 
(saltavit de turri). Im übrigen wird unten auf die Verwendung und Ein¬ 
richtung der Mauertürme näher einzugehen sein (vgl. S. 113 ff.). 



07 


An Lebensstrafen sind dem Schöffengericht bekannt: Rädern, Köpfen, 
Hängen (mit der Weide oder am Galgen), auf der Hürde verbrennen und 
in der Kufe sieden. Frauen wurden im allgemeinen nicht gehängt, sondern 
lebendig begraben. Dies kommt auch zmn Ausdruck in dem Rechtssprich¬ 
wort „de mans up de galghe, ende de wyfs up den putte“. Die Strafe des 
Rädems \md Köpfens finden wir im Buch der Übertretimgen auf Frauen 
ebenfalls nicht angewandt, sondern die Strafe des Lebendigbegrabens tritt 
an ihre Stelle. 

Die Leibesstrafen wurden entsprechend den Vorschriften der Bibel 
(Aug um Aug, Zahn um Zahn) festgesetzt. In der Büttelurfehde finden wir 
auch das Augenausstechen und das Ohrenabschneiden erwähnt. Ferner 
war als arbiträre Strafe das „dorch die tenen brennen“ bekannt, das in 
dem Einbrennen eines Schandmales in die Backen bestand. 

An Ehrenstrafen sind erwähnt „der öffentliche Widerruf“, das Aus¬ 
peitschen am Kak, das Steinetragen, ferner auch das von den Ratsmännem 
zu verhängende Sitzen im „scupstol“. 

Die Vollstreckung der Todesurteile ist im Schöffenrecht eingehend 
geregelt. Nach Sello (a. a. O. S. 126) ging dies derart vor sich, daß im Falle 
einer Hinrichtung dem Übeltäter zunächst Gelegenheit zur Beichte gegeben 
wurde. Auf seinen Wunsch wurde ihm dann nach drei Tagen das Abend¬ 
mahl gereicht, damit er nicht zugleich an Leib und Seele verderbe. 
Fürchtete man, daß der Delinquent Schaden anrichten würde, so wurde er 
mit Ketten oder einer eisernen Fußschelle gesichert. Von dem Verlangen 
des Gefangenen nach Beichte und Abendmahl hatte sich ein Priester zu 
überzeugen. Wenn der Verurteilte einen solchen Wunsch nicht aussprach, 
so hatte ihn der Priester von Amts wegen nach dem verbrecherischen 
Motiv der Tat zu fragen, ferner, ob er nicht Ketzern oder Juden sein Erbe 
hinterlasse imd ob er noch irgendwelche Sünde auf dem Gewissen habe. 

Wo sich der Hinrichtungsort jener Tage befunden hat, läßt sich nicht 
mehr mit Sicherheit bestimmen. Im Buch der Übertretungen heißt es nur 
allgfemein „vor Kölln“ oder „vor Berlin“. Eine FVau, welche in Lichtenberg 
gestohlen hatte, wurde z. B. dort in Gegenwart zweier Mitglieder des 
Rates lebendig beg^'aben. über die Art und Weise der Ausführungen der 
Hinrichtungen wissen wir ebenfalls nichts Genaues. 

Um einen Begriff zu bekommen, wofür und in welchem Umfange 
man zu damaliger Zeit Lebensstrafen verhäng^, sei hier in Kürze auf 
einige Strafbestimmungen des Schöffenrechts eingegangen. 

Der eigentliche Mörder, der mit Willen und Vorsatz tötete, wurde 
gerädert, der Totschläger enthauptet. Die Enthauptungen wurden durch 
das Schwert vollzogen. Wie ein Mörder wurden bestraft z. B. Mordbrenner, 
Räuber und alle die, welche des Königs Frieden an Kirchen, Kirchhöfen 
und Mühlen brachen. So wurden im Jahre 1431 mehrere Personen wegen 
Kirchenraubes gerädert. Im Jahre 1448 traf die gleiche Strafe einen 
gewissen Hermann Stein, der durch „Pech und andere Instrumente“ Geld 
aus den Opferstöcken der Nicolaikirche und der Klosterkirche herausgeholt 
hatte. Die Strafe des Köpfens traf weiterhin Ehebrecher, Notzüchter und 
einfache Brandstifter. So wurde im Jahre 1407 der Schäfer von Neuhof 
enthauptet, weil er städtische und markgräfliche Heide und Wald in Brand 
gesteckt hatte. 

Besonders scharf war die Bestrafung des Diebstahls, wobei der Wert 
der entwendeten Sachen und die Zeit der Tat wichtig waren. Auf die Ent¬ 
wendung von Sachen, die mehr als drei Schillinge wert waren, oder von 
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solchen Sachen, deren Wert unter dieser Grenze lag, die aber des Nachts 
gestohlen worden waren, stand der Galgen. Bei kleineren Diebstählen 
wurde zu Haut und Haaren bestraft, „to kake“ geschlagen, oder der Dieb 
mußte sich mit drei Schillingen lösen. Der Schutz fremden Hab und Gutes 
führte also zu Strafen, die nach unseren Anschauungen geradezu bar¬ 
barisch anmuten. So finden wir z. B. einen Fall erwähnt, in welchem eine 
Frau wegen eines Diebstahls von zwei Tonnen Heringen lebendig begraben 
wurde. In den Jahren von 1391 bis 1448 wurden insgesamt neun Frauen 
wegen Diebstahls begraben, während in der gleichen Zeit 17 Personen die 
Strafe des Rädems erlitten. In Strahlow wurde ein Mann gehängt wegen 
eines Diebstahls von Aalen. Auch bei einem Einbruchdiebstahl, bei dem 
vier Armbrüste entwendet wurden, ferner beim Holzdiebstahl wurden die 
Diebe zur Strafe des Galgens verurteilt. 

Die Strafe des Scheiterhaufens war für Zauberer und Giftmischer 
vorgesehen, während offenbare Fälscher in der Kufe verbrannt wurden. 
Der erste Fall der in Berlin bestraften Zauberei, von dem wir Nachricht 
haben, kommt aus dem Jahre 1390, ein anderer Fall ist aus dem Jahre 
1423 erwähnt. Bis zum Jahre 1652 ist uns dann kein weiterer Fall dieser 
Art übermittelt. In diesen Fällen tritt uns der krasse Aberglaube, der viele 
Menschen der damaligen Zeit beherrschte, klar entgegen. So wurde eine 
Wolburg, die ihrer Muhme zwei Birnen geschenkt hatte, durch deren Genuß 
dieselbe krank und unsinnig geworden sein soll, wegen Zauberei verbrannt, 
nachdem sie ihre Schuld vor Zeugen eingeräumt hatte. Zwei andere Weiber 
wurden verbrannt, weil sie angeblich einen Hans Wegener seiner Sehkraft 
beraubt hätten. 

Die Strafe zu Haut und Haar wurde in der Weise vollstreckt, daß 
der Delinquent mit entblößtem Oberkörper an eine Säule gebunden und 
mit Ruten g^epeitscht wurde. Das Schöffengericht bezeichnet dies mit „to 
kake slan“. Beide Städte hatten ihre eigene Staupsäule, die in Berlin war 
der Kak an der Gerichtslaube beim Rathaus, die von Kölln wird auch 
einmal erwähnt. Im Märkischen Museum in Berlin befindet sich noch eine 
aus Stein gebildete SpottHg^ir, der „Kake" genannt, die sich als Sinnbild 
des Schimpfes und Spottes über dem Pranger an der Berliner Gerichts¬ 
laube befunden hat. 

Außer der Strafe des Auspeitschens am Kak oder Pranger gab es 
noch die außerordentliche Strafe des Staupbesens. Diese Strafe wurde so 
ausgeführt, daß der Verurteilte vom Büttel durch die Straßen geführt und 
auf den Marktplätzen oder an gewissen Straßenecken mit Ruten gezüchtigt 
wurde. Eine besondere vom Rat zu verhängende Ehrenstrafe, die bei 
geringen Beleidigungen ausgesprochen wurde, war das Steinetragren, ,4ie 
scolen den stein dragen“. Das Steinetragen war auch sonst eine für 
zänkische Frauen oft angewandte Strafe. Schwere Körperverletzimgen 
wurden mit Abhauen der Hand bestraft, auf einfache Mißhandlung stand 
Geldstrafe oder der Staupenschlag. 

Erwähnt sei schließlich aus dem Schöffenrecht noch eine Art Voll¬ 
streckungshilfe, wie sie damals in der sog^enannten „Verfestung“ zum Aus¬ 
druck kam. 

War ein Täter entflohen, wurde die Klage aber sofort mit Gerüchte 
erhoben, so verrückten die Schöffen die Bänke dreimal und sprachen, nach¬ 
dem im Falle eines Mordes ein Leibzeichen zurückbehalten worden war, 
die Verfesümg „met vinger und met tungen“ über ihn aus. Dies hatte zur 
Folge, daß der Täter bei seiner Ergreifung ohne Rücksicht auf seine Tat 
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Aun Tode venirteilt wurde, sofern nur die Verfestung nachgewiesen werden 
konnte. Diese „niedere" Verfestung, welche nur für den Gerichtsbezirk 
galt, konnte dann auch auf weitere Gebiete erstreckt werden. Ein solches 
Strafvollstreckungsabkommen zwischen Berlin und Brandenburg vom 
4. Mai 1309 ist uns bekannt. Der der Verfestung Verfallene hatte das 
Recht, sich aus derselben zu ziehen, mußte sich aber „na der radmanne 
gnade berichten“, d. h. der Stadt „broke“ zahlen. 

Das Berliner Schöffenrecht galt noch im 16. Jahrhundert als bür¬ 
gerliches und Strafgresetzbuch für das Stadtgericht, wenn auch allmählich 
seine Anwendung eingeschränkt wurde. 

* * 

« 

i Eine Veränderung trat mit dem langsamen Erstarken der kurfürst¬ 
lichen Gewalt ein. Die Kurfürsten mußten danach trachten, die verschie¬ 
denen Rechte in den Kreisen und Städten ihres Reiches auf einen gemein¬ 
samen Nenner zu bringen und aus dem Gewirr der verschiedenartigen 
Sonderrechte für ihre Mark ein einheitliches Recht zu begründen. Aus 
diesem Grunde bestimmte z. B. die im Jahre 1527 von dem Kurfürsten 
Joachim I. erlassene „Joachimica“, die eine Kodifikation des Erbrechts 
in der Art brachte, daß man einheimisches magdeburgisches mit römischem 
Recht verschmolz, sowie der Entwurf einer Kammergerichtsordnung vom 
Jahre 1616, daß fortan nach „des Reiches g^emeinem Recht“ oder nach 
„den kaiserlichen Rechten“ geurteilt werden sollte. Damit war dem Ein¬ 
dringen des kaiserlichen Rechts der Weg geebnet. Für das Strafrecht hatte 
dies die Wirkung, daß die peinliche Halsgerichtsordnung Kaiser Karls V., 
Karolina genannt (im Jahre 1532 promulgpert), ebenso die Bambergensis 
vom Jahre 1510 sehr schnell in der Mark bekannt wurden und ihre Rechts¬ 
normen geltendes Recht wurden. 

Die in der Karolina enthaltenen harten Strafarten und die dort 
geregelte Vollstreckung derselben sind daher von nun an auch in Berlin 
zu finden^ Das materielle Strafrecht hat späterhin natürlich weitere Aus- 
und Umgestaltungren erfahren durch Edikte der Landesherren, Landtags¬ 
rezesse und Sentenzen der Juristenfakultäten imd Schöppenstühle. Im Zeit¬ 
alter des Absolutismus entschied nicht selten der Machtspruch des Landes- 
herm darüber, was im Einzelfall Rechtens war. Dies gilt besonders für 
die Regierungszeit Friedrich Wilhelms I., dessen Wille oberstes Gesetz im 
Staate war. Aus dem schließlich immer stärker werdenden Streben nach 
einer Kodifikation des märkischen Strafrechtes entstand dann zunächst die 
am 8. Juli 1717 erlassene Kriminalordnung, wodurch das Hauptbedürfnis 
nach einem geregelten Strafverfahren befriedigt werden sollte (Mylius 
„Corpus const. Marchic.“ 2. Teil, 3. Abteilung, Nr. 32). Diese Kriminal- 
ordntmg ist auch deswegen bemerkenswert, weil sie die landesherrliche 
Justizaufsicht in Strafsachen scharf betonte und dem Landesherm das 
Recht zur Beg^digfung, Strafraildenmg oder Strafverschärfung vorbehielt 
(vgl. Holtze, Strafrechtspflege a. a. O. S. 31 ff.). In der Kriminalordnung 
befanden sich Vorschriften über Strafvollstreckung. Nach dem Erlaß dieser 
Kriminalordnung ergingen weitere Edikte, die sich zum Teil auf das Ver¬ 
fahren, zum Teil auf das materielle Strafrecht bezogen und bisweilen von 
äußerster Strengte und Härte waren. So führte Friedrich Wilhelm I. durch 
Edikt vom Jahre 1720 z. B. für Kindesmord wieder die Strafe des 
Säckens ein. 



Mit der Regierungszeit Friedrichs des Großen und unter der Regie¬ 
rung seiner Nachfolger fand dann eine allmähliche Milderung der Straf¬ 
gesetze statt, z. B. wurde die ebenerwähnte Strafe für Kindesmord in Ent¬ 
hauptung umgewandelt. 

Eine umfassende Kodifikation des Strafrechts brachte das Allgemeine 
Landrecht in seinem Teil II 20. Titel. Der Feststellung des geltenden 
Gerichtsgebrauches diente die am 11. Dezember 1805 erlassene „neue“ 
Kriminalordnung, die in ihrem 6. Titel Strafvollstreckungsvorschriften ent¬ 
hielt. Ihren Abs^uß fand die Preußische Strafgesetzgebung schließlich 
durch das am 14. April 1855 erlassene Preußische Strafgesetzbuch. 

* 

Was nun die Strafen anbetrifft, die vom 16. Jahrhundert ab, also seit 
dem Aufkommen der Karolina, in Berlin verhängt worden sind, so spielten 
zunächst wie in alter Zeit die Leibes- und Ehrenstrafen die Hauptrolle. 
Sie bilden den Kern des alten Strafvollzuges. Die Freiheitsstrafe kam da¬ 
gegen erst später zu entscheidender Bedeutung. 

Um den Rahmen dieser Ausführungen nicht zu weit zu ziehen, sollen 
nur die im 17. und 18. Jahrhundert in Berlin im wesentlichen zur Voll¬ 
streckung gekommenen Strafen behandelt werden. An erster Stelle standen 
die Leibesstrafen, die entweder als Todesstrafe oder als körperliche Züch¬ 
tigung verhängt wurden. 


* 

Die Todesstrafe, als schwerster Grad der Leibesstrafen, wurde in 
verschiedenartiger Form vollstreckt. 

1. Einmal erfolgte die Vollziehung durch das Rad. Hierbei geschah 
die Hinrichtung in der Weise, daß dem Verurteilten durch ein hölzernes 
Rad die Gliedmaßen zerschlagen wurden. Je nachdem, ob das Rädern in 
schwererer oder leichterer Form vollzogen werden sollte, fing man bei der 
Vollstreckung mit den unteren oder oberen Gliedmaßen an. Das Zer¬ 
schlagen der oberen Gliedmaßen hatte für den Delinquenten die Erleich¬ 
terung zur Folge, daß er bald tot war und die Schmerzen der weiteren 
Prozedur nicht mehr spürte, während der Beginn von unten seine Qualen 
verlängerte. Im Märkischen Museum in Berlin finden wir mehrere der¬ 
artige Räder mit den dazu gehörigen Unterlagen, die aus mehreren 
Querhölzern bestanden, auf welche der Delinquent gelegt wurde. Nach 
Beendigung der Hinrichtung wurde der Leichnam zumeist auf das Rad 
gebunden und so zur Schau gestellt. Erst durch Kabinettsorder vom 
19. Oktober 1811 wurde das Flechten des Leichnams auf das Rad verboten. 
In späterer Zeit wurde diese grausame Strafe dadurch gemildert, daß dem 
Scharfrichter vor jeder Exekution durch Kabinettsorder die Anweisung 
erteilt werden konnte, vor dem wirklichen Rädern den Delinquenten auf 
eine, den Zuschauern nicht bemerkbare Art zu erdrosseln. Da der Hals 
des Verurteilten mit einem Strick umwickelt wurde, dessen Enden die 
Gesellen des Scharfrichters während der Exekution festhielten, ließ sich 
durch schnelles und geschicktes Zuziehen leicht und vom Publilnim un¬ 
bemerkt die Tötung des Delinquenten vor Beginn des Rädems vollziehen. 

2. Ferner wurde die Todesstrafe durch Verbrennen vollstreckt. Diese 
Strafe wurde vor allem in Zauberei- und Hexenprozessen verhängt. Be¬ 
sonders in den letzteren Fällen hat sie viele Opfer gekostet. Auch in 
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Berlin haben die auf dem Irrwahn beruhenden Hezenprozesse, daß gfewisse 
Personen durch nur ihnen bekannte Geheimwissenschaften unerklärliche 
Vorgänge, wie z. B. das Verderben von Waren, das plötzliche Sterben von 
Vieh etc. bewirken, ihre Opfer gefordert. Von den ältesten überlieferten 
Fällen dieser Art ist bereits oben berichtet worden. Die älteste akten¬ 
mäßige Kunde von einem Zaubereiprozeß stammt aus der Zeit des Kur¬ 
fürsten Joachims II. (vgl. hierzu v. Raumer a. a. O. S. 238). Sie spielte 
sich nicht in Berlin, sondern in Eberswalde ab, wo angeblich mit Molken 
und Bier Zauberei getrieben worden ist. In Berlin geriet im Jahre 1618 
ein gewisser Hans Kaspers von Schönfeldt — wenigstens nannte er sich 
so — aus Meißen in den Verdacht der Zauberei. Das Verfahren scheint 
aber nicht bis zur Verurteilung gekommen zu sein. Auch unter dem 
Großen Kurfürsten dauerten Hexenprozesse in der Mark noch fort. Unter 
der Regierung Friedrichs I. begann Thomasius den Kampf gegen die 
Hexenprozesse. Friedrich Wilhelm I. erließ am 13. Dezember 1714 ein 
Mandat gegen diese Prozesse und verlangte Vorlage aller Urteile in 
Hexensachen, um Mißbräuche zu vermeiden. Er befahl auch die Ent¬ 
fernung aller noch vorhandenen Brandpfähle, woran Hexen in der Regel 
gebrannt wurden. 

Unter seiner Regierung wurde noch zweimal der Versuch gemacht, 
einen Hexenprozeß einzuleiten. Das erste Mal 1721 gegen eine Schuh¬ 
machersfrau zu Nauen, die Butter verkauft haben sollte, welche über 
Nacht angeblich zu Kuhdreck geworden war. Der König verfügrte die 
Einstellung des Verfahrens. Der letzte Fall dieser Art ereignete sich im 
Jahre 1728 in Berlin. Hier wurde ein zweiundzwanzigjährigfes Mädchen, 
das sich als Dime auf dem Wedding herumtrieb und schließlich einen 
Selbstmordversuch durch Erhängen verübt hatte, eines Paktes mit dem 
Teufel beschuldigt. Sie sag^ aus, sie sei am Wedding einem Heim im 
blauen Rock und g^estickter Weste begegnet, der ihr Geld geschenkt habe 
und g^esagt, er sei der Teufel. Er habe ihr auch ein Billet gegeben, auf 
dem drei Buchstaben gestanden hätten und das sie auf dem Leibe tragen 
sollte, dann wolle er ihr beim Stehlen helfen. Da man offenbar bei der 
Untersuchung das richtige Gefühl hatte, daß es sich um eine schwach¬ 
sinnige Person handelte, wurden ein Geistlicher und ein Physikus herbei- 
g^zogen. Am 10. Dezember 1728 führte das Kriminalkolleg aus, daß das 
Mädchen die Strafe des Feuers oder des Schwertes zwar verdient habe, 
daß es sich aber empfehle, sie in das Spandauer Spinnhaus zu schaffen, 
da der Verdacht des Irrsinns vorliege und „zumal sie darauf losg^ehurt habe". 
Der König bestätigte das Erkenntnis in der letzteren Fassung. Unter 
Friedrich dem Großen haben dann keine Hexenprozesse mehr stattgefunden. 

Derartige Verbrennungen sind auch bildlich dargestellt worden. Am 
15. Augrust 1786 wurde ein Johann Christian Höppner, der wegen Dieb¬ 
stahls und Mordes verurteilt worden war, verbrannt. Eine Abbildung von 
diesem Vorgang beendet sich im Märkischen Museum zu Berlin. Aus der 
Beschriftung dieses Bildes können wir ersehen, daß sich der Scheiterhaufen 
in der Nähe des Galgens befunden hat, denn es heißt, er wurde „zum Thore 
heraus nach dem Gerichte geführt, wo ohneweit des Galgens der Scheiter- 
hauffe ang^efertigft war". 

Aus dem Jahre 1786 ist uns auch eine Aufstellung von Gerätschaften 
übermittelt, die zu einer Verbrennung für nötig g^ehalten wurden. Es 
handelte sich wohl um den Fall Höppner. (Vgl. ,J5er Bär“ 1. Jahrg. 1875 
S. 45/46). Sie lautet: 
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1. Einen bequemen Platz erbitte mir von Gerichtswegen anweisen za 
lassen. 

2. Einen Pfahl von einer gesunden, jungen, 1% Fuß dicken, vom Stamm 
frisch abgehauenen grünen Eiche ca. 14 Fuß lang, so von Gerichts¬ 
wegen aufzurichten und einzugraben ist. 

3. 16 Klafter gutes trockenes hertzigtes und wegen Accuratesse des 
Setzens, gjades, nicht ästiges dreifüssiges Holtz. 

4. Eine halbe Klafter guten fetten trockenen Zopfkiehn usw., mehr 
Ingn’edienzen zum Scheiterhaufen als Latten, Nägel, Leitern, Stroh, 
eine halbe Tonne Teer und 2 Stein-Pech, 4 Pfund gezogenen Schwefel, 
2 leichte Feuerhaken, worin 24 füssige Stangen sein müssen, 1 Sack 
Kohlen zum Anzünden des Scheiterhaufens, Ketten, um den Körper 
des Delinquenten am Pfahl zu befestigen. Der Scheiterhaufen hat 
eine Thür und ein Dach für den Fall eintretenden Regenwetters. Zur 
Abkühlung der Feuerhaken sollen 4 Wasserthienen imd zur „prae- 
caution eines durch der grossen Flamme wegen Vielheit der Menschen 
zu verhütenden Unglücks“ ein Paar Handspritzen bereit g^ehalten 
werden. 

Eine der größten Verbrennungen, die wohl jemals in Berlin statt- 
gefimden haben, hat sich im 16. Jahrhundert ereignet. Unter dem Vorsitz 
des oben bereits erwähnten Stadtrichters Brackow standen im Juli 1510 
der Kesselflicker Paul Fromm und achtunddreißig Juden — von denen 
übrigens keiner aus Berlin oder Kölln stammte — vor dem Stadtgericht 
unter der Anklage der Hostienschändung und des Kindesmordes zu 
rituellen Zwecken. Es kam zur Verurteilung, und die achtunddreißig 
Juden wurden am 19. Juli 1510 auf dem Hochgericht zu Berlin verbraimt. 
Dieser Prozeß ist auch insofern von Bedeutung, als er den Unwillen der 
Berliner Bürger geg:en die damalige jüdische Bevölkerung gut erkennen 
läßt (vgl. hierzu Holtze in den Schriften des.Vereins für die Geschidibe 
Berlins Heft 21 „Das Strafverfahren gegen die märkischen Juden im Jahre 
1510“). Sechzig Jahre später erlebte Berlin wieder einen Judenprozeß, 
der dann die Veranlassung gab zu der allgemeinen Ausweisung der 
Juden aus der Mark. Nach dem Tode des Kurfürsten Joachims 11. (1671) 
wurde dem Münzjuden Lippold der Prozeß gemacht wegen Unterschlagrung 
und Vergiftung des Kurfürsten. Im Januar 1573 wurde er auch zum Tode 
verurteilt und gevierteilt. Eine „Wahrhafftige Abconterfeyung oder gestalt 
des angesichts Leupolt Juden“ ist im Märkischen Museum zu sehen. 

Die lezte Verbrennimg fand in Berlin im Jahre 1813 statt. Am 
28. Mai 1813 wurden der Brandstifter Horst und seine Gehilfin Luise 
Delitz verbrannt. Der Scheiterhaufen war auf einem Acker in der Jungfem- 
heide, etwa eine halbe Stunde vom Oranienburger Tor entfernt, errichtet 
worden. Man hatte Pfähle eingerammt und einen Sitz für die Delinquenten 
gezimmert, auf dem sie festgebunden wurden. Die Mützen wurden 
ihnen sodann ins Gesicht gezogen und der Scheiterhaufen angezündet, „der 
binnen weniger Minuten hell aufloderte, so daß die Körper bald den Augen 
der Zuschauer entschwanden“ (Bericht in ,J)er Bär“ Jahrg. XXI S. 256). 

Um insbesondere in den Fällen der Zaubereianklagen zu einem Ge¬ 
ständnis der Angeklagten zu kommen, mußte natürlich die Folter an¬ 
gewandt werden, da ohne deren Gebrauch wahrscheinlich niemals ein 
Hexenprozeß zum Ende grelangt wäre. 

Die märkische Folter hatte schon lange vor der Kriminalordnung 
vom Jahre 1717, die auch insoweit nur die alten Gebräuche festaetzte, v(hi 
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der Territion abgesehen, drei Grade, von denen aber jeder noch Unter¬ 
abteilungen besaß. Die Territion zerfiel in Verbalterrition, welche in dem 
Vorzeigen der Folterwerkzeuge bestand, und der Realterrition, bei der 
einzelne Stücke ohne besondere Schmerzerzeugfung anprobiert wurden. Es 
finden sich Urteile aus jener Zeit, in denen ausdrücklich auf Territion 
erkannt worden ist, doch dürfte diese nur moralische Folter auch ohne 
Erkenntnis zur Herbeiführung von Geständnissen g^ebraucht worden sein. 

Die drei Grade der gesetzmäßigen, nur auf Grund eines Urteils ver¬ 
hängen wirklichen Folter waren die Daumschrauben, der spanische Stiefel 
und die Leiter. Jeder Grad hatte zahlreiche Unterabteilimgren, da bei den 
ersten Graden durch das mehr oder minder feste Schnüren der gequälten 
Körperteile und das Eintreiben von zahlreichen Klötzchen Variationen 
möglich waren. Ebenso konnte auf der Leiter der Körper noch mit Pech 
und Schwefel beworfen, mit Feuer gebrannt oder mit dem sogenannten 
gespickten Hasen gemartert werden. Jedes Urteil auf Tortur enthielt 
deshalb eine genaue Bestimmung des Grades wie auch des Maßes, inwie¬ 
weit die Tortur anzuwenden sei. Im allgemeinen folterte man des Nachts 
im Gericht, nicht über eine Stunde und nur über die im Urteil erwähnten 
Beweisfragen. Nach drei Tagten wurde die sogenannte Urgicht, d. h. die 
freie Wiederholung des etwaigen Geständnisses aufgenonunen. Der Adel 
und die höheren Stände wurden grundsätzlich von der Folter verschont. 

Für die Berliner Verhältnisse besitzen wir aus der Feder des Haus¬ 
vogtes und Kammergerichtsrats Lonicer einen eingehenden Bericht vom 
2S. Juni 1716, wie damals hier die Folterungen vollzogen wurden. Der 
Anschaulichkeit wegen und weil er erkennen läßt, daß zu damaliger 
Zeit bei der Anwendung der Folter auch eine gewisse Menschlichkeit mit¬ 
sprach, sei der Bericht nachfolgend wiedergegeben. Er lautet: 

,3ey der Königl. Hausvogrtey wird mit der tortur dergestalt 
verfahren: 

1. ) Wenn territio verbalis erkannt, wird inquisit ad locum tor- 
ture geführet, und ihm der Scharfrichter mit allen seinen zur Peini- 
gping dienenden instrumentes vorgestellt, welcher ihn damit hart 
schroecket, wozwischen dann von dem inquirenten weiter verfah¬ 
ren wird. 

2. ) Bey der territione reali wird inquisit dem Scharfrichter 
übergeben, welcher ihn entkleidet, bindet, die Daumstöcke anleg^et 
und sich stellt, als wolle er selbe, zu schrauben und mit der wirk¬ 
lichen Peinigfung den Anfang machen, wozwischen dann der inquirent 
gleichfalls das seinige verrichtet. 

3. ) Wenn primus gjadus torture erkannt, werden gebrauchet 
die Daumschraube und die Schnüre, diese aber nur mäßig. 

4. ) Beym andern Grad gleichfalls Daumschrauben und Schnüre 
und zwar ziemlicher maßen, die spanischen Stiefel werden auch an- 
imd zugeschraubt, aber nur ein paarmal fortgesetzet, auch wird dem 
Inquisit gedrauet mit Anlegung des Stricks, ob sollte er aufgezogen 
werden. 

6.) Beym dritten Grad werden Daumschrauben, Schnur, spa¬ 
nischer Stiefel gebrauchet, auch der patiente ausgedehnet, da ihm an 
den Rücken der Scharfrichter ein Rundholz, welches überall voll 
Nägeln sitzet, und der gespickte Hase genannt wird, leget. Auf 
dieses ^ällt der arme Mensch, wenn ihn der Scharfrichter scharf an- 
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gezogen und geschwinde in die Höhe fliegen läßt. Bey diesem dritten 
Grad wird auch das Feuer gebraucht, wenn es erkannt wird, auch 
ein haaren Seil und andere dergleichen Dinge, welches auf einen 
geschickten Scharfrichter ankommt. 

Das Hauptwerk bei allen torturen kommt indessen nicht auf 
den Scharfrichter oder auf die Marter selbst an, sondern auf die 
conduite und experientz des inquirenten, welcher in Sonderheit vor 
allem brutalisieren sich hüten und bloß beweglich den inquisit Zu¬ 
reden und zum Bekenntnis bewegen muß.". 

(Vgl. Akten des Geheimen Staatsarchivs Rep. 29, Prov. Br. Haus- imd 
Stadtvogtei Berlin, Nr. 1.) 

Gleich nach dem Regierungsantritt Friedrichs des Großen wurde die 
Folter durch Kabinettsorder vom 3. Juni 1740 beseitigt und ihre Anwen¬ 
dung nur noch ausnahmsweise beim Landesverrat, Hochverrat und großen 
Mordtaten gestattet. Gänzlich abgeschafft wurde die Folter samt Zwangs¬ 
mitteln durch Schläge schließlich im Jahre 1764. Die Tortur ist später 
in den Jahren 1772 und 1777 allerdings nochmals in drei besonderen Fällen 
auf königliche Autorisation angewandt worden, seitdem aber nicht mehr 
vorgekommen. 

3. Eine weitere Vollzugsform der Todesstrafe war die Enthauptung. 
Sie wurde durch Teilimg des Kopfes vom Rumpfe vollzogen. Nach alter 
Tradition erfolgte die Enthauptung durch das Schwert des Scharfrichters, 
der auch Nachrichter genannt wurde. In der Zeit von 1648—1701, in 
welcher Berlin eine Bevölkerungszunahme von 6000 auf 29 000 Köpfe zu 
verzeichnen hatte, fanden 134 Todesvollstreckungen statt, von denen 66 
durch Enthauptung mittels Schwert, eine durch Rädern vollzogen wurden. 
Ein Richtschwert, das im 18. Jahrhundert in Berlin gebraucht worden ist, 
und die Inschrift „Solo — Deo — Gloria“ trägt, können wir noch heute im 
Märkischen Museum in Berlin sehen. Dort befindet sich auch ein Richt¬ 
schwert aus dem Jahre 1334, das in Spandau gebraucht worden ist. 

In dem Jahre 1811 wurde die Vollstreckung der Enthauptung ge¬ 
ändert. 

Durch Kabinettsorder vom 19. Juni 1811 wurde die Hinrichtung durch 
das Schwert abgeschafft. Es erfolgte nunmehr einheitlich die Hinrichtung 
durch das Beil. Ein Modell des künftighin zur Verwendung kommenden 
Beiles wurde von einem Berliner Schmied namens Zeitz angefertigt. Ein 
Stellmacher Gübler, ebenfalls aus Berlin, fertigte das Modell eines Richt¬ 
klotzes an. Nach einem Verhandlungsvermerk des Kanunergerichtsrats 
Warsing vom 28. Juni 1811 hatten diese Instrumente folgende Ausmaße: 
Das Beil wog mit dem hölzernen Stiel 8% Pfund, die Schneide war gerade 
und einen Fuß lang. Der hölzerne Stiel im Beil maß zwei Fuß. Der Block 
war vom besten Eichenholz, zwei Fuß hoch, unten 18 Zoll im Durchmesser 
rund, oben in der Breite von der rechten zur linken Seite zwölf Zoll und 
gerade sieben Zoll, wovon vier Zoll stehen bleiben und drei Zoll aus¬ 
geschnitten wurden, damit der Hals auf dem unausgeschnittenen Teile 
liegen, das Gesicht aber in dem ausgeschnittenen Teile herüberhängen 
oder liegen konnte. Über den Kopf des Delinquenten kam ein lederner zwei 
Fingier breiter Riemen, der in der Mitte mit Haaren gepolstert war. Ein 
Richtbeil aus der Berliner Stadtvogtei und ein in Berlin gebrauchter Richt¬ 
block befinden sich ebenfalls im Märkischen Museiun in Berlin. 

Die letzte öffentliche Hinrichtung fand in Berlin im Jahre 1839 an 
dem Mörder Gurlt statt, der in diesem Jahre auf dem damaligen Hoch¬ 
gericht auf dem Gartenplatz am Wedding enthauptet wurde. 
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4. Schließlich konnte die Todesstrafe auch durch Häng^en vollzogen 
werden. Sie bestand in einer Erdrosselung durch einen Strang am Galgen. 
Mehrere solcher Galgen sind uns bekannt. Das alte Kölln hatte 
ursprünglich seine eigene Richtstätte. Sie lag an der Südseite der heutigen 
Schöneberger Straße auf einem jetzt zum Gelände des Anhalter Bahnhofs 
gelegenen Hügel, etwa hinter der jetzigen Feuerwache. Später hatten Ber¬ 
lin und Kölln ein gemeinsames Hochgericht. Der älteste Berliner Galgen, 
von dem wir Kenntnis haben, befand sich an dem alten Frankfurter Heer¬ 
wege auf einem kleinen Hügel, etwa dort, wo die heutige Große Frank¬ 
furter Straße und die Weberstraße Zusammentreffen. Im Jahre 1701 wurde 
dieses alte Hochgericht an den Spandauer Heerweg, der heutigen Oranien¬ 
burger Straße, verleget. Auch hier lag es auf einem kleinen Berg^e, der 
sich etwa dort befand, wo die Krausnickstraße heute in die Oranienburgfer 
Straße einmündet. Der Errichtung dieses Galgens ging übrig^ens eine ein¬ 
gehende Korrespondenz zwischen König und Magistrat voraus, in welcher 
der Magistrat den vorgeschlagenen Platz wegen seiner günstigen örtlichen 
Lagfe besonders lobte und zugleich vom König eine Unterstützung zum Bau 
erbat. Da sich die Vollendimg des Galgens etwas verzögerte, wollte der 
König sograr die Errichtung eines „Schnellgalgrens ad interim“ haben, wozu 
es jedoch nicht gekommen zu sein scheint (vgl. Akte des Geheimen Staats¬ 
archivs Rep. 9 D. 4. a. Fase. 9). Von der Oranienburger Straße wurde die 
Richtstätte schon wenigre Jahre später weiter nördlich auf einen anderen 
Hügel verlegrt, nach dem die Bergstraße heute ihren Namen hat. Er befand 
sich auf dem jetzigen Grundstück Bergstraße Nr. 78, auf dem nunmehr 
öffentliche Grünanlagen sind. Infolgre der seit 1749 einsetzenden stärkeren 
Bebauung dieser Geg^end war eine nochmalige Verlegung des Hochgerichts 
erforderlich. Im Jahre 1752 wurde es nach dem Wedding auf den heutigen 
Gartenplatz verleg^, der bis zum Jahre 1861 „Galgenplatz“ hieß. 

Das Hochgericht bestand in einem Gebäude, dessen Unterbau aus 
g^ebrannten Ziegeln in Form eines Dreiecks hergerichtet war. Die Höhe 
desselben betrug ungefähr vier Meter. An der Seite befand sich ein starkes 
Eingangstor, durch welches man auf eine Trepj>e kam, die zum Schaffott 
hinauffUhrte. Der obere Raum war durch drei hölzerne Pfeiler, die durch 
starke Rahmen verbunden wurden, eingrefaßt, an denen sich Blechschilder 
mit Inschriften befanden. Auf dem oberen Raum fanden die Hinrich¬ 
tungen statt (vgl. Mitteilungen des Vereins für die Geschichte Berlins, 
31. Jahrg^ang, 1914, S. 135). 

Vom Gartenplatz wurde das letzte Hochgericht am 15. Juli 1842 
entfernt. 

Die erste Hinrichtung nach den Vorschriften des Preußischen Straf¬ 
gesetzbuches vom Jahre 1851 fand am 19. August 1852 im Hof der damals 
neuen Strafanstalt zu Moabit statt und zwar an einem Bauern Lamm aus 
Groß-Schönebeck. Schließlich befand sich in späterer Zeit noch ein Galgen 
auf dem Neuen Markt. Dieser Galgen diente im 18. Jahrhundert jedoch 
vorwiegfend zur Hinrichtung von Soldaten. Er fiel im Jahre 1785 um und 
scheint dort 1787 letztmalig wieder errichtet worden zu sein. 

Die Galgen waren — wenigstens im 18. und 19. Jahrhundert — 
schwarz-weiß mit Ölfarbe gestrichen und aus Eichenholz g^ezimmert, das 
aus der Jungfemheide stammte. 

Für kurze Zeit gab es in Berlin auch eine Art Spezialgalgen. 

Friedrich Wilhelm I., dessen harter Strafgesetze bereits Erwähnung 
getan worden ist, wandte sich mit besonderer Strengte geg^en die Diebe. So 
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verordnete er, daß Hausdiebe zu hängen seien, und zwar an einem vor dem 
Hause des Bestohlenen zu errichtenden Galgen. Es war dies eine Nach¬ 
ahmung einer dazumal in Paris geltenden polizeilichen MaßregeL In 
Berlin ist dieses Gesetz unter Friedrich Wilhelm nur zweünal zur Anwen¬ 
dung gekommen. Das eine Mal in der Roßstraße an einer Magd des Ge¬ 
heimen Rats von Truzettel, das andere Mal an einem Diener des Ministers 
von Happe. Letzterem war dadurch sein Haus in der Brüderstraße derart 
verleidet, daß ihm der Mag^istrat auf Befehl des Königs das Haus abkaufen 
mußte, zumal sich sonst keine Kauflustigen für das „Galgenhaus“ fanden. 
Diese Grundstücksentwertung mochte dann wohl auch die Veranlassung 
dazu gewesen sein, daß seitdem derartige Hinrichtungfen nicht mehr vor¬ 
genommen wurden. Außerhalb von Berlin kam dieses Gesetz überhaupt 
nicht zur Anwendung. Die Todesstrafe für Diebstahl wurde unter Friedrich 
dem Großen wieder abgeschalft. 

Endlich sei noch der Hinrichtung durch Ersäufen Erwähnung getan, 
die in der Regierungszeit Friedrich Wilhelms häufiger zur Anwendung 
kam, da er durch die bereits erwähnten Edikte 1720 und 1721 auf den 
damals nicht seltenen Kindesmord die Strafe des Säckens wieder ein¬ 
geführt hatte. Nach Holtze (Strafrechtspflege S. 82/88) war das häufige 
Vorkommen von Kindestötung dazumal auf die Militärverhältnisse zurück¬ 
zuführen. Um die durch Werber oftmals eingrefangrenen Soldaten seßhaft 
zu machen, wurden ihre „Verhältnisse“ mit Dienstboten usw. beg^ünstig^t 
Gingren hieraus Kinder hervor, so war der Kindesvater meistens nicht sehr 
erfreut darüber und drohte mit Auflösung des Verhältnisses. Um dies zu 
vermeiden, dürften dann viele Mädchen in ihrer Verzweiflung die Kinder 
beseitiget haben. 


* * 

* 

In milderer Form wurde die Leibesstrafe durch körperliche Züch¬ 
tigung vollstreckt. 

Dies geschah einmal durch den seit uralten Zeiten geübten Staupen¬ 
schlag, der, wie bereits erwähnt, in einer öffentlichen Geißelung mit Ruten 
durch die Hand des Scharfrichters bestand, oder aber durch Peitschenhiebe, 
welche durch den Gerichtsdiener an öffentlichen Orten erteilt wurden. 
Durch Kabinettsorder vom 29. März 1733 wurde die Geißelung von Frauen¬ 
zimmern, die über zehn Jahre alt waren, abg^schafft. Weiterhin waren noch 
eine Anzahl von körperlichen Züchtigungen bekannt, wie z. B. das Zwicken 
mit glühenden Zang^en, das insbesondere bei zum Tode verurteilten Delin¬ 
quenten auf dem Wege zur Richtstätte mehrfach angewandt wurde. Im 
Zusammenhang hiermit sei — auch wenn es sich um keine Berlinerin 
handelt — der Potsdamer Rektorstochter Doris Ritter Erwähnung gretan, 
zu der Friedrich der Große, der damals noch unvermählt war, ein freund¬ 
schaftliches Verhältnis unterhalten hatte. Das Kriegsgericht zu Köpenick 
hatte im Zusammenhang mit den Vorgängen wegen der Flucht des Kron¬ 
prinzen am 28. Oktober 1730 den Leutnant v. Ingersleben zu sechs Monaten 
Festung verurteilt, weil er an dem Verkehr des Kronprinzen mit Doris 
Ritter teilgenommen und ihr einen Schlafrock sowie andere kleine Ge¬ 
schenke des Kronprinzen überbracht hatte. König Friedrich Wilhelm ließ 
die Ritter am 6. September 1730 in Potsdam festnehmen. Am 7. September 
1730 erhielt sie die Prügelstrafe und mußte bis zum Jahre 1733 im Spau- 
' dauer Spinnhause einsitzen. 
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Allein oder in Verbindung mit anderen Strafen wurden auch häufig 
Ehrenstrafen vollstreckt, die zumeist in öffentlicher Ausstellung am Pran¬ 
ger oder an Schandpfählen bestanden. Solche Schandpfähle, an welche die 
Verurteilten angeschlossen wurden, befanden sich z. B. an dem Galgen vor 
dem Spandauer Tor. Im Märkischen Museum in Berlin wird ein solcher 
Schandpfahl, der aus dem 17. Jahrhundert stammt, aufbewahrt. 

Das Anprangem war ebenfalls üblich. So wurden noch im Jahre 
1607 an den Stadttoren neue Halseisen eingemauert, die zur Anschließung 
von Personen dienten, welche dem öffentlichen Spott preisgegeben 
werden sollten. Vor dem Rathaus befand sich eine Schandbühne, auf 
welcher Verurteilte ausgestellt werden konnten. Noch im Jahre 1818 
verlangte das Stadtgericht vom Magistrat eine Vorrichtung, damit jeder 
der Auszustellenden auch aus der Entfernung gesehen werden könnte. Am 
zweckmäßigsten erschien es dem Stadtgericht, wenn auf beweglichen Un¬ 
terlagen von vier bis fünf Fuß Höhe durch mehrere zum Zusammenlegen 
eingerichtete Bretter eine solche Schandbühne angefertigt imd ausschließ¬ 
lich zu Exekutionen dieser Art bestimmt werden würde. Wie es heißt, habe 
man bei der letzten Ausstellung in Ermangelung anderer Vorrichtungen 
einen Tisch oder Stuhl nehmen müssen, was dem Stadtgericht nicht an¬ 
gemessen erschien. 


Die Vollstreckung der Leibesstrafen, insbesondere der Todesstrafe, er¬ 
folgte entsprechend dem mittelalterlichen Abschreckungsprinzip der Karo- 
lina in aller Öffentlichkeit. Eine solche Exekution g^estaltete sich daher zu 
einem bedeutsamen öffentlichen Ereignis, das bis zum Jahre 1800 gemäß den 
Vorschriften dieses Gesetzbuches durchgeführt wurde. Bemerkenswert ist 
zunächst, daß es bis zum 18. Jahrhundert keine staatliche Behörde gab, 
welche die Exekution zu vollziehen hatte. Soweit es sich um Personen 
handelte, die der Gerichtsbarkeit des Stadtgerichts unterlag^en, vollstreckte 
der Magistrat Berlin die Urteile. Das Stadtgericht teilte ihm die gefällten 
Urteile mit und zeigte ihm an, wann die Vollstreckung stattfinden sollte. 
Nach alter Übung pfleg^te dies an einem Dienstag oder Freitag zu ge¬ 
schehen. Der Magistrat gab hierauf einer Anzahl von Bürgern den Befehl, 
am festgesetzten Tage morgens mit dem Stadtdiener bei dem Gefäng^nis, 
in welchem der Verurteilte einsaß, zu erscheinen. Der Delinquent wurde 
von ihnen dort abgeholt und zimächst zu den Schöffenbänken geführt, die 
man vor dem Rathaus aufgestellt hatte. Hier wurde nochmals in aller 
Formalität nach den Bestimmungen der Karolina (Artikel 78 ff.) ein „end¬ 
licher Gerichtstag" abgehalten. Die Stadt war sehr darauf bedacht, daß 
durch diese Maßnahme ihr Recht, über die Missetäter zu richten, gewahrt 
wurde. Der Stadtrichter eröffnete in feierlicher Weise das Halsg^ericht; es 
wurde die Anklage erhoben und die Schöffen sprachen das schon erlassene 
Urteil nochmals aus. Sodann wurde der Stab über den Delinquenten ge¬ 
brochen, und die Schöffenbänke wurden unter Beobachtung der her¬ 
gebrachten Formen umg^stürzt. Danach erst führte man den Verurteilten 
zum Richtplatz. Diese „endlichen Gerichtstage" waren schließlich zur 
Komödie g^eworden, denn man muß bedenken, daß das Stadtgericht doch 
seit dem Jahre 1508 keine Todesurteile aus eigener Macht verhängen 
konnte, sondern hierzu stets die landesherrliche Konfirmation nötig war. 

Die Zahl der zu solchen Anlässen abkommandierten Bürger wechselte 
zwischen vierzig bis achthundert Mann, auf deren g^tes Aussehen Wert 
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gelegt wurde und die gewöhnlich bei Strafe selbst zu erscheinen hatten. 
Manchmal scheint allerdings der Eifer der zur Teilnahme befohlenen 
Bürger nicht übermäßig groß gewesen zu sein, denn in einer Bekannt- 
machung des Magistrats heißt es einmal: ,4n Sonderheit ist denen letztem 
iniungiert, allen kommandirten bei 20 Thl. ohnaußbleiblicher Straffe an¬ 
zubefehlen, sich in Persohn und mit gutem Gewehr auch Kleidung ein¬ 
zufinden und durchaus keine jungen und andere nichtswürdige Persohnen 
in ihrer statt zu schicken“. 

Neben diesem Bürgerkommando wurden häufig noch größere oder 
geringfere Militärabteilungen aufgeboten. Das Militär hatte insbesondere 
auf der Richtstätte einen Kreis um das Hochgericht zu bilden. 

Erforderten die Hinrichtungen ein größeres Aufgebot von Zivilisten 
und Militär, so zeigte das Straßenbild Berlins in solchen Fällen ein äußerst 
bewegtes tmd buntes Bild. Bei den großen Ansammlungen waren auch 
Unfälle nicht selten. Besonders bei einer Verbrennung mußte das Bürg^r- 
konunando wegen der Feuersgefahr solange auf dem Richtplatz bleiben, 
bis jede Brandg^efahr vorüber war. In der Stadt waren zudem Spritzen 
in Bereitschaft zu halten. Wenn Kindesmörderinnen ins Wasser zu stürzen 
waren, was von einer Brücke aus geschah, so wurde diese vorher besetzt. 
Es war nämlich vorgekonunen, daß sowohl Gerichtspersonen als auch 
Prediger und andere Leute in Gefahr gerieten, bei dem entstehenden Ge¬ 
dränge mit ins Wasser gestürzt zu werden; Ein Kahn war daher reg^el- 
mäßig von den Fischern in Bereitschaft zu halten. 

* 

Die Vollstreckung der Leibesstrafen erfolg^ regelmäßig durch den 
Scharfrichter, der sich verpflichten mußte, sein Amt gewissenhaft und 
treulich auszuüben. Er erhielt vom Mag^istrat freie Wohnung für sich und 
seine Gehilfen, bezog auch eine kleine Besoldung. Dafür hatte er alle 
Exekutionen bei Erstattung der sächlichen Kosten unentgeltlich zu ver¬ 
richten. Gewohnheitsmäßig erhielt er ferner nach jeder Exekution sechzehn 
grute Groschen und eine Kanne Wein. Die Vornahme von Hinrichtung^en 
außerhalb Berlins war ihm erlaubt, er mußte aber dem Magistrat von 
seinem Lohne achtzehn gute Groschen entrichten. Der eigentliche Verdienst 
des Berliner Scharfrichters lag in der mit seinem Amte verbundenen Ab¬ 
deckereigerechtsame, die ihm vom Landesherm verliehen wurde, der in¬ 
soweit durch den Hausvogft über ihn die Aufsicht führen ließ. Die Kur¬ 
fürsten hatten es seit Joachim II. verstanden, den Abdeckern das denselben 
ursprünglich nicht zustehende Zwangs- und Bannrecht auf alles im Bezirk 
gefallene Vieh — abgesehen von Schafen — mehr und mehr zu verschaffen. 
Als Entgelt hatten die Abdecker in früherer Zeit einen Teil des Luders 
als Köder für die Wolfsgruben und als Futter für die von ihnen umsonst 
zu verpflegenden kurfürstlichen Hunde zu verwenden. So war der Ab¬ 
decker eine für das Hofjagdamt wichtige Person geworden. Die Stellung 
zum Hausvogt erklärt sich daraus, daß derselbe allg^emein in der Mark die 
Jurisdiktion über alle nicht dem Kammergericht unterworfenen exemten 
Personen hatte (vgl. Justiz-Ministerialblatt 1858, Nr. 3, S. 15/24). 

Vor dem Hausvogrt hatten die Scharfrichter auch ein Examen ab- 
znlegen. Kein Scharfrichterprivileg wurde erteilt, bevor nicht durch eine 
solche Prüfung klarg^estellt worden war, daß der Bewerber mit der An¬ 
wendung der peinlichen Frage wohl vertraut sei und in der Strafvoll¬ 
streckung hinreichende Sicherheit erlangt habe. Vier Taler maßten im 
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18. Jahrhundert für dieses Examen gezahlt werden. So enthielt die 
Kriminalordnung vom Jahre 1717 am Schluß des zweiten Kapitels die Vor¬ 
schrift, daß kein Nachrichter zur Vollstreckung eines peinlichen Urteils 
gebraucht werden sollte, bevor er vor dem Hausvogt oder an der sonst 
gebräuchlichen Stelle (in Berlin war dies der Jägerhof) einen Eid abgelegt 
und darüber eine Bescheinigung erhalten habe. Um ungesetzliche Fol¬ 
terungen und willkürliche Zwangsmaßnahmen von vornherein aus¬ 
zuschließen, mußte der Nachrichter nach diesem Gesetz seinen Diensteid 
dahin ablegen, daß er sein Amt nur „nach vorgegangenem Recht und 
Urthel" ausüben werde, wie er es gregen Gott und die hohe Obrigkeit ver¬ 
antworten könne. 

Vor und während der Hinrichtung wurde entsprechend der Be- 
stinunung des Artikels 82 der Karolina eine Glocke geläutet. Durch dieses 
Einläuten des Gerichtes sollte wohl ursprünglich angezeig^t werden, daß 
innerhalb des Bezirkes ein peinliches Gericht über Leben und Tod eines 
Menschen abgehalten werden sollte. Das Läuten erfolgte meistens mit 
einer eigens hierzu bestimmten Malefizglocke. Es bildete sich dann der 
Brauch heraus, die Glocke auch während des Zuges zur Richtstätte an¬ 
zuschlagen. Dieses Läuten geschah in Berlin bis zum Jahre 1800, in dem 
durch die Verordnung vom 16. September 1800 der ganze Apparat des end¬ 
lichen Gerichtstagres für das Berliner Stadtg^ericht abgeschäfft wurde. Die 
Glocke schwieg darauf bis zum Jahre 1851. Durch § 8 des Preußischen 
Strafgesetzbuches wurde wieder bestimmt, daß die Vollstreckung der 
Todesstrafe durch das Läuten einer Glocke anzukünden sei, welches bis 
zum Schluß der Hinrichtung anzudauem habe. Damit sollte die Feierlich¬ 
keit erhöht und der nicht mehr öffentlichen Hinrichtung der Charakter der 
Heimlichkeit genommen werden. Im § 486 des RStGB. ist diese Bestim¬ 
mung bekanntlich nicht mehr aufgenommen worden. 

* 

Ließ der Landesherr als Gerichtsherr ein Todesurteil vollstrecken, 
das also nicht auf Grund eines stadtgerichtlichen Verfahrens erlassen 
worden war, so wurde kein endlicher Gerichtstag abgehalten. Seit langem 
wurde für die Vollstreckung allerdings die Hilfe des Magistrats in An¬ 
spruch genommen, dessen Scharfrichter die Exekutionen auf dem 
städtischen Hochgericht vorzunehmen hatte. Nach uralter Gewohnheit trug 
daher der Staat für die Erbauung und Instandsetzung des Hochgerichts 
ein Drittel, der Magistrat zwei Drittel der Kosten. Unter Friedrich Wil¬ 
helm vollzogen sich die Exekutionen derart, daß der Gouverneur oder der 
Kommandant als Vertreter des Königs den Delinquenten persönlich aus 
der Hausvogrtei abholten und dann den Exekutionszug und die hierzu 
meistens zahlreich abkommandierten Truppen selbst befehlig^ten. An der 
Gerichtstätte wurde das Urteil von einem Mitglied des Kriminalgerichts 
verlesen, und die Strafe sofort vollstreckt. 

Eine Ausnahme hiervon bildete die Exekution gegen die wegen 
Majestätsbeleidigung angeklagten v. Clement, v. Heydekam und Lehmann, 
welche am 18. April 1720 in Berlin stattfand. Hier ging der Zug mit den 
drei Verurteilten aus der Hausvogtei zunächst nach dem Neuen Markt, 
wo zu diesem Zweck ein besonderes Gerüst aufgebaut war und die Dächer 
abgedeckt und zu Tribünen eingerichtet waren. Auf diesem Gerüst wurde 
den drei Delinquenten das Urteil verkündet. Heydekam wurde vom Scharf¬ 
richter geohrfeigft, der Degen wurde ihm zerbrochen, der Staupbesen erteilt 
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und er sodann aittf der'Schinderkarre ins Gefängnis nach Spandau geführt 
Die beiden anderen Verurteilten fuhr man nach dem Galgen vor dem Span¬ 
dauer Tor, wo Lehmann geköpft und gevierteilt, v. Clement aber gehangen 
wurde. Der Leichnam des letzteren fiel einigre Monate später vom Galgen 
herab, wurde aber wieder an demselben befestigt. 

Seit altersher wurde in solchen Fällen den Verurteilten auch Gelegen¬ 
heit gegeben, für ihr Seelenheil zu sorgen. Diese Wohltat hat allerdings 
bisweilen zu merkwürdig anmutenden Maßnahmen geführt So vrarde im 
Jahre 1725 die Hinrichtung von Räubern, die eine Mühle in Quilitz aus¬ 
geraubt und angezündet hatten, dreimal aufgeschoben, damit sie grehörig 
vorbereitet ihren letzten Gang antreten konnten. Auch kamen seitens der 
Geistlichen, die solche Todeskandidaten vorzubereiten hatten, Taktlosig¬ 
keiten vor. Ein imerquicklicher Wettstreit erhob sich bisweilen, wer von 
den beigfeordneten Geistlichen seinen Sünder am besten vorbereitet dem 
Henker überliefern würde. Schafottreden und Schriftwerke wurden ver¬ 
faßt, die sehr merkwürdig anmuten. So widmete z. B. der häufig als Bei¬ 
stand füngierende Berliner Prediger Andreas Schmidt im Jahre 1716 eine 
Prediget „Seinem auf der Himmelsreise befindlichen lieben Erdmann Briese¬ 
mann“. Er verfaßte auch über die erwähnten vier Quilitzer Räuber eine 
Schrift mit dem Titel ,J)a8 Über vier Melefitz-Personen ergang^ene Justitz- 
Rad“, in welcher diese Galgenvögel abgebildet und ihre Charaktereig^en- 
schaften in Versen besungen wurden (im Märkischen Museum aufbewahrt). 
Dies führte dazu, daß Friedrich der Große in vielen Fällen Todesurteile 
mit dem Bemerken bestätig^te, der Delinquent sei ohne Begleitung von 
Geistlichen zur Richtstätte zu führen. Damit sollten dem Verurteilten 
keineswegs die Tröstungen seiner Religion entzog^en werden, wohl aber 
wollte man dem Publikum damit den Glauben nehmen, als führe das 
Schafott am besten zur Seligkeit. 

Schließlich seien noch kurz die militärischen Exekutionen erwähnt. 
Diese wurden in der Regel auf dem Neuen Markt vollzogen. Ein Bericht 
über eine Hinrichtung aus dem Jahre 1698 zeigt uns die Strengte und Grau¬ 
samkeit, die auch bei solchen Strafvollstreckungen zutage traten. 

Zwei Unteroffiziere des Reg^ents von Barfuß, die beide schon im 
vorgferückten Alter waren, hatten Streit miteinander bekommen, der in 
einem Duell ausgetragen wurde. Hierbei wurde der eine erstochen, der 
andere lebensgefährlich verwundet. Der Gefallene wurde, zunächst beerdiget,; 
am 26. April 1698 jedoch wieder ausgegraben, weil an ihm, obgleich er 
bereits seit drei Wochen im Grabe g^eleg^en hatte, die Exekution vollzog^en 
werden sollte. Auf Duell stand damals die Todesstrafe. Zunächst wurde 
nun der noch lebende, aber infolge seiner schweren Verwimdung mit 
dem Tode ring^ende sechzigjährige Unteroffizier auf einen Stuhl imter den 
niedrigen Soldatengalgren auf dem Neuen Markt gesetzt. Hier mußte er 
Zusehen, wie der von ihm getötete Kamerad aus dem herbeigeschafften 
Sarge genommen, ihm das Sterbekleid ausg^ezogen imd dafür das blutig^e 
Hemd angezogen wurde, welches er zur Zeit des Zweikampfes getragen 
hatte. So bekleidet wurde die Leiche an den Galgen g^ehängt und gleich 
darauf, nach Verlesung des Urteils, der noch Lebende dicht neben ihn, 
aber so, daß Brust an Brust imd Gesicht gegen Gesicht gekehrt waren. 
Die erschienenen Regimenter der Garnison marschierten dann mit ge¬ 
rührtem Spiel am Galgen vorüber. Die Leichname der Gehängften mußten 
bis zur erfolgten Verwesung am Galgen hängen bleiben. (Auszug aus der 
Speenerschen Zeitung vom 26. April 1847.) 

* 
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Zum Abschluß dieser Ausführungen sei noch ein ausführlicher Bericht 
über den Vollzug einer Hinrichtung wiedergeg^eben, der nicht nur insofern 
bemerkenswert ist, als er uns ein sehr plastisches Bild von einem solchen 
Ereignis gibt, sondern auch ein gutes Beispiel dafür bietet, wie schnell 
bisweilen in früherer Zeit die Strafjustiz in Berlin gearbeitet hat. 

Es handelte sich dabei tun die Bestrafung der Eheleute Tornow, die 
am 23. Dezember 1735 ihre Hausgenossen und Verwandten, die Eheleute 
Hakotz und deren Tochter, ermordet hatten. Nachdem die Eheleute Tornow 
in der Untersuchimg ihre Schuld eingestanden hatten, bestätigt der König 
bereits am 30. Dezember 1735 das Todesurteil. Die Exekution wurde am 
3. Januar 1736 auf dem Neuen Markt auf einem besonders erbauten 
Schafott unter Anwesenheit einer ung^ezählten Menschenmenge vor¬ 
genommen. Verbrechen und Urteil lagen also nur eine Woche, Urteil und 
Strafe nur vier Tage auseinander, trotz der dazwischenliegenden Festzeit. 

Das z\ir Vollstreckung der Strafe auf gebotene Bürgerkommando hatte 
folgende Zusammensetzung: 

,JSrstlich müssen zweihundert Mann kommandieret werden, welche 
die Delinquenten vom Kalandshof nach der Friedrichstadt hin imd 
von dort wieder zurück nach dem Gerichtsplatz auf dem Neuen Markt 
führen sollen. Weitere fünfzig Mann, welche vor dem Berlinischen 
Rathause den Kreis bei denen Schöppenbänken schließen. Drittens 
noch fünfzig Mann, die vor dem Hause der Ermordeten auf der 
Friedrichstadt, vor welchem der Hauptdelinquent den ersten Zangen- 
kniif bekommen, einen Kreis schließen sollen. Die ersten zweihundert 
Mann holen die Delinquenten vom Kalandshof ab und bringen sie 
durch die Kloster- und Königstraße in die Spandauerstraße vor das 
Rathaus in den Kreis vor den Schöppenbänken, von dort sie dieselben, 
wenn ihnen das Urteil nochmals publiziert imd der Stab über ihnen 
gebrochen ist, weiterführen und zwar in folgender Ordmmg. Erstlich 
marschieren zwölf Mann in der Vorderfront drei Mann hoch, imd zwölf 
Mann hinterwärts, auch drei Mann hoch, an beiden Seiten in zwei 
Reihen zu zwölf Mann.“ 

Der Zug bewegte sich durch die Spandauer Straße über den Molken¬ 
markt, den Mühlendamm herunter bei der Petrikirche und der Grünstraße 
vorbei, über die Gertraudenbrücke und weiterhin über den Friedrichs¬ 
werder durch die jetzige Leipzig^er Straße nach dem Leipziger Tor. Danach 
an der damaligen Hauptwache in der Mauerstraße vorbei nach der 
Schützenstraße vor das Haus der Ermordeten. Hier wurde dem Haupttäter 
in dem dort befindlichen Kreis der fünfzig Mann der erste Zangenkniif 
gegeben. Danach g^ng es nach der Friedrichstraße bis auf die Neustadt 
Unter den Linden, am Arsenal vorbei über die jetzige Schloßbrücke und 
an der Schloßfreiheit entlang bis zur Langen Brücke, der heutigen Kur¬ 
fürstenbrücke, wo der zweite Zangenkniff gegeben wurde. Endlich bewegte 
sich der Zug durch die Königstraße und Spandauer Straße nach dem 
Neuen Markt, wo der letzte Zangenkniff gegeben und die Strafe schließ¬ 
lich vollstreckt wurde. 


• 

Eine grundlegende Änderung im Vollzug der Todesstrafe wurde für 
Berlin durch die Verordnung König Friedrich Wilhelms III. vom 16. Sep¬ 
tember 1800 herbeigeführt. Die Veranlassung hierzu gab die Hinrichtung 
einer Frauensperson, bei der es zu Tumulten gekommen war. Diese 
waren zum Teil dadurch veranlaßt worden, daß die erforderlichen 
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zahlreichen Personen nicht rechtzeitig auf dem Rathaus angetreten waren. 
Die entstandene Unruhe machte jedenfalls ein militärisches Einschreiten 
nötig. Der Großkanzler sah sich deshalb veranlaßt, an den König über 
„Das abenteuerliche Ceremoniell des Hochnotpeinlichen Halsgerichts“ zu 
berichten. Daraufhin wurde durch die obige Verordnung die Vollziehung 
der Todesurteile neu geregelt. Der Hegung eines Hochnotpeinlichen Hals¬ 
gerichts sollte es nicht mehr bedürfen, die Hinrichtungen sollten vielmehr 
so rasch wie möglich vollzogen werden. Damit verschwand der letzte Rest 
mittelalterlichen Gerichtsgfebrauchs, so daß seit dem Jahre 1800 in Berlin 
keine endlichen Gerichtstage mehr stattgefunden haben. Der Verurteilte 
sollte nunmehr ohne ihn auszeichnende Bekleidungsstücke, nötigenfalls mit 
grauer Sackleinwand bekleidet, mit einem gewöhnlichen Leiterwagen auf 
einem Bund Stroh angeschlossen sitzend und von zwei auf dem Wagen 
mitfahrenden Gerichtsdienem begleitet, zum Richtplatz transportiert 
werden. Einige reitende Polizeibediente sollten den Wagen umgeben \md 
ein Kavalleriekommando das Andrängen des Volkes verhindern. Das Hoch¬ 
gericht war von einem Infanteriekommando kreisförmig zu umschließen, 
damit auch die entfernteren Zuschauer die Exekution sehen konnten. Dem 
dort angelangten Delinquenten wurde das Urteil nunmehr von einem 
Kriminalrichter laut vorgelesen, worauf der Scharfrichter ohne den 
geringsten Verzug die Vollstreckung vorzunehmen hatte. Bürgerwachen 
wurden nicht mehr zu solchen Exekutionen kommandiert. Die obige Ver¬ 
ordnung wurde durch Kabinettsorder vom 11. Oktober 1805 auf den ganzen 
Staat ausgedehnt. Die Öffentlichkeit bei Hinrichtungen wurde noch bis 
zum Jahre 1839 beibehalten, wo — wie bereits erwähnt — die letzte 
öffentliche Hinrichtung in Berlin auf dem Gartenplatz stattfand. 


Die Strafe, die nun unseren heutigen Strafvollzug beherrscht, die 
Freiheitsstrafe, spielte in alten Zeiten in Berlin bei weitem keine derartige 
Rolle. Dem Stadtrecht war sie als Strafe — wie schon hervorgehoben — 
sogar noch unbekannt. Im 17. und 18. Jahrhundert dagegen finden wir sie 
vereinzelt in den Erkenntnissen des Stadtgerichts. Aus den Akten des 
Schöppenstuhls zu Brandenburg, dem das Stadtgericht entsprechend der 
Karolina unter Mitteilung des Sachverhaltes die Akte im Einzelfall zur 
Erstattung eines Gutachtens einsandte, ergibt sich, daß z. B. im Jahre 1602 
eine Gefängnisstrafe wegen Unfläterei verhängt wurde. Der Angeklagte 
hatte im Bierrausch in dem „Bemauischen Keller“ die Bierkannen verun¬ 
reinigt. In einem anderen Falle wurde auf Gefäng^nis erkannt wegen Be¬ 
leidigung und Kindesmißhandlung (vgl. Stadtarchiv, Copiarium aus den 
Akten des Schöppenstuhls in Brandenburg Vol. I S. 199, 264, Vol. II 
S. 424). Im wesentlichen dürfte es sich aber bei den damaligen Einker¬ 
kerungen um die Vollstreckung kürzerer Freiheitsstrafen, in der Haupt¬ 
sache um den Vollzug von Untersuchungshaft und Schuldhaft gehandelt 
haben. Die Schuldhaft hatte im alten deutschen Recht eine große Bedeu¬ 
tung. Ihr geschichtlicher Ursprung lieget in dem Verfahren gegen den auf 
handhafter Tat ergfriffenen Verbrecher, insbesondere den Dieb. Wie den 
Dieb behandelte man auch den zahlungsunfähig^en und flüchtigen Schuldner, 
der vom Gläubiger festgenommen werden durfte, selbst wenn er die Flucht 
schon vollendet hatte. Ende des 13. Jahrhunderts war eine Festnahme 
bereits möglich, wenn der Schuldner nur der Flucht verdächtig war. Im 



113 


14. Jahrhundert wird sogar der zahlungsunfähige Schuldner wie ein 
fluchtverdächtiger Schuldner behandelt. Die Schuldhaft ist allgemein in 
Deutschland erst im Jahre 1866 aufgehoben worden. 

Bei der Vollstreckung der Freiheitsstrafen trat der Dualismus 
zwischen landesherrlicher und städtischer Kriminaljurisdiktion ebenfalls 
zu Tage. Je nachdem, ob der Angeklagte von dem Stadtgericht oder einem 
landesherrlichen Forum verurteilt worden war, erfolgte die Vollstreckung 
in verschiedenen Gefängnissen. 


« 

Galt es einen Verbrecher festzusetzen, der der städtischen Gerichts¬ 
barkeit unterlag, so standen den Städten zunächst die Tortürme zur Ver¬ 
fügung, die zumeist ein oder mehrere Verliese hatten. In Kölln war dies 
der Turm am Gertraudentor, der mehrere „Zellen“ gehabt haben muß, wie 
sich aus einem Bericht des Stadtgerichts an den Schöppenstuhl in Branden¬ 
burg aus dem Jahre 1603 über einen Fluchtversuch eines Gefangenen 
ersehen läßt (a. a. O. Vol. II S. 433 ff.). Hier wird über einen Ausbruch 
dreier Verbrecher aus diesem Turme wie folgt referiert: 

.so in Unser gefengniß allhier zu Cöln auch in Ver¬ 
wahrung gehalten worden. Sich aus der gefengniß loß gemacht. Und 
sich oben von der Krohnen des Thurmbs an einem stroband, so sie 

miteinander in der gefengniß geflochten, herunter gelaßen.“ 

Die drei Kerle hatten es also verstanden, sich in Verbindung zu setzen, 
trotzdem sie in verschiedenen Stockwerken des Turmes saßen. Von dem 

einen wird nämlich angegeben „.Er sey anfangs bei dieser gefeng- 

lichen Haft übers loch bei den Winden im Thurmb geseßen und mit 
einem beine angeschlossen gewesen . . .“, während „der andere hat im 
Grund gesessen“. Man wird nicht fehl gehen in der Annahme, daß es sich 
bei dem Verlies ,4m Grund“ um einen besonders schweren Dunkelarrest 
gehandelt hat, der wohl für schwerere Verbrecher in Frage kam. Man 
holte die Leute offenbar mit einer Winde von unten herauf, worauf sich in 
dem Bericht die Stelle bezieht, daß der andere „übers Loch bei den Win¬ 
den“ gesessen habe. Die Aufsicht über diese Gefängnisse führte der Tor¬ 
wärter. Vor dem Einzuge der Hohenzollem stand Kölln wahrscheinlich 
auch der unter dem Namen „Grüner Hut“ noch heute vorhandene Turm 
zur Verfügung, der damals ein Teil der an der Spree gelegenen Be¬ 
festigungsanlage von Kölln w'ar. Hierauf wird noch unten einzugehen sein. 

FHir Berlin kamen insbesondere die Tortürme des Georgentores — 
des späteren Königstores — und des Spandauer Tores in Frage. Die Ein¬ 
richtung und Bewachung werden die gleichen gewesen sein wie beim Ger¬ 
traudenturm. Das Georgentor hatte ein mehrstöckiges Torhaus, das fast 
quadratisch im Grundriß war und dessen dicke Wölbungen im Obergeschoß 
als Gefängnis dienten. Immerhin scheint die Haft in diesen Türmen nicht 
immer sehr streng gewesen zu sein, wde wir aus einem ergötzlichen Be¬ 
richt im Jahre 1604 ersehen können (a. a. O. Vol. II S. 454 ff.). In diesem 
Jahre hatte man einen 50 Jahre alten verwitweten Apotheker namens 
Hans Eibisch festgesetzt und angeklagt, mit seiner Magd Unzucht ge¬ 
trieben und sie geschwängert zu haben. Eibisch wurde im Spandauer Tor, 
die Frau im Georgentor untergebracht. Die Liebe zwischen diesen beiden 
war aber so groß, daß auch die dicken Tortürme keine Trennung für sie 
bedeuteten, denn nach dem überlieferten Bericht ist 
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„Hans Apotheker bei dem Diener am Spandowischen, die Magtt 
aber bei dem Diener an Sanct Georgens Thor gebrachtt, imd nur in 
derselben stueben gehalten worden. Es hatt aber Hans Apotheker 
noch nicht von ihr laßen können, sondern sie dreimahll ohne des 
Dieners, bei dem er ist in Custodia gewesen, wißen und willen, und 
darunter einmahll umb Zehen Uhr Zuer Nachtt Vor des Dieners an 
S. Georg:ens Thor-Hauß, wie er gewust, das er die wache ausgefiierett 
und nicht daheim sein würde, kommen, und alda biß nach Ein Uhr 
verharrett, da er Ihn denn bei Ihr alleine betroffen, Ihm ein paar 
Ohrfeigen gereichett . . . 

Als der Große Kurfürst dann Berlin zur Festung ausbaute, ging die 
Stadt dieser Gefängnisse verlustig, da sie die Tore an den Kurfürsten ab¬ 
treten mußte. Dieselben wurden von dieser Zeit an als militärische Arrest¬ 
lokale für Gemeine benutzt. 

Außer diesen Türmen besaß auch das Berliner Rathaus seit altersher 
einen Verwahrraum im Keller, der „Krautgarten“ genannt wurde. Dieser 
dürfte wahrscheinlich mehr als Polizeigewahrsam benutzt worden sein. Um 
das Jahr 1580 wird ferner eine „Frauenstube“ als Gefängnis erwähnt, von 
der wir aber nichts Näheres wissen. Schließlich waren auch in der 
Büttelei Gefängnisräume vorhanden, in denen man Untersuchungsgefan¬ 
gene und leichtere Häftlinge unterbringen konnte. Diese Büttelei befand 
sich bis zum Jahre 1710 (1725) in der Heidereutergasse und wurde da¬ 
nach vor die Stadt verlegt. 

Die nach dem Jahre 1660 allmählich entstandenen neuen Städte hatten 
gleichfalls in den Gerichtsgebäuden Gefängpiisräume. So befanden sich die 
Gerichtsräume der Stadt Friedrichswerder in dem Rathaus auf dem Markt 
daselbst in der ersten Etage. Die sich hieran anschließenden Räumlichkeiten 
wurden als Gefängnis eingerichtet. Im Jahre 1794 brannte das Gebäude 
nieder. Diese Gefängnisse haben für die Folgezeit keine besondere Bedeu¬ 
tung gewonnen, so daß sie bald wieder eingingen und anderweit benutzt 
wurden. 

Kam die Stadt einmal in die Verlegenheit, eine längere Freiheits¬ 
strafe vollstrecken zu müssen, so war sie genötigt, die Hilfe des Landes¬ 
herrn in Anspruch zu nehmen. Dies konnte in doppelter Hinsicht erfolgen. 

Im 16. und 17. Jahrhundert ersetzte nämlich die Landesverweisung 
fast durchweg die längeren Gefängnisstrafen. Man ließ den Verurteilten 
Urfehde schwören und wies ihn aus. Damit war man den Delinquenten los, 
ohne daß es eigener sachlicher Aufwendungen bedurfte. Diese sowohl als 
polizeiliche Maßnahme wie als Strafmittel angewandte Landesverweisung 
konnte jedoch nicht der Magistrat, sondern nur der Landesherr verhängen, 
so daß er hierum angegangen werden mußte. Die an und für sich bequeme 
Maßnahme der Landesverweisung hatte aber zur Folge, daß sich all¬ 
mählich ein Menschenkehricht ansammeln konnte, der für die Sicherheit 
des Landes zu einer großen Gefahr werden konnte. Man wird Holtze 
(Strafrechtspflege a. a. 0. S. 14) in der Ansicht beipflichten müssen, daß 
die Mehrzahl der Hexenprozesse Ende des 17. Jahrhunderts bewußt oder 
unbewußt von mancher Obrigkeit ins Werk gesetzt worden sind, um diese 
für die menschliche Gesellschaft schädlichen Elemente auf dem Wege des 
Hexenprozesses auszuräumen, da es hierbei auf einen objektiven Tat¬ 
bestand nicht ankam. 

Für Berlin dürfte allerdings dieses Mittel Ende des 17. Jahrhunderts 
nicht mehr nötig gewesen sein, weil derartiges Gesindel in den landesherr- 



liehen Spinn- und Arbeitshäusern untergebracht wurde. Kurfürst 
Friedrich III. ließ schon 1687 in Spandau das berüchtigte Spinnhaus 
(Preußens Bastille) errichten, das dann auch zur Vollstreckung von Ge¬ 
fängnisstrafen für Frauen benutzt wurde. Zur Aufnahme von arbeits¬ 
scheuem Gesindel diente ferner das von Friedrich dem Großen im Jahre 
1742 auf dem Alexanderplatz in Berlin, der damals Contreskarpe hieß, 
gegründete Arbeitshaus, welches im Volksmund den Namen „Der Ochsen¬ 
kopf“ erhielt. 

Ein zweiter Weg zur Vollstreckung längerer Freiheitsstrafen wurde 
eröffnet, als der Staat über Festungen verfügte. 

Der Delinquent wurde von der städtischen Gerichtsobrigkeit in solchen 
Fällen dem Landesherm überwiesen, der ihn auf seinen Festungen zu Bau- 
und Erdarbeiten heranzog. Die Überwachung übernahm dabei das Militär. 
Auch für diese Vollstreckungsmöglichkeit war die Stadt vom Landesherm 
abhängig, da es stets einer königlichen Order bedurfte, wenn ein Delin¬ 
quent in einem landesherrlichen Zucht-, Arbeits- oder Spinnhaus oder in 
einer Festung aufgenommen werden sollte. Die Order bestand gewöhnlich 
in einer Anweisung an den Gefäng^nisvorstand, die bezeichnete Person auf 
immer oder auf bestimmte Zeit anzunehmen, in dieser oder jener Weise 
zu beschäftigen und zu behandeln. Die Kosten der Einlieferung trug regel¬ 
mäßig die um „Vollstreckungshilfe“ bittende Gerichtsobrigkeit. Die später 
erwachsenden Kosten für Verpflegung usw. wurden dagegen gewöhnlich 
durch die von dem Häftling verrichteten Schanz- oder sonstigen Arbeiten 
für abgegolten angesehen. Dem Eingelieferten war auch eine gehörige 
Bekleidung mitzugeben. 

Mit dem Anwachsen der Stadt gegen Ende des 17. Jahrhunderts und 
nach dem Fortfall der Torgefängnisse war für die städtische Strafvoll¬ 
streckung das Erfordernis nach einem größeren Stadtgefängnis wahr¬ 
scheinlich immer dringlicher geworden. Der Magistrat erwarb deshalb im 
Jahre 1698 von der Marienkirche den Kalandshof in der Klosterstraße, an 
den heute nur noch eine diesen Namen tragende Gasse erinnert. Das Ge¬ 
bäude hatte seit dem 14. Jahrhundert den Kalandsbrüdem, einer kirch¬ 
lichen Organisation, zum Aufenthalt und zur Aufnahme von hilfsbedürf¬ 
tigen Personen gedient. Bei der Reformation wurde die Stiftung auf¬ 
gehoben und fiel an die Marienkirche. 

In diesem Gebäude richtete der Magistrat nun ein Gefängnis ein, 
welches zur Aufnahme von Untersuchungsgefangenen des Stadtgerichts und 
zur Vollstreckung von leichteren Freiheitsstrafen diente. Räume für den 
Vemehmungsrichter sowie eine Kapelle waren auch vorhanden. Zur Auf¬ 
nahme von Exemten diente das Gefängnis grundsätzlich nicht, da diese nicht 
der Jurisdiktion des Stadtgerichts unterstanden. Als Friedrich der Große am 
11. Dezember 1779 das Protokoll über die Kammergerichtsräte Priedel, 
Graun und Ransieben wegen ihrer Mitwirkung an dem bekannten Prozeß 
des Müllers Arnold diktierte, hatte er bei sich schon sein Urteil gefällt. 
Denn darin, daß er sie als Arrestanten nicht in die für Exemte bestimmte 
Hausvogtei, sondern in den für bürgerliche Delinquenten vorhandenen 
Kalandshof abführen ließ, lag ausgesprochen, daß sie bereits ihrer Ämter 
und ihrer Standesvorrechte verlustig g^egangen waren. Am Abend des 
11. Dezember saßen sie daher eigentlich nicht mehr in Untersuchungshaft, 
sondern bereits in Strafhaft. 

Als dann etwa hundert Jtihre später dieses Gebäude den Ansprüchen 
nicht mehr gerecht wurde, war die Errichtung eines neuen Stadtgefäng- 
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nisses notwendig. Im Jahre 1791 schenkte der Fiskus dem Magistrat das 
am Molkenmarkt 1 gelegene Grundstück. Hier hatte schon im 16. Jahr¬ 
hundert ein kurfürstliches Haus gestanden, in w’elchem im Jahre 1572 
der berühmt gewordene Kanzler Lampert Diestelmeier gewohnt hatte. Auf 
dem hinteren Teil des Grundstückes wurde im Jahre 1791 das neue Ge¬ 
fängnis eingerichtet, welches den Namen „Stadtvogtei“ erhielt. Das Ge¬ 
fängnis erfuhr später noch eine Erweiterung durch Hinzunahme der 
Räume hinter dem Hause Nr. 2. Im Jahre 1830 kam sogar noch das Grund¬ 
stück Nr. 3 hinzu. 

In diesem Zusammenhang sei der launige Stich des bekannten Ber¬ 
liner Zeichners und Kupferstechers Georg Friedrich Schmidt über das 
„Copistengefängnis“ erwähnt. Schmidt wollte sich damit an zwei Pla¬ 
giatoren rächen. Auf dem Bilde sieht man durch das Gefängnisgitter einen 
Mann. Es war der Kopist Schienen, der den Plan von Berlin, d. h. die 
Vignette kopiert hatte und nun den reuigen Ruf ausstößt: „Ach hätte ich 
doch den Plan von Berlin nicht copieret“. Ein zweiter Sünder wird gerade 
ins Gefängnis geführt. Dieser hatte von der rechts im Bilde ersichtlichen 
Bauersfrau, die Sand in Berlin verkaufte, einen Stich hergestellt und das 
Blatt unterzeichnet mit „Schmidt fec.“ ohne einen Vornamen zu nennen, 
um damit den Anschein zu erwecken, als habe sein berühmter Kollege 
Georg Friedrich Schmidt den Stich hergestellt. Die „gestochene“ Bauers¬ 
frau erfüllte dies offenbar mit großer Zufriedenheit, denn sie ruft aus: 
„Ätsch, dit hen yi an mi verdient!“ (vgl. Wessely „Georg Friedrich Schmidt“. 
Verzeichnis seiner Stiche und Radierungen. Hamburg 1887). 

« 

Ehe wir uns der weiteren Entwicklung im Laufe des 19. Jahrhunderts 
zuwenden, ist noch einzugehen auf die Vollstreckung von Freiheitsstrafen 
der landesherrlichen Kriminaljurisdiktion. 

Auch hier wurden in älteren Zeiten die längeren Freiheitsstrafen 
durch die Landesverweisung sowie später durch die Abführung der Ver¬ 
urteilten auf die Festungen ersetzt. 

Für kürzere Freiheitsstrafen, Untersuchungs- und Schuldhaft¬ 
gefangene standen dagegen im Schloß seit seiner Erbauung im Jahre 1451 
Verwahrräume zur Verfügung. Das älteste Verlies befand sich in dem 
bereits erwähnten „Grünen Hut“. Dieser Turm, der heute nur noch zum 
Teil sichtbar ist, im übrigen von späteren Umbauten eingeschlossen wurde, 
stand bereits, ehe das Schloß erbaut wurde. Die Grabungen haben ergeben, 
daß er zu der Köllnischen Stadtmauer entlang der Spree gehörte, die ah 
der späteren Stechbahn in dem sogenannten „Runden Turm“ ein weiteres 
Bollwerk besaß. Als Kurfürst Friedrich II. sein Schloß erbaute, fügte er 
den „Grünen Hut“ seinem Schloßbau ein. Es kann daher angenommen 
werden, daß dieser Turm schon früher den Köllnem als Verlies gedient hat. 
Er dürfte wohl zu den schrecklichsten Gefängnissen seiner Art im Mittel- 
alter gehört haben. Als Befestigungsturm besaß er drei Geschosse, deren 
Umfassungsmauern aus Findlingssteinen hergestellt waren und im unteren 
Stockwerk 2,48 m, im ersten Geschoß 2,065 m und im zweiten Stockwerk 
1,68 m betrugen, also von einer respektablen Dicke waren (vgl. Geyer 
a. a. O. S. 13/14). Der untere Raum war ursprünglich ohne Licht und Luft 
und nur von dem darüber liegenden Raum aus zugänglich durch eine runde, 
mit Werk.steinen eingefaßte Öffnung, die in der Kuppelwölbung 0,75 m im 
Durchmesser groß war. Wer in dieses finstere und schreckliche Loch 
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gesteckt wurde, war so gut wie begraben, weshalb man die Gefangenen 
auch mit den Worten „vade in pacem“ an einem Seil heruntergelassen 
haben soll. In dem darüber liegenden runden Raum, der mit einem sechs¬ 
eckigen Rippenkreuzg^ewölbe ausgebaut ist, steckt noch heute in dem 
schweren Gewölbeschlußstein ein starker eiserner Haken, der zmn Her¬ 
unterlassen der Gefangenen diente. Die Öffnung nach unten wurde mit 
einem beweglichen Werkstein oder einer Holzbohlenplatte abgeschlossen. 

In der kurfürstlichen Zeit wurde der „Grüne Hut“ noch lange als 
Gefängnis benutzt. Unter dem Kurfürsten Joachim II. wurde er allerdings 
zu einem etwas milderen Gefängnis umgestaltet, indem man das bisher 
licht- und luftlose Verlies durch eine Tür vom Kapellenhof her zugängig 
machte. Die Verwendung des Turmes als Gefängnis hörte erst unter dem 
Großen Kurfürsten auf. Dieser bestimmte im Jahre 1648 in einem Erlaß 
aus Cleve u. a.: 

„Undt dieweile Wir auch resolvieret sein kein gefengnis mehr auf 
Unserem Hause zu haben, besondern auß dem grünen Hudt gemecher 
machen zu lassen“. 

Nach 1648 verlor der „Grüne Hut“ an Bedeutung. Das frühere Verlies 
diente nunmehr zum Unterbringen von Küchenabfällen. (Nicolai a. a. O. 
S. 82 Anm.). Im Jahre 1904 wurde der Raum schließlich zu einem Neben¬ 
gelaß der Konditorei der großen Schloßküche umgebaut. 

Um den „Grünen Hut“ haben sich naturgemäß auch viele Leg^enden 
gebildet. Danach soll sich z. B. in ihm die sogenannte „eiserne Jungfrau“ 
befunden haben, bei deren Umarmung der Delinquent starb. Sein Leich¬ 
nam soll dann in einen tiefen Schacht gefallen sein, wo er mit Messern 
zerstückelt wurde, um dann schließlich in die Spree fortgeschwemmt zu 
werden. Diese Legende entbehrt jeder objektiven Wahrheit, denn unter 
dem Turm ist weder ein Schacht noch ein Wasserlauf gewesen, auch war 
der Turm im Innern viel zu eng, um einer derartigen Maschine Platz zu 
bieten. 

Da nunmehr eine andere Verwahrmöglichkeit gefunden werden mußte, 
bestimmte der Große Kurfürst in dem erwähnten Erlaß weiterhin: 

„.daß hinfürter der Zwinger, welcher nahe an der kleinen 

Kapelle ligett zum gefengnis gebrauchett und die gefangenen indiß- 
mahls daselbst verwahret werden mögen“. 

Der hier erwähnte Zwinger war der im Jahre 1716 abgebrochene 
rechteckige massive Turm, bei dem es sich ebenfalls um ein Bauwerk aus 
alter Zeit handelte. Er war nicht dem Mauersystem der Stadtbefestigung 
angeschlossen, sondern stand frei hinter der Mauer, die er überragte. Der¬ 
artige Türme nannte man Zwinger. Seine Maße sind durch Ausgrabungen 
ebenfalls bekannt. Er war 13 zu 17 m im Grundriß groß und hatte 4 bzw. 
4,50 m starke Umfassungsmauern, die einen 9 m langen und 3,50 m breiten 
überwölbten Raum einschlossen (vgl. Küster a. a. O. Band 1, S. 49; Geyer 
a. a. O. S. 11/12). Seit dem Jahre 1536 wurde er als Glockenturm für die 
Domkirche benutzt. Die Domkirche, die sich bekanntlich damals auf dem 
heutigen Schloßplatz befunden hat, war früher Dominikaner-Kirche und 
besaß keinen Turm. Nach Einführung der Reformation wurde sie vom 
Kurfürsten Joachim II. zur Domkirche gemacht. Erst Friedrich der Große 
ließ sie abbrechen und durch den alten Dom im Lustgarten ersetzen. Dieser 
Turm diente also seit dem 17. Jahrhundert als Gefängnis. In der Nähe 
des Glockenturmes befanden sich auch bis zum Jahre 1719 die Diensträume 
des Hausvogftes, in denen er seinen richterlichen Funktionen oblag. 
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Aber auch die Räumlichkeiten im Glockenturm waren offenbar nach 
und nach nicht mehr ausreichend, so daß sich infolge von Überfüllung alle 
möglichen Unzuträglichkeiten herausstellten. Schon im Jahre 1663 führte 
der Schloßhauptmann über die Unzulänglichkeit dieses Gefängnisses beim 
Kurfürsten Klage, als es einem Straßenräuber gelungen war auszubrechen. 
In dem Bericht (Geh. Staatsarchiv, Rep. 19 0. 4. a. Fase. 4) heißt es: 

„Der Hausvogt klaget sehr, daß er kein richtig gefängnis habe, 
daher diese und andere ungelegenheit veruhrsachet werden. Wir haben 
an daß Cammergericht rehcribiret, daß Sie möchten aus den Straff¬ 
gefällen die nothdurft hergeben, damit ein wohlverwahrtes gefängnis 
aufgemauert werden könne . . . .“ 

Der Kurfürst konnte sich offenbar noch nicht zu einem Neubau ent¬ 
schließen, zumal er die Schuld an dem Ausbruch des Gefangenen mehr der 
Saumseligkeit der Wächter zuschob. Sein am 17. März 1663 ergangener 
Bescheid ist insofern von Interesse, als sich aus ihm ersehen läßt, daß es 
damals keine feststehende Vollzugsordnung gegeben haben dürfte. Er 
antwortete nämlich (Geh. Staatsarchiv a. a. O. Fase. 4): 

„. . . . befehlen Wir gnädigst, die Verordnung zu machen, da¬ 
mit künftig die Gefangenen besser in acht genommen, auch den 
Wächtern nicht freigelassen werde, die gefangenen nach ihrem ge¬ 
fallen zu schließen oder nicht zu schließen . . . .“ 

Die Verhältnisse verschlimmerten sich aber wohl immer mehr, so daß 
der Schloßhauptmann bereits im Jahre 1669 erneut vorstellig wurde. Sein 
Bericht ist auch deshalb bemerkenswert, weil er ein anschauliches Bild 
von den räumlichen und personellen Mißständen gibt. In dem Bericht vom 
7. April 1669 führt er u. a. aus (Geh. Staatsarchiv a. a. O. Fase. 6): 

. der Hausvogt remonstriret, wie daß wegen täglicher 
Überhäuffung der Gefangenen bey der Hausvogtey, so öffters gefähr¬ 
liche Krankheiten, Schaden und Geschwüre an Sich haben, dieselbe 
nicht allein Sich unter einander Selbsten, sondern auch die Wächter 
so Sie verwahren, inficiren, dahero dann die Letzteren, also welche 
zum öfteren in Küch und Keller, ja in den Gemächern auf dem 
Schloße gebrauchet werden, unheil veruhrsachen könnten undt wie 
zu remedirung solchen besorglichen Unheils woll höchst nötig währe, 
gewiße Custodies für die Gefangenen zu verfertigen, wozu er den 
Rimden Turm an der Stechbahn nebst denen dabey geleg^enen kleinen 
Plätzen vorschlaget . . . .“ 

Der Kurfürst war auch mit dem Vorschläge der Errichtung eines 
neuen Gefängnisses einverstanden und befahl am 18. April 1670 dem 
Generalquartiermeister, „den Ingenieur Menhard zu Comittieren, damit der 
bau angefangen und so bald wie möglich verfertigt werden möge.“ Zur 
Ausführung dieser Pläne kam es aber nicht. Nachdem vielmehr im Jahre 
1718 das Geschäftslokal des Hausvogtes vom Schloß in das Wienbecksche 
Palais an der Schleuse verlegt worden war, wo sich auch vorübergehend 
die Gefängnisräume befanden, wurde schließlich im Jahre 1750 die Haus¬ 
vogtei erbaut, die dann auch ein neues Gefäng^nis erhielt. 

Die Verhältnisse auch dieses Gefängnisses waren zunächst sowohl in 
baulicher als in personeller Hinsicht nicht gut. Die Bauarbeiten hatte der 
damalige Hausvogt und Kammergerichtsrat Haag geleitet. Dieser zog sich 
den Unwillen des Königs dadurch zu, daß er einen in der Hausvogtei ein¬ 
sitzenden Fiscal Schmidt zu milde behandelt und ihm den Verkehr mit 
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anderen Gefangenen, insbesondere Freyensteiner Bürgern, ermöglicht 
hatte. Im Bericht vom 8. Januar 1753 an den König versuchte sich Haag 
wegen dieses Vorwurfes zu entschuldigen. Sein Bericht ist besonders wert¬ 
voll, weil wir aus ihm die Größe und die Belegungsfähigkit der damaligen 
Hausvogtei und die Schwierigkeiten, die durch das schlecht bezahlte und 
nicht vorgebildete Wärterpersonal entstanden, ersehen. Er sei daher im 
Wortlaut wiedergegeben (Geh. Staatsarchiv a. a. O. Fase. 17): 

„Wie ich nun nach arretirung des Fiscal Schmidt, die Veran¬ 
lassung gemacht, daß er niemanden sprechen, viel weniger mit 
jemanden correspondiren solle, alß daß er einige mir vorhero vor¬ 
gezeigte Briefe an die Seinigen abgelassen und nach geendigter In¬ 
quisition in meiner oder eines Gerichtsbeamten beyseyn seinen 
Defensorem gesprochen, so beunnihiget mich zwar die Vergeßenheit 
meiner Pflicht in meinem Amte nicht. Ew. Königl. Ungnade ist mir 
aber um so empfindlicher, da ich wegen verschiedener Umstände nicht 
vermögend (bin) allen Collisionen unter denen Arrestanten auf der 
Hauß-Vogtey und mit anderen abzuhelfen. Denn wenn Euer Königl. 
Majestät allerhöchst zu erwegen geruhen, daß an 60 Arrestanten auf 
der Hauß-Vogtey und unter selbigen viel schulden halber befindlich, 
denen nicht verwähret werden kann, ihrer Nothdurft halber mit 
diesen oder jenen zu sprechen, worunter die starke Anzahl der un¬ 
ruhigen Freyensteinschen Bürger und Priegpiitzer Untertanen in 
allen Gefängpiissen verteilet ist, hiemächst nur 10 brauchbare Ge¬ 
fängnisse bey der Hauß-Vogtey vorhanden. Dahero bey einer starken 
Anzahl Arrestanten selbige nicht gehörig separiret werden können, 
da 7 Gefängnisse, weil sie zu tief in die Erde geleget, und das Unter¬ 
wasser hineintritt, auch sonst wegen ihrer allzu großen Näße und 
Feuchtigkeit gänzlich unbrauchbar sind Um dessen remedur ist auch 
verschiedentlich ohne Effekt nachgesucht worden. Auch sind die 
Hauß-Vogteydiener zu einer genauen Aufsicht auf die Arrestanten 
zu wenig, deren vorhin achte gewesen, davon jedoch ^^ere auf das 
Schloß zu Schloßknechten abgenommen worden, dieserhalb ich gleich¬ 
falls schon verschiedene Male aller untertänigst gebeten, mir noch 
einen Hauß-Vogfteydiener anzusetzen. Endlich auch die Hauß-Vogtey¬ 
diener selbst wegen ihres geringen Gehaltes, da einer derselben es 
an Besoldung, Accidentien und freyer Wohnung jährlich nicht auf 
60 Thaler bringen kann, dahero war zu dergleichen Dienst nur ganz 
geringe Leuthe anzustellen, auf deren Treu und Redlichkeit doch sehr 
vieles ankommt, aller Ermahnung, Bedrohung und Bestrafung ohn- 
geachtet vermögend, mit denen Arrestanten gegen ein geringes 
Douceur alle Durchstechereyen vorzunehmen.“ 

Das Generaldirektorium erkannte die Beschwerde des Haag jedoch 
nicht an, sondern beschuldigrte ihn, daß er „nicht vernehmlich vor die 
Tüchtigkeit der Gefängnisse Sorge getragen“. Dieser Auffassung schloß 
sich auch der König an und nahm Haag wegen nicht genügender Beauf¬ 
sichtigung der Bauarbeiten persönlich in Anspruch. Sein Gehalt wurde 
gesperrt und erst wieder freigegeben, als Haag nach Beendigung der 
Reparaturarbeiten 223 Taler an den Baumeister Boumann, der bekanntlich 
der Nachfolger Knobelsdorfs war, gezahlt hatte. 

Das Jahr 1754 wurde für den inneren Betrieb der Hausvogtei von 
Bedeutung, da es die erste Dien.stanweisung für den Htmsvogt und die 
anderen Gefängnisbeamten brachte unter dem Titel: 
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„Instruction für den Haus Voi^, insofern sein Ambt die Ver¬ 
waltung der Kriminaljurisdiktion und Verwahrung der Gefangenen 
betrifft.“ 

(Geh. Staatsarchiv a. a. O. Fase. 26). In sechzehn langen Artikeln werden 
hier eingehend die Dienstfunktionen des Hausvogtes geregelt. Ein gewisses 
Licht auf reale oder vielleicht auch nur gefürchtete Mißstände wirft der 
§ 14 dieser Anweisung, in dem es heißt: 

„Der Haus-Voigt muß auch danach sehen, daß die Gefangenen 
von den Unterbedienten nicht ohne seine Ordre geschlagen, ohne Noth 
hart tractiret oder diesen etwas so ihnen gehörig entzogen oder ver¬ 
saget werde. Insbesondere müssen sie ihre richtigen alimenta erhalten 
und das ihnen zu liefernde Brot muß wohl ausgebacken und geut seyn.“ 

Das Personal bestand aus Schließern, die vornehmlich aus den Reihen 
alter Soldaten genommen wurden. Auch für sie wurde eine Instruktion 
erlassen. Ferner wurde erstmalig die Würde eines Inspektors geschaffen. 
Ein Wärter wurde mit dieser Stellung und dem Titel betraut, „damit er 
sich bey seiner auctoritaet über die unter sich habenden Schließer und 
Gefangenen desto besser mainteniren könne“. 

Der Inspektor hatte später das Recht, an Gefangene, wenigstens an 
Untersuchungsgefangene, Lebensmittel in geringem Umfange zu verkaufen. 
Dieser Verkauf scheint ein lohnender Nebenverdienst des Inspektors 
gewesen zu sein, der wohl auch gelegentlich einen sanften Zwang zum 
Lebensmittelkauf auf die Gefangenen ausübte. Unter dem 3. Februar 1769 
überreichte daher der 1. Kriminalsenat auf einen Vorschlag des Hausvogtes 
und Kammergerichtsrats Strohmeyer an den König einen Bericht, in 
welchem der Hausvogt ausführte (Geh. Staatsarchiv a. a. O. Fase. 27): 

„Es ist mir aufgegeben worden, die Höckerei des Inspektoris 
gäntzlich abzuschaffen, oder doch derselben gehörige Schranken zu 
setzen. Ersteres habe ich nicht gäntzlich tun könnnen, weil ich weiß, 
daß damit mehreren Arrestanten sehr gedient ist. Ich habe aber 
nicht allein den Inspektoren alles Ernstes gewamet, sich durch über¬ 
mäßigen und unerlaubten Profit keiner Verantwortung auszusetzen, 
sondern auch sämtlichen Arrestanten öffentlich declariret, daß nie¬ 
mand gezwungen sey, seine Bedürfnisse bey dem Inspektorem zu 
nehmen.“ 

Am 28. Juli 1765 wurde bereits ein neues Reglement erlassen unter 
dem Titel „Wie es künftig mit denen Haus-Vogtey-Gefangenen gehalten 
werden soll und wonach sich ein jeder zu richten hat“. (Geh. Staatsarchiv 
Rep. 29. Prov. Br. Haus- und Stadtvogtei Berlin Nr. 1 Int. 29). Hier wurde 
in 19 Artikeln die Behandlung der einzelnen Gefangenen festgelegt, wonach 
z. B. die Schuldgefangenen von den Kriminalgefangenen möglichst zu 
trennen seien, wieviel Freistunden den Zivilgefangenen zuständen usw. Der 
Verkehr der Gefangenen untereinander wurde verboten, insbesondere 
durften Zivilgefangene nicht zu den Strafgefangenen ,4n die Behältnisse 
gehen“. 

PMir die sanitären Verhältnisse ist besonders aufschlußreich die Be¬ 
stimmung im Absatz 18: 

„Die Reinigung derer Nachtlager, Geschirre und Austragung 
der Nachtstühle ist eine besondere Sache, und da der Schließer solches 
von jeher privative besorgt hat und ihm von jedem Arrestanten 
8 Silbergroschen monatlich entrichtet werden, so hat es auch hinfür 
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dabey sein Bewenden, zumal es denjenigen, welche diese 8 nicht 
zahlen können, frey bleibt, des morgens vor der Freystunde der 
Zivilarrestanten auf den gemeinen Abtritt zu gehen, zu welchem sie 
dann successive heruntergeführt werden mögen.“ 

Die ärmeren Gefangenen mußten also damals über eine sehr geregelte 
Lebensweise verfügen, denn sonst dürfte die Durchführung dieser letzteren 
Bestimmung nicht immer einfach gewesen sein! 

Am 22. Februar 1776 erging schließlich ein drittes Reglement „FMir 
die Hausvogtei Bediente, nämlich für den Inspektorem, den Gefängnis¬ 
wärter oder Schließer und den Hausvogtei Diener“. 

Die Hausvogtei als Untersuchungsgefängnis für Exemte und solche 
Verbrecher, die nach der Art ihres Vergehens der königlichen Gerichts¬ 
barkeit unterlagen, hat in ihren Mauern dann auch manchen bekann¬ 
ten Mann beherbergt. So wurde z. B. am 26. Oktober 1819 Jahn dort 
eingeliefert, dem man demagogische Umtriebe zur Lia.st legte. Erst durch 
königliche Kabinettsorder vom 13. März 1820 wurde die Niederschlagung 
der Sache befohlen. Der Kabinettsorder ging ein Bericht der Unter¬ 
suchungskommission voraus, welcher der berühmte Kammergerichtsrat 
E. Th. Hoffmann angehört hat, aus dessen Feder der Bericht in der 
Sache Jahn stammte. Sehr ernste Kämpfe tobten am 18. März 1848 um 
den Besitz der Hausvogtei, da der Pöbel die Inhaftierten befreien wollte. 
Auch der Dichter Fritz Reuter hat in der Hausvogtei eingesessen. Am 
31. Oktober 1833 war er in einem Privathause in der Schützenstraße, wo er 
auf der Durchreise Unterkunft gefunden hatte, von der Polizei fest¬ 
genommen worden. Er kam zunächst zu dem aufgegriffenen Gesindel in 
die Stadtvogtei und auf seine Beschwerde hin in die Hausvogtei, wo er 
vom 1. Januar bis Mitte November 1834 einsaß. In seiner Selbstbiographie 
„Olle Kamellen“ hat er in dem Abschnitt „Ut mine Festungstid“ eine 
bittere Kritik an der ihm damals zuteil gewordenen Behandlung geübt, ins¬ 
besondere an den Schikanen, die er von dem die Untersuchung führenden 
Kriminalrat Dambach erlitten hatte. Die Tür der Zelle Nr. 22 der Stadt¬ 
vogtei, in welcher Reuter damals gesessen hat, wird noch heute im 
Märkischen Museum aufbewahrt. Nach fünf Jahren mußte Reuter am 
10. März 1838 die Hausvogtei nochmals betreten, als er von der Zitadelle 
Magdeburg nach Graudenz gebracht wurde. Der Zwischenaufenthalt dauerte 
aber nur vier Tage, schon am 17. März wurde er in Graudenz eingeliefert. 

So waren also um die Wende des 18. Jahrhunderts Hausvogtei und 
Stadtvogtei die beiden Gefängnisse in Berlin. 


Dem 19. Jahrhundert sollte es schließlich Vorbehalten bleiben, auf 
dem Gebiete des Gefängniswesens einen gründlichen Wandel zu schaffen. 
Dieses Jahrhundert kann für Berlin geradezu d i e Zeit des Gefängnis¬ 
baues genannt werden. Nachdem die Bevölkerung von 220 000 Personen im 
Jahre 1825 auf etwa 1 138 000 im Jahre 1881 angewachsen war, war natur¬ 
gemäß auch eine Zunahme der Kriminalität eingetreten, so daß das Er¬ 
fordernis nach größeren und besseren Gefängnissen immer größer wurde. 

Als erstes wurde in den Jahren 1842 bis 1848 das Zellengefängnis in 
Moabit erbaut als „Neue Strafanstalt (zu Moabit) in Berlin“. Im Jahre 
1846 wurde dieses Gefängnis schon zum Schauplatz des ersten großen 
Polenprozesses, 254 Polen waren angeklagt, im Frühjahr 1846 hochverräte- 
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risch die Herstellung Polens in den Grenzen von 1772 angestrebt und 
vorbereitende Handlungen zur Verwirklichung vorgenommen zu haben. 
Alle Angeklagrten wurden in dem neuen Zellengefängnis in Untersuchungs¬ 
haft gehalten, dessen Anstaltskirche zum Sitzungssaal genommen wurde, 
in welcher dann der Prozeß vom 2. August bis zum 17. November 1846 
in zweiundsiebenzig Sitzungen abrollte. Der zweite Polenprozeß, der im 
Dezember 1864 verhandelt wurde und sich gegen 149 Angeklagte richtete, 
fand in der gleichen Weise statt. Auch hier waren die Angeklagten im 
Zellengefängnis in Untersuchungshaft. 

Anfang der sechziger Jahre wurde dann in der Bamimstraße ein 
neues Gefängnis errichtet, welches zunächst als Schuldgefängnis gedacht 
war, dann aber im Hinblick auf die Abschaffung der Schuldhaft diesem 
Zweck nicht mehr zugeführt werden konnte. Seit Oktober 1868 diente es 
als Frauengefängnis. In den Jahren 1868 bis 1876 wurden weiterhin die 
Strafan.stalt in Plötzensee und in den Jahren 1896 bis 1899 die Strafanstalt 
in Tegel fertiggestellt. 

Für die Gefängnisse der Stadt- und Hausvogtei errichtete man eben¬ 
falls neue Baulichkeiten. 

So wurden in den Jahren 1898 bis 1900 an der Stadtbahn auf dem 
Grundstück Nr. 14/15 — der jetzigen Dircksenstraße — ein neues Ge¬ 
fängnis gebaut, das nach Schließung der alten Stadtv'ogtei am Molken¬ 
markt im Jahre 1900 den Namen Stadtvogteigefängnis erhielt. Damit 
wurde der Name dieses alten Gefängnisses für die neue Zeit erhalten. 

Aber auch für die alte Hausvogtei hatte die Stunde geschlagen. 
Moabit, das der Mittelpunkt der Strafrechtspflege geworden war, wurde 
dazu bestimmt, das neue Untersuchungsgefängnis aufzunehmen. Seit 
dem Jahre 1856 befand sich bereits in der Turmstraße ein Filialgefängnis 
des Zellengefängnisses Moabit mit einer Ackerbaukolonie, welches als 
Ausgangsstation für die zur Entlassung kommenden Gefangenen diente. 
1871 wurde es in ein städtisches Pockenlazarett umgewandelt und nicht 
mehr zurückgegeben. Darauf wurde im Jahre 1877 in der Perleberger 
Straße Nr. 10 in einem Privathaus ein Gefängnis eröffnet, das im No¬ 
vember 1878 noch durch Hinzunahme des Hauses Perleberger Straße 54 
erweitert wurde. Seit dem 12. Februar 1881 hatte dieses Gefängnis auch 
Räume zur Aufnahme von einhundert Untersuchungsgefangenen. Es wurde 
am 1. Oktober 1889 aufgelöst. 

In der Zwischenzeit war dann in den Jahren 1877 bis 1881 mit dem 
Kriminalgericht in Alt-Moabit das Untersuchungsgefängnis erbaut worden, 
mit dessen Belegrung am 9. September 1881 begonnen worden ist. Die 
Gefangenen der Hausvogtei siedelten nunmehr in das neue Untersuchungs¬ 
gefängnis in Moabit über. Damit entfiel für die Hausvogtei jede Daseins¬ 
berechtigung, und sie wurde geschlossen. Das Gebäude verfiel dem Ab¬ 
bruch, um dem Neubau der Reichsbank Platz zu machen. An die Stelle 
jener alten Hausvogtei trat nunmehr das Untersuchungsgefängrnis Moabit, 
welches hierdurch der Träger jener ehrwürdigen Tradition geworden und 
bis zum heutigen Tage geblieben ist. 
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Grenz- und Nachbargebiete 

Der Vollzug von Freiheitsstrafen 

und Untersuchungshaft in der Wehrmacht 

von Hauptmann (E) K1 u t, Oberkommando des Heeres, Berlin 

I. 

Die im Jahre 1920 aufgehobene Militärgerichtsbarkeit wurde durch 
Gesetz vom 12. Mai 1933 für die Wehrmacht wieder eingeführt. Als Zeit¬ 
punkt der Wiedereinführung ist im Einführungsgesetz zur Militärstraf¬ 
gerichtsordnung der 1. Januar 1934 bestimmt. Die Träger der Militär¬ 
gerichtsbarkeit sind die Gerichtsherren mit den ihnen zugeordneten rich¬ 
terlichen Militär justizbeamten und die erkennenden Gerichte. Gerichts¬ 
herren erster und zweiter Instanz — im Kriegszustand nur erster Instanz — 
sind die in den Wehrmachtteilen dazu bestimmten Befehlshaber. Erkennende 
Gerichte sind die Kriegsgerichte in erster Instanz und die Oberkriegs¬ 
gerichte in zweiter Instanz. Das Reichskriegsgericht besteht aus mehreren 
Senaten. Es ist, soweit nicht das mobile Verfahren eintritt, in erster und 
letzter Instanz zuständig für die Aburteilung von Hoch- und Landesverrat, 
Wehrmittelbeschädigfung usw. 
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Diese Organe der Militärgerichtsbarkeit haben seit dem 1. Januar 
1934 wieder die von Wehrmachtangehörigen begangenen Straftaten, unter 
bestimmten Voraussetzungen auch die Straftaten anderer Personen, zu be¬ 
urteilen. Der persönliche Geltungsbereich ist in der Militärstrafgerichts¬ 
ordnung festgelegt. Die Durchführung der Strafverfahren erfordert den 
Vollzug von Untersuchungshaft, die Verwirklichung der gefällten Urteile 
oder Strafverfügungen, den Vollzug der festgesetzten Strafen. Im Rahmen 
dieser Betrachtung interessieren nur die Freiheitsstrafen, die im übrigen 
das bestehende Strafensystem wie in der allgemeinen Rechtsprechung aus¬ 
schlaggebend beherrschen. Der Personenkreis, auf den sich der Vollzug 
der ausgeworfenen Freiheitsstrafen erstreckt, ist allerdings nicht der 
gleiche wie im persönlichen Geltungsbereich der Militärgerichtsbarkeit an 
sich. Er ist aus wichtigen Gründen enger begrenzt. Zwar müssen die Wehr¬ 
machtgerichte, die mit den der Wehrmacht eigenen Verhältnissen vertraut 
sind, sämtliche Straftaten von Wehrmachtangehörigen (bis auf wenige 
bestimmte Ausnahmen) aburteilen, aber die Wehrmacht kann mit Rück¬ 
sicht auf ihre festumrissene Bestimmung nicht alle Verurteilten in ihren 
Reihen behalten. Maßgebend für die Auswahl ist die Frage, inwieweit die 
Verurteilten geeignet erscheinen, sie dem aktiven Wehrdienst erhalten zu 
können. Soweit man sie aber dem aktiven Wehrdienst erhalten will und 
kann, müssen sie auch während des von der Wehrmacht durchgeführten 
Vollzugs der Freiheitsstrafen Soldaten bleiben und die Uniform ihres 
Wehrmachtteils weiter tragen. Folgerichtig sollen sie dann auch nicht das 
der Wehrmacht verliehene Hoheitszeichen verlieren. Im Hinblick auf die 
Ziele des Strafvollzugs in der Wehrmacht ist im Gegensatz zu früher 
schließlich auch der Gedanke an eine besondere Gefangenenkleidung bei der 
Gefängnisstrafe verw'orfen worden. Nach Ablauf der Freiheitsstrafe 
erfüllen die Bestraften bei ihren Truppenteilen oder bei besonderen Er¬ 
ziehungsabteilungen (Sonderabteilungen) ihren aktiven Wehrdienst, der 
durch die Straftat verhindert oder unterbrochen worden ist. Die Zeit der 
Strafverbüßung müssen sie nachdienen, wenn sie mehr als 30 Tage beträgst. 
Aus diesen Gesichtspunkten ergibt sich, daß die zu Zuchthausstrafen Ver¬ 
urteilten und damit wehrunwürdig gewordenen für den Strafvollzug in der 
Wehrmacht nicht in Betracht kommen können. Ohne weiteres muß dagegen 
der Vollzug der kurzen Freiheitsstrafen bis sechs Wochen (gerichtliche 
Arreststrafen, Haft und Gefängnis) und der Festungshaftstrafen der Wehr¬ 
macht zufallen. Eine besondere Prüfung war aber dahingehend notwendig, 
bis zu welcher Höchstgrenze die Gefängnisstrafe vollzogen werden soll. 
Der Höchstbetrag der zeitigen Gefängrnisstrafe ist nach dem Militärstraf¬ 
gesetzbuch 15 Jahre. Vor dem Kriege wurden im früheren deutschen Heere 
in den militärischen Strafanstalten auch längere Gefängnisstrafen voll¬ 
zogen, soweit das Urteil nicht mit der Ehrenstrafe der Entfermmg aus dem 
Heer verbunden war. Erst bei Überschreitung des 45. Lebensjahres gring 
die Strafvollstreckung auf die allgemeinen Behörden über. Es leuchtet ein, 
daß diese Regelung den heutigen Zielen nicht mehr gerecht werden kann. 
Eine Grenze mußte daher festgelegt werden. Sie ergab sich aus den Be¬ 
stimmungen des Militärstrafgesetzbuches, nach denen bei Verurteilung zu 
Gefängrnis von längerer als einjähriger Dauer wegen einer vorsätzlich be¬ 
gangenen Tat im Urteil stets auf Dienstentlassung erkannt werden muß. 
Die Militärstrafgerichtsordnung schreibt daher vor, daß dann, wenn die 
Gefängnisstrafe mit der Ehrenstrafe der Dienstentlassung verbunden ist, 
die Strafvollstreckung auf die allgemeinen Behörden überzugehen hat. Eine 
mehr als einjährige Gefängnisstrafe ist demnach nur ausnahmsweise bei 
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Verurteilung wegen einer nicht vorsätzlich begangenen Tat oder bei Ge¬ 
samtstrafenbildung zu vollziehen. Im selben Ausmaß wie bei Verurteilung 
durch Wehrmachtgerichte werden auch Freiheitsstrafen vollzogen, die all¬ 
gemeine Gerichte gegen Wehrmachtangehörige vor ihrem Diensteintritt 
verhängt haben. Das gleiche gilt für Freiheitsstrafen, die allgemeine Ge¬ 
richte in den ihnen vorbehaltenen Fällen (Zuwiderhandlungen gegen die 
Steuergesetze usw.) gegen Wehrmachtangehörige während des aktiven 
Wehrdienstes verhängen. 

Die überwiegende Mehrzahl der Verurteilten, an denen durch die 
Wehrmacht Freiheitsstrafen zu vollziehen sind, sind junge Soldaten oder 
Wehrpflichtige des Beurlaubtenstandes, die sich während der Ableistung 
ihres aktiven Wehrdienstes strafbar gemacht haben. Die Mehrzahl der 
Freiheitsstrafen sind Gefängnisstrafen bis zu einem Jahr. Selbstverständ¬ 
lich kommen auch Verurteilungen und damit Strafvollzug an älteren, länger 
dienenden Wehrmachtangehörigen vor, jedoch handelt es sich nur um eine 
kleine Zahl. Der Vollzug von Freiheitsstrafen an Zivilpersonen tritt im 
Frieden selten ein, im Kriegszustand häufiger. Im Kriege sind auch Frei¬ 
heitsstrafen an Kriegsgefangenen zu vollziehen, die sich strafbar machen. 

Das in den Disziplinarstrafordnungen der Wehrmachtteile niedergelegte 
Disziplinarrecht der Wehrmacht gibt den Disziplinarvorgesetzten die Be¬ 
fugnis, außer einigen anderen Strafen auch disziplinäre Freiheitsstrafen zu 
verhängen. Diese sind: Stubenarrest (an Bord Kammerarrest), Kasemen- 
oder Quartierarrest (Bordarrest), gelinder Arrest, geschärfter Arrest. Der 
Vollzug dieser Freiheitsstrafen durch die Wehrmacht ist eine Selbst¬ 
verständlichkeit und ist immer von militärischen Dienststellen durchgeführt 
worden. 

II. 

Vor dem Kriege wurde der Vollzug von Freihheitsstrafen und Unter¬ 
suchungshaft auch innerhalb des Heeres in den einzelnen Bundesstaaten ge¬ 
sondert durchgeführt. Als militärische Strafanstalten wurden verwendet: die 
Festungsgefängnisse, die Festungs-Gefangenanstalten und die Festungs- 
stuben-Gefangenanstalten, sowie die Militärarrestanstalten (Gamison- 
gefängpiisse, Arresthäuser, Arresträume) der Standorte. In den Fe.stungs- 
gefängnissen und in den Festungs-Gefangenanstalten wurden die Ge¬ 
fängnisstrafen über sechs Wochen, in den Gamisongefängnissen die Ge¬ 
fängnisstrafen bis sechs Wochen vollzogen. Die Festung.stuben-Gefangen- 
anstalten dienten dem Vollzug der Festungshaftstrafen und die Militär¬ 
arrestanstalten dem Vollzug der disziplinären und gerichtlichen Freiheits- 
.strafen bis sechs Wochen, sowie dem Vollzug der Untersuchungshaft. Alle 
militärischen Strafanstalten bis auf die Arresträume in den Kasernen 
kamen nach dem Kriege mit dem Aufhören der Militärgerichtsbarkeit in 
Fortfall. Sie wurden anderen Zwecken zugeführt. Ein großer Teil der 
Festungsgefängfnisse ging in den Besitz der Länderjustizverwaltungen über. 

Nach der Wiedereinfühning der Militärgerichtsbarkeit mußte auch 
der Strafvollzug neu auf gebaut werden. Im Vordergrund stand zunächst 
die Schaffung von Vollzugsanstalten. Wie bei der Reichsjustizverwaltung 
bildeten sich hierbei zwei Gruppen. Die eine Gruppe umfaßt die kleineren, 
anderen Dienststellen angegliederten Vollzugsanstalten, die andere Gruppe 
die besonderen Vollzugsanstalten unter dem Befehl eines Kommandanten. 
Zur ersten Gruppe gehören die Arresträume an Land und an Bord, die 
Standortarrestanstalten und die Wehrmachtfe.stungshaftanstalten, zur 
zweiten die Wehrmachtgefängnisse. Das Personal aller dieser Anstalten be- 
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steht bis auf einige Ausnahmen bei der Kriegsmarine aus Soldaten und 
Wehrmachtbeamten. Nur als Geschäftszimmerhilfskräfte, Werkführer, 
Maschinisten usw. werden Zivilangestellte verwendet. 

Ferner machte der Neuaufbau des Strafvollzugs in der Wehrmacht 
entsprechende Bestimmungen für die mit der Durchführung beauftragten 
Dienststellen notwendig. Diese Bestimmungen wurden als vorläufige Rege¬ 
lung zunächst in der Strafvollstreckungsvorschrift für die Wehrmacht vom 
27. November 1933 niedergelegt. Die Entwicklung forderte jedoch bald ihre 
weitere Ausgestaltung. Da der Abschluß der Strafrechtsemeuerung im 
Reich und anschließend in der Wehrmacht hierbei nicht abgewartet werden 
konnte, mußte diese Ausgestaltung zunächst noch als Zwischenregelung auf 
der Grundlage des geltenden Rechts vorgenommen werden. Zu diesem 
Zweck wurde die „Vorschrift für den Vollzug von Freiheitsstrafen und 
anderer Freiheitsentziehung in der Wehrmacht (Strafvollzugsvorschrift)“ 
vom 4. Dezember 1937 erlassen. Diese ist nach Möglichkeit auf die vor¬ 
gezeichnete Entwicklung der Rechtsemeuerung — insbesondere auf die 
Neugestaltung des Strafvollstreckungsrechts im Reich und in der Wehr¬ 
macht — eingestellt worden. Sie ist für den Vollzug der Freiheits¬ 
strafen als Ausführungsverordnung zu den Vollstreckxmgsbestimmungen 
der Militärstrafgerichtsordnung und der Disziplinarstrafordnungen (später 
Dienststrafordnung für die Wehrmacht) anzusehen. 

Die Strafvollzug-svorschrift ist, wie in den „Vorbemerkungen“ fest¬ 
gelegt Avird, anzuwenden auf: 

a) die Freiheitsstrafen, für deren Vollzug die Wehrmachtbehörden zu¬ 
ständig .sind (disziplinäre und gerichtliche Arreststrafen, Haft-, 
Festungshaft- und Gefängnisstrafen in der festgesetzten Begrenzimg), 

b) die anderen Arten von Freiheit.sentziehung (vorläufige Festnahme, 
Untersuchungshaft, Verwahrung der zum Tode Verurteilten, Zwangs¬ 
haft). 

Ihre Gliederung weist drei große Teile auf. Der erste Teil, die „Dienst¬ 
ordnung“, enthält Organisations- und Personalbestimmungen sowie eine all¬ 
gemeine Dienstanweisung für die Wehrmachtstrafanstalten. In dieser 
Dienstanweisung sind besonders wichtig die Bestimmungen über den Ver¬ 
kehr des Personals mit den Gefangenen und über die Sicherheit und Ord¬ 
nung in den Strafanstalten. Die allgemeine Dienstanweisung der Vorschrift 
soll von den Anstaltsvorgesetzten der einzelnen Strafanstalten — vor allem 
der Wehrmachtgefängnis.se — durch eine örtliche Dienstanweisung (Haus¬ 
ordnung) ergänzt worden. Der zweite Teil, die „Vollzug-sordnung“, setzt 
die eigentlichen Vollzugsbestimmungen für die Behandlung der Gefangenen 
fest. Er ist in zwei Abschnitte eingeteilt. Der 1. Abschnitt „Freiheits¬ 
strafen“ gliedert sich in drei Gruppen: 

A. Einleitende Bestimmung, 

B. Gemeinsame Vollzugsbestimmungen, 

C. Besondere Vollzugsbestimmungen. 

Der 2. Abschnitt „Andere Freiheitsentziehung“ regelt den Vollzug der 
Freiheitsentziehungen, die keine Strafhaft sind. Die Zweckmäßigkeits¬ 
gründe, die die Vereinigung dieser Vollzugsbestimmungen mit denen für 
die Freiheitsstrafen als angebracht erscheinen lassen, werden später noch 
berührt werden. Im dritten Teil, der „Verwaltungsordnung“, sind alle die¬ 
jenigen Verwaltungsbestimmungen festgelegt, die als zusätzliche oder ab- 
v-eichende Regelung zu den allgemeinen Verwaltungsvorschriften der Wehr- 
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macht notwendig waren. Die besondere Behandlung der Verwaltungs¬ 
angelegenheiten entspricht der bei der Wehrmacht allgemein üblichen 
Trennung. Nach Durchführung der Rechtserneuerung im Reich und in der 
Wehrmacht soll die zunächst als Entwurf gedruckte Strafvollzugsvorschrift 
ihre endgültige Fassung erhalten. 

In der Strafvollzugsvorschrift vom 4. Dezember 1937 ist die sachliche 
Zuständigkeit der Wehrraachtstrafanstalten festgelegt. Danach sind die 
Arresträume an Land in Kasernen, Lazaretten usw. und an Bord in erster 
Linie für den Vollzug der disziplinären Freiheitsstrafen bestimmt. Nur 
ausnahmsweise dürfen unter bestimmten Voraussetzungen und in bestimm¬ 
ten Grenzen in diesen Arresträumen kurze gerichtliche Freiheitsstrafen und 
Untersuchungshaft vollzogen werden. Diese Abweichungen sind durch die 
Verhältnisse in der Wehrmacht bedingt. Die Arresträume an Land und an 
Bord unterstehen den zuständigen Truppenvorgesetzten. Standortarrest¬ 
anstalten (Marinearrestanstalten, Fliegerhorstarre.stanstalten) sind in den 
Standorten errichtet, in denen sich mindestens e i n Gericht der Wehr¬ 
macht befindet. Sie können mit den Gerichtsgefängnissen bei der Reichs¬ 
justizverwaltung verglichen werden. Die Standortarrestanstalten dienen in 
erster Linie dem Vollzug der Untersuchungshaft und der gerichtlichen Frei¬ 
heitsstrafen bis sechs Wochen (Arrest, Haft, Gefängnis). Außerdem wer¬ 
den in ihnen zur Entlastung der Kasemenarresträume nach Möglichkeit 
auch längere disziplinäre Freiheitsstrafen vollzogen (höchstens vier 
Wochen). Die Standortarrestanstalten unterstehen den Standortältesten. 
Festungshaftanstalten sind in Festungen eingerichtete Vollzugsanstalten, 
die den Festungskommandanten unter.stehen. In ihnen werden die von den 
Gerichten der drei Wehrmachtteile und von allgemeinen Gerichten ver¬ 
hängten Festungshaftstrafen vollzogen. Die Wehrmachtgefängnisse sind 
die größten Strafanstalten und für den Vollzug der Gefängnis-strafen über 
sechs Wochen zuständig. Sie unterstehen je einem Kommandanten mit den 
Befehls- und Disziplinarbefugnissen des Kommandeurs eines selbständigen 
Verbandes und sind in größere Abteilungen (gleich größere Kompanien) 
untergeteilt. An der Spitze der Abteilungen stehen Offiziere mit den 
Disziplinarbefugnissen eines Kompaniechefs. Diese regeln als die unmittel¬ 
baren Träger des Strafvollzugs in ihren Abteilungen den Dienstbetrieb nach 
den Weisungen des Kommandanten. Die Wehrraachtgefängnisse nehmen die 
Verurteilten aller drei Wehrmachtteile auf. 

III. 

Bei der Neugestaltung des Strafvollzugs in der Wehrmacht kam es 
vor allem darauf an, die äußere Organisation mit d e m Geist zu erfüllen, 
der den für die Wehrmacht maßgebenden Zielen und den vom national¬ 
sozialistischen Staat für den Strafvollzug gegebenen Richtlinien entspricht. 
Ein von der Wehrmacht selbst durchgeführter Vollzug von Freiheitsstrafen 
kann daher nur dann Wert und Zweck haben, wenn die Behandlung während 
der Freiheitsstrafe dem Gesamtziel der soldatischen Erziehung eingeordnet 
wird. Durch die Begrenzung auf die eingangs erwähnte Auswahl von Ver¬ 
urteilten befindet sich der Strafvollzug in der Wehrmacht von vornherein 
in einer günstigeren Lage als der allgemeine Strafvollzug. Er ist von dem 
Typ des Verurteilten entlastet, der bereits mehr oder weniger im Begriff 
ist, sich der Bahn des Gewohnheitsvei'brechers zuzuwenden. Alle Er¬ 
ziehungsarbeit i.st nur auf junge Männer einzustellen, die trotz ihrer Straf¬ 
tat in der Hauptsache noch die Aussicht bieten, sich wieder auf den rich¬ 
tigen Weg führen zu lassen und wieder tüchtige Soldaten zu werden. Im 
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anschließenden aktiven Wehrdienst bei dem zuständigen Truppenteil oder 
bei einer Sonderabteilung soll die im Strafvollzug geleistete Erziehungs¬ 
arbeit ihre Fortsetzung und ihren Abschluß finden. So wird nicht nur den 
Zwecken der Wehrmacht gedient, sondern es wird auch dem jungen ge¬ 
strauchelten Menschen, der sich zur Besserung gewillt und befähigt zeigt, 
die Möglichkeit zur Rückkehr in geordnete Bahnen geboten. Die Masse der 
Gefangenen steht im Alter von 20 bis 23 Jahren. Der Strafvollzug an ihnen 
kann sich daher weitgehend auf die Grundgedanken der Verordnung des 
Reichsjustizministeriums vom 22. Januar 1937 über den Jugendstrafvollzug 
stützen. Bei Verbüßung von Freiheitsstrafen in Wehrmachtstrafanstalten 
unterstehen Soldaten und Wehrpflichtige des Beurlaubtenstandes wie bei 
der Truppe der militärischen Disziplinarstrafordnung. Die während des 
Vollzugs von gerichtlichen Freiheitsstrafen verhängten disziplinären Frei¬ 
heitsstrafen werden sofort vollzogen und unterbrechen den Vollzug der 
gerichtlichen Freiheitsstrafe. 

Der Vollzug der disziplinären Freiheitsstrafen findet nicht durch¬ 
gängig in Strafanstalten statt. Der Stubenarrest oder Kammerarrest bei 
der Kriegsmarine wird in der Wohnung oder Kammer des Bestraften voll¬ 
zogen, die dieser nicht verlassen darf. Er darf auch keinen Besuch 
empfangen. Für den Bruch dieser Bestimmungen droht das Militärstraf¬ 
gesetzbuch Freiheitstrafen, zum Teil auch Dienstentlassung an. Während 
des Kasernen- oder Quartierarrestes darf der Bestrafte die Kaserne oder 
sein Quartiergebäude nebst zugehörigen Hofräumen nicht verlassen, des¬ 
gleichen bei Bordarrest nicht das Schiff. Die in Strafanstalten zu voll¬ 
ziehenden disziplinarisch oder gerichtlich verhängten Arreststrafen gleicher 
Art (gelinder Arrest, geschärfter Arrest) werden ohne Unterschied voll¬ 
zogen. Der Vollzug der Haftstrafen und der Gefängnisstrafen bis sechs 
Wochen entspricht der Handhabung im allgemeinen Strafvollzug. Soweit 
es möglich ist, sollen die zuständigen Vorge.setzten sich bemühen, auch 
während des Vollzugs von kurzen Freiheitsstrafen erzieherischen Einfluß 
auf die Bestraften auszuüben, insbesondere bei disziplinären Freiheits¬ 
strafen. Arbeitspflicht be.steht außer für Gefängnisstrafen nicht. Während 
der Verbüßung von Haftstrafen können aber Mannschaften zur Verrichtung 
kleiner Hilfsarbeiten herangezogen werden. 

Bei Verurteilung zu Festungshaft tritt im allgemeinen die grericht- 
liche Ehrenstrafe der Dienstentlas.sung nicht ein, so daß die Verurteilten 
meistens dem aktiven Wehrdienst erhalten bleiben. Das bedingt wie bei 
den Gefängnisstrafen bis zu einem Jahr den Vollzug durch die Wehrmacht. 
Der Höchstbetrag der Festungshaftstrafe ist nach dem Militärstrafgesetz¬ 
buch 15 Jahre als zeitige Freiheitsstrafe. Allerdings kommen Festungs¬ 
haftstrafen von mehreren Jahren nur selten vor, es überwiegen bei weitem 
die Strafen von kürzerer Dauer. Eine eigentliche Arbeitspflicht besteht 
nicht, jedoch können Offizieren und Unteroffizieren schriftliche Arbeiten 
(taktische Aufgaben und ähnliches) gestellt und Mannschaften zur Ver¬ 
richtung kleiner Hilfsarbeiten herangezogen werden. Es sind grundsätzlich 
die.selben Erziehungsaufgaben zu erfüllen wie bei Gefängnisstrafen. Den 
Festungshaftgefangenen sind eine Reihe von Vergünstigungen und Frei¬ 
heiten zuge.standen, die dem Charakter dieser Haftart entsprechen. Für 
den Vollzug der Festungshaft besteht folgende Sonderreglung: In den 
Festungshaftanstalten der Wehrmacht sind nach §17 des Reichsstrafgesetz¬ 
buchs auch die von allgemeinen Gerichten gegen Zivilpersonen verhängten 
Festungshaftstrafen zu vollziehen. Dasselbe gilt für Festungshaftstrafen 
gegen ehemalige Wehrmachtangehörige, wenn im Falle der gerichtlichen 
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Ehrenstrafe der Dienstentlassung die Strafvollstreckung auf die all¬ 
gemeinen Behörden übergegangen ist. Soweit diese beiden Arten von 
Festungshaftgefangenen Wehrpflichtige des Beurlaubtenstandes sind, unter¬ 
stehen sie während der Strafverbüßung ebenfalls der Militärgerichtsbarkeit 
imd der militärischen Disziplinarstn^ordnung. Für sie gelten dieselben 
Behandlungsgrundsätze wie für die übrigen Wehrpflichtigen des Beurlaub¬ 
tenstandes. 

Das Schwergewicht des Strafvollzugs in der Wehrmacht beruht auf 
dem Vollzug der Gefängnisstrafen über sechs Wochen. Infolgedessen sind 
die dem Strafvollzug in der Wehrmacht gestellten Aufgaben in ganz be¬ 
sonderem Maße beim Vollzug dieser Strafen in den Wehrmachtgefäng¬ 
nissen zu erfüllen. Über diese Aufgaben sagt die Strafvollzugsvorschrift 
vom 4. Dezember 1937, daß Sinn und Axifgabe des Strafvollzugs in der 
Wehrmacht darin bestünden, einmal durch das Straf übel zu vergelten und 
abzuschrecken, zum anderen aber auch einen nachhtdtigen erzieherischen 
Einfluß auf die bestraften Soldaten auszuüben. Es komme vor allem darauf 
an, die Gefangenen an Zucht und Ordnung und an Arbeit und Pflicht¬ 
erfüllung zu gewöhnen. Ehrgefühl und Verantwortungsbewußtsein seien zu 
wecken und zu stärken. Für die äußere Haltung sei jederzeit tadelloses 
soldatisches Auftreten als selbstverständliche Pflicht zu fordern. Auf diese 
Ziele solle die Behandlung der Gefangenen, in der sich unerbittliche Strenge, 
Gerechtigkeit und Wohlwollen zu einem sinnvollen Ganzen vereinigen 
müßten, eingestellt sein. Außer diesen allgemeinen Richtlinien gpbt die 
Vorschrift im besonderen für den Vollzug der Gefängnisstrafe noch weitere 
Anweisungen zur erzieherischen Behandlung der Gefangenen. Unter diesen 
tritt in erster Linie der Grundsatz hervor, daß Fortsetzung der Truppen¬ 
ausbildung — wenn auch ohne Waffe — und straffes Heranziehen zur 
Arbeit in den Wehrmachtgefängnissen als vorzügliche Mittel zur 
erzieherischen Beeinflussung der Gefangenen anzusehen sind. Diesen Er¬ 
ziehungsmitteln soll alle Aufmerksamkeit zugewendet werden. Im Rahmen 
der Weiterbildung der Gefangenen hat vor allem auch der Unterricht als 
Mittel erzieherischer Einwirkung stark hervorzutreten. Der für die Ge¬ 
fängnisstrafe vorgeschriebenen Arbeitspflicht der Gefangenen wird dadurch 
genügt, daß diese mit nützlichen Arbeiten für militärische Zwecke oder mit 
anderen produktiven Arbeiten nach Möglichkeit beschäftigt werden. Beson¬ 
derer Wert wird auf landwirtschaftliche Arbeiten gelegt, die den Gefan¬ 
genen für den aktiven Wehrdienst gesund erhalten und kräftigen sollen. 
Den Gefangenen, die die Arbeitsanforderungen erfüllen, wird eine Arbeits¬ 
belohnung und eine Führungszulage gutgeschrieben. Dadurch ist der Ge¬ 
fangene in der Lage, zum Teil den Verlust auszugleichen, den er wegen 
seiner Verurteilung durch den Wegfall der Löhnung oder einen bestimmten 
Besoldungsabzug erleidet. Um das in dem Gefangenen zu weckende Streben, 
wieder in geordnete Bahnen zurückzukehren, zu fördern, wird er von seinen 
Vorgesetzten fürsorgerisch betreut. Die g^nze sonstige Behandlung des 
Gefangenen entspricht den Grundsätzen im allgemeinen Strafvollzug. Gegen 
Mannschaften als Gefangene in Wehrmachtgefängnissen kann als besondere 
Disziplinarstrafe strenger Arrest bis zu 10 Tagen verhängt werden. 


IV. 

Dem Strafvollzug voraus geht die während des Strafverfahrens durch¬ 
zuführende Untersuchungshaft. Für ihren Vollzug werden ebenso wie für 
den Vollzug der Freiheitsstrafen sichere Anstalten und Hafträume benötigt. 
Das hat schon immer bei Justiz und Wehrmacht dazu geführt, beide Arten 
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von Freiheitsentziehung; nebeneinander in denselben Anstalten zü voll¬ 
ziehen. Dadurch gewinnen fast alle Fragen der Unterbringung, des Dienst¬ 
betriebes, der Verpflegung usw. gleiche Bedeutung und Geltung. Der 
wesentliche Unterschied zwischen Untersuchungshaft und Strafhaft liegt 
in der Rechtsstellung des der Freiheit Beraubten. Diese ist in der Wehr¬ 
macht etwas anders geartet als bei der allgemeinen Justiz. Die in Unter- 
suchimgshaft genommenen Wehrmachtangehörigen oder Wehrpflichtigren des 
Beurlaubtenstandes behalten ihre Eigenschaft als solche, bis das Urteil 
gegebenenfalls das unehrenhafte Ausscheiden aus der Wehrmacht mit sich 
bringt. Solange ist wie bei der Truppe und wie im Strafvollzug der Wehr¬ 
macht dienstgradmäßige Behandlung notwendig, und Vorgesetztenverhält¬ 
nis, disziplinäre Unterstellung usw. bleiben in Geltung. Es ist also an¬ 
gängig und zweckmäßig, den Vollzug der Untersuchungshaft grundsätzlich 
dem Vollzüge einer Freiheitsstrafe gieichzustellen, die sich ihrer Art nach 
dazu eignet. Infolgedessen werden untergebracht und behandelt: Offiziere, 
Wehrmachtbeamte und Unteroffiziere mit Portepee in Offizierarreststuben 
wie bei der gerichtlichen Freiheitsstrafe des geschärften Stubenarrestes 
und Unteroffiziere ohne Portepee und Mannschaften in Zellen für gelinden 
Arrest wie bei solchem Arrest. Unterschiede in der Rechtsstellung, die 
zum Ausdruck gebracht werden müssen, sind durch zusätzliche oder ab¬ 
weichende Bestimmungen geregelt. Den Untersuchungsgefangenen werden 
durch diese Bestimmimgen nur die Beschränkungen auferlegt, die zur 
Sicherung des Zwecks der Haft oder zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
und Ordnung und der Manneszucht notwendig sind. Unter diesen Voraus¬ 
setzungen dürfen sie sich die ihren Verhältnissen entsprechenden Bequem¬ 
lichkeiten auf eigene Kosten verschaffen. Die erforderlichen Verfügimgen 
trifft der Untersuchimgsführer oder der Vertreter der Anklage. 

Besondere Bedeutung gewinnt der Vollzug der Untersuchungshaft im 
Kriegszustand durch die Erweiterung des im Frieden fast nur auf Wehr¬ 
machtangehörige beschränkten Personenkreises. Es handelt sich hierbei 
hauptsächlich um angeklagte Zivilpersonen des Gefolges der Wehrmacht, 
um Deutsche oder Ausländer auf dem Kriegsschauplatz (bei beiden 
Gruppen auch um Frauen) und um Kriegsgefangene. 

Eine gleiche oder ähnliche Sachlage wie für die Untersuchungshaft 
ist für die Freiheitsentziehungen der vorläufigen Festnahme, der Ver¬ 
wahrung der zum Tode Verurteilten und der Zwangshaft gegeben. Wie die 
Untersuchungshaft werden auch diese Freiheitsentziehungen in den Stand¬ 
ortarrestanstalten durchgeführt, zum Teil oder in bestimmten Ausnahme¬ 
fällen auch in Arresträumen in Kasernen usw. 


Unterbringung im Arbeitshaus 

Einige Erhebungen über die auf Grund § 42d StGB, 
im Arbeitshaus Untergebrachten 

von Ministerialrat Dr. Edgar Schmidt, Berlin 

Das Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maß¬ 
regeln der Sicherung und Besserung vom 24. November 1933 brachte durch 
den neuen § 42 d StGB, als eine solche Maßregel der Sicherung und 
Besserung die richterliche Anordnimg der Unterbringung in einem Arbeits¬ 
haus. Sie ist zulässig, wenn jemand nach § 361 Nr. 3 StGB. (Land- 
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ßtreiclien), ^Jr. 4 (Betteln), l4r. 6 (Ünterhaltsvemachläsaigung), Nr. 6, 
6 a, 6 b, 6 c (Gewerb8VUizu<Ät), Nr. 7 (Arbeitsverweigerung durdi Unter¬ 
stützungsempfänger) und Nr. 8 (Nichtverschaifen eines Unterkommens) zu 
Haftstrafe verurteilt wird und wenn die Unterbringung in einem Arbeits¬ 
haus erforderlich ist, um ihn zur Arbeit anzuhalten und an ein gesetzmäßiges 
und geordnetes Leben zu gewöhnen; bei Bettlern kann die Unterbringung 
nur angeordnet werden, wenn der Täter aus Arbeitsscheu oder Liederlich¬ 
keit oder gewerbsmäßig gebettelt hat. Arbeitsunfähige, deren Unterbrin¬ 
gung in einem Arbeitshaus ang;eordnet wird, können in einem Asyl 
untergebracht werden. Die Unterbringung darf, wenn sie zum erstenmal 
angeordnet wird, nicht länger als zwei Jahre dauern; die wiederholte 
Unterbringung jedoch ist an keine Frist gebimden imd dauert solange als 
ihr Zweck es erfordert, wobei das Gericht alle zwei Jahre prüft, ob dieser 
Zweck erreicht ist (§ 42 f StGB.). 

a) Zahl und Geschlecht der in einem Arbeitshaus Untergebrachten 

Auf Grund richterlicher Anordnung gemäß § 42d StGB, waren am 
31. Oktober 1936 im Deutschen Reich untergebracht insgesamt 4307 Ver¬ 
urteilte, und zwar 4040 Männer imd 267 Frauen. Der Anteil der weiblichen 
Untergebrachten beträgt also 6,2 % der Gesamtzahl, liegt mithin höher als 
der Anteil der weiblichen Sicherungsverwahrten (4,2 % der Gesamtzahl der 
Sicherungsverwahrten) und der weiblichen Zuchthausgefangenen (5,8 % 
der Gesamtzahl der Zuchthausgefangenen), bleibt jedoch hinter dem Anteil 
der weiblichen Gefängnisgefang;enen (7,6 % der Gesamtzahl der Gefängnis¬ 
gefangenen) zurück. 

Im Arbeitshaus waren untergebracht 3831 Männer und 263 Frauen, 
in einem Asyl (als Arbeitsunfähige) 209 Männer imd 4 Frauen. Die Asyl¬ 
untergebrachten stellen demnach bei den Männern 5,0 %, bei den Frauen 
sogar nur 1,5 % der auf Grund § 42 d StGB. Untergebrachten dar. Der 
höhere Anteil der Männer erklärt sich aus dem höheren Durchschnitts¬ 
lebensalter der männlichen Untergebrachten (vgl. unter Abschnitt e: 
Lebensalter). 

b) Familienstand 

Von der Gesamtzahl dieser auf Grund richterlicher Anordnung unter¬ 
gebrachten 4307 Verurteilten waren 

ledig .... 3077 = 71,4 % 
verheiratet . . 312 = 7,3"% 

getrennt lebend 177 = ^ \ 13 4 ^ 

geschieden . . 400 = 9,3 % / ’ ° 

verwitwet . . 341 = 7,9 % 

Der hohe Anteil der Ledigen überrascht, er liegt erheblich höher als 
bei den Sicherungsverwahrten (Stand vom 1. Januar 1937), unter denen 
58,4 % der Männer und 39,4 % der Frauen ledig waren. Dieser Anteil der 
ledigen Arbeitshausuntergebrachten wird noch auffallender, wenn man sich 
den Familienstand der Geschlechter betrachtet. Danach waren von den 

Männern Frauen 

ledig .... 2899 = 71,8 % 178 = 66,7 % 

verheiratet . . 278 = 6,9 % 34 = 12,7 % 

getrennt lebend 161 = 4,0 % 16 = 6,0 % 

geschieden . . 370 = 9,1 % 30 = 11,2 % 

verwitwet . . 332 = 8,2 % 9 = 3,4 % 


4 ' 



c) Grund der Unterbringung: 

Zum erstenmal unterg:ebracht waren 1724, nämlich 1526 Männer und 
198 Frauen, 

wiederholt untergebracht waren 2583, nämlich 2514 Männer imd 
69 Frauen. 

Auffallend ist hierbei die g:eringe Beteiligimg der Frauen bei den 
wiederholt Untergebrachten (nur 2,7 % der Gesamtzahl). 

Verteilt nach dem der Anordnung zugfrunde liegenden Tatbestand 
ergibt sich folgendes Bild. Es waren verurteilt — wobei in einer Reihe von 
Fällen mehrfache Tatbestände vorliegfen (116) — wegen 


Betteins und Landstreichens . . . 4106 (4014 Männer, 92 Frauen) 
(§ 361 Nr. 3 und 4 StGB.) 


Unterhaltsvemachlässigung . . . 

(§ 361 Nr. 6 StGB.) 
Gewerbsunzucht (§ 361 Nr. 6—6c 

25 

(23 

» 2 

» ) 

StGB.). 

Arbeitsverweigerung durch Unter- 

182 

(13 

„ 169 

„ ) 

Stützungsempfänger .... 
(§ 361 Nr. 7 StGB.) 
Nichtbeschaffen eines Unter- 

78 

(76 

„ 2 

„ ) 

kommens (§ 361 Nr. 8 StGB.) 

30 

(20 

„ 10 

„ ) 


Bei den Männern spielt also Betteln und Landstreichen die weitaus 
beherrschende Rolle, nämlich 96,8 % der männlichen Gesamtzahl, während 
bei den Frauen die Gewerbsunzucht mit 61,5 % an der Spitze steht, der 
dann mit 33,4 % die Bettlerinnen folgen. 

d) Zeit der Anordnung der Unterbringung 

Die Gesetzesnovelle vom 24. November 1933 trat in Kraft vom 
1. Januar 1934 ab. Bei den 4307 auf Grund des § 42 d StGB, im Arbeits¬ 
haus Untergebrachten war die richterliche Anordnung dieser Unterbrin¬ 
gung ausgesprochen 

im Jahre 1934 bei 1644 Untergfebrachten 
„ „ 1935 „ 1752 

„ „ 1936 „ 911 

Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die Zahlen für 1936 nicht 
das gesamte Jahr, sondern nur 10 Monate betreffen; nach der Reichs- 
Kriminalstatistik (Statistik des Deutschen Reichs, Band 507) ist im Jahre 
1936 in insgesamt 1413 Fällen die Unterbringung in einem Arbeitshaus auf 
Grund § 42 d StGB, angeordnet worden. 

e) Lebensalter 

Betrachtet man die im Arbeitshaus Untergebrachten nach ihrem 
Lebensalter, so zeigen sich hier wegen der Beteilig:ung der Bettler in den 
älteren Jahrgängen starke Zahlen. Es waren alt 


unter 21 

Jahren 

24, davon 

16 

Männer, 8 

Frauen 

21—25 Jahre 

191 

ff 

162 

„ 29 

ff 

26—30 

ff 

367 

ff 

332 

„ 35 

ff 

30—40 

ff 

940 

ff 

837 

„ 103 

ff 

40—60 

ff 

738 

ff 

679 

„ 69 

ff 

60—60 

ff 

1037 

ff 

1016 

„ 22 

ff 

60—70 

ff 

807 

ff 

797 

„ 10 

ff 

über 70 

ff 

203 

ff 

202 

„ 1 

ff 
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Von der Gesamtzahl waren demnach bis 30 Jahre alt 682 = 18,6 %, 
bis 40 Jahre alt 1622 = 36,4 %, über 40 Jahre alt 2785 = 64,8 %, und von 
diesen wiederum über 60 Jahre alt 2047 = 47,3 % der Gesamtzahl. Fast 
die Hälfte hatte also das 60. Lebensjahr bereits überschritten! 

Betrachtet man die Altersschichtung der Geschlechter, so verschiebt 
sich das Bild. Von den weiblichen Verurteilten standen im Alter bis zu 
30 Jahren 72 = 27 % der Gesamtzahl der Frauen, bis zu 40 Jahren 
176 = 66,6 % der Gesamtzahl der Frauen, über 60 Jahre waren nur 
23 Frauen alt = 8,6 % der weiblichen Untergebrachten. Von den weib¬ 
lichen Arbeitshausverwahrten sind also zwei Drittel unter 40 Jahre alt. 
Das Lebensalter korrespondiert mit dem der Anordnung der Unterbringfung 
zugrunde liegenden weiblichen Tatbestand der Gewerbsunzucht. Bei den 
Männern stellen die Jahrgänge über 60 Jahre die Hälfte der männlichen 
Verurteilten (2014 = 49,9 %), die Jahrgänge über 60 Jahre ein Viertel 
(999 = 24,7 %), und zu den Greisen über 70 Jahre rechnen noch 6 % der 
Gesamtzahl der Männer! 

f) Entmündigning 

Die nach dieser Richtung angestellten Erhebungen überraschen, da sie 
eine nur sehr beschränkte Anwendung der Möglichkeit einer Entmündigung 
anzeigen. Es waren entmündigt wegen Geistesschwäche insgesamt nur 
8 = 0,2 %, wegen Trunksucht insgesamt 21 = 0,5 % der Gesamtzahl. 

Unter vorläufiger Vormundschaft standen 2, unter Pflegschaft nach 
§ 1910 BGB. 23 der Untergebrachten. 

g) Unfruchtbarmachung 

Auf Grund des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
waren unfruchtbar gemacht 216, darunter 190 Männer und 26 Frauen, 

die Unfruchtbarmachung war ferner bereits gerichtlich beschlossen 
bei 158 Männern imd 13 Frauen, 

sie war weiter beantraget bei 181 Männern und 19 Pfauen. 

Es waren sonach 5 % bereits unfruchtbar gemacht, bei weiteren 4 % 
war die Unfruchtbarmachung bereits durch Beschluß des Erbgesundheits¬ 
gerichts angfeordnet, bei weiteren 4,7 % stand diese Entscheidung np<:h 
aus. Die Frauen sind hierbei stärker beteilig^ als die Männer, von ihnen 
waren unfruchtbar gemacht 10 %, bei weiteren 6 % war ihre Unfruchtbar¬ 
machung schon beschlossen imd bei weiteren 74 % war sie beantrag^ 


Aus der Getängnisverwaltung 

Die Kassenaufsicht 

A. Allgemeines über die Kassenaufsicht in den Reichsverwaltnngren 

Menschliche Unzulänglichkeit sowie das Streben nach weitestgehen¬ 
der Ausschließung von Unregelmäßigkeiten und Fehlem sowie nach wirt¬ 
schaftlicher Gestaltung der Kassenbetriebe erfordern eine gründliche und 
sorgfältig^e, laufende Überwachung der Geschäftsführung der Kassen. Die 
Reichskassenordnung, die in ihrem III. Buch die grundlegenden, für 
die Kassen aller Reichsverwaltungen geltenden Bestimmungen über die 
Kassenprüfungen enthält, trägt diesen Gesichtspunkten durch die Anord¬ 
nung umfassender ordentlicher und außerordentlicher Kassenprüfun- 
gen Rechnung. 
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Inhalt der Prüfung und Überwachung soll nicht nur sein, die Über- 
einstinunung des Kassensollbestandes mit dem Istbestande festzustellen 
und die g^esamte Buchführung auf ihre Richtigkeit hin zu prüfen, sondern 
darüber hinaus zu überwachen, ob die Einrichtungen der Kasse wirtschaft¬ 
lich und zweckmäßig sind sowie ob die Personalbemessung, die Arbeits¬ 
einteilung und die g^etroffenen Sicherheitsmaßnahmen den Anforderungen 
genügen. Die erfolg^reiche Durchführung der ELassenprüfungen im Sinne 
der gegrebenen Bestimmungen verlanget 

a) von den Kassenaufsichtsbeamten reiche Kenntnis und Erfahrung im 
Kassenwesen, die Kunst der Menschenbehandlung und das nötige 
Einfühlungsvermögen in die Gesamtbedürfnisse des Kassenbetriebes, 

b) von den Kassenbeamten die Bereitschaft, bei den Kassenprüfungen 
verständnisvoll mitzuwirken, und das Bestreben, ihre Kenntnisse und 
Erfahrungen durch die Vorgäng^e bei den Kassenprüfung^en zu be¬ 
reichern. 

Daß dies in möglichst vollkommener Weise erreicht wird, muß das 
dauernde Bemühen des Behördenvorstandes imd des Kassenaufsichts¬ 
beamten sein; denn nur so ist ein voller Erfolg und für die Verwaltung der 
gnrößtmöglichste Nutzen gewährleistet. 

B. Die Prüfungen der Amtskassen in den Vollzngsanstalten 

Über die Prüfungen der bei den Vollzugsanstalten errichteten Amts¬ 
kassen enthält die im Vollzug der Reichskassenordnung nach § 102 
RKassO. erlassene Justizkassenordnung vom 30. Januar 1937 die g^esamten 
Vorschriften. 

Über die von den Vorgesetzten Justizverwaltungsbehörden und dem 
Rechnungshof des Deutschen Reichs anzuordnenden außerordentlichen 
Kassenprüfungen gelten besondere Bestimmungen. 

Die Justizkassenordnung schreibt ordentliche und außerordentliche 
Kassenprüfungen vor. 

Die ordentliche Kassenprüfung nimmt der Kassenaufsichtsbeamte am 
letzten Werktag eines jeden Kalendermonats vor (§ 149 Abs. 1 JKassO.); 
diese Prüfung umfaßt den Zeitraum bis zu der vorangegangenen ordent¬ 
lichen oder der von ihm selbst abgehaltenen außerordentlichen Kassen¬ 
prüfung und erstreckt sich auf sämtliche Bücher, die in diesem Zeitraum 
von der Amtskasse zu führen waren (§ 151 JKassO.). 

Die durch die JKassO. vorg;eschriebenen außerordentlichen Elassen- 
prüfungen nimmt der Kassenaufsichtsbeamte nach Anordnung des Vor¬ 
standes der Behörde, dem die Kasse angehört, mindestens einmal in jedem 
Rechnungsjahr unvermutet und ferner beim Wechsel des Kassenleiters vor 
(§ 149 Abs. 2 a. a. O.); diese Prüfungen erstrecken sich auf die Zeit bis 
zur letzten vom Behördenvorstand ang;eordneten außerordentlichen Kassen¬ 
prüfung, jedoch in der Regel nur auf die Bücher und Belege dieses Zeit- 
raiuns, die bei der Amtskasse noch vorliegen (§ 161 Abs. 3 a. a. 0.). 

Als Kassenaufsichtsbeamter ist in der Regel ein Beamter des ge¬ 
hobenen mittleren Dienstes, der dem Kassenleiter in der Dienststellung 
mindestens gleichstehen soll, zu bestellen (§ 13 a. a. O.). Er imd sein Ver¬ 
treter dürfen nicht zu den Kassenbeamten gehören. Ist ein geeigfneter Be¬ 
amter des gehobenen mittleren Dienstes nicht vorhanden, so sind die 
Geschäfte des Kassenaufsichtsbeamten von dem Behördenvorstand oder 
von einem anderen Beamten des höheren Dienstes wahrzunehmen. Durch 
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die dem Kassenaufsichtsbeamten übertragenen Eassenprüfongen ist die 
gesamte laufende Überwachung der Amtskasse in seine Hand gelegt. Ein 
weiteres Kontrollorgan, wie es z. 6. die frühere Kassenordnung für die 
preußische Justizverwaltung in dem Kontrolleur kannte, gpbt es daneben 
nicht. Daraus ergeben sich das hohe Maß von Verantwortung, das der 
Kassenaufsichtsbeamte hat, und die Notwendigkeit einer sorgfältigen Aus¬ 
wahl bei der Bestellung dieses Beamten. 

Soweit der Kassenaufsichtsbeamte nicht gleichzeitig Behörden¬ 
vorstand ist, steht ihm eine Befugnis, den Kassenbeamten Weisimgen zu 
erteilen, nicht zu (§ 13 Abs. 4 a. a. O.). Die Autorität, deren er zur ge¬ 
bührenden Beachtung seiner sachlichen Anreg^ungen und zur Abstellung 
der von ihm beobachteten Mängel bedarf, muß deshalb im wesentlichen aus 
seiner Gesamtpersönlichkeit fließen (ein besonderer Grund, seine Auswahl 
sorgffältig zu treffen). 

Vermag der Kassenaufsichtsbeamte in verständnisvollem Meinungrs- 
austausch mit dem Kassenleiter nicht zu erreichen, daß die von ihm für 
erforderlich gehaltenen Änderungen im Kassenbetriebe vorgenommen oder 
Mängel abgestellt werden, so bleibt ihm nur der Weg, entsprechende An¬ 
ordnungen — gegebenenfalls durch zweckdienliche Erörterungen in der 
Kassenprüfungsniederschrift — beim Behördenvorstand anzuregen. 

Wenn der Umfang der Prüfungsgeschäfte es erfordert oder es aus 
sonstigen Gründen zweckmäßig erscheint, kann der Prüfungsbeamte die 
Prüfungsgeschäfte mit Ausnahme der Prüfung des Kassenbestandes 
laufend in dem zwischen zwei Kassenprüfungen liegenden Zeitraum vor¬ 
nehmen (§ 160 a. a. O.). Auch können ihm vom Behördenvorstand andere 
Beamte des gehobenen mittleren Dienstes beigegeben werden, die ihn nach 
seinen Weisungen bei der Erledig^ung der Kassenprüfungsgeschäfte zu 
unterstützen haben (§ 160 Abs. 3 a. a. O.). Die folgenden Prüfungsgeschäfte 
darf der Prüfungsbeamte den beigegebenen Beamten nicht übertragen: 

1. die Prüfung des Kassenbestandes und die damit verbundenen 
Arbeiten (§ 153 Abs. 5 a. a. O.), 

2. die Prüfung, daß die Kassenbestandsverstärkungen und die Ab¬ 
lieferungen mit den Eintragungen im Hauptbuch übereinstimmen 
und daß alle den zulässigen Kassenbestand übersteigenden Beträge 
rechtzeitig abgeliefert worden sind (§ 164 Abs. 8 a. a. O.), 

3. die Prüfung, ob das im Kassenbestandsausweis nachgewiesene Er¬ 
gebnis des Abschlusses des Hauptbuchs mit dem Hauptbuch über¬ 
einstimmt, ob der angegebene Kassensollbestand richtig ist, ob der 
festgestellte Kassensollbestand mit dem Kassenbestand und ob die 
Abschlußnachweisungen und -Übersichten mit den Buchführungs¬ 
ergebnissen übereinstimmen (§ 155 Abs. 5 a. a.0.), 

4. die Prüfung der Wertgegenstände (§ 157 Abs. 4 a. a. O.), 

5. die Prüfung der für die Sicherheit der Kasse getroffenen Maß¬ 
nahmen tmd die Prüfung, ob die Prüfungsbemerkungen aus der 
letzten Niederschrift über die ordentliche Kassenprüfung erlediget 
sind (§ 169 Abs. 7 a. a. O.). 

Einer zusammenfassenden und erläuternden Darstellung der Einzel¬ 
aufgaben des Kassenaufsichtsbeamten bei der Durchführung der Kassen- 
prüfongen bedarf es nicht. Sie sind erschöpfend in den §§ 153 bis 162 der 
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JKassO. behandelt. Außerdem g^ibt das Muster 46 der JKassO. „Kassen¬ 
prüfungsniederschrift“ auch eine Anleitung, in welcher Reihenfolge die 
einzelnen Ihdifungsaufgaben zweckmäßig zu erledigen sind. 

Gegenwärtig erscheint es indessen wichtig, daß der Kassenaufsichts¬ 
beamte bei den Kassenprüfungen der nächsten Zeit sein besonderes Augen¬ 
merk auf die ordnungsmäßige Führung des Titelbuchs richtet, um die viel¬ 
fachen Mängel abzustellen, die sich in der Praxis bei der Führung des Titel¬ 
buchs ergeben haben. Das durch die JKassO. neu eingeführte Titelbuch 
weist gegenüber der früheren Buchführung in seiner Struktur so erhebliche 
Neuerungen auf, daß es den Kassenbeamten bisher vielfach nicht gelungen 
ist, die richtig^e Darstellungsform zu finden. 

Da das Titelbuch als Rechnungslegungsbuch dient und den rechnungs¬ 
mäßigen Nachweis aller Haushaltseinnahmen und -ausgaben zu erbringen 
hat, ist es vordringliche Pflicht des Kassenaufsichtsbeamten, die Einrich¬ 
tung und PHihrung dieses Buches an Hand der Bestimmungen der §§ 9 bis 
23 der RRO., des § 116 der JKassO. und der RV. des RJM. vom 19. März 
1937 — 5226 — VI a 393 — eingehend zu prüfen und für eine um¬ 
gehende Abstellung der Vorgefundenen Mängel zu sorgen. 

Insbesondere wird darauf zu achten sein, daß 

1. die einzelnen Buchungsabschnitte bestimmungsgemäß bezeichnet 
und innerhalb der Abschnitte bei Haushaltsausgaben, für die ein 
Ausgabebetrag zugewiesen worden ist, Unterabschnitte für die ein¬ 
zelnen Behörden, deren Geschäfte die Amtskasse versieht, ge¬ 
bildet sind; 

2. bei den Abschnitten und Unterabschnitten, für die Haushaltsmittel 
zugewiesen sind, die Haushaltsmittel unter der Überschrift voll¬ 
ständig angegeben sind; 

3. die Spalten, in denen Eintragungen darzustellen sind, auch voll¬ 
ständig (insbesondere hinsichtlich der Sollstellung der laufenden 
Haushaltseinnahmen und -ausgaben) ausgefüllt werden; 

4. in den Teilen I und II alle in dem Rechnungsjahr erhobenen oder 
geleisteten Haushaltseinnahmen imd -ausgaben desselben Einzahlers 
oder Empfängers unter einer Buchungsniimmer dargestellt sind. 

Zum Schlüsse seien noch die folgenden Aufgaben, die nicht zu den 
Kassenprüfungen der Amtskassen gehören, jedoch zweckmäßig im Zu¬ 
sammenhang mit diesen wahrzunehmen sind, und die den Kassenaufsichts¬ 
beamten der Amtskassen bei den Vollzugsanstalten durch besondere Vor¬ 
schriften übertragen worden sind oder übertragen werden können, erwähnt: 

1. die Geschäfte des Überwachungsbeamten hinsichtlich der Betriebs¬ 
und Buchführung der Arbeitsverwaltung und der damit verbundenen 
Kassengeschäfte der Vollzugsanstalten; diese Geschäfte sind dem 
Kassenaufsichtsbeamten durch § 6 Abs. 2 der AVO. in der Fassung 
der AV. des RJM. vom 23. Mai 1938 — Dt. Just. S. 810 — über¬ 
tragen, 

2. die Prüfung der Verwaltung der eigenen Gelder der Gefan¬ 
genen; mit diesen Obliegenheiten kann der Leiter der Vollzugs¬ 
anstalt auf Grund der AV. des RJM. vom 17. Juni 1936 — Dt. Just. 

S. 952 — den Kassenaufsichtsbeamten beauftragen. 

- • - Sch.arf-Schulzke, Potsdam. 
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Gerichtsentscheidungen 

1. Schutz der Beamten einer staatlichen Tuberknloseheilanstalt 

(Urteil des Reichsgerichts vom 26. Jannar 1937) 

Im Rechtsstreit verlangt der Kläger Ersatz des ihm seinem Vortrag 
nach aus der mangelhaften Einrichtimg der Tuberkulose-Gefangenen-Heü- 
anstalt in H. während seiner dortigen Tätigkeit als Beamter entstandenen 
Schadens. Er stützt die Klagte einmal auf § 889 BGB. in Verbindung mit 
Art. 131 Weim. Verf. Er hält eine schuldhafte Amtspfiichtverletzung der 
mit der Leitung imd Überwachung dieser Heilanstalten betrauten Beamten 
für gegreben. Es seien nicht nur die unter den gegebenen Umständen mög¬ 
lichen Schutzmaßnahmen zur Verringrerung der Ansteckungsgefahr zum 
Schutze der in der Strafanstalt beschäftig^ten Beamten nicht getroffen 
worden, der Kläger erblickt in dem Unterlassen dieser Schutzmaßnahmen 
zugleich eine Verletzung der aus § 618 BGB. entnommenen öffentlich- 
rechtlichen Verpflichtung des Staates, Gerätschaften so einzurichten und 
Dienstleistungen so zu regeln, daß die Beamten gegen Gesundheitsg^fahren 
soweit g^eschützt sind, als dies die Art der Leistung g^estattet. Die Klagre 
ist aus beiden Gesichtspunkten schlüssig vorgetragren. Der zweite Rechts- 
gnmd ist für den Klager günstiger, weil nach ständiger Rechtsprechung 
des Reichsgrerichts und des Reichsarbeitsg^erichts bei Klagen aus § 618 
BGB. wegen des sozialen Schutzcharakters dieser Vorschrift geringere An¬ 
forderungen an die Beweispflicht des Dienstverpflichteten zu stellen sind. 
Der Dienstverpflichtete hat nur zu beweisen, daß tatsächliche Mängel vor- 
lagren, die nach dem natürlichen Verlauf der Dinge geeignet waren, die 
später eingetretenen Schäden hervorzurufen. Dem Dienstberechtig^n fällt 
der Gegenbeweis dafür zu, daß ihn und diejenigen, für die er nach § 278 
BGB. zu haften hat, kein Verschulden trifft, sowie dafür, daß besondere Um¬ 
stände eine andere Ursache des eingretretenen Schadens erkennen lassen. 

Aus dem Gesichtspimkt der Verletzung der den Beklagten als Dienst- 
berechtigften treffenden Fürsorg^epflicht ist die Klage begründet. Zwar 
mußte der Kläg^er die mit der Tätigkeit in einer Lungenheilanstalt ver¬ 
bundenen unvermeidlichen Gefahren kraft seiner Dienstpflicht tragen. Den 
Beklagrten trifft aber die Verpflichtung, alle vermeidbaren Gefahren zu 
verhüten. 

Das Berufungsgericht stellt fest, daß die von dem Beklagten ge¬ 
troffenen Fürsorgemaßnahmen in drei Richtungen nicht den Anforderungen 
genügt haben, die in einer Lungenheilanstalt für Gefangene zur Vermin¬ 
derung der Ansteckungsgefahr für die dort beschäftigten Beamten grestellt 
werden müssen. Einmal bemängfelt das Berufungsgericht, daß die Zellen 
der Gefangenen (es handelte sich um eine Tuberkuloseheilanstalt für Straf¬ 
gefangene) nur einmal wöchentlich feucht aufgewischt worden seien, an 
den übrigen Tagen nur trocken, während zur Vermeidung der Ansteckungs¬ 
gefahr in der Heilanstalt ein tägliches feuchtes Aufwischen erforderlich 
gewesen wäre. Sodann beanstandet das Berufungsgericht, daß die Schmutz¬ 
wäsche der Kranken gezählt und sortiert worden sei, ohne daß sie zuvor 
zur Verhinderung einer Ansteckung in einer desinfizierenden Lösung ein¬ 
geweicht worden sei. Zuletzt erblickt das Berufungsgericht in den Unbot¬ 
mäßigkeiten der Gefangenen, gegen die nicht mit den erforderlichen und 
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möglichen Disziplinaimitteln eingeschritten sei, eine erhebliche Vermehrung 
der Infektionsgrefahr und damit eine weitere Grfährdimg der Beamten. 

Die Revision wendet sich nur gegen die letzte Feststellung des Be- 
rufimgsgerichts und rügt insbesondere, dieses habe nicht festgestellt, daß 
die von ihm in diesem Zusammenhang angezogene Verordnung des Prä¬ 
sidenten des früheren Strafvollzugsamtes, den kranken Gefangenen selbst 
auf Kosten der Disziplin größtes Entgegenkommen zu zeigen, außerhalb 
eines sachlichen Ermessens gelegen habe. Eine mißbräuchliche Ausübung 
dieses Ermessens, die allein schadensersatzpüichtig mache, habe das Be¬ 
rufungsgericht nicht festgestellt. Das Berufungsgericht habe auch weiter 
nicht geprüft, ob die von ihm zur Hebung der Disziplin angeregten Maß¬ 
nahmen überhaupt durchführbar waren. 

Die Revision nimmt hier anscheinend auf die Rechtsprechung des 
Senats Bezug, die eine Nachprüfung von Ermessensentscheidungen der Ver¬ 
waltungsbehörden durch die Gerichte nur beschränkt zulasse, nämlich nur 
dann, wenn die Verwaltungsbehörde willkürlich gehandelt hat oder wenn 
ihr Verhalten in so hohem Maße fehlsam ist, daß es mit den an eine ord¬ 
nungsmäßige Verwaltung zu stellenden Anforderungen schlechterdings 
unvereinbar ist. Diese Rechtsprechung bezieht sich aber nur auf Anfor¬ 
derungen aus einer Amtspflichtverletzung und kann auf den zweiten Klage- 
grrund, auf Ansprüche der Dienstverpflichteten aus einer Verletzung der 
Fürsorgepflicht des Dienstberechtigten aus § 618 BGB. nicht übertragen 
werden. 

Welche Schutzvorkehrungen eine Behörde zugunsten ihrer Dienst¬ 
verpflichteten aus § 618 BGB. zu treffen hat, entscheidet sich nach objek¬ 
tiven Maßstäben. Soweit auch hier ein Ermessensspielraum in Betracht 
kommt, kann er lediglich bei der Verschuldungsfrage berücksichtigt werden, 
kann also nur beachtet werden, wenn die Handhabung des Ermessens durch 
den Dienstberechtigten oder die Person, für die er nach § 278 BGB. ein¬ 
zustehen hat, kein Verschulden, im wesentlichen also keine Fahrlässigkeit 
enthält. 

Das Berufimgsgericht hat angenommen, daß der Präsident des ehe¬ 
maligen Strafvollzugsamts nicht diejenige Fürsorge für den Schutz der 
Gesundheit der in der Lungenheilanstalt beschäftigten und dadurch an sich 
schon gefährdeten Beamten geleistet hat, die geboten war, und nach den 
Verhältnissen der Anstalt auch beachtet werden konnte. Das läßt sich 
nicht beanstanden. Das Berufungsgericht hat in dem Unterlassen der mög¬ 
lichen und erforderlichen Disziplinarmaßnahmen gegen unbotmäßige Ge- 
fang^ene ohne erkennbaren Rechtsirrtum eine Verletzung der dem Beklagten 
obliegenden Fürsorg^epflicht gegen seine Beamten angenommen. Daß die 
Unbotmäßigkeiten eine erhöhte Ansteckungsgefahr für die Beamten be¬ 
deuteten, ist bedenkenfrei festgelegt. Die Annahme des Berufungsgrerichts, 
daß es möglich gewesen sei, diese Unbotmäßigkeiten auf ein Minimum 
herabzusetzen, läßt sich nicht anfechten. Unerheblich ist, ob die einzelnen 
von dem Berufungsgericht erwarteten Maßnahmen, zum Beispiel die Rück¬ 
bringung der Kranken in ihre Mutteranstalt oder ihre Verlegung in eine 
andere Heilanstalt durchführbar waren. Es handelt sich insoweit um nicht 
entscheidende Hilfserwägungen des Urteils. Die Ausführungen der Revi¬ 
sion, daß die anderweitige Unterbringung der lungenkranken Gefangenen 
nicht möglich gewesen sei, können deshalb auf sich beruhen bleiben. Daß 
Maßnahmen gegen Unbotmäßigkeiten kranker Gefangener möglich sind, 
folgt jedenfalls ohne weiteres daraus, daß derartige Maßnahmen heute 
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erfolgreich getroffen werden. Es erscheint durchaus unzulässig, Leben und 
Cresiindheit der Beamten zugimsten widersetzlicher Gefangener aufs Spiel 
zu setzen, selbst wenn es sich um kranke Gefangene handelt. 

Neben der Unterlassung der Abwehrmaßnahmen gegen die Disziplin¬ 
losigkeiten erblickt das Gericht eine Verletzung der Fürsorgfepflicht in dem 
unzureichenden Aufwischen der Gefangenenzellen und in den unzureichen¬ 
den Schutzmaßnahmen beim Sortieren der Krankenwäsche. Insofern sind 
von der Revision keine Rügten erhoben und es ist auch sonst an diesen Fest- 
stellungren kein Rechtsverstoß ersichtlich. 

Das Berufungsgericht geht offenbar davon aus, daß ordnungswidrige 
und gfefahrdrohende Zustände in der Heilanstalt H. vorhanden waren, 
welche die an sich mit der Tätigkeit der Beamten verbundenen nicht ver¬ 
meidbaren Gefahren wesentlich verstärkt haben. Die Haftung des Be- 
klagften für die mit der Leitung und Beaufsichtigung der Strafanstalt be¬ 
trauten Beamten folget aus der Anwendung des im § 278 BGB. niedergeleg^ten 
Rechtsgfedankens auf den öffentlichrechtlichen Fürsorg^eanspruch der Be¬ 
amten gregren ihren Dienstherm. Damit hat aber der Kläger seinen An¬ 
spruch auf Ersatz des ihm aus seiner Erkrankung entstandenen Schadens 
hinreichend dargetan. Nunmehr trifft den Beklagten nach der oben an- 
g^ezogrenen Rechtsprechung die Beweislast dafür, daß ihn und diejenigen, 
für die er zu haften hat, kein Verschulden trifft, eventuell auch daÄir, daß 
die Krankheit des Kläg^ers auf andere Ursachen zurückzufühen ist. In 
dieser Hinsicht hat der Beklag^ keinen Beweis geführt, ja nicht eitunal 
angetreten. Nach all dem ist der Klageanspruch aus dem zweiten recht¬ 
lichen Gesichtspunkt, der Verletzung der Fürsorgepflicht, beg^ndet. 

Die Revision des Beklagrten war zurückzuweisen. 

Mitgeteilt von Assessor Franz Schweighäuser, 
Essen-Bredeney. 


2. Genügt ein vom Gefängnisbeamten geschriebener Vormelde¬ 
zettel als Antrag eines Untersnchungshäftlings, ihm gemäß 
§ 140 StrPO. von Amts wegen einen Verteidiger zu bestellen? 

Die ,J)eutsche Justiz“ bringt in Nr. 47 des 99. Jahrgangs vom 26. No¬ 
vember 1937 eine Entscheidung des Reichsgerichts vom 28. September 1937 
— 4 D 675/37 —, in der mit folgender Begründung die Frage bejaht wird: 

„Im Strafprozeß können, soweit nicht ausdrückliche Vorschriften 
bestehen, Erklärungen des Angeklagrten oder anderer Prozeßbetei- 
ligfter nach anerkannter Rechtslehre zu Protokoll des Urkunds¬ 
beamten der Geschäftsstelle oder schriftlich abg^egeben werden. Im 
letzteren Falle genüget es nach der Rechtsprechung des Reichs¬ 
gerichts, wenn aus dem Schriftstück die Person des Erklärenden und 
sein Wille einwandfrei entnommen werden kann. Wenn der Vor¬ 
meldezettel nicht vom Angeklagten selbst, sondern von einem Ge- 
fängfnisbeamten geschrieben sein sollte, so ändert das nichts an der 
Beurteilung, weil der Gefängnnisbeamte erkennbar als Bevollmäch- 
tigfter des Angeklag^n gehandelt hat. Wenn daher der Vormelde¬ 
zettel den Zweck des Angeklag^ten, die Bestellung eines Verteidigers 
zu erlangen, angab, so war dem Formerfordemis der Schriftlichkeit 
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genügt. Die Wiederholung des Antrags durch Erklärung zu Proto¬ 
koll des Urkundsbeamten war rechtlich unnötig. Es bedürfte auch 
keinerlei weiterer Angaben, um den Antrag zu vervollständigen.“ 
Wirksam wird ein solcher Antrag aber erst durch Eingang des Vormelde¬ 
zettels beim Gericht. Eine ähnliche Rechtslage ist auf Seite 78 des 1. Heftes 
des 67. Bandes der „Blätter für Gefängniskunde“ erörtert worden. Auch 
ein Verzicht auf Einleg^ung von Rechtsmitteln gemäß § 302 in Verbindung 
mit § 299 StrPO. wird erst mit Eingang beim Gericht wirksam. Eingang 
bei der Staatsanwaltschaft genügt nicht. (Dalcke, Strafrecht und Straf¬ 
prozeß, Anmerkung zu § 140 StrPO.). 

3. Kann zwischen einem im Gefängnis untergebrachten Manne 
und einer in Freiheit befindlichen Frauensperson ein Verhältnis 
von Zuhälter zur Dime im Sinne des § 181 a StGB, bestehen? 

Die „Deutsche Justiz“ veröffentlicht in Nr. 13 des 10. Jahrgangs vom 
1. April 1938 eine Entscheidung des Reichsgerichts vom 4. März 1938 — 
4 D 935/37 —, worin die Frage verneint wird. Der Tatbestand war folgen¬ 
der: Eine Dime hatte bei der Kasse des Untersuchungsgefängrnisses für 
den Untersuchungshäftling mehrmals (Jeld eingezahlt, von dem dieser Zu¬ 
kost und Porto bezahlt hatte. Zuhälterei lieget aber hier nicht vor, denn 

„es muß mindestens zwischen beiden die Möglichkeit und Gepflogen¬ 
heit bestehen, von Zeit zu Zeit auch äußerlich in persönliche Be¬ 
ziehung zueinander zu treten, so daß der Zuhälter in der Lage ist, 
einen unmittelbaren persönlichen Einfluß auf die Gewährung des 
ganzen oder teilweisen Lebensunterhaltes auszuüben (ausbeuterische 
Zuhälterei), oder sich im Rahmen solcher persönlicher Beziehungen 
gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz in der Förderung der Un¬ 
zucht zu betätigen (kupplerische Zuhälterei). Es würde auch die 
Folgerung, daß andernfalls Beamte, die die Aushändigung von 
Geldern der Dime an den „Zuhälter“ im Gefängnis zuließen oder 
bewirkten, Gefahr liefen, wegen Beihilfe zur Zuhälterei bestraft zu 
werden, kaum noch im Rahmen des Strafzweckes dieses Gesetzes 
liegen.“ 


Anfragen und Antworten 

Vorbemerkung: In diesem Abschnitt werden bei der Scbriftieitung eingehende Anfragen 
beantwortet Wenn entgegenstebende Entscheidungen der zuständigen Behörden vorliegen 
oder erfolgen, bittet die Schriftleitnng um Mitteilung der Fälle. 

a) Darf ein Beamter, der für Dienstgänge innerhalb 
der Stadt sein eigenes Kraftfahrzeug oder Fahrrad 
benutzt, sich von derStaatskasse den Fahrpreis der 
ortsüblichen allgemeinen Verkehrsmittel ersetzen 

lassen ? 

Für Dienstgänge, also für Wegstrecken, die ein Beamter am Ge¬ 
schäftsort in Ausübung des Dienstgeschäfts zu P\iß zurückgelegt, wird er 
nicht entschädigrt (§7 Satz 2 RKG.); hat er jedoch mit Zustimmung seiner 
Vorgesetzten Dienstbehörde zur Beschleunigung ein Beförderungsmittel 
benutzt, so werden ihm die dadurch entstandenen notwendig^ Auslagen 



141 


erstattet (Nr. 34 Abs. 2 Aß. z. RKG.). Der Beamte erhält also bei Be- 
nutzung öffentlicher, regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel (z. B. 
Straßenbahn, Autobus) die Auslagen für den Fahrschein. Benutzt er zum 
Dienstgang sein Fahrrad oder sein Kraftfahrzeug, obwohl er ein öffent¬ 
liches Beförderungsmittel hätte benutzen können, so dürfen ihm höchstens 
die Kosten für die Benutzung eines öffentlichen Befördenmgsmittels er¬ 
stattet werden (§ 7 Satz 1 RKG., Nr. 23 Abs. 2 AB. z. RKG.). Handelt 
es sich um eine häufige, regelmäßig wiederkehrende Benutzung des eigenen 
Fahrzeugs zu Dienstgängen, so muß wegen Festsetzung einer Pausch- 
vergütung gemäß Nr. 62 Abs. 1 DVfg. z. d. RKBest. berichtet werden; der 
Generalstaatsanwalt ist ermächtigt, den Kräften des Wachtmeisterdienstes 
für die Fahrrradbenutzung zu Dienstgängen eine Pauschvergütung bis zum 
Höchstbetrage von monatlich 4 MK zu bewilligen (vgl. Nr. 62 Abs. 3 
DVfg. z. d. RKBest.). 

b) Sind die maßgeblichen Ausführungs- undDurch- 
f ü h r u n g s - V e r f ü gu n ge n der Anstalt (Erläuterungs¬ 
anweisungen) zu den Generalaktenbänden oder zu 
den Sammelakten und Beiheften zu nehmen? 

Die Anweisung für die Verwaltung des Schriftguts in Justizverwal¬ 
tungsangelegenheiten vom 18. Dezember 1936 unterscheidet in ihrem § 1 
zwischen 

a) Justizverwaltungsangelegenheiten von allgemeiner Bedeutung (Gene¬ 
ralsachen), 

b) Justizverwaltungsangelegenheiten, denen über die Erledigung des 
Einzelfalls hinaus allgemeine oder grundsätzliche Bedeutung nicht 
zukommt (Einzelsachen). 

Die Angelegenheiten zu a) gehören in die Generalakten (Abschn. B der 
Anweisung vom 18. Dezember 1936), die Angelegenheiten zu b) in die 
Sammelakten (Abschn. C der Anweisung). 

Hiernach sind Erläuterungsanweisungen von allgemeiner Bedeutung, 
die ein Anstaltsleiter zu höheren Orts ergangenen Vorschriften erläßt, zu 
den Generalakten zu nehmen. Der der Vorbereitung solcher Erläuterungs¬ 
anweisungen dienende Schriftwechsel ist selbstverständlich ebenso wie die 
Sache selbst „Generalsache“ und gehört deshalb zu den Generalakten, 
braucht aber nicht die Hauptakten zu füllen, sondern kann gemäß § 6 
Abs. 7 der Anweisung vom 18. Dezember 1936 in Beiakten über Vorgänge 
von untergeordneter Bedeutung untergebracht werden, die als Aktenzeichen 
die Nummer der Generalakten zu tragen haben, zu denen sie gehören, in 
Verbindung mit einer römischen Ziffer als Unterscheidungszeichen. 


Allgemeine Verfügungen des RJM 

Änderung der vorläufigen Arbeitsverwaltungsordnung. AV. vom 23. 6. 1938 
— Dt. Just. S. 810 —. 

Bringt eine Reihe Änderungen, die wegen der inzwischen ergan¬ 
genen einheitlichen Regelung des Kassen- und Rechnungswesens 
notwendig geworden sind. Weitere Änderung^en und gegebenen¬ 
falls Neufassung der AVO. sind vom 1. 4. 1939 ab in Aussicht 
genommen. 



Aufenthaltsbescheiniirimg för entlassene Strafgefangene. AV. vom 2. Juni 
1988 — Dt Just. S. 887 —. 

Bringt aus fürsorgerischen Gründen für die Unterbringung der zu 
geordneter Lebensführung entschlossenen Entlassenen eine der Be¬ 
stimmung in § 130 Ziflf. 8 der Pr. DVO. entsprechende Regeltmg. 

Berechnung der Haftkosten. AV. vom 2. Juni 1938 — Dt. Just. S. 931 —. 
Übermitteln von Haftkostenrechnungen an die zum Haftkosten¬ 
ansatz zuständige Justizbehörde (§ 2 der Kostenverfügung — 
Dt. Just S. 433) nur insoweit, als nicht der regelmäßige Tag^es- 
haftkostensatz von 1,60 MK in Ansatz zu bring^en ist. 

Bekanntgabe von Akten an Dienststellen des Nationalsozialistisch«! Flie¬ 
gerkorps (NSFK). AV. vom 4. Juni 1938 — Dt. Just. S. 884 —. 

Die Bestimmungen der AV. vom 23. 1. 1938 — Dt. Just. S. 130 — 
gelten auch für NSFK. 

Verstärkter Arbeitseinsatz der Gefangenen. AV. vom 7. Juni 1938 — Dt. 
Just. S. 887 —. 

Bekanntgabe eines im Einvernehmen zwischen RJM. und Reichs¬ 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung er- 
gangrenen Runderlasses des Präsidenten der Reichsanstalt über 
verstärkten Arbeitseinsatz der Justizgefangenen. 

Behandlung der Gnadensachen. AV. vom 10. Juni 1938 — Dt. Just. S. 925 —. 
Bringt eine Änderung der Gnadenordnung vom 6. Februar 1935 
— Dt. Just. S. 203 — mit Rücksicht auf die Beteiligung der Kanz¬ 
lei des Führers, Amt für Gnadensachen. 

Kriminalpolizeiliches Fahndungswesen. AV. vom 13. Juni 1938 — Dt. Just. 
S. 926 —. 

Bekanntgabe der Neuordnung des kriminalpolizeilichen Fahn¬ 
dungswesens und der dadurch notwendig gewordenen Änderung 
der „Richtlinien für das Strafverfahren“ (Amtliche Sonderver- 
öifentlichung der Deutschen Justiz Nr. 7). 

Zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung der nichtbeamteten Ge- 
f(dgschaftsmitglieder im Bereich der Reichsjustizverwaltung. AV. vom 
14. Juni 1938 — Dt. Just. S. 971 —. 

Anordnimgen mit Rücksicht auf die reichseinheitliche Regelung 
der Zusatzversicherung für nichtbeamtete Gefolgschaftsmitglieder. 

Dienstverhältnisse der auf Privatdienstvertrag beschäftigten Gefolg¬ 
schaftsmitglieder der Reichsjustizverwaltung. AV. vom 17. Juni 1938 
— Dt. Just. S. 964 —. 

Die arbeitsrechtlichen Verhältnisse der auf Privatdienstvertrag 
beschäftigten Gefolgschaftsmitglieder sind durch die Tariford¬ 
nungen für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen Dienst (ATO., 
TO. A und TO. B sowie eine gemeinsame Dienstordnung für die 
Verwaltung und Betriebe des Reichs über die zusätzliche Alters¬ 
und Hinterbliebenenversorgung, abgedruckt in Nr. 16 bis 19 des 
Reichshaushalts- und Besoldungsblattes 1938) geändert. Die bis¬ 
herigen Tarifordnungen und Tarifverträge sind außer Kraft ge¬ 
setzt; die hierauf gerichteten Justizverwaltungsbestimmung^en 
haben damit ihre Bedeutung verloren. Für den Bereich der RJV. 
sind daher besondere Dienstordnungen (BDO.) zur ATO., zur 
TO. A und TO. B notwendig geworden. 



Reise- ttnd Ümzugskosten ^ Angesteilte. AV. vom 18. Juni 1988 — Dt. 
Just. S. 973 —. 

Durchführun^bestimmungen zu den Vorschriften über Reise- und 
Umzugskosten im neuen Tarifrecht. 

Vergütung der Angestellten und Arbeiter der Vollzugsanstalten bei der 
Beschäftigung von Gefangenen außerhalb der Anstalt. AV. vom 
20. Juni 1938 — Dt. Just. S. 973 —. 

Die für die Beamten geltenden Vorschriften der AV. vom 2. März 
1936 — Dt. Just. S. 391 — gelten sinngemäß auch für die An¬ 
gestellten und Arbeiter. 

Führung von Sachrechnungen bei den Justizbehörden. AV. vom 20. Juni 
1988 — Dt. Just S. 979 —. 

Einheitliche Regelung der Führung von Sachverzeichnissen für 
den Nachweis des Verbleibs der aus Reichsmitteln beschafften 
Gegenstände. 

Buchung der Ausgaben an Reisekosten. AV. vom 21. Juni 1938 — Dt 
Justiz S. 971 —. 

Neue Fassung der AV. vom 6. März 1936 — Dt. Just S. 407 —, 
notwendig geworden zur Beseitigung einiger Zweifel und wegen 
der Neuregelung des Angestellten- und Arbeitertarif rechts. 
Bewilligung von Beihilfen (Notstandsbeihilfen). AV. vom 22. Juni 1938 — 
Dt. Just S. 1012 —. 

Bringt einige Änderungen der Beihilfengrundsätze. 
Ausschmückung von Dienst gebäuden. AV. vom 24. Juni 1938 — Dt. Just. 
S. 1014 —. 

Regelt die Ausschmückung von Dienstgebäuden an nationalen 
Feiertagen oder bei besonderen Anlässen. 

Allgemeine Abweichungen von den Reichsgrundsätzen über Einstellung, 
Anstellung und Beförderung. AV. vom 4. Juli 1938 — Dt. Just. 
S. 1049 —. 

Abkürzung der Anwärterdienstzeit (außerplanmäßiger Dienstzeit) 
im höheren und gehobenen mittleren Dienst. 

Personalnachrichten 

Beamte des höheren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Gerichtsassessor Hohl zum Regierungsrat in Stuttgart, 
Gerichtsassessor Sielewicz zum Regfierungsrat in Ichtershausen. 
Versetzt: 

Regierungsrat Dr. Pitz in Lingen nach Dortmund. 

V erstorben: 

Oberregierungsrat Brucks in Berlin-Tegel. 

Beamte des gehobenen mittleren StnifVollzugsdienstes 

Ernannt: 

Verwaltungsoberinspektor Streiter zum Verwaltungsamtmann in 
Papenburg, 

Verwaltungsoberinspektor Czycholl zum Verwaltungsamtmann in 
Bochum, 

Verwaltungsinspektor Hohenstein zum Verwaltungsoberinspektor in 
Hameln, 
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Justizinspektor Bauer (Josef) zum Verwaltungsoberinspektor in Duis¬ 
burg-Hamborn, 

Justizinspektor Binzer zum Verwaltungsinspektor in Marienschloß in 
Rockenberg, 

Justizinspektor Fritzsche zum Verwaltimgsinspektor in Waldheim, 
Justizinspektor Fuchs (Paul) zum Verwaltungsinspektor in Gräfen- 
tonna, 

Justizinspektor Kern zum Verwaltungsinspektor in Dresden, 
Justizinspektor Wältner zum Verwaltungsinspektor in Bruchsal, 
Justizpraktikant Wiencke zum Verwaltungsinspektor in Dreibergen- 
Bützow, 

Justizsekretär Hofmann (Emst) zum Verwaltungsinspektor in Halle 
(Saale), 

Verwaltungspraktikant Riese zum Verwaltungsinspektor im Straf¬ 
gefangenenlager Elberegulierung, 

Verwaltungssekretär Sander zum Verwaltungsinspektor in Wittlich, 
Verwaltungssekretär Eicke zum Verwaltungsinspektor in Straubing, 
Verwaltungspraktikant Siebenhaar zum Verwaltungsinspektor in 
Brandenburg (Havel)-Görden, 

Justizpraktikant Amdt zum Verwaltungsinspektor in Rottenburg 
(Neckar), 

Justizpraktikant Mefile zum Verwaltungsinspektor in Stuttgart. 
Versetzt: 

Verwaltungsinspektor Maurer in Herford nach Berlin-Tegel, 
Verwaltungsinspektor Schmidt (Herrn.) in Freiendiez nach Hamburg- 
Fuhlsbüttel, 

Verwaltungsinspektor Klietzing in Guben nach Sonnenburg (Nm.), 
Verwaltungsinspektor Möhlmann in Celle nach Hannover, 
Verwaltungsinspektor Tollert in Brandenburg (Havel)-Görden nach 
Alt-Moabit in Berlin, 

Verwaltungsinspektor Dr. Bodenbender in Düsseldorf-Derendorf nach 
Koblenz. 

In den Ruhestand getreten: 

Verwaltungsamtmann Köppen in Duisburg-Hamborn, 
Verwaltungsinspektor Schöne in Aachen, 

Verwaltungsinspektor Schirrmacher in Görlitz, 

Verwaltungsinspektor Schneider (Michael) in Brieg, 
Verwaltungsinspektor Ziehe in Wolfenbüttel. 

Verstorben: 

Verwaltungsoberinspektor Engelhardt in Stendal. 

Geistliche 

Ernannt: 

Kooperator Rauscher zum Pfarrer in Mannheim, 

Pastor Schulz (Harald) zum Pfarrer in Zwickau. 

Versetzt: 

Oberpfarrer Reinhold in St. Georgen-Bayreuth nach Nürnberg. 
Verstorben: 

Pfarrer Kopschina in Breslau (UG.). 
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Kurznachrichten 

Neu in Betrieb genommen ist das Gefangenenlager Rodgau mit dem 
Sitz der Verwaltung in Dieburg in Hessen. Mit der Leitung dieses Lagers, 
das die Stellung einer Besonderen Vollzugsanstalt hat, ist Reg.-Rat Mohr 
aus Kislau beauftragt worden. 

Das bisherige Strafgefängfnis Leipzig-Kleinmeusdorf ist mit Wirkung 
vom 1. Juni 1938 ab in ein Frauenstrafgefängnis umgewandelt worden. 

Das Strafgefängnis Schwäbisch Hall (Hauptanstalt) ist mit Wirkung 
vom 15. Juni 1938 ab in eine Sicherungsanstalt für Männer umgewandelt 
worden mit der Bezeichnung „Sicherungsanstalt Schwäbisch Hall“; zu der 
Anstalt gehört die Gefängpiisabteilung Kleincomburg. 


Berichte 

Besuch italienischer Strafvollzugsbeamten in Deutschland 

Zwischen dem italienischen und dem deutschen Justizministerium ist 
ein gegenseitiger Besuch von leitenden Strafvollzugsbeamten beider Länder 
vereinbart worden, dessen Zweck dahingeht, die Grundsätze und Einrich- 
tung^en des Strafvollzuges Italiens und Deutschlands durch Vorträg^e, Aus¬ 
sprachen und praktisches Studium an Ort und Stelle kennen zu lernen. 
Die Anreg^ung zu diesem Beamtenaustausch geht von dem Generaldirektor 
der Strafvollzugsverwaltung im italienischen Justizministerium, Senats¬ 
präsident am Kassationsgerichtshof in Rom Dr. Giovanni Novelli, dem 
bekannten Herausgeber der „Rivista di diritto penitenziario“ aus. Sie ist 
von dem deutschen Reichsjustizminister Dr. Gürtner, wie er in seiner An¬ 
sprache in der großen Aula der Universität Berlin am 21. Juni d. J. aus¬ 
führte, „mit großer Freude willkommen geheißen und mit ganz besonderer 
Anteilnahme gefördert worden“, weil dieser Austausch den italienischen 
Gästen nicht nur Einblick verschaffen soll in die Erfahrungen und in die 
Ausgestaltung eines wichtigen Zweiges der deutschen Justizverwaltung, 
sondern sie vor allem in Fühlung bringen soll zu deutschen Strafvollzugs¬ 
beamten, um auf diese Weise in persönlicher Verbindung Gelegenheit zu 
geben, Gedanken und Erfahrungen auf dem gemeinsamen Berufsgebiet 
auszutauschen. „Dieser Gedankenaustausch wird“, wie der Reichsjustiz¬ 
minister hofft, „wertvoll sein und sich für den Strafvollzug der beiden Län¬ 
der sicher günstig auswirken“. 

Bekanntlich hat bereits im Jahre 1934 ein solcher wechselseitiger 
Besuch zu Studienzwecken stattgefunden, und zwar zwischen deutschen 
und englischen Strafvollzugsbeamten. Hierüber ist im ersten Heft des 
Jahrgangs 1935 der „Blätter für Gefängniskunde“ von den damaligen 
deutschen Teilnehmern jener Studienreise eingehend berichtet worden 
(„Gefängniswesen in England“, 66. Band S. 1—114). 

An dem diesjährigen Studienbesuch nahmen unter der Führung des 
Chefs des italienischen Gefängniswesens Exzellenz Dr. Novelli teil: 
Dr. Roberto V o z z i, Richter im Gnaden- und Justizministerium, Rom; 
Dr. Giulio C r e m o n a , Direktor der Justiz-Irrenanstalt in Reggio Emilia; 
Dr. Domenico D o n a t i, Direktor des gerichtlichen Frauengefängnisses in 
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Rom; Dr. Donato Carretta, Strafanstaltsdirektor in Asinara; Dr. Gino 
Borgioli, Strafanstaltsdirektor in Viterbo; Dr. Gaetano Benanti, 
Direktor der Anstalt für soziale Wiederanpassung in Orvieto; Dr. Angelo 
S o m ma , Direktor der landwirtschaftlichen Justiz-Besserungsanstalt in 
Nisida; Dr. Alessandro F a d d a , Strafanstaltsdirektor in Lecce; Dr. Mario 
P a n z a , Direktor der Zentralstelle für Nacherziehung Minderjähriger in 
Venedig; Enrico C i s t r i a n i, Amtmann bei der Justizbessenmgsanstalt 
Rom; Francesco C o c c o 1 i, Amtmann bei der Justizbesserungsanstalt 
Rom. 

In einer Reihe von Vorträgen wurden die italienischen Gäste mit den 
Grundgedanken des deutschen Strafrechts und besonders des deutschen 
Strafvollzugswesens bekanntgemacht. Es behandelten Ministerialrat 
Rietzsch »Einführung in das deutsche Strafrecht unter besonderer Her¬ 
vorhebung der Strafen und Maßregeln der Sicherung und Besserung;“, 
Ministerialrat Dr. E i c h 1 e r „Einführung in das deutsche Strafvoll¬ 
streckungswesen“, Landgerichtsdirektor Dr. Schafheutle „Grundzüg;e 
der Strafgerichtsverfassung und des Strafverfahrens“, Ministerialrat 
Dr. Schmidt „Organisation der deutschen Strafvollzugsverwaltung;“, 
Oberstaatsanwalt Dr. N ö r r „Gefangenenarbeit in Deutschland“, Regie¬ 
rungsrat Hildebrand „Sicherungsverwahrung, Abgrenzung von der 
Strafe, Vollzug und Entlassung“, Abteilungsvorsteher Dr. Weber »Er¬ 
fahrungen aus der täglichen Arbeit in der Sicherungsanstalt“, Präsident 
Wutzdorff „Maßnahmen zur körperlichen und geistigen Förderung der 
Gefangenen“, Professor Dr. von Neureiter „Der kriminalbiologpsche 
Dienst in Deutschland“, Landgerichtsdirektor Schneidewind „Die 
Hauswirtschaft in den Vollzugsanstalten“, Regierungsrat Dicknether 
„Sicherheit, Zucht und Ordnung in den Vollzugsanstalten“, Oberregierung;s- 
rat Dr. S t r u b e „Vollzug der Untersuchungshaft“, Oberregierungsmedi¬ 
zinalrat Dr. W o k e r „Aufgaben des ärztlichen Dienstes in den Vollzugs¬ 
anstalten“, Stadtdirektor Dr. Breitenfeld „Strafentlassenenhilfe“, 
Magistratsrat Dr. H a e c k e 1 „Asozialenfürsorge“, Magistratsrat L a 
Q u i a n t e „Fürsorgeerziehung“. An die Vorträge schlossen sich Fragen 
und Antworten an und trugen so zur Vertiefung des Gehörten bei. Beson¬ 
ders aber waren die Führungen durch eine Reihe deutscher Vollzugs¬ 
anstalten und die hierbei ausgiebig stattfindende Erörterung von Einzel¬ 
fragen geeignet, den italienischen Teilnehmern ein klares Bild von den 
deutschen Strafvollzugseinrichtungen zu geben. Besucht wurden hierbei 
das Strafgefängnis Berlin-Tegel, Zuchthaus und Sicherungsanstalt Bran¬ 
denburg-Görden, Gerichtsgefängnis Berlin-Lichterfelde, Strafgefängnis 
Berlin-Plötzensee, Frauengefängnis Berlin-Barnimstraße, Untersuchungs- 
gefäng;nis Berlin-Moabit, Strafgefangenenlager Elberegulierung bei 
Dessau-Roßlau und Gefangenenwohnschiff „Biber“, Strafgefangenenlager 
Neusustrum und Walchum im Emsland, Untersuchungsgefängnis Ham¬ 
burg, Strafanstalt Hamburg-Fuhlsbüttel, Jugendgefängnis Neumünster. 
Hierzu traten aufschlußreiche Führungen durch das Arbeits- und Bewah¬ 
rungshaus Berlin-Lichtenberg, durch die Zweiganstalten des Arbeits- und 
Bewahrungshauses Rummelsburg in Birkholz und Kleinbeeren und durch 
das Landeserziehungsheim Struveshof. Daneben boten eine Reihe anderer 
Veranstaltungen Gelegenheit, den Gästen einen Eindruck zu verschaffen 
vom Wollen und Wirken des neuen Reiches, inbesondere von deutscher 
Kunst, Musik und Geschichte, deutscher Arbeit in Handwerk und Industrie 
und deutscher Wohlfahrtspflege. Außerordentliches Interesse fand auch 
die Besichtigung des Reichsarbeitsdienstlagers in Tremsdorf bei Potsdam. 
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Besonders hervorzuheben ist noch der Vortragsabend in der Großen 
Aula der Berliner Universität am 21. Juni d. J., bei dem vor einem äußerst 
zahlreichen und interessierten Zuhörerkreis nach einer Begrüßungs¬ 
ansprache des Reichsjustizministers Dr. G ü r t n e r Exzellenz Dr. No¬ 
vell! über „Theorie und Praxis der sichernden Maßregeln in Italien“ und 
Staatssekretär im Reichsjustizministerium Dr. F r e i s 1 e r über „Fragen 
der Sicherungsverwahrung in der deutschen Praxis“ sprachen. 

Dr. Schmidt., 


Die Gesellschaft für Deutsches Strafrecht 

Am 26. November 1937 wurde vom Präsidenten der Akademie für 
Deutsches Recht, Reichsminister Dr. Frank, <iie „Gesellschaft für 
Deutsches Strafrecht“ gegründet, nachdem er die Auflösung der „Deut¬ 
schen strafrechtlichen Gesellschaft“ und der deutschen Landesgruppe der 
„Internationalen Kriminalistischen Vereinigung“ verfüget hatte. 

Zwischen beiden Gesellschaften bestand ein sachlicher Gegensatz, der 
sich kurz mit den Schlagworten „soziolog^ische“ — „klassische“ Strafrechts¬ 
auffassung oder „Zweckstrafe“ — „Rechtsstrafe“ bezeichnen läßt.. Für 
diesen Gegensatz war im nationalsozialistischen Staat kein Raum mehr, 
beide Gesellschaften haben dann auch mit der Machtübernahme ihre Tätig¬ 
keit sehr stark eingeschränkt und schließlich eingestellt. 

Reichsminister Dr. Frank hob in seiner Gründungsrede die lang¬ 
jährigen Verdienste der beiden Gesellschaften hervor und führte aus, daß 
der Schulenstreit im nationalsozialistischen Reich in einer nennenswerten 
Weise nicht geduldet werden könne. Die einheitliche Grundlage des rechts¬ 
politischen Wollens könne nur der Nationalsozialismus sein. Damit sei aber 
nicht die Unterdrückung der Forscherfreiheit und der Eigenverantwortung 
auf dem Gebiete des Rechtsdenkens verbunden. Autorität, Ordnung und 
Disziplin dem Führer gegenüber müßten mit freier Meinungsäußerung, 
Forscheraufgabe und Leistungssteigerung verbunden werden. Innerhalb 
der nationalsozialistischen Ordnung müßte dem fähigsten und gedanken¬ 
reichsten, sozusagen dem glücklichsten Forscher die Möglichkeit gewähr¬ 
leistet sein, daß sein über allen anderen siegreich gebliebener Gedanke vom 
Führer aufgenommen werde, um in die Form eines Gesetzes umgesetzt zu 
werden. 

Das Ehrenpräsidium der neu gegründeten Gesellschaft hat Reichs¬ 
minister Dr. Frank übernommen, Vorsitzender wurde Professor Dr. Graf 
Gleispach. In den Vorstand berufen wurden Landgerichtsrat und . 
Reichsamtsleiter Barth, München, Professor Dr. D a h m , Professor 
Dr. Kohlrausch, Senatspräsident am Reichskriegsgericht Dr. Leh¬ 
mann, Professor Dr. M e z g e r und Professor Dr. Nagler. 

Die Aufgabe, die sich die Gesellschaft für Deutsches Strafrecht ge- 
.stellt hat, ist schon mit den Worten der Satzung angegeben: Mitglied kann 
jeder Deutsche werden, der sich mit Strafrecht oder verwandten Gebieten 
befaßt. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Die Gesellschaft 
wird jedes zweite Jahr eine Tagrung veranstalten; für jeden auf die Tages¬ 
ordnung gesetzten Gegenstand werden Berichterstatter gestellt werden. 
Die Leitsätze der Berichterstatter werden geraume Zeit vor dem Beginn 
der Tagung veröffentlicht werden. An den Vortrag des Berichterstatters 
schließt sich in der Regel eine Aussprache an. 

Die Gesellschaft stellt sich weiter die Aufgabe, alle Gruppen der 
Rechtswahrer in möglichst enge Verbindung zu bringen. Die Tagrungen der 
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Gesellschaft werden so gestaltet werden, daß Theorie und Praxis zu- 
sammengeführt werden und auf die Mitwirkung der einen nicht weniger 
Wert grelegt wird als auf die der anderen. 

Schließlich will die Gesellschaft die Pflege der zwischenstaatlichen 
Beziehungen wieder aiifnehmen. Die steigende Teilnahme der deutschen 
Strafrechtler an ausländischen Tagfungen und die große Zahl ausländischer 
Gelehrter, die als Gäste im Reich begrüßt werden konnten, die engen Be¬ 
ziehungen, die die Akademie für Deutsches Recht mit dem Auslande unter¬ 
hält, bieten die Gewähr für einen Erfolg. 

Seit der Eingliederung Österreichs erstreckt sich der Tätigkeits¬ 
bereich der Gesellschaft selbstverständlich auch auf dieses jüngste Land. 

Der Vorsitzende der Gesellschaft läßt an alle deutschen Rechtswahrer, 
die für das Strafrecht wissenschaftlich interessiert sind, die Einladung 
ergehen, ihren Beitritt zur Gesellschaft anzumelden. Der Mitgliedsbeitrag 
für das Jahr beträgt 8,— für Assessoren, Referendare und Gleich¬ 

gestellte 4,— 

Die erste Tagung der Gesellschaft soll vom 27. bis 29. Oktober 1988 
in München stattfinden. Weitere Nachrichten über die Tagung werden 

Schüler. 


Tagungen 

Die Würzburger Tagung des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge 

Am 23. und 24. Mai 1938 veranstaltete der als sozialwissenschaftliches 
Forschungsinstitut bekannte Deutsche Verein für öffentliche und private 
Fürsorge in Würzburg eine von über 600 Personen besuchte Tagung, deren 
Bedeutung einen Blick in die Tätigkeit des Vereins rechtfertiget. 

Der Deutsche Verein wurde im Jahre 1880 unter dem Namen 
„Deutscher Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit“ begeründet mit dem 
Zweck, „die zerstreuten Reformbestrebungen, welche auf dem Gebiet der 
Armenpflege und Wohltätigkeit hervortreten, zusammenzufassen und die 
auf diesem Gebiet tätigen Personen fortgesetzt gegenseitig aufzuklären“. 
Hierzu diente als wesentlichstes Mittel die regelmäßig in jedem Jahr 
wiederkehrende öffentliche Versammlung der Vereinsmitglieder, wobei der 
Ort der Versammlung jedesmal besonders festgesetzt wurde. Später wurde 
dem Verein eine Zentralstelle angegliedert, die — zur Geschäftsstelle aus¬ 
gebaut — die laufende Beschaffung und Verarbeitung des Materials aus 
der Praxis übernahm. Seit 1919 führt der Verein den Namen „Deutscher 
Verein für öffentliche und private PXirsorge“ mit dem Sitz der Geschäfts¬ 
stelle in Frankfurt (Main). Insbesondere in den nachfolgenden Jahren unter 
Leitung seines Vorsitzenden, Professor Dr. P o 11 i g k e i t, ist der Verein 
zu den gprundlegenden Werken der Gesetzgebung und allen wichtigeren 
Fragen auf dem Gebiet der Wohlfahrtspflege stets herangezogen worden. 

Die Machtergreifung durch den Nationalsozialismus bedingfte auch 
eine Neugestaltung des Deutschen Vereins. Der Leiter des Amts für 
Wohlfahrtpflege und Jugendhilfe im Hauptamt für Volkswohlfahrt der 
Reichsleitung der NSDAP, Reichsamtsleiter A11 h a u s , übernahm den 
Vorsitz des Vereins, die Geschäftsstelle wurde nach Berlin verleg^. 
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Sie befindet sich jetzt in Berlin C 2, Oranienburger Straße 13/14. Der 
Deutsche Verein dient heute als wissenschaftliches Institut dazu, die 
Theorie und Praxis der Wohlfahrtspflege zu verbinden und den Instanzen, 
welche die wohlfahrtspolitische Entscheidung über Fragen der Wohlfahrts¬ 
pflege zu fällen haben, durch Untersuchungen wissenschaftlichen Charak¬ 
ters die erforderlichen Vorarbeiten zu leisten. Der Deutsche Verein ist 
ferner gemäß einer Vereinbarung zwischen dem Hauptamt für Volkswohl¬ 
fahrt der Reichsleitung der NSDAP und dem Deutschen Gemeindetag in 
den von diesen Stellen begründeten Reichszusammenschluß für öffentliche 
und freie Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe, als dessen wissenschaftliches 
Org^an einbezogen worden; hierbei ist ihm die Aufgabe zugedacht, ins¬ 
besondere die Fragen, die für die Zusammenarbeit zwischen öffentlicher 
und freier Wohlfahrtspflege von Bedeutung sind, in der bisherigen Weise 
wissenschaftlich zu bearbeiten und für die Praxis nutzbar zu machen. 

Als Veröffentlichungsorgan des Deutschen Vereins dient 
der monatlich erscheinende, nur den Mitgliedern zugängliche Nachrichten¬ 
dienst (ND.), ferner verschiedene Schriftenreihen. 

Zu einer Tagung traf der Deutsche Verein nach fünfjähriger Pause 
zum ersten Mal wieder in diesem Jahre am 23. und 24. Mai in Würzburg 
zusammen. Der Besuch war außerordentlich rege, über 500 Männer und 
Frauen aus dem ganzen Reich waren erschienen. 

Galt der erste Tag vornehmlich einer Erörterung der Aufgaben und 
Arbeiten der freien Wohlfahrtspflege, so stand im Mittelpunkt des zweiten 
Tages das Thema .^Arbeitseinsatz und Fürsorge“, über das 
von seiten der Arbeits- und der Fürsorgeverwaltung Referate erstattet 
wurden. Zu diesem Thema hat der Deutsche Verein auch eine Festschrift 
herausgebracht mit zahlreichen Aufsätzen, insbesondere zum Thema der 
beschränkt arbeitseinsatzfähigen Personen (darunter ein Aufsatz von 
S t r u b e ,^Arbeitseinsatz und Arbeitserziehung in der Gefangenen- und 
Entlassenenfürsorge“). Aus den Ausführungen insbesondere des Referenten 
des Wohlfahrtsamts, Magistratsrat Dr. Prestel, Frankfurt a. M., ging 
hervor, daß heute nur noch ein geringer Prozentsatz von Menschen für den 
Arbeitsprozeß zur Verfügung steht und es sich deshalb darum handelt, 
möglichst jeden arbeitsfähigen Volksg^enossen einzusetzen. Aufgabe der 
Fürsorge ist es, beim Erfassungsdienst zu helfen, d. h. beim Aufspüren 
von Menschen, die voll arbeitsfähig sind, und beim Reifmachen für den 
Arbeitseinsatz durch Umschulung. Dies gilt in besonderem Maße auch für 
die Gefangenen- und Entlassenenfürsorge, wobei heute auf Grund der 
neueren Entwicklung nicht nur die Umschulung, sondern auch bereits die 
Vermittlung der Bestraften in eine Arbeitsstelle in die Strafzeit selbst ver¬ 
legt und damit ein Teil der Gefangenenfürsorge geworden ist. 

R o e s t e 1. 


Erste Tagung der Arbeitsgemeinschaft 

für die italienisch-deutschen Rechtsbeziehungen 

In Rom fand vom 20. bis 26. Juni 1938 die erste Tagrung dieser 
Arbeitsgemeinschaft statt. Nach Eröffnungsansprachen des Italienischen 
Justizministers Dr. Solmi und des Reichsministers Dr. Frank wurden 
mehrere grundsätzliche Rechtsfragen besprochen. 

Für unsere Leser ist die fünfte Frage von besonderem Interesse, so 
daß wir unseren Bericht darauf beschränken wollen. Der von der Akademie 
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für Deutsches Recht herausgeg^ebene Tagrungsbericht lautet folgender¬ 
maßen: 

Die Arbeitsgemeinschaft für die deutsch-italienischen Rechtsbeziehun¬ 
gen geht von der grundsätzlichen Voraussetzung aus, 

daß durch die faschistische und die nationalsozialistische Rechts¬ 
auffassung die Unterscheidung von öffentlichem und privatem Recht, 
soweit sie den Gegensatz von Gemeinschaft und Individuum und von 
Staat und Gesellschaft ausdrückte, durch die Einheit des Rechts 
der Volksgemeinschaft überwunden worden ist, 
daß aber innerhalb dieses einheitlichen Rechtes eine Unterscheidung 
notwendig ist, je nachdem, ob das Recht durch Akte der öffentlichen 
Verwaltung oder durch den eigenverantwortlichen Einsatz der Volks¬ 
genossen unter dem selbstverständlichen Vorrang des nationalen 
Wohles verwirklicht wird. 

Die Arbeitsgemeinschaft stellt fest, daß zwischen der deutschen und 
der italienischen Delegation hinsichtlich der Gestaltung des Beamten¬ 
verhältnisses und des Arbeitsverhältnisses in folgenden Punkten eine 
völlige tlbereinstimmung besteht: 

I. 

In den beiden Ländern kann auf die Unterscheidung des Beamten¬ 
verhältnisses vom Arbeitsverhältnis nicht verzichtet werden, da die großen 
Aufgaben der Entfaltung und des Schutzes der Volksgemeinschaft nur 
durch eine öffentliche Verwaltung erfüllt werden können, deren Grundlage 
ein Beamtenkörper ist, dessen Amtsführung durch besondere Pflichten und 
Rechte und durch eine öffentliche Verantwortung ausgezeichnet ist. 

II. 

Es ist die Aufgabe des Staates, für die wirtschaftliche und rechtliche 
Sicherung des Beamtenverhältnisses zu sorgen, um ein leistungsfähiges 
Beamtentum zu schaffen. 

III. 

Die Treue und Gehorsamspflicht und die ihr entsprechende staatliche 
Schutz- und Fürsorgepflicht besteht bei allen Angehörigen der öffentlichen 
Verwaltung, hat aber bei den Trägem hoheitlicher Funktionen einen be¬ 
sonders intensiven Charakter. Die Ausübung hoheitlicher Funktionen ist 
deshalb ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal innerhalb der Ange¬ 
hörigen des öffentlichen Dienstes. 

Es hänget von den geschichtlichen Überlieferungen und den politischen 
Gegebenheiten eines jeden Landes ab, zu entscheiden, welche Rechtsstellung 
die Träger technischer und wirtschaftlicher Funktionen in der öffentlichen 
Verwaltung erhalten sollen. 

IV. 

Die Rechtspolitik ist gehalten, die Unterscheidung des Beamten¬ 
verhältnisses vom Arbeitsverhältnis zu beachten und sie nicht durch eine 
rein opportunistische Praxis zu verwischen. 

Dr. S t r u b e. 

I. Internationaler Kongreß für Gerichtliche und Soziale Medizin 

Die Deutsche Gesellschaft für Gerichtliche, Soziale Medizin und 
Kriminalistik ladet zu einem Internationalen Kongreß ein, der vom 22. bis 
24. September 1938 in Bonn am Rhein stattfinden soll. Es sind 75 Referate 
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und Vorträge von Vortragenden aus 16 verschiedenen Ländern vorgesehen, 
von denen unsere Fachkreise besonders der Vortrag des Universitäts¬ 
professors Dr. Többen aus Münster über „Moderne kriminalbiologische 
Erfahrungen im Hinblick auf die aktuelle xmd internationale Bedeutung 
der Verhütung der Jugendkriminalität“ interessieren dürfte. Näheres ergibt 
sich aus dem Programm, das von dem Präsidenten der Gesellschaft, Pro¬ 
fessor Dr. Pietrusky in Bonn, Theaterstraße 52, oder von dem Sekretär 
der Tagung, Professor Dr. Schräder in Halle (Saale), Franzosenweg 1, an¬ 
gefordert werden kann. Dr, S t r u b e. 

Schrifttum 

Inland 

Strafgesetzbuch mit den wichtigsten Nebengesetzen. Textausgabe mit Ver¬ 
weisungen und Sachverzeichnis. Fünfte, neubearbeitete Auflage. VIII, 
313 Seiten Taschenformat. München und Berlin 1938. Verlag C. H. 
Beck. Roter Leinenband 1,80 

In der bekannten Beckschen Sammlung der roten Textausgaben ist 
bereits die fünfte neubearbeitete Auflage des StGB, erschienen. Sie ent¬ 
hält, auf den neuesten Stand gebracht, außer dem Strafgesetzbuch ins¬ 
gesamt 51 Nebengesetze, darunter einschlägige Auszüge aus der Straßen¬ 
verkehrsordnung vom 13. November 1937 und das Gesetz gegen die 
Schwarzsender vom 24. November 1937. Die praktische Brauchbarkeit 
dieser Ausgabe wird erhöht durch zahlreiche Verweisungen, besonders aber 
durch das recht ausführliche und sorgfältig aufgestellte Sachverzeichnis. 
Die handliche und billige Textausgabe erfüllt die Anforderungen der Praxis 
und wird zweifellos ihren Weg machen. Dr. Schmidt. 

Dr. Hans Groß, Die Erforschung des Sachverhalts strafbarer Handlungen. 
Ein Leitfaden für Beamte der Staatsanwalt.schaft und des Polizei- und 
Sicherheitsdienstes, 7. Auflage, neu bearbeitet von Dr. Karl Leibig, 
Regfierungsrat I. Klasse in München, J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier), München, Berlin und Leipzig 1938, Preis 5,60 

Dieser Leitfaden ist eine wertvolle Hilfe für die Kriminalbeamten 
und auch für die Beamten der Staatsanwaltschaft. Er gibt praktische 
Winke, wie man am besten und erfolgreichsten eine strafbare Handlung 
aufklärt und den Täter der Bestrafung zuführt. Es sind keine Theorien, 
sondern in jahrelanger Praxis gesammelte Erfahrungen, die in jedermann 
verständlicher Darstellung aufgezeichnet sind. Eine Reihe von Skizzen 
und Abbildungen dienen zur Veranschaulichung. 

Während der allgemeine Teil, um aus der Fülle des Stoffes nur einiges 
herauszugreifen, von Zeugen und Sachverständigen, Tatbestandsaufnahmen, 
Gaunerkniffen, Waffen, Spuren usw. berichtet, werden im besonderen Teile 
die wichtigsten strafbaren Handlungen, wie Körperverletzung, Diebstahl, 
Hehlerei, Erpressung, Betrug, Urkundenfälschung und Brandstiftung aus¬ 
führlich besprochen. Das Buch ist ein wertvoller Beitrag zur Bekämpfung 
des Verbrechertums. Die beste Empfehlung ist die Tatsache, daß es sich 
3& Jahre lang in der kriminalistischen Praxis bewährt hat, so daß jetzt 
eine 7. Auflage herausgegeben werden konnte. Dr. G o e b e 1. 
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Bertsch, Wörterbuch der Kunden- und Gaunersprache, 130 Seiten, S**, Preis 
5,— MH,. Verlag Junker & Diinnhaupt, Berlin 1938. 

Der Verfasser ist über 20 Jahre Geistlicher an der Landesstrafanstalt 
in Ludwigsburg gewesen und hat den Insassen die Geheimnisse ihrer 
Sprache abgelauscht. In Form eines Wörterbuches hat er die der deutschen 
Sprache entsprechenden Ausdrücke der Kunden und Gauner zusammen¬ 
gestellt. Das Buch ist eine gute Hilfe für den Kriminalisten, Rechtswahrer 
und Gefängnisbeamten. Es bildet eine wertvolle Ergänzung der Wörter¬ 
bücher, in denen die Ausdrücke und Redewendungen der Verbrecher und 
Bettler mit Angabe ihrer Bedeutung gesammelt sind. g t r u b e 

Schaeffer, Neugestaltung von Recht und Wirtschaft, 

Heft 8 Teil I: von Hinüber, Strafrecht nach dem neuesten Stande, All- 
gfemeiner Teil, 6 . Auflage, 1938, Preis 2,40 MM, 130 Seiten. 

Heft 8 Teil II: von Hinüber, Strafrecht nach dem neuesten Stande, 
Besonderer Teil, 4. Auflage, 1938, Preis 2,40 MM, 106 Seiten. 
Verlag W. Kohlhammer, Abteilung Schaeffer, Leipzig C 1. 

"Übersichtlich gegliedert, knapp gefaßt und durchaus erschöpfend hat 
der Verfasser die beiden Teile des geltenden Strafrechts zum praktischen 
Gebrauch für Lehrende und Lernende dargestellt. Bei den Lehrkursen der 
Gefängnisverwaltung werden die Hefte mit Erfolg verwendet werden 
können. Die Art des Aufbaues gestattet mühelos eine Beschränkung des 
Stoffes, so daß sie für jede Lehrstufe brauchbar sind. Der Schüler kann 
sie als Lembuch verwenden, der Lehrer danach seinen Vortrag aufbauen. 
Die Hefte können allen Ausbildungsleitern zur Anschaffung empfohlen 


werden. 


Dr. S t r u b e. 


Neumann, Handbuch der gesamten Dampfwäscherei, 2. Auflage, mit 66 Ab¬ 
bildungen, 237 Seiten, Verlag Carl Marhold, Verlagsbuchhandlung, 
Halle a. d. S., 1938, Preis geh. 6,60 MH, geb. 7,60 MM. 

Das Buch gibt Auskunft über Arten und Bedienung der Wasch¬ 
maschinen, über Trockenapparate, Waschmittel und überhaupt alle Fragen, 
die bei der Einrichtung und beim Betrieb einer Dampfwäscherei auf¬ 
tauchen. Die Darstellung ist so gründlich, daß einzelne Teile (wie die Aus¬ 
führungen über die Schleudermaschinen als Gebrauchsanweisungen ver¬ 
wendet werden können. Nach Durchsicht des Buches wird der Leser die 
Forderung des Verfassers bestätigen, daß es wegen des Wertes der Wäsche 
unbedingt notwendig ist, der Ausbildung und Belehrung der Waschküchen¬ 
beamten usw. größere Bedeutung beizumessen. g t ^ y 5 g 


Kriminalistische Abhandlungen, herausgegeben von Dr. Exner, ordentlicher 
Professor der Rechte an der Universität München. Verlagsbuchhand¬ 
lung Dr. Emst Wiegand, Leipzig. 

Heft XXXIII: Dr. Kohnle, Die Kriminalität entlassener Fürsorgezög¬ 
linge und die Möglichkeit einer Erfolgsprognose, 76 Seiten, 
2,50 MM, Leipzig 1938, 

Heft XXXIV: Dr. Herold, Die Kriminalität der Vorbestraften, 46 Sei¬ 
ten, 2,— MH, Leipzig 1938. 

Mit diesen beiden Heften wird die Abhandlungsreihe um zwei wert¬ 
volle Arbeiten bereichert. Wir verweisen auf die Buchbesprechung auf 
Seite 72 des vorigen Heftes unserer Blätter. 
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Kohnle hat es sich zunächst zur Aufgabe gemacht, die Erfolge der 
Fürsorgeerziehung zu untersuchen und muß am Schluß seiner Ausführun¬ 
gen die Frage aufwerfen: Berechtigt uns die Feststellung, daß nur knapp 
ein Drittel der Fürsorgezöglinge sich nach der Entlassung straffrei ge¬ 
halten haben, dazu, etwa die Fürsorgeerziehung und insbesondere die An¬ 
staltserziehung zu verurteilen? Er glaubt eine Lösung des Problems in 
einer Verfeinerung und in einem weiteren Ausbau der Erziehungsmethoden 
zu finden, bekennt sich aber auch zu der Auffassung, daß es stets uner¬ 
ziehbare Zöglinge geben wird. 

Der zweite Abschnitt beschäftig^ sich mit dem Lebenserfolg in Be¬ 
ziehung auf die Individualität der Zöglinge und die Möglichkeit von 
Erfolg^rognosen. Dabei findet er den größten prognostischen Wert für 
eine schlechte Entwicklung in folgenden Punkten: schlechter Schulerfolg, 
Psychopathie, mehrfache Entweichungen, Abstammung von Zigeunerfami¬ 
lien, mangelnder Arbeitseifer, abgebrochene Lehre, gerichtliche Verurtei¬ 
lung vor und während der Fürsorgeerziehung, besonders aber in den vier 
letzten Punkten. 

Dr. Herold behandelt die Vorbestraften und kommt zu folgendem Er¬ 
gebnis: Der Strafvollzug muß alles tun, um den Sträfling auf die 
Wiedereinordnung in die Volksgemeinschaft vorzubereiten, natürlich unter 
Wahrung des Strafcharakters. Endgültiges ist aber erst gewonnen, wenn 
das ganze Volk verständnisvoll mitwirkt. Jeder einzelne muß dafür 
sorgen, daß Verbrechen nicht verborgen bleiben, sondern gesühnt werden. 
Wo der Staat aber gestraft hat, da kommt es uns nicht zu, den Bestraften 
mit weiteren Schwierigkeiten zu verfolgen. 

Mit diesen Ausführungen als Lehren aus den Untersuchungen über 
die Vorbestraften bestätiget der Verfasser die Richtigkeit der Bestrebungen, 
die seit Jahren von dem Deutschen Reichsverband für Straffälligen- 
betreuung und Ermittlungshilfe verfolgt werden. Vergleiche den Aufsatz 
über „Die Einstellung von Staat und Volk gegenüber den Vorbestraften“ 
auf Seite 350 des 5. Heftes des 68. Bandes unserer Blätter. 

Dr. S t r u b e. 


Ausland 

Finnland 

Verbrechen wider das Leben und Körperverletzungsverbrechen, eine 
statistisch-methodologische Untersuchung von Dr. Veli Verkko, Chef 
des Statistischen Büros des Finnischen Justizministeriums. Verkürzte 
deutsche Übersetzung des finnischen Originalwerkes, 151 Seiten, Hel¬ 
sinki, 1937. 

Um die zwei Bände umfassende — in finnischer Sprache gedruckte 
und 1931 veröffentlichte — „Untersuchung über die Bestimmung der 
Größenverhältnisse der Gewaltkriminalität“ weiteren Kreisen zugänglich 
zu machen, hat der Verfasser einen Auszug in deutscher Sprache verfaßt, 
der uns seine wertvollen Arbeiten verständlich macht. Die deutsche Über¬ 
setzung enthält die beinahe vollständige Übertragung des 1. Bandes mit 
Ausnahme des Tabellenwerkes, auf das im deutschen Text hingewiesen ist, 
so daß der Leser mittels dieser Hinweise die Tabellen und Diagramme 
des finnischen Originals ohne größeren Schwierigkeiten lesen und auswer¬ 
ten kann. 

Es ist für den Kriminalstatistiker eine bekannte Tatsache, daß ihm 
die Kriminalstatistik keinen Aufschluß über die wirkliche Kriminalität 
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(delinquenza reale nach der Ausdrucksweise des italienischen Forschers 
F e r r i) geben kann. Er muß sich daher damit begnügen, die Frage nach 
der Entwicklungsrichtung der Kriminalität zu beantworten, sowie die Stufe 
der Kriminalität in einem Lande zu einem bestimmten Zeitpunkt fest¬ 
zustellen, um sie mit der Stufe anderer Länder zu vergleichen. Diese Auf¬ 
gabe hat sich der Verfasser gestellt. Nach seiner Ansicht läßt sich für 
einen bestimmten Fall, nämlich die Zahl der festgestellten vorsätzlichen, 
vollendeten Verbrechen wider das Leben, mit Ausnahme von Kindesmord, 
die delinquenza reale bestimmen. Damit wäre die sogenannte „Dunkel¬ 
ziffer“, d. h. die Zahl der zwar begangenen, aber mangels Entdeckung oder 
Überführung des Täters nicht abgeurteilten Verbrechen für einen begrenz¬ 
ten Ausschnitt der Kriminalstatistik festgestellt. Tatsächlich ist aber diese 
Feststellung objektiv auch für diesen Sonderfall nicht möglich, da der 
Nachweis der delinquenza reale, den die Todesursachenstatistik bzw. die 
Anzeigenstatistik der Polizei über die genannten Fälle vorsätzlicher voll¬ 
endeter Tötung führt, keineswegs einwandfrei ist (insbesondere wenn Fälle 
vorsätzlicher Tötung als Unglücksfall, Selbstmord usw. angegeben wer¬ 
den). Was die Entwicklungsrichtung der Verbrechen wider das Leben an¬ 
betrifft, so wird sie stark beeinträchtigt durch das zeitliche Auseinander¬ 
fallen von Tat und Aburteilung, das gerade bei diesen Verbrechen eine 
besondere Rolle spielt wegen der Schwierigkeit der Aufklärung, der Dauer 
des Prozesses usw. Trotz dieser Bedenken stellt die umfangreiche Be¬ 
arbeitung dieses Problemkreises eine wertvolle Bereicherung der bisher 
sehr spärlichen Literatur über die „Dunkelziffer“ dar. Die Angaben des 
ersten Bandes über die Stufe der vorsätzlichen Verbrechen wider das Leben 
in den benachbarten Ländern Finnlands beleuchtet in klarer Weise die 
Intensität der Tötungskriminalität in diesen Gebieten, und es wäre im Hin¬ 
blick auf die Forderung der kriminologischen Forschung sehr zu begrüßen, 
wenn auch der zweite Band, der statistische Angaben über die übrigen 
europäischen Länder enthält, ebenfalls vom Verfasser in deutscher Sprache 
herausgegeben wird. 

Kurt E. Meyer, Koblenz. 


Zeitschriften 

Inland 

Monatsblätter für Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe, Berlin 
SO 36, 13. Jahrgang. 

Heft 6 vom März 1938 

Fürsorge und Erziehung durch die Angehörigen¬ 
sprechstunde des Anstaltsleiters von Regierungsrat 
Schriever, Vorstand des Zuchthauses Freiendiez. 

1 

Wenn die Annahme berechtigt ist, daß das höchste Ziel des Straf¬ 
vollzuges, die Resozialisierung des Straffälligen, durch eine Vermittlung 
zwischen ihm und seiner Familie erreicht werden kann, soll sich in beson¬ 
deren Fällen auch der Anstaltsleiter einschalten. 

Die p o 1 i t i s c h e S c h u 1 e a 1 s G e f a n g e n e nf ü r s o r g e für 
politische Gefangene von Pfarrer Fr. Krüger, Bremen-Oslebs¬ 
hausen. 

Erfahrungsgemäß ist der Gefangene allein in der Regel nicht in der 
Lage, seine politisch-weltanschauliche Abkehr vom Kommunismus oder 
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Marxismus selbst vorzubereiten oder sich selbst zu erarbeiten. Er wird 
der systematischen PHihrung und Anleitung während der Haft bedürfen, 
um aus seiner früheren politischen Denkweise herauszukommen und diese 
innerlich zu überwinden. 

Aus der Sprechstunde einer Fürsorgerin von Hermine 
Schäfer, Fürsorgerin, Frankfurt a. Main. 

Bei der fürsorgerischen Betreuung der Strafentlassenen handelt es 
sich nicht um „normale“ Fürsorgeangelegenheiten, sondern um Aufgaben 
ganz spezieller Art, die weniger eine materielle Hilfe, sondern vorwiegend 
eine „seelische Betreuung“ verlangen. An Beispielen wird die Arbeit der 
Entlassenfürsorge erläutert. 

Auslandschau: Der Boys Club von Amerika. 

Heft 7/8 vom April/Mai 1938 

Eine vergleichende Betrachtung des österreichischen und deutschen 
Straftilgungsgesetzes, zugleich ein Beitrag zur Neugestal¬ 
tung des deutschen Straftilgungsrcchts von Assessor Erich WolfT, 
Berlin. 

Eine Änderung der deutschen Gesetzesbestimmungen in Anlehnung 
an die österreichische Regelung wird in folgender Weise vorgeschlagen: 

I. Die Wirkung der Tilgung muß derart sein, daß der Verurteilte in Zu¬ 
kunft als unbestraft anzusehen ist. 

II. Diese Art der Wirkung bedingt jedoch besondere Voraussetzungen für 
den Eintritt der Vergünstigung: 

1 . Antrag des Verurteilten, 

2. Prüfung der Bewährung, 

3. Wiedergutmachung des Schadens, 

4. Widerruflichkeit. 

Was soll der Helfer ermitteln? von Pfarrer Bickel, Zwei¬ 
brücken. 

Der Ermittlungsauftrag bezieht sich auf die wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse des Täters, auf die Erforschung der Umgebung des Täters in 
weltanschaulicher Hinsicht und auf die rein persönlichen Fragen, wie Ab¬ 
stammung, Elternhaus, Vorleben. Die Krone der Helfertätigkeit ist der 
Hausbesuch. 

Die geistige Fürsorge für die politischen Gefan¬ 
genen von Pfarrer Fr. Krüger, Bremen-Oslebshausen. 

Die politische Schule hat das besondere Ziel, das an die Gefangenen 
herangetragrene Material mit diesen durchzuarbeiten und positiv aus¬ 
zuwerten, d. h. Einsprüche zu widerlegen, Mißverständnisse zu klären und 
Zweifel zu zerstreuen. 

Auslandsschau: Ein Frauengefängnis in den USA. 

Deutsches Recht, Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 8. Jahrgang. 

Heft 11/12 vom 15. Juni 1938. 

Glauben, Wissen und Können von Reichsminister 
D r. Frank. 

Wir müs.sen in einer der geistesgeschichtlich schwierigsten Perioden, 
wo alle geistigen Werte vor den schöpferischen Kräften einer Gemeinschaft 
zu wanken beginnen, eine Rechtsidee aufbauen. Der Führer hat uns das 
Recht wiedergegeben, es ist unsere Pflicht, ihm das Recht sicherzustellen. 
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Nachrichtendienst des deutschen Vereins für öffentliche und private Für¬ 
sorge, Frankfurt (Main). 18. Jahrgang, Nr. 11 vom November 1937. 

Zur Frage des Jugendgerichts. 

Im Mittelpunkt der Jugendgerichtsbarkeit muß der Gedanke stehen, 
daß jeder Jugendliche einen Wert für die Zukunft darstellt und daher ver¬ 
hindert werden muß, daß er der Volksgemeinschaft verloren geht. Aus¬ 
schlaggebend können daher nicht Erwägungen über die Notwendigkeit der 
Vergeltung oder das Wesen der Strafe sein, sondern nur der Gedanke: 
Wie können diese Jugendlichen wieder in die Volksgemeinschaft eingeglie¬ 
dert werden? 

Nr. 4 vom April 1938. 

Der b e I gi s c h e J u ge nd s t r a f V o 11 z u g inHoogstrae- 
t e n wird in drei Abschnitten vollzogen, die aber bewußt sowohl vom eng¬ 
lischen Borstal-System wie auch vom mitteleuropäischen Stufensystem ab¬ 
weichen. Im ersten Abschnitt, der Arbeitsabteilung, wechselt Unterricht 
und Fachschulxmg mit Hand-, Fabrik- oder Landarbeit. Nach frühestens 
neun Monaten kommt die „Gruppenerziehung“ und darauf folgt die „be¬ 
schränkte soziale Freilassung“. In diesem letzten Abschnitt wird der Straf¬ 
gefangene unter normalen arbeitsrechtlichen Bedingrungen in einem freien 
Betrieb der Umgegend beschäftiget und kehrt zur Nacht- und Freizeit in 
das Gefängnis zurück. 

Deutsche Justiz, Amtliches Blatt der Deutschen Rechtspflege, R. v. Deckers 
Verlag, Berlin, 100. Jahrgang. 

Nr. 15 vom 16. April 1938. 

Arbeitseinsatz des Strafvollzuges im Dienste 
des Vierjahresplanes von Staatssekretär Dr. Freis- 
1er, Berlin. 

Der richtige Großeinsatz aller verfügbaren Arbeitskräfte ist eines 
der wichtigsten Mittel, um die Ziele des Vierjahresplanes zu erreichen. Der 
deutsche Strafvollzug hat hier an seinem Teile mitzuhelfen. Nach fünf 
Richtungen muß der Arbeitseinsatz der Strafgefangenen erstrebt werden: 
1. Wir müssen jeden Gefangenen an die Arbeit bringen; 2. Wir müssen die 
die Produktivität steigernden Maßnahmen unserer Arbeitsorganisation 
treffen; 3. Wir müssen zweckentsprechend bestimmen, was zu arbeiten ist; 
4. Wir müssen unsere Anpassungsfähigkeit an die jeweils wechselnde Lage 
steigern; 5. Wir müssen Maßnahmen treffen, die den Gefangenen zur Stei¬ 
gerung seiner Leistung anspomen. In den weiteren Ausführungen nimmt 
der Verfasser eingehend zu diesen fünf Punkten Stellung. 

Nr. 16 vom 22. April 1938. 

Fragen zur Sicherungsverwahrung von Staats¬ 
sekretär Dr. Freister, Berlin. 

Sicherungsverwahrung wurde 1934 in 3935, 1935 in 1318, 1936 in 907 
und 1937 in 692 Fällen verhängt. Die Zahlen sind rückläufig, weil ein Teil 
der Gewohnheitsverbrecher schon unschädlich gemacht ist und wir uns dem 
Zeitpunkt nähern, in dem es nur noch gilt, die jährlich zuwachsenden Ge¬ 
wohnheitsverbrecher aus der Volksgemeinschaft auszuscheiden. Große 
Schwierigkeiten macht die Prüfung der Frage, ob der Sicherungsverwahrte 
entlassen werden kann, weil man aus dem Verhalten des Verurteilten in 
der Unfreiheit eine Prognose auf sein Verhalten in der Gemeinschaft nicht 
stellen kann. Ferner stellt die Sicherungsverwahrung auch dem Vollzüge 
selbst schwere Probleme. 
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Nr. 24 vom 17. Juni 1938. 

Entwicklungf der Kr i m ina 1 i t ät von La nd ge rich t s- 
direkter Dr. Stolzenburg, Berlin. 

Das Reichsjustizministerium hat eine vierteljährliche Anklagestatistik 
geschaffen, die in 14 kriminalpolitisch besonders interessierenden Delikts¬ 
gruppen die Zahl der wegen dieser Straftaten angeklagten Personen erfaßt. 
Diese Statistik liegt für 2% Jahre (1. Oktober 1935 bis 31. März 1938) 
vor und zeigt während dieses Zeitraums fallende Zahlen bei Hochverrat, 
Heimtückesachen, Blutschutzdelikten, Raub und räuberische Erpressung, 
vorsätzliche Brandstiftung, Diebstahl, Unterschlagung, Zuwiderhandlungen 
gegen den § 175, dagegen steigende bei Landesverratssachen, falsche An¬ 
schuldigungen und Abtreibungen. Dr. S t r u b e. 

Ausland 

Italien 

Rivista di diritto penitenziario, studi teorici e pratici. Herausgeber: 

Giovanni Novelli. Rom. 8. Jahrgang. Heft 5, September/Oktober 1937. 

Das Heft wird mit einem Runderlaß des italienischen Justizministers 
vom 18. September 1937 (Nr. 2663) über Fortbildungskurse für Richter 
eingeleitet. Senatspräsident am Kassationsgerichtshof Dr. Novelli, der 
Herausgeber der Zeitschrift, schickt der Verfügung einführende Worte vor¬ 
aus, wobei er auf den früheren Runderlaß vom 13. Juli 1935 (Nr. 2554) 
über die Probezeit der Richteramtsanwärter hinweist. Die neue Verfügung 
vom 18. September 1937 richtet für die sogenannten Hilfs- und Neben¬ 
disziplinen der Rechtswissenschaft bei einer Reihe von Appellations¬ 
gerichtshöfen (am Sitze einer Universität oder in enger Nachbarschaft) 
besondere Kurse ein. Die Kurse behandeln die gerichtliche Medizin, die 
Kriminalpsychologie und -anthropologie, die Psychopathologie, die Bio¬ 
pathologie, die toxikologische Chemie, die Polizeiwissenschaft, das Han¬ 
dels-, Industrie- und Bankwesen, die Arbeitsgesetzgebung, das Syndikats¬ 
und Korporationsrecht, ferner die grundlegenden Gesichtspunkte des Straf¬ 
vollzuges unter besonderer Berücksichtigung der großen Bedeutimg, die 
den Sicherungsmaßregeln auf dem Gebiete der Vorbeugung gegen das Ver¬ 
brechertum zukommt. Der Runderlaß soll die Richter mit den Fächern ver¬ 
traut machen, die für die Ausübung des Richteramts praktisch so hoch 
bedeutsam sind, die aber im Universitätsunterricht entweder überhaupt 
nicht oder doch nur als Nebenfächer oder fakultative Fächer behandelt 
werden. Die Verfügung ist der größten Beachtung wert. Es sei in diesem 
Zusammenhang erwähnt, daß sich der erste internationale Kongreß für 
Kiriminologie, der im Oktober d. J. in Rom stattfinden wird, in seinem 
dritten Thema mit derselben Frage beschäftigt („Die Rolle des Richters 
im Kampfe gegen die Kriminalität und seine kriminologische Schulung“). 

Der einleitende Originalartikel von Dr. Giuliano Vassalli, 
Assistent an der katholischen Universität in Mailand, behandelt „Die 
deutsche Rechtsprechung in Strafsachen auf dem Gebiete der Analogie“. 
Dr. Vassalli, der sich zum Studium dieser Frage im vorigen Jahre mehrere 
Monate in Deutschland aufgehalten hat, gibt nach einigen theoretischen 
Erörterungen eine Übersicht über die einschlägigen gerichtlichen Entschei¬ 
dungen. Er führt sodann aus, daß eine genaue Feststellung der Rechtslage 
im Einzelfalle meist sehr schwierig sei. Einen Teil der Fälle könne man 
mit ausdehnender Gesetzesauslegung lösen. Im übrigen zieht der Verfasser 
ein technisch vervollkommnetes und modernes Strafgesetzbuch, das durch 



158 


Novellen und Spezialgesetze den neu auftretenden Bedürfnissen Rechnung 
trägt, der Analogie vor. In den meisten Fällen, in denen der deutsche 
Richter mit Analogie gearbeitet habe, treffe das italienische Strafgesetz¬ 
buch mit seinen genauen und technisch vollendeten Normen schon ausdrück¬ 
liche Vorsorge. Dr. Vassalli erkennt an, daß die deutsche Rechtsprechung, 
namentlich der oberste Gerichtshof, die Analogie mit großer Sorgfalt und 
Überlegung anwendet. Es sprächen auch ernsthafte und gewichtige Gründe 
für die bedeutsame Neuerung des deutschen Strafrechts, für deren Ein¬ 
führung der Wille maßgebend gewesen sei, der wahren Gerechtigkeit näher 
zu kommen. Letzten Endes aber handele es sich bei dem Problem, ob man 
an dem alten Grundsatz „nullum crimen sine lege“ festhalten solle oder 
nicht, um eine politische Entscheidungsfrage, deren Lösung den Rahmen 
der Arbeit überschreite. 

Im nächsten Artikel behandelt der Direktor des Bundeskriminal¬ 
polizeiamts im Justizministerium der Vereinigten Staaten, J. E. H o o - 
V e r, die „Verwirklichung wissenschaftlicher Gesetzesanwendung“ und 
Dr. R. B e n o n, Mitglied der medizinisch-psychologischen Gesellschaft in 
Paris, die „Erregungs- und Leidenschaftszustände und die Zurechnungs¬ 
fähigkeit“. 

Im folgenden Abschnitt des Heftes wird über eine Reihe von wissen¬ 
schaftlichen Tagungen, die in Zusammenhang mit der Ausstellung üb,er die 
Ferienkolonien und den Jugendschutz im vorigen Jahr stattgefunden haben, 
sowie über den XII. Internationalen Jugendschutzkongreß in Parip und 
über die Tagung der Kriminalbiologischen Gesellschaft in München im 
letzten Oktober berichtet. 

Appellationsgerichtsrat Pannullo handelt sodann in längeren Aus¬ 
führungen von der in Italien bestrittenen Frage, ob die Verweigerung der 
ehelichen Beiwohnung ein Delikt nach Art. 570 des Strafgesetzbuchs (Ver¬ 
letzung der Fürsorgepflicht gegenüber der Familie) darstellt. 

In den amtlichen Bekanntmachungen ist ein Runderlaß vom 20. Okto¬ 
ber 1937 (Nr. 1005) enthalten, der die bisherigen Vorschriften auf dem 
Gebiete der Gefängnisstatistik ergänzt und in neuer Fassung herausbringt. 

Aus dem übrigen Inhalt des Heftes ist noch ein Bericht über die 
Strafvollzugsreform in Siam hervorzuheben. Die siamesische Regierung 
beabsichtigt, eine grundlegende Reform des gesamten Strafvollzugs durch¬ 
zuführen. In Verfolg dieses Zieles hat sie die italienische Regierung tun 
Entsendung eines Sachverständigen gebeten. Italien hat daraufhin einen 
Rat am Kassationsgerichtshof, der viele Jahre in der Strafvollzugsverwal¬ 
tung tätig gewesen ist, nach Siam entsandt. Der italienische Sachverstän¬ 
dige hat schon eine Reihe von gutachtlichen Äußerungen mit Reform¬ 
vorschlägen vorgelegt und u. a. auch die Einführung des italienischen 
Überwachungsrichters vorgeschlagen. Das Ersuchen Siams an Italien zeigt, 
wie sehr auch im Ausland die Strafrechts- und Strafvollzugsreform be¬ 
achtet wird, die Italien vor einigen Jahren durchgeführt hat, und die seit¬ 
her immer noch weiter aufgebaut wird. 

Rivista di diritto penitenziario, studi teorici e pratici. Herausgeber: 

Giovanni N o v e 11 i. Rom. 8. Jahrgang. Heft 6, Novbr./Dezbr. 1937. 

Der erste Originalartikel von dem bekannten Professor Di T u 11 i o 
hat „Die konstitutionalistische Richtung in der kriminologischen Wissen¬ 
schaft und Praxis“ zum Gegenstand. Verfasser erinnert einleitend an die 
Umstände, welche die Entwicklung der kon.stitutionalistischen Richtung in 
der Kriminalanthropologie hauptsächlich in der Zeit unmittelbar nach dem 
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Kriege in Italien wie außerhalb begünstigt haben. Manche Studien von 
damals seien vielleicht überstürzt und nicht so exakt gewesen, wie es er¬ 
forderlich gewesen wäre. Aber die Untersuchungen an einigen tausend 
Verbrechern der römischen Vollzugsanstalten hätten dem Verfasser nach 
und nach doch immer klarer gezeigt, daß die besondere Struktur der 
Wesensart des Verbrechers, die Gesamtheit der morphologischen, funk¬ 
tionellen imd psychologischen Eigentümlichkeiten, die einen Verbrecher 
vom anderen unterschieden, bedeutender sei, als die auf alle Verbrecher 
gemeinsam einwirkenden Ursachen der Kriminalität. Die Verbrechens¬ 
ursachen seien verschiedener Art, sie ergäben sich aus der Anlage wie aus 
der Umwelt. Die individuelle Wesensart und Konstitution jedes Verbrechers 
bilde aber ein so grundlegendes Element, daß deren Kenntnis für das Ver¬ 
ständnis der kriminellen Erscheinung unerläßlich sei, ebenso wie für die 
Würdigung der Schwere der Tat und für die Beurteilung der Gefährlich¬ 
keit und der Besserungsfähigkeit des Verbrechers. Der Verfasser erinnert 
sodann daran, wie sehr die konstitutionalistische Richtung zur Entwicklung 
der Kriminalanthropologie beigetragen habe. Er legt nochmals die Haupt¬ 
grundsätze seiner Lehre über die verbrecherische Konstitution dar und 
schildert die Bedeutung, die der konstitutionalistischen Richtung in der 
Praxis der Strafrechtspflege zukomme. Di T u 11 i o schließt mit dem 
Wunsche für eine immer engere Zusammenarbeit zwi.schen Wissenschaft 
und Recht im Kampf gegen die Kriminalität. 

Adv. G. Santucci schreibt über „Psychologische Reaktionen (Ge¬ 
wissenbiß, Reue, Sühne)“. Er kommt zu folgendem Ergebnis: Der Ge¬ 
wissensbiß und die Reue sind beide psychologische Rückwirkungen, die man 
auf wissenschaftlicher Basis prüfen kann. Diese Erscheinungen bilden, 
wenn man von jeder metaphysischen Betrachtung absieht und sie ihres 
mysteriösen Beiwerks entkleidet, keine Stütze für die idealistischen Straf¬ 
rechtstheorien der Sühne und Vergeltung. Auf der anderen Seite stehen 
diese Erscheinungen keineswegs in Widerspruch mit den personalistischen 
Theorien der Repression sowie der strafrechtlichen Zurechenbarkeit und Ver¬ 
antwortlichkeit, sondern lassen sich mit diesen sehr wohl in Einklang bringen. 

Anschließend folgt eine Mitteilung über den Ersten Internationalen 
Kriminologischen Kongreß in Rom mit den zu behandelnden Themen und 
den Erläuterungen (vgl. hierzu Strube, Blätter für Gefängniskunde, 
28. Band, S. 407/8), sowie eine Zusammenstellung der Entschließungen der 
strafrechtlichen Sektion des II. Internationalen Kongresses für Rechts¬ 
vergleichung, der im August v. J. im Haag stattgefunden hat. 

T. Napolitano berichtet sodann über eine Verordnung des Zen- 
tral-Exekutivkomitees der U. R. S. S. vom 2. Oktober 1937, welche das 
Höchstmaß der Gefängnisstrafe von 10 auf 25 Jahre verlängert hat. Die 
Verordnung ändert den einschlägigen Artikel 18 der Grundsätze der Straf¬ 
gesetzgebung der U. R. S. S. und der Bundesrepubliken in der angegebenen 
Richtung ab und ermächtigt die zentralen Exekutivkomitees der Bimdes- 
republiken, die einzelnen Gesetzgebungen an den Inhalt dieSer Verord¬ 
nung anzugleichen. Die angegebene Strafschärfung wurde, wie die Ver¬ 
ordnung selbst hervorhebt, im Interesse eines intensiveren Kampfes gegen 
die Spionage, die gemeingefährlichen Delikte und gegen alle Formen der 
Sabotage durchgeführt. Damit auch das Mäntelchen der Humanität nicht 
fehle, führt die Verordnung aus, daß dem Gericht nunmehr die Möglichkeit 
gegeben wird, in manchen Fällen an Stelle der Todesstrafe auf eine längere 
Freiheitsstrafe zu erkennen. Die Verordnung zeigt deutlich, wie die gegen 
die Stalinsche Politik gerichtete Opposition den bolschewistischen Macht- 
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habem zu schaffen macht. Im übrigen muß man sich daran erinnern, daß 
die Kriminalpolitik der Sowjets ihre angebliche Menschlichkeit gerade auch 
auf die Tatsache stützte, daß das Maximum der Freiheitsentziehung bedeu¬ 
tend geringer sei als in den sogenannten kapitalistischen Ländern. Ergän¬ 
zend sei bemerkt, daß Sowjet-Rußland noch im Herbst 1936 im Völkerbund, 
der sich seit etwa 7 Jahren mit Plagen des Strafrechts und Strafvollzugs 
beschäftigt, mit großen Worten eine allgemeine Beschränkung der Frei¬ 
heitsstrafen auf höchstens 10 Jahre vorgeschlagen hat. 

In der Abteilung „Rechtslehre“ bringt Professor A. Santoroan der 
Universität Pisa einen Aufsatz über die Definition des fahrlässigen Delikts; 
Professor G. Leone an der Universität Messina schreibt über die Am¬ 
nestie in bezug auf ausländische Urteile, die in Italien anerkannt werden. 

Aus der Rechtsprechung verdient die Entscheidung eines italienischen 
Überwachungsrichters mit einer längeren Anmerkung von A. Leone her¬ 
vorgehoben zu werden, die das Zusammentreffen des Vollzugs einer 
Sicherungsmaßregel mit Untersuchungshaft zum Gegenstand hat. 

Der amtliche Teil bringt im Anschluß an die Verfügung vom 18. Sep¬ 
tember 1937 über die Fortbildungskurse für Richter (vgl. oben S. 167) 
einen weiteren Runderlaß vom 27. November 1937, der ein umfassendes 
Programm mit allen den Materien enthält, die Gegenstand der Kurse sind. 
Das Programm ist in acht Abchnitte eingeteilt: Gerichtliche Medizin und 
damit zusammenhängende Wissenschaften (gerichtliche Psychopathologie 
und Kriminalanthropologie), Polizeiwissenschaft (Feststellung der Tat, 
Identifizierung des Täters), Handels-, Industrie- und Bankwesen, Arbeits-, 
Syndikats- und Korporationsrecht, Unfallversicherungsrecht und Ver¬ 
sicherung gegen Berufskrankheiten, Strafrecht, Strafverfahrensrecht und 
Strafvollzugsrecht. 

Unter den kleineren Mitteilungen ist ein Bericht über die Eröffnung 
einer Beobachtungszentrale für gestrauchelte Minderjährigfe in Mailand 
hervorzuheben. Die Zentrale hat die Aufgabe, die Wesensart g^estrauchel- 
ter Jugendlicher durch wissenschaftliche Beobachtung festzustellen und die 
zweckmäßigsten Mittel für die Wiedereingliederung in die Volksgemein¬ 
schaft zu finden. Die Jugendlichen werden anthropologischen und sozialen 
Untersuchungen unterworfen mit dem Ziele, diejenigen Umstände zu er¬ 
forschen, die für ihre Verwahrlosung und ihr Straffälligwerden ursächlich 
gewesen sind. Das Institut, das eine Belegungsfähigkeit von über 60 Köpfen 
hat, ist mit den modernsten Einrichtungen der heilpädagogischen Medizin 
ausgestattet. 

Das Heft schließt mit einem aufschlußreichen Aufsatz von Giovanni 
N o V e 11 i, dem Herausgeber der Zeitschrift, über die Entlassenenfürsorge 
in Italien. Der Aufsatz behandelt zunächst Ursprung und Entwicklung des 
Problems der Entlassenenfürsorge, die Privatinitiative auf dem Gebiete der 
Entlassenenfürsorge und die Grenzen der Fürsorge in subjektiver Hinsicht. 
Sodann geht er auf die positiv-rechtliche Regelung der Entlassenen¬ 
fürsorge iii Italien ein (Fürsorgeausschuß, seine Zusammensetzung und 
Aufgaben, Organisation und Tätigkeit der Fürsorgestellen, Kontrolle über 
die der Schutzaufsicht unterworfenen Personen, Zusammenarbeit zwischen 
der Tätigkeit der Justiz- und der Polizeibehörden, Familienfürsorge, Geld¬ 
strafenkasse). Landgerichtsrat Dr. Dallinger, Berlin. 

Herausgeber und Hauptschriftleiter: Oberregierungsrat Dr. W. Strube, 
Berlin-Moabit. — Verlag: Carl Winters Universitätsbuchhandlung, Heidel¬ 
berg, Lutherstr. 50. — Druck: Strafgefängnis Berlin-Tegel, Seidelstr. 39. 
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Zum Ersten Internationalen Kongreß 
für Kriminologie in Rom 

Dem Ersten Internationalen Kongreß für E^minologie in 
Rom gelten unsere herzlichsten Wünsche! 

Durchdrungen von der Überzeugung, daß der Strafvollzug 
von der Kriminologie immer wieder bereichert werden wird, und 
gewillt, vom Strafvollzug her zu ihrer Förderung nach Kräften 
beizutragen, widmen wir dem Kongreß dieses Heft unserer 
Blätter für Gefängniskunde. 

Wir gn^üßen das befreundete Gastland Italien und die 
Männer dieses Landes, deren Weitblick und Tatkraft diesen 
Kongreß ermöglicht hat, wir grüßen die italienische Wissen¬ 
schaft, der das Fachgebiet des Kongresses so viel verdankt, 
und die italienische Justiz, im besonderen die Vertreter des 
italienischen Strafvollzugs, unter denen wir so liebe Freunde 
gewonnen haben! 

Unser Gruß gilt weiterhin allen denen, die aus so vielen 
Ländern der Erde zu gemeinsamer Arbeit im ewigen Rom 
zusammengekommen sind, zu friedlicher Rüstung für einen 
Kampf, in dem wir alle dasselbe Ziel haben, den Kampf gegen 
das Verbrechen! 

Möge diesem Kongreß ein recht gutes Gelingen beschieden 
sein, möge er für das Wirken der Internationalen Gesellschaft 
für Kriminologie ein verheißungsvoller Auftakt sein! 

Berlin, im Oktober 1938. 

Heil Hitler! 

Die Schriftleitung 
der Blätter für Gefängniskunde 

Dr. Walter Strube 

Dr. Edgar Schmidt Dr. Hans Eichler 


1 * 
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Der kriminalbiologische Dienst 
im deutschen Strafvollzug 

von Ministerialrat Dr. Edgar Schmidt, Berlin 

Kriminalbiologie ist die Lehre einer wissenschaftlichen Er¬ 
forschung der verbrecherischen Persönlichkeit, — oder wenn 
man das Wort „Persönlichkeit“, das für manchen einen affekt¬ 
beladenen Sinn hat, vermeiden will: der Wesensart des Krimi¬ 
nellen. Sie ist nicht reine Biologie im Sinne einer naturwissen¬ 
schaftlichen Forschungsweise. Eine solche Betrachtung der 
kriminellen Persönlichkeit gäbe ein einseitiges Bild, auch wenn 
sie — was notwendig ist! — unter psychologischen, psychia¬ 
trischen und erbbiologischen Gesichtspunkten betrieben würde. 
Es gehört vielmehr dazu die Erfassung der Umweltlage, wobei 
zu berücksichtigen ist, daß der Mensch die Umweltbedingungen 
oft selbst gestaltet. Soziologische Erhebungen sind daher 
notwendig, wenn die Kriminalbiologie eine Ganzheits- 
Erforschung, — oder sagen wir besser: der Versuch einer 
solchen Ganzheits-Erforschung sein will. In seinem Grundriß 
der Kriminalbiologie hat Lenz schon 1927 die Persönlichkeit 
des Kriminellen als eine Ganzheit von Neigungen (Disposi¬ 
tionen) und Gefügen (Strukturen) in den Mittelpunkt einer 
biologischen Betrachtung des Rechtsbrechers gestellt. Er hat 
die Notwendigkeit betont, die kriminelle Tat als Aktualisierung 
der Persönlichkeit des Täters zu sehen, wie sie sich aus Erb¬ 
gang, Lebenslauf und innerhalb des Lebenslaufs wieder aus den 
gestaltenden Erlebnissen ergibt. 

A. 

Warum Kriminalbiologie? 

Kriminalbiologie findet ihre Begründung in Notwendig¬ 
keiten der Rechtspflege und in Notwendigkeiten des völkischen 
Lebenswillens. 

I. Kriminalbiologie im Dienste der Rechtspflege 

Als Lehre von der Persönlichkeit des Täters und seinem 
Werdegang unter der Einwirkung von Erbanlagen und Umwelt¬ 
einflüssen hat die Kriminalbiologie — allgemein methodologisch 
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gesehen — zum Ziel, den Zusammenhang zwischen krimineller 
Persönlichkeit und krimineller Tat zu ermitteln. Das geschieht 
nicht zu rein wissenschaftlichen Zwecken, nicht als Diagnose 
um der Diagnose willen, sondern um — im Endziel — die wirk¬ 
samen Waffen im Kampf gegen die Ursachen des Verbrechens 
zu finden. Die Eigenart des Täters soll kein mehr oder minder 
gefühlsmäßig ermittelter Wert sein, es sollen möglichst zu¬ 
verlässig die inneren Bedingungen, die im Täter liegenden Mög¬ 
lichkeiten aufgedeckt werden. 

Die Möglichkeit der praktischen Verwertung der Ergebnisse 
der kriminalbiologischen Untersuchungen ist vielseitig und 
wertvoll. Das gilt sowohl für die eigentliche Strafjustiz wie für 
den Strafvollzug. 

1. Verwertung der Kriminalbiologie in der Strafjustiz 

a) Verantwortlichkeit des Täters 

Für die Frage der Zurechnungsfähigkeit im Sinne des § 51 
Abs. 1 StGB, bedarf es keiner Betonung, daß das Ergebnis einer 
wissenschaftlich-fachlichen Untersuchung des Rechtsbrechers 
von wesentlicher Bedeutung für die Beantwortung der Frage 
ist, ob der Täter zur Zeit der Tat wegen Bewußtseinsstörung, 
wegen krankhafter Störung der Geistestätigkeit oder wegen 
Geistesschwäche unfähig war, das Unerlaubte der Tat ein¬ 
zusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln. Dasselbe gilt für 
die Frage, ob diese Fähigkeit erheblich vermindert war (§51 
Abs. 2 StGB.). 

b) Maß derSchuld 

Das kommende Strafrecht will ein Täterstrafrecht sein. Es 
braucht hier nicht untersucht zu werden, ob es das sein wird, 
wenn man unter Täterstrafrecht ein Verbrechensbekämpfungs¬ 
recht versteht, das sich gegen Täter typen — im aus¬ 
gesprochenen Sinne — richtet. Jedenfalls wird für die Straf¬ 
zumessung neben der Feststellung der Tat von wesentlicher 
Bedeutung eine möglichst zuverlässige Würdigung der Wesens¬ 
art des Rechtsbrechers sein. Das Verhalten des Angeklagten 
vor Gericht im Hauptverhandlungstermin, die unbewußte sub¬ 
jektive oder affektive Reaktion des Richters hierauf ist kein 
fehlerfreier Maßstab. 

Wenn hier von dem kriminologischen Ziel des kommenden 
Strafrechts die Rede ist, so soll das keineswegs bedeuten, daß 
nicht schon immer und schon jetzt die Persönlichkeit des Täters 
für die Fragen der Schuld und für die Strafbemessung die not¬ 
wendige und unentbehrliche Berücksichtigung verdient. 
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c) Gefährlichkeit 

Es sei auch auf folgendes hingewiesen. Das StGB, kennt 
eine Reihe von Begriffen, die nicht rein juristischen Charakters 
sind, sondern kriminologische Tatbestände, kriminalpolitische 
Begriffe. Dahin gehören z. B. der „gefährliche Gewohnheits¬ 
verbrecher“ des § 20 a StGB., der Begriff der Arbeitsscheu 
des § 42 d, der „gefährliche Sittlichkeitsverbrecher“ des § 42 k. 
Diese Feststellungen zu treffen sind schwerwiegende’ Ent¬ 
scheidungen. Nicht minder schwerwiegend sind die Entschei¬ 
dungen, ob die durch Urteil angeordneten Maßregeln der 
Sicherung und Besserung ihren Zweck erreicht haben und ob 
deshalb die Entlassung des Untergebrachten angeordnet werden 
soll (§ 42f StGB.). Ebenso sind hierher zu rechnen die Ent¬ 
scheidungen, ob bedingte Strafaussetzung gewährt werden kann. 
Bei allen diesen Entscheidungen wird selbstverständlich die Tat 
und das kriminelle, aus dem Strafregister sich ergebende Vor¬ 
leben des Rechtsbrechers den Ausgangspunkt und die Grundlage 
bilden, aber sie können nicht regelmäßig die alleinige Grundlage 
der richterlichen Entscheidung sein. 

2. Verwertung der Kriminalbiologie im Strafvollzug 

a) Art der Durchführung des Strafvollzuges 

Für die wirksam-geeignete Behandlung während des Voll¬ 
zuges der Freiheitsstrafe, besonders für die Beurteilung der 
Erfolgsaussichten des Strafvollzuges und des wahrscheinlichen 
künftigen Verhaltens des Verurteilten kann auf eine, nicht allein 
auf gefühlsmäßigen Wertmaßstäben aufgebaute Berücksich¬ 
tigung der Wesensart nicht verzichtet werden. Der Auslese¬ 
gedanke, d. h. die Schichtung und Sichtung der Gefangenen nach 
der prognostischen Richtung wird ja gerade im Strafvollzug 
immer mehr zu einem der grundsätzlichen Leitgedanken. Und 
daß die Persönlichkeits- und Stammesaufschließung durch eine 
Untersuchung nach erbkundlichen, psychologisch-psychiatrischen 
und soziologischen Gesichtspunkten geeignet ist, aus ihren Er¬ 
gebnissen wertvolle Anhalte für die Möglichkeit und die Rich¬ 
tung einer zweckmäßigen Vollzugsdurchführung herzuleiten, 
bedarf keiner Erörterung. 

b) Entlassenenfürsorge 

Als das preußische Strafvollstreckungsgesetz vom 1. August 
1933 die Entlassenenfürsorge als gemeinsame Angelegenheit 
von Volk und Staat bezeichnete mit dem Ziel, dem Bestraften 
zu helfen, wenn er nach Strafverbüßung gesetzmäßig leben will, 
stellte es diese fürsorgerische Aufgabe auf die Gefangenen ab, 
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die solcher Fürsorge bedürftig und nach ihrer Führung in der 
Haft sowie nach ihrer Persönlichkeit auch würdig sind. Bei der 
richtigen Auslese unter dem Gesichtspunkt der notwendigen 
Rücksichten auf die Volksgemeinschaft werden die Ergebnisse 
der kriminalbiologischen Untersuchung fruchtbare Verwertung 
finden können. 

c) Unfruchtbarmachung 

Wichtige Aufgaben auf dem Gebiet der Rassenpflege sind 
der Strafanstaltsverwaltung erwachsen aus dem Gesetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14. Juli 1933. Durch 
eine Rundverfügung vom 23. März 1934 ist daher im Interesse 
der Erbguts Verbesserung unseres Volkes den Vorstehern der 
Vollzugsanstalten und den Anstaltsärzten, denen bereits durch 
§ 25 Ziff. Ic der preußischen DVO. vom 1. August 1933 die 
Vorbereitung der Anträge auf Unfruchtbarmachung obliegt, zur 
Pflicht gemacht, sich aufs genaueste mit den Bestimmungen des 
Erbkrankengesetzes bekannt zu machen, um der Forderung, das 
biologisch minderwertige Erbgut auszuschalten oder wenigstens 
einzudämmen, entsprechen zu können. Es war den Anstalts¬ 
ärzten hierbei aufgegeben, von sich aus Erhebungen und Unter¬ 
suchungen darüber anzustellen, auf welche der Anstaltsinsassen 
die Bestimmungen des Gesetzes zutreffen, besonderes Augen¬ 
merk soll außer den Schwachsinnigen und schizoiden Psycho¬ 
pathen den kriminellen Jugendlichen zugewendet werden, die 
ihre Sammelplätze in den Vollzugsanstalten gefunden haben und 
die noch rechtzeitig vor ihrer Fortpflanzung zu fassen sind; eine 
bei vielen bereits erheblich gewachsene Strafliste um das 
20. Lebensjahr gebe ein wichtiges Kriterium, um die Prüfung 
besonders eingehend vorzunehmen. Für die Anträge und Ent¬ 
scheidungen auf Grund des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses liefern die kriminalbiologischen Erhebungen 
wesentliche Unterlagen. 

II. Kriminalbiologie und völkische Lebensbelange 

Mit der eben genannten rassehygienischen Aufgabe als 
einem Teile aus ihrem Gesamtaufgabengebiet ist die Kriminal¬ 
biologie verknüpft mit den Bestrebungen, die der Erhaltung und 
Steigerung des Lebenswillens der Nation dienen sollen. Hier 
rückt die Übergangsverbindung zur Erbbiologie augenfällig in 
den Vordergrund. Die kriminalbiologischen Arbeiten bringen 
— oder können bringen — wichtige Erkenntnisse für eine 
biologische Bestandsaufnahme des deutschen Volkes, allerdings 
zunächst nach der eugenisch-negativen Seite. Die erbbiologische 
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Durchforschung der Kriminellen bringt reiches Material, gewiß 
nur einen Teilausschnitt und zwar einen Ausschnitt nicht gerade 
— im allgemeinen — wertvoller Volksangehörigen. Diese Durch¬ 
forschung aller erbbiologisch belasteten Personengruppen, in 
Strafanstalten, Arbeitshäusern, Heil- und Pflegeanstalten, auch 
in Fürsorgeerziehungsanstalten, wird bedeutungsvolle Auf¬ 
schlüsse geben für die Fragen des rassischen Aufstieges des 
deutschen Volkes. Zudem erscheinen volksschützende eugenische 
Maßnahmen vorzugsweise begründet bei Leuten, die zu einem 
gefährlichen Schädling der Gemeinschaft geworden sind und 
nach Anlage, physischer und psychischer Struktur eine Gefähr¬ 
dung der Volksgesundheit und der Volkskraft besorgen lassen. 

B. 

Entwicklung des k r i m i n a 1 b i o 1 o g i s c h e n 
Dienstes im deutschen Strafvollzug 

Die Wiege der kriminalbiologischen Untersuchungen stand 
in Bayern. Eine Entschließung des Bayerischen Staats¬ 
ministeriums der Justiz vom 7. 7. 1923, die später in einer Ent¬ 
schließung vom 26. 4. 1925 ihre bestimmtere Formung fand, 
kann als die erste amtliche Grundlage des kriminalbiologischen 
Dienstes in deutschen Vollzugsanstalten bezeichnet werden. 
Von maßgeblicher Bedeutung hierbei waren die Vorschläge des 
damaligen Strafanstaltsmedizinalrats Dr. Viernstein in 
Straubing. Bestimmend war der Wunsch, für die praktische 
Behandlung im Strafvollzüge einigermaßen zuverlässige Unter¬ 
lagen zu erhalten, insbesondere in der Richtung, ob der Gefan¬ 
gene als erziehbar oder nicht erziehbar anzusprechen sei. 
Rassenhygienische Gedankenkreise spielten nur eine Nebenrolle. 
Wenn auch ursprünglich im wesentlichen nur gedacht als 
brauchbare Unterlage für Entscheidungen des Stufenstrafvoll¬ 
zuges, so wurde die tiefere allgemeine Bedeutung aber bald 
erkannt. Die Untersuchungen wurden durch die Anstaltsärzte 
an Hand eines kriminalbiologischen Fragebogens vorgenommen. 
Zunächst wurden die erbbiologischen und anamnestischen Ver¬ 
hältnisse nach den eigenen Angaben des Gefangenen festgelegt. 
Daran schloß sich die ärztlich-psychiatrische Untersuchung. Ein 
ausführliches Schlußgutachten wurde nicht abgegeben. Gleich¬ 
zeitig wurden von der Strafanstaltsverwaltung durch vor¬ 
gedruckte Fragebogen Auskünfte bei Schule, Pfarramt und 
Gemeindebehörde eingeholt. Das Ergebnis der ärztlichen Unter¬ 
suchung und der Auskünfte wurde zu den Personalakten des 
Gefangenen genommen, eine Zweitschrift davon ging als „krimi- 
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nalbiologischer Bericht“ an die bayerische Sammel¬ 
stelle. Diese Sammelstelle befand sich zunächst bei der 
Strafanstalt Straubing; am 1. 7. 1930 wurde sie nach München 
verlegt und in den Räumen der DeutschenForschungs- 
anstalt fürPsychiatrie untergebracht. Die Sammel¬ 
stelle registrierte die eingehenden Berichte und erstattete Gut¬ 
achten, wenn solche von der Strafanstalt oder den Gerichten an¬ 
gefordert wurden. Das geschah in der Weise, daß frühere Straf¬ 
akten, Personalakten der Anstalten, Krankengeschichten aus 
Irren- und Fürsorgeanstalten usw. herbeigezogen wurden, aus 
denen dann in Verbindung mit der kritischen Würdigung des 
bereits vorliegenden kriminalbiologischen Berichtes die Begut¬ 
achtung vorgenommen wurde. Eine erneute ärztliche Unter¬ 
suchung fand nicht statt, auch dann nicht, wenn die kriminal¬ 
biologischen Untersuchungen bereits längere Zeit zurücklagen. 
Die Begutachtungen wurden nur zur Frage der Begnadigung, 
Sicherungsverwahrung, Entmannung oder Unfruchtbarmachung 
erstattet, nicht in bezug auf § 51 StGB. Das gewonnene Material 
von mehr als 21000 Untersuchten stellt die zweitgrößte 
k r i m i n a 1 b i o 1 o g i s c h e Sammlung in Europa 
dar. Sie wird nur übertroffen von dem belgischen Material¬ 
bestand. Die wissenschaftliche Erforschung des Materials der 
Sammelstelle übernahm die Forschungsanstalt für Psychiatrie. 

In Sachsen wurde durch Verordnungen des Justiz¬ 
ministers vom 12. 6. und 19. 11. 1925 eine „Kartei der asozialen 
Familien Sachsens“ geschaffen. Wie schon der Name andeutet, 
bewegten sich diese Untersuchungen, die an Hand eines erb¬ 
biologischen Fragebogens, einer Konstitutionsaufnahme und 
eines Personalberichts vorgenommen wurden, in anderer Rich¬ 
tung als die auf Zwecke des Strafvollzuges abzielende bayerische 
Regelung. Sie waren sehr stark auf die Mitarbeit der Fürsorge¬ 
organe abgestellt. 

Ein Erlaß des badischen Justizministeriums vom 7. 8. 1929 
führte für die badischen Strafanstalten ein krimi¬ 
nalbiologisches Untersuchungsblatt ein. 

Auch Hamburg unternahm seit 1929 in stärkster An¬ 
lehnung an das bayerische Muster kriminalbiologische Unter¬ 
suchungen an Strafgefangenen. Ebenso wurden in Mecklen¬ 
burg in der Strafanstalt Dreibergen-Bützow solche Unter¬ 
suchungen durch den jetzigen Präsidenten des Reichsgesund¬ 
heitsamtes, Professor Reiter, eingeführt. 

In Preußen wurde ein kriminalbiologischer Unter¬ 
suchungsdienst offiziell eingeführt durch die Allgemeine Ver- 
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fiigung des pr. Justizministers vom 29. 7. 1930 über kriminal¬ 
biologische Forschungsstellen bei den preußischen Gefangenen¬ 
anstalten. Es wurden in einer Reihe von Anstalten (10) For¬ 
schungsstellen eingerichtet. Zweck der Untersuchungen sollte 
sein, die körperliche und geistige Struktur des Gefangenen, die 
Ursachen für sein strafbares Handeln sowie seine angeborenen 
und erworbenen Anlagen zu erforschen und damit Anhaltspunkte 
für seine Behandlung im Strafvollzug zu gewinnen. Außerdem 
sollten die Untersuchungsergebnisse auch bei neu anhängig 
werdenden Strafverfahren zur Beurteilung der Persönlichkeit 
des Beschuldigten und seiner Tat verwertet werden. Die Unter¬ 
suchungen wurden vorgenommen in den Fällen, in denen es sich 
um Verbrechen wider das Leben, Sittlichkeitsverbrechen, Raub 
und räuberische Erpressung, Brandstiftung und um Straftaten 
berufsmäßiger Verbrecher handelt. 

Eine Rundverfügung des preuß. Justizmi¬ 
nisters vom 30. 1. 1935 brachte bedeutungsvolle 
Änderungen. Sie legte größeren Wert auf erbkundliche 
Gesichtspunkte und betonte die Notwendigkeit der Sippenfor¬ 
schung. Sie dehnte ferner die Untersuchungen aus auf alle 
Gefangenenanstalten mit einem hauptamtlichen Strafanstalts¬ 
arzt. In den Kreis der Untersuchungen sollten in erster Linie 
die geistig Minderwertigen, die Berufs- und Gewohnheitsver¬ 
brecher, die Sittlichkeitsverbrecher und die Jugendlichen ein¬ 
bezogen werden. Als Aufgabe der kriminalbiologischen Unter¬ 
suchungen bezeichnete diese RV. die Untersuchung des Rechts¬ 
brechers nach erbkundlichen, psychologisch-psychiatrischen und 
soziologischen Grundsätzen, um ein möglichst geschlossenes Bild 
des Untersuchten und damit die für seine soziale und rassische 
Bewertung erforderlichen Unterlagen zu gewinnen. Neben 
dieser für die richtige Beurteilung des Rechtsbrechers im Straf¬ 
verfahren und für die zweckmäßige Behandlung im Strafvollzug 
dienlichen Erforschung der Täterpersönlichkeit sei die Kriminal¬ 
biologie berufen, durch ihre Untersuchungen in steigendem 
Maße die Unterlagen mitzuschaffen, deren die Erbbiologie zur 
wissenschaftlichen Erforschung des Erbganges der geistig 
Minderwertigen, die erfahrungsgemäß in großer Anzahl unter 
den Kriminellen vorhanden sind, bisher noch entbehrt. Die 
starke Betonung rassischer Gesichtspunkte brachte die Ein¬ 
führung einer besonderen erbbiologischen Sippen¬ 
tafel, die nicht lediglich die Angaben des Untersuchten ent¬ 
halten, sondern durch Rückfragen bei den Angehörigen oder bei 
geeigneten anderen Stellen zu ergänzen war. Neben der erb¬ 
biologischen war die kriminalbiologische Untersuchung nach 
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dem bisher schon verwendeten Fragebogen vorzunehmen. Nach 
Abschluß der Untersuchung hatte der untersuchende Arzt ein 
kurzes psychiatrisches Gutachten zu den Personalakten zu 
geben. Der Strafvollstreckungsbehörde und dem Strafregister 
wurde Mitteilung von der vorgenommenen Untersuchung ge¬ 
macht. über alle Untersuchten wurde eine Kartei bei der 
k r i m i n a 1 b i o 1 o g i s c h e n Sammelstelle in Ber¬ 
lin-Plötzensee geführt. Ihr wurden monatlich die Unter¬ 
suchungen der hauptamtlichen Ärzte aus den Anstalten zu¬ 
geleitet. Aufgabe dieser Sammelstelle war es, das Material zu 
sammeln und nach wissenschaftlichen Grundsätzen zu ver¬ 
arbeiten. 

In der Erblichkeitsforschung kommt den Zwillingsunter¬ 
suchungen besondere Bedeutung zu. Ihr Zweck ist die Er¬ 
forschung der Erbbedingtheit der Erbanlagen und Erbmerkmale 
und der Versuch einer Abgrenzung des Einflusses der Erb¬ 
anlagen einerseits, der Umwelt andererseits bei der Ausprägung 
der Merkmale. Diese Zwillingsforschung wurde durch 
Rundverfügung des preußischen Justizministers vom 28. 3. 1935 
in den Bereich der kriminalbiologischen Untersuchungen ein¬ 
bezogen. Bei der Untersuchung eines neu aufgenommenen Ge¬ 
fangenen hatte der Anstaltsarzt durch Befragen des Gefangenen 
festzustellen, ob dieser Zwillingsgeschwister hat oder gehabt 
hat, und danach der Sammelstelle in Berlin-Plötzensee unter 
Angabe von Vor- und Zuname, Geburtstag und Geburtsort Mit¬ 
teilung zu machen. 

C. 

Einheitliche Neuregelung durch Einrichtung 
eines k r i m i n a 1 b i o 1 o g i s c h e n D i e n s t e s int Be¬ 
reich der Reichsjustiz Verwaltung 

Die Erfahrungen, die in den einzelnen Ländern mit den 
kriminalbiologischen Untersuchungen gemacht worden sind, 
haben das Reichsjustizministerium veranlaßt, durch Allgemeine 
Verfügung vom 30.11.1937 — Deutsche Justiz S. 1872 —, unter 
Aufhebung der bisherigen Ländervorschriften über kriminal¬ 
biologische Maßnahmen, für den gesamten Bereich der Reichs¬ 
justizverwaltung einen kriminalbiologischen Diengt einzurichten. 

I. Aufgabe des kriminalbiologischen Dienstes 

Die Allgemeine Verfügung vom 30. 11. 1937 über „Ein¬ 
richtung eines kriminalbiologischen Dienstes im Bereich der 
Reichsjustizverwaltung“ stellt der Kriminalbiologie die Auf¬ 
gabe, im Dienst der Strafrechts- und der Erb- und Rassenpflege 
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des deutschen Volkes planmäßig die Wesensart Gefangener, d. h. 
die erblichen Anlagen und die im Leben und durch das Leben 
bewirkte Gestaltung der Persönlichkeit zu erforschen. Seine 
Ergebnisse sollen der Strafrechtspflege vor allem für kriminal¬ 
biologische Gutachten ärztlicher Sachverständiger zur Ver¬ 
fügung stehen, die vor der Verhängung oder der bedingten Aus¬ 
setzung von Freiheitsstrafen, vor der Entscheidung über Maß¬ 
regeln der Sicherung und Besserung sowie vor Maßnahmen des 
Strafvollzuges oder des Vollzuges mit Freiheitsentziehung ver¬ 
bundener Maßregeln der Sicherung und Besserung gehört 
werden. 

II. Kreis der zu untersuchenden Gefangenen 

Die Untersuchungen sind vorzunehmen einmal an den Ge¬ 
fangenen, die bei der Aufnahme das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet und sich entweder im Jugendstrafvollzug befinden oder 
mindestens 6 Monate Freiheitsstrafe zu verbüßen haben; sodann 
an den älteren Gefangenen, soweit sie mindestens 3 Jahre Frei¬ 
heitsstrafe zu verbüßen haben; ferner an denen, gegen die auf 
eine mit Freiheitsentziehung verbundene Maßregel der 
Sicherung und Besserung oder auf Entmannung erkannt ist; 
endlich sollen alle sonstigen Gefangenen untersucht werden, 
deren kriminalbiologische Untersuchung aus besonderen Grün¬ 
den wünschenswert ist. Zunächst sind aus diesen Gruppen die¬ 
jenigen Gefangenen zu erfassen, die in eine Vollzugsanstalt 
aufgenommen werden, bei der eine kriminalbiologische Unter¬ 
suchungsstelle besteht, sowie diejenigen, die bereits in eine 
solche Anstalt aufgenommen und erst nach dem 31. Dezember 
1938 zu entlassen sind. 

III. Organisation 

Durch eine Durchführungsverordnung zu der Allgemeinen 
Verfügung vom 30. 11. 1937 sind zunächst insgesamt 62 U n - 
tersuchungsstellen eingerichtet. Sie stehen unter 
Leitung des Anstaltsarztes, der damit der eigentliche Träger 
des kriminalbiologischen Dienstes ist. Bei der Durchführung 
der kriminalbiologischen Erhebungen werden nach näherer Be¬ 
stimmung des Anstaltsleiters andere geeignete Anstaltsbeamte 
beteiligt. Für die schriftlichen Arbeiten ist der Untersuchungs¬ 
stelle eine besondere Kanzleikraft zur Verfügung gestellt. 

Die Untersuchungsstellen haben nach Abschluß ihrer Er¬ 
hebungen die kriminalbiologischen Untersuchungsakten der für 
sie zuständigen kriminalbiologischen Sammel¬ 
st e 11 c zuzuleiten. Solche Sammelstellen waren bereits durch 
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Verfügung vom 19. 10. und 22. 12. 1936 errichtet, und zwar in 
Verbindung mit der Regelung der Allgemeinen Verfügung vom 
10. 10. 1936 — Deutsche Justiz S. 1552 — über Entmannungen 
und Entmannungsuntersuchungen. Es bestehen gegenwärtig 
neun Sammelstellen, und zwar bei dem Gefängnis Berlin Lehrter 
Straße (für die Oberlandesgerichtsbezirke Berlin [Kammer¬ 
gerichtsbezirk] und Stettin sowie für die Landgerichtsbezirke 
Meseritz und Schneidemühl), 

PYeiburg i. Br. für die Oberlandesgerichtsbezirke Darm¬ 
stadt, Frankfurt, Karlsruhe, 

Halle für Jena, Kassel, Naumburg, 

Hamburg für Braunschweig, Hamburg, Kiel, Oldenburg, 
Rostock, 

Köln für Düsseldorf, Köln, Zweibrücken, 

Königsberg für Königsberg und den Landgerichtsbezirk 
Elbing, 

Leipzig für Breslau und Dresden, 

München-Stadelheim für Bamberg, München, Nürnberg, 
Stuttgart, 

Münster für Celle und Hamm. 

Die Sammelstellen sind also sämtlich an Univer¬ 
sitätsorten eingerichtet. Sie stehen unter Leitung des 
Anstaltsarztes; eine psychologisch - soziologisch vorgebildete 
Hilfskraft ist ihm beigegeben. Der Leiter der Sammelstelle soll 
mit den Hochschullehrern, die die Kriminalbiologie oder ein ihr 
verwandtes Gebiet vertreten, Fühlung halten und so die wissen¬ 
schaftliche Auswertung des Materials fördern, er hat ferner die 
leitenden Ärzte und Mitarbeiter der ihm zugeteilten kriminal¬ 
biologischen Untersuchungsstellen anzuregen, auszubilden und 
fortzubilden. Die Sammelstellen unterstehen in sachlicher Hin¬ 
sicht unmittelbar dem Reichs justizminister, sie haben jedoch 
von ihren Berichten stets eine Zweitschrift dem zuständigen 
Generalstaatsanwalt als Aufsichtsbehörde des Strafvollzuges zu 
übersenden. 

Als Aufgabe der Sammelstellen bezeichnet die 
Durchführungsverordnung vom 30. 11. 1937: 

1. Sichtung und Ordnung des eingelaufenen Materials und 
seine wissenschaftliche Bearbeitung und Auswertung, wo¬ 
bei auf die Mitwirkung der Ärzte der Untersuchungsstellen 
Wert zu legen ist; 

2. Führung einer Kartei über sämtliche kriminalbiologisch 
untersuchten Gefangenen unter Verwendung der reichs- 
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einheitlichen Karteikarte, die für die Errichtung und 
Tätigkeit der Beratungsstellen für Erb- und Rassenpflege 
eingeführt ist. Von jeder ausgefüllten Karteikarte erhält 
das Reichsgesundheitsamt eine Zweitschrift für stati¬ 
stische Zwecke; 

3. Mitteilung von der Tatsache der Untersuchung an das 
Strafregister (die ursprünglich vorgeschriebene Mitteilung 
an die Vollstreckungsbehörde kann gemäß Rundverfügung 
vom 17. 2. 1938 unterbleiben), Übersendung je eines 
Durchschlags der Karteikarte an das für den Wohnort 
und den Geburtsort zuständige Gesundheitsamt. Auf 
Erfordern der Gesundheitsämter ist diesen zur Durch¬ 
führung ihrer gesetzlichen Aufgaben in der Erb- und 
Rassenpflege Einsicht in die Untersuchungsakten zu 
gewähren; 

4. Unterrichtung der Ärzte und Mitarbeiter der Unter¬ 
suchungsstellen über die kriminalbiologische Arbeits- und 
Untersuchungsweise, damit im Laufe der Zeit eine einheit¬ 
liche und erschöpfende Persönlichkeitserforschung des 
Rechtsbrechers gewährleistet wird. 

IV. Methode der Untersuchungen. 

Den Untersuchungen und Erhebungen ist ein sehr ein¬ 
gehender Vordruck „Kriminalbiologische Unter¬ 
suchungsakten“ zugrunde zu legen. Sie sollen, wie es 
in der Anleitung zur Ausfüllung der kriminalbiologischen Unter¬ 
suchungsakten heißt, „eine erschöpfende Untersuchung der 
Rechtsbrecher nach ihrer körperlichen und seelischen Verfassung 
in einer für das Reichsgebiet einheitlichen Weise gewährleisten, 
um zu einem lebenskundlich unterbauten Urteil über ihre Per¬ 
sönlichkeit und die Ursachen ihrer verbrecherischen Lebens¬ 
führung zu gelangen“. Die Akten enthalten ein reiches Material: 
Eine zusammenfassende, nach Abschluß der Untersuchung ge¬ 
gebene Beurteilung; die Personalien und einen kriminologischen 
Bericht (kriminelles Vorleben, Straftat und Tatumstände); 
einen kriminologisch-poenologischen Befundbericht (Entwicke¬ 
lung der Kriminalität, Verhalten in früherer Strafhaft); einen 
soziologischen Befundbericht (Elternhaus, Erziehung, Schulbil¬ 
dung, Berufsleben, Lebensführung, soziales Milieu); einen Bericht 
über die erblichen Verhältnisse; ärztlichen Befundbericht (kör¬ 
perliche und geistige Entwicklung); körperliche Untersuchung; 
anthropometrische und morphologische Daten; Erhebungen über 
das Nervensystem; psychische Untersuchung (z. B. Gefühls¬ 
und Gemütsleben, Triebleben, Intelligenz); seelische Störun- 
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gen; kriminalbiologische Berichte, Ergebnisse der Behandlung 
während der Strafzeit, Haftentlassung, Ermittlungen über den 
Strafgefangenen aus der Zeit nach der Haftentlassung; Schrift¬ 
probe (Lebenslauf); Sippentafel; Strafregisterauszug; Licht¬ 
bilder und die eingeholten Auskünfte. Die Untersuchungsbögen 
weichen von den bisherigen bayerischen und preußischen 
Mustern ab, sie sind weitgehend angelehnt an den von der In¬ 
ternationalen Strafrechts- und Gefängniskommission im Jahre 
1937 vereinbarten Bogen (formulaire general pour l’examen 
scientifique des detenus) zum Gebrauch beim kriminal-anthro¬ 
pologischen und -biologischen Dienst. Das geschah, um die Ver¬ 
gleichbarkeit mit den Untersuchungsergebnissen anderer Na¬ 
tionen zu ermöglichen und zu sichern. Doch haben die Fragen 
der Erb- und Sippenforschung entschiedene Berücksichtigung 
gefunden. 

Soweit sich die Beantwortung der Fragen des Formbogens 
auf Angaben des Untersuchten stützt, sind diese sachgemäß 
nachzuprüfen. Dabei sind vor allem die Strafakten, die Berichte 
von Stellen für Ermittlungshilfe und Gefangenenfürsorge, die 
Personalakten der Strafanstalten, die Auskünfte von Gesund- 
heits-, Wohlfahrts- und Arbeitsämtern, Polizei- und Gemeinde¬ 
behörden, Dienststellen der Partei und ihrer Gliederungen, der 
Wehrmacht, des Arbeitsdienstes, der Reichsjugendführung, von 
Schulen, Heil- und Pflegeanstalten, Kliniken und Kranken¬ 
häusern, Fürsorgeerziehungsanstalten und Arbeitgebern aus¬ 
zuwerten. Nach einer Rundverfügung vom 17. 2. 1938 kann für 
die Gesamtbeurteilung der Täterpersönlichkeit auch die grapho¬ 
logische Beurteilung der Schrift des Untersuchten herangezogen 
werden, unter der Voraussetzung, daß diese Beurteilung von 
wissenschaftlich anerkannten Persönlichkeiten der Graphologie 
eingeholt wird. 

Von den Feststellungen der kriminalbiologischen Unter¬ 
suchung ist stets Mitteilung zu den Personalakten des Gefan¬ 
genen zu geben. 

Die Methode der kriminalbiologischen Untersuchung ist 
noch „vorläufig“. Die praktische Handhabung wird erweisen, 
was als brauchbar beibehalten, was als entbehrlich beseitigt, 
was geändert und wo etwa ergänzt werden muß. Erfahrungen 
sind der beste Lehrmeister. 


D. 

Von einer kritischen Würdigung der Kriminalbiologie und 
der Methode ihrer Untersuchungen soll im Rahmen dieses Auf- 
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Satzes, dem es auf eine kurz zusammenfassende Darstellung 
dessen ankommt, was ist und was gewollt wird, abgesehen 
werden. Es wäre manches dazu zu sagen. Einige Bemerkungen 
seien jedoch angefügt. 

Zunächst gegenüber einem Vorwurf, daß nämlich die 
kriminalbiologische „Persönlichkeitsforschung“ eine Wiederkehr 
überwundener Anschauungen bedeute, ein Wiedersehen mit dem 
Persönlichkeitskult einer vergangenen Zeit, da Persönlichkeits¬ 
forschung betrieben wurde aus dem Gedanken heraus „tout 
comprendre c’est tout pardonner“. Diese Besorgnis erscheint 
unbegründet. Wenn Kriminalbiologie aus dieser grundsätzlichen 
Perspektive heraus betrieben würde, wäre sie abzulehnen. 
Kriminalbiologie soll der Bekämpfung des Verbrechens dienen, 
nicht dem Schutz des Täters. 

Zur Methode: Da steht die große Frage, ob das ausgefüllte 
Fragebogenwerk uns ein zuverlässiges Material für die Beurtei¬ 
lung eines Menschen geben kann? Und weiter: sagt uns bei dem 
und jenem Täter das Biologische mehr als das Psychologische 
oder das Soziologische? Das alte und doch ewig neue Problem 
von Anlage und Milieu, von Vorwelt, Inwelt und Umwelt, in 
ihren wechselseitigen Beziehungen und Bedingtheiten, und von 
dem, wie der Mensch auf dem weiten Spannungsfeld der Ent¬ 
wicklungsmöglichkeiten seiner Erbanlagen sich zur Persönlich¬ 
keit entfaltet und sein Schicksal in den Auseinandersetzungen 
des Lebens meistert. Eine rein naturwissenschaftliche Betrach¬ 
tungsweise würde das Problem zu einfach und zu einseitig sehen, 
sie würde auch dem Wunschbild der Allgem. Verfügung vom 
30. 11. 1937 nicht entsprechen. Es gibt in der Persönlichkeits¬ 
forschung keine mathematische Axiomatik. Es bestände sonst 
die Gefahr, an den Erscheinungen hängen zu bleiben, während 
es doch darauf ankommt, tiefer hineinzusteigen in den Grund, 
aus dem heraus diese Erscheinungen auf steigen. Wir dürfen 
nicht mit der Materie die Grenzen unserer Gedanken ziehen. Die 
rein naturwissenschaftliche Betrachtungsweise ist einseitig, ist 
auch unzulänglich, denn sie übersieht, daß Leben nicht nur 
Natur, sondern auch Kultur ist, und daß Kultur nicht durch 
naturgesetzliche Kategorien erfaßt werden kann, sondern 
begriffen werden muß durch andere Kategorien, und für 
den Juristen sind dies Kategorien des Wertes. Kein Erbbiologe 
wird aus der erbbiologischen Schauweise allein eine Persönlich¬ 
keit — und das ist mehr als irgendein Exemplar irgendeines 
Kollektivs! — beurteilen. Der Einfluß der Umweltverhältnisse 
darf nicht vergessen oder bagatellisiert werden, es darf vor 
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allem auch nicht die persönliche Lebensgestaltung vergessen 
werden, wenn auch die Führungslinie der Anlage nicht zu be¬ 
streiten ist. Auf der Tagung der Deutschen Gesellschaft für 
Rassenhygiene am 3. 10.1936 wurde das Wort gesprochen: „Es 
bedeutet einen der größten Fortschritte, die das 20. Jahrhun¬ 
dert der Naturwissenschaft gebracht hat, daß wir Biologen die 
Notwendigkeit einer geisteswissenschaftlichen Grundlage er¬ 
kannt haben.“ (Tagungsbericht in „Der öffentliche Gesundheits¬ 
dienst“ 1936, S. 697 ff.) Es bleibe dahingestellt, ob die Befürch¬ 
tung begründet ist, daß geisteswissenschaftliche Argumente in 
den kriminalbfologischen Untersuchungen noch nicht genügend 
berücksichtigt seien. Es ist ja so vieles noch Vorarbeit, Zu¬ 
sammentragen von Bausteinen, mutige Vorstöße in neue For¬ 
schungsgebiete. Und wenn wir uns auch davor hüten wollen, zu 
glauben, daß wir mit ausgefüllten Vordrucken schon den Men¬ 
schen ausgefüllt haben, daß wir mit der Klassifizierung und 
Typisierung, mit der Registrierung in bestimmte Reihen schon 
etwas abschließend Echtes und restlos Zuverlässiges geleistet 
haben, so bleibt der Wunsch und die zuversichtliche Hoffnung, 
daß das redliche und gewissenhafte Bemühen um die Probleme 
mit der sauberen Strenge deutscher Forschung uns dem Ziel 
immer näher bringen wird. 


Strafgefangene als Kultivierungsarbeiter 
in Italien und Deutschland 

von Landgerichtsdirektor Dr. R a m b k e, Berlin 

Auf Einladung des italienischen Regierungschefs Benito 
Mussolini habe ich im Sommer 1938 die Innenkolo¬ 
nisationspläne Italiens in Sardinien studiert. 

Zum Vergleich mit den dort gewonnenen Eindrücken habe 
ich anschließend mit Genehmigung des Reichsjustizmini¬ 
steriums und unter Beratung des Reichsemährungsministe- 
riums die Deutsche Moorkultivierung im Ems¬ 
land besichtigt. 


L 

Die Strafkolonien in Sardinien 

Castiadas, Juni 1938. 

Sardinien, die unerschlossene Insel 

Von Palermo aus fuhr ich über Marsala und Trapani nach 
Sardinien, um dort, der persönlichen Anregung des Duce ent¬ 
sprechend, die „Casa penale di lavoro all’aperto“ in Castiadas 
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(wörtlich übersetzt: „offenes Arbeitshaus“) zu besichtigen. Ich 
habe mich dort eine knappe Woche aufgehalten und eine der 
bemerkenswertesten neuartigen Einrichtungen des faschi¬ 
stischen Strafvollzugs- und Kolonisierungssystems kennen¬ 
gelernt. 

In Sardiniens Haupt- und Hafenstadt Cagliari erwartete 
mich am Quai der Direktor der Strafkolonie von Castiadas, Cav. 
Dott. Mazzeo, und der Hafenkommandant. Nach einer kurzen 
Rundfahrt durch die Stadt ging es im Auto dann nach Castiadas, 
welches in der Luftlinie nur 30 km östlich von Cagliari liegt, 
mit dem Auto jedoch eine Fahrt von 60 km beansprucht. 

Der Weg von Cagliari zur Strafkolonie Castiadas 

Vorausgeschickt muß werden, daß Sardinien früher als 
unwirtliches Land gemieden wurde. Die Küstenstriche waren 
größtenteils unbewohnt und die Malaria wütete auch in den 
sumpfigen Regionen und den unfruchtbaren Steppen. Weite 
Wegstrecken waren mit dichtem Gebüsch (macchia) bedeckt, 
das sogar die einfachste Weidewirtschaft erschwerte oder ganz 
unmöglich machte. Die wenigen, lediglich aus Quellen gespeisten 
Flüsse trockneten im Sommer leicht aus; irgendwelche Seen als 
natürliche Wasserreservoirs fehlten völlig. Das Straßennetz war 
sehr dürftig und keineswegs voll ausgebaut. 

So war es ehemals — und heute fährt man auf einer aus¬ 
gezeichneten, gepflegten Straße, die an den Hängen der tief¬ 
eingeschnittenen Täler entlang führt, durch die ernste Land¬ 
schaft. Immer tiefer geht es in die Berge. Der Gebirgscharakter 
erinnert mich an meine drei Fahrten um den Baikal-See in 
Sibirien und manchmal auch an Wanderungen auf dem Kamm 
des Riesengebirges. 

Welch’ trostlose Einsamkeit und Weite umfängt hier den 
Reisenden. Weder Felder, noch Vieh oder Menschen sah ich 
auf der 60 km langen Fahrt. Die Natur bot sich im Urzustand, 
nur die Straße mit ihren gut markierten Windungen und ein¬ 
wandfreien Untermauerungen trug europäische Zivilisation in 
diese Urlandschaft hinein. 

Nahe am Ziel öffnet sich das Gebirge wieder und gibt 
ein weit ausgedehntes Tal den Blicken frei. Nach Norden zweigt 
die Hauptfahrstraße nach dem noch etwa 15 km entfernten 
Muravera ab, während ein gut gebauter „gebesserter Falir- 
weg“ weiter östlich in das Talbecken weitere 4 km nach Ca¬ 
stiadas führte. Vorbei an einer einsamen Hacienda des Jesuiten¬ 
ordens trafen wir um Mittag in der Zentrale der Strafkolonie ein. 
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Äußere und innere Umgestaltung des alten Arbeitshauses 

Diese ist schon 1876 gegründet worden, hat aber ihre 
heutige Gestalt und ihre sozial-ethische Struktur erst unter dem 
faschistischen Regime erhalten und die Grundlage in der durch 
Königliches Dekret vom 18. Juni 1931 — Anno IX — ein¬ 
geführten Vollzugsordnung für die Sicherungs- und Straf¬ 
anstalten (regolamento per gli istituti di prevenzione e di pena) 
bekommen. Bis 1935 sind dann der Umbau wie die Umorgani¬ 
sation praktisch vollzogen worden. 

In dieser Strafkolonie hat nicht nur ein ethischer volks¬ 
pädagogischer Gedanke, sondern gleichzeitig ein großangelegter 
volkwirtschaftlicher Plan seine Verwirklichung gefunden. 

Das allgemeine Problem der Urbarmachimg und Ansiedlung 

Zur schnelleren Verständigung und Umreißung des hier 
einbeschlossenen ländlichen Bodenproblems muß richtung¬ 
weisend eingeschaltet werden, daß eine in Ferrara bestehende 
Kolonialvereinigung (Ente Ck)lonisazione di Ferrara) die starke 
Auswanderung italienischer Volksgenossen herabmindern will, 
um fortan deren Arbeitskräfte der Heimat zu erhalten. Sie will 
dieselben auf urbar zu machendem Heimatboden ansetzen und 
dann später ansiedeln. Denn der italienische Bauer neigt natur¬ 
gemäß dazu — und die Siedlungsbestimmungen stellen, um 
Leerlauf und Notlagen zu vermeiden, diese Forderung —, daß 
vor dem Zuzug der Familie der landwirtschaftliche Betrieb 
bereits laufen muß. 

Der Staat seinerseits hat selbstverständlich ein außer¬ 
ordentlich starkes Interesse daran, große Flächen von Ödland 
urbar zu machen, um selbständige nationale Arbeitskräfte an¬ 
zusiedeln, sowie gute Ernteergebnisse zu erzielen. Da es vor 
der Mussolinischen Epoche keiner Regierung gelungen war, 
die Urbarmachung weitläufiger Landesteile praktisch durch¬ 
zuführen, ist damit auch das Problem der Beschaffung taug¬ 
licher und dennoch nicht zu kostspieliger Arbeitskräfte erst 
jetzt erstmalig auf getreten. 

Die Gefangenen als Meliorationsarbeiter 

Der Staat hat in Sardinien und insbesondere in Castiadas 
das Problem der Urbarmachung des Landes und der sozialen 
Ausnutzung der Arbeitskraft einer gewissen Gruppe von Ge¬ 
fangenen in vollkommen neuartiger Weise jetzt miteinander ver¬ 
koppelt, die sowohl für den Strafvollzug, wie für die Inlands¬ 
kolonisation durchgreifende Forderungen voraussehen läßt. 


2 * 
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Hier in Sardinien erlebt man, wie mir scheinen will, die 
methodisch zweckmäßige Einsetzung einer großen Gefangenen¬ 
gruppe als „halbfrei“ lebende Sträflinge bäuerlicher Art. 

Diesen Gedanken gibt der Artikel 118 des vorgenannten 
Strafvollzugsreglements wieder: 

„Soweit in den oifenen Strafarbeitshäusem die Häftlinge za 
landwirtschaftlichen Arbeiten, zum Urbarmachen und Meliorieren 
von Ödland verwendet werden, soll das Arbeitssystem eine fort¬ 
schreitende und stufenweise Abtretung der meliorierten Ländereien 
an freie Arbeiter nach besonderen gesetzlichen Bestimmungen zum 
Zwecke haben.“ 

Seit der Machtübernahme hat der Faschismus durch¬ 
greifende Arbeiten vieler Art aufgenommen. Flüsse sind regu¬ 
liert, Deiche errichtet, Staubecken geschaffen und Sümpfe und 
Lagunen trockengelegt worden; die Macchia wurde gerodet und 
in fruchtbaren Humus verwandelt. Und um diese primitive, im 
wesentlichen Menschenkraft erfordernde Schwerarbeit bewäl¬ 
tigen zu können, hat der Staat hier in Sardinien Gefangene ein¬ 
gesetzt und bereits vier Strafkolonien dieser Art mit derselben 
Zielsetzung eingerichtet, nämlich: Castiadas, Mammone, Isili, 
Asinara. 

Welche Art von Gefangenen werden in diese offenen Arbeits¬ 
häuser überführt? 

In diese Strafkolonien werden diejenigen Sträflinge aus 
ganz Italien überführt, die nach Herkunft und Beruf land¬ 
wirtschaftliche Kenntnisse mitbringen. Die Bestimmungen 
schreiben jedoch vor, daß zunächst ein großer Teil der 
Strafe unter dem Grundsatz der reinen Strafe, d. h. Vergel¬ 
tung und Abschreckung, verbüßt sein muß. Nach guter 
Führung verbringen den Strafrest von etwa drei bis sechs 
Jahren die zur Landarbeit geeigneten Häftlinge dann in den 
hiesigen Strafkolonien als sogenannte „Außenarbeiter“ mit 
gewissen Milderungen der Strafhaft. So schreibt der Artikel 117 
des Strafvollzugsreglements vor: 

„Die Außenarbeit in den Strafkolonien oder in den mobilen 
Sträflingsabteilungen kann derartig gestaltet werden, daß die Sträf¬ 
linge nach der Außenarbeit in die Strafanstalt zurückkehren. Dar¬ 
über hinaus ist aber auch zulässig, daß die Sträflinge auch über 
Nacht außerhalb der Strafanstalt bleiben, soweit sie auf ihrer 
Arbeitsstelle oder in deren unmittelbaren Nähe in Räumen unter¬ 
gebracht sind, die völlige Sicherheit und Disziplin gewährleisten.“ 

Durch die gesamte Regelung der Außenarbeit in diesen Straf¬ 
kolonien wird also der Sträfling langsam und fast unmerklich 
wieder an die spätere Freiheit gewöhnt und außerdem mit den- 
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jenigen Arbeiten beschäftigt, die er vor seiner Bestrafung aus¬ 
geübt hat und nach seiner Entlassung wahrscheinlich wieder als 
Beruf aufnehmen wird. 

Umstellung des Strafprinzips 

Bedeutungsvoll ist, daß an die Stelle des reinen Vergel¬ 
tungsgedankens der bis dahin in geschlossenen Strafanstalten 
verbüßten Strafhaft der Gedanke der inneren Entsühnung 
tritt. Denn in der Kolonie kann der Rechtsbrecher seinen An¬ 
griff gegen die Gesellschaftsordnung und auf die Allgemeinheit 
durch Arbeit für die Allgemeinheit bis zu einem 
gewissen Grade wieder gutmachen. 

Da endlich nach Beendigung seiner Gesamtstrafe der ent¬ 
lassene Gefangene ja wieder zu den „freien Arbeitern“ gehören 
wird, so kann und wird die italienische Regierung von dem Ziel 
des Artikels 118 der Strafvollzugsordnung Gebrauch machen 
und den Besten der bisherigen Strafkolonisten die Möglichkeit 
geben, als freie Siedler der Scholle auf dem von ihnen melio¬ 
rierten Land zu verbleiben und hier ihren Lebensunterhalt für 
sich und ihre Familien zu finden. 

Damit ist dieser Arbeit der italienischen Strafkolonisten ein 
praktisches Ethos gegeben und die Lösung gefunden, Sträflings¬ 
arbeit produktiv zu gestalten! 

Leitung und Betrieb 

Die praktische Durchführung dieses Gedankens habe ich 
während eines vieltägigen Aufenthaltes in der Hauptkolonie, 
in Castiadas, studieren können. 

Castiadas umfaßt eine Kolonie-Zentrale und 14 Vor¬ 
werke. Die Leitung des Gesamtbetriebes liegt ausschließlich in 
den Händen von Direktor Dr. Mazzeo. Er ist ein kluger, ziel¬ 
bewußter Mann von etwa 55 Jahren, der sich bereits in ähn¬ 
lichen Betrieben auf dem Festland Italiens seit langen Jahren 
bewährt hat. Das Verhältnis zwischen ihm und seinen rund 
1000 „Strafuntertanen“ wird wohl am besten dadurch be¬ 
leuchtet, daß er fast jeden der Sträflinge mit Namen kennt und 
von vielen Straftat, Strafdauer und Strafrest sofort aus dem 
Kopf angeben kann. Die Gefangenen begegnen ihrem Direktor 
voll Ergebenheit, aber auf seine Fragen nach Arbeit und Ge¬ 
sundheit antworten sie frank und frei. Die Wohnung von Direk¬ 
tor Mazzeo befindet sich inmitten der Koloniezentrale in einem 
hübschen Landhaus mit gutgepdegtem Park, wo er allabendlich 
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die Mehrzahl seiner Mitarbeiter (Arzt, Apotheker, Geistlicher, 
Lehrer, technische und Verwaltungsbeamte) in herzlicher Ge¬ 
selligkeit vereinigt. 

Dieser Verwaltungskörper wird ergänzt durch die reinen 
Bewachungsorgane, die als Wärter zu Fuß und zu Pferde, not¬ 
falls begleitet von Wachhunden, die verschiedenen Sträflings¬ 
gruppen beaufsichtigen. 


Umfang des Geländes und Arbeitsaufteilung 

Das Gesamtgebiet der Strafkolonie umfaßt 
7 5 0 0 ha bereits gerodeten Landes, von dem schon 2 5 0 0 ha 
unter dem Pfluge sind oder als Gemüseland, Garten und 
Obstpflanzungen kultiviert sind. Das Gesamtgebiet ist aufgeteilt 
in 14 Vorwerke, auf denen die Gefangenen nach bestimmter 
Klassifizierung untergebracht sind. 400 Gefangene befinden sich 
in der Zentrale und werden dort als Handwerker (Schmiede, 
Stellmacher, Tischler, Schneider, Schuster, Fleischer, Bäcker 
usw.) oder als Hilfskräfte innerhalb der Verwaltung oder des 
technischen Betriebes beschäftigt. Der Rest von etwa 600 Ge¬ 
fangenen ist in den Vorwerken untergebracht, wo sie, je nach 
ihren Straftaten, möglichst zusammengelegt sind: Sexual¬ 
verbrecher, Eigentumsverbrecher, Gewalttätige, Aifekttäter 
usw. Innerhalb dieser Gruppen sind wieder Minderjährige, Er¬ 
wachsene und Rückfällige voneinander getrennt. Die Schlaf- 
und Wohnhäuser der Gefangenen entsprechen den Arbeiter- 
kasemen auf großen Gütern. 

Auf den Vorwerken werden alle landwirtschaftlichen Arbei¬ 
ten geleistet: Ackerbestellung, Ernte, Viehzucht, Meilerbetrieb, 
Kulturarbeiten, Wegebau, Brückenbau, Drainage, Obstzucht, 
Gemüsebau usw. 

Nach Auskunft des Direktors Dr. Mazzeo erhält der Ge¬ 
samtbetrieb sich nicht nur völlig selbst, sondern gibt noch 
wesentliche Betriebsüberschüsse und Arbeitsprodukte an das 
Festland ab. 


Emte-Ergebnisse 

Das Hauptgetreide ist der Roggen, von dem im 
Jahre 1937 rund 5000 To geerntet wurden. 

Ein weiteres Produkt ist ein durchaus trinkbarer Rot¬ 
wein in drei Sorten: Tisch wein, halbsüßer und voUstißer 
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Dessertwein. Einige Zahlen der Jahresmenge habe ich mir aus 
dem Kelterbuch abgeschrieben: 

1884 6 000 1 

1890 78 000 1 

1900 69 000 1 

1907 146 000 1 

1910 44 000 1 

1920 30 000 1 

1922 Reblaus eingebrochen; alle Weingärten 
ausgebrannt und umgegraben 
1930 15 000 1 

1937 38 000 1. 

In den Obstgärten werden gezogen: Zitronen, Apfel¬ 
sinen, Orangen, Feigen. 

An Gemüse wird in nennenswertem Umfang angebaut: 
Salat, Kohl, Kürbis, Gurken, Kartoffeln, Tomaten, Artischocken. 
Unsere Kartoffel „Imperator“ heißt „Maestica“. Daneben wird 
viel Rhizinus für Motorölgewinnung angebaut. Ländereien und 
Gärten sind durch lebende Kaktushecken (Opuntia) eingezäunt. 

Viehbestand 

Der Viehbestand ist infolge des überwiegend als 
Acker benutzten Landes verhältnismäßig gering. Er umfaßt: 

50 Pferde 
100 Esel („Sardi“) 

560 Stück Rindvieh 
300 Schweine 
2500 Schafe 
2150 Ziegen 
1100 Hühner 
250 Kaninchen. 

Die Pferde haben arabisches Blut, einen feingezeichneten Kopf, 
guten Halsansatz und klare Beine. Sie waren gut gepflegt und 
beschlagen. Das Rindvieh ist zum Teil selbst gezogen aus der 
einheimischen hirschroten sardinisch-sizilischen Rasse, doch 
waren auch einige Herden der hellgrauen schweizer und der 
schwarzbunten reinsardinischen Rasse darunter. 

Die Schafe geben reichliche weiche und lange Wolle, die 
den Militärwerkstätten des italienischen Festlandes zugeführt 
wird. 

Wie man sieht, handelt es sich um einen durchaus großen 
und vielseitigen Betrieb, in dem rund 1000 Arbeiter tätig sind. 
Es wird noch viel mit der Hand gearbeitet: Pflügen, Eggen, 
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Mähen mit Sichel, Schafescheren. Säen und Dreschen geschieht 
dagegen mit Maschinen. Die Arbeitszeit beträgt täglich 
7^ Stunden mit ein- bis zweistündiger Mittagspause. 

Ernährung der Gefangenen 

Für seine Beköstigung sorgt jedes Vorwerk selbst. Diese 
besteht aus den Feldprodukten und bestimmten, durchaus aus¬ 
reichenden Brot- und Fleischportionen, die aus der lagereigenen 
Bäckerei und der mit modernen Kühlanlagen ausgestatteten 
Schlächterei der Zentrale hervorgehen. Daneben kann Zusatz¬ 
kost in Gestalt von Reis, Mais, Bohnen, Salzfisch, Dörrfisch, so¬ 
wie aus der Kantine kondensierte Milch, Frischgemüse, Spa¬ 
ghetti, Wein, Büchsenfleisch gekauft werden. Die Zusatzkost 
bereiten sich die Gefangenen in Kochgemeinschaften in eigenem 
Geschirr auf Kochlöchem im Hofe zu. Das Holz liefert die Ver¬ 
waltung frei. Gutes Trinkwasser liefern alte Quellen oder neu 
gebohrte Brunnen. Der Arbeitslohn schwankt zwischen 5 und 
30 Lire täglich, von welchen täglich 5 Lire zum Einkauf zur 
Verfügung stehen. 

Arbeit der Gefangenen 

Die Gefangenen arbeiten in Gruppen, wie man solche von 
jedem landwirtschaftlichen Großbetrieb her kennt. Feldarbeiter, 
Hirten, Stallpersonal, Holzfäller, Köhler habe ich zu Fuß, im 
Auto oder zu Pferde an ihren Arbeitsstätten aufgesucht. Sie 
werden in allen Zweigen der Landwirtschaft ausgebildet und 
beschäftigt, soweit die Arbeitseinteilung und der Arbeitswechsel 
mit ihren Sonderfähigkeiten und mit der Trennung nach Delik¬ 
ten und Lebensaltern vereinbar ist. In grauleinenen Anzügen 
und mit breitrandigen Strohhüten gehen sie ihrer Arbeit nach 
mit den weiten, ausholenden und doch schwingenden Bewegun¬ 
gen des Bauern. Sie stammen vom Lande und fühlen sich auch 
hier in ihrem „Milieu“. Mit Stolz weisen sie die Früchte ihrer 
Arbeit vor, freuen sich darüber, wenn man den Futterzustand 
des Viehs lobt oder über das glatte Fell der gutgepflegten Pferde 
streicht. Hier sind sie mehr oder weniger „daheim“ und ihre 
einstige Tat liegt durch Räume und Zeiten von ihnen getrennt. 
Unter ihrer Hände Arbeit sehen sie alljährlich die Ernte reifen. 
Und hinter ihrer Arbeit steht die Aussicht auf Freiheit und auf 
die eigene Scholle. 

Gesundheitszustand 

Infolge der vielen Bewegung in frischer Luft und sicher 
auch erbmäßig bedingt ist der Gesundheitszustand der gesamten 
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Belegschaft gut. Das Lazarett in der Zentrale, das alle Kranken 
auch aus den Vorwerken auf nimmt, hatte bei meinem Besuch 
28 Kranke, d. h. von 1000 Gefangenen 2 bis 3 %. Meistens 
leiden die Kranken unter Rheumatismus, Bronchitis, Magen- 
und Darmkatarrh, Herzfehlern. Dazu kommt der eine oder 
andere Fall von Blinddarmentzündung oder Malaria, sowie von 
Arbeitsverletzungen. Die leichteren Fälle werden im Operations¬ 
saal oder in der Klinik behandelt und geheilt. Ernstere Fälle 
zwingen natürlich zum Autotransport in das Krankenhaus von 
Cagliari. 

Strafen 

Nach Auskunft des Anstaltsleiters Dr. Mazzeo braucht er 
nur selten mit Disziplinarstrafen einzugreifen, deren Grund 
meist in kleinen Disziplinwidrigkeiten oder Streitigkeiten der 
Häftlinge untereinander liegt. Das aber kommt ja auch in 
„normalen“ Betrieben vor. Die Strafen bestehen in Arrest, Kost¬ 
schmälerung, hartem Lager, Freizeitverkürzung. Körperstrafen 
sind dagegen verboten. 

Geistige Belange 

Zweimal wöchentlich besucht der Lehrer der Kolonie zu 
Rad oder zu Wagen jedes Vorwerk und unterrichtet die Gefan¬ 
genen in den Elementarfächem einer Volksschule. Unbeschränkt 
können die Gefangenen ihre kirchlichen Pflichten erfüllen; ein 
Anstaltsgeistlicher liest die Messe und nimmt die Beichte ab. 
Der unter Kontrolle stehende Briefwechsel der Häftlinge, der 
sich in den üblichen Grenzen der Mitteilungsbedürftigkeit land¬ 
wirtschaftlicher Arbeiter bewegt, geschieht durch ein beson¬ 
deres Anstaltspostamt. Als Briefträger fungiert ein berittener 
Aufsichtsbeamter, der in täglichem Ritt die postalische Verbin¬ 
dung der Vorwerke mit der Zentrale und mit der Außenwelt 
vermittelt. Eine kleine Bücherei wird von den Gefangenen nicht 
mehr und nicht weniger benutzt, wie die Belegschaft eines 
großen Gutes eine solche Annehmlichkeit benutzen würde. 

Innere Einstellimg der Gefangenen 

Kurz: die Gefangenen der Strafkolonie führen fast ein 
gleiches Leben wie „freie“ Gutsarbeiter, allerdings mit den¬ 
jenigen Einschränkungen, die durch die Arbeitsdisziplin und in 
der Tatsache bedingt sind, daß der ganze Betrieb immerhin mit 
Sträflingen arbeitet. Die Gefangenen haben sich offensichtlich 
bereitwillig und bejahend in ihren Tageslauf eingefügt und 
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reifen damit auch innerlich der späteren Freiheit entgegen. 
Fluchtversuche sind äußerst selten und im Hinblick auf die 
geographischen Gegebenheiten Sardiniens wenig aussichtsvoll. 
Daß die Belegschaft aus Strafgefangenen besteht, erkennt man 
äußerlich eigentlich nur daran, daß uniformierte Beamte mit 
geschultertem Gewehr und einem Hunde an der Seite die über 
die Felder verstreuten Arbeitsgruppen begleiten und den ge¬ 
schlossenen Aus- und Rückmarsch vom Vorwerk zur Arbeits¬ 
stätte überwachen. Beim Abschied überreichte mir eine Gefan¬ 
genendeputation ein Bündel Ähren mit grünweißroter Schleife. 
Ich habe mich darüber gefreut. 

Gesamteindnick und Aussichten 

Das Gesamtbild von Castiadas ist daher durchaus friedlich 
und freundlich. Theorie und Praxis sind zu einem harmonischen 
Ganzen zusammengeflossen. Diese Art des Strafvollzugs scheint 
mir eine gute Lösung des Problems zu sein, eine Vielheit von 
Rechtsbrechern zu resozialisieren und sie über Strafe und Ent¬ 
sühnung zur Freiheit, zur Bejahung der Gesellschaftsordnung 
in die Volksgemeinschaft zurückzuführen. Wenn diese jetzigen 
Strafgefangenen nach ihrer Strafzeit in Sardinien als freie 
Kolonisten bleiben, so wird dort dereinst nicht das bedenkliche 
Bild einer Sträflingskolonie (wie in Sibirien oder auf den fran¬ 
zösischen Strafinseln) entstehen, sondern es wird dann ein 
Stamm von Kolonisten entstanden sein, der den volkswirtschaft¬ 
lich großen Gedanken der Erschließung der Insel Sardinien für 
das Stammland Italien in zweckmäßigster Form und in abseh¬ 
barer Zeit verwirklicht. 


II. 

Die Moorkultivierung im Hannoverschen Emslande 

Deutschland hat durch den Vertrag von Versailles wertvolle 
Kolonien und fruchtbare Provinzen, damit also Raum für das 
ständig zunehmende Volk und Nutzland für seine Nahrungs¬ 
versorgung verloren. Diese Verluste mit allen Mitteln zu mil¬ 
dem und auszugleichen, mußte daher das Gebot der Stunde für 
eine Regierung sein, die nicht nur für das Heute, sondern weiter 
denkt. 

Zur Erweiterung des Boden- und Eraährungsraumes stehen 
bei der Übervölkerung Deutschlands im wesentlichen die 3,5 bis 
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4 Millionen Hektar Moor- und Ödlandflächen zur Verfügung, die 
über alle Gebietsteile verstreut der Erschließung und friedlichen 
Eroberung harren. Entsprechende Bestrebungen haben bereits 
1925 eingesetzt, doch waren sie im Hinblick auf die geringen 
dafür ausgeworfenen Mittel, bei dem Mangel oder dem falschen 
Einsatz der Arbeitskräfte und im Verhältnis zu den vorhan¬ 
denen Ödlandflächen nur Stückwerk. Einzeluntemehmer, Ge¬ 
meinden und Zweckverbände arbeiteten mit geringen Mitteln 
unter Einsatz von Erwerbslosen oder Arbeitsfreiwilligen ohne 
raumumspannende Ziele mit einer gewissen Kirchturmpolitik, so 
daß große oder gar einheitliche Ergebnisse nicht erreicht wer¬ 
den konnten. Erst seit 1933 hat die neue Regierung das ganze 
Problem mit Schwungkraft aufgegriffen. 

Besonders große Flächen solchen öd- und Moorlandes liegen 
im nordwestlichen Reichsgebiet zwischen der Weser und der 
holländischen Grenze zu beiden Seiten des Flusses Ems, die 
von Süden nach Norden vorbei an den Städten L i n g e n, 
Meppen und Papenburg bei Leer in den Dollart-Meer¬ 
busen in die Nordsee mündet. Zu beiden Seiten der Ems 
breitet sich in einem Gürtel von 30 bis 40 km das Moor aus. 

Nach den Erhebungen von 1936 handelt es sich dabei um 
rund 55 000 ha unkultivierte Moore. Es sind sumpfige Wasser¬ 
oder öde Heideflächen, die mit dem Bestand von Heidekraut 
(erica) oder Binsen (juncus, luzula, butomus) höchstens eine 
kümmerliche Weide für die zottigen Schafe zu bilden vermögen. 
Diese riesigen Flächen ohne einheitliche Leitung und ohne 
raumumspannende, die Gemeindegrenzen weit überschreitende 
Planung zu kultivieren und in Nutz- oder Ackerland zu ver¬ 
wandeln, ist dem Einzelbauer oder der kleinen, armen Gemeinde 
schlechterdings unmöglich. Hier mußte der Staat eingreifen. 
Und er hat es getan. 

Soweit es sich um die vielen kleinen Ödlandflächen 
handelt, die überall in den Gemarkungen der Dörfer vorhanden 
sind, wird ihre Kultivierung von den Stammhöfen betrieben und 
vom Staat durch Kultivierungsbeihilfen unterstützt. Für die 
großen zusammenhängenden, weit ab von den Dörfern liegenden 
Ödlandflächen mußten aber besondere Maßnahmen getroffen 
werden. 

Der Staat hat diese Flächen von den Bauern oder von den 
Gemeinden für sich in Anspruch genommen mit dem Ziel, sie 
selbst zu erschließen, zu kultivieren, zu besiedeln und damit 
der Ernährung des deutschen Volkes nutzbar zu machen. 
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Als Organe sind eingesetzt worden: 

für die Erschließung die Kulturbauverwaltung in Meppen 
und Osnabrück, 

für die Kultivierung die Moorverwaltung in Neusustrum, 

für die Besiedlung das Kulturamt in Meppen, 

für die Zusammenfassung aller Planungen der Regierungs¬ 
präsident in Osnabrück. 

Um einen Begriff von der Größe der notwendigen Maß¬ 
nahmen zu geben und die Beurteilung des gewaltigen Vorhabens 
zu erleichtern, sei darauf hingewiesen, daß die großzügige 
Kolonisationstätigkeit Italiens in den Pontinischen Sümpfen sich 
auf 75 000 ha erstreckt. Mögen dort auch andere geologische 
und klimatische Verhältnisse vorliegen und müssen daher dort 
auch andere Kultivierungs- und Siedlungsmethoden angewendet 
werden, — im Ziel stimmen Deutschland und Italien überein: 
in bisher menschenleeren Staatsgebieten Neubauemdörfer mit 
gesunder Bevölkerung zu gründen und neue ertragsfähige land¬ 
wirtschaftliche Nutzungsflächen zu schaffen. 

I. Die Erschließung 

Der Preußische Staat hat bislang rund 25 000 ha Moorland 
in seine Hand genommen und bei freihändigem Ankauf je Hek¬ 
tar durchschnittlich etwa 150,— WH bezahlt. Daß daneben in 
ganz geringen Fällen zur Zwangsenteignung geschritten werden 
mußte, ist ein Zeichen für die wachsende Erkenntnis der Ge¬ 
meinnützigkeit der staatlichen Bestrebungen. 

Dies Gebiet muß erschlossen werden. Zu diesem Zwecke 
werden zunächst von den Randgebieten her Landstraßen in das 
Moor hineingetrieben, um mit Arbeitskolonnen, Lastkraftwagen, 
Fuhrwerken und Feldbahnen an und in das spätere Arbeits¬ 
gebiet gelangen zu können. Straßen und Wege werden von vorn¬ 
herein in höchster technischer Vollendung ausgeführt, so daß 
sie jeder späteren Beanspruchung gewachsen sind. 

Sodann werden die großen Vorflutanlagen geschaffen und 
durch ein weitverzweigtes Grabensystem wird die gesamte Ent¬ 
wässerung eingeleitet. Die Einzelentwässerung geschieht dann 
in der Regel durch Dränung. 

Bis zum 1. Juli 1938 sind folgende Erschließungsarbeiten 
geleistet worden: 

a) Küstenkanal (schiffbar für 600-t-Schiffe) . . 25 km 

— dient als Vorfluter — 
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b) Straßen und Straßenkörper . . . 211 km 

Wirtschaftswege. 228 km 439 km 

c) Entwässerungsgräben. 503 km 

Deiche.33 km 536 km 


d) Gedränte Flächen. 850 ha 

Vorentwässerte Flächen .... 1750 ha 
Durch Gräben aufgeschlossen . . 1600 ha 

Insgesamt 4200 ha 

e) Brücken.127 Stück 

Wehre.22 Stück 

Sonstige Wasserwerke .... 30 Stück 

Insgesamt 179 Stück 


II. Die Kultivierung 

Das auf diese Weise erschlossene und entwässerte öd- und 
Moorland wird nunmehr durch die Kultivierungsarbeiten in 
fruchtbaren Boden verwandelt. 

Die Flächen bestehen aus Heidesandboden und tiefgrün¬ 
digen oder flachgründigen Hochmooren. Die erstgenannte 
Bodenart tritt gegenüber den reinen Hochmoorgebieten sehr 
zurück. 

Die tiefgründigen Hochmoore bestehen aus 
einer oft 1 bis 3 m starken Weißtorfschicht, unter der eine 
Schwarztorfschicht von mehreren Metern, sogar bis 7 m Dicke 
liegt; der Untergrund besteht aus diluvialem Sand. Diese tief¬ 
gründigen Hochmoorflächen werden nach zwei Methoden kul¬ 
tiviert. Nachdem sie entv/ässert sind, wird entweder nur die 
obere Weißtorf schiebt mit Dampfpfluggeräten umgebrochen, 
während die darunter liegende Torfschicht, insbesondere der 
Schwarztorf, bestehen und der späteren Abtorfung Vorbehalten 
bleibt. (Deutsches Hochmoorkulturverfahren.) Oder aber man 
trägt die obere Humus-Weißtorf schiebt mit etwa % m ab, baut 
die weitere Weißmoorschicht als Streutorf und die Schwarz¬ 
torfschicht als Brenntorf ab, bis man zum Diluvialsande gelangt, 
der dann mit der abgehobenen Humusschicht und einer dünnen 
Sanddecke gemengt und als Kulturboden verwendet wird. (Fehn¬ 
verfahren.) Letzteres Verfahren beansprucht längere Zeit¬ 
räume, da das Abtorfen davon abhängig ist, ob man für die 
frei werdenden Torf mengen rationelle Verwendung hat. Der 
Schwarztorf wird u. a. zur Beheizung von Elektrizitätswerken 
benutzt. 
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Ganz anders ist das BodenproAl des flach^ründigen 
Hochmoores und daher auch seine Urbarmachung. Das 
Profil dieser Bodenart hat etwa folgendes Schema: 


Humus 


Schwarztorf 


Bleichsand 

Ortstein 

Diluvialer Sand 


Die einzelnen Schichten sind von verschiedener Dicke und 
laufen in verschiedenen Höhenlinien. So ergibt der Profil¬ 
anschnitt ein ständig wechselndes Bild mit Bodenhebungen und 
-Senkungen. Von flachgründigen Hochmooren spricht man dann, 
wenn die Torfschicht nicht dicker als 0,80 m ist. Kennzeichnend 
für die Bodenart ist, daß meist unter der Schwarztorfschicht 
sich eine Ortsteinschicht befindet. Dieser mit humösen Sub¬ 
stanzen durchtränkte Ortstein (alios) trennt in seiner fast 
völligen Undurchlässigkeit die unfruchtbaren, ausgelaugten 
Oberschichten von dem darunter liegenden, oft auch leicht 
lehmigen Diluvialsand. Diese Ortsteinschicht muß auf jeden 
Fall durchbrochen werden, um den Luft- und Wasseraustausch 
zwischen den darüber und darunter liegenden Schichten zu 
ermöglichen. Die Verwendung von Dampfpfluggeräten hat sich 
als unzweckmäßig erwiesen. Ist der Boden außerdem noch mit 
Wurzelstöcken früherer Bäume durchsetzt, so zerbricht auch 
die bestgestählte Pflugschar. 

Daraus ergibt sich, daß die Urbarmachung dieser flach- 
gründigen Hochmoore im wesentlichen den von Men¬ 
schenhand geführten Werkzeugen wie Hacke, Spaten und 
Schaufel Vorbehalten bleiben muß. Soweit der Grundwasser¬ 
stand hoch ist, sind beim Auswerfen der Entwässerungs- und 
Drängräben Arbeiten im Wasser notwendig und nicht zu um¬ 
gehen. 
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Das Arbeitsziel ist die Vermischung und Umschichtung der 
genannten gewachsenen Bodenschichten, so daß hinterher fol¬ 
gendes Schichtungsschema entsteht: 

Diluvialer Sand 
Humus 

+ diluvialer Sand 


Schwarztorf 
+ Bleichsand 
-1- Ortstein 


Diluvialer Sand 


Der umgeschichtete Boden wird später flach mit Pflug und 
Telleregge weiterbearbeitet, um die Vermischung weiter zu ver¬ 
bessern. Hand in Hand damit geht eine reichliche Düngung mit 
Kalkmergel, Phosphorsäure, Kali und Stickstoff. 

Zwischen den einzelnen Flächen, an den Gräben und rund 
um die späteren Baulichkeiten werden Pflanzungen zum Schutz 
gegen Wind und Frost sowie als Nistgelegenheit für Vögel an¬ 
gelegt: Eichen, Erlen, Ebereschen, Birken, Lärchen, Ahorn, 
Rotdorn, Linden in buntem Durcheinander. 

Die so entstandenen Kulturflächen werden im ersten Jahr 
mit Gründüngungspflanzen, wie Lupine und Seradeila besetzt, die 
nach ihrem Unterpflügen dem Boden Stickstoff und Humus 
zuführen. Im zweiten Jahr werden Kartoffeln angebaut, denen 
im dritten Jahr Getreide oder wieder Hackfrüchte folgen. Ent¬ 
sprechend dem jeweiligen Kulturstand der Ländereien war am 


1. Juli 1938 folgender Zustand vorhanden: 

einjährige Flächen: fertig kultiviert . . . 500 ha 

Gründüngung .... 400 ha 

zweijährige Flächen: Kartoffeln. 675 ha 

dreijährige Flächen: Roggen.170 ha 

Hafer.100 ha 

Gerste. 20 ha 

Futterrüben .... 20 ha 

Saatlupinen (entbittert) 60 ha 

Flachs. 5 ha 



Insgesamt 


1950 ha 
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Infolge der staatlichen Aufschließungsarbeiten und an¬ 
gereizt durch die staatliche Kultivierung hat auch der Privat¬ 
besitz neuen Auftrieb erhalten. Unter Ausnützung der 
gebesserten und neugeschaffenen Wegverhältnisse sind als 
mittelbare Folge der staatlichen Urbarmachung weitere 2 042 ha 
Privatbesitz kultiviert worden. Diese Fläche ist demnach den 
vorstehend errechneten 1 950 ha hinzuzurechnen. 

Damit sind durch staatliche und private Urbarmachung 
bislang rund 4 000 ha ehemaligen öd- und Moorlandes der 
deutschen Landwirtschaft gewonnen. Und wenn, wie geplant, 
in etwa 8 bis 10 Jahren die Erschließung und Kultivierung 
des gesamten Emslandes durchgeführt sein wird, so ist ein 
neuer Stein dem großen Aufbauwerk des Deutschen Volkes hin¬ 
zugefügt worden. 


III. Die Besiedlung 

Die so erschlossenen und kultivierten Ländereien werden 
nach 3 bis 4 Jahren staatlicher Bewirtschaftung der provin¬ 
ziellen gemeinnützigen Siedlungsgesellschaft übereignet. Zum 
Teil werden sie als Anliegerland an bisher nicht voll lebensfähige 
bäuerliche Kleinbetriebe in den umliegenden Dörfern abgegeben, 
die durch die Auffüllung ihres Besitzes krisenfest gestaltet 
werden. 

Zum größeren Teil wird jedoch das gewonnene Neuland 
zur Neubildung deutschen Bauerntums verwendet. Diese 
Flächen werden zu besonderen Siedlungsgebieten vereinigt und 
in Neubauemstellen auf geteilt, deren Größe zwischen 15 und 
18 ha im Einzelfalle schwankt. Für sie werden praktische 
Wohnhäuser und Wirtschaftsgebäude errichtet, die zum Teil 
jetzt schon fertig sind, aber zur Zeit noch als Verwaltungs¬ 
gebäude und Beamtenwohnungen benutzt werden. 

Die einzelnen Gehöfte werden nicht um ein Zentrum wie 
Kirche oder Schule zusammengelegt, sondern unter Anlehnung 
an den gegebenen Baugrund und aus Bewirtschaftungsgründen 
auf gelockert an den Straßen und Wirtschafts wegen geplant. 

Als Neubauern kommen in erster Linie jüngergeborene 
Bauernsöhne und die bewährten Arbeiter der dortigen Bauern 
in Betracht, die aus der Gegend stammen und mit den geolo¬ 
gischen und klimatischen Verhältnissen kraft Herkunft beson¬ 
ders vertraut sind. Daß sie und ihre Familie den Voraus¬ 
setzungen des Erbhofgesetzes entsprechen und bauernfähig sein 
müssen, ist selbstverständlich. 
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In Verwirklichung der Siedlungspläne, die im Einvernehmen 
mit der Bezirksplanungsstelle in Osnabrück aufgestellt sind, 
sind bis zum 1. Juli 1938 als Neubauemland 1500 ha der Eigen¬ 
bewirtschaftung zugeführt worden. Bis zum gleichen Tage sind 
bereits 95 (fünfundneunzig) Siedlungshäuser errichtet und mit 
Neubauern besetzt worden. 

IV. Die Arbeitskräfte 

Zur Durchführung dieses großen Kultivierungsplanes muß 
als Ersatz für die nicht immer mögliche Maschinenarbeit in 
großem Umfange die Arbeitskraft von Menschen eingesetzt 
werden. Auch im Emslande ist der Reichsarbeitsdienst tätig 
gewesen. Im Rahmen der Erzeugungsschlacht und in Erfüllung 
sonstiger öffentlicher Arbeiten mußte er jedoch später an 
anderen Stellen verwendet werden. 

Arbeits- und Erwerbslose gibt es bekanntlich in Deutsch¬ 
land nicht mehr; die freien Arbeiter sind überall bei Ackerbau, 
Industrie und Handwerk tätig. Eine einzige Gruppe von Arbeits¬ 
fähigen war bislang in diesen Arbeitsprozeß des Volkes nicht 
umfassend eingeschaltet: die Strafgefangenen. Auf diese hat 
der Staat in steigendem Maße zurückgegriffen. 

Er hat sie aus ihrer Zellenarbeit und aus den Strafanstalts¬ 
werkstätten herausgeholt, wo sie zwar dem Eigen- wie dem 
Untemehmerbetriebe unmittelbar zugutekommende Arbeit 
leisteten, die jedoch dem Volksganzen nur mittelbar diente und 
von diesem fälschlich als eine Art Staatspensionärtum gewertet 
wurde. Der Staat hat diese Strafgefangenen in die Produktivi¬ 
tät des Vier jahresplanes eingestellt und läßt sie ihre früheren 
Taten gegen das Volksganze durch Arbeit für dieses ent¬ 
gelten. 

Im Emsland sind für Kultivierungsarbeiten bislang rund 
10 000 Sträflinge tätig. Weitere 10 000 werden demnächst noch 
mobilisiert werden. Mit Hacke, Schaufel und Spaten müssen 
sie nun auf den weiten Moorflächen die gleiche Arbeit leisten, 
wie sie dem freien Bauer und Knecht in Deutschlands Moor¬ 
gebieten anfällt. 

Vor allem eines: es handelt sich um reine Straf gefangene, 
d. h. um solche Rechtsbrecher, die durch rechtskräftige Urteile 
deutscher Gerichte zu Gefängnis oder Zuchthaus verurteilt 
worden sind. Meist sind es sogar solche Häftlinge, die bereits 
mehrfach mit Gefängnis oder Zuchthaus vorbestraft waren, ehe 
sie diese letzte Strafe bekamen. Ihre Verwendung als Moor¬ 
arbeiter geschieht im Rahmen und unter Aufsicht des deutschen 
Strafvollzuges. 


s 
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Die Strafgefangenen werden aus den 26 Oberlandesgerichts¬ 
bezirken aus ganz Deutschland ausgesucht. Nach den Richt¬ 
linien des Reichsjustizministeriums sind von der Arbeit im Ems¬ 
lande ausgeschlossen: 

Lebenslänglich Verurteilte, 

Landesverräter, 

Sicherungsverwahrte, 

Ausländer, 

Juden. 

Im übrigen werden nur die Häftlinge zwischen dem 21. und 
50. Lebensjahre genommen. Vom Anstaltsarzt werden sie zu¬ 
nächst auf ihre Eignung und Fähigkeit für Moorarbeit unter¬ 
sucht. Nach den Bestimmungen machen folgende Leiden moor¬ 
unfähig: 

Körperbehinderung, 

Tuberkulose, 

Rheumatismus, 

Nierenerkrankung, 

Chronische Ohren- und Augenleiden, 

Große Brüche. 

Der Rest ist „frontdienstfähig“. 

Diese bislang 10 000 Gefangenen sind in 7 Lagern über das 
ganze Arbeitsgebiet verteilt. Weitere 8 Lager für die Aufnahme 
der demnächst eintreffenden anderen 10 000 Mann sind bereits 
im Aufbau. Ich habe zwei dieser Lager eingehend besichtigt. 
An den übrigen fünf Lagern bin ich entlanggefahren. 

Jedes Lager ist von einem dichten Stacheldrahtzaun oder 
einer hohen Steinmauer umgeben, woraus sich die etwa 8 m 
hohen Wachtürme emporheben. Jedes Lager ist mit rund 
1500 Gefangenen und 200 Mann der 1500 Mann starken Wach¬ 
truppe belegt. 

Die Gefangenen sind zu je 100 Mann in langgestreckten 
Holzbaracken untergebracht. Ein gemeinsamer Wohn- 
raum enthält die Spinde, Tische und Schemel. Der Schlafraum 
hat eiserne Bettstellen in zwei Reihen übereinander. Die Betten 
sind soldatisch „gebaut“, der gut gefüllte Strohsack und das 
blaugewürfelte Bettzeug sind peinlich sauber. Der Waschraum 
hat große, breite Tonrinnen, in die aus zahlreichen Hähnen 
reichlich Wasser aus dem lagereigenen Wasserwerk fließt und 
so den Gefangenen gern benutzte Gelegenheit gibt zur aus¬ 
giebigen Reinigung von Körper- und Schuhzeug. 

Die Beköstigung besteht aus 3 Mahlzeiten, die ent¬ 
sprechend der schwereren Außenarbeit durch Fettzulagen gegen- 
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über den sonst in Strafanstalten üblichen Eßportionen erhöht 
ist, Morgens vor dem Ausrücken zur Arbeit gibt es Kaffee 
und Suppe. Zur Arbeit selber wird das aus Wurst oder Büchsen¬ 
fleisch bestehende Frühstück mitgenommen; abends nach dem 
Einrücken und Waschen gibt es die warme Tageskost: zu¬ 
sammengekochte Hülsenfrüchte, Reis, Nudeln usw. Außerdem 
gibt es auf die einzelnen Mahlzeiten verteilt täglich insgesamt 
0,75 kg nahrhaftes Grau- und Schwarzbrot. 

Der Gesundheitszustand ist infolge der strengen 
ärztlichen Auswahl vor der Abkommandierung und bei der ge¬ 
sunden Arbeit in frischer Luft durchweg gut. Kleinere Er¬ 
krankungen (Erkältungen, Arbeitsverletzungen) werden in der 
Revier- und Krankenstube behandelt, die jedes Lager für sich 
besitzt. Für ernstere Fälle steht ein großes Zentral-Kranken- 
haus zur Verfügung. 

Jedes Lager verfügt über eine B ü c h e r e i, die im wöchent¬ 
lichen Tausch von den Gefangenen gern benutzt wird. Der Be¬ 
stand von zunächst 1500 Büdiem setzt sich aus allen Wissens¬ 
gebieten, Erziehungsbüchem und gut ausgewählten schön¬ 
geistigen Werken unserer Klassiker zusammen. Der Besuch der 
Badeanstalt mit warmer Dusche und Wannenbädern ist 
einmal wöchentlich obligatorisch. Außerdem gehören zu jedem 
Lager Handwerkerstuben sowie eine Wäscherei. 
Gegen Feuersgefahr schützen Handlöschgeräte, Pumpen, 
Hydranten, Schläuche und ein großer Feuerteich. 

Die Kleidung der Gefangenen ist durchweg ein blauer 
oder schwarzer Anzug aus Drell oder Wolle; dazu praktische und 
wärmende Holzpantinen. Im Winter wird wollenes Unterzeug 
ausgegeben. 

Die Arbeitszeit beträgt 9 Stunden täglich mit einer 
halbstündigen Frühstückspause, einschließlich Hin- und Rück¬ 
marsch zwischen Lager- und Arbeitsstelle. 

Berücksichtigt man, daß es sich bei diesen Moorarbeitem 
um schwere, oft mehrfach vorbestrafte Rechtsbrecher handelt, 
die nach ihrer Herkunft und früheren Lebenshaltung durchweg 
in unsauberer und ärmlicher Umgebung gelebt haben, so kann 
man füglich ihre jetzige Lebenshaltung und ihre Arbeit als 
durchaus besser, gesünder und einwandfreier bezeichnen. 

Daß sie ihrer Freiheit beraubt sind und unter straffer 
Disziplin und Aufsicht zur Arbeit angehalten werden, mag ihnen 
selber schmerzlich und ungewohnt sein. Das ist ja das Wesen 
ihrer Bestrafung, und schützt sie selber vor sich und uns vor 
ihnen. 


3 * 
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Lire Arbeit aber kommt dem ganzen deutschen Volke zu¬ 
gute. Und das ist gut! 

V. Ergebnis 

Bis zum 1. Juli 1938 sind rund 25 000 ha öd- und Moorland 
angekauft worden, die zum Teil bereits erschlossen und zum 
andern Teil sogar schon kultiviert sind. Von diesen 25 000 ha 
werden etwa ein Drittel als Anliegerland sowie für Straßen, 
Wege, Kanäle, Entwässerungsgräben und Schutzpflanzungen ge¬ 
braucht werden. Für reine Siedlungszwecke stehen daher vor¬ 
aussichtlich rund 17 000 ha zur Verfügung, zu deren Fertig¬ 
stellung noch rund 20 Millionen Tagewerke zu leisten sind. 

Bei einer Durchschnittsgröße von 17 ha je Siedlerstelle 
können also 1000 Neubauern auf eigenem Grund und Boden ein¬ 
gesetzt werden. Rechnet man die einzelne Familie auf 5 Köpfe, 
so bedeutet dies, daß 5000 Menschen auf diesem Neuland Arbeit 
und Brot finden werden. Zu diesen berufsmäßigen Neubauern 
kommen als Geistliche, Lehrer, Ärzte, Hebammen, Apotheker, 
Kaufleute, Gewerbetreibende und Handwerker weiter rund 500 
Personen, die mit ihrer auf 4 Köpfe berechneten Familie dorthin 
ziehen werden, so daß auf diese Weise weitere 2000 Menschen 
mittelbaren Nutzen aus dem allgemeinen Siedlungsplan ziehen 
werden. 

Insgesamt werden daher in 8 bis 10 Jahren 25 000 ha Neu¬ 
land gewonnen sein, auf dem 7000 deutsche Menschen als leben¬ 
diges Glied im deutschen Lebensringe wirken und schaffen 
können. Rechnet man den Ertrag der reinen Nutzungsfläche von 
17 000 ha, also nur der von den Neubauern bewirtschafteten 
Fläche (ohne Anliegerland), auf eine bestimmte Frucht um, zum 
Beispiel auf Roggen, und setzt man als durchschnittliche Ernte 
40 Zentner = 2000 kg = 2 t je Hektar, so würde das einen Ge¬ 
samtertrag von 34 000 t ergeben, die bei einem Preise von 9 
je Zentner einem Geldwert von 6 120 000 Mfi entsprächen. 

Die bis zum 1. Juli 1938 aufgewendeten Kosten betragen 
rund 18 Millionen Die Gesamtkosten der Urbarmachung 
und Besiedlung der 25 000 ha werden auf rund 80 Millionen 
zu veranschlagen sein. Mit dieser Summe werden in wenigen 
Jahren 7000 deutsche Volksgenossen auf ausreichendem Wohn- 
und Wirtschaftsraum untergebracht sein, d. h. an Einwohner¬ 
zahl ist dann eine neue Kleinstadt entstanden. Darüber hinaus 
ist einer toten, nutzlosen Wüste neues Leben gegeben und auf 
dem neuen Lande werden deutsche, lebens- und schaffensfrohe 
Bauern Heimat und Brot gefunden haben. Dort ist dann der 
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Gedanke Friedrichs des Großen verwirklicht: „Größer als der 
^ößte Feldherr ist der Mann, der machen kann, daß da, wo eine 
Ähre wuchs, zwei Ähren wachsen!“ Daß diese Kulturtat in 
innerem und äußerem Frieden ihrem stolzen Ziele entgegen¬ 
geführt werden kann, kann jeder Deutsche nur aufrichtig 
wünschen. 

Stimmen aus der Praxis 

Der Untersuchungsgefangene 
und seine seelische Betreuung 

von Pfarrer Gottfried Kretschmar, Untersuchungsgefängnis Dresden 

Die seelische Lage des Untersuchungsgefangenen ist 
eine wesentlich andere als die des Strafgefangenen. Bei der Ein¬ 
lieferung in den Strafvollzug liegt für den Bestraften eine klare 
Situation vor. Die aufregenden Wochen oder Monate der Untersuchungs¬ 
haft sind vorüber, und das Urteil ist gesprochen. Auf eine nach Tag und 
Stunde bemessene Frist wird sich nunmehr das Leben des Verurteilten 
hinter den Mauern einer Strafanstalt abspieleu. Für diese Zeit ist er aller 
wirtschaftlichen Sorgen und Kämpfe enthoben. Er hat genügend Zeit, sich 
Gedanken und Pläne über ein neu zu beginnendes Leben zu machen. Die 
Entziehung der Freiheit und die Einordnung in die feste Zucht des Straf¬ 
vollzuges werden ihn ohne Zweifel innerlich sehr bedrücken. Aber er ist 
innerlich ausgeglichener und ruhiger als in den Tagen der Untersuchungs¬ 
haft. Er sieht ein Ziel vor sich, kann sich darauf einstellen und innerlich 
den Aufbau seines Lebens beginnen. So ist er auch aufnahmefähiger für 
eine religiöse, weltanschauliche und sittliche Beeinflussung. Dazu kommt, 
daß er öfter als in der Untersuchungshaft Menschen sieht und mit ihnen 
in Berührung kommt, die den gleichen Weg gehen müssen. Das kann ihn 
dazu führen, den Willen zu fassen, nicht wieder in die Gemeinschaft einer 
Strafanstalt zurückzukehren. Freiheitsentziehung und fühlbare Zucht des 
Strafvollzugs, weltanschauliche und religiös-sittliche Beeinflussung und die 
in kürzerer oder längerer Zeit eintretende Entlassung in die Freiheit 
wirken beruhigend, klärend und stärkend auf seinen inneren Zustand. 

Anders ist es beim Untersuchungsgefangenen. Die Verhaftung und 
die Einlieferung in das Untersuchungsgefängnis geschehen oft 
sehr plötzlich. Wohl ist man sich bewußt, ein Vergehen oder ein Ver¬ 
brechen begangen zu haben. Man weiß auch, daß irgendwann und irgend¬ 
wie die Verhaftung erfolgen wird. Aber noch hofft man, sie umgehen zu 
können. Unablässig versteht man sich selbst einzureden, daß es unzählige 
Möglichkeiten gibt, die Tat zu verbergen, und weiß sich davon zu über¬ 
zeugen, daß im vorliegenden Falle alle Maßnahmen ergriffen worden sind, 
die Tat nicht ruchbar werden zu lassen. So wird man zwischen Hoffnung 
und dunkler Ahnung hin und her geworfen. Tritt dann die Verhaftung 
plötzlich ein, so mag es sein, daß durch diese Schreckwirkung die normale 
Tätigkeit des Seelenlebens für einige Zeit gestört ist. Die bis dahin 
außergewöhnlich rege Tätigkeit des Seelenlebens ist wie gelähmt. Die 
Freiheit des Wollens und Denkens ist plötzlich auf ein geringes Maß herab¬ 
gesetzt. Es ist darum verständlich, daß in dieser Lage leicht Geständ- 
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nisse gemacht, die später widerrufen werden. Erst nach einer gewissen 
Zeit wird der Verhaftete, zumal wenn ihm dies zum ersten Male widerfährt, 
wie aus einem Traum aufwachen. 

Es wird bei manchem Untersuchungsgefangenen eine Zeit dauern, 
bis er sich rein äußerlich in die neue Situation gefunden hat. So wird es 
nicht ausbleiben, daß zunächst physiologische Reaktionen zu 
überwinden sind. Die anders geartete Kost, die Entziehung des Alkohols, 
die Beschränkung auf ein geringeres Quantum Nikotin und die Einschrän¬ 
kung der körperlichen Bewegungsmöglichkeit können vorübergehend 
physische Verstimmungen hervorrufen. Wer bis dahin an eine ausgewählte 
Kost oder an große Mengen von Alkohol und Nikotin gewöhnt war, wird 
gewisser Anstrengungen bedürfen, seinen Körper auf die neue Lebens¬ 
weise umzustellen. Auch umgekehrt werden viele, die vorher ein unge¬ 
regeltes Leben führten, damit beschäftigt sein, sich auch physisch der 
straffen Tagesordnung anzupassen. 

Sodann aber brechen im Untersuchungsgefangenen starke Gefühle 
der Unsicherheit auf. Es ist anzunehmen, daß davon jeder befallen 
wird, auch wenn er nicht das erste Mal sich im Untersuchungsgefängnis 
befindet und den Gang der Dinge aus eigenem, vielleicht mehrfachem Er¬ 
leben kennt. Der Untersuchungsg^efangene sieht mit jedem Tag deutlicher 
seine äußere und innere Existenz zusammenbrechen. Es ist ihm klar, daß 
er unmöglich noch etwas ändern kann. Er hat keine Möglichkeit, die 
Folgen seiner Tat zu mildem. In den langen Stunden der Einsamkeit am 
Tage und in der Nacht sieht er die fortschreitende Zerstörung seiner wirt¬ 
schaftlichen Existenz. Was ihm bis dahin Boden unter die Füße gab, 
begrinnt zu schwanken. Die Gefühle der Unsicherheit lassen die innere 
Existenz des Untersuchungsgefangenen nicht unberührt. Selbstbewußtsein 
und Selbstsicherheit geraten bedenklich ins Wanken. Das sichere Auftreten 
und die überlegene Haltung, die man von Haus aus besaß oder die man 
sich im Leben anerzogen hatte, sind bald von den Gefühlen der Unsicher¬ 
heit überspült. Es ist oft ein harter Kampf, den Selbstbewußtsein und 
Unsicherheit miteinander führen, bis die Persönlichkeit, vom inneren 
Kampf geschwächt, diesen peinigenden Gefühlen unterliegt. 

Diese Gefühle der Unsicherheit steigern sich oft bis zur Angst. 
Man fürchtet die Untersuchung und die Strafe. Zumal wenn der Tat¬ 
bestand noch nicht völlig aufgeklärt ist und andere Vergehen oder Ver¬ 
brechen noch nicht entdeckt sind, werden die Gefühle der Angst vor jeder 
Vernehmung besonders stark sein. Das Ahnen um die Höhe der Strafe 
trägt dazu bei, die Gefühle der Angst nicht zur Ruhe kommen zu lassen. 
Sollten sie aber dann und wann in den Hintergrund treten, so stehen an 
ihrer Stelle bald wiederum Angstgefühle im Blick auf die Zukunft. Noch 
ist es ein weiter Weg über Verhandlung und Strafvollzug bis zum Tage 
der Entlassung. Aber der Gedanke an diesen Tag läßt bereits in der 
Untersuchungshaft Unruhe und Angst sich steigern. 

Hierzu tritt als nächstes beunruhigendes Gefühl die Sorge. Der 
Untersuchungsgefangene wird, wenn er für Augenblicke von sich selbst 
losgekommen ist, an seine Familie denken. In den meisten Fällen ist die 
Familie völlig überrascht. Der Verhaftete hat es verstanden, seine Ver¬ 
fehlungen zu verheimlichen. Sind die Familienbindungen sehr fest und 
innerlich, so wird dem Verhafteten die Sorge um Frau und Kinder besonders 
stark zu schaffen machen. Zunächst ist es dann nicht die Sorge um die 
wirtschaftliche Zukunft der Familie. Sie wird oft für die nächste Zeit 
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gesichert sein. Vielmehr peiniget ihn der Gedanke, wie Frau und Kinder 
die Nachricht aufg^enommen haben. Er sieht auch den Bestand der ehe¬ 
lichen Gemeinschaft gefährdet. Darum zögert er oft lange, der Familie 
Nachricht zu geben. In diesen Tagen wird vielen erst der hohe Wert der 
ehelichen Gemeinschaft g^anz deutlich. Er fürchtet wohl als die schlimmste 
Folge seiner Verfehlungen die Ehescheidung und den Verlust der Familie. 
Aber auch die wirtschaftliche Zukunft seiner Angehörigen erfüllt den 
Inhaftierten mit großer Sorge. Diese Gefühle der Sorge um die Zukunft 
der ehelichen Gemeinschaft und um die wirtschaftliche Lage der Familie 
sind oft noch stärker als die Gefühle der Unsicherheit und Angst. 

Die Sorg^ um die Familie führt den Untersuchungsgefangenen zur Be- 
schäftigfung mit der Außenwelt. Er denkt an Verwandte, Bekannte, Nachbarn 
und Kameraden. Und nun erwacht in ihm das Gefühl der S c h a m. Es wird 
natürlich dieses Schamg^efühl wie alle anderen bisher erwähnten Gefühle 
in seiner Stärke davon abhängig sein, ob der Inhaftierte zum ersten Male 
oder schon öfters den Weg ins Untersuchungsgefängnis gegangen ist. Auch 
wird der Lebenskreis, aus dem er kommt, nicht ohne Einfluß auf den 
Grad des Schamgefühls bleiben. Die soziale Stellung im Leben spielt 
dabei keine ausschlaggebende Rolle. Wesentlich ist, ob die Familie, der 
der Inhaftierte entstammt, bis dahin solid und anständig, ohne daß eines 
ihrer Glieder mit dem Strafgesetz in Konflikt gekommen ist, gelebt hat, 
oder ob sie in jeder Generation von kriminellen Fällen berichten kann. 
Ist aber das Schamgefühl echt und stark, so führt es mit den genannten 
Gefühlen der Unsicherheit, Angst und Sorge zusammen zur Entstehung 
von Minderwertigkeitsgefühlen. Sie bestimmen schließlich das 
innere Leben des Untersuchungsgefangenen, der erstmalig und aus an¬ 
ständiger Familie stammend inhaftiert worden ist. Werden die Minder¬ 
wertigkeitsgefühle durch oft plötzlich auftretende Schamgefühle besonders 
stark, so lassen sie den Gedanken an Selbstmord aufkommen und bei 
günstiger Gelegenheit auch zur Durchführung kommen. 

Sonderlich straffällig gewordene Beamte werden dem Gedanken an 
Selbstmord nicht ausweichen können. Es ist ihnen klar, daß sie, nach¬ 
dem sie rechtskräftig verurteilt worden sind, ein Disziplinarverfahren zu 
erwarten haben, das ihnen jeden Anspruch auf Ruhegehalt nimmt. Um 
die Familie wirtschaftlich zu sichern, wählen sie den Selbstmord. Oft 
spielt sich dieser schwere seelische Kampf in den Tagen nach der Ver¬ 
handlung, ehe das Urteil rechtskräftig geworden ist, ab. Auch mag 
mancher zum Selbstmord kommen, um seinen und der Familie bis dahin 
unbescholtenen Namen zu erhalten. 

Daß alle diese Gefühle, sonderlich aber die Minderwertigkeitsgefühle, 
nach ihrer Stärke verschieden sind, ist verständlich. Aber mehr oder 
weniger wird jeder Untersuchungsgefangene von ihnen beherrscht. Auch 
werden sie in der Regel immer in der genannten Reihenfolge auftreten. 

Gegen die oben aufgeführten Gefühle setzen Abwehrgefühle 
ein, die auch bald in hartem Kampf miteinander liegen. Es gibt bald keine 
Regrung des Seelenlebens, der nicht sogleich eine Gegenregrung gegen¬ 
übertritt. 

Zunächst entsteht das Bestreben, die Tat zu entschuldigen 
und zu beschönigen. Es gibt nur wenige Untersuchungsgefangene, 
die den Mut aufbringen, die Dinge so zu sehen, wie sie wirklich sind. 
Nicht allein vor anderen, auch vor sich selbst entschuldigt, beschönigt und 
verkleinert der Inhaftierte seine Verfehlungen. Unermüdlich ist er auf der 
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Suche nach Entschuldigungsgründen. Er sucht die Schuld in den Verhält¬ 
nissen oder bei anderen Menschen. Sind es nicht die schlechten wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse, die ihn hierher gebracht haben, dann ist es bestimmt 
ein Racheakt von neidischen Mitmenschen. Sonderlich bei den wegen eines 
Sittlichkeitsdeliktes Eingelieferten ist es eine immer wieder gehörte Ent¬ 
schuldigung, daß man das Opfer einer Rache geworden sei. Lassen sich 
aber beim besten Willen weder Verhältnisse noch Mitmenschen verant¬ 
wortlich machen, so sucht man mit allen Mitteln die Tat zu beschönigen 
und als harmlos hinzustellen. In der Einförmigkeit des Tages und der 
Zelle sucht sich der Untersuchungsgefangene immer wieder davon zu über¬ 
zeugen, daß es sich bei ihm nur um geringfügige Vergehen handelt. Er 
mißt seine Tat an den Verbrechen der anderen Inhaftierten und stellt zu 
seiner Beruhigung immer wieder fest, daß deren Schuld viel größer und 
schändlicher ist. So sucht er sich gegen die lauten Anklagen seines Ge¬ 
wissens zu sichern und steigert sich in eine große Täuschung über seine 
Lage hinein. 

Zu den Abwehrgefühlen gehört als eins der stärksten das große 
Mißtrauen, das er zu jedem Außenstehenden hat. Nicht allein dem 
Untersuchungsrichter oder Staatsanwalt, sondern auch dem Anstalts¬ 
direktor, Pfarrer, Arzt und Belegschaftsführer gegenüber hegt er Miß¬ 
trauen. Und vorsichtig und überlegt antwortet er zunächst auf ihre Fragen. 
Immer ist er der Meinung, daß er ausgehorcht wird. Es dauert lange, bis 
man sein Vertrauen gewinnt. Wie oft können die Beamten des Unter¬ 
suchungsgefängnisses hören, daß sie nach Meinung des Beschuldigten in 
Verbindung mit dem Gericht stehen und den Auftrag haben, ihn zu ver¬ 
nehmen. Kommt man darum auf die Anklage zu sprechen, so ist er sehr 
zurückhaltend, wenn er es nicht vorzieht, sich völlig in Schweigen zu 
hüllen. Mit jedem Wort und mit jeder Handlung ist er darauf bedacht, 
sich zu sichern. 

Nach alledem ist verständlich, daß der Untersuchungsgefangene 
innerlich in großen Spannungen lebt. War er bis zur Begehung der 
Tat ausgeglichen und wenig bewegt, so ist er jetzt hin- und hergeschüttelt. 
In dem Durcheinander der einzelnen Gefühle hat er sein seelisches Gleich¬ 
gewicht verloren. In den vielen schlaflosen Nächten wird der Inhaftierte 
sich selbst nicht wiedererkennen. Stärkere Gemütsbeweg^ungen hat er seit 
langer Zeit nicht mehr gekannt. So ruhig und stetig wie sein äußeres 
Leben verlief auch sein seelisches Leben. Er findet Gefühle in sich wieder, 
die er in seiner Kindheit gespürt hat und auf die er sich jetzt dunkel 
besinnt. Und nur mit großer Anstreng:ung kann er seine frühere seelische 
Haltung bewahren oder wiedererringen. 

Von hieraus ist wohl auch zu verstehen, daß die Gefühle der 
Schuld und Reue meistens sehr schwach sind. Sie finden in der 
seelischen Unruhe und Bewegtheit keinen Boden zum Wachsen. Gerade 
weil Abwehrgefühle und das Bestreben, sich zu sichern, im Vordergründe 
stehen, kommen Schuld- und Reuegefühl nur selten zum Durchbruch. 
Gewiß sind sie vorhanden, aber zunächst nur in schwachen Ansätzen. Da¬ 
bei ist natürlich zuzugeben, daß bei diesem und jenem der Mut zur Selbst¬ 
kritik und die Einsicht in das Unrechte der Tat bald die Oberhand ge¬ 
winnen können. Dazu aber gehört eine Reife der Persönlichkeit, die nicht 
jeder besitzt. Im Strafvollzug mögen dann Schuld und Reue voll zum 
Durchbruch kommen. Unsicherheit und Angst, Mißtrauen und das Be¬ 
streben, sich zu sichern, werden immer schwächer und an ihre Stelle treten 
das Schuldgefühl und der Wille zu büßen. 



Hier ist gleichsam die seelische Grenze zwischen Untersuchungs¬ 
und Strafgefangenen, auf die jede seelische Betreuung zu achten hat. 

Wenn so die innere Lage des Untersuchungsgefangenen richtig 
gesehen worden ist, so ist seine seelische Betreuung nicht 
ohne Schwierigkeiten. Es gilt zunächst das Mißtrauen zu beseitigen. 
Dem Untersuchungsgefangenen muß deutlich werden, daß er nicht 
eine erneute Vernehmung zu fürchten hat und daß er vertrauens¬ 
voll sich aussprechen kann. Gelingt es, das Vertrauen zu gewinnen, so 
ist das Haupthindernis einer tiefergehenden seelischen Betreuung beseitigt. 
Vielleicht ist es dazu ratsam, an äußeren Dingen anzuknüpfen. Beruf und 
Familie, Heimat und Lebensgewohnheiten bieten unerschöpfliche Möglich¬ 
keiten, das Gespräch in Gang zu bringen. Und man tut gut, wenn man 
zunächst dem Inhaftierten die Gesprächsführung überläßt. Es bedeutet für 
ihn eine große Hilfe, wenn er sich aussprechen kann. Es mag 
die erste Aufgabe des Seelsorgers sein, daß er zuhören kann. Nur leise 
wird er dann und wann die Darstellung des Redenden und Beichtenden 
korrigieren und weiterführen, damit der Redende sich nicht im Kreise 
drehe. Aber er wird behutsam darauf achten, daß es ein freies imd un¬ 
gezwungenes Sich-Aussprechen bleibe. Es ist eine der größten seel- 
sorgerlichen Erkenntnisse, daß Aussprechen befreit und erleichtert. So 
erst wird die Möglichkeit geschaffen, seelische Hilfe zu geben. 

Dann aber -wird es an dem Beschuldigten sein zuzuhören. Es wird 
nötig sein, die Aussprache und Beichte unter klare Gesichtspunkte zu 
ordnen und die einzelnen Dinge von einem festen Standpunkt aus zu be¬ 
werten. Man wird dann wohl von unten nach oben steigen und langsam 
die einzelnen Lebenskreise abschreiten. Ehe und Familie 
sind die engsten Kreise, in denen der einzelne lebt. Ist die Auffassung der 
Ehe oberflächlich und die Familienbindung gelockert, so erhöhen sie den 
Grad der Unsicherheit. Sind sie normal und innerlich, so erleichtern sie 
es, Selbstvertrauen und Lebensmut neu zu gewinnen. Aus der Treue der 
Frau und aus der Anhänglichkeit der Kinder wächst der Wille, das 
Schicksal zu tragen und sich nicht unterkriegen zu lassen. Darum suche 
man zuerst den Inhaftierten an diese Bindungen zu erinnern, um ihm damit 
einen festen äußeren und inneren Halt zu geben. Verstöße gegen diese 
Lebensordnungen aber müssen als sehr w'esentliche Gründe für das 
Abgleiten von der geordneten Bahn aufgezeigt werden. Der nächste 
Lebenskreis ist die Berufs- und Volksgemeinschaft. Es ist 
heute leichter darauf hinzuweisen, daß in Verstößen gegen sie ein Grund 
liegt, daß das Leben nicht in der normalen Richtung geblieben ist. Es 
liegen hier ewige Gesetze, deren Vernachlässigung sich über kurz oder 
lang rächen muß. In diese beiden Lebenskreise ist der Mensch hinein¬ 
geboren, und auf sie ist er angelegt. Die Delikte mögen darum noch so 
verschieden sein, sie sind zuletzt Verfehlungen gegen die von Gott ge¬ 
gebenen Lebensordnungen. Diese wenigen unveränderlichen Gesetze müssen 
klar herausgestellt werden, damit der Beschuldigte sein bisheriges Leben 
und insonderheit seine Tat richtig zu bewerten vermag und sich loslöst 
von der Meinung, er sei das Opfer der Verhältnisse oder der Intrige seiner 
Mitmenschen. 

Ist dies aber klargestellt, so wird man weiter aufsteigen und auf die 
Welt der ewigen Werte hinweisen. Zu diesen ewigen Werten ge¬ 
hören Wahrhaftigkeit, Mut und Treue. Sie müssen als die letzten ethischen 
Grundlagen des Lebens hingestellt werden. Ohne sie kann es nicht zu einem 
Neuaufbau des inneren Lebens kommen. Gerade im Zusammenbruch hat 
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sich noch jeder dieser Werte erinnert. Daß sie fehlten oder geschwächt 
waren, hat noch jeder in der Situation des Untersuchungsgefangenen als 
schwersten Mangel empfunden. Es gdlt aber dieser Hinweis nicht zuletzt 
im Hinblick auf die bevorstehende Verhandlung. Wahrhaftigkeit und der 
Mut, zu seiner Sache zu stehen, werden nicht nur mildernd wirken, sondern 
ihn innerlich freier und stärker machen. 

Darüber hinaus aber wird nun die Aufmerksamkeit auf die Welt 
der Religion gelenkt werden. In die Atmosphäre der Unsicherheit, 
Angst, Sorge und Scham sollen die beruhigenden und aufbauenden Kräfte 
der Religion einfließen. Sie sind auch für viele der letzte Halt. In den 
Stunden der Unsicherheit und Angst, der Scham und Bedrängnis greift der 
Mensch nach den Werten, die über dieser Welt liegen. Es wacht die 
Ahnung von überirdischen Kräften und Mächten auf. Man besinnt sich 
auf sie, die man einst geleugnet hat. Jetzt treten sie gleichsam aus dem 
Verborgenen heraus und werden zu unumstößlichen Wirklichkeiten. Der 
längst verschüttete religiöse Trieb wird wieder lebendig und zeiget sich als 
einen der stärksten Triebe des menschlichen Seelenlebens. Die „schlecht- 
hinnige Abhängigkeit von Gott“ wird vielleicht zum ersten Male bewußt 
erlebt. Daß dieses Erlebnis zu einer bleibenden Haltung werde, ist die 
letzte tiefe Sorge einer wahren Seelsorge. Sie wird darauf hinführen 
wollen, daß sich der von Gott und den von ihm gesetzten Ordnungen ge¬ 
löste Mensch gewöhnt, künftig sein Leben nur noch sub specie aetemitatis 
zu sehen. 


Strafvollzug an Frauen *) 

von Gusta Begemann, Erste Oberin, Hohenleuben 

Es ist sehr dankenswert, daß sich einmal eine Frau, die seit vielen 
Jahren im Strafvollzug leitend tätig ist, zu den Fragen speziell des Straf¬ 
vollzuges an Frauen äußert. Den sachlichen, klaren Ausführungen muß 
voll zugestimmt werden. Trotzdem soll dazu Stellung genommen werden 
und zwar vom Strafvollzug im OLG.-Bezirk Jena aus, der in der prak¬ 
tischen Durchführung in einzelnen Punkten von dem des OLG.-Bezirks 
Dresden abweicht. 

In bezug auf die Handhabung des Strafvollzuges an Frauen im all¬ 
gemeinen erklärt die Verfasserin (S. 269 a. a. O.) wörtlich: „Die äußerliche 
Nachahmung militärischer Formen wirkt meiner Beobachtung nach bei 
Frauen unangebracht, ja geradezu lächerlich. Es soll von den Frauen zwar 
eine straffe und gerade, aber nicht steife Haltung gefordert werden . . .“ 
Dem muß entgegengehalten werden, daß die Notwendigkeit zu militärisch 
straffer Erziehung auch der Frauen im Zuge der Zeit lieget. Die Verän¬ 
derung im deutschen Staatsaufbau, in der politischen Lage Deutschlands 
sowie die Rücksicht auf einen totalen Krieg bedingen es, daß unser ganzes 
Volk mehr und mehr in straffer Disziplin organisiert und geschult wird. Das 
erstreckt sich auch auf die Frauen und Mädchen (weiblicher Arbeitsdienst, 
Schulungslager für Frauen, Organisieren der Frauen im Luftschutz). Es 
ist also nur angebracht, wenn die Frauen, die gemeinsam in Anstalten 

*) Bemerkunsren zu dem Artikel ,,Ueber den Strafvollzug an Frauen" von Dr. Else 
Voigtländer in Waidfacim in den Blättern für Gefängniskunde, Bd. 68, Heft 4, Oktober- 
November 1987. 
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antergebracht sind, sich an ein streng diszipliniertes Leben und an ein 
Mindestmaß militärisch straffer Form gewöhnen. Natürlich darf es nicht 
bei bloßer Nachahmung dieser Formen bleiben. Dafür sorgt aber schon 
die lebendige Wechselwirkung von Körper und Geist. Eine äußere straffere 
Haltung muß notwendig eine größere innere Diszipliniertheit hervornifen 
und umgekehrt. 

Gerade bei den jungen weiblichen Gefangenen ist es eine Freude, zu 
sehen, wie diese Umwandlung vor sich geht und wie schnell und selbst¬ 
verständlich die „stramme Haltung“ als zu ihrer Ordnung gehörig von 
ihnen empfunden wird. Die Ergänzung dieser Gewöhnung an straffe Hal¬ 
tung ist die Erziehung im Essen und im Turnen, die Abhärtung in der 
Kleidung und beim Schlafen (es werden keine Kleidungsstücke nachts im 
Bett geduldet, wie Strümpfe, Unterröcke usw.). 

Der humane Strafvollzug hat bei aller Betonung der Erziehung außer 
acht gelassen, daß eine Erziehung wirkungslos bleiben muß, die ohne In¬ 
halt ist, ohne festen, unbeugsamen Willen auf ein Ziel, nämlich die restlose 
Unterordnung und Einordnung des einzelnen in einen Gesamtorganismus, 
an dem der einzelne lebendig mitschafft. Dieser Gesamtorganismus ist uns 
gegeben in Volk, Staat, Gemeinde, Familie; für die Strafgefangene ist 
naturgemäß der Ansatzpunkt zur Einordnung im Anstaltsleben gegeben. 
Eine Auswirkung dieses unbeugsamen Willens, den einzelnen zur Einord¬ 
nung zu erziehen, ist der strengere Strafvollzug, der auf die Frauen nicht 
nur günstig gewirkt hat, sondern von den besseren Elementen unter den 
weiblichen Gefangenen selber als Wohltat empfunden wird und, wie ich 
Hnde, die einzige Möglichkeit darstellt, kriminelle Menschen überhaupt zu 
bessern. Die Strenge wird dann um so williger ertragen, wenn die 
besserungswillige Gefangene durch alle Strenge Gerechtigkeit, Verstehen 
und Hilfsbereitschaft bei dem schweren Übergang in das Leben der Frei¬ 
heit verspürt. 

Bei der Erörterung über die Wirkung des Strafvollzuges auf die weib¬ 
lichen Gefangenen kommt Frau Dr. Voigtländer auch auf Wesen und 
Ursachen der weiblichen Kriminalität zu sprechen und betont mit vollem 
Recht, wie absurd es ist, „alles, was von einer Frau getan wird, aus dem 
Wesen des Weibes überhaupt verstehen zu wollen und auf einen all¬ 
gemeinen Nenner zu bringen“. Es ist ferner dankenswert, daß auf die 
Andersartigkeit weiblichen Erlebens und Reagfierens im Strafvollzug hin¬ 
gewiesen wird und darauf, daß diese Andersartigkeit die Behandlung weib¬ 
licher Gefangener durch Frauen bedingt. Das hat sich ja auch überall 
durchgesetzt, nur dürften die Gerichtsgefängnisse noch zu wenig weib¬ 
liches Personal aufweisen. Gefordert werden muß auch für die weiblichen 
Vollzugsbeamten eine Probezeit, und mehr als das bisher der Fall ist, aus¬ 
reichende Ausbildung. 

Bei der Durchprüfung der Strafvollzugsordnung im einzelnen in ihrer 
Wirkung auf die weiblichen Gefangenen kommt die Verfasserin zuerst auf 
den Unterschied zwischen Zuchthaus- und Gefängnisstrafe zu sprechen und 
befürwortet eine Entfernung dieses Unterschiedes. Daß der Unterschied 
im Begriff der Strafarten und nicht im Menschen liegt, ist richtig und 
wichtig, sich vor Augen zu halten. Solange aber im Strafgesetz selber 
eine Unterscheidung zwischen Zuchthaus- und Gefängnisstrafe gemacht 
wird und der Begriff der Zuchthausstrafe als gewollt schwerere erhalten 
bleibt, sollte vor allem da, wo Gefängnis und Zuchthaus getrennt sind, 
ein Unterschied erkenntlich sein, so etwa in der längeren Arbeitszeit, im 
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Fortfallen der Stufen, ln der schwereren Erlangung von Vergfünstigfungen, 
in der strengeren Handhabung von Hausstrafen und dergleichen. Dies 
dürfte für die Frauen ebenso wie für die Männer in Betracht kommen. 

Das über den Strafvollzug in Stufen Gesagte trifft unbedingt zu. Die 
Raucherlaubnis für Strafgefangene Männer dürfte doch wohl zu den 
größten Seltenheiten gehören. Der Priem wird die gängige Stufenvergfün- 
stigung für Männer sein. Er ist teils Anregfungs-, teils Beruhigrungsmittel 
und trägt der ständigen Gewöhnung der Männer an den Nikotingenuß 
Rechnung. Als Gegenstück dazu bei Frauen Schokolade einzuführen, halte 
ich nicht für angebracht. Schokolade ist eine reine Schleckerei, und ihr 
Entzug dürfte keinesfalls Ausfallserscheinungen herbeiführen wie der 
plötzliche Entzug des Nikotins bei Männern. Das entsprechende Äquivalent 
bei Frauen ist, wie ganz richtig empfunden wird, als Vergünstigung der 
zusätzliche Zucker in den Kaffee oder aufs Brot. Es gibt aber noch ein 
anderes Äquivalent für die weiblichen Gefangenen, und das ist, so merk¬ 
würdig das an dieser Stelle klinget, die Handarbeit in der Freizeit. Da 
viele Frauen weder lesen noch sonst sich geistig beschäftigen können, wie 
männliche Strafgefangene das durchschnittlich tun, da sie andererseits 
meistens an eine dauernde Beschäftigung gewöhnt sind, ist die Handarbeit 
ein ausgezeichnetes Beruhig^ngsmittel. Die Handarbeit für den eigenen 
Bedarf wird bei uns nur als Vergünstigung der zweiten Stufe und auch 
nur Sonntags genehmigt. 

Was über die Haftformen gesagt ist, kann nur bestätiget werden. 
Das Alleinsein ist für Frauen die schwerste, ja die eigentliche Strafe und 
darum allerdings auch das allerbeste Erziehungsmittel. Man sollte darauf 
nie ganz verzichten, vor allem nicht in den ersten vier Wochen nach der 
Einlieferung. Daß bei Gemeinschaftshaft Schlafzellen als Forderung be¬ 
stehen bleiben sollten, möchte ich unterstreichen, vor allem im Zuchthaus, 
wo ich Schlafsäle im Hinblick auf die gegenseitige Beeinflussung für 
äußerst verderblich halte. Dieses gegenseitige Austauschen und Beein¬ 
flussen schwächt die Wirkung der Strafe beträchtlich ab und macht eine 
innere Erziehung der Gefangenen häufig unmöglich. Man sollte, vor allem 
im Zuchthaus, endgültig auf Schlafsäle verzichten, dafür aber mehr und 
bessere gemeinsame Arbeitsräume einrichten. 

Schwangere Frauen im vorgeschrittenen Stadium der Schwanger¬ 
schaft gehören nicht in den Strafvollzug. Die Bestimmung im Voll¬ 
streckungsplan für den Oberlandesgerichtsbezirk Jena (vom 3. Februar 
1937), welche die Einlieferung schwangerer Frauen nach dem sechsten 
Monat der Schwangerschaft generell einschränkt, dürfte das Richtige 
treffen. Haben schwangere Frauen ihre Strafe bereits angetreten, sollte 
mit Vollendung des sechsten Monats der Schwangerschaft Strafunter¬ 
brechung gew'ährt w'erden. Bei nachweislicher sozialer Notlage allerdings 
müßte, wenn ärztlicherseits keine Bedenken vorliegen, die Möglichkeit ge¬ 
geben sein, eine schwangere Gefangene auch während des siebenten Monats 
der Schwangerschaft noch in der Anstalt zu behalten. Die Strafunter¬ 
brechung nach der Geburt sollte im Interesse der Volksgesundheit nicht 
zu kurz bemessen sein. — Für die Ablehnung der Wöchnerinnenstation in 
der Vollzugssanstalt, die ich durchaus teile, spricht außer den angeführten 
Gründen die Tatsache, daß dem Kind der Makel, im Gefängnis geboren zu 
sein, immer anhaften wird. 

Die schon bestehenden Vorschriften für Einheitlichkeit der Kleidung 
in den Frauenstrafgefängnissen einerseits, den Frauenzuchthäusem an- 
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dererseits sind sehr zu begrüßen. Für die Haartracht einheitliche Be¬ 
stimmungen zu treffen, dürfte nicht möglich sein. Die Ablehnung der 
Kurzhaarfrisur in bestimmten Frauenvollzugsanstalten entspringt nicht 
einem Vorurteil gegen die Kurzhaarfrisur als solche. Diese ist vielmehr 
meines Erachtens in einer Vollzugsanstalt unzweckmäßig, da sie nicht ge- 
pfleg^t werden kann, also meist unordentlich aussieht. Daß sich die Gefan¬ 
genen in den Zellen gegenseitig das Haar beschneiden, hat sich als äußerst 
ungünstig in bezug auf Ordnung und Hygiene erwiesen. Da es aber für 
Frauen einen Anstaltsfriseur nicht gribt, wird am zweckmäßigsten an¬ 
geordnet, daß die Gefangenen das kurze Haar wachsen lassen und nach 
entsprechender Zeit einrollen. Zu verbieten sind auch die Lockenwickel aus 
Klosettpapier. 

Was die Kostordnung anbetrifft, so wird diese naturgemäß schon im 
Hinblick auf den Vierjahresplan für Männer und Frauen einheitlich sein 
müssen. Die Zusammensetzung und Zubereitung der Mahlzeiten wird da, 
wo Frauen für Frauen kochen, von selbst anders ausfallen als in einer 
Männeranstalt. 

Bezüglich der Arbeit in der Frauenvollzugsanstalt ist zu sagen, daß 
es häufig Näharbeiten und Hausarbeit für den eigenen Bedarf nicht 
genügend gibt, um alle Insassinnen damit zu beschäftigen. Man ist also 
darauf angewiesen, die Gefangenen in Untemehmerbetrieben arbeiten zu 
lassen. Wir machen damit im OLG.-Bezirk Jena die allerbesten Erfahrun¬ 
gen. Wir haben Arbeiten aller Art, für geschickte und für ungeschickte 
Hände, und die allermeisten Gefangenen haben den Ehrgeiz, fleißige und 
gute Arbeit zu leisten, schon w’eil in den Gefangenenbelehrungen gelegent¬ 
lich die besonders fleißigen und die besonders faulen Arbeiterinnen erwähnt 
werden. 

Die Gefangenenbelehrungen führen uns zu dem, was über den Unter¬ 
richt zu sagen ist. Sie werden von der verantwortlichen Leiterin der An¬ 
stalt je nach Bedarf ein- bis viermal im Monat gehalten und haben sich 
als sehr zweckmäßig erwiesen. Es werden dazu alle Gefangenen ver¬ 
sammelt. Die politischen Tagesereignisse, nationalsozialistische und welt¬ 
anschauliche Fragen sowie vor allem die praktischen Dinge des Anstalts¬ 
lebens werden besprochen. Immer von neuem müssen ja die verschiedensten 
Punkte der Verhaltensvorschriften den Gefangenen ins Gedächtnis gerufen 
werden. — Neben diesen Gefangenenbelehrungen ist ein Spezialunterricht 
in allen praktischen Dingen der Haushaltsführung und des Wirtschafts¬ 
lebens dringend nötig und wird bei uns kursweise, soweit sich dies mit den 
Belangen des Strafvollzuges verträgt, von der Lehrerin des Frauenstraf¬ 
gefängnisses erteilt. Daß der Unterricht theoretisch bleiben muß, ist natür¬ 
lich ein Mangel. Ich bin aber mit Frau Dr. Voigtländer der Ansicht, daß 
die Einführung auch nur einer Lehrküche, geschweige einer Haushaltungs¬ 
schule sich mit dem Charakter des Frauenstrafgefängfnisses absolut nicht 
verträgt. Entsprechende Erfahrungen aus der Systemzeit sind in unan¬ 
genehmster Erinnerung. Etwas anderes w’äre die Einführung einer Lehr¬ 
küche im Jugendgefängnis. 

Wer gegen die Hausordnung verstößt, ist empfindlich zu strafen. 
Man darf nicht vergessen, daß nach § 2 der Dienst- und Vollzugsordnung 
die Freiheitsentziehung so zu gestalten ist, daß sie für die Gefangenen ein 
empfindliches Übel darstellt. Als Hausstrafe wirkt Arrest immer am besten 
und schnellsten. Wenn den männlichen Arrestanten tagsüber alles Inventar 
einschließlich Pritsche und Schemel aus der Zelle entfernt wird, sollte den 
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Frauen der Schemel wenigstens belassen werden, um ihre Körperkräfte 
nicht über Gebühr anzustrengen. 

Die Fürsorge für die weiblichen Gefangenen lieget im OLG.-Bezirk Jena 
nicht bei dem Anstaltsgeistlichen. Das ist gut so. Es hat sich immer 
wieder erwiesen, daß die strenge Trennung von Seelsorge und Fürsorge 
für beide Arbeitsgebiete am günstigsten ist. Es wird damit erreicht, daß 
der Seelsorger nicht von denen überlaxifen wird, die ihn nur für ihre Zwecke 
ausnützen wollen, und daß er Zeit behält für seine eigentliche, so dringend 
wichtige Aufgabe. Der Seelsorger kann sich dann mehr denjenigen Gefan¬ 
genen widmen, denen an Seelsorge im eigentlichen Sinne, am Abladen der 
inneren Nöte, etwas liegt und denen damit geholfen ist. 

Die Fürsorge andererseits ist ein so weites Gebiet, sie erfordert so¬ 
viel Fach- und Sachkenntnis, soviel Erfahrung im Umgang mit den In¬ 
sassen der Vollzugsanstalten einerseits, mit Behörden, Wohlfahrtsämtern 
usw. andererseits, daß hier ein fachlich geschulter Mensch durchaus ge¬ 
braucht wird (wir machen hier mit einer Juristin die allerbesten Erfahrun¬ 
gen). Nur in den Händen eines solchen Menschen kaim die Arbeit der 
Fürsorge vor und bei der Entlassung aus der Strafhaft das sein, was sie 
sein soll: erstens Erziehung imd Hilfe zum vernünftigen Wiederaufbau des 
Lebens in der Freiheit sowie bei der Wiedereingliederung in den Volks¬ 
organismus, zweitens sachliche Ergänzung der Strenge und der bewußten 
Abschreckung im Strafvollzug. Auf diese Weise wird in der Gefangenen 
die Erkenntnis geweckt, daß die Hand, die schlagen muß, auch wieder 
verbindet. 


Gefängniskunde des Auslandes 

Die neue italienische Aufsichtsdienstordnung 

von Landgerichtsrat im Reichsjustizministerium Dr. Wilhelm Dallinger 

A. 

Der König von Italien hat mit Dekret vom 30. Dezember 1937, XVI, i) 
eine neue Dienstordnung für das Korps der Aufsichts¬ 
beamten an den Vorbeugungs- und Strafanstalten 
(Regolamento per il Corpo degli agenti di custodia degli istituti di preven- 
zione e di pena) genehmigt, die am 17. März d. J. in Kraft getreten ist 
Der neuen Dienstordnung ist ein Vorlagebericht (Beg^ündimg) an 
Seine Majestät den König und Kaiser vorangeschickt (Relazione a Sua 
Maestä il Re Imperatore), in dem die bedeutendsten Neuerungen hervor¬ 
gehoben imd in ihrer Tragweite erläutert sind. Die vom Senatspräsidenten 
am Obersten Gerichtshof in Rom und Generaldirektor der italienischen 
Strafvollzugsverwaltung im Gnaden- und Justizministerium Dr. Giovanni 
N o V e 11 i herausgegebene „Rivista di diritto penitenziario“ widmet der 
neuen Aufsichtsdienstordnung das erste Heft des laufenden Jahrg^angs ^), 
in dem die Dienstordnung mit der Begründung sowie den zahlreichen An¬ 
lagen imd Formblättern abgedruckt ist. Exz. Novell! leitet das Heft mit 

1) Nr. 2584, s. Beilage zur „Gazzetta Ufficlale", dem Amtsblatt des Königreichs 
Itaiien, Nr. 60 vom 2. März 1938. 

2) Im folgenden „ADO.“ abgekürzt. 

8) Januar/Februar 1988 (Jahrgang IX). 
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einführenden Worten ein, die er den Aufsichtsbeamten widmet. Das neue 
Reglement sei eine weitere Etappe auf dem Wege der Verwirklichung der 
faschistischen Strafvollzugsreform. Manche sähen vielleicht auch heute 
noch im Aufsichtsbeamten den Gefäng^niswärter der früheren Zeit mit 
seinen rein mechanischen Aufgaben oder vielleicht gar einen Kerkermeister, 
dessen Dienst darin bestehe, dem Gefangenen das Leben recht schwer zu 
machen. Der Faschismus habe mit Anschauungen dieser Art endgültig 
gebrochen. Der faschistische Strafvollzug, der von Gerechtigkeit und 
Strenge beherrscht sei, erblicke im Aufsichtsbeamten ein, wenn auch be¬ 
scheidenes, so doch hervorragendes und hochbedeutsames Organ bei der 
Verwirklichung der großen Aufgaben, welche die neuen Strafgesetze dem 
Vollzug zugewiesen haben. Die Aufsichtsbeamten, die täglich Beweise ihres 
Opfergeistes gäben, seien eine Miliz idealistischer Faschisten im Kampfe 
gegen die Kriminalität. 

Der italienische Strafvollzug ist neben einer Reihe formellgesetzlicher 
Vorschriften, die zum größten Teil im Strafgesetzbuch, in der Straf¬ 
verfahrensordnung'*) imd im Gesetz über die Gefängnisreform vom 9. Mai 
1932 enthalten sind, in der Hauptsache durch die Dienst- und Vollzugs¬ 
ordnung für die Vorbeugungs- und Strafanstalten von 1931 ®) gferegelt, die 
den Charakter einer Rechts- und Verwaltungsverordnung hat. Darüber hin¬ 
aus gelten eine große Zahl von Verwaltungsvorschriften, zu denen auch die 
Dienstordmmg für das Korps der Aufsichtsbeamten gehört. In den folgen¬ 
den Ausführungen soll über den Inhalt der neuen italienischen Aufsichts¬ 
dienstordnung berichtet werden. Diese enthält, der Natur einer solchen 
Verordnung entsprechend, eine große Zahl ins einzelne gehender und rein 
technischer Vorschriften. Doch scheint es mir nicht ohne Wert, die Rechts¬ 
ordnung eines Landes, mit dem uns eine so enge Geistesgemeinschaft ver¬ 
bindet, wie mit Italien, auf unserem Fachgebiet auch in den Einzelheiten 
kennen zu lernen. Denn nur so läßt sich ein umfassendes Bild gewinnen. 
Im übrigen ist es interessant zu verfolgen, wie sich große Gesichtspunkte 
und Ideen in der Einzelregelung widerspiegeln. 

In Deutschland ist der Aufsichtsdienst noch nicht reichseinheitlich 
geregelt. Im Rahmen der allgemeinen Strafrechtsreform wird auch der 
Strafvollzug neu geordnet werden®). Die Ausführungsvorschriften zum 
Strafvollzugsgesetz werden sich auch mit der Einzelregelung des Auf¬ 
sichtsdienstes befassen müssen. Es wird zu erwägen sein, ob dies im 
Rahmen einer umfassenden Ausführungsverordnung zum Strafvollzugs¬ 
gesetz — Strafvollzugsordnung — geschieht oder durch Schaffung einer 
besonderen Aufsichtsdienstordnung'’^). Die letztere Lösung hat viel für 
sich. Das Strafvollzugsgesetz selbst wird sich ja auf die Grundzüge des 
Strafvollzugs beschränken müssen. Auch die Ausführungsverordnung, 
welche Jie Einzelregelung nach der materiellen wie nach der organi¬ 
satorischen und verwaltungsmäßigen Seite hin zu bringen hat, wird zweck¬ 
mäßigerweise von Einzelvorschriften mit überwiegend dienstanweisungs¬ 
mäßigem Charakter jedenfalls insoweit entlastet, als es sich um größere 
Sonderkomplexe handelt, wie den Aufsichtsdienst, den Schuldienst, die 
Arbeitsverwaltung usw. 

4) Beide vom 19. Oktober 1930, ln Kraft seit 1. Juli 1931. 

5) KönlKÜche Verordnuns vom 18. Juni 1931 — Kr. 787 —, veröffentlicht in der 
Beilase cur „Gazzetta TJfficiale“ vom 27. Juni 1931 — Nr. 147 —. Im folgenden ,,DVO.“ 
abgekürzt. 

6) Vgl. hierüber den Aufsatz von Ministerialrat Dr. Eichler, des zuständigen 
Referenten im Reichsjustizministeriiun, ..Vor einer Neuordnung des deutschen Strafvoll- 
cugs", Blätter für Gefängniskunde Band 68 S. 6 ff. 

7) Vgl. z. B. Badische Dienstweisung für den Aufsichtsdienst (Anlage VI zur 
Bad. Dienst- und VoUzugsordnung von 1925). 
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B. 

Die neue italienische Dienstordnung für die Aufsichtsbeamten der 
Vollzugsanstalten tritt an die Stelle der bisherigen Dienstordnung, die noch 
aus der vorfaschistischen Zeit stammt. Sie regelt dieses Gebiet im Ein¬ 
klang mit den grundsätzlichen, schon im Parteiprogramm enthaltenen Auf¬ 
fassungen des Faschismus vom Strafvollzug, die dahin gehen, den Rechts¬ 
brecher durch weise Anwendung des Strafzwangs für die Volksgemein¬ 
schaft wiederzugewinnen, ein Ziel, das — wie die Begründung ausführt — 
bei den Strafen erst in zweiter Linie und nur da verfolgt wird, wo es aus¬ 
sichtsreich erscheint, das aber für den Vollzug der sichernden Maßregeln 
wesentlich ist. Dieses Ziel wird hauptsächlich durch das System der In¬ 
dividualisierung verfolgt, d. h. der Anpassung der Mittel des Vollzugs an 
die Persönlichkeit des Verurteilten, einem wahrhaft fundamentalen Prinzip 
des modernen Strafvollzugs (Begründung). Der Erfolg wird jedoch, wie 
die Begründung weiter betont, nicht allein durch gute Vorschriften ver¬ 
bürgt; es kommt vielmehr in erster Linie darauf an, daß die tatsächliche 
Verwirklichung dieser Vorschriften Menschen anvertraut wird, die Sinn 
und Zweck der ihnen übertragenen Aufgabe erfassen, und die in der Lage 
sind, ihr gesamtes Verhalten gegenüber den dem Strafzwang unterworfenen 
Personen auf diesem Zweck auszurichten, auch soweit es sich um Umstände 
handelt, die für sich genommen vielleicht klein und unbedeutend erscheinen 
mögen. Die Gewähr für den Erfolg der Tätigkeit der Aufsichtsbeamten 
liege im harmonischen Einklang von Gerechtigkeit und Strenge, Autorität 
und Mitgefühl. 

Die Heranbildung geeigneter Aufsichtsbeamten hält die Begründung 
für eine der wichtigsten Aufgaben des Strafvollzugs®). Die neue Dienst¬ 
ordnung will dieses Ziel vor allem durch Hebung des Anfangsbildungs¬ 
standes, durch weitere Spezialisierung und besondere Ausbildung für 
Dienstzweige, die besondere Fähigkeiten und Schulung erfordern, sowie 
dadurch erreichen, daß sie das Interesse an der Förderung der Kenntnisse 
und Fähigkeiten durch ein im wesentlichen an Prüfungen gebundenes 
Beförderungssystem zu verstärken sucht. 

C. 

Die neue Aufsichtsdienstordnung, die 256 Artikel zählt, ist in 
sieben Titel geteilt, von denen sich der erste in sieben Kapiteln mit 
der Organisation des Aufsichtsdienstes befaßt (Einrich¬ 
tung und Zusammensetzung des Korps der Aufsichtsbeamten; Anstellung; 
Ausbildung der Aufsichtsbeamten; Beförderungssystem; Beendigung des 
Dienstverhältnisses; Eheschließung; Urlaub). Diese Vorschriften sind 
darauf gerichtet, der Strafvollzugsverw’altung für den Aufsichtsdienst 
möglichst gute Kräfte zu sichern und deren Fähigkeiten ständig weiter zu 
fördern, wobei auf das System der Spezialisierung besonderer Wert geleg;t 
wird (Begründung) “). 

Der zweite Titel handelt von den Dienstauszeichnungen 
und Anerkennungen. An ihn schließt sich ein dritter Titel über die 
Disziplin (6 Kapitel: Allgemeine Vorschriften, Arten der Disziplinar¬ 
strafen, Organe des Disziplinarstrafverfahrens usw.; Anwendung und 
Wirkung der einzelnen Disziplinarstrafen; Verfahrensvorschriften; Be- 

8) VkI. hierzu auch Dybwad, Theorie und Praxis des faschistischen Strafvollzugs, 
Rechtsvergfieichende Untersuchungen zur gesamten Strafrechtswissenschaft (herausgegeben 
von Schwinge), Erstes Heft, Bonn 1984, S. 71. 

ö) Vgl. auch Dybwad a. a. O. S. 72/3. 



Ziehungen zwischen Strafverfahren und Disziplinarstrafverfahren; Anwen¬ 
dung des Militärstrafgesetzbuchs und Zuständigkeit der Militärgerichte; 
Berichte und Qualifikationen). 

Der vierte Titel beschäftigt sich mit der Mensa, der Uniform, 
der Bewaffnung und den sonstigen Ausrüstungsgegenständen der Auf¬ 
sichtsbeamten, deren Unterkunft sowie ihrer ärztlichen Ver¬ 
sorgung. 

Der fünfte und wohl wichtigste Titel hat den Dienst der Auf¬ 
sichtsbeamten zum Gegenstand. In elf Kapiteln behandelt er die 
allgemeinen Pflichten der Beamten des Korps, die Aufgaben der Beamten 
mit besonderen Dienstgeschäften, die Aufsichtsbeamten zu Pferd, den 
äußeren Wachtdienst, die Aufsicht über die Außenarbeiter, die Bewaffnung 
innerhalb der Anstalt, den Waffengebrauch, die besonderen Aufgaben der 
gehobenen Aufsichtsbeamten, die Dienstreisen und die Versetzungen. 

Der folgende Titel regelt die Verwaltung der Fonds der 
einzelnen Beamten und des Generalfonds. Titel sieben bringet Ü b e r - 
gangs-und Schlußvorschriften. 

Nach diesen Bemerkungen über den Aufbau soll im folgenden auf den 
Inhalt der wichtigsten Vorschriften eingegangfen werden. 


D. 

I. Der erste Titel über die Organisation des Auf¬ 
sichtsdienstes beginnt mit den Vorschriften über die Einrich¬ 
tung und Z u s a m m e n s e t z u n g d e s K o r p s d e r A u f sichts¬ 
beamten. Der einleitende Artikel lautet: 

„Das Korps der Aufsichtsbeamten ist militärisch org^isiert; 
es hat die Aiifgabe, Zucht und Ordnung in den Straf- und Sicherungs¬ 
anstalten nach den Vorschriften und den Zweckbestimmungen der 
Gesetze und Verordnungen sicherzustellen. 

Dem Korps der Aufsichtsbeamten lieget auch die äußere Be¬ 
wachung der Anstalten ob. Auch andere Geschäfte der Gefängnis¬ 
verwaltung können ihm übertragen werden. 

Das Korps der Aufsichtsbeamten untersteht dem Gnaden- und 
Justizministerium 

Das Stellenverzeichnis und die Rangordnung innerhalb des Korps 
ergeben sich aus der Tabelle A, die der Dienstordnung als Anlage bei- 
gefügft ist (Art. 2). Hiernach gibt es 60 Kommandanten (Leiter des 
Aufsichtsdienstes an den bedeutenderen Anstalten), 120 Hauptwachtmeister 
1. Klasse, dieselbe Zahl Hauptwachtmeister 2. Klasse, 250 Unterhaupt¬ 
wachtmeister 1. Klasse, 350 Unterhauptwachtmeister 2. Klasse, 2350 Ober¬ 
wachtmeister, 4800 Wachtmeister und 300 Probewachtmeister. Das 
gesamte Korps der Aufsichtsbeamten hat also einen Personalbestand von 
8350 Beamten. Die Zuweisung der Beamten auf die einzelnen Anstalten 
erfolgt nach deren Bedarf und nach den Erfordernissen des Dienstes.^) 

Graduierte sind die Kommandanten sowie die Haupt- und Unterhaupt¬ 
wachtmeister, die im Feldwebels- und Unteroffiziersrang stehen und 
bestimmten Rangstufen der Karabinieri gleichgestellt sind^“). 


10) Aba. 4 ist ala minderwichtis weKselaasen. 

11) Art. 294 DVO. 

12) Die besonderen Pflichten der Graduierten und der Oberwachtmeiater sind ln 
Titel V Kerenelt. VkI- unten S. 226 ff. 
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Eine Besonderheit Ist die gemäß Art. 3 beim Justizministerium ein¬ 
gerichtete „Zentralkommission für das Aufsichtsper¬ 
sonal“. Sie besteht aus einem vom Generaldirektor für die Vorbeugungs¬ 
und Strafanstalten bestimmten Richter oder Staatsanwalt als Vorsitzenden, 
dem Chef des Amtes für die Aufsichtsbeamten im Justizministerium oder 
seines Vertreters sowie einem Oberdirektor bei den Vorbeugungs- und 
Strafanstalten. Die Kommission ist bei den wichtigeren Personalsachen 
beteiligt, z. B. bei den Prüfungen, Beförderungen, Disziplinarstrafsachen 
usw. 

Kapitel 2 regelt die Anstellung. Voraussetzung für die 
Bewerbung ist gemäß Art 4 der Besitz der italienischen Staatsangehörig¬ 
keit, Einschreibung bei der faschistischen Partei, Lebensalter zwischen 
20 und 28 Jahren (Ausnahmen zulässig), Größe nicht unter 1,60 m, kräftige 
Konstitution, körperliche und geistige Gesundheit, keine Vorstrafen auf 
Grund von Delikten^®) und sonstige unbescholtene Führung, vor allem 
auch während der Militärdienstzeit. Außerdem muß der Bewerber den 
Oberkurs der Elementarschule (5. Klasse) mit Erfolg besucht haben. 

Das Ministerium ermächtigt die örtlich zuständigen Staatsanwalt¬ 
schaften, die Verfügung der Ernennung zum Probewachtmeister zu erlassen, 
und weist die Betreflfenden der Schule oder einer Anstalt zu (Art. 7). 
Die Bewerber müssen sich zunächst für drei Jahre verpflichten. Die 
Probezeit dauert sechs Monate und kann um weitere vier Monate verlängert 
werden. Nach Ablauf der Probezeit wird der betreffende Beamte bei gün¬ 
stiger Beurteilung vom Ministerium zum Wachtmeister ernannt (Art. 10). 

Vor Ablauf der dreijährigen Dienstzeit kann der Aufsichtsbeamte den 
Antrag auf Verlängerung der Anstellung um weitere drei Jahre stellen. 
Über den Antrag entscheidet das Ministerium. Die Erneuerung der An¬ 
stellung wird dem Beamten versagt, der im letzten Jahr nicht die Quali¬ 
fikation „gut“ erhalten hat (Art. 13) i“*). Die Anstellung kann bis zu 
achtmal verlängert werden, darüber hinaus bleiben die Aufsichtsbeamten 
ohne besondere Verpflichtung für bestimmte Zeit im Dienst (Art. 12). Mit 
den ersten drei Verlängerungen der Dienstzeit ist eine Prämie von 1000, 
2000 bzw. 3000 Lire verbunden. Diese Summe wird dem Beamten zur 
Hälfte ausbezahlt; die andere Hälfte dient als Rücklage, die der Beamte 
beim Ausscheiden aus dem Dienst erhält. Die ersten sechs Verlängerungen 
der Anstellung für Wachtmeister und Oberwachtmeister bringen außerdem 
jeweils die Erhöhung der Bezüge um 0,50 Lire täglich mit sich (Art. 14). 

Im Laufe des Monats März wird jedes Jahr das Dienstaltersverzeich¬ 
nis der Aufsichtsbeamten nach dem Stand vom 28. Oktober^®) veröffent¬ 
licht (Art. 16). 

Das nächste Kapitel beschäftigt sich mit der Ausbildung 
der Aufsichtsbeamten^“). Bei der Zentralstelle für das Studium 
des Strafvollzugs in Rom wird eine theoretisch-praktische Schule für die 
körperliche, technische und geistig-sittliche Schulung der Aufsichtsbeamten 
errichtet (Art. 17). An anderen Orten können Zweigstellen dieser Schule 
eingerichtet werden. Die zur Schule zugelassenen Beamten werden kaser¬ 
niert (Art. 18). 

i'i) Gegensatz Uebertretungen (vgl. Art. 39 des Strafgesetzbuchs). 

14) Vgl. hierzu Tit. UI Kap. 6 Art. 102, unten S. 217. 

15) Tag des Marsches auf Rom (29. Oktober Beginn des neuen Jahres der faschi¬ 
stischen Aera und des neuen Gerichtsjabres). 

10) Vgl. auch Dybwad a. a. O. S. 74. 
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Die Aufsichtskräfte im Probedienst müssen die Schule in der Reg^el 
drei Monate lang besuchen. Der Unterricht hat zum Clegenstand: All¬ 
gemeine Bildung, die Aufsichtsdienstordnung, die Dienst- und Vollzugs¬ 
ordnung für die Vorbeugungs- und Strafanstalten, die Grundzüge des Straf¬ 
rechts und des Strafverfahrens, Hygiene und erste Hilfe bei Unglücks¬ 
fällen usw., körperliche Ertüchtigung und Unterweisung im Waffen¬ 
gebrauch. Der Direktor der Schule berichtet am Ende des Lehrgangs dem 
Ministerium über die erzielten Ergebnisse und über die Befähigung jedes 
einzelnen Kursteilnehmers (Art. 20). 

Speziallehrgänge werden gehalten für Aufsichtsbeamte, die an 
Jugendanstalten, an Anstalten für Gewohnheits- und Berufsverbrecher und 
Verbrecher aus Hang oder an Anstalten tätig sein sollen, an denen die 
Organisation der gewerblichen Arbeit besondere Bedeutung hat^'^). Die 
Unterrichtsgegenstände und die Dauer der Spezialkurse werden vom 
Ministerium von Fall zu Fall bestimmt (Art. 19); sie dürfen jedoch drei 
Monate nicht übersteigen. 

An der Schule finden außerdem Kurse statt, deren Besuch für die 
Beförderung zum Unterhauptwachtmeister vorgeschrieben ist. 

Kapitel 4 behandelt das personalpolitisch und damit letzten Endes 
auch für den Vollzug selbst bedeutsame System der Beförderun¬ 
gen. Die grundlegenden Vorschriften enthält Artikel 21. Die folgenden 
15 Artikel entwickeln dies des näheren. Sämtliche Beförderungen werden 
durch ministeriellen Erlaß verfügt. Die Begründung weist darauf hin, daß 
für die Beförderungen in erster Linie praktische Bewährung, Fähigkeiten 
und Verdienst maßgebend seien. In gewissen Fällen müssen diese Eigen¬ 
schaften aber durch das Ergebnis einer Prüfung nachgewiesen werden, so 
für den Grad des Haupt- und Unterhauptwachtmeisters. Zur ersten Stufe 
der gehobenen Aufsichtsbeamten (Unterhauptwachtmeister) will man, wie 
die Begründung ausführt, nur Kandidaten zulassen, die in einer strengen 
Prüfung eine g^ründliche Ausbildung nachgewiesen haben, und zum nächst¬ 
höheren Grad ist Voraussetzung, daß man diesen Stand nicht nur gehalten, 
sondern verbessert hat, um so mehr als der Hauptwachtmeister in vielen 
Anstalten die Aufgaben des Leiters des Aufsichtsdienstes hat. 

Für die Beförderung zum Unterhauptwachtmeister gilt 
folgendes: Den Antrag auf Zulassung zum Examen, das vom Ministerium 
nach Bedarf angesetzt wird, kann stellen, wer nicht über 37 Jahre alt ist, 
6 Jahre im Korps der Aufsichtsbeamten gedient. Beweise seiner Befähig^ung 
und seines Eifers gegeben, sowie seit wenigstens 2 Jahren keine höhere 
Disziplinarstrafe als Anstaltsarrest und keine geringere Qualifikation als 
„gut“ erhalten hat. Für ehemalige Unteroffiziere und Kandidaten mit 
Mittelschulbildung beträgst die Mindestdienstzeit 3, unter Umständen nur 
2 Jahre (Art. 22). In der schriftlichen Prüfung, die bei den Staatsanwalt¬ 
schaften an den Appellationsgerichtshöfen stattfindet, ist eine Arbeit aus 
dem Aufgabengebiet des Korps der Aufsichtsbeamten anzufertigen und 
eine Rechenaufgabe zu lösen (Art. 23). Wer im schriftlichen Examen 


17) Die ADO. knüpft hierbei an Art. 316 Abs. 2 der DVO. an. der lautet; 

,,Spezialisiert und besonders aus^ebildet werden: 

1. die Beamten der Strafanstalten für JuKendliche. 

2. die Beamten für die JustizbesserunKsanstalten, 

3. die Beamten für die Justizirrenanstalten sowie für die Heil- und Bewah- 
runirsanstalten, 

4. die Krankenpfleser, 

6. die für den Dienst der technischen Assistenten und Werkmeister bestimmten 
Beamten.“ 

Näheres über die SpezialisierunK der Aufsichtsbeamten enthält Titel V. 


4 » 
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bestimmte Mindestnoten erzielt hat, wird zu dem oben erwähnten Lehr¬ 
gang zugelassen (Art. 24), der eine Dauer von 3 Monaten hat. An ihn 
schließt sich eine mündliche Prüfung an. Über die Zulassimg hierzu ent¬ 
scheidet der Lehrerrat unter dem Vorsitz des Direktors der Schule 
(Art. 26). Das mündliche Examen findet vor einer Kommission statt, die 
unter dem Vorsitz des Chefs des Amtes für das Aiifsichtspersonal oder 
seines Vertreters steht, und der außerdem der Direktor der Schule und 
die Lehrer der einzelnen Gebiete angehören. Prüfungsgegenstände sind die 
Dienst- und Vollzugsordnung für die Vorbeugungs- und Strafanstalten, die 
Aufsichtsdienstordnung, die Grundzüge des Strafrechts und des Straf¬ 
verfahrens, soweit sie die Untersuchungshaft, die Strafen und die sichern¬ 
den Maßregeln betreffen, das Verwaltungs- und Rechnungswesen der Voll¬ 
zugsanstalten, die Erforschung der Wesensart der Gefangenen, die Gefan¬ 
genen- und Entlassenenfürsorge, die Erziehungsmethoden, die Mittel 
zur Aufrechterhaltung von Sicherheit, Zucht und Ordnung und das mili¬ 
tärische Wissen (Art. 25). Nach dem Ergebnis der erzielten Noten setzt 
die obenerwähnte Zentralkommission für das Aufsichtspersonal die Rang¬ 
ordnung der Kandidaten fest. Das Ministerium spricht die Beförderungen 
nach Maßgabe der verfügbaren Stellen aus (Art. 27). 

Auch für die Beförderung zum Hauptwachtmeister 2. Klasse 
ist ein schriftliches und ein mündliches Examen Voraussetzung (esami di 
concorso), das vom Ministerium für die verfügbaren Stellen ausgeschrieben 
wird. Zugelassen werden Unterhauptwachtmeister 1. Klasse, die wenigstens 
2 Jahre als Unterhauptwachtmeister gedient und in den letzten 2 Jahren 
die Qualifikation „sehr gut“ erhalten haben. Prüfungsgebiete sind die 
Dienst- und Vollzugsordnung, das Rechnungswesen der Vollzugsanstalten, 
die Vorschriften des Strafgesetzbuchs und der Strafverfahrensordnung über 
die Untersuchungshaft, die Strafen und die sichernden Maßregeln sowie 
die Gefängnisstatistik. Das Examen findet in Rom statt. Der Prüfungs¬ 
kommission gehören auch ein Rechnungsbeamter der Vollzugsverwaltung 
und ein Sachverständiger für Gefängnisstatistik an. Nach dem Ergebnis 
der Prüfung wird wieder eine Rangordnung aufgestellt. Die Ersten der 
Kandidaten, welche die Prüfung bestanden haben, werden zu Siegern 
erklärt, und zwar entsprechend der Zahl der Stellen, für welche die Prü¬ 
fung ausgeschrieben war. Zwischen der Beförderung zum Unterhaupt¬ 
wachtmeister 1. Klasse und der zum Hauptwachtmeister 2. Klasse müssen 
jedoch mindestens 3 Jahre liegen (Art. 28—31). 

Für die Befördenmg zum Kommandanten ist keine Prüfung 
vorgeschrieben. Voraussetzung sind Verdienst und praktische Bewährung. 
Die Zentralkommission für das Aufsichtspersonal wählt unter den Haupt- 
wachtmeistem 1. Klasse, die mindestens 3 Jahre als solche Dienst gretan 
und in den letzten 3 Jahren die Qualifikation „sehr gut“ erhalten haben, 
diejenigen aus, die sie für geeignet zu einer Beförderung zum Komman¬ 
danten hält (Art. 33). 

Für die Beförderung zum Oberwachtmeister sowie für die 
Klassenbeförderungen der Haupt- und der Unterhauptwacht- 
meister wählt die Zentralkommission für das Aufsichtspersonal nach dem 
Dienstalter eine genügende Anzahl Beamter aus und erklärt sie als geeignet 
für eine solche Beförderung. Voraussetzung ist die Qualifikation „gut“ 
in den letzten 2 Jahren. In der niederen Klasse muß man, um befördert 
werden zu können, mindestens ein Dienstalter von 2 Jahren haben (Art. 34). 

Beförderungen zum nächsthöheren Grad und zur nächsten Klasse 
können auch ohne Prüfung und Einhaltung des sonst üblichen Verfahrens 
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ausgesprochen werden, wenn ein Beamter außergewöhnliche Dienste für 
die Vollzugsverwaltung geleistet hat, die mit offenbarer Lebensgefahr ver¬ 
bunden waren. Beförderungen dieser Art dürfen jedoch den zwanzigsten 
Teil der im ganzen verfügbaren Stellen nicht überschreiten (Art. 36). 

Kapitel 6 handelt von der Beendigung des Dienst¬ 
verhältnisses. Die normale Beendigung tritt mit der Erreichung des 
50. Lebensjahres ein; ausnahmsweise kann der Dienst bis zum 55. Lebens¬ 
jahr fortgresetzt werden (Art. 37). Dispensierung vom Dienst beendet 
diesen nach Art. 38, wenn das Dienstverhältnis nach Ablauf der Verpflich¬ 
tungszeit nicht erneuert wird, wenn das Verpflichtungsverhältnis auf An¬ 
trag des Beamten aus besonderen persönlichen oder familiären Gründen 
aufgelöst wird, wenn der Beamte dienstuntauglich wird, oder wenn andere 
Gründe das weitere Verbleiben des Beamten im Dienst nicht angezeig;t 
erscheinen lassen. Im Falle der Dispensierung vom Dienst behält der Be¬ 
amte regelmäßig den Anspruch auf die Pension und die sonstigen Rechte. 
Die dem Aufsichtsbeamten und seiner Familie zustehende Pension wird 
durch eine Reihe in Art. 40 erwähnter gesetzlicher Vorschriften geregelt; 
weitere Vorschriften enthalten die Art. 40—44. 

Kapitel 6 beschäftigt sich mit der Eheschließung der Auf¬ 
sichtsbeamten und schreibt vor, daß diese hierzu der Genehmig^ung des 
Ministeriums bedürfen (Art. 49). 

Das letzte Kapitel des ersten Titels handelt vom Urlaub. 
Nach einer gewissen Dienstzeit kann dem Aufsichtsbeamten, wenn es die 
dienstlichen Verhältnisse gestatten, bezahlter Urlaub bis zu 30 Tagen ge¬ 
währt werden. Aus triftigen Gründen kann das Ministerium den Urlaub 
bis zu 60 Tagen verlängern; jedoch hat dann der Beamte für die 30 Tage 
überschreitende Zeit keinen Anspruch auf Bezüge (Art. 50). Die Artikel 53 
bis 56 treffen für den Krankheitsurlaub eine genaue Regelung. 

II. Der zweite Titel regelt die Dienstauszeichnungen 
und Anerkennungen. Als solche sieht die Dienstordnung in Art. 57 
vor; Belobigrung durch die Anstaltsleitung, Belobigrung durch das Mini¬ 
sterium, Verdienstabzeichen, die Medaille für Verdienste im Amt, Geld¬ 
prämien und Beförderung wegen außerordentlicher Verdienste nach 
Art. 36. 

Die Belobigung durch die Anstaltsleitung wird ausgesprochen, 
wenn ein Beamter Beweise besonderer Tüchtigkeit und Energrie und beson¬ 
deren Mutes bei der Aufrechterhaltung von Zucht und Ordnung gegeben 
hat. In besonderen Umständen erfolgt der Ausspruch durch das Mini¬ 
sterium (Art. 58). 

Das Verdienstabzeichen wird Beamten verliehen, die 
während eines Zeitraums von 5 Jahren ununterbrochen die Qualifikation 
„g;ut“ erhalten haben und mit keiner strengeren Disziplinarstrafe als An¬ 
staltsarrest beleget worden sind (Art. 59). Das Verdienstabzeichen wird 
auf dem oberen Teil des linken Ärmels an Rock und Mantel getragen. Es 
kann dreimal nacheinander verliehen werden und ist jedesmal mit einer 
Erhöhung der Bezüge um 0,60 Lire täglich verbimden. Hierdurch sollen 
Beamte, die sich Jahre hindurch vor dem Durchschnitt hervortun, auch 
finanziell besser gestellt werden. Die Gesamtausgaben für die Erhöhung 
der Bezüge durch Verleihung des Verdienstabzeichens dürfen jedoch jähr¬ 
lich die Summe von 250 000 Lire nicht übersteigen. 

Die Medaille für Verdienste im Amt kann nach 15jäh- 
riger Dienstleistung im Korps vom Ministerium verliehen werden. Nach 
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bisherigem Recht war die Gewährung der Medaille von der einfachen 
Dienstleistung von 16 Jahren abhängfig. Nach Art. 60 der neuen Dienst¬ 
ordnung ist jedoch Voraussetzung, daß der Beamte lobenswerte Dienste 
gpeleistet und wenigstens während der letzten 5 Jahre ständig die Quali¬ 
fikation „gut“ erhalten hat. Die Begründung führt hierzu aus, man solle 
nur denjenigen auszeichnen, der irgendwie hervorrage und nicht nur 
schlecht und recht seine Pflichten erfülle. Einfache Diensterfüllung sei 
zwar gfenügend für die Beibehaltung eines Postens in der Laufbahn, könne 
aber keine Auszeichnung moralischer oder materieller Art rechtfertigen. 

PHir die Ergreifung von entwichenen Gefangenen oder von flüchtigen 
Personen, die zu Todesstrafe, zu Zuchthaus oder Gefängnis (reclusione) 
verurteilt sind, haben die Aufsichtsbeamten auf Grund derselben Vor¬ 
schriften, die für die Polizei gelten, Anspruch auf eine Sonderprämie 
(Art 61). 

III. Der dritte Titel über die Disziplin wird mit pro¬ 
grammatischen Grundsätzen über die allgemeinen Pflichten der Aufsiclits- 
beamten eingeleitet. An den grundlegenden Vorschriften des Art. 64 hat 
sich ihre ganze Arbeit auszurichten. Er lautet: 

„Die Aufsichtsbeamten haben sich bei der Erfüllung ihrer 
Dienstaufgaben, nämlich bei der Aufrechterhaltung von Zucht und 
Ordnung und bei der Verwirklichung der mit der Strafe für die 
Gefangenen verbundenen Pflichten vor Augen zu halten, daß die 
Mittel des Strafzwangs darauf gerichtet sind, zu strafen und zu¬ 
gleich auch den Verurteilten an das soziale Leben wiederanzupassen. 

Würdevolles, festes und korrektes Auftreten, gerechte Behand¬ 
lung der einzelnen Gefangenen, ständige Sorge für die moralischen 
und materiellen Bedürfnisse der Gefangenen gewährleisten den Er¬ 
folg der Arbeit der Aufsichtsbeamten.“ 

Diese Vorschriften zielen darauf ab, die Tätigkeit und das ganze Ver¬ 
halten der Aufsichtsbeamten mit den großen Gesichtspunkten der faschi¬ 
stischen Gesetzgebung auf dem Gebiet des Strafvollzugs in Einklang zu 
bringen. Wenn es gelinge, so führt die Begründung aus, diese richtung¬ 
weisenden Normen in den Aufsichtsbeamten lebendig werden zu lassen, sei 
es gut um den Strafvollzug bestellt, vor allem in jenen Teilen des Vollzugs, 
die dem Ermessen der einzelnen Beamten anvertraut seien. 

Die folgenden Artikel handeln von der Pflicht zu Gehorsam und 
Respekt gegenüber den Vorgesetzten. Die Gehorsamspflicht ist in ähnlicher 
Weise wie bei Soldaten erweitert. Beschwerden der Untergebenen gegen¬ 
über ihren Vorgesetzten müssen immer auf dem Dienstweg angebracht 
werden. Gemäß Art. 71 dürfen sich die Aufsichtsbeamten auch in der 
dienstfreien Zeit nicht von der Anstalt entfernen, ausgenommen in den für 
den Ausgang festgesetzten Stunden. Für die Beamten im Dienst besteht 
grundsätzlich Rauchverbot (Art. 72). Verboten ist auch. Gefangene 
dafür zu verwenden, die zum persönlichen Gebrauch der Aufsichtsbeamten 
bestimmten Gegenstände, wie Kleidung, Waffen usw. zu reinigen und in 
Ordnung zu halten (Art. 73). 

Die gegenüber Aufsichtsbeamten zulässigen Disziplinarstrafen sind: 
Verweis, Anstaltsarrest, Gehaltskürzung, Entlassung und Ausschluß aus 
dem Korps (Art. 74). Aufgehoben sind als Disziplinarstrafe die Rück¬ 
versetzung vom Oberwachtmeister zum Wachtmeister, die Degradierung 
für gehobene Aufsichtsbeamte sowie die Überweisung an die Disziplinar- 
kompanie. Die Begründung führt hierzu aus, daß Beamte, gegen die solche 
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Strafen verhängt werden müßten, offensichtlich unwürdig seien, noch weiter 
dem Korps anzugehören, und daß in diesen Fällen daher der Ausschluß 
angebracht sei. 

Die Disziplinarstrafgewalt wird durch den Direktor, die lokale 
Disziplinarkommission, die Disziplinarkommission des Appellationsgerichts¬ 
bezirks und den Minister ausgeübt (Art. 76). Näheres hierüber enthalten 
die beiden nächsten Kapitel. 

Kapitel 2 handelt von den einzelnen Arten der Diszi¬ 
plinarstrafen, deren Anwendung und Wirkungen. Der Verweis 
wird vom Direktor verhängt; ebenso auch der Anstaltsarrest, der von einem 
bis zu dreißig Tagen dauern kann (Art. 77, 78). Der mit Arrest Be¬ 
strafte darf die Anstalt nicht verlassen, ohne Rücksicht darauf, ob er ver¬ 
heiratet ist oder nicht. Diese Strafe kann auch mit anderen verbunden 
werden. Die Gehaltskürzung besteht darin, daß die Bezüge für 
einen Zeitraum von einem bis zu dreißig Tagen geschmälert werden. Sie 
wird vom Direktor, bei einer Dauer von mehr als fünfzehn Tagen sowie 
gegen die Kommandanten und Hauptwachtmeister von der lokalen Diszi¬ 
plinarkommission verhängt. Mit Rücksicht auf die Familie kann der Direk¬ 
tor Teilzahlungen gestatten. Bei der Gehaltskürzung gibt es zwei Ab¬ 
stufungen. Bei der Gehaltskürzung ersten Grades wird dem Bestraften ein 
Viertel, bei der zweiten Grades die Hälfte seiner Bezüge vorenthalten 
(Art. 79, 81). Art. 80 zählt neben einer allgemeinen Vorschrift eine Reihe 
von Tatbeständen auf, die mit Gehaltskürzung ersten Grades bestraft 
werden, z. B. vertraulicher und ungehöriger Umgang mit Gefangenen, 
Heranziehen von Gefangenen zum Schreiben von Briefen, Anträgen und 
Berichten, Überschreitung des Ausgangs von 1 bis zu 6 Stunden, Rauchen 
im Dienst oder Spielen in der Anstalt, Verlassen des Dienstpostens (ohne 
Folgen), Schläfrigkeit während des Dienstes, einfache Trunkenheit, Unter¬ 
haltung mit Anstaltsfremden während des Wachtdienstes. In Art. 82 
sind, ebenfalls neben einer Generalklausel, eine große Zahl von Tatbestän¬ 
den aufgeführt, die mit Gehaltskürzung zweiten Grades bestraft werden, 
so z. B. offenbare Verstöße gegen den Grundsatz der Unparteilichkeit, 
Mißbrauch des Abhängigkeitsverhältnisses gegenüber Untergebenen und 
Gefangenen, Spötteleien und Beleidigungen gegenüber Gefangenen, Schul¬ 
denmachen gegenüber Untergebenen, Nachlässigkeit in der Beaufsichtigung 
der Gefangenen, Verletzung der Treupflicht durch Mitteilung dienstlicher 
Angfelegenheiten oder von Tatsachen, die sich auf schwebende Prozesse 
beziehen, an Außenstehende oder an Gefangene, Verschaffen von Nah¬ 
rungsmitteln und Getränken, Büchern und anderen Gegenständen an Ge¬ 
fangene, Einreichung von Anträgen und Beschwerden außerhalb des 
Dienstweges oder Mißbrauch des Beschwerderechts, heftiger Wortwechsel 
mit Kollegen bei Anwesenheit Gefangener, ungerechtfertigte Verzögerung 
bei der Ablieferung von Gegenständen, die bei Gefangenen beschlagnahmt 
worden sind, Abschluß irgendwelcher Geschäfte mit Gefangenen, skan¬ 
dalöse Trunkenheit, Führen unanständiger Gespräche und Fluchen, vor 
allem in Anwesenheit Gefangener, gemeinschaftliches Essen oder Trinken 
mit Gefangenen in der Anstalt oder außerhalb derselben mit Verwandten 
Gefangener oder mit ehemaligen Gefangenen bis zu drei Jahren nach der 
Entlassimg, fahrlässige Ermöglichung von Fluchtversuchen, Mißhandlung 
Gefangener, Betreten der Abteilungen für Frauen ohne Befehl eines Vor¬ 
gesetzten. Die Strafe der Dienstentlassung wird vom Mini¬ 
sterium wegen Eheschließung ohne Genehmigung und bei Weigerung am 
zugewiesenen Orte zu wohnen verhängt (Art. 83). Den Ausschluß 
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aus dem Korps spricht das Ministerium auf Vorschlag der Disziplinär-' 
kommission des Appellationsgerichtsbezirks für besonders schwere Ver¬ 
fehlungen aus (Art. 84). Die Dienstordnung führt in Art. 85 neben einer 
Generalklausel u. a. folgende Verfehlungen auf: Verbringung von Geld, 
Waffen oder Werkzeugen, die gefährlich sind oder die Flucht erleichtern, 
in die Anstalt für die Gefangenen, Unterlassung der Beschlagnahme solcher 
Gegenstände bei ihrer Entdeckung, schwere Mißhandlung Gefangener und 
Grausamkeit ihnen gegenüber, Verbüßenlassen von Hausstrafen, die nicht 
vom zuständig^en Beamten verhängt sind, Annahme von Trinkgeldern und 
Geschenken seitens der Gefangenen oder deren Familienangehörigen, Be¬ 
günstigung eines unerlaubten Verkehrs der Gefangenen, Feigheit im 
Dienst, Versuch weibliche Gefangene zu verführen oder unanständiges 
Ansinnen an sie. 

Kapitel 3 enthält die Verfahrensvorschriften des 
Disziplinarrechts. Gegen die Entscheidung des Direktors kann sich der 
Beamte innerhalb fünf Tagen nach Mitteilung der Verfügung auf dem 
Dienstwege beim Ministerium beschweren (Art. 87). Die lokale Disziplinar- 
kommission besteht aus drei Mitgliedern; ihr gehören der Direktor als 
Vorsitzender und die zwei dienst- und rangältesten Beamten der Verwaltung 
oder des Rechnungswesens, unter Umständen der Arzt oder der Geistliche 
an (Art. 88). Die Disziplinarkommission des Appellationsgerichtsbezirks 
besteht aus dem Generalstaatsanwalt oder einem von ihm bestimmten Ver¬ 
treter als Vorsitzenden, einem Staatsanwalt sowie einem Strafanstalts¬ 
direktor des Bezirks (Art. 89). Die Beschlüsse der Disziplinarkommissionen 
werden zusammen mit den Akten dem Ministerium übersandt, das die Ver- 
fügfungen billigt oder abändert. Es kann die vorgeschlagenen Disziplinar¬ 
strafen auch verschärfen (Art. 94). Der Beamte, gegen den ein Verfahren 
bei der Disziplinarkommission des Appellationsgerichtsbezirks schwebt, 
kann durch Verfügung des Direktors, die der Bestätigung durch das 
Ministerium bedarf, in einem Isolierungsraum festgehalten werden 
(Art. 96). 

Kapitel 4 hat es mit den Beziehungen zwischen dem 
Strafverfahren und dem D i s z i p 1 inarstrafverfahren 
zu tun. Den maßgeblichen Grundsatz enthält Art. 3 der Sfrafprozeßord- 
nung, der das Dienststrafverfahren in seinen Beziehungen zum Strafver¬ 
fahren dem zivilen Rechtsstreit und dem Verwaltungsverfahren gleichstellt. 
Ergibt sich im Laufe eines Dienststrafverfahrens der Verdacht einer straf¬ 
baren Handlung, so ist das Strafverfahren einzuleiten. Bis zur rechts¬ 
kräftigen Erledigung dieses Verfahrens wird das Dienststrafverfahren 
ausgesetzt, wenn das Strafverfahren hierfür von Bedeutung ist (Art. 97 
der Aufsichtsdienstordnung). Der in ein Strafverfahren verwickelte 
Beamte kann von seinen Amtspflichten und seinen Rechten suspendiert 
werden. Bis zur Rechtskraft des Urteils kann der Frau und den minder¬ 
jährigen Kindern eine Unterstützung bis zu einem Drittel des Gehalts des 
Beamten zugestanden werden (Art. 98). Ein Beamter, der wegren eines 
vorsätzlichen Delikts rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt ist, 
scheidet kraft Gesetzes aus dem Korps der Aufsichtsbeamten aus. Ein 
eingeleitetes oder ausgesetztes Dienststrafverfahren ist hiermit gegen¬ 
standslos geworden. In den anderen Fällen wird das Dienststrafverfahren 
fortgesetzt bzw. neu eingeleitet, es sei denn, daß das Strafverfahren die 
Unschuld des Beamten ergeben hat. 

Kapitel 6 (Art. 101) bestimmt, daß für eine Reihe von Straftaten 
das Militärstrafgesetzbuch maßgebend ist und diese daher von den Militär- 
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gerichten abgeurteilt werden. Es handelt sich hierbei z. B. um Meuterei, 
Revolte, qualifizierte Desertion (unter Mitnahme von Waffen usw.). 

Das letzte Kapitel von Titel III befaßt sich mit den Be¬ 
richten über die Beamten und die Qualifikationen. Art. 102 
bestimmt, daß der Anstaltsleiter am Ende jeden Jahres über jeden Auf¬ 
sichtsbeamten einen Bericht machen muß. Die Beurteilung ist in folgende 
Qualifikationen zusammenzufassen: sehr grut, mittelmäßig und schlecht. 
Ein Exemplar dieses Berichts muß im Laufe des Januar dem Ministerium 
eingereicht werden. Die Qualifikation ist dem betreffenden Beamten mit 
Rücksicht auf ihre entscheidende Bedeutung für seine Laufbahn bekannt¬ 
zugeben (Art. 103). Der Beamte kann sich dagegen innerhalb 10 Tagen 
beim Ministerium beschweren. Den jährlichen Qualifikationen wird erheb¬ 
liche Bedeutung beigemessen, da sie die Unterlagen für die Verleihung von 
Dienstauszeichnung^en, für die Zulassung zu den nächsthöheren Prüfungen 
sowie für die Beförderungen bilden. Hierauf wird in einem Runderlaß 
vom 3. März 1938, XVI, ^*), noch besonders hingewiesen. Die Anstalts¬ 
leiter sollen die Berichte und die Qualifikationen persönlich abfassen und 
sich bei ihrer Anfertigung in besonderem Maße die Worte des Duce 
„Gerechtigkeit in der Verwaltung“ vor Augen halten. 

rV. Der vierte Titel behandelt zunächst die Mensa. Die Auf¬ 
sichtsbeamten essen gemeinsam in der Kantine, jedoch sind weitgehende 
Ausnahmen zugelassen (Art. 104). Den Beamten wird monatlich eine 
bestimmte Summe für die Verpflegung abgezognen (Art. 106). 

Kapitel 2 handelt von der Uniform und den Gegenständen der 
Ausrüstung und Bewaffnung. Art. 111 bringt die Verpflichtung 
zum Tragen der Uniform. Die Aufsichtsbeamten dürfen bürgerliche 
Kleidung nur bei freiem Ausgang tragnen. Eine Ausnahme vom Uniform¬ 
zwang besteht gemäß Art. 146 für Beamte an Strafanstalten und Abtei- 
kingren für Minderjährige und an Justizbesserungsanstalten ^^). Mit der 
neuen Dienstordnung wurde auch eine neue schwarze Uniform eingeführt, 
die der Uniform der Wehrmacht stark angeglichen ist. Die Einzelheiten 
der Uniform und der sonstigen Bekleidung und Ausrüstung sowie die 
normale Benutzungszeit der einzelnen Stücke wird durch die Tabelle B 
geregrelt, die der Dienstordnung als Anlagre beigregeben ist. Die Auf¬ 
sichtsbeamten erhalten eine tägliche Entschädigung von 0,50 Lire für Uni¬ 
form usw. (Art. 112). 

Das Kapitel 3 regreit die Unterkunft der Aufsichtsbeamten. 
Diese haben grrundsätzlich die Verpflichtung in der Anstalt zu wohnen 
(Art. 116) *®). Die Tabelle C zählt die Gegrenstände auf (Bettzeug, Einrich- 
tungrsgregenstände usw.), die von der Verwaltung gestellt werden. Die 
Beamten erhalten, soweit sie nicht in der Anstalt wohnen, ein Wohnungs¬ 
geld, das je nach der Größe des Ortes 1,60, 2 oder 2,50 Lire täglich 
beträgrt (Art. 117). Gefangene dürfen die Wohnräume der Aufsichts¬ 
beamten nur ausnahmsweise und nur mit Erlaubnis des Direktors betreten. 

Das nächste Ka p i t e 1 hat den Sanitätsdienst für 
die Aiifsichtsbeamten zum Gegenstand. Sie werden im Krankheitsfalle in 
einer besonderen Krankenabteilung ärztlich betreut. Art und Menge der 
Krankenkost ist in der Tabelle D genau festgesetzt. Soweit die Anstalt 
über keine besondere Krankenabteilungen verfügt, werden die erkrankten 
Aufsichtsbeamten auf Kosten der Vollzugsverwaltung in ein Militärlazarett 
und notfalls in ein öffentliches Krankenhaus gebracht (Art. 121). 

18 ) Nr. 1029, Rivista dl diritto penitonziarlo 1938 Selta 884/6. 

19) 8. unten S. 223. 

30) Vgl, hierzu auch Dybwad a. a. O. S. 71. 
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V. Der fünfte und, wie oben erwähnt, wichtigste Titel entiiält 
die eigentlichen Vorschriften über den Dienst der Aufsichtsbe* 
amten. Er beginnt mit den allgemeinen Pflichten der Beamten des 
Korps. Der einleitende Art. 129 lautet: 

,J)ie Aufsichtsbeamten unterstehen unmittelbar dem Anstalts¬ 
leiter oder seinem Vertreter ßowie den Graduierten des Korps und 
haben deren Befehle auszuführen. 

Nach Beendigung des ihnen zugewiesenen Dienstes haben sie 
dem Kommandanten oder dem Hauptwachtmeister über etwaige Ver¬ 
stöße gegen Sicherheit, Zucht und Ordnung und über Unregel¬ 
mäßigkeiten jeder Art schriftlich Bericht zu erstatten. 

Die Aufsichtsbeamten sind gehalten, in dringenden Fällen 
sofort mündlich Bericht zu erstatten und den diensthabenden Gradu¬ 
ierten von allen Geschehnissen Kenntnis zu geben**). 

Die Aufsichtsbeamten haben insbesondere: 

1. pünktlich alle ihre Dienstaufgaben zu erfüllen, die ihnen durch die 
Aufsichtsdienstordnung oder nach Maßgabe der Zuständigkeits¬ 
regelung durch Verfügung des Anstaltsleiters oder des Richters 
übertragen sind; 

2. innerhalb der Anstalt die Unternehmer, deren Vertreter und An¬ 
gestellte sowie die zur Arbeit in der Anstalt zugelassenen freien 
Arbeiter zu überwachen, damit niemand gegen die Disziplin ver¬ 
stößt; 

3. sämtliche am Morgen vom Kommandanten oder vom Hauptwacht¬ 
meister erhaltenen Schlüssel zu den einzelnen Räumen gewissen¬ 
haft zu verwahren und sie ihm nach Erfüllung der verschiedenen 
Dienstgeschäfte, die ihnen übertragen sind, wieder zurückzugeben; 

4. die Gefangenen, wo sie sich auch befinden, ständig genau zu be¬ 
aufsichtigen, sie bei jeder Bewegung, die sie machen müssen, zu 
begleiten und zu überwachen, daß, besonders für die Gefangenen, 
die der Isolierung oder dem Redeverbot unterworfen sind, kein 
unzulässiger Verkehr möglich ist; 

5. die vorgeschriebenen Runden zu machen und dem Kommandanten 
oder dem Hauptwachtmeister imverzüglich von jeder Tatsache 
Bericht zu erstatten, die sie bemerken oder die zu ihrer Keimtnis 
kommt, und die in irgendeiner Weise für die Sicherheit, Zucht 
und Ordnung in der Anstalt von Bedeutung sein könnte; 

6. darüber zu wachen, daß die Gefangenen die sie betreffenden Ord- 
niings- und Reinlichkeitsvorschriften beachten; 

7. die Gefangenen immer mit Menschlichkeit, aber auch mit Gerech¬ 
tigkeit und Festigkeit zu behandeln und niemals mit ihnen Ge¬ 
spräche zu führen, die nicht aus dienstlichen Gründen gfefordert 
oder gerechtfertigt werden; 

8. die Gefangenen bei der Aufnahme und bei der Entlassung auf¬ 
merksam zu durchsuchen, ebenso auch wenn sie sich zu Sitzungen 
und Unterredungen begeben oder davon zurückkehren, wenn sie 
sich in die Arbeitsräume, in die Schule oder in die Strafzelle be¬ 
geben und diese Orte wieder verlassen sowie immer dann, wenn 
die Durchsuchung von den Vorgesetzten angeordnet ist; 

31) V(cl. hierzu auch Art. 65 DVO. (AlarmklinKeln). Er lautet: 

„Die einzeinen AbteiiunKen der Anstalt müssen eine AlarmklinKel zur Verbindung 
mit der Hauptwachtstube und möKÜchst auch mit der Wohnung des Kommandanten oder 
Hauptwachtmeisters haben, damit der diensttuende Aufsichtsb«imte unverzüglich von jedem 
Vorfall, der die Sicherheit, Zucht und Ordnung betrifft, Nachricht geben kann.** 
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9. aufmerksam darüber zu wachen, daß die zur Arbeit zugelassenen 
Gefangenen sich ihr ohne Unterbrechung widmen, und daß sie die 
Rohstoffe, die Arbeitsprodukte und die Arbeitsgeräte, die ihnen 
anvertraut sind, nicht beschädigen, vergeuden, zerstören oder ent¬ 
wenden; 

10. täglich bei Beendigung der Arbeit Zahl und Art der den Gefan¬ 
genen übergebenen Arbeitsgeräte zu überprüfen, um festzustellen, 
daß nichts verlorengegangen, verräumt oder entwendet worden 
ist, und gegebenenfalls den Täter zu melden; 

11. die Strafgefangenen, die zur Außenarbeit gehen, zu begleiten und 
die größtmögliche Sorgfalt walten zu lassen, um Gespräche und 
Beziehungen zwischen den Gefangenen und Anstaltsfremden zu 
verhindern und Überraschungen irgendwelcher Art, Entweichun¬ 
gen usw. vorzubeugen; 

12. die eigenen Unterkunftsräume in tadelloser Ordnung zu halten 
und mit keinen anderen als den im Reglement vorgesehenen Gegen¬ 
ständen auszustatten, keinerlei Waffen dorthin zu bringen und 
Kleider, Geld oder Wertgegenstände nicht der Gefahr einer Ent¬ 
wendung auszusetzen. 

Die Aufsichtsbeamten dürfen in keinem Falle gegen die Gefan¬ 
genen Hausstrafen verhängen.“ 

Der Dienst der Aufsichtsbeamten ist so geregelt, daß sie, abgesehen 
von außergewöhnlichen Fällen, einen freien Ausgang von 5 oder 6 Stunden 
täglich und von 12 Stunden einmal in der Woche haben (Art. 180). Der 
Anstaltsleiter kann den verheirateten Beamten, wenn sie keinen Nacht¬ 
dienst haben, gestatten, bei ihrer Familie zu übernachten. Mindestens die 
Hälfte der Aufsichtsbeamten muß jedoch immer in der Anstalt sein. Der 
äußere Wachtdienst darf auf 24 Stunden 10 Stunden nicht übersteigen. 
Die Wachen und Patrouillen werden alle 2 Stunden abgelöst, wo das Klima 
besonders rauh oder heiß ist, auch öfter. Kein Beamter darf den Dienst, 
zu dem er bestimmt ist, verlassen, bevor er abgelöst oder von dem zu¬ 
ständigen Vorgesetzten zu einem anderen Dienst bestimmt wird (Art. 131). 
Für die Frauenanstalten und -abteilungen beschränkt sich der Dienst der 
männlichen Aufsichtsbeamten auf die äußere Bewachung; notfalls können 
sie auch das Innere der Anstalt betreten, aber nur in Begleitung einer 
Schwester oder einer Aufseherin (Art. 132). 

Das bedeutsame Kapitel 2 regelt die Pflichten der Aufsichts¬ 
beamten, denen ein Spezialdienst übertragen ist. Die Begründung 
weist auf die erhebliche Bedeutimg der in großem Umfange durchgeführten 
Spezialisierung 22) besonders hin, und zwar in erster Linie, soweit es sich 
um Beamte für Sicherungsanstalten und für Jugendanstalten handelt 
(Art. 145 ff.). 

Kapitel 2 behandelt zunächst den Krankenpflegedienst 
(Art. 134). Diesem Dienst werden auch Krankenschwestern mit bestimmter 
Vorbildung imd entsprechendem Zeugnis zugewiesen. Die Krankenpfleger 
unterstehen, soweit sich ihre Tätigkeit auf den Medizinaldienst bezieht, den 
Ärzten; im übrig;en aber sind sie ebenfalls den Vorschriften der Aufsichts¬ 
dienstordnung unterworfen. Im besonderen muß der Krankenpfleger die 
vorgeschriebenen Register und Verzeichnisse führen, die Kost für die ein¬ 
zelnen Kranken vormerken, die Beachtung der einschlägigen Vorschriften 
und der ärztlichen Verordnungen beaufsichtigen und darüber wachen, daß 

22) Vsl. oben S. 208 und S. 211. 
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die zum Krankenpflegedienst verwendeten Gefangenen die Kranken liebe¬ 
voll und mit Geduld pflegen. Sie haben jede Vernichtung von Nahrungs¬ 
und Medizinalmitteln sowie jeden Handel hiermit, Durchstechereien und 
jeglichen Verkehr, der die Sicherheit, Zucht und Ordnung der Anstalt oder 
anhängige Strafverfahren beeinflussen könnte, zu verhindern, für die Rein¬ 
lichkeit und Desinfizierung der Krankenräume, der Wäsche und sonstigen 
Gebrauchsgegenstände zu sorgen, bei der Beschaffung der erforderlichen 
Heilmittel mitzuwirken und die Schlüssel der Schränke gut zu verwahren, 
in denen die Heilmittel und die anderen Gegenstände zur Krankenpflege 
enthalten sind. Die Krankenpfleger besorgen sich ferner vom Hauptwacht¬ 
meister das Verzeichnis der Neuzugänge, die zur Feststellung ihres Gesund¬ 
heitszustandes und zwecks Ausfüllung der biographischen Karte “) ärzt¬ 
lich zu untersuchen sind. 

Im Anschluß hieran wird der Dienst an der Pforte geregelt 
Gemäß Art. 64 DVO. wird der Zeitpunkt der Öffnung und der Schließung 
der Anstalt durch die Anstaltsordnung bestimmt. Sogleich nach Schließung 
der Anstalt hat der Pförtner die Schlüssel des Haupteingangs beim Kom¬ 
mandanten oder beim Hauptwachtmeister abzuliefem, der sie ihm am 
folgenden Morgen zu der bestimmten Zeit zur Öffnung der Anstalt zurück¬ 
gibt. Während der Nacht darf niemand die Anstalt betreten oder verlassen; 
dies gilt nicht für den Direktor, den Kommandanten oder den Hauptwacht¬ 
meister sowie beim Vorliegen eines besonderen dienstlichen Anlasses für 
solche Personen, die mit Rücksicht auf ihr Amt hierzu berechtigt sind. 
Der Pförtner hat gemäß Art. 135 ADO. neben Erfüllung aller ihm erteilten 
Einzelaufträge vor allem die ihm anvertrauten Schlüssel sorgfältig zu 
verwahren und darf sie niemand anderem aushändig^en. Ohne Erlaubnis 
des Kommandanten oder des Hauptwachtmeisters und ohne ordnung^s- 
gemäße Vertretung darf er sich nicht von seinem Posten entfernen. Im 
übrigen hat der Pförtner zu verhindern, daß irgfend jemand ohne Erlaubnis 
der zuständigen Behörden die Anstalt betritt, er hat ohne Ausnahme alle 
Pakete und Gegenstände jeder Art, die in die Anstalt hineingebracht oder 
herausgeschafft werden, zu untersuchen, auf Anordnung des Anstaltsleiters 
oder bei Gefahr im Verzug auf Anordnung des Kommandanten oder des 
Hauptwachtmeisters die Beamten, die Bediensteten, die freien Werk¬ 
meister, die Unternehmer imd ihre Angestellten beim Betreten und Ver¬ 
lassen der Anstalt zu durchsuchen und anzuhalten, wenn sie irgendwie ver¬ 
dächtig erscheinen; hiervon ist unverzüglich der Kommandant oder der 
Hauptwachtmeister zu verständigen, der sofort den Anstaltsleiter benach¬ 
richtigt. Melden sich Personen, die eine Sprecherlaubnis mit Gefang;enen 
vorweisen, oder die für Gefangene Briefe oder sonstige Sachen über¬ 
bringen, so ist dem zuständigen Beamten Mitteilung zu machen. Anstalts¬ 
fremden und auch Aufsichtsbeamten darf der Pförtner ohne Befehl eines 
Vorgesetzten den Aufenthalt in seinem Dienstzimmer nicht gestatten. Er 
hat sich von der Identität der Personen zu überzeugen, welche die Anstalt 
verlassen; kennt er die Betreffenden nicht persönlich, so hat er einen Aus¬ 
weis zu verlangen. Der Pförtner hat ein besonderes Register zu führen. 


23) Gemäß Art. 8 und Art. 68 der DVO. ist vom Anstaltsleiter für jeden Gefan- 
frenen eine ..cartella bioKrafica" anzulegen und auf dem Laufenden zu halten. Die Karte, 
die bei den Personalakten des Gefangenen verwahrt wird, soll den Rechtsbrecher ln seiner 
gesamten Persönlichkeit möglichst genau erfassen. Die Eintragungen betreffen neben 
den Personalien die biologischen und sozialen Verhältnisse des Gefangenen. Die Karte 
dient hauptsächlich für die Maßnahmen des Strafvollzugs und die vollstreckungsrechtllchen 
Entscheidungen als Unterlage (vgl. auch Gummersbach, ,,DIe cartella biografica usw." ln 
den Honatsblättern für Gerichtsbilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge, 10. Jahrgang 
Heft 6, Februar 1936, S. 64 ff.). 
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in dem täglich die Waren, die Rohstoffe, die Maschinen, die Geräte, die 
Arbeitsprodukte usw., die in die Anstalt hinein- oder die herausgebracht 
werden, anzugeben sind, imd zwar gleichviel ob sie Eigentum der Ver¬ 
waltung oder Privateigentum sind. Außerdem hat er ein Register der für 
Rechnung der Gefangenen hinterlegten Beträge zu führen und dem Ein¬ 
zahler eine Quittung auszustellen. In einem besonderen Reg^ister sind die 
Stunden, zu denen die Aufsichtsbeamten ausgehen und zurückkehren, zu 
verzeichnen. Die mit Anstaltsarrest bestraften Aufsichtsbeamten hat der 
Pförtner am Verlassen der Anstalt zu hindern. 

Art. 163 regelt den Dienst in den Magazinen und die beiden fol¬ 
genden Artikel den mit dem Erwerb von Zusatznahrungsmitteln 
durch Gefangene verbundenen Dienst. Gemäß Art. 248 DVO. dürfen die 
Gefangenen zur Erg^änzung der Anstaltskost bei der hierfür eingerichteten 
Ausgabestelle mit Mitteln der Arbeitsvergütung und unter Umständen 
auch aus anderen Mitteln Zusatznahrungsmittel erwerben. Das Mini¬ 
sterium bestimmt den Betrag, den die Gefangenen für Zusatznahrungs¬ 
mittel ausgeben dürfen. Der Beamte, der mit der Buchführung über die 
Wünsche der Gefangenen, die Verteilung und Behandlung der Nahrungs¬ 
mittel betraut ist, hat darüber zu wachen, daß sich die Wünsche der Ge¬ 
fangenen in den festgesetzten Grenzen halten, daß die Einkäufe die ver¬ 
fügbare Summe nicht überschreiten, daß den Gefangenen die ihnen be¬ 
willigten Nahrungsmittel und Getränke tatsächlich ausgehändig^ werden, 
und daß sich bei diesem Dienst auch sonst kein Mißbrauch einschleicht. 
Der betreffende Beamte hat auch die Qualität der Waren zu überprüfen 
und den Anstaltsleiter über den Kommandanten oder Hauptwachtmeister 
von jeder Unregelmäßigkeit und jeder Beschwerde zu benachrichtigen. 

Die Beamten, die damit betraut sind, während der Nacht innerhalb 
der Anstalt die Runde zu machen, haben die besondere Aufgabe, sich zu 
vergewissern, daß alle Wachbeamten ihre Pflichten gewissenhaft erfüllen 
(Art. 139). Der Oberwachtmeister oder dienstälteste Wachtmeister des 
Kundendienstes hat über jede Unregelmäßigkeit zu berichten. 

Die Aufsichtsbeamten können unter Umständen auch für Büro¬ 
arbeiten verwendet werden (Art. 140). 

In den Arbeitsbetrieben können die hierfür befähigten Aufsichts¬ 
beamten als Werkmeister oder Unterwerkmeister ve’rwendet 
werden^). Bevorzugt für diesen Dienst werden Beamte, die im Besitz 
eines Befähig^ngszeugniisses zur Ausübung eines Gewerbes sind (Art. 142). 
Das Ministerium kann Aufsichtsbeamte, die sich dafür eignen, auch zum 
Besuch von Fortbildungskursen bei den Gewerbeschulen abordnen. Die 
Werk- und Unterwerkmeister haben folgende besondere Pflichten: Sie 
sind für die Maschinen und Arbeitsgeräte verantwortlich und haben deren 
normalen Gebrauch und pflegliche Behandlung zu überwachen. Es lieget 
ihnen die Verteilung der Rohstoffe und der Arbeitsgeräte an die einzelnen 
Gefangenen ob. Sie tragen für die ordnungsgemäße Ausführung der 
Arbeiten die Verantwortung. Keine Arbeit darf ohne schriftlichen Befehl 

34) Vgl. hierzu auch Art. 814 IT. DVO. Hiernach können den Anstalten, deren Werk¬ 
stätten von besonderer Bedeutung sind, technische Leiter zugeteilt werden. Zur Unter¬ 
stützung und Vertretung der technischen Leiter können technische Assistenten und Werk- 
metster bestellt werden, die aus dem Kreise der Aufsichtsbeamten ausgewählt werden 
können. Der technische Leiter hat für den ordnungsgemäßen (lang der ihm anvertrauten 
Betriebe zu sorgen und ist für die Güte und Brauchbarkeit der Erzeugnisse verantwortlich. 
Er wirkt bei dem Erwerb der Rohstoffe und sonstigen Gegenstände als Sachverständiger 
mit und berät die Anstaltsleitung bei der Zuweisung der einzelnen Gefangenen auf die 
verschiedenen Arbeitszweige. Er hat ferner für die pflegliche Behandlung und Schonung 
der Maschinen und sonstigen Arbeitsgeräte zu sorgen. 
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der Direktion ausgeführt werden. Auf der Rückseite der Orders haben sie 
die verwendeten Materialien und den Lohn, der dem Gefangenen zusteht, 
zu vermerken. Sie kontrollieren jeweils bei Beendigung der Arbeit das 
Vorhandensein der Arbeitsgeräte, lassen sich diese wieder zurückgeben und 
verwahren sie in besonderen Räumen oder Schränken. Sie haben die Ge¬ 
fangenen zu belehren und zu leiten und darüber zu wachen, daß sie fleißig 
arbeiten, die Handwerksregeln beachten und keine Rohstoffe vergeuden. 
Zusammen mit den anderen Aufsichtskräften sorgen sie dafür, daß von 
den Gefangenen Disziplin gehalten wird und im Arbeitsraum Ordnung und 
Sauberkeit herrscht (Art. 143). 

Art. 145 enthält einen Hinweis auf die besonderen Aufgaben der 
Beamten im Vollzug der sichernden Maßregeln. Gemäß 
Art. 262 DVO. wird der Aufsichtsdienst über die Sicherungshäftlinge 
besonders vorgebildeten Beamten übertragen. Die italienischen Vorschrif¬ 
ten legen besonderen Wert auf die Erforschung der Wesensart der Ver¬ 
wahrten und eine sorgfältige Beobachtung. Art. 284 DVO. hat ein System 
geschaffen, um aus dem gesamten Verhalten des Verwahrten seine Wesens¬ 
art, seinen Zustand und seine Gefährlichkeit zu erkennen. Auf einem 
besonderen Bogen müssen alle Beobachtungen über die gesamte Führung 
des Verwahrten verzeichnet werden, und zwar in bezug auf Zucht \md 
Ordnung, seine Beziehungen zu den anderen Verwahrten, sein Verhalten 
gegenüber den Beamten, seine religiöse Betätigung, sein Verhalten und 
seine Leistungen bei der Arbeit imd in der Schule, über die Beziehungen 
zu seiner Familie und zu anderen Personen, über alle Ereig^nisse im Leben 
des Verwahrten, die bezeichnend für seine Neigning zu Gewalttätigkeit 
oder zum betrügerischen Verhalten sind, oder aus denen andererseits auf 
eine Wiederanpassung an das soziale Leben zu schließen ist. Art. 145 
ADO. ergänzt diese Vorschriften für das Arbeitsgebiet der Aufsichts¬ 
beamten. Er lautet; 

„Die Aufsichtsbeamten an den Anstalten für den Vollzug der 
sichernden Maßregeln haben außer den allgemeinen Pflichten aller 
Angehörigen des Korps vor allem auch die Aufgabe, dazu beizu¬ 
tragen, den Untergebrachten genau kennenzulemen, damit ein Urteil 
darüber gewonnen werden kann, ob die Gründe, welche die Unter¬ 
bringung erforderlich gemacht haben, noch fortbestehen oder nicht. 
Zu diesem Zwecke haben sie sich Art. 284 der Dienst- und Voll¬ 
zugsordnung für die Vorbeugungs- und Strafanstalten gegfen- 
wärtfg zu halten und jederzeit den Handlungen und Äußerungen des 
Untergebrachten die größte Aufmerksamkeit zu widmen. Es ist 
darauf zu achten, inwieweit das Verhalten des Untergebrachten ein 
Ausdruck seines Denkens und Fühlens ist, und zwar nicht nur in 
bezug auf Zucht und Ordnung in der Anstalt, sondern auch in 
moralischer und sozialer Beziehung. 

Die Aufsichtsbeamten berichten Beobachtungen, die sie ge¬ 
macht haben, schriftlich zu dem besonderen Berichtsregister, das 
vom Kommandanten oder Hauptwachtmeister mit vorsichtiger Zu¬ 
rückhaltung zu führen ist. Dieser legt es täglich dem Anstalts¬ 
leiter vor. 

Über das Interesse für diesen Dienst, den Zustand der Wieder¬ 
anpassung der Untergebrachten an das soziale Leben zu erkennen, 
wird eine besondere Bemerkung in die Personalakten der einzelnen 
Beamten aufgenommen.“ 
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Üie Begn^ndung weist auf die allgemein anerkannten Schwierigkeiten 
hin, über das Ergebnis des Vollzugs imd die für die Entlassung entschei¬ 
dende Frage der Fortdauer oder Nichtfortdauer der Gefährlichkeit des 
Verwahrten ein maßgebliches Urteil zu gewinnen. Daher müsse das Ver¬ 
halten der Verwahrten laufend beobachtet und alle Anhaltspunkte in sorg¬ 
fältiger Kleinarbeit g^esammelt werden, um so eine möglichst zuverlässige 
Grundlage bei der Überprüfung der Gefährlichkeit zu haben. Auf diese 
Weise könne man die Gefahr, durch Heuchelei und Verstellung des Ver¬ 
urteilen irregeleitet zu werden, weitgehend ausschalten. Bei dieser Ma- 
terialssunmlung, die ihre Unterlagen vor allem auch aus den kleinen Ereig¬ 
nissen des täglichen Lebens gewinne, komme es auf die stetige und 
wachsame Tätigkeit der Aufsichtsbeamten besonders an. 

Der nächste Artikel handelt in Anknüpfung an Art. 215 und 262 
Abs. 2 DVO. von den Aufsichtsbeamten in den Strafanstalten 
und Abteilungen für Minderjährige und den Justiz- 
besserungsanstalten. Sie sind in der Regel aus Beamten aus¬ 
zuwählen, die wenigstens das Abgangszeugnis der Mittelschule ersten 
Grades oder ein gleichwertiges Zeugnis haben und sich durch vorbildliche 
Führung und Charakterfestigkeit auszeichnen. Der Aufsichtsdienst in den 
Vollzugsanstalten für Jugendliche soll also von besonders ausgebildeten 
und erzieherisch befähigten Beamten wahrgenommen werden, da auch die 
Aufgaben mehr erzieherische sind, als solche, die sich mit reinem Zwang 
lösen lassen. So vervollständigt sich, wie die Begründung ausführt, auch 
vom Standpunkt des Aufsichtsdienstes aus das Erziehungssystem für Min¬ 
derjährige, wie es in Art. 219 DVO. Umrissen ist“). Die Aufsichtsbeamten 
an den Anstalten und Abteilungen für Jugendliche tragen bürgerliche Klei¬ 
dung von schwarzer Farbe. 

Für den Dienst in den Justizirrenanstalten und den 
Pflege- und Bewahrungsanstalten werden Beamte bestimmt, 
die für die Pflege der Untergebrachten besondere Eigpiung besitzen. Außer¬ 
dem wird diesen Anstalten eine entsprechende Zahl besonders ausgebildeter 
Krankenpfleger zugewiesen In diesen Anstalten erhalten die Beamten 
eine tägliche Sondervergütung von 0,70 Lire (Art. 147). 

Bei der Auswahl der Aufsichtsbeamten für die landwirt¬ 
schaftlichen Kolonien und die Arbeitshäuser wird der 
Hauptwert auf die Kenntnis der entsprechenden Arbeitszweige gelegt 
(Art. 148). 

Das dritte Kapitel handelt von den Aufsichtsbeamten 
zu Pferd. An den Außenarbeitsstellen können neben Beamten zu Fuß 
auch Aufsichtsbeamte zu Pferd eingesetzt werden (Art. 149). Die Zahl 
dieser Beamten wird vom Ministerium nach den Erfordernissen des 
Dienstes festgesetzt. 


25) Art. 219 DVO. lautet: 

„Die Arbeit muß vor allem das Ziel haben, die JuKendllchen für einen Beruf aus- 
xabilden. Die täelicbe Arbeitszeit bestimmt der Anstaltsleiter. 

In der Anstalt werden Lehrwerkstätten eingerichtet; in diesen wird in den Hand- 
werkszweigen Unterricht erteilt, die ln der Gegend, in der die Anstalt liegt, am meisten 
▼•rbreitet sind. 

Einigen Anstalten werden landwirtschaftliche Betriebe angegliedert, um die Jugend¬ 
lichen auch in der Landarbeit auszubilden. 

Bd der Verteilung der Jugendlichen auf die verschiedenen Anstalten sind die Ver* 
UUtnisse Ihrer Familie zu berücksichtigen, damit die im Interesse der Wiedergewinnung 
der Jugendlichen und Ihrer Wiedereingliederung in die Volksgemeinschaft entfaltete Tätig¬ 
keit, soweit als mdglich, mit der Umgebung in Einklang gebracht wird, in der die Jugend¬ 
lichen nach Ihrer Rückkehr ln die Freiheit leben müssen." 

36) Vgl. Art. 262 Abs. 2 DVO. und Art. 134 ADO., oben S. 219/220. 
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Das nächste Kapitel regelt den äußeren Wachtdienst 
Dieser wird durch Patrouillen oder, wo dies nicht möglich ist, durch feste 
Wachtposten ausgeübt. Die Einzelheiten dieses Dienstes bestimmt der 
Direktor nach den örtlichen Verhältnissen. Zum äußeren Wachtdienst 
werden vorzugsweise jüngere Beamte (möglichst nicht über 40 Jahre) ab¬ 
geordnet (Art. 156). Die Beamten tragen bei Ausübung dieses Dienstes 
Waffen, und zwar Gewehr und Seitengewehr. Die Graduierten tragen 
Dienstrevolver xmd Säbel. Die Vorschriften über die Bewaffnung gelten 
auch für die Patrouillen und Wachen, die den inneren Wachtdienst 
auf den Rundgängen und in den Höfen ausüben (Art. 147). In den An¬ 
stalten, bei denen ein äußerer Wachtdienst eingerichtet ist, wird ein in 
der Nähe des Eingangs liegender Raum als Wachtstube für die Beamten 
dieses Dienstes bestimmt. Sie können sich dort während der Zeit, zu der 
sie keinen Streif- oder Wachtdienst haben, auch auf der Bettstelle aus¬ 
ruhen. Es ist ihnen jedoch verboten, dort zu spielen oder zu lärmen oder 
Fremde eintreten zu lassen. Diese Wachtstube, in der ständig mindestens 
ein Beamter sein muß, ist telefonisch mit dem Zimmer des Kommandanten 
oder des Hauptwachtmeisters verbunden (Art. 168). Jede Patrouille muß 
mindestens aus zwei Beamten bestehen. Der Führer der Streife (ein Ober¬ 
wachtmeister oder der dienstälteste Wachtmeister) trägt die Verant¬ 
wortung (Art. 159). Die festen Wachtposten haben ein Wachthäuschen 
und sind durch eine elektrische Klingel mit der Wachtstube des Außen¬ 
dienstes verbunden (Art. 160). Für jeden Turnus stehen die Beamten des 
äußeren Wachtdienstes unter einem „capoposto“ (einem Unterhauptwacht¬ 
meister oder Oberwachtmeister). Diesem obliegt die Diensteinteilung unter 
den verschiedenen Wachtbeamten, die Dienstkontrolle, besonders bei Nacht, 
sowie die Arrestierung von Personen, die von außen mit den Gefangenen 
sprechen oder sich durch Zeichen mit ihnen verständlich machen wollen 
und sich trotz Aufforderung nicht entfernen. Er hat den Hauptwacht¬ 
meister zu benachrichtigen, wenn in der Umgebung der Anstalt eine Men¬ 
schenansammlung oder andere für die Sicherheit der Anstalt eventuell ge¬ 
fährliche Umstände bemerkbar sind. Notfalls werden die Streifen und 
Wachen verdoppelt oder Patrouillen in feste Wachtposten umgewandelt 
(Art. 161). Für den einzelnen Beamten des äußeren Wachtdienstes gelten 
die folgenden besonderen Vorschriften: Vor Verlassen der Wachtstube 
hat er das Gewehr zu laden und bei Rückkehr wieder zu entladen. Während 
des Dienstes darf das Gewehr niemals weggelegt werden. Er hat sich 
ferner korrekt zu benehmen und den besonderen ihm übertragenen Dienst 
gewissenhaft zu erfüllen, darf mit niemandem sprechen, nicht essen, trin¬ 
ken, rauchen, sitzen, schlafen, noch sonst irgend etwas tun, was ihn vom 
Dienst ablenken könnte. Von dem ihm bestimmten Gang darf er nicht ab¬ 
weichen und die Grenze, innerhalb deren er sich zu bewegen hat, nicht 
überschreiten. Das Wachthäuschen darf nur bei Regen, Schnee, und bei 
besonders starkem Wind oder glühender Sonne betreten werden. Wenn 
sich irgend etwas Besonderes ereigfnet, vor allem bei Annahme irgend 
eines Umstandes, der die Sicherheit und Ordnung der Anstalt gefährdet 
erscheinen lassen könnte, hat er den „capoposto“ zu benachrichtigen, in 
Eilfällen durch einen Schuß in die Luft. 

Kapitel 5 behandelt die Aufsicht über die Au ßenarbeiter. 
Jede Gruppe Gefangener, die zur Außenarbeit geht, wird von einer ent¬ 
sprechenden Zahl Aufsichtskräfte unter Führung eines gehobenen Auf¬ 
sichtsbeamten begleitet (Art. 163). Dieser hat beim Ausmarsch, bei jeder 
Beendigfung der Arbeit und auch während der Arbeit, wenn es erforderlich 
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erscheint, die ihm anvertrauten Gefangenen zum Appell antreten zu lassen 
imd festzustellen, daß niemand fehlt. Während des Aus- und Rückmarsches 
sowie während der Arbeit verteilt er die Aufsichtskräfte so, daß sie sich 
in angemessenem Abstand voneinander und von den Gefangenen befinden. 
Die Gefangenen müssen ständig unter den Augen der Wachtbeamten 
arbeiten, und zwar so, daß jeder Beamte immer die besondere Bewachung 
einer bestimmten Zahl (Jefangener hat. Der Führer hat ferner ständig 
die Arbeitsstelle zu überwachen, um festzustellen, daß sich für die Ge¬ 
fangenen keine Gelegenheit bietet, sich zu verbergen oder Dritten zu 
nähern. Die Wachtmannschaft darf er während der Arbeit nicht von der 
Arbeitsstelle entfernen und auch nicht ohne Befehl eines Vorgesetzten in 
Gruppen teilen (Art. 164). 

Die einzelnen Begleitbeamten für Außenarbeiter haben sich vor dem 
Ausmarsch zu vergewissern, daß ihre Waffen in Ordnung sind, und sich 
ständig soweit von den Gefangenen entfernt zu halten, daß ein Gebrauch 
der Waffe im gegebenen Falle möglich ist. Sie haben die Arbeitsstelle 
und den Platz der einzelnen Gefangenen, die ihrer besonderen Aufsicht 
anvertraut sind, ständig im Auge zu behalten und dürfen aus keinem Anlaß 
ihren Posten verlassen, ohne daß der Führer der Gruppe für Vertretung 
gesorgt hat. Von jeder Unregelmäßigkeit haben sie dem Führer der 
Gruppe Meldung zu machen. Jede Annäherung dritter Personen an die 
Gefangenen ist zu verhindern. Sie dürfen mit niemand Gespräche an¬ 
knüpfen (Art. 165). Die zur Bewachung der Außenarbeiter abgeordneten 
Beamten tragen Seitengewehr und Karabiner, der vor dem Verlassen der 
Anstalt zu laden ist (Art. 166). 

Kapitel 6 beschäftigt sich mit der Bewaffnung inner¬ 
halb der Anstalt. In jeder Anstalt müssen Waffen und Munition 
in einem besonderen Raum gebrauchsfertig aufbewahrt werden. Den 
Schlüssel zu diesem Raum hat der Pförtner (Art. 167). Im Innendienst 
tragen die Aufsichtsbeamten außer in den Fällen, in denen es vom An¬ 
staltsleiter angeordnet wird, keine Waffen (Art. 168). 

Von besonderer Bedeutung sind die Vorschriften des Kapitels 7 
über den Waffengebrauch. Art. 181 Abs. 4 DVO. bestimmt hierzu 
für den Sonderfall der Entweichungen: 

„Die Soldaten und Beamten, die mit der äußeren Bewachung 
der Vollzugsanstalten, mit Überführungen oder mit der Bewachung 
von Gefangenen auf Außenarbeit beauftragt sind, dürfen von der 
Schußwaffe Gebrauch machen, wenn es zur Verhinderung einer Ent¬ 
weichung erforderlich ist.“ 

Diese Vorschrift ist gemäß Art. 289 Abs. 1 DVO. auch für Anstalten zum 
Vollzug von sichernden Maßregeln, die mit Freiheitsentziehung verbunden 
sind, anwendbar. Sie gilt jedoch gemäß ausdrücklicher Vorschrift des 
Art. 289 Abs. 2 a. a. 0. nicht bei Entweichungen aus Justizbesserungs¬ 
anstalten ^^), aus Pflege- und Bewahrungsanstalten sowie aus Justizirren¬ 
anstalten. 

Im übrigen war die Frage des Waffengebrauchs der Vollzugsbeamten 
bisher überhaupt nicht geregelt und infolgedessen auch sehr umstritten. 
Es war daher, wie die Begründung ausführt, dringend nötig, Klarheit zu 


27) Anstalten für kriminelle Jugendliche, die zusammen mit den Erziehungshäusern 
den deutschen Fürsorgeerziehungsanstalten entsprechen (vgl. Art. 215, 223 StGB.). 


6 
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schaffen, um eine gefährliche Rückwirkung auf Sicherheit, Zucht und Ord¬ 
nung in den Vollzugsanstalten zu vermeiden. Sind sich die Gefangenen 
bewußt, daß man jedem Versuch einer Entweichung oder Gewalttätigkeit, 
wenn nötig, mit der Waffe entgegentritt, so wird, von wenigen Ausnahme¬ 
fällen abgesehen, ein solcher Gedanke erst gar nicht aufkommen. Art. 169 
ADO. führt die einzelnen Fälle, in denen der Beamte von der Waffe 
Gebrauch machen darf, auf imd regelt die Modalitäten, die jeweils zu 
beachten sind. Er lautet: 

„Abgesehen von den allgemeinen in den Artikeln 61, 52 lind 54 
des Strafgesetzbuchs vorgesehenen Fällen der Ausübung eines 
Rechtes oder der Erfüllung einer Pflicht, der Notwehr oder des 
Notstandes, dürfen die Aufsichtsbeamten in den folgenden Fällen 
von den Waffen Gebrauch machen: 

1. im Innern der Anstalt, wenn sie eine Meuterei der Gefangenen 
niederzuschlagen oder einen Angriff von Außen abzuwehren 
haben; 

2. auf den Außenarbeitsstellen außer in den Fällen der Ziffer 1, um 
die Flucht zu verhüten, nach vorheriger dreimaliger Warnung 
und Abgabe eines Schreckschusses; 

3. bei der äußeren Bewachung der Vollzugsanstalten nach vorheriger 
dreimaliger Warnung und Abgabe eines Schreckschusses: 

a) wenn von außen versucht wird, in das Innere der Anstalt ein¬ 
zudringen oder in irgendeiner Form die Ordnung zu stören; 

b) im Falle eines Fluchtversuches von Gefangenen, wenn der 
Flüchtling sich dem Versuch, ihn zum Stehen zu bringen, 
tätlich oder durch Drohung mit Gewalt entgegenstellt, oder 
wenn er trotz Aufforderung von dem Fluchtversuch nicht ab¬ 
läßt und andere wirksame Mittel, die Entweichung zu ver¬ 
hindern, nicht zur Verfügung stehen. Wenn der Entweichende 
weder tätlich wird, noch eine Drohung mit Gewalt begeht, ist 
der Waffengebrauch verboten, wenn es sich mn eine Ent¬ 
weichung aus den Justizirrenanstalten oder den Justizbesse¬ 
rungsanstalten handelt.“ 

Es kann zweifelhaft erscheinen, ob diese Vorschriften weit genug 
gehen, namentlich in den Fällen, wo der Gefangene Widerstand leistet 
oder eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug trotz Auf¬ 
forderung nicht sofort ablegt. Vor allem aber erscheint bedenklich, daß in 
den Fällen der Nr. 2 und 3 dreimalige Warnung und Schreckschuß bindend 
vorgeschrieben sind, ohne daß eine Ausnahme für die Fälle vorgesehen ist, 
die nach Lage der Umstände einen sofortigen Waffengebrauch erfordern. 

Die folgenden Kapitel (8 bis 10) behandeln die beson¬ 
deren Pflichten und Aufgaben der gehobenen Beamten 
des Aufsichtsdienstes. 

Der Leiter des Aufsichtsdienstes, an den bedeutenderen 
Anstalten ein Kommandant, an den übrigen Vollzugsanstalten ein Haupt¬ 
wachtmeister, regelt mit Genehmigung des Direktors die Diensteinteilung, 
sorgt für die Aufrechterhaltung von Sicherheit, Zucht und Ordnung und 
dafür, daß alle Aufsichtsbeamten ihre Pflichten erfüllen, die ihnen nach 
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den bestehenden Vorschriften obliegen, und daß die Gefangenen alle die 
Vorschriften beachten, denen sie nach ihrer rechtlichen Stellung unter¬ 
worfen sind. Er überwacht auch die Reinlichkeit und Sauberkeit der ganzen 
Anstalt. Jeder Befehl und jede Verfüg^ung, die Dauerbedeutung haben, 
werden schriftlich erlassen und tragen neben der Unterschrift des An¬ 
staltsleiters die des Kommandanten oder Hauptwachtmeisters. Außer den 
in Gesetzen oder Verordnungen ausdrücklich vorgesehenen Aufgaben hat 
der Leiter des Aufsichtsdienstes alle Befehle und Aufträge zu erfüllen, die 
ihm im Interesse des Dienstes vom Anstaltsleiter erteilt werden (Art. 170). 

Dem Leiter des Aufsichtsdienstes liegt auch die Oberaufsicht bezüg¬ 
lich der Außenarbeit und der hierfür bestimmten Wachtbeamten ob^®). Er 
übergibt die einzelnen Arbeitsgruppen ihren Führerp und jedem Führer 
eine Liste, aus der sich die Zusammensetzung seiner Gruppe ergibt. Der 
Leiter des Aufsichtsdienstes läßt jeden Tag die zur Überwachung bei der 
Außenarbeit bestimmten Beamten antreten, bevor sie die Anstalt verlassen 
und nachdem sie zurückgekehrt sind. Er prüft, ob alles in Ordnung ist, 
und nimmt den Bericht der Führer der einzelnen Gruppen entgegen. Er 
überwacht auch den Gang der Arbeit und macht auf eventuelle Mängel in 
der Organisation, der Arbeitsleistung der einzelnen Gefangenen sowie auf 
etwaige Ungeeignetheit einzelner Gefangener für die ihnen zug^ewiesene 
Arbeit aufmerksam. Er kontrolliert periodisch und auch öfters unvermutet 
die Führung der Beamten, welche die Arbeit zu bewachen haben, um Ver¬ 
traulichkeit oder ungerechtfertigte Strenge gegenüber den Gefangenen zu 
vermeiden (Art. 171). 

Eine Hauptaufgabe des Kommandanten oder Hauptwachtmeisters ist 
nach Art. 172 die Aufrechterhaltung der Disziplin unter den Aufsichts¬ 
beamten. In Erfüllung dieser Aufgabe hat er jeden Tag vor dem Anstalts¬ 
leiter zu erscheinen und über den Gang des Dienstes sowie über alle Pflicht- 
verletzimgen und Disziplinwidrigkeiten der Beamten Bericht zu erstatten 
sowie die erforderlichen Weisungen entgegenzunehmen. Zugleich hat er 
über die Gefangenenbewegung am Tage zuvor zu berichten. Er hat zu 
verschiedenen Stunden, bei Tag und bei Nacht, die Beamten im Dienst in 
der Anstalt selbst wie außerhalb zu kontrollieren, um sich zu vergewissern, 
daß sie ihre Pflicht erfüllen. Einmal wöchentlich hat er alle Aufsichts¬ 
beamten zu versammeln, um ihnen die wichtigsten Vorschriften sowie die 
Befehle und Weisungen, die Dauerbedeutung haben, zu erläutern. Er ist 
bei dem täglichen Appell der Aufsichtsbeamten anwesend und gibt die 
Tagesbefehle. Er hat ferner die Beamten des Probedienstes und diejenigen, 
die auf der Schule 2 ®) noch keine vollständige Ausbildung erhalten haben, 
in der Handhabung der Waffen unterweisen zu lassen und die Verwahrung 
der Waffen und Munition zu überwachen. 

Der nächste Artikel (173) regelt die Pflichten des Kommandanten 
oder Hauptwachtmeisters bezüglich der Disziplin der Gefangenen. Die 
Aufsicht über die Beachtung aller der Vorschriften, welche den Zustand 
der Gefangenschaft nach dem Charakter und Bestimmungszweck der ein¬ 
zelnen Anstalten regeln, muß eine andauernde und stetige sein, damit 


28) VkI. hierzu auch Art. 312 fl. DVO. Hiernach können den Häusern für Außen¬ 
arbeit, denen landwirtschaftliche Betriebe anireKliedert sind, landwirtschaftliche Leiter zu- 
geteilt werden. Zu ihrer Untersttitzuntr und Vertretung können Assistenten und Werk- 
meiBter bestellt werden, die auch aus dem Kreise der Aufsichtsbeamten ausgewählt werden 
können. 

2») Vgl. S. 210/211. 



die Gefangenen die Empfindung haben, daß die vom Gesetzgeber vor¬ 
gesehene Regelung ihre Verwirklichung findet. Der Leiter des Aufsichts¬ 
dienstes muß vor allem die Gefangenen beim Betreten und Verlassen der 
Anstalt und auch sonst immer, wenn er es für zweckmäßig hält, durch¬ 
suchen lassen, wenn möglich in seiner Anwesenheit ®°). Er hat die An¬ 
staltsschlüssel zu verwahren, während der Nacht auch diejenigen der 
Haupteingänge, all das zu überwachen, was von außen kommt, und notfalls 
persönlich einzugreifen, so oft als möglich alle Gefangenen selbst zu be¬ 
suchen, um ihre eventuellen Beschwerden zu hören, die er unverzüglich 
zur Kenntnis der Anstaltsleitung zu bringen hat, darüber zu wachen, daß 
innerhalb 24 Stunden alle Räume der Anstalt mindestens fünfmal durch 
einen gehobenen Aufsichtsbeamten visitiert werden, um festzustellen, daß 
sich alle Schlösser, Türen, Innen- und Außenmauem in gutem Zustand be¬ 
finden. Nicht weniger als zweimal, und davon einmal während der Nacht, 
muß er es selbst tun. Er hat sich zu vergewissern, daß die Besuche bei 
den Gefangenen vorschriftsmäßig vor sich gehen, daß die Besucher nichts 
hinein- oder herauszuschmuggeln versuchen; erforderlichenfalls bricht er 
den Besuch ab. Morgens nach dem Wecken und abends vor Beginn der 
Nachtruhe muß er die Zahl der Gefangenen feststellen lassen. Bezüglich 
der Untersuchungsgefangenen hat er alle Anweisungen des Richters aus¬ 
zuführen. Er hat zu versuchen, den Charakter, die Haltung und die Nei- 
gfungen der einzelnen Gefangenen kennenzulernen, vor allem soweit Sicher¬ 
heit, Zucht und Ordnung beeinflußt werden könnten, und dafür zu sorgen, 
daß die Vorschriften über die Trennung der Gefangenen genau durch¬ 
geführt werden. Er sorgt dafür, daß kein Gefangener ohne ordnungs¬ 
gemäße Kleidung und vorherige ärztliche Untersuchung auf Transport 
kommt. Schließlich hat er darüber zu wachen, daß für die Reinlichkeit der 
Anstaltsräume sowie für die Sauberkeit der Gefangenen und ihrer Gegen¬ 
stände gesorgt wird. Gemäß Art. 174 macht der Leiter des Aufsichts¬ 
dienstes dem Direktor auch Vorschläge für die Verwendung von Gefan¬ 
genen zu Hausarbeiten. Er hat darüber zu wachen, daß die Hausarbeiter 
ihre Aufgaben ordnungsgemäß erledigen. Der Leiter des Aufsichtsdienstes 
hat ferner eine Reihe von Registern zu führen, vor allem in den Gerichts¬ 
gefängnissen (z. B. über die Gelder der Gefangenen, ihre Wertgegenstände, 
Besuchsliste, Strafbuch, Entlassungskalender); in diesen Anstalten hat er 
auch die Schriftstücke bezüglich des Zugangs und der Entlassung der ein¬ 
zelnen Gefangenen sorgfältig in Ordnung zu halten (Art. 175). 

Der Unterhauptwachtmeister (Art. 177) unterstützt den 
Hauptwachtmeister in seinen Aufgaben und erfüllt alle Befehle des Direk¬ 
tors und des Leiters des Aufsichtsdienstes. Er gibt die erhaltenen Befehle 
weiter und überwacht ihren Vollzug. Er vertritt den Kommandanten oder 
Hauptwachtmeister bei dessen Abwesenheit oder Verhindenmg; bei 
mehreren Unterhauptwachtmeistem liegt die Vertretung dem dienstältest«n 
ob, wenn der Anstaltsleiter aus besonderen Gründen nicht anderes anordnet. 
Im übrigen bestimmt der Direktor auf Vorschlag des Leiters des Aufsichts- 


30) Bezüglich der Aufnahme bestimmt Art. 64 DVO.: 

„Der Kommandant oder Hauptwachtmeister unterzieht den Verurteilten, der in die 
Anstalt aufgenommen wird, einem kurzen Verhör; der Gefangene wird befraKt. ob er hilfs¬ 
bedürftige minderjährige Kinder hat, und aufgefordert, die Papiere, Wertgegenstände und 
sonstige Sachen, die er bei sich hat, abzuliefern. Der Beamte weist den Gefangenen darauf 
hin. daß er bei unwahren Angaben Hausstrafen zu gewärtigen hat. 

Sodann wird der Gefangene durchsucht, seine Personalien werden in das Gefangenen¬ 
buch eingetragen und von ihm Fingerabdrücke genommen. 

Einen Strafgefangenen läßt der Kommandant oder Hauptwachtmeister dem Anstalts¬ 
leiter zur weiteren Verfügung vorführen.“ 
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dienstes die Diensteinteilung unter mehreren Unterhauptwachtmeistem. Bei 
mehreren Hauptwachtmeistern können die Aufgaben des Unterhauptwacht¬ 
meisters auch einem Hauptwachtmeister übertragen werden. 

Der gehobene Wachtmeister (Oberwachtmeister, Art. 178) 
mit längerer Dienstzeit, der sich bewährt hat, erfüllt die Aufgaben des 
Unterhauptwachtmeisters, wenn ein solcher nicht vorhanden, oder wenn er 
verhindert ist. FMir die Posten des Pförtners, des Lagerverwalters, für den 
Aufsichtsdienst in der Krankenabteilung und für die Verteilung der Zu¬ 
satzkost werden vorzugsweise Oberwachtmeister bestellt, und zwar auf 
Vorschlag des Leiters des Aufsichtsdienstes. Die Aufgaben des Oberwacht¬ 
meisters werden, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, von dem dienst- 
ältesten und bewährtesten sonstigen Aufsichtsbeamten erfüllt, der die 
erforderlichen Eigenschaften besitzt. 

Das letzte Kapitel des fünften Titels handelt von den 
Dienstreisen und den Versetzungen. Die Aufsichtsbeamten 
können vorübergehend an andere Anstalten abgeordnet werden (Art. 179). 
Versetzungen von Amts wegen verfügt das Ministerium, und zwar ent¬ 
weder von sich aus oder auf Vorschlag der Anstaltsleitungen, entweder 
aus dienstlichen Gründen, als Disziplinarmaßnahme oder aus triftigen 
familiären oder gesundheitlichen Gründen (Art. 181). Die Beamten können, 
wenn nicht disziplinäre oder dienstliche Gründe entgegenstehen, einen An¬ 
trag auf Versetzung stellen, der regelmäßig an die Voraussetzung geknüpft 
ist, daß sie an dem bisherigen Ort mindestens zwei Jahre Dienst getan 
haben. Umzugsentschädigung wird bei Versetzung auf Antrag nicht ge¬ 
währt (Art. 182). Gemäß Art. 183 können die Aufsichtsbeamten nicht 
dazu angesetzt werden, in Anstalten ihrer oder ihrer Frauen Heimatprovinz 
Dienst zu leisten. 

VI. Der sechste Titel bringt eingehende Vorschriften über die 
Verwaltung der Fonds bei einzelnen Beamten und des General¬ 
fonds, der aus der Summe der Einzelfonds gebildet wird (Art. 194). Der 
Fonds des einzelnen Beamten, der 200 und bei Beamten zu Pferd 600 Lire 
betragen muß, und der im wesentlichen aus dem Kleidergeld und einem 
monatlichen Gehaltsabzug von 10 Lire gebildet wird (Art. 195), dient dem 
Erwerb und der Instandsetzung der Kleidung und der kleineren Gegenstände 
des täglichen Bedarfs, dem Ersatz verlorener und der Wiederinstand¬ 
setzung beschädig^ter Waffen usw. (Art. 196). Die Einzelheiten dieses Titels 
können hier übergangen werden. 

VII. Der siebente Titel enthält die Schluß - und Über- 
gangsvorschriften. Gemäß Art. 254 sind unter Gefangenen 
(detenuti) im Sinne der Aufsichtsdienstordnung die Untersuchungsgefan¬ 
genen, die Strafgefangenen und die Verwahrten im Zustand der Gefangen¬ 
schaft (intemati nello stato di detenzione) zu verstehen. Bis zum Erlaß 
besonderer Reglements für die weiblichen Aufsichtskräfte an den Frauen¬ 
anstalten ®^) und an den Gerichtsgefäng^ssen bleiben die gegenwärtig gel¬ 
tenden Vorschriften in Kraft (Art. 255). Alle der neuen Aufsichtsdienst¬ 
ordnung entgegenstehenden Vorschriften werden aufgehoben (Art. 256). 


31) In den Anstalten und Abteilungen für Frauen wird der Aufaichtsdlenst von 
Ordennschwestern wahrgenommen. Das Ministerium trifft mit den Kongregationen beson¬ 
dere Vereinbarungen. Die Vermittlung zwischen der Anstaltsleitung und den Schwestern 
geschieht durch die Oberin, der die Diensteinteilung und Oberaufsicht obliegt. Zum Auf- 
sichtadienst werden weltliche Aufseherinnen bestellt, wenn es nicht möglich ist, ihn 
Schwestern zu übertragen, oder wenn die weltlichen Aufseherinnen zur Ergänzung 
erforderiich sind (vgl. Art. 262 Abs. 4, Art. 317 bis 322 DVO.). 
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Über die Hauptzüge des schwedischen 
Gefäneniswesens 

von Ministerialdirektor Hjalmar N y m a n in Stockholm 

Die Rechtsprechung in Schweden liegt in den Händen der Gerichte. 
Nur ausnahmsweise haben Verwaltungsbehörden Urteilsgewalt, z. B. die 
Landesregierungsämter, die auf Zwangsarbeit erkennen oder die Aufnahme 
einer Person in eine Alkoholistenanstalt anordnen können. 

Die allgemeinen Strafarten sind 

1. Strafarbeit, 

2. Gefängnis» 

3. Geldstrafe. 

Diese Strafarten gelten im Verhältnis zueinander als schwerer oder 
milder in der Reihenfolge, in der sie oben aufgeführt sind. 

Auf Strafarbeit kann auf Lebenszeit oder auf eine bestimmte Zeit 
von mindestens 2 Monaten und in der Regel nicht über 10 Jahre erkaimt 
werden. 

Auf Gefängnis kann mindestens auf einen Monat und höchstens auf 
2 Jahre erkannt werden. 

Eine Geldstrafe, die nicht erlegt wird, wird in Gefängnis auf 
bestimmte Zeit umgewandelt. 

Auf Geldstrafe wird in der Regel in Tagessätzen erkannt. Die An¬ 
zahl der Tagessätze bestimmt sich nach der Beschaffenheit des Deliktes 
und soll mindestens einen Tagessatz und höchstens 120 betragen. Der Be¬ 
trag des Tagessatzes wird in Geld unter Berücksichtigung von Einkommen, 
Vermögen, Versorgungspflichten und sonstiger wirtschaftlicher Verhältnisse 
des Verurteilten festgestellt. Der Mindestbetrag eines Tagessatzes ist eine 
Krone und der Höchstbetrag 300 Kronen. Die Erlegung der Geldstrafe 
kann gestundet werden, auch können Abzahlungen stattfinden. Eine Geld¬ 
strafe, die mit einem Betrag, der 5 Tagessätze nicht übersteiget, oder mit 
26 Kronen unmittelbar in Geld festgesetzt ist, darf nicht umgewandelt 
werden. Gleichwohl soll eine Umwandlung erfolgen, soweit die Umstände 
Grund zu der Annahme geben, daß der Verurteilte aus Widerspenstigkeit 
oder offenbarer Nachlässigkeit es unterlassen hat, die Geldstrafe zu 
erlegen, oder daß der Vollzug der Strafe zu seiner Besserung erforderlich 
ist, oder auch, wenn auf die Geldstrafe wegen Trunkenheit erkannt war 
und der Verurteilte in den letzten zwei Jahren vor der Umwandlung drei¬ 
mal oder öfter wegen eine solchen Vergehens verurteilt worden ist. 

Für jüngere Verbrecher bestehen außer Strafarbeit und Gefängnis 
besondere Behandlungsformen, nämlich 

1. Zwangserziehung (15—18 Jahre), 

2. Jugendgefäng^nis (18—21 Jahre). 

Delikte, die von Kindern vor Vollendung des 16. Lebensjahres be¬ 
gangen werden, werden nicht bestraft. Begeht ein Kind unter 15 Jahren 
ein Delikt, so kann es jedoch nach dem Gesetz über die öffentliche Jugend¬ 
pflege in Schutz genommen werden. 

Strafarbeit und Gefängnis 

Strafarbeit und Gefängnis sind nach dem allgemeinen Strafgesetz in 
einer öffentlichen Strafanstalt zu verbüßen. 
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über die Art des Vollzuges von Strafarbeits- und Gefängnisstrafe 
finden sich Bestimmungen in einem Gesetze vom 24. März 1916, das im 
Laufe der Jahre verschiedentlich mit Rücksicht auf neuere Strömungen 
auf dem Gebiete des Gefängniswesens abgeändert ist. 

Strafarbeit 

Strafarbeit ist mit Arbeitszwang verbunden. Wenn dies zweck¬ 
mäßigerweise geschehen kann, soll die Arbeit so beschaffen sein, daß sie 
dem Gefangenen Gelegenheit zur Verbesserung in seinem Beruf oder zu 
einer anderen Ausbildung bereitet, die seine Aussichten auf Versorgung 
nach der Entlassung fördern kann. Bei der Auswahl der Arbeit ist auf 
seine Neigung^en imd Anlagen Rücksicht zu nehmen. Auf einen Anteil am 
Einkommen aus Arbeit hat der Gefangene kein Recht, er kann aber für 
Fleiß und Ordnung bei der Arbeit in Verbindung mit gnitem Benehmen 
Arbeitsprämien zugeteilt erhalten, worüber im nachstehenden Weiteres 
mitgeteilt wird. 

Über das hinaus, was die Strafanstalt zur VerfügrungT stellt, darf der 
Strafgefangene sich Unterhalt, Bekleidung oder anderes nicht verschaffen 
oder dergleichen entgegennehmen. Der Gefangene darf auch nicht Besuch 
empfangen, es sei denn, daß der Chef der Anstalt Umstände von beson¬ 
derer Bedeutung, die zu einer Ausnahme Veranlassimg geben, als vor¬ 
liegend erachtet. 

Nach Ablauf von drei Monaten ab Beginn der Strafzeit darf der 
Gefangene Besuch des Ehegatten, der Eltern, Geschwister oder anderer 
Nahestehender empfangen, wenn nicht die Ordnung oder die Sicherheit in 
der Anstalt dadurch gefährdet werden oder aus sonstigen Gründen an¬ 
genommen wird, daß der Besuch schädlich wirken kann. Während des 
Besuches soll ein Gefängnisbeamter zugegen sein. 

Briefe oder andere schriftliche Mitteilungen oder Bestellungen von 
einer Person oder an eine solche innerhalb oder außerhalb der Strafanstalt 
dürfen von den Gefangenen nicht abgesandt werden, ohne daß der Chef 
der Anstalt nach Prüfung des Einzelfalles dies erlaubt. Dem Gefangenen 
darf jedoch nicht verwehrt werden, an eine schwedische Behörde eine 
schriftliche Eingabe abzusenden, soweit sie in anständiger Form ab¬ 
gefaßt ist. 

Gefängnisstrafe 

Auch der Gefängnisgefangene ist verpflichtet, sich mit geeigneter 
Arbeit zu beschäftigen. Verbüßt der Gefangene die Strafe in einer Einzel¬ 
zelle, so kann er sich selbst solche Arbeit verschaffen und ist er, wenn die 
Arbeit einen Ertrag bringt, berechtigt, diesen für eigene Rechnung zu be¬ 
halten. Dieses Recht darf nicht zu verbrecherischen Unternehmungen miß¬ 
braucht oder so ausgeübt werden, daß dadurch die Ordnung oder die 
Sicherheit in der Anstalt gefährdet werden kann. Macht der Gefängnis¬ 
gefangene von diesem Recht keinen Gebrauch oder verbüßt er die Strafe 
in Gemeinschaftshaft, so ist ihm von der betreffenden Gefängnisbehörde 
Arbeit zuzuteilen und soll er dann einen Anteil vom Arbeitsertrag nach 
besonderen Bestimmungen erhalten. Der Gefängnisgefangene kann sich 
über das hinaus, was die Strafanstalt gewährt, Unterhalt oder Bequemlich¬ 
keit verschaffen, jedoch darf hierdurch die Ordnung oder die Sicherheit in 
der Anstalt keine Störung erfahren. Unterhalt und Bequemlichkeit dürfen 
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jedoch nicht über die Grenzen einer mäßigen und einfachen Lebensführung 
hinausgehen. 

Der Ehegatte des Gefangenen, die Eltern, Kinder und Geschwister 
oder andere dem Gefangenen nahestehende Personen dürfen ihn in der 
Strafanstalt besuchen, sofern nicht die Ordnung oder die Sicherheit in der 
Anstalt dadurch gefährdet werden kann. Auch andere Personen können 
mit Erlaubnis des Chefs Zutritt zu den Gefangenen erhalten. 

Über Briefe und andere schriftliche Mitteilungen an Gefängnisgefan- 
, gene gelten die Bestimmungen für Strafarbeitsgefangene entsprechend. 
An schwedische Behörden darf der Gefängnisgefang^ne schriftliche Ein¬ 
gaben absenden, soweit diese in anständiger Form abgefaßt sind. Ebenso 
dürfen Briefe oder andere schriftliche Mitteilungen zur Absendung ge¬ 
langen, wenn sie ausschließlich Privatangelegenheiten des Gefangenen 
betreffen und nicht unanständig abgefaßt sind oder ihr Inhalt geeignet ist, 
Ordnung oder Sicherheit in der Anstalt zu gefährden. Will der Gefangene 
eine Schrift absenden, von der angenommen werden kann, daß sie zur Ver¬ 
öffentlichung bestimmt ist, so hat das betreffende Landesregierangsamt 
hierzu Erlaubnis zu geben. 

Einzelhaft 

In Schweden kommt sowohl die Einzelhaft als auch die Gemein¬ 
schaf tshaft vor. Doch sollen Gefangene in der Nacht stets getrennt ge¬ 
halten werden. Gewöhnlich soll der Gefangene während einer gewissen Zeit 
in Einzelhaft sein. Die Regeln hierüber sind folgende; 

Ein Strafarbeits- oder Gefängnisgefangener, der bei Beginn der 
Strafzeit das 21. Lebensjahr vollendet hat, ist während der ganzen Straf¬ 
zeit in Einzelhaft zu halten, falls die Strafe 3 Jahre nicht übersteigt, und 
bei längerer Strafzeit während der drei ersten Jahre. Wenn der Gefangene 
bei Beginn der Strafe nicht volle 21 Jahre alt war, so ist er während der 
ganzen Strafzeit in Einzelhaft zu halten, falls die Strafe 1 Jahr nicht über¬ 
steigt, und wenn die Strafzeit länger dauert, während des ersten Jahres. 

Die Einzelhaft ist in einer Zelle zu vollziehen, soweit nicht ein Auf¬ 
enthalt des Gefangenen außerhalb derselben von einer Teilnahme am 
Gottesdienst, Schulunterricht, Bewegung in frischer Luft oder Gymnastik 
bedingt oder auf Grund anderer Umstände vorübergehend erforderlich ist. 
Eine gewisse Erleichterung der Einzelhaft kann in bestimmten Fällen ge¬ 
währt werden. Demgemäß kann ein Gefangener, der bei Beginn der 
Strafe noch nicht volle 21 Jahre alt war und 3 Monate der Strafzeit ver¬ 
büßt hat, sowie ein anderer Gefangener, der 6 Monate verbüßt hat, die 
Zellentür offen haben oder es kann solchen Gefangenen die Besorgung von 
Angelegenheiten oder die Ausführung von Arbeiten in der Anstalt an¬ 
vertraut werden, vorausgesetzt, daß dies mit Rücksicht auf Pflege, Arbeit 
und Behandlung des Gefangenen angebracht erscheint. 

Eine genaue Aufsicht ist auszuüben, um zu vermeiden, daß ein Ge¬ 
fangener mit anderen Gefangenen in weiterem Umfange in Verbindung 
tritt als die Arbeit, die er auszuführen hat, dies erfordert. 

Diese Bestimmungen über Einzelhaft können mit Rücksicht auf die 
geistige und körperliche Gesundheit des Gefangenen abgeändert werden. 
Auch kann die Einzelhaft auf eigenen Wunsch des Gefangenen verlängert 
werden, was auch geschehen kann, wenn es offenbar unzweckmäßig für 
den Gefangenen und die Ordnung in der Anstalt ist, ihn mit anderen Ge¬ 
fangenen Zusammensein zu lassen. 



233 


Gemeinschaft 

Gemeinschaftshaft wird in der Regel so vollzogen, daß der Gefangene 
sich in der Nacht in einer Zelle aufhält und am Tage in Werkstätten ge¬ 
meinschaftlich arbeitet. In gewissen Fällen kann der Gefangene auch mit 
Landarbeit beschäftigt werden. In gewissen Landwirtschaftskolonien für 
Gefangene kann den Gefangenen jedoch gestattet werden, die Nacht in 
einem gemeinschaftlichen Schlafraum zu verbringen. 

Geldstrafgefangene 

Der Geldstrafgefangene hat die Arbeit auszuführen, die von der 
betreffenden Gefängnisbehörde für ihn bestimmt wird. Über das hinaus, 
was die Strafanstalt bietet, darf er sich Unterhalt oder Bequemlichkeit 
nicht verschaffen und solche auch nicht entgegennehmen. 

Über Verwahrung und Internierung in einer Sicherheitsanstalt 

Wird festgestellt, daß jemand bei Begehung eines Deliktes vermin¬ 
dert zurechnungsfähig war, so kann das Gericht statt einer Strafe a\if 
Verwahrung in einer Sicherheitsanstalt erkennen, sofern 

1. anzunehmen ist, daß der Rechtsbrecher auf Grund seiner Geistes¬ 
beschaffenheit für eine Strafe nicht oder wenig empfänglich ist, 

2. er mit Rücksicht auf die bewiesene Straffälligkeit sowie auf Grund 
der vorgebrachten Ermittlungen über seine Geistesbeschaffenheit und 
seinen früheren Lebenswandel als für die Sicherheit von Person oder Eigen¬ 
tum anderer Menschen gefährlich anzusehen ist, sowie 

3. auf das Delikt Strafarbeit oder bei Sittlichkeitsdelikten Strafarbeit 
oder Gefängnis folgen kann. 

Vorerwähnte Verbrecher werden als abnorme Verbrecher bezeichnet. 

Begeht ein wegen eines Deliktes Verurteilter erneut ein Delikt, so 
kann das Gericht für den Rückfall statt einer Strafe auf Inter¬ 
nierung in einer Sicherheitsanstalt erkennen, sofern der Rechtsbrecher 

1. nach einer Verurteilung zu Strafarbeit oder Verwahrung wegen 
Verbrechensrückfalles erneut zu einer solchen Strafe durch rechtskräftiges 
Urteil verurteilt worden ist, 

2. Strafarbeit oder Verwahrung insgesamt mindestens 4 Jahre lang 
verbüßt hat, 

3. hiernach entweder während der Verbüßung von Strafarbeit oder 
binnen 5 Jahren nach der letzten Entlassung aus einer solchen Anstalt 
erneut ein Delikt begeht und auf das Delikt Strafarbeit folgen kann, 

4. auf Grund einer Untersuchung seiner Geistesbeschaffenheit und 
sonstiger ermittelter Umstände anzunehmen ist, daß er sich durch eine 
Strafe nicht bessern lassen würde und er als für Person oder Eigentum 
anderer Menschen gefährlich anzusehen ist. 

Fragen bezüglich der Aufnahme in eine Verwahrungs- oder Inter¬ 
nierungsanstalt werden vom Gericht nach Anhörung eines sog. Inter¬ 
nierungsausschusses behandelt. 

Begnadigung u. a. m. 

5. M. der König kann eine Strafe ganz oder teilweise im Gnadenwege 
erlassen, doch ist solchenfalls der Höchste Gerichtshof zu hören. 

Eine bedingte Entlassung kann einem Gefangrenen gewährt werden, 
der eine Strafarbeits- oder Gefängnisstrafe verbüßt und zwei Drittel der 
Strafzeit hinter sich hat, sofern wenigstens eine Jahr derselben beendet ist. 
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Er wird unter die Überwachung einer Aufsichtsperson gestellt. Verstößt 
er gegen Entlassungsbedingungen oder begeht er erneut ein Delikt, so ist 
die beding^te Entlassung verwirkt und wird er erneut in das Gefäng^s zur 
Verbüßung der restlichen Strafzeit auf genommen. Eine bedingte Ent¬ 
lassung steht nur dem Gefangenen zu, der sich grut aufgfeführt hat. Die 
bedingte Entlassung wird von S. M. dem König gewährt. 

Bedingtes Strafurteil 

Auf Grund des geltenden Gesetzes über das bedingte Strafurteil vom 
Jahre 1918 besteht die Möglichkeit, einer Person, die zu Strafarbeit von 
nicht mehr als 6 Monaten oder zu Gefängnis nicht über 1 Jahr verurteilt 
wird, ein bedingftes Strafurteil zu geben. Es wird ihr dabei eine Bewäh¬ 
rungsfrist von 1 bis zu 3 Jahren gesetzt. Der bedingt Verurteilte soll 
während der Bewährungsfrist in der Regel der Überwachung seitens einer 
dazu bestellten Person unterliegen, die sein Verhalten zu beaufsichtigen 
und zu versuchen hat, das zu fördern, was seiner Bessenmg dienen kann. 
Die Überwachung steht unter gerichtlicher Oberaufsicht. Als Grund zur 
Verwirkung des Urteils gelten neben strafbaren Handlungen unordentlicher 
Lebenswandel und Übertretung von Ordnungsvorschriften, die dem Über¬ 
wachten gemacht sind. 


Die Darstellung der vorstehend behandelten Vorschriften ist nur eine 
kurze und nicht erschöpfend, sondern soll nur eine Übersicht über die 
Gefang^enenbehandlung vermitteln. 

Anstalten 

Die höchste Leitung des Gefängniswesens steht dem Gefäng^nisamt 
zu, das eine besondere selbständige Behörde unter dem Justizdepartement 
ist. Als Chef des Gefängnisamtes fungiert ein Oberdirektor (Göransson). 

Die Gefängnisanstalten werden als Zentralgefängnisse sowie Straf¬ 
gefängnisse und staatliche Haftanstalten bezeichnet. 

Es gibt 6 Zentralgefängnisse, die für Gefangene mit längeren Straf¬ 
zeiten bestimmt sind. Die Zentralgefängnisse befinden sich: auf L&ng- 
holmen (bei Stockholm) mit ca. 550 Zellen, in Malmö mit 206 Zellen, auf 
Härlanda (Gotenburg) mit 165 Zellen, in Mariestad (Landwirtschafts¬ 
gefängnis) mit 79 Plätzen, in Hämösand mit 139 Zellen und in Växjö mit 
84 Zellen. Letzteres ist ein Frauengefängnis. 

Die Strafgefängnisse und staatlichen Haftanstalten sind Kreisgefäng¬ 
nisse, die für kurzfristige Gefangene und Untersuchungsgefangene be¬ 
stimmt sind. 

Außerdem gibt es eine Verwahrungsanstalt in Norrköping für ver¬ 
mindert zurechnungsfähige Verbrecher mit ca. 80 Plätzen sowie eine Ver¬ 
wahrungsanstalt in Karlstadt mit 42 Plätzen. Eine neue Sicherheitsanstalt 
für sowohl Verwahrung wie Internierung ist in der Nähe von Södertälje 
geplant. 

Verwahrte und internierte Frauen werden in das Zentralgefäng^nis in 
Växjö aufgenommen. 

Bei Singeshult im Regierungsbezirk Halland besteht eine Gefangenen¬ 
kolonie mit 30 Plätzen. 

Eine Zwangserziehungsanstalt für Männer befindet sich auf Bona mit 
Raum für 150 Verbrecher. .. . . - .. .. 
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Eine Anstalt zur Verbüßung: von Jugendgefängnis ist bei Skenäs in 
der Gegfend von Norrköping für 30 Gefangene neu erbaut. Diese Anstalt 
soll baldigst erweitert werden. 

Bei gewissen Gefängnisanstalten sind besondere Geisteskrankenabtei¬ 
lungen vorhanden, die grrößte beim Zentralgefäng:nis auf Längholmen. 

Die Gesamtzahl der Plätze in den Gefängfnisanstalten beträgt ca. 2600. 

Die Gefangenenzahl betrug in den letzten Jahren bis einschließlich 
1934 ca. 2000 und hat danach einen gewissen Rückgang aufgewiesen. 

Die bei den Gefängnisanstalten ausgeübten Berufe sind folgende: 
Schneiderei, Schuhmacherei, Tischlerei, mechanische Arbeiten, Sattel¬ 
macherei, Sacknäherei, Bürstenbinderei, Druckerei, Kuvert- imd Tüten¬ 
erzeugung u. a. m., hauptsächlich für Rechnung der Staatsverwaltung. 

Die Einkünfte aus dem Betrieb der Werkstätten betragen ca. 500 000 
Kronen jährlich. 

Als zentraler Leiter des Arbeitsbetriebes fungiert ein Beamter beim 
Gefängnisamt. In den Gefängnissen wird die Arbeit von besonderen 
Arbeitsleitem geleitet. 

Die Kosten für das Gefängniswesen betragen ca. 4 400 000 Kronen, 
davon ca. 3 000 000 Kronen für Löhne. 

Die Kosten per Gefangener und Tag betragen, von Personalkosten 
abgesehen, ca. 55 Öre. 


Die Behandlung von Landstreichern 

Als Landstreicher wird behandelt, 

wer beschäftigungslos von Ort zu Ort ohne Mittel zum Unterhalt um¬ 
herstreicht, sofern nicht die Umstände ersichtlich machen, daß er Arbeit 
sucht (Landstreicher), 

wer, ohne Mittel zum Unterhalt zu besitzen, es unterläßt, nach seinen 
Kräften zu versuchen, sich ehrlich zu versorgen und zugleich einen Lebens¬ 
wandel führt, durch den Gefahr für die allgemeine Sicherheit, Ordnung und 
Sittlichkeit entsteht (Kriminelle), sowie 

wer aus der Zwangsarbeit entlassen ist, aber es unterläßt, bestimmte, 
ihm dabei gemachte Vorschriften über seine Anmeldungspflicht zu 
beobachten. 

Unter dieses Gesetz fallen auch sog. Prostituierte. 

Erweist sich eine Person als der Landstreicherei verdächtig, so ist 
sie erst zu warnen, d. h. sie erhält die Auffordenmg, zu versuchen, sich zu 
bessern oder sich Arbeit zu verschaffen. Die Warnung wird von der Polizei¬ 
behörde erteilt und vom Landesregierungsamt festgestellt. 

Wer sich binnen zweier Jahre nach Bekanntmachung einer ihm er¬ 
teilten Wamimg der Landstreicherei schuldig gemacht hat, ist von der 
Polizeibehörde zu verhaften. Er wird dann vor dem Landesregierungsamt 
verhört. Findet dieses, daß der Verhaftete sich der Landstreicherei schuldig 
gemacht hat, so kann es ihn zu Zwangsarbeit von einem Monat bis zu einem 
Jahr verurteilen. In bestimmten Fällen kann die Zeit bis zu 3 Jahren ver¬ 
längert werden. 

Personen unter 21 Jahren dürfen nicht als Landstreicher behandelt 
•werden. Wird eine Person unter 21 Jahren bei Landstreicherei betroffen, 
so ist sie vom Jugendpflegeamt in Schutz zu nehmen und kann sie in ein 
Schutzheim aufgenommen werden. 
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Urteile auf Zwangsarbeit werden bei Männern in der Zwangsarbeits¬ 
anstalt des Staates in Svartsjö und bei Frauen in der Zwangsarbeits¬ 
anstalt des Staates in Landskrona vollstreckt. 

Diese Anstalten unterstehen nicht dem Gefängnisamt, sondern beson¬ 
deren, von S. M. dem König bestimmten Vorständen. 

Svartsjö ist ein altes Schloß, das in eine Anstalt verwandelt wurde. 
Diese besteht teils aus einer offenen und teils aus einer geschlossenen An¬ 
stalt. Ferner bestehen zwei Kolonien. Die Anstalt faßt ca. 300 Personen. 
Die Hauptbeschäftigung besteht aus Land- und Forstwirtschaft. 

Die Anstalt in Landskrona ist in Südschweden belegen und hat für 
150 Frauen Platz. 

Sowohl in der Anstalt in Svartsjö als auch in der in Landskrona 
können auch gefährliche oder schwer zu behandelnde Alkoholisten Auf¬ 
nahme finden. 


Grenz- und Nachbargebiete 


Gefängnisstatistik der Schweiz 

Ihre Entwicklung und Bedeutung für die kriminologische Wissenschaft 
von Dr. E. Roesner, Berlin 

Die Schweiz gehört zu den wenigen Staaten^), die in zeitlicher Hin¬ 
sicht verhältnismäßig schon frühzeitig — nämlich im ersten Drittel des 
vorigen Jahrhunderts — mit der Sammlung und Aufzeichnung statistischer 
Daten aus dem Gefäng^niswesen begonnen und damit zur Förderung krimi¬ 
nologischer Forschungen seit langem beigetragen haben. 

Eine reiche Fundgrube an historischen Zahlenmaterial gefäng¬ 
nisstatistischen Charakters bieten zunächst die Rechenschaftsberichte der 
Kantonsregierungen und der Gerichtsbehörden. So veröffentlichte A a r - 
g a u bereits zu Beginn des vorigen Jahrhunderts monatliche Nachweise 
über die Gefängnisbevölkerung und die Strafjustizpflege 2). 

Die ersten gefängnisstatistischen Untersuchungen — und zwar auf 
wissenschaftlicher Grundlage —, welche allerdings vorerst nur einzelne 
Kantone oder Gruppen derselben behandelten, wurden von Stefano 
Franciscini durchgeführt, der im Jahre 1827 Ergebnisse für sechs 
Kantone (Zürich, St. Gallen und Aargau für die Jahre 1824 bis 
1826, Basel für 1815 bis 1824 und 1826, W-a a d t für 1821 bis 1826, 
Genf für 1826) veröffentlichte^). Zwei Jahrzehnte später kann er seine 
Angaben auf 12 Kantone ausdehnen •♦), und seine im Jahre 1851 publizierte 
Zusammenstellung erstreckt sich bereits auf sämtliche Kantone®). 

1) VkI. E. R o e r n e r. Artikel: Strafvollzuß (D. StatlBtik). Handwörterbuch der 
Krlminoloßie und der anderen strafrechtlichen HilfswiRsenschaftcn. Berlin und Leipziß 
1936, Bd. II; ferner E. Mischler: Die Kriminalstatistik als Erkenntnisquelle, Hand¬ 
buch des Gefänßniswesens. Herausgegeben durch F. von HoltzendorfT und E. von Jage¬ 
mann. Hamburg 1888, Bd. I, S. 56 ff. 

2) Vgl. Aargauisches Kantonsblatt, Aarau 1803, Bd. I. S. 5, 20, 214, 312, 322 und 
378. Weitere historische Literaturangaben s. Schweizerische Statistik, 125. Lieferung, 
Bern 1900, S. 2. 

3) Vgl. Statistica della Svizzera, Lugano 1827, S. 311. 

4) Vgl. Nuova Stati.stica della Svizerra, Lugano 1847, Tome. II. S. 75. 

6) Vgl. Nuova Statistica della Svizzera, supplimento, Lugano 1861, S. 162. 
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Das »Archiv für schweizerische Statistik“ brachte — abgesehen von 
zahlreichen Auszügen aus den kantonalen Rechenschaftsberichten für die 
Jahre 1858 und 1859 — während der zwei Jahre seines Erscheinens: eine 
Statistik der Strafanstalt Zürich für 1851 bis 1859, der Strafanstalt 
Schwyz für 1854 bis 1859, der Strafanstalten St. Ga 11 ens für 1854 
bis 1859, der Strafanstalten Freiburgs für 1849 bis 1859 und der 
Strafanstalt Basel-Stadt für 1854 bis 1859*’). 

Im Jahre 1869 erschien sodann eine — die ganze Schweiz um¬ 
fassende — Arbeit „Zur Statistik des schweizerischen Gefängniswesens im 
Jahre 1865“, die Prof. Dr. von Orelli (Zürich) ^) zum Verfasser hat; 
1872 publizierte Dr. Guillaume unter dem Titel „Recensement de la 
Population des prisons suisses en 1871“ ®) eine gedrängte Zusammen¬ 
stellung der schweizerischen Gefängnisbevölkerung. 

In der Zwischenzeit hatte der „Schweizerische Verein für Straf- und 
Gefängniswesen“ bald nach seiner im Jahre 1867 erfolgten Gründung die 
Förderung einer einheitlichen schweizerischen Gefängnis- und Kriminal¬ 
statistik als zu seinen Aufgaben gehörend erklärt und dieses Problem wieder¬ 
holt in seinen Jahresversammlungen erörtert, wobei in erster Linie die 
Wichtigkeit übereinstimmender Bücher der Strafanstalten betont wurde®). 
Obwohl der Verein im Jahre 1870 Erhebungsformulare für eine eigene 
Gefängnisstatistik ausgearbeitet hatte, ließ das Resultat jedoch an keine 
nur annähernd vollständige Zusammenstellung denken. 

Amtlicherseits wurde daraufhin vom eidgenössischen statistischen 
Bureau, nachdem der Verein an den Bundesrat mit dem Wunsche um 
Bearbeitung der schweizerischen Gefängnisstatistik durch die statistische 
Zentralstelle herangetreten war, im Jahre 1876 eine Arbeit „Zur Statistik 
der Kriminalanstalten der Schweiz im Jahre 1874“^®), rund zehn Jahre 
später eine solche über „Schweizerische Gefängpiisstatistik für das Jahr 
1885“ ^^) veröffentlicht, welche zwar das Gesamtergebnis der Schweiz, 
jedoch nur einen Teil ihrer Gefängnisse umfassen. 

Den vielseitigen Inhalt dieser ersten amtlichen Gefängnisstatistik der 
Schweiz aus dem Jahre 1874 hat Direktor Heusser (Kant. Strafanstalt 
Regensdorf) in seinem eingehenden und aufschlußreichen Referat „Zur 
Frage der Vereinheitlichung der Statistik der schweizerischen Straf¬ 
anstalten“ ^2) auf der XIII. Konferenz der schweizerischen Strafanstalts¬ 
direktoren in St. Gallen (August 1935) neben vielen anderen Punkten be¬ 
handelt, auf dessen Ausführungen über die Entwicklung der Veröffent¬ 
lichung statistischer Angaben aus schweizerischen Strafanstalten hier 
besonders verwiesen sei. 

Nachdem von der schweizerischen statistischen Gesellschaft, unter¬ 
stützt durch den schweizerischen Juristenverein und den schweizerischen 
Verein für Straf- und Gefängniswesen, im Jahre 1889 an den Bundesrat 
ein Gesuch ergangen war, vom Jahre 1890 eine monatliche Veröffentlichung 
über die Bewegung der Gefängnisbevölkerung zu veranlassen, wurde dieser 
Anregung in bereitwilligster Weise stattgegeben. Die Ergebnisse dieser 

6) A. a. O. Jg. 1860, S. 342, 86, 59, Jg. 1861, S. 13, 38. 

I) Vgl. Zeitschrift für schweizerische Statistik, Bern 1869, S. 8, und M. Wirth: 
Allgemeine Beschreibung und Statistik der Schweiz, 1871, Bd. I, S. 766. 

8) Vgl. Zeitschrift für schweizerische Statistik, 1872, S. 233. 

ö) Vgl. Verhandlungen des schweizerischen Vereins für Straf- und Gefängniswesen 
auf den Generalver.sammlungen von 1867, 1868 und 1869. 

10) Vgl. Zeit.schrift für schweizerische Statistik. Jg. 1876, S. 1. 

II) Vgl. Zeitschrift für schweizerische Statistik. Jg. 1887, S. 365. 

12) Vgl. Verhandlungen des Schweizerischen Vereins für Straf-, Gefängniswesen und 
Schutzaufsicht. Neue Folge, Heft 15, Aarau 1936, S. 99 bis 124. 
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nunmehr regelmäßigen gefängnisstatistischen Erhebungen wurden monat¬ 
lich im Bundesblatt bekanntgegeben. Sie fanden außerdem ihren Nieder¬ 
schlag in einer umfangreichen Jahresdarstellung, betitelt „Die Ergebnisse 
der Schweizerischen Kriminalstatistik während der Jahre 1892 bis 1896“, 
die im Aufträge des eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements vom 
Statistischen Bureau des eidgenössischen Departements des Innern heraus¬ 
gegeben wurde 13). Leider ist diese — bezüglich der Zahl der Erhebungs¬ 
gegenstände sowie der vielseitigen und ausführlichen Besprechung ihrer 
statistischen Ergebnisse — als mustergültig zu bezeichnende Publikation 
die erste und bis jetzt letzte ihrer Art greblieben, denn nach einer Mittei¬ 
lung, für die ich Herrn Dr. Brüschweiler, Direktor des Eid¬ 
genössischen Statistischen Amtes, zu Dank verpflichtet bin, ist seit der 
Veröffentlichung dieser Kriminalstatistik für die Jahre 1892 bis 1896 keine 
ähnliche Arbeit g^efängnisstatistisehen Inhalts mehr erschienen. 

Aus diesem Grunde erscheint es gerechtfertig^t, ihren Inhalt wegen 
seiner grundsätzlichen Bedeutung und als Vorbild für 
statistische Erhebungen auf dem Gebiete des Gefängniswesens in An¬ 
lehnung an die Darstellung von H e u s s e r (a. a. O. S. 112) nachstehend 
mitzuteilen. 

Die einzelnen handschriftlich erstellten Tabellen, von deren Druck¬ 
legung seinerzeit jedoch abgesehen wurde (vgl. die Vorbemerjeung a. a. O.), 
enthalten folgende Angaben: 

1. Die Gesamtzahl der Sträflinge und Zwangs¬ 
arbeiter am 1. Januar 1892 in den einzelnen schweizerischen Anstalten, 
männlich und weiblich getrennt aufgeführt, nach vier Abteilungen: Zucht¬ 
haus, Arbeitshaus und korrektionelle Strafe, Gefäng^nisstrafe, Zwangs¬ 
arbeitshausstrafe. 

2. Art derVerbrechen und der Delikte in der Syste¬ 
matik der von Prof. Dr. C. S t o o ß im Auftrag des Bundesrates heraus¬ 
gegebenen vergleichenden Zusammenstellung der schweizerischen kan¬ 
tonalen Strafgesetzbücher (1890). 

3. Die Strafdauer nach folgenden Abstufungen: bis 1 Mon., bis 
2 Mon., bis 3 Mon., bis 6 Mon., bis 12 Mon., bis 2 Jahre, bis 3 J., bis 5 J., 
bis 10 J., bis 20 J., mehr als 20 J., lebenslänglich, auf unbestimmte Zeit. 

4. Die Zahl der Rückfälligen mit Angabe der Dauer der letzten 
Strafe, in der Abstufung der Strafdauer wie in Ziffer 3. 

5. Das Alter nach folgenden Abstufungen: bis 16 Jahre, 17 J., 
18 J., 19 J., 20 J., 21 bis 25 J., 26 bis 30 J., 31 bis 36 J., 36 bis 40 J., 41 
bis 45 J., 46 bis 50 J., 51 bis 55 J., 56 bis 60 J., 61 bis 65 J., 66 bis 70 J., 
71 bis 76 J., 76 bis 80 J. 

6. Die Muttersprache und die Konfession: deutsch — 
französisch — italienisch — romanisch — andere. Protestantisch — katho¬ 
lisch — israelitisch. 

7. Der Zivilstand : ledig — verheiratet — getrennt lebend — 
verwitwet — geschieden. 


13) Vgl. Schweizerische Statistik, Bern 1900, 126. Lieferung;. Auf S. 1 derseiben 
sind außerdem die in der Zeitschrift fUr schweizerische Statistik — seit ihrem Erscheinen 
(1S65) bis zum Ende der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts — über die vorliegende 
Fragre erschienenen Arbeiten aufgefUhrt. 
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8. Zahl der Kinder, welche die Sträflinge haben, Alter der Sträf¬ 
linge, welche Kinder haben. 

9. Die Jugenderziehung der Sträflinge: gut — mangelhaft — 
schlecht. 

10. Die Jugenderziehung der — ehelich — unehe¬ 
lich — geborenen Sträflinge: get — mangelhaft — schlecht. 

11. Die Familienverhältnisse der Sträflinge: Vater und 
Mutter verloren — Vater verloren — Mutter verloren — Eltern geschieden 
oder gfetrennt lebend — unehelich — Eltern bedrängt — Eltern unter¬ 
stützt — Eltern dem Trunk ergeben — Vater dem Trunk ergeben — Eltern 
früher verurteilt — Vater verurteilt — Mutter verurteilt — geisteskrank 
— ohne nähere Angabe (47 %). 

12. Ort der Erziehung: im Elternhaus — bei der Mutter — 
bei den Großeltern — bei Verwandten — bei Fremden — in einer Er¬ 
ziehungsanstalt — in einer Rettungsanstalt. 

13. Die Schulbildung und der Religionsunterricht : 
Sekundarschul- und höhere Schulbildung — Primarschule — gut — dürf¬ 
tig — können nur lesen — können weder lesen noch schreiben. Religions¬ 
unterricht — regelmäßig abgeschlossen — mangelhaft — gar nicht ge¬ 
nossen — noch nicht admittiert. 

14. Die Gesundheitsverhältnisse : körperlich normal — 
schwächlich — krank — epileptisch — syphilitisch — geistig normal — 
beschränkt — zu Geisteskrankheit prädisponiert. 

15. Beruf oder Beschäftigung: detaillierte Aufteilung auf 
sämtliche vorkommenden Berufsarten und Wiederholung nach Haupt¬ 
gruppen: Gewinnung der Naturerzeugnisse — Veredlung der Natur- und 
Arbeitserzeugnisse — Handel — Verkehr — allgemeine öffentliche Ver¬ 
waltung — Wissenschaft, Kunst, Rechtspflege — nicht genau bestimmbare 
Berufstätigkeit — Personen ohne oder unbekannter Beziehung zu einem 
Beruf. 

16. Die Vermögensverhältnisse: im Besitz — Anwart¬ 
schaft — Besitz und Anwartschaft — keines von beiden — Inhaber eines 
Sparbüchleins — kein Sparbüchlein. 

17. Die unmittelbare Ursache der Verbrechen, aufgeteilt 
nach sämtlichen Tatbeständen der Zählkarte. 

18. Die Heimatzugehörigkeit: Schweizer aufgeteilt auf 
sämtliche Kantone — Ausländer auf geteilt in der Art des Vorkommens. 

19. Die schweizerischen Sträflinge nach den Bezir¬ 
ken ihres Heimatortes. 

Besondere Bedeutung für die kriminologische Wissenschaft besitzen 
die unter Ziffer 17 aufgeführten Ursachen des Verbrechens, die 
G. von Mayr, der Altmeister der Kriminalstatistik, in seinem Stan¬ 
dardwerk über dieses Forschungsgebiet ’■*) als „Typen der bisher im all¬ 
gemeinen sehr vemachlässigften Motivenstatistik“ angeführt hat. Es sind 
dies im einzelnen: Trunksucht, moralische Verkommenheit, Ausschweifung, 


14) Vg'l. Moralstatlstik mit Einschluß der KriminalstAtistik. Statistik und Gesell- 
Bchaftalehre. Dritter Band. Tübingen 1917, S. 92S ; s. auch E. Roesner : Die Ursachen 
der Kriminalität und ihre statistische Erforschung. Allgemeines Statistisches Archiv. Jena 
1933, 28. Band, S. 19 ft. 
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Annut, Genußsucht, Habgier, Streitsucht, Prostitution, häuslicher Streit, 
Rache, Arbeitsscheu, Leichtsinn, Verschwendung, mangelhafte Erziehung, 
ökonomische Verluste, Verführung, Haß, Vagrantität und sonstige, wobei 
die Rückfälligen besonders ausgegliedert sind. 

„Ein Überblick der vorstehenden Ursachensammlung“, schreibt hier¬ 
zu von Mayr weiter, „kann nur den Wunsch bekräftigen, daß das 
Schema der künftigen Motivenstatistik nicht von vornherein festgelegt, 
sondern daß das Ergebnis der zu erwartenden Angaben festgelegt wird, 
was übrigens keineswegs ausschließt, daß die großen Hauptgliederungen 
der Verursachungen doch schon von vornherein bestimmt, in der Einzel- 
ausgliederung der Motive innerhalb der hiernach sich ergebenden Haupt¬ 
gruppen zunächst der Ausbeutung volle Freiheit gelassen wird, unter Vor¬ 
behalt weiteren Ausbaus des Ausbeutungsschemas der durch die freie 
Ausbeutung zunächst gewonnenen Erfahrungen . . 

Nach einem einleitenden Kapitel, das die Vorarbeiten nebst Literatur¬ 
angaben sowie den Anlaß der Erhebung behandelt, werden in dem ersten, 
fast 40 Seiten starken statistischen Teil A die Eintritte der Sträf¬ 
linge u. a. nach folgenden Gesichtspunkten zahlenmäßig wie textlich dar¬ 
gestellt: Umfang der vorliegenden Erhebung, Art und Vollständigkeit des 
Materials. — Die Strafhäufigkeit und die strafmündige Bevölkerung. — 
Klassifizierung der Vergehen und Verbrechen, mehrfache Inhaftierung. — 
Hauptresultate: Verhältnis der Strafhäufigkeit zur Wohnbevölkerung bzw. 
zur strafmündigen Bevölkerung. Vergleichbarkeit zwischen den einzelnen 
Kantonen. Einfluß der Gesetzgebung und Rechtsprechung. Strafhäufigkeit 
in einzelnen Bezirken. — Heimat und Geburtsort. — Zivilstand, Bänder¬ 
zahl, Konfession und Muttersprache. — Die Rückfälligen. — Das Alter 
der Inhaftierten. — Die Unehelichen. — Die Ursachen der Vergehen und 
Verbrechen. — Erziehung, Schulbildung, Religionsunterricht, Gesundheits¬ 
und Familienverhältnisse. — Beruf der Inhaftierten. 

Der zweite Teil B befaßt sich mit den Austritten der Sträflinge 
und zwar: Gesamtergebnisse und Grund der Haftentlassung, die „bedingte 
Entlassung“. — Beschäftigung in der Anstalt, Ertrag (Peculium) der 
Arbeit und Verhalten der Entlassenen bei derselben. — Die Versorgung 
der Entlassenen, die Schutzaufsichtsvereine. — Der Erfolg des Strafvoll¬ 
zuges. — Die gestorbenen Inhaftierten. 

Zum Abschluß der Arbeit sind als Beilagen die den Statistiker be¬ 
sonders interessierenden gefängnisstatistischen Erhebungsformulare (For¬ 
mulare der Ein- und Austrittskarte) abgedruckt. 

In den Jahren 1906 und 1907, so berichtet H e u s s e r (a. a. O. S. 115) 
weiter, hat das staatswissenschaftliche Seminar der 
Universität Zürich die Urteilsauszüge des eidgenössischen Zen¬ 
tralpolizeibüros des Jahres 1905 statistisch bearbeitet. Die Ergebnisse 
dieser Bearbeitung sind in der „Zeitschrift für schweizerische Statistik“ 
(Jg. 1907) und in der schweizerischen Zeitschrift für Strafrecht (Jg. 1908) 
publiziert. 

Ebenfalls als Privatarbeit erschien im Jahrgang 1909 der „Zeitschrift 
für schweizerische Statistik“, bearbeitet von Dr. Beguin, „Schwei¬ 
zerische Kriminalstatistik für das Jahr 1906“, wiederum aufbauend auf 
den Urteilsauszüeen des eidgenössischen Zentralpolizeibüros. 

Sodann erstellte das eidgenössische statistische Büro im Auftrag des 
eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements eine schweizerische Krimi¬ 
nalstatistik für die Jahre 1909 bis 1911, die in der Hauptsache bei den 
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Vorarbeiten für das eidgenössische Strafrecht als Unterlage dienen sollte. 
Ihre Ergebnisse wurden 1917 in der .Zeitschrift für schweizerisches Straf¬ 
recht“ veröffentlicht. 

Die dritte vom eidgenössischen statistischen Amt bearbeitete schwei¬ 
zerische Kriminalstatistik wurde im September 1931 herausgegeben, die 
über die Kriminalität im Jahre 1929 berichtet. Sie ist nach den zutreffen¬ 
den Worten Mittermaiers (,Z-f- Schweiz. Strafrecht“, 40. Jg., 1932) 
eine echte Kriminalstatistik und nicht wie frühere Arbeiten lediglich eine 
Gefängnisstatistik. Die Schweiz besitzt sonach zwar wieder eine Kriminal¬ 
statistik d. h. eine Statistik der Verurteilten. Bei dieser Entwicklung der 
Kriminalstatistik ist aber die reine Gefängnisstatistik, die zur Erreichung 
des gfegenwärtigen Standes der Kriminalstatistik das meiste beigetragen 
hat, auf der Strecke geblieben. 

Zur Unterrichtung über gefängnisstatistische Daten sind wir daher 
gegenwärtig nur auf die Ausweise angewiesen, wie sie seit 1891 im 
„Statistischen Jahrbuch der Schweiz“ Jahr für Jahr mitg^teilt werden. 
Hierbei handelt es sich jedoch nur um die wichtigsten Zahlen aus dem 
Gefängrniswesen, die in den Tabellen A und B zusammengestellt sind. 

Getragen von dem Bedürfnis, in gleicher Weise, wie das schon ehe¬ 
dem wiederholt geschehen ist, aus dem Schoße der Nächstbeteiligten und 
Nächstinteressierten, aus dem Kreise der Mitglieder des schweizerischen 
Vereins für Straf-, Gefängniswesen und Schutzaufsicht die Unterlagen 
zur Ausgestaltung der schweizerischen Gefängnisstatistik zu liefern, hat 
nach den Darlegungen von H e u s s e r (a. a. O. S. 119) die XII. Konferenz 
der schweizerischen Strafanstaltsdirektoren (Liestal November 1934) eine 
Kommission beauftragt, die Gesichtspunkte zu prüfen, nach welchen eine 
Vereinheitlichung in der statistischen Berichterstattung der schweizerischen 
Strafanstalten angestrebt und erreicht werden kann, um auf diese Weise 
zum Aufbau einer in regelmäßigen Intervallen zu bearbeitenden schwei¬ 
zerischen Gefängfnisstatistik beizutragen. 

Während die Gefängnisstatistik des Statistischen Jahrbuchs der 
Schweiz (vergleiche die Angaben in den Tabellen A und B auf Seite 247 und 
248) den Zuwachs und Abgang in allen Gefängnissen im weitesten Sinne 
vollständig — Verurteilte und Nichtverurteilte ohne Rücksicht auf die 
Dauer der Freiheitsentziehung — erfaßt, sich allerdings nur auf die im 
Jahrbuch mitgeteilten Bestands- und Bewegungszahlen beschränkt, bezieht 
sich nach einer gütigen Mitteilung von Herrn Dr. Brüschweiler, von 
dem auf der Konferenz der schweizerischen Strafanstaltsdirektoren im Jahre 
1937 in einem Referat „Der gegenwärtige Stand der schweizerischen Ge¬ 
fängnisstatistik“ ^■'') behandelt worden ist, diese nur auf einzelne Anstalten, 
die hieran freiwillig mitarbeiten. Im Jahre 1937 waren es deren 20. In¬ 
halt und Umfang dieser Statistik gehen aus der Zählkarte und den Wei¬ 
sungen hervor, die nachstehend hauptsächlich deshalb mitgeteilt werden, 
weil methodische Ausführungen auf kriminalstatistischem Gebiet in der 
Fachliteratur leider noch immer recht vemachlässig:t sind, solche aber 
nach meinen langjährigen Erfahrungen dem statistischen Fachmann für 
Theorie und Praxis immer sehr willkommen sind. Auf Wunsch der Gefäng¬ 
nisdirektoren gleicht die Zählkarte noch stark dem Fragebogen der Krimi¬ 
nalstatistik und verlangt vorläufig nur wenig Angaben, die besonders 
über den Strafvollzug Aufschluß geben. 


15) Vgl, Verhandlungen den Schweizerischen Vereins für Straf-, Gefängnis wesen und 
Schutzaufsicht, Heft 16. Aarau 1937, S. 81 ff. 
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Anleitung; 

zum Ausfüllen der Zählkarte für die Schweizerische Gefänsn^isstatistik 

Umfang der Erhebung 

Die Gefängfnisstatistik umfaßt alle strafmündigen Personen, die auf 
Strafurteil oder Verfügung von Verwaltungsbehörden hin für mindestens 
einen Monat (30 Tage) in einer Anstalt zwangsversorgt wurden. Beteiligt 
sind demnach — ohne Rücksicht auf die verschiedenen Benennungen in 
den Kantonen — alle Anstalten, in die solche Personen eingeliefert werden, 
also: Zuchthäuser, Strafanstalten, Gefängnisse, Arbeitshäuser, Zwangs¬ 
versorgungsanstalten im engeren Sinn, Zwangsarbeitsanstalten, Zwangs¬ 
arbeitskolonien, Verwahrungsanstalten, Arbeitserziehungsanstalten usw. 

Zwangsversorgungen in Irrenhäusern und in Anstalten für Straf¬ 
unmündige und Jugendliche fallen nicht unter die Erhebung. 

Meldeweise 

1. Für jeden Neueintritt seit dem 1. Januar 1936 ist eine Zählkarte 
auszufüllen. 

Als Neueintritt gilt jede auf einem selbständigen Gerichts- oder Ver¬ 
waltungsentscheid beruhende Freiheitsentziehung. Für Sträflinge zum Bei¬ 
spiel, die ohne Zwischenpausen Strafen aus verschiedenen Urteilen ab- 
sitzen, ist der Beginn der zweiten, dritten usw. Strafe als Neueintritt zu 
betrachten. Sobald also die zweite Strafe nicht auf dasselbe Urteil zurück¬ 
geht wie die erste, ist beim Begpnn ihres Vollzugs eine neue Zählkarte 
auszufüllen. 

Muß ein neueingetretener Sträfling auch eine frühere, nur bedingt 
ausgesprochene Strafe abbüßen, so sind ebenfalls zwei Karten auszufüllen: 
eine für die frühere bedingte, nun zu verbüßende Strafe, imd eine für die 
neue Verurteilung; auf beiden Karten soll unter Bemerkung^en auf den 
Zusammenhang mit der andern hingewiesen werden. 

2. Die Zählkarten sind vierteljährlich dem Eidgenössischen Stati¬ 
stischen Amt in Bern abzuliefem. 

Inhalt der Zählkarte 

(vergleiche Seite 244—245) 

Berufslehre 

Hier ist anzugeben, welchen Beruf der Neueingelieferte gelernt hat, 
zum Beispiel Bäcker, Schreiner, Mechaniker usw. Wurde die Lehre vor¬ 
zeitig abgebrochen, so füge man den Vermerk bei: nicht abgeschlossen. 
Für Personen, die keine Berufslehre gemacht haben, ist zu antworten: 
keine. 

Beruf vor d e r E i nl i e f e r u n g 

Jener Beruf ist anzugeben, der vor der Einlieferung in die Anstalt 
in der Freiheit zuletzt tatsächlich ausgeübt wurde, ohne Rücksicht darauf, 
ob es sich um einen gelernten oder ungelernten Beruf handle, und ob diese 
Tätigkeit der Berufslehre entspreche oder nicht. Bei Arbeitslosen ist die 
Dauer der Arbeitslosigkeit seit der letzten Arbeitstätigkeit anzugreben. 

Die Berufsbezeichnung soll so genau als möglich sein. Man vermeide 
allgemeine Ausdrücke, wie Fabrikarbeiter, Kaufmann, Angestellter, und 
schreibe vielmehr Elektromechaniker, Spezereihändler, Kassier usw. 
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Stellung im Beruf 

Als selbständig gelten nur Eigentümer, Geschäftsinhaber, Angehörige 
freier Berufe mit eigener Praxis. Der Direktor einer Aktiengesellschaft 
oder der Geschäftsführer eines Betriebes ist nicht Geschäftsinhaber, son¬ 
dern als Chef, Leiter, Direktor zu bezeichnen. 

Urteilende Gerichte 

Für administrativ Eingelieferte ist hier natürlich keine Angabe 
möglich. 

Tritt aber durch Gerichtsurteil Einweisung in eine Verwahrungs¬ 
oder Erziehungsanstalt an Stelle der Strafe, so ist das urteilende Gericht 
anzugeben. 

Wird eine bedingfte Entlassung wegen Rückfall während der Probezeit 
widerrufen, so ist auf der Zählkarte, die den Rest der früheren Strafe 
erfaßt, auch das Gericht einzusetzen, das die frühere Verurteilung aus¬ 
sprach, und nicht etwa jene Instanz, welche die Rückversetzung anordnete. 

Bei Appellationen sollen die untere und die obere Instanz genannt 
werden. 

Straftat 

1. Wird für mehrere verbrecherische Handlungen (Realkonkurrenz) 
eine Gesamtstrafe ausgesprochen, so soll bei der Frage nach der Straftat 
das schwerste Vergehen an erster Stelle genannt werden. Auch muß 
ersichtlich sein, ob es sich lun vollendete Delikte, Versuch oder Teilnahme 
handelt. 

2. Bei administrativ Eingewiesenen ist der Grund der Versorgfung an¬ 
zugeben, zum Beispiel liederlicher Lebenswandel. 

Strafe 

Für Neueintritte auf Grund von Verwaltungsentscheiden ist die 
Dauer der Verwahrung, Versorgung anzugeben (zum Beispiel 3 Jahre, 
unbestimmt usw.). 

Vorstrafen 

Auch in den Registern gestrichene oder nur bedingt gefällte Vor¬ 
strafen sind mitzuzählen. 

Seit Ablauf der letzten Strafe in Freiheit 

Man beachte, daß es heißt ,4n Freiheit“. Man darf also nicht einfach 
die Zeit zwischen dem letzten Austritt aus einer Straf- oder Versorgungs¬ 
anstalt und dem Datum der Neueinlieferung einsetzen, sondern muß davon 
die Dauer der Untersuchungshaft usw. abziehen. Hat eine Unterbrechung 
der Untersuchungshaft stattgefunden, so ist die Zeitspanne „in Freiheit“ 
zwischen dem Datum der letzten Entlassung aus dem Strafverhaft und dem 
Beginn der Untersuchimgshaft zu messen. 

Bemerkungen 

In dieser Rubrik sind Besonderheiten des Falles anzugeben. Hierher 
gehören u. a. folgende Mitteilungen: (Fortsetzung des Textes Seite 246) 


6 » 



244 


Muster der Zählkarte 

Konferenz der Schweiz. Strafanstaltsdirektoren 

Eidgenössisches Statistisches Amt 

Schweizerische Gefängnisstatistik 193. 

Diese Karte ist für jede neueingelieferte Person auszufüllen, 
die mindestens einen Monat in der Anstalt verbleibt 

Name, Vorname.Trag-Nr_ 

Datum der Einlieferung in die Anstalt _________ 

— Hier abtrennen — 

Konferenz der Schweiz. Strafanstaltsdirektoren 

Eidgenössisches Statistisches Amt 

Schweizerische Gefängnisstatistik 193_ 

für Neueingelieferte mit mindestens einmonatiger Anstaltsdauer 

Anstalt.....Karte für Trag-Nr.. 

Datum der Einlieferung ........— 

* Zutreffendes unterstreichen 

Geschlecht: Männlich* — Weiblich* Geburtsjahr: _ 

Zivilstand: Ledig* — Verheiratet* — Verwitwet* — Geschieden* 

Heimatkanton, -Staat: ...... 

Konfession: Protest.* — Röm.-kath.* — Christ.-kath.* — Israelit.* oder 

Besuchte Schulen:........ 

Berufslehre als ....,_- 

Erziehung 

iiti vorschulpflichtigen Alter Eltern* — Stiefeltern* — Verwandte* — 

Pflegeeltem* — Anstalt* 

im schulpflichtigen Alter Eltern* — Stiefeltern* — Verwandte* — 

Pflegeeltem* — Anstalt* 

im nachschulpflichtigen Alter Eltern* — Stiefeltern* — Verwandte* — 

Pflegeeltem* — Anstalt* 

Beruf vor der Einlieferung .....- 

Stellung im Beruf Selbständig* — Angestellter* — Arbeiter* oder 
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Wenn ohne eigenen Beruf ist anzugeben: 

Beruf des Ernährers ...-.... 

Stellung im Beruf Selbständig* — Angestellter* — Arbeiter* oder 

Zahl der Vorstrafen .—..—.-. 

Seit Ablauf der letzten Strafe oder Versorgung in Freiheit: 

.Jahre ..Monate.Tage 


Für Verurteilte 
Urteilende Gerichte 

2. .....- 

^Straftat 

2 .....-. 

3. ....... 

Strafe 

Art: Zuchthaus* — Gefängnis* — 
Arbeitshaus* oder 

Dauer 

Nebenstrafen . 


Datum des Urteils 


Artikel des kantonalen Strafgesetzes 


Jahre . Monate . Tage 


Für Eingewiesene 

Einweisende Behörde . 

Datum des Einweisungsbeschlusses . 

Grund der Einweisung Gesetz, Artikel 


Dauer der Einweisung 


Jahre . Monate . Tage 


.. 




. Bemerlningen _ 
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1. daß der Eingewiesene nur zum Weitervollzug einer schon an¬ 
getretenen Strafe oder Versorg^ung von einer andern Anstalt eingeliefert 
wurde und in welcher Anstalt er sich vorher befand; 

2. daß es sich um den Widerruf einer bedingten Verurteilung oder 
Entlassung handelt; 

3. daß die Zählkarte nicht einen tatsächlichen Neueintritt betrifft, 
sondern nur den Vollzug einer Strafe, die ohne Zwischenpausen nach 
andern Strafen abgebüßt wird und in welchen Anstalten diese unmittelbar 
vorhergehenden Strafen verbüßt wurden. 

Wenn damit auch erst ein bescheidener Anfang einer Gefäng^nis- 
statistik gemacht ist, so soll sie allmählich ausgebaut werden, was nunmehr 
nach der Vereinheitlichung des schweizerischen Strafrechts durch die 
am 3. Juli 1938 erfolgte Volksabstimmung über die Annahme des schwei¬ 
zerischen Strafgesetzbuches ohne nennenswerte Schwierigkeit baldigst 
g^eschehen kann. 

Die schweizerische Gefäng^nisstatistik wird dann sicherlich ihre 
ursprüngliche beachtenswerte kriminalwissenschaftliche Bedeutung wieder¬ 
erlangen, so daß sie mit ihrem Datenmaterial auch ihrerseits die notwen¬ 
digen Unterlagen für das internationale Studium des Verbrechens und des 
Problems der Kriminalität sowie ihrer Ursachen in biologischer xmd so¬ 
zialer Hinsicht zu bieten vermag, wie es sich neuerdings die im Jahre 1937 
gegründete Internationale Kriminologie-Gesellschaft (Rom) oder bezüg¬ 
lich der Erforschung der Verbrechensursachen auf internationaler Basis 
die Internationale Strafrechts- und Gefängriiskommission zur Aufgabe ge¬ 
macht hat. 


16) VkI. A. Schönke, Das neue schweizerische Strafrecht, Deutsche Justiz. 
100 Jg.. 1938, Nr. 34, S. 1360 ff. 

IT) Vgl. Un grande awenimento scientlflco, giuridlco, sociale. La costituzione ln 
Roma della Societk intemazionale di crimlnologia e il Congresso internazionale di crimi- 
nologia. Rivista di Diritto Penitenziario. Roma n. 4 luglio-agosto 1937 — ZV. 

18) Vgl. E. Roesner; Une coop4ration internationale en vue de Tobservation 
des changements dans la crimlnaliti et de l’examen de leurs causes est-elle possible et dans 
Quelles conditlonsT Actes du Congr^s P^nal et Pönitentiaire Interrurtional de Prague. 
Aoflt 1930. Rapports sur les questoins du Programme de la troisiime section Berne 1931. 
Volume IV, S. 229, sowie die anderen über dieses Thema erstatteten Gutachten von Bon¬ 
gor (Amsterdam), Dolen c (Ljubljana), Graf Gleispach (Wien), Hastings 
Hart (New York), Jaxa-Maleszewski (Warschau), Santoro (Rom), 
V. Szent-Istvany (Budapest) und V e s e 1 & (Prag) a. a. O. S. 195 ff. Ferner 
E, Roesner: Die internationale Krlminalstatistik in ihrer methodischen Entwicklung. 
A.iigemeineB StatisUsches Archiv. Jena 1932, 22. Band, 8. 17 S. 



247 


A. Gefangene in der Schweiz seit 1900. 


Bezeichnung 

1900 


1920 

1930 

1934 

1935 

1936 

A. Verurteilte Gefangene. 




Znchthaussträflinge: 








Zugang. 

1240 

1258 

1374 

1047 

1105 

1 107 

1059 

Endbestand. 

1464 

1169 

1246 

888 

832 

851 

832 

Oefängnissträflinge: 








Zugang. 

6 017 

6 649 

6 261 

6 933 

7 015 

6 996 

8 248 

Endbestand. 

915 

765 

781 

1099 

1241 

1272 

1356 

Zwangsarbeiter: 








Zugang. 

979 

1420 

1482 

1733 

2 040 

2 041 

2 038 

Endbestand. 

746 

969 

1067 

1507 

1558 

1572 

1515 

Polizeigefangene: 








Zugang. 

5 785 

5 896 

5 899 

7 945 

6181 

6149 

7 207 

Endbestand. 

187 

211 

199 

245 

318 

299 

286 

BnSenab Verdiener: 








Zugang . 

4 785 

4 638 

1515 

3190 

5 224 

5 225 

6 944 

Endbestand. 

125 

75 

56 

177 

310 

324 

306 

Verurteilte insges.: 








Zugang. 

18 806 

19 861 

16 531 

20 848 

21 565 

21 518 

25 496 

Endbestand. 

3437 

3189 

3 349 

3916 

4 259 

4 318 

4 295 


B. Nicht Verurteilte. 


Untersüchungsgef.: 








Zugang. 

15 077 

16 802 

15 380 

13 280 

14 212 

14 159 

14 372 

Endbestand. 

635 

707 

933 

965 

1381 

1365 

1 271 

Transportgefangene: 








Zugang . 

18 329 

17 322 

11525 

15 091 

19 070 

19 006 

17 993 

Endbestand. 

92 

78 

179 

247 

506 

517 

567 

Übrige Gefangene: ') 








Zugang . 

32021 

36 926 

21 717 

21 224 

23 722 

23565 

23 345 

Endbestand. 

146 

236 

232 

190 

558 

543 

536 

Nicht Verurteilte insg: 








Zugang. 

65 427 

71050 

48 622 

49 595 

57 004 

56 730 

55 710 

Endbestand. 

873 

1021 

1344 

1402 

2 445 

2 425 

2 574 


1) Bettler, Vaganten, andere PoUzeiarrestanten. 































Die Gefangenen der Schweiz nach Kantonen im Jahre 1936. 
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[Bestand nm Jnbreaonde. ®) Bottler, VaRunton, andere PoUzolarrcatantcn. 
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Aus der Gefängnisverwaltung 

Allgemeine Verfügungen des RJM. 

Ausbildungsordnung für den einfachen mittleren Justizdienst. AV. vom 

• ■ 8. 7. 1938 — Dt. Just. S. 1098 —. 

Regelung der Laufbahn als Justizassistent und Justizsekretär. Für 
den einfachen mittleren Verwaltungsdienst bei den Vollzugs¬ 
anstalten wird eine besondere Ausbildungsordnung vorbereitet. 
Behörden und Stellen, denen Auskunft aus dem Strafregister zu erteilen ist. 
Bekanntmachung vom 17. 8. 1938 — Dt. Just. S. 1340 —. 

Neufassung der auskunftsberechtigten Behörden und Stellen. Die 
Vorstände der Justizvollzugsanstalten und die kriminalbiologischen 
Untersuchungsstellen und Sammelstellen erhalten Auskunft (Ab¬ 
schnitt D 8). 

Anrede von Vorgesetzten. AV. vom 25. 8. 1938 — Dt. Just. S. 1376 —. 
Keine Anrede in dritter Person. 

Besorgung der Hausdienstgeschäfte und des Aktenheftens bei den Justiz- 
' behörden. AV. vom 25. 8. 1938 — Dt. Just. 1376 —. 

Bringt in Anpassung an die neuen Tarifordnungen Änderungen der 
AV. vom 8. 5. 1936 — Dt. Just. S. 747 — und vom 21. 3. 1938 
' — Dt. Just. S. 438 —. 

Führung gehefteter Akten. AV. vom 26. 8. 1938 — Dt. Just. S. 1377 —. 

Heften der Akten ist nunmehr allgemein durchzuführen; Bestim¬ 
mungen über die Aktenhaltung. 

Beurlaubung von Beamten, Behördenangestellten und -arbeitem zur Durch¬ 
führung des Winterhilfswerks. AV. vom 28. 8. 1938 — Dt. Just. 
S. 1376 —. 

• Für Zwecke des WHW. kann, soweit es die dienstlichen Verhält¬ 
nisse irgend zulassen, Urlaub mit Fortzahlung der Bezüge und 
ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub erteilt werden. 

Personalnachrichten 

Ernannt: 

Regierungsrat von Normann zum Oberregierungsrat in Gollnow, 
Regierungsrat Engert zum Oberregierungsrat in Kaisheim, 
Regfierungsrat Dr. Graf zum Oberregierungsrat in Brandenburg 
(Havel)-Görden. 

.Gerichtsassessor Wille zum Regierungsrat in Wolfenbüttel, 
Versetzt: 

Regierungsrat Dr. Herbert Schultz in Luckau nach Berlin (UGfs. Alt- 
Moabit), 

Regierungsrat Dr. Seitler in Berlin (UGfs. Alt-Moabit) nach Luckau, 
Regierungsrat Häge in Aichach nach Bremen (Zhs. Bremen-Oslebs¬ 
hausen), 

Regierungsrat Dr. Mayr in Straubing nach Ebrach, 

Regierungsrat Dr. Wüllner in Herford nach Aachen. 

Regierungsrat Müller (Erich) in Stuhm nach Herford, 

In denRuhestand getreten: 

Oberregierungsrat Bleidt in Wittlich, 

Regperungsrat Loos in Bernau (Oberbayem), 

Regierungsrat Heitzer in Aachen. 
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Ausgeschieden: 

Lahts, Präsident der Hamburgischen Justizvollzugsanstalten, infolge 
Übernahme als Leiter in den Dienst der Hamburger Wasserwerke. 

Beamte des gehobenen mittleren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Verwaltungsoberinspektor Zachau zum Verwaltungsamtmann in Glatz, 
Verwaltungsoberinspektor Köhler zum Verwaltimgsamtmann in 
Straubing, 

Verwaltungsinspektor Wähner zum Verwaltungsoberinspektor in 
Bautzen, 

Verwaltungsinspektor Gruß zum Verwaltungsoberinspektor in Magde¬ 
burg, 

Gerichtsassessorin Hopx>e zur Oberin in Frankfurt (Main)-Preunges¬ 
heim, 

Verwaltxmgspraktikant Handrischek zum Verwaltungsinspektor in 
Oels, 

Verwaltungspraktikant Hehr zum Verwaltungsinspektor in Ludwig^ 
bürg, 

Verwaltungspraktikant Tenbusch zum Verwaltimgsinspektor in Vechta, 
Verwaltungspraktikant Schulz (Gerhard) zum Verwaltungsinspektor 
in Braunschweig, 

Verwaltungspraktikant Smigelski zum Verwaltungsinspektor in Köslin, 
Verwaltungspraktikant Körber zum Vemaltungsinspektor in Kleve, 
Verwaltungssekretär Osterhammer zum Verwaltungsinspektor in 
Bernau (Oberbayem), 

Verwaltungssekretär Pfuff zum Verwaltungsinsi)ektor in Landsberg 
(Lech), 

Verwaltungssekretär Kölbl zum Verwaltungsinspektor in München, 
Verwaltungssekretär Ostertag zum Verwaltungsinspektor in Aichach, 
Verwaltungssekretär Schandl zum Verwaltimgsinspektor in München, 
Verwaltungssekretär Thurm zum Verwaltungsinspektor in Untermaß¬ 
feld, 

Verwaltungsassistent Reeg zum Verwaltungsinspektor in München, 
Verwaltungsassistent Scheubel zum Verwaltungsinspektor in Aichach, 
Verwaltungsassistent Hirschbeck zum Verwaltungsinspektor in Kais- 
heim. 

Versetzt: 

Verwaltungsamtmann Joerg in Straubing nach Nürnberg, 
Verwaltungsinspektor Steppke in Wuppertal nach Magdeburg, 
Verwaltungsinspektor Nowitzki in Magdeburg nach Berlin-Tegel, 
Verwaltungsinspektor Hüttemeister in Saarlautem nach Siegfburg, 
Verwaltungsinspektor Kuhn in Ragnit nach Tapiau, 
Verwaltungsinspektor Anders in Wartenburg nach Ragnit. 

In denRuhestand getreten: 

Verwaltungsoberinspektor Zibell in Köslin, 

Verwaltungsoberinspektor Mollenhauer in Brandenburg (Havel)- 
Görden, 

Verwaltungsoberinspektor Rindle in St. Georgen-Bayreuth, 
Betriebsleiter Täubrich in Waldheim (Sachsen). 

Ausgeschieden: 

Oberin Dr. Söhner in Aichach infolge Verheiratung. 

Verstorben: 

Verwaltungsinspektor Fleischer in Verden. 
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Ärzte 

Ernannt: 

Anstaltsarzt Günther Rath zum Regierungsmedizinalrat in Straubing, 
Assistenzarzt Dr. Baldauf zum Regierungsmedizinalrat in Ebrach. 

Geistliche 

Ernannt: 

Gemeindepfarrer Schwarz zum Pfarrer in Waldheim (Sachsen), 
Geistlicher Schollmer zum Pfarrer in Ebrach, 

Anstaltspfarrer Ploppa zum Pfarrer in Reuthen (OS.), 

Pastor Rottenberger zum Pfarrer in Hamburg (UGfs. Hamburg-Stadt). 

Oberlehrer 

Ernannt: 

Verwaltungssupemumerarin Behrends zur Oberlehrerin in Berlin 
(Frauengefängnis), 

Verwaltungsassistentin Räumer zur Oberlehrerin in Cottbus, 

Lehrer Huge zum Oberlehrer in Celle, 

Lehrer Fleischer zum Oberlehrer in Brandenburg (Havel)-Görden, 
Lehrer Bötcher zum Oberlehrer in Hahnöfersand. 

Versetzt: 

Oberlehrer Papzien in Sonnenburg (Neum.) nach Berlin-Tegel, 
Oberlehrer Hom in Berlin (Gfs. Lehrter Str.) nach Berlin-Plötzensee, 
Oberlehrer Dr, Gieseler in Untermaßfeld nach Berlin (Gfs. Lehrter Str.). 
ln denRuhestand getreten: 

Oberlehrer Boese in Berlin-Tegel, 

Oberlehrer Groß in Aachen. 


Schrifttum 


Bücher 


Ausland 


Handbook of American Prisons and Reformatories. 5. Edition, Vol. I: West 
North Central States, 1938. (Cox, Bixby.) Published by The Osbome 
Association, Inc. combining The National Society of Penal Information, 
Inc. and The Welfare League Association, Inc. 114 East 30th Street, 
New York, N. Y.; VI und 337 S. 

Die 5. Auflage des Handbuchs amerikanischer Gefängnisse und 
Reformatories, das seit 1926 auf Grund immer neuer Anstaltsbesichtig^un- 
gen und Berichterstattimgen durch Mitglieder der Association heraus¬ 
gegeben wird, hat sich gegenüber den früheren Auflagen in Form und 
Gestalt verändert, um der Gefahr zu begegnen, durch übergroßen Umfang 
unübersichtlich zu werden und eine allzu lange Zeit zwischen den Anstalts¬ 
besichtigungen und den Berichtsveröffentlichungen verstreichen zu lassen. 
Die Herausgeber fassen deshalb in einzelnen Bänden die Anstaltsberichte 
für solche Staaten zusammen, bei denen ähnliche geographische, wirt¬ 
schaftliche und kulturelle Verhältnisse vorliegen. Der erste Band umfaßt 
die West North Central States und bringt in der bereits im 65, Bande 
S. 80 ff. dieser Zeitschrift dargestellten Weise für die Staaten Jowa, Kan¬ 
sas, Minnesota, Missouri, Nebraska, North Dakota und South Dakota die 
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gesammelten Berichte über Geschichte, Baulichkeiten und Grundbesitz der 
Gefängnisse, über Verwaltung imd Beamtenschaft, Unterbringung und 
Gliederung der Gefangenen, Hausordnungen und -strafen, Arbeitsbetriebe, 
Einteilung der Gefangenen auf Grund wissenschaftlicher Untersuchungen, 
Gesundheitspflege, Erziehung und Seelsorge, Selbstverwaltung der Gefan¬ 
genen, Begnadigungswesen und Kosten des Anstaltsbetriebes. Diesen An¬ 
staltsberichten, wie wir sie ähnlich auch in der deutschen Justizverwaltung 
kennen, geht eine kurze Darstellung der in den einzelnen Staaten bestehen¬ 
den Verwaltungs- und Gnadeninstanzen vorauf. Die Berichte werden mit 
einer kritischen Zusammenfassung der Vor- und Nachteile der verschie¬ 
denen Anstaltsarten und ihrer Einrichtungen im Vergleich mit denen 
anderer Anstalten abgeschlossen. 

Der Anhang bringt eine Übersicht über die Zahl der Insassen der 
amerikanischen Gefängnisse und Reformatories am 1. Januar 1938 und 
eine Tabelle über die Verhängung der Todesstrafe in den einzelnen Staaten. 

I b b e k e n, Gerichtsassessorin. 

Federal Offenders 1936/37. A Review of the work of the Federal Bureau 
of Prisons during the year ending june 30, 1937, including statistics 
of Federal prisoners and of Federal parole and probation. Federal 
Prison Industries, Inc. Preß, Fort Leavenworth, Kansas, 1938; IX und 
344 S. 

Wie der Untertitel des Buches sagt, bringt es außer den Jahres¬ 
berichten des Direktors des Bureau of Prisons sowie der Vorsteher von 
Straf- und Besserungsanstalten, von Gefangenenlagern und Gefängnissen 
der USA. ausführliche statistische Nach Weisungen. 

Nach dem Jahresbericht des Direktors hat sich die Durchschnitts¬ 
dauer der Strafen im Jahre 1937 gegenüber 1936 etwas verlängert, während 
die Gesamtzahl der Einlieferungen in den genannten Anstalten zurück¬ 
gegangen ist. Verbesserungen des amerikanischen Gefängniswesens, die in 
früheren Jahren an den geringen geldlichen Zuwendungen gescheitert sind, 
konnten mehr und mehr durchgeführt werden. Das Gehalt der Aufsichts¬ 
beamten konnte etwas erhöht und ihre bessere Ausbildung in Angriff ge¬ 
nommen werden. Neue Gefängnisse und Beamtenhäuser sind nach dem 
Bericht .in Bau, wobei der Unterbringung weiblicher und kurzstrafiger 
Gefangener erhöhte Aufmerksamkeit zugewandt worden ist. Die Ein¬ 
weisung der Gefangenen in Anstalten mit größeren oder geringeren Sicher¬ 
heitsvorrichtungen (maximum, medium und minimum security institutions) 
wird als ein geeignetes Mittel zur Unterstützung der Anstaltsdisziplin an¬ 
gesehen. Der Unterricht, die Seelsorge, die Versorgung mit Lesestoff, die 
ärztliche Versorgung und Untersuchung der Gefangenen werden in ihrer 
Bedeutung für die Rehabilitierung der Gefangenen gewürdigt. Ganz 
besonderer Wert wird der Klassifikation der Gefangenen nach ihrer Ge- 
.samtpersönlichkeit beigemessen. Schon die Gerichte sollen je nach der 
Persönlichkeit des Rechtsbrechers für eine Einweisung in eine für ihn 
besonders geeignete Anstalt sorgen und Classification commitees machen 
Vorschläge für die Behandlung der von ihnen betreuten Anstaltsinsassen. 
Die Arbeitsbeschaffung für die Gefangenen in Zusammenarbeit mit Privat¬ 
unternehmern unter Vermeidung von Schädigfungen der Privatindusttien 
stellt der Bericht als durchaus befriedigend dar. Die Strafgefangenenlager 
haben nicht nur die Aufgabe, die Gefangenen mit nützlicher Außenarbeit 
zu versehen, sondern sie ermöglichen zugleich die Ausführung öffentlicher 
Arbeiten, vor allem von Wegearbeiten, die auf andere Weise nicht ver- 
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richtet werden könnten. Zur wirksameren Durchführung des für den 
amerikanischen Strafvollzug so bedeutsamen Bewährungssystems (pro- 
bation System) fordert der Bericht eine weitere Vermehrung der 171 
probation officers, von denen jeder am 30. Juni 1937 174 Fälle (probationers, 
parolees und conditional release) zu bearbeiten hatte. Weiteres Zahlen¬ 
material beleuchtet die Entwicklung des Parole-Systems sowie die Auswahl 
und Überwachung dieser „auf Ehrenwort“ entlassenen Gefangenen. Der 
Zustand zahlreicher Orts-, Kreis- und Einzelstaatsgefängnisse (jail) hat 
dazu geführt, 1985 von ihnen als ungeeignet für den Vollzug von Freiheit.s- 
strafen auszusondem und andere nur für den Notfall zuzulassen. 

I b b e k e n , Gerichtsassessorin. 

Zeitschriften 


Ausland 

Rivista di diritto penitenziario, studi teorici e pratici. Herausgeber: 

Dr. Giovanni Novelli, Rom. 

Jahrg. IX, Heft 1 (Januar/Februar 1938). 

Über den Inhalt des Heftes wird oben S. 206 bis 229 berichtet. 

Jahrg. IX, Heft 2 (März/April 1938). 

Das Heft wird eingeleitet mit einem längeren Aufsatz vom Senats¬ 
präsidenten am Obersten Gerichtshof in Rom und Generaldirektor der 
italienischen Strafvollzugsverwaltung Dr. Giovanni Novelli über die 
Wiedergewinnung gestrauchelter Jugendlicher für die Volksgemeinschaft 
vom sozialen und juristischen Standpunkt aus und die Mitarbeit der faschi¬ 
stischen Frauenschaft. Es handelt sich um den Abdruck eines Vortrages, 
den der Verfasser im September vorigen Jahres auf einem der vielen Kon¬ 
gresse hielt, die im Zusammenhang mit der Ausstellung für Ferienkolonien 
und Jugendhilfe in Rom stattgefunden haben. Novelli unterstreicht ein¬ 
leitend die Aktualität des von ihm behandelten Problems. Er berichtet über 
die Entwicklung des Problems der Jugendkriminalität in Rußland, in den 
Vereinigften Staaten von Nordamerika und in Frankreich und weist sodann 
darauf hin, daß die Verwahrlosung nicht ein für allemal ererbt sei und 
nicht auf unheilbaren Anomalien beruhe. Meist handele es sich, wie die an- 
gestellten Untersuchungen und vor allem die Statistik bewiesen, um leichte 
Anomalien des Charakters in Verbindung mit ungünstigen Umweltein¬ 
flüssen. Zur Kriminalität komme es dann wegen des Fehlens geeigneter 
Erziehungsmittel im rechten Augenblick. Man brauche also die Jugend¬ 
verwahrlosung durchaus nicht als schicksalsgegebene Tatsache hinnehmen 
und müsse die Möglichkeit der Wiedergewinnung gestrauchelter Jugend¬ 
licher bejahen. 

Was die juristische Seite anlangt, erwähnt der Verfasser drei Punkte, 
die er für grundlegend hält. Der erste betrifft den Zeitpunkt, in dem der 
Staat mit seiner Nacherziehung eingreifen muß. Dies muß frühzeitig ge¬ 
schehen, auch ohne Antrag irgendeines Privaten, und auch wenn die öffent¬ 
liche Sicherheit oder die Strafjustiz noch nicht interessiert sind. Die Nach¬ 
erziehung muß mit den ersten Anzeichen einsetzen, die auf eine beginnende 
Verwahrlosung schließen lassen, was schon bei Bildung einer für die Ver¬ 
wahrlosung günstigen Umwelt der Fall ist. Es müssen also nicht nur die 
bereits Verwahrlosten erfaßt werden, sondern auch schon diejenigen, die 
in moralischer Gefahr sind. Der zweite Punkt betrifft den Charakter des 
staatlichen Eingriffs bei den Jugendlichen, die sich strafbar gemacht haben. 
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Im Vordergrund muß stets die Wiedereingliederung in die Volksgemein¬ 
schaft stehen, die auf der Grundlage einer individualisierenden Arbeit an¬ 
zustreben ist. Die Jugendanstalt muß eine Schule im umfassendsten Sinne 
des Wortes sein. Im Hinblick auf die geschichtliche Entwicklung wird die 
juristische Sanktion in manchen Fällen den Namen „Strafe“ tragen. Strafe 
bedeute aber für Minderjährige nur eine strengere Form der Erziehung, 
ohne schädliche Beschränkung im materiellen Leben und ohne seelische 
Verdüsterung. Der dritte Punkt betrifft die Form des staatlichen Eingriffs. 
Der spezialisierte Jugendrichter ist unentbehrlich. 

Vom sozialen Standpunkt aus bietet die Nacherziehung Jugendlicher 
zwei Probleme. Das eine betrifft die Anpassung der Erziehungsmittel an 
die soziale Lage des betreffenden jungen Menschen, das andere die Maß¬ 
nahmen, die notwendig sind, um den Jugendlichen nach glücklicher Be- 
endigfung der Erziehungsarbeit die tatsächliche Wiedereingliederung in die 
Gemeinschaft auf die Dauer zu sichern. Bei dem ersten Problem handelt 
es sich um eine bedeutsame Teilfrage der Individualisierung des Vollzugs, 
bei der Lösung des zweiten Problems kommt es darauf an, die bestehenden 
Vorurteile der Gesellschaft zu überwinden. 

Im zweiten Teil der Arbeit berichtet der Verfasser darüber, was 
der Faschismus zur Lösung der aufgezeigten Probleme getan hat und was 
noch zu tun übrig bleibt. Er erläutert das Gesetzesdekret vom 20. Juli 1934 
über die Einrichtung und Tätigkeit der Jugendgerichte — das italienische 
Jugendgerichtsgesetz — imd berichtet über die seither gemachten Fort¬ 
schritte. Das Gesetz dient der Prävention der Jugendkriminalität und ver¬ 
wirklicht mittels einer Reihe verschieden abgestufter Maßnahmen ein 
schon in der präkriminellen Phase einsetzendes Erziehungssystem bis zur 
vollständigen Wiedereingliederung des gebesserten jimgen Menschen. Der 
Verfasser glaubt, daß man noch größere Beachtung als bisher der Behand¬ 
lung der Jugendlichen schenken müsse, die, ohne schon verwahrlost zu 
sein, sich lediglich in moralischer Gefahr befänden. Bezüglich des zweiten 
oben erwähnten juristischen Fragenkreises, nämlich der Feststellung der 
Wesensart der Jugendlichen, der Individualisierung und der Beachtung 
des Erziehungszweckes bei allen zu treffenden Maßnahmen, führt Novell! 
aus, daß alle diese Fragen in der faschistischen Gesetzgebung eine voll¬ 
kommene Lösung gefunden hätten. Jedoch sei eine verstärkte Fürsorge 
und Pflege nötig, um die Erziehung in geschlossenen Anstalten mehr als 
bisher zu vermeiden. Man müsse die Jugendlichen, soweit irgend möglich, 
im Zustand der Freiheit erziehen. Auch finanzielle Gesichtspunkte spielten 
hierbei eine Rolle. Novell! schlägst vor, die Fürsorge \md Pflege, von der 
er spricht, der Partei, und zwar der faschistischen Frauenschaft zu über¬ 
tragen. Was den dritten der oben angeführten juristischen Punkte betreffe, 
habe die italienische Gesetzgebung den sowohl für die strafrechtlichen 
wie auch für die bürgerlichrechtUchen und die verwaltungsmäßigen Auf¬ 
gaben zuständigen Jugend- und Erziehungsrichter geschaffen, dessen Tätig¬ 
keit in der ganzen Welt bewundert werde, und der vielfach nachgeahmt 
worden sei. Auch die beiden erwähnten sozialen Probleme seien vom 
Faschismus in glücklicher Weise gelöst worden. Nach Darstellung der 
großen Linien des faschistischen Systems der Nacherziehung Jugendlicher 
weist Novelli darauf hin, daß die erreichten Arbeitserg^ebnisse sehr günstig 
seien. Die Jugendkriminalität sei im Begriff auf ein Minimum zurück¬ 
zukehren. 

Im Anschluß an den Vortrag berichtet Novelli von den weiteren 
Erörterungen über die Kongreßfrage, auf die sich der Vortrag bezogen 
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hatte, sowie über die vom Kongreß gefaßten Entschließungen. Durch eine 
Vereinbarung zwischen dem Justizminister Solmi und dem Generalsekretär 
der Partei hätten seine (Novellis) Vorschläge in vollem Umfang Annahme 
gefunden, so daß nunmehr die faschistische Frauenschaft das Hauptorgan 
für die Jugendgerichtshilfe sei. 

,J)ie Botschaft von Carl Delcroix an die Gefangenen“ heißt der 
nächste Artikel von Marcello F i n z i, Professor des Strafrechts an der 
Universität Modena. Carl Delcroix, der bekannte Kriegsverletzte, hielt vor 
etwa 16 Jahren vor den Gefangenen der Strafanstalt Santa Teresa in 
Florenz eine berühmt gewordene Rede, welcher der Gedanke der Hoffnung 
und der Menschlichkeit zugrundeliegt. Diese Rede trägt Professor Finzi 
seit über einem Jahrzehnt in italienischen Strafanstalten mit eigenen Ein- 
führungs- und Schlußworten vor. Er bringt im Rahmen seines Artikels 
einen solchen Vortrag und berichtet über die Eindrücke der Gefangenen. 
Es gäbe wohl kaum aufmerksamere Zuhörer als die Gefangenen. Auf der 
Grundlage verschiedener psychologischer Unterlägen führt der Verfasser 
jedoch aus, daß es ein Irrtum wäre, aus den starken Eindrücken der Vor¬ 
träge auf die Gefangenen und aus deren Rührung auf eine wirkliche innere 
Wandlung zu schließen. 

Auf die Originalartikel folgt ein Bericht über die am 15. Januar 
d. J. stattgefundene Eröffnung der Fortbildungskurse für Richter in den 
Hilfs- und Nebendisziplinen der Rechtswissenschaft (vgl. hierzu S. 167 
und 160 des laufenden Bandes der Blätter für Gefängniskunde), die an elf 
Sitzen von Appellationsgerichtshöfen eingerichtet worden sind. 

Sodann wird über die Reform des Militärstrafrechts berichtet, die in 
Italien bekanntlich seit einer Reihe von Jahren vorbereitet wird, und die 
nunmehr in das entscheidende Stadium getreten ist. 

Es folgt ein Abdruck der Entschließungen, die auf dem VII. Inter¬ 
nationalen Kongreß für die Vereinheitlichung des Strafrechts gefaßt 
worden sind, der in den ersten Tagen dieses Jahres in Kairo stattgefunden 
hat (vgl. hierzu den Bericht von Ministerialdirektor Schäfer in der 
Deutschen Justiz 1938 S. 475). Eine der Fragen hat auch ein den Leser¬ 
kreis der Blätter für Gefängfiüskunde interessierendes Problem zum Gegen¬ 
stand, nämlich die Lage ausländischer oder staatenloser Verurteilter nach 
ihrer Entlassung. Bekanntlich beschäftigt sich mit dieser Frage auch die 
Internationale Strafrechts- und Gefängmiskomission bereits seit einer 
Reihe von Jahren. Ausländische Strafentlassene, die einer Betreuung 
würdig sind, und bei denen eine begründete Aussicht besteht, sie wieder- 
eingliedem zu können, sollen nicht einfach ausgewiesen und ihrem Schick¬ 
sal überlassen werden; es wird vielmehr angestrebt, sie im Zusammen¬ 
wirken der zentralen Fürsorgeorganisationen der beteiligten Länder in ihr 
Heimatland zurückzuführen und wieder in das soziale Leben einzugliedem. 
Die Ausweisung soll auf die wichtigeren Fälle beschränkt und nach den 
Grundsätzen der Menschlichkeit und unter billiger Rücksichtnahme auf 
die Lage des Abzuschiebenden gehandhabt werden. 

In dem Teil „Rechtlehre“ schreibt Prof. 0. Vannini im Anschluß 
an den Aufsatz von Dr. B e n o n im letzten Heft der Rivista „Nochmals 
über Erregungs- und Leidenschaftszustände“. 

Dr. G. Cremona, Direktor der Justizirrenanstalt in Reggdo 
Emilia, behandelt „Die Unterbrechung des Laufs der Strafe wegen Aus¬ 
bruchs einer psychischen Erkrankung während des Vollzugs“, ein Problem, 
das unter juristischen, medizinischen und rein menschlichen Gesichts- 
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punkten betrachtet werden kann. Der Verfasser geht von Art. 148 des 
italienischen Strafgesetzbuchs aus. Da für die Strafe der Gedanke der Ab¬ 
schreckung und der Züchtigung wesentlich ist, kann der Ausbruch einer 
psychischen Erkrankung dem Verurteilten die Einsichtsfähigkeit und damit 
Empfänglichkeit für die Wirkungen der Strafe nehmen. Mit den Worten 
„der Richter ordnet an, daß die Strafe aufgeschoben oder unterbrochen 
wird, wenn er glaubt, daß die Erkrankung derart ist, daß sie den Vollzug 
hindert“, hat der Gesetzgeber aber zum Ausdruck gebracht, daß nicht alle 
geistig Erkrankten sich in einem Zustand der Vollzugsunfähigkeit befinden. 
Da eine psychische Erkrankung zu Störungen mit den mannigfaltigsten 
Abstufungen führen kann, trifft es in der Tat zu, daß die Kranken auch 
bei ein und derselben Krankheitsart, was die Reaktion auf die Wirkungen 
der Strafe, die Beeinflußbarkeit und Erziehbarkeit anlangt, oft ganz ver¬ 
schieden sind. 

Vom streng medizinisch-psychiatrischen Standpunkt aus ist die Be¬ 
stimmung der Art und des Grades der geistigen Störung in ihrem Verhält¬ 
nis zu den vergeltenden und bessernden Wirkungen der Strafe eine sehr 
schwierige Aufgabe. Daher besteht die Möglichkeit irrtümlicher Gesetzes¬ 
anwendung. Die Unterbringung der für vollzugsfähig gehaltenen Geistes¬ 
kranken in den Häusern für Minderwertige ist unzweckmäßig. Sie schließt 
die Unzuträglichkeiten nicht aus, sondern verschlimmert sie bisweilen noch. 
Im übrigen bringt vom rein menschlichen Standpimkt aus Artikel 148 des 
Strafgesetzbuchs eine Verschärfung der Strafsanktion mit sich, weil er die 
Freiheitsentziehung um die Zeit des Aufenthalts im Irrenhaus verlängert. 
Dies kann eine Verschlimmerung der Geisteskrankheit bewirken. 

Anschließend schreibt L. G a 11 i, Richter und Assistent für Straf¬ 
recht an der Universität Modena, über „Freispruch wegen Geisteskrankheit 
und Unterbringung in einer Justizirrenanstalt“. Der Verfasser geht aus 
von einer Bemerkung Novellis (Rivista di diritto penitenziario 1937, 
S. 17 ff.; vgl. auch Novelli, Theorie und Praxis der sichernden Maßregeln 
in Italien, S. 23 der Sonderbeilage zur Deutschen Justiz 1938, Nr. 25), daß 
die italienischen Richter nicht genügend darauf achteten, daß nach dem 
System des neuen Strafgesetzbuchs nicht jeder Freispruch wegen Geistes¬ 
krankheit die Anordnung der Unterbringung in einer Justizirrenanstalt 
nach sich ziehen müsse, und daß der Unterschied zwischen den im Art. 88 
und in Art. 222 StGB, gebrauchten Wendungen zu wenig beachtet werde. 
Galli legt dar, daß die von Novelli erhobene Rüge begründet sei. Es könne 
keine Rede davon sein, daß der Richter eine zur Zeit der Tat unzurech¬ 
nungsfähige, zur Zeit des Urteils aber geheilte Person entweder für min¬ 
destens 2 Jahre in eine Irrenansalt einweisen oder aber, um das zu ver¬ 
meiden, sie für zurechnungsfähig oder halbzurechnungsfähig halten und 
mit einer Strafe belegen müsse. Im übrigen solle man es auch vermeiden, 
Personen in Justizirrenanstalten unterzubringen, deren Gefährlichkeit keine 
, kriminelle sei. 

Den Abschluß des Heftes bildet ein Aufsatz des Strafanstaltsdirektors 
A. Giani zum 200jährigen Geburtstag von Cesare Beccaria (geb. am 
15. März 1738 in Mailand), dem Verfasser des berühmten Büchleins „Dei 
delitti e delle pene“. 

Landgerichtsrat Dr. D a 11 i n g e r , Berlin. 
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Freiheitsstrafen 

und deren Volizug im Sudetenland 

Von Oberregierungsrat Dr. P1 i s c h k e , z. Zt. Leitmeritz 

Die vorbereitenden Arbeiten für die Angleichung des 
Sudetenlandes auf dem Gebiete des Strafvollzugs an die beste¬ 
hende Regelung des Altreichs oder die künftige Regelung 
Großdeutschlands müssen sich auch auf den bisher bestehenden 
Zustand erstrecken. 

In Böhmen und Mähren gilt im wesentlichen noch das 
frühere österreichische Recht, also das Strafgesetzbuch vom 
27. Mai 1852 mit den in der Zwischenzeit getroffenen Ände¬ 
rungen. Danach bestehen zwei Freiheitsstrafen: Kerkerstrafe 
und Arrest. 

Kerker ist die Freiheitsstrafe für Verbrechen. Das 
Gesetz kennt zwei Grade. Der erste Grad wird durch das 
Wort „Kerker“ ohne Zusatz, der zweite durch „schweren Kerker“ 
bezeichnet. Nach dem Strafgesetz von 1852 bestand das wesent¬ 
liche Merkmal des schweren Kerkers in Festhaltung „mit Eisen 
an den Füßen“. Diese Art (Kettenstrafe) ist durch das öster¬ 
reichische Gesetz vom 15. November 1867 abgeschafft worden. 
Statt der Eisen haben die Gerichte seitdem eine oder mehrere 
der gesetzlich zulässigen Verschärfungsarten der Kerkerstrafen 
zu verhängen. Die jetzt noch zulässigen Verschärfungen sind: 
Fasten (Beschränkung der Kost auf Wasser und Brot), hartes 
Lager, Einzelhaft, Dunkelzelle, Landesverweisung nach Ver¬ 
büßung der Strafe. Die Verschärfung durch körperliche Züch¬ 
tigung ist durch das schon erwähnte Gesetz vom 15. November 
1867 abgeschafft worden. Unterschiede zwischen beiden 
Graden sind noch darin zu erblicken, daß bei schwerer Kerker¬ 
strafe Besuch der Gefangenen nur „in ganz besonderen und 
wichtigen Fällen“ gestattet ist, und daß bei der Verteilung der 
Arbeit in den Vollzugsanstalten auf den Grad der Kerkerstrafe 
Rücksicht genommen werden soll. Die Dauer der Kerkerstrafe 
ist lebenslänglich oder zeitig. Die zeitige Strafe beträgt sechs 
Monate bis 20 Jahre; beim Vorliegen von Milderungsumständen 
kann auch unter sechs Monate heruntergegangen werden. 

Arrest ist die Freiheitsstrafe für Vergehen und Über¬ 
tretungen. Es bestehen ebenfalls zwei Grade: Arrest und 
strenger Arrest. Der erste Grad besteht lediglich in Festhal¬ 
tung im Gefängnis, wobei Selbstbeköstigung und Selbstbe¬ 
schäftigung gestattet werden und die Besuche ohne Aufsicht 



stattfinden. Beim strengen Arrest wird der Gefangene hin¬ 
sichtlich Beköstigung und Arbeit so gehalten, wie es die Ein¬ 
richtung der für den Vollzug dieser Strafe bestimmten Anstalten 
mit sich bringt; die Besuche werden überwacht. Als Ver¬ 
schärfungen sind zulässig: Fasten, schwerere Arbeit, Einzel¬ 
haft, hartes Lager, Dunkelzelle. Die Dauer des Arrestes beträgt 
vierundzwanzig Stunden bis sechs Monate, mit Ausnahmefällen 
— bei Handlungen gegen die Sicherheit des Lebens — bis drei 
Jahre. 

Durch das Gesetz vom 11. März 1931 über die Jugendstraf¬ 
gerichtsbarkeit ist als Strafe gegen Jugendliche anstatt der in 
den Strafgesetzen festgesetzten Todesstrafe oder Freiheitsstrafe 
die Strafe der Verschließung bestimmt. Die Dauer be¬ 
trägt vierundzwanzig Stunden bis fünf Jahre. Wenn im Straf¬ 
gesetz Todesstrafe oder lebenslängliche Freiheitsstrafe ange¬ 
droht ist, so ist bei einem Jugendlichen auf Verschließung von 
einem Jahre bis zu zehn Jahren und, wenn der Angeklagte zur 
Zeit der strafbaren Handlung älter als 16 Jahre war, auf zwei 
bis zu fünfzehn Jahren zu erkennen. 

Zum Vollzüge der Freiheitsstrafen stehen im Sudetenland 
zwei hauptamtlich geleitete Anstalten — Mürau und Nikols¬ 
burg — sowie acht Landgerichtsgefängnisse — Brüx, Eger, 
Leipa, Leitmeritz, Neutitschein, Reichenberg, Troppau und 
Znaim — und 136 Amtsgerichtsgefängnisse zur Verfügung. 
Die Landgerichts- und die Amtsgerichtsgefängnisse werden 
nebenamtlich von den Gerichtsvorständen geleitet, also die 
Landgerichtsgefängnisse von den Präsidenten der Landgerichte, 
die Amtsgerichtsgefängnisse von den Amtsgerichtsvorständen. 
Bei den Landgerichtsgefängnissen wird in Frage kommen, sie 
in absehbarer Zeit den Oberstaatsanwälten zu unterstellen. 

Die Amtsgerichtsgefängnisse dienen im allgemeinen nur 
zum Vollzüge von Arreststrafen. In den Landgerichtsgefäng¬ 
nissen werden Arrest und Kerker vollzogen, Kerker jedoch nur 
mit einer Dauer bis zu einem Jahre. Die Kerkerstrafen von mehr 
als einem Jahre werden in Strafanstalten vollstreckt. Die im 
Sudetenland bestehenden Strafanstalten Mürau und Nikolsburg 
haben beide eine Sonderbestimmung. Die Anstalt in Mürau 
dient zur Unterbringung kranker, sowie körperlich oder geistig 
minderwertiger Strafgefangener. Nach den bestehenden Be¬ 
stimmungen sind nach Mürau Verurteilte einzuweisen, „die 
dauernd krank sind, d. h. solche, welche wegen Altersschwäche, 
bleibenden Körperfehlers, fortgeschrittener Tuberkulose, fort¬ 
geschrittener Syphilis, hinfallender Krankheit, dauernder 
Nervenkrankheit oder leichterer Geisteskrankheit oder aus 
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anderen dauernden wichtigen Gründen zwar nicht eine ständige 
Krankenhausbehandlung, aber doch ständig eine besondere 
Pflege unter ärztlicher Aufsicht brauchen, und welche entweder 
überhaupt nicht arbeitsfähig oder nur zu einer leichteren Be¬ 
schäftigung fähig sind, und welche effektiv noch eine längere 
Strafe als sechs Monate abzubüßen haben.“ In der Anstalt 
Nikolsburg werden männliche Jugendliche untergebracht, 
welche Verschließung von mehr als sechs Monaten zu verbüßen 
haben. Die Strafe der Verschließung wurde nach den tschecho¬ 
slowakischen Bestimmungen (Jugendstrafgerichtsbarkeitsgesetz 
vom 11. März 1931 § 13, dazu Erlaß des Justizministeriums 
vom 1. September 1931 — abgedruckt im Verordnungsblatt 
S. 159 —) vollzogen bei einer Dauer von mehr als sechs Monaten 
an männlichen Jugendlichen aus dem gesamten ehemaligen 
Staatsgebiet in der Anstalt (Besserungsanstalt) Nikolsburg, an 
weiblichen Jugendlichen in einer besonderen Abteilung (Besse¬ 
rungsanstalt) des ehemaligen Kreis-, jetzigen Landgerichtsge¬ 
fängnisses Leitmeritz, bei einer Dauer von mehr als sechs 
Wochen, aber nicht mehr als sechs Monaten in besonderen Ab¬ 
teilungen einzelner Kreisgerichtsgefängnisse, bei einer Dauer bis 
zu sechs Wochen im allgemeinen in dem Gefängnis des Gerichtes, 
das die Strafe verhängt hatte. 

Im Sudetenland ist mithin keine Anstalt vorhanden, die 
bisher Verurteilte mit Kerkerstrafen von mehr als einem Jahre 
aufnahm. Diese Strafen wurden im früheren tschechoslowa¬ 
kischen Staatsgebiet an männlichen Verurteilten, sofern es sich 
um „erstmalig Bestrafte“ oder „besserungsfähige Rückfällige“ 
handelte, in den Strafanstalten Pilsen und Leopoldsdorf und in 
der „strafanstaltlichen Abteilung“ des Kreisgerichtsgefäng¬ 
nisses Ungvar und, sofern es sich um „nicht besserungsfähige 
Rückfällige“ handelte, in den Strafanstalten Karthaus und 
Illava vollzogen; zur Unterbringung weiblicher Verurteilter 
dienten die Strafanstalt Repzy und die „strafanstaltliche Ab¬ 
teilung“ des Kreisgerichtsgefängnisses Ungvar. Alle diese An¬ 
stalten liegen außerhalb der sudetendeutschen Gebiete. Ob die 
beiden im Sudetenland bestehenden Anstalten Mürau und Ni¬ 
kolsburg weiterhin ihre Sonderbestimmung—Mürau für kranke 
Strafgefangene, Nikolsburg für Jugendliche — behalten oder 
ob für sie eine andere Zuständigkeit bestimmt wird, ist noch 
nicht entschieden. 

Über die Regelung des Vollzugs in den im Sudetenland lie¬ 
genden Vollzugsanstalten sei hier folgendes gesagt. Für die 
Strafanstalt für kranke Gefangene in Mürau ist die für diese 
Anstalt vom Justizministerium erlassene Hausordnung vom 
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20. Juli 1932 maßgebend. Die Strafe wird dort in Gemein¬ 
schaftshaft verbüßt. Jedoch können Gefangene, die darum 
nachsuchen, oder die ihrer Umgebung gefährlich werden oder 
deren Krankheit oder persönliche Veranlagung ein Absonderung 
erforderlich machen, nach Gehör des Arztes abgesondert werden. 
Es bestehen vier Disziplinarklassen (Strafklasse, Eintrittsklasse, 
Klasse für Fortgeschrittene, Klasse für Verläßliche), nach 
denen die zulässigen Vergünstigungen abgestuft sind. Die Ver¬ 
günstigungen beziehen sich auf Häufigkeit im Verkehr mit der 
Außenwelt, Zellenausstattung (z. B. Blumen, Musikinstrumente, 
Aquarium, Vögel in Käfigen, Gegenstände aus dem eigenen 
Haushalt), Art der Haar- und Barttracht, Ankauf von Zusatz¬ 
nahrungs- und Genußmitteln, Zusendung von Lebensmitteln, 
Auswahl des Lesestoffs, Teilnahme an bildenden und unterhal¬ 
tenden Veranstaltungen, Tragen eigener Kleidungs- und Wäsche¬ 
stücke, Aufenthalt in einem gemeinsamen Eßraum, Arbeit unter 
freierer Aufsicht. Als Hausstrafen bestehen Verweis 
unter vier Augen oder vor anderen Gefangenen, Zuweisung 
einer schwereren oder weniger einträglichen Arbeit, Einschrän¬ 
kung oder zeitweise Entziehung von einzelnen Vergünstigungen, 
Kostbeschränkung auf Wasser und Brot, hartes Lager, Einzel¬ 
haft in einer Strafzelle, Versetzung in eine niedrigere Diszipli- 
narklasse oder in die Strafklasse. 

Der Vollzug in den Landgerichts- und in den Amtsgerichts¬ 
gefängnissen ist in der „Hausordnung für Gefangenenhäuser 
der Kreisgerichte“ und in der „Hausordnung für die Gefangenen¬ 
häuser der Bezirksgerichte“ geregelt. Aus den eingehenden 
Bestimmungen seien nur folgende angeführt. Männlichen Ge¬ 
fangenen, die zur Strafe des schweren Kerkers in der Dauer 
von mehr als sechs Monaten verurteilt sind, wird der Bart ab¬ 
genommen und das Haupthaar gekürzt. Den Gefangenen — mit 
Ausnahme der zur Strafe des schweren Kerkers Verurteilten — 
kann gestattet werden, sich der eigenen Leibwäsche und Klei¬ 
dung zu bedienen. Bei der Strafe des Arrestes ersten Grades 
kann Genehmigung zur Benutzung eigenen Bettzeugs erteilt 
werden. Die Gefangenen — ausgenommen die zu Arrest ersten 
Grades Verurteilten — sind verpflichtet, an Wochentagen min¬ 
destens acht Stunden zu arbeiten. Arrestgefangene dürfen 
wöchentlich, Kerkersträflinge monatlich einmal Briefe absenden 
und empfangen. In den gleichen Zeitabständen ist der Empfang 
von Besuchen zulässig. Als Hausstrafe bestehen auch Dunkel¬ 
zellen. 

Soweit in den Gerichtsgefängnissen Kerkerstrafe voll¬ 
streckt wird, besteht im allgemeinen in der praktischen Durch- 
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führung des Vollzugs kein Unterschied zwischen den beiden 
Graden der Kerkerstrafe. Es ist daher zweifelhaft, ob im Voll¬ 
züge die Kerkerstrafe oder auch nur die Strafe des schweren 
Kerkers schlechthin der Zuchthausstrafe gleichzustellen ist. 
Richtiger ist es vielleicht, zu sagen, daß Kerkerstrafen von mehr 
als einem Jahre im praktischen Vollzüge der Zuchthausstrafe, 
Kerkerstrafen bis zu einem Jahre der Gefängnisstrafe ent¬ 
sprechen. Der Vollzug des strengen Arrestes ist ebenfalls dem 
der Gefängnisstrafe gleichzuachten, während einfacher Arrest 
sich mehr der Haftstrafe anpaßt. 

Beim Vollzüge der Freiheitsstrafen ist übrigens Gemein¬ 
schaftshaft vorherrschend. Besonders auffallend ist die häufige 
Einrichtung von sog. Zweierzellen, d. h. Hafträumen, die für 
Unterbringung von zwei Gefangenen bestimmt und eingerichtet 
sind. Nach dem Gesetz vom 1. April 1872 betreffend die Voll¬ 
ziehung von Freiheitsstrafen in Einzelhaft werden in Strafan- 
anstalten und Gerichtsgefängnissen, deren Einrichtungen den 
Vollzug der Freiheitsstrafe in Einzelhaft gestatten, zeitige 
Kerkerstrafen und Arreststrafen, soweit die Räumlichkeiten 
ausreichen, in der Weise in Einzelhaft vollzogen, daß der Ge¬ 
fangene unausgesetzt von anderen Gefangenen gesondert ge¬ 
halten wird. Das Gesetz ist in seinem wesentlichen Inhalt ver¬ 
altet. Von den Anstalten, die im Sudetenland liegen, kamen für 
die Anwendung des Gesetzes in Frage die Gefängnisse in Brüx, 
Eger, Leitmeritz, Reichenberg und Troppau. 

Über den Vollzug der Strafe der Verschließung enthält das 
Gesetz vom 11. März 1931 über die Jugendstrafgerichtsbarkeit 
einige Bestimmungen. Die nähere Regelung findet sich in 
einem Erlaß vom 11. September 1931. In den Besserungsan¬ 
stalten, in denen die Strafe der Verschließung mit einer Dauer 
von mehr als sechs Monaten vollzogen wird, werden die Gefan¬ 
genen in drei Disziplinarklassen eingeteilt. Das Aufrücken in 
die höhere Klasse kann nach dem Markensystem geregelt 
werden. Es ist darauf zu achten, daß die Gefangenen unter 
Berücksichtigung ihres späteren Berufs nützlich beschäftigt 
werden und daß für ihre körperliche und geistige Erziehung 
gesorgt wird. Erfordert es das Wohl des Gefangenen selbst 
oder das seiner Mitgefangenen, so kann die Verschließung aus¬ 
nahmsweise mit Zustimmung des Anstaltsarztes zum Teil oder 
ganz in Einzelhaft vollzogen werden. Als Vorstände sowie Be¬ 
amte und sonstige Angestellte in Besserungsanstalten sind nur 
Personen zu bestellen, die sich für dieses Amt durch ihre Eigen¬ 
schaften, ihren Charakter und ihre Fachbildung besonders eig¬ 
nen. Für die fachliche Ausbildung ist durch zweckmäßig ein- 
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gerichtete Kurse Vorsorge zu treffen. Unter dem Personal der 
Anstalt soll sich ein erfahrener Pädagoge und ein Arzt, nach 
Möglichkeit mit psychiatrischer Bildung, befinden. Als Über¬ 
wachungsorgane bestanden ein Kommissär und ein Aufsichts¬ 
rat. Der Aufsichtsrat setzte sich aus dem Kommissär als Vor¬ 
sitzenden, einem Mitgliede der Staatsanwaltschaft und zwei Bei¬ 
sitzern zusammen. Die Bestellung erfolgte durch den Justiz¬ 
minister, der hinsichtlich der Ernennung der Beisitzer die zu¬ 
ständigen Zentralorganisationen für Jugendfürsorge zu hören 
hatte. Als Kommissär konnte nur ein Richter bestellt werden. 
Der Aufsichtsrat, der, wie es im Gesetz heißt, „durch Ratschlag 
bei der Verwaltung und Vervollkommnung der Anstalt behUf- 
lich zu sein und das Justizministerium auf die gewonnenen 
Erfahrungen aufmerksam zu machen hat“, hatte insbesondere 
die strengeren Hausstrafen zu verhängen. 

Nach dem Gesetz vom 11. März 1931 über die Jugend- 
gerichtsbarkeit kann das Gericht gegen einen Jugendlichen An¬ 
staltsfürsorgeerziehung anordnen. Die Aufsicht über die Er¬ 
ziehungsanstalten übte das Ministerium für soziale Fürsorge 
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern aus. In den 
Erziehungsanstalten können auch Verschließungsstrafen mit 
einer Dauer bis zu sechs Monaten vollzogen werden. Nach 
Möglichkeit hat dies insbesondere dann zu erfolgen, wenn der 
Verschließungsstrafe die Fürsorgeerziehung in einer Er¬ 
ziehungsanstalt folgen soll oder wenn sich der Jugendliche be¬ 
reits in einer Erziehungsanstalt befindet. Im Sudetenland — 
und zwar in Nordmähren — liegt die Erziehungsanstalt Grulich. 

Eine besondere Einrichtung, deren Vollzug auch der Justiz¬ 
verwaltung oblag, waren die durch das Gesetz vom 18. März 1921 
eingeführten Strafarbeitsabteilungen. Die Einreihung in eine 
solche Abteilung war unter gewissen Voraussetzungen bei der 
Verurteilung wegen eines Verbrechens oder Vergehens nach 
dem Gesetze vom 17. Oktober 1919 über die Bestrafung des 
Kriegswuchers neben der Strafe zu erkennen. Die Dauer betrug 
einen Monat bis ein Jahr. Die Strafarbeitsabteilungen waren 
zu gemeinnützigen Handarbeiten, z. B. zur Reinigung und Her¬ 
richtung von Gassen, zur Beförderung von Lasten, zu Flußregu- 
herungen, Eisenbahnbauten und dergl. zu verwenden. Sie haben 
praktisch so gut wie keine Rolle gespielt. 

Eine andere gegen Rechtsbrecher gerichtete Maßnahme, 
deren Vollzug allerdings nicht Sache der Justizverwaltung, son¬ 
dern der inneren Verwaltung ist, ist die Anhaltung in einer 
Zwangsarbeitsanstalt. Nach dem Gesetz vom 24. Mai 1885 (sog. 
Landstreichergesetz) kann das Gericht bei Landstreichern und 



265 


arbeitsscheuen, eigentumsgefährlichen Verbrechern auf Zuläs¬ 
sigkeit der Anhaltung in einer Zwangsarbeitsanstalt erkennen. 
Durch ein Gesetz vom 25. Juni 1929 wurden Zwangsarbeits¬ 
kolonien als eine besondere Art der Zwangsarbeitsanstalten ein¬ 
geführt. über die Anordnung der Unterbringung in einer 
solchen Anstalt oder einer solchen Kolonie entschied die Ver¬ 
waltungsbehörde (politische Behörde II. Instanz). In den 
sudetendeutschen Gebieten ist weder eine Zwangsarbeitsanstalt 
noch eine Zwangsarbeitskolonie vorhanden. 

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß nach dem 
bisher geltenden Recht — § 397 Satz 4 der Strafprozeßordnung 
vom 23. Mai 1873 — Vollstreckungsbehörde im Sudetenland das 
Gericht ist. Die Vollstreckung eines Urteils wird von dem Leiter 
des Gerichts, das in der Sache in erster Instanz erkannt hat, 
angeordnet. § 405 der Strafprozeßordnung sieht zwar vor, daß 
bei Verurteilungen, die wegen eines Verbrechens zu einer mehr 
als einjährigen Freiheitsstrafe erfolgen, der Staatsanwalt die 
Ablieferung des Verurteilten in die Strafanstalt veranlaßt. 
Diese Vorschrift wird aber in der Weise gehandhabt, daß auch 
in diesen Fällen die Vollzugsanweisung vom Gericht ergeht und 
der Staatsanwalt nur die Bestimmung darüber trifft, in welche 
Strafanstalt der Verurteilte einzuweisen ist. 

Die Entlassung 

aus der Sicherungsverwahrung 

von Ministerialrat Dr. Jur. Hans E i c h 1 e r, Berlin i) 

Immer mehr gewinnt die Erkenntnis an Boden, daß die 
Entscheidung über die Entlassung aus der Sicherungsverwah¬ 
rung eine der schwierigsten und verantwortungsvollsten der 
neuen deutschen Strafrechtspflege ist. 

Sie ist so besonders schwierig, weil das Gesetz dem Richter 
nur in höchst abstrakter und nicht einmal ganz unmißverständ¬ 
licher Fassung einen Anhalt dafür gibt, und weil sie in der 
weitaus überwiegenden Mehrzahl der Fälle die Vorhersage dar¬ 
über voraussetzt, ob ein dem Richter in der Regel völlig un¬ 
bekannter Mensch, der als gefährlicher Gewohnheitsverbrecher 
oder auch als Landesverräter zu seiner Unschädlichmachung in 
Sicherungsverwahrung gelangt ist und geraume Zeit nur in der 
künstlichen Welt der Gefangenschaft gelebt hat, nach seiner 
Entlassung in die Freiheit unter bestimmten Verhältnissen, in 

Nach einem im Rahmen der Strafrechtlichen Fortbildvmgsw’oche 
für Staatsanwälte imd Strafrichter in Jena am 26. September 1938 gehal¬ 
tenen Vortrage. 
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die er voraussichtlich einträte, den Anforderungen der Volks¬ 
gemeinschaft genügen würde. 

Und sie ist so besonders verantwortungsvoll, weil es um ein 
so hohes Gut wie die Sicherheit der Volksgemeinschaft geht, 
weil eine falsche Entlassungspraxis alles zunichte machen kann, 
was eine gesunde Anordnungspraxis angebahnt hat, weil auf der 
anderen Seite aber auch der Verwahrte nicht außerhalb des 
Rechts gestellt werden soll. 

Es ist bekannt, welch außerordentlich großen Wert die 
Reichsjustiz Verwaltung darauf legt, daß das Institut der Siche¬ 
rungsverwahrung in der Rechtspraxis die Wege geht, die dem 
Gesetz entsprechen. Die Sorge um die sachgemäße Behandlung 
der Entlassungsfrage spielt dabei eine besondere Rolle. Wenn 
nach dem Erlaß der bedeutsamen Allgemeinen Verfügung vom 
3. März 1938 über Strafsachen gegen gefährliche Gewohn¬ 
heitsverbrecher und nach dem Erscheinen der Gemeinschafts¬ 
arbeit über „Dringende Fragen der Sicherungsverwahrung“ das 
Thema „Sicherungsverwahrung“ auch auf den Arbeitsplan 
der Strafrechtlichen Fortbildungswoche für Staatsanwälte und 
Strafrichter in Jena gesetzt und der Entlassung aus der Siche¬ 
rungsverwahrung dabei ein besonderer Vortrag Vorbehalten 
worden ist, so zeigt das mit besonderer Deutlichkeit, wie ernst 
es der Reichsjustiz Verwaltung mit diesen Fragen ist. 

Ich halte es nicht für meine Aufgabe, das Rechtsgebiet der 
Entlassung aus der Sicherungsverwahrung einschließlich des 
Widerrufs der Entlassung in diesem Zusammenhang systematisch 
bis in alle Einzelheiten zu behandeln. Ich nehme das Einver¬ 
ständnis des Lesers damit an, daß ich so und so vieles als be¬ 
kannt voraussetze und nicht ausdrücklich erwähne. Anderes, 
was vielleicht ebenso geläufig ist wie das übergangene, werde 
ich um seiner besonderen Bedeutung willen trotzdem behandeln 
müssen. Im übrigen liegt mir aber daran, den Blick auch auf 
einiges weniger Beachtete und einiges Verkannte zu lenken. 

Es liegt nahe, sich zunächst einmal damit zu befassen, was 
sich in formal juristischer Hinsicht aus den Vorschriften des 
Strafgesetzbuchs über die Entlassung aus der Sicherungsver¬ 
wahrung gewinnen und nicht gewinnen läßt. Ich empfinde es mit 
Stolzenburg2) immer wieder als etwas störend, daß zwar 
in Absatz 1 des § 42 f der Grundsatz über die Dauer der Unter¬ 
bringung klar und unmißverständlich dahin lautet, daß die Un¬ 
terbringung so lange dauert, als ihr Zweck es erfordert, daß dann 

In Fr e i s 1 e r u. a., Dringende Fragen der Sicherungsverwahrung, 
Beiträge zur Rechtsemeuerung Heft 7, R. v. Decker’s Verlag, G. Schenck, 
Berlin 1938, S. 83 Anm. 1, 
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aber als Gegenstand der Entscheidung in der Entlassungsfrage 
die Frage der Erreichung des Zweckes der Unterbringung an¬ 
gegeben ist. Ob ein Zweck die Anwendung eines Mittels noch 
fordert, und ob ein Zweck erreicht ist, ist, genau genommen, 
nicht dasselbe. Denn der Zweck kann die weitere Anwendung 
des Mittels fordern, damit er erreicht bleibt. So ist es hier. 
Zweck der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung ist eine 
Unschädlichmachung bestimmter Art. Dieser Zweck ist erreicht, 
sobald und solange die Unterbringung vollzogen wird. Bei der 
Entscheidung über die Entlassung kommt es aber zweifellos 
darauf an, ob der Zweck der Unterbringung diese noch fordert, 
und das sollte lieber auch aus der Fassung hervorgehen. 

Lesen wir daraufhin den § 42 f Abs. 3 Satz 4, als ob er 
lautete: „Ergibt sich bei der Prüfung, daß der 
Zweck der Unterbringung diese nicht mehr 
fordert, so hat dasGericht die Entlassung 
des Untergebrachten anzuordnen“, so haben wir 
der Form dieser Vorschrift zu entnehmen, daß bei der Ent¬ 
scheidung über die Entlassung aus der Sicherungsverwahrung 
die Belange der Volksgemeinschaft denen des Verurteilten in 
besonderem Maße Vorgehen, daß der Verurteilte, nicht die 
Volksgemeinschaft, das Risiko des non liquet trägt. Die Anord¬ 
nung der Entlassung ist danach eben nur dann gerechtfertigt, 
wenn bejaht werden kann, daß die öffentliche Sicherheit die 
Unterbringung in der Sicherungsanstalt nicht mehr fordert. 
Bekanntlich hat sich für diese Rechtslage das Schlagwort: in 
dubio contra reum eingebürgert. Wenn aber diese Voraus¬ 
setzung vorliegt, so ist, wie aus dem Gesetz ebenso klar hervor¬ 
geht, die Entlassung zugleich geboten. Es geschieht also 
der Gerechtigkeit gegenüber dem Verwahrten insofern Genüge, 
als die Verwahrung nicht fortdauem darf, wenn erkannt ist, 
daß sie nicht mehr nötig ist. 

Daß das Gesetz damit rechnet, daß in der Praxis wirklich 
auch Fälle Vorkommen, wo bejaht werden kann, daß die öffent¬ 
liche Sicherheit die Unterbringung in der Sicherungsanstalt 
nicht mehr fordert, wird angesichts dieser Regelung der Ent¬ 
lassungsfrage nicht bestritten werden können. Eine grundsätz¬ 
liche Verneinung jeder Entlassungsmöglichkeit widerspricht 
dem Gesetz. 

Entschieden abzulehnen ist der Versuch, aus der Regelung 
der Fristen für die Prüfung der Entlassungsfrage und die Ent¬ 
scheidung über die Entlassung eine vom Gesetz gewollte 
Normaldauer der Unterbringung herauszulesen. Daß die drei- 
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jährige Frist sich immer von neuem wiederholen kann, geht 
aus dem Gesetz mit Sicherheit hervor. 

Das Urteil, das dahin geht, daß die öffentliche Sicherheit 
die Unterbringung in der Sicherungsanstalt nicht mehr fordert, 
ist sicherlich kein Tatsachenurteil. Als Urteil über die Zweck¬ 
notwendigkeit eines Mittels ist es eine Schätzung, ein Wert¬ 
urteil. Maßgebend ist daher das pflichtmäßige Ermessen des 
Richters über die Richtigkeit. Damit erledigen sich die Zweifel 
darüber, ob Gewißheit gefordert werden müsse, oder ob hohe 
Wahrscheinlichkeit genüge; dieser Gegensatz spielt nur beim 
Tatsachenurteil eine Rolle. 

Es gibt nun sicherlich Fälle, wo, ohne daß es einer Vorher¬ 
sage über das Verhalten des Verwahrten bedarf, mit einem 
starken Anspruch auf Richtigkeit bejaht werden kann, daß die 
öffentliche Sicherheit die Unterbringung in der Sicherungs¬ 
anstalt nicht mehr fordert. Nicht hierher gehören die Fälle des 
Absehens von der Vollstreckung der Sicherungsverwahrung bei 
Auslieferung und bei Reichsverweisung; in diesen Fällen ergeht 
gar keine Entscheidung in der Entlassungsfrage, sondern die 
Vollstreckungsbehörde entschließt sich selbständig. Dagegen 
möchte ich hierher Fälle rechnen, wo der Verwahrte auf Grund 
nachträglichen Urteils oder Gnadenakts eine lebenslange Zucht¬ 
hausstrafe oder in hohem Alter eine zeitige Freiheitsstrafe 
erhält, deren Ende er mutmaßlich nicht erlebt, oder wo der 
Verurteilte in unheilbare Geisteskrankheit mit der Notwendig¬ 
keit dauernder Heilanstaltsunterbringung verfällt. Solche Fälle 
werden selten sein. 

In allen übrigen Fällen setzt die Entscheidung der Frage, ob 
die öffentliche Sicherheit die Unterbringung noch fordert, die 
Beurteilung des Verwahrten mit dem Ziel einer Vorhersage über 
sein Verhalten für den Fall voraus, daß er aus der Sicherungs¬ 
verwahrung entlassen werden würde. Und da sich das Verhalten 
nicht im luftleeren Raum abspielt, ist mit der Vorhersage not¬ 
wendig auch eine Vorausschau der Umwelt, in die der Ver¬ 
wahrte eintreten würde, und die Beurteilung der Beziehungen 
dieser Umwelt zu seinem Verhalten verbunden. Wie schon ein¬ 
gangs gesagt, ist es die Notwendigkeit dieser Vorhersage, 
welche die Entscheidung über die Entlassung so überaus 
schwierig macht. Sie vor allem fordert vom Richter und vom 
Staatsanwalt die kriminologische Schulung und Einsicht, 
die in der neuen deutschen Strafrechtspflege überhaupt unent¬ 
behrlich und meiner Ansicht nach geradezu selbstverständlich 
ist, aber dessen ungeachtet noch nicht allzu häufig angetroffen 
wird. 
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Um der konkreten Beurteilung des Verwahrten zu ent¬ 
gehen, verfallen die Gerichte bisweilen auf den Ausweg, nach 
Gesichtspunkten zu suchen, welche die Vorhersage überhaupt 
entbehrlich zu machen scheinen, oder aber die Vorhersage aus 
allgemeinen Erfahrungstatsachen einfach zu erschließen. So 
wird z. B. argumentiert, daß der Verwahrte eine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit bilde, stehe der Entlassung nicht ent¬ 
gegen; die Entlassung sei ja immer nur bedingt, also rechne 
das Gesetz mit dem Rückfall, also der Auswirkung der erhalten 
gebliebenen Gefahr. Und dann wird unabhängig von der kon¬ 
kreten Persönlichkeit des Verwahrten auf Grund allgemeiner 
Erwägungen abgeschätzt, ob denn wohl die Sicherungsverwah¬ 
rung ihrer bisherigen Dauer nach ausreichend gewirkt habe, 
und ob das Damoklesschwert der Widerrufsmöglichkeit ab¬ 
schreckend wirken werde. 

Ich möchte nicht annehmen, daß solche Fälle häufig sind. 
Ich glaube, daß die Gerichte in den allermeisten Fällen mit 
heißem Bemühen nach der richtigen Vorhersage suchen. 
Worauf kommt es denn nun dabei an? Wenn der Verwahrte 
entlassen werden soll, muß nach pflichtmäßigem Ermessen be¬ 
jaht werden können, daß er sich nach der Entlassung so ver¬ 
halten wird, daß er die öffentliche Sicherheit nicht durch 
erneutes strafbares Handeln gefährdet. Der Verwahrte müßte 
sich also ganz wesentlich anders verhalten, wie er sich früher 
in der Freiheit verhalten hat. Nur von einem Verhalten ist die 
Rede. Darauf, daß der Verwahrte eine innere Wandlung im 
Sinne einer wirklichen sittlichen Umstellung durchgemacht 
haben müsse, sollte man nicht abstellen, da eine solche innere 
Wandlung bei einem Rechtsbrecher, der es bis zur Sicherungs¬ 
verwahrung gebracht hat, allzu unwahrscheinlich ist. Man muß 
schon zufrieden sein, wenn der Rechtsbrecher endlich verstän¬ 
dig genug geworden ist, sich der Ordnung der Volksgemein¬ 
schaft zu fügen. Wie soll es nun aber zu einer solchen anderen 
Einstellung kommen? Das kann auf Grund einer Entwicklung 
des leib-seelischen Organismus der Verwahrten geschehen, der 
störende Kräfte in den Hintergrund treten läßt, das kann aber 
auch äußeren Einflüssen zu verdanken sein, auf die der Ver¬ 
wahrte anspricht; es können auch beide Momente Zusammen¬ 
wirken. 

Bei der prognostisch günstigen Entwicklung des leib¬ 
seelischen Organismus denke ich vor allem an den Altersverfall 
und brauche dazu nichts weiter zu sagen. Sicherlich bieten die 
hier in Frage kommenden Fälle die geringsten Schwierigkeiten. 
Ich denke aber auch an die Nachreife, die in Fällen einer auf 
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Entwicklungshemmungen beruhenden Kriminalität einem lan¬ 
gen Sturm und Drang eine Beruhigung und ein Ausgeglichen¬ 
sein folgen läßt. Je weniger Rechtsbrecher künftig erst nach 
langer krimineller Laufbahn in die Sicherungsverwahrung ge¬ 
langen, je häufiger, wie zu fordern ist, der gefährliche Gewohn¬ 
heitsverbrecher schon frühzeitig erkannt und unschädlich ge¬ 
macht wird, desto mehr werden wir im Bestände unserer 
Sicherungsanstalten mit solchen Fällen der Nachreife zu 
rechnen haben. 

Was die äußeren Einflüsse anlangt, so kommt als ein mög¬ 
licherweise wirksames Erlebnis eigentlich nur die Sicherungs¬ 
verwahrung selbst als schmerzlicher Zusatz zur verbüßten Frei¬ 
heitsstrafe und vor allem in ihrer von der gewohnten Freiheits¬ 
strafe so stark abweichenden Eigenart, von unbestimmter 
Dauer zu sein, in Verbindung mit der Furcht vor dem Widerruf 
in Betracht. Damit, daß der willensstarke, aktive Berufs¬ 
verbrecher, der ja bekanntlich in unseren Sicherungsanstalten 
zahlenmäßig durchaus keine große Rolle spielt, auch durch 
dieses Erlebnis nicht umzustimmen ist, wird von vornherein 
gerechnet werden können. Wie steht es aber mit den anlage¬ 
mäßig Haltlosen, die überall und stets im Leben versagt haben 
und gewöhnlich schon in jungen Jahren der Kriminalität ver¬ 
fallen sind ? Sie bilden das Hauptkontingent unserer Sicherungs¬ 
anstalten. Webers), der selbst in der Vollzugsarbeit einer 
solchen Anstalt steht, hat sie in psychologisch ungemein feiner 
Weise geschildert. Er hat die Erfahrung gemacht, daß das Er¬ 
lebnis der Sicherungsverwahrung diese Leute denn doch stärker 
als das Straferlebnis zu packen pflegt, von Verwahrten solcher 
Art, die immer mehr einer gewissen Erstarrung verfallen, frei¬ 
lich abgesehen. Er weist aber mit Recht darauf hin, daß es bei 
solchen Haltlosen um die Nachhaltigkeit auch eindrucksvoller 
Erlebnisse sehr schlecht bestellt ist. Demgemäß sind sich die 
Praktiker des Vollzugs der Sicherungsverwahrung in der 
Warnung vor kurzfristiger Verwahrung und in der Forderung 
langer und längster Verwahrungsfristen mit gutem Grund einig. 
Es gilt hier den Tatsachen kühl ins Auge zu sehen, nicht die 
Nerven zu verlieren, nicht schwach zu werden; mit hunde- 
schnäuziger Gleichgültigkeit gegen das Schicksal der Verwahr¬ 
ten hat das nicht das Mindeste zu tun. Ich empfinde es schon 
als eine gewisse Schwäche, wenn bereits bei der Verurteilung 
oder später als Pflaster auf eine Ablehnung die Prüfungsfrist 
im vorhinein abgekürzt wird. 

**) Weber, Erfahrungen in der Sicherungsanstalt, Bl. f. Gefk. 
68. Bd., 6. Heft, S. 429 ff. (443, 446). 
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Was steht nun an Erkenntnismitteln zu Gebote, um zu 
erfassen, was es in den angegebenen Richtungen mit der Per¬ 
sönlichkeit des Verwahrten auf sich hat, um so die Grundlage 
einer Beurteilung zu schaffen, die je nach dem Befund Miß¬ 
trauen oder ein vorsichtig begrenztes Vertrauen zum Ausdruck 
bringt? Das, was sich am handgreiflichsten darbietet, das 
äußere Verhalten des Verwahrten in der Sicherungsanstalt, sein 
Fleiß, seine sonstige Führung, ist bekanntermaßen die schlech¬ 
teste Erkenntnisquelle. Gerade die sogenannte gute Führung 
besagt als solche schlechterdings nichts für ein späteres Ver¬ 
halten in der Freiheit, und überhaupt liegen die Dinge doch eben 
so, daß die Verhältnisse der Unfreiheit es dem Verurteilten gar 
nicht gestatten, sich in der Richtung zu bewähren, in der er 
früher versagt hat *). Trotzdem ist der Umgang mit dem Ver¬ 
wahrten und seine Beobachtung keineswegs unfruchtbar. Es 
gibt Momente des Verhaltens, meist auf dem Gebiet der sog. 
Imponderabilien liegend, wo sich der Verwahrte gibt, wie er ist, 
wo er sich verrät, wo er die Maske fallen läßt 5). In eingehenden 
Aussprachen geschulter Beamter mit den Verwahrten, wie sie 
gerade auch im Vollzüge der Sicherungsverwahrung stattfinden 
müssen, lassen sich bisweilen überraschende Tiefblicke tun. 
Sehr aufschlußreich scheint mir auch zu sein, in welchem Maße 
sich der Verwalirte entbehrungsfähig zeigt. Als sichere Grund¬ 
lage, welche die vorhandenen Möglichkeiten der Gefangenen 
auf zeigt und vor Irrtümern bewahrt, dient dieser unmittelbaren 
Beobachtung das Studium aller Phasen des Lebenslaufes des 
Verwahrten, vor allem natürlich seine Kriminalität und seines 
kriminellen Tempos, sowie die leiblich-seelische Bestandsauf¬ 
nahme. Allgemeine Regeln lassen sich im übrigen nicht geben «): 
Hauptsache bleibt die gewissermaßen liebevolle Versenkung in 
den Einzelfall, bis dieser lebendig vor einem steht. 

Ich brauche angesichts dieser Ausführungen kaum ein 
Wort darüber zu verlieren, in welch beträchtlichem Maße der 
Richter bei der Voraussage, auf der er seine Entscheidung in 
der Entlassungsfrage aufzubauen hat, auf die Vorarbeit und 
Mitarbeit anderer Stellen, vor allem der Sicherungsanstalt und 
des Kriminalbiologischen Dienstes, daneben aber auch der 
Staatsanwaltschaft und der Kriminalpolizei angewiesen ist. Der 

•*) So mit Recht Schiefer, Der Verwahrungsvollzug in der Siche¬ 
rangsanstalt Waldheim, Bl. f. Gefk. 68. Bd., 6. Heft, S. 462. 

®) Vgl. Weber a. a. O. S. 441. 

®) Ich unterlasse es, in diesem Zusammenhang auf das — richtig 
verwendet — sicherlich bedeutungsvolle sog. Schiedtsche Punktverfahren 
einzugehen (S c h i e d t, Ein Beitrag zum Problem der Rückfallsprognose, 
München 1936). 
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Richter wird daher den Rat dieser Bundesgenossen, vor allem 
aber den der Vollzugsanstalt, nicht gering schätzen und nicht 
ohne Not übergehen. Zugleich ist es aber nicht nur das gute 
Recht, sondern auch die Pflicht des Richters, darauf zu be¬ 
stehen, daß die Stellungnahme erschöpfend und wohlbegrün¬ 
det ist. 

Ernstlicher Erwägung bedarf, wie ich in diesem Zu¬ 
sammenhang nur streifen will, ob und wie der Vollzug der 
Sicherungsverwahrung im Rahmen ihres Zweckes so gestaltet 
werden kann, daß die Beurteilung des Verwahrten erleichtert 
wird 7). 

Ich erwähnte bereits, daß eine Vorhersage über das Ver¬ 
halten des Verwahrten nach einer Entlassung nur im Zusam¬ 
menhang mit einer Vorausschau der Umwelt, in die er eintreten 
würde, sinnvoll ist. Es ist selbstverständlich, daß die Umwelt¬ 
verhältnisse den Verurteilten nicht gefährden dürfen. Wird die 
Entlassung erwogen, so sind als Mindesterfordemisse die vor¬ 
herige Sicherstellung ehrlicher Arbeit und eines nicht irgend¬ 
wie anrüchigen Unterkommens aufzustellen. Neben anderen 
Gründen fordert gerade die Frage der Umweltgestaltung, daß 
bei Planung der Entlassung das Verfahren nicht überstürzt, 
sondern eine reichliche Anlaufzeit gelassen wird. 

Die knappe Vorschrift des § 42 h Abs. 1 Satz 2 StGB., die 
dahin geht, daß das Gericht dem Untergebrachten bei der Ent¬ 
lassung besondere Pflichten auferlegen und solche Anordnungen 
auch nachträglich treffen oder ändern kann, stellt dem Gericht 
eine Fülle von Möglichkeiten zur Verfügung, von denen es nach 
pflichtmäßigem Ermessen sinnvollen Gebrauch zu machen hat. 
Ich glaube nicht, daß man die Ermächtigung zu derartigen Auf¬ 
lagen dahin aufzufassen hat, daß sie für Fälle gilt, in denen das 
Gericht die Überzeugung hat, daß auch ohne die Auflagen die 
öffentliche Sicherheit die Unterbringung nicht mehr fordert; die 
Auflagen würden dann bloße Kautelen für den Fall sein, daß 
sich das Gericht geirrt haben sollte. Richtigerweise wird man 
die Ermächtigung zu Auflagen in engsten Sinnzusammenhang 
mit der Entlassungsanordnung selbst zu bringen haben. Es ist 
dann so, daß nur unter der Voraussetzung und selbstverständ¬ 
lich in der nach pflichtmäßigem Ermessen begründeten Erwar¬ 
tung, daß der Verurteilte die ihm auf erlegten besonderen 
Pflichten erfüllt, das Gericht die Frage bejaht, ob die öffentliche 
Sicherheit die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 
nicht mehr fordert. Die Auflagen sind also nicht als bloßes 

'^) Vgl. J u n g und E i c h 1 e r in: Dringende Fragen der Sicherungs¬ 
verwahrung S. 95 ff. und 98 ff. 
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Anhängsel der Entlassungsanordnung, sondern als eine bedeut¬ 
same Einrichtung anzusehen, die es gestattet, zwischen dem 
harten Entweder — oder der Anordnung oder der Ablehnung 
der Entlassung zu vermitteln und dem Einzelfall besser gerecht 
zu werden. Wenn ich diese Ansicht vertrete, muß ich aber so¬ 
fort ein mögliches Mißverständnis abwehren. Die Auflagen 
bedeuten eine künstliche Vermehrung der Umweltanforderun¬ 
gen, die an den Entlassenen herantreten. Das will besagen, daß 
mit diesem Mittel nur bei Leuten gearbeitet werden kann, bei 
denen man nach pflichtmäßigem Ermessen den, sei es aus innerer 
Überzeugung gewonnenen, sei es von Zweckmäßigkeitsgründen 
bestimmten, guten Willen voraussetzt, sich den Umweltanfor¬ 
derungen zu fügen. Die Auflagen sind also beileibe kein Ersatz 
für diesen guten Willen. Sie sind recht eigentlich gemünzt auf 
den Gutwilligen, der schwachen Willens ist, der einer besonderen 
Stütze, eines besonderen Schutzes gegen seine Haltlosigkeit und 
Verführbarkeit bedarf, der aber bei straffer Zügelführung auch 
außerhalb der Sicherungsverwahrung unter Umständen 
keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit bedeutet. Erkennt 
man diese Tragweite der Auflagen, so wird man einerseits nicht 
mehr von ihnen erwarten, als sie leisten können, auf der anderen 
Seite aber auch sich ohne weiteres darüber klar werden, daß 
es nicht damit getan ist, irgendeinem Katalog für auflegbar ge¬ 
haltener besonderer Pflichten mehr oder weniger willkürlich die 
eine oder die andere Auflage zu entnehmen. Sinnvoll ist eine 
Auflage vielmehr nur dann, wenn sie auf den konkreten Fall 
genau zugeschnitten ist, seiner Eigenart entspricht, in Anwen¬ 
dung auf ihn zweckmäßig und wirkungsvoll und nicht als Über¬ 
maß erscheint, wenn sie einen konkreten, zweifelsfreien und 
durchführbaren Inhalt hat, wenn ihre Erfüllung oder Nicht¬ 
erfüllung sich überwachen läßt, und wenn schließlich ihre 
Durchführung, soweit etwa mit Kosten verbunden, finanziell 
sichergestellt ist. Selbstverständliches zur Auflage machen, eine 
Auflage ganz allgemein halten, sich um ihre Durchführbarkeit 
und überwachbarkeit nicht kümmern, dem Betroffenen in 
wesentlichen Punkten freie Wahl in der Art und Weise der Er¬ 
füllung lassen, das ist alles vom übel. Unter den Auflagen, die 
dem Wesen der Sache entsprechend zu Gebote stehen, nimmt 
die Auflage zum Eintritt in eine mehr oder weniger offene oder 
geschlossene Heimstätte irgendwelcher Art eine besondere 
Stellung ein. Sie kann einmal in Frage kommen für Leute, die 
der Vollfreiheit dauernd unfähig sind, andererseits aber doch 
auch nicht mehr der Unterbringung gerade in Sicherungs¬ 
verwahrung bedürfen; es handelt sich hier um die Unterbrin- 
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gung in einem Altersheim oder einem Pflegeheim. Zweitens 
kann sich aber die Auflage als eine Übergangsmaßnahme auf 
dem Wege zu einer allerdings vielleicht noch durch Auflagen 
anderer Art eingeschränkten Vollfreiheit darstellen. Für beide 
Fälle ist im Anschluß an das vorhin Gesagte und im Hinblick 
auf besonders krasse Fehlgriffe, die in dieser Beziehung vor¬ 
gekommen sind, zu betonen, daß für die Bestimmung des Heims 
das Gericht verantwortlich ist. Es wird dabei beachten müssen, 
daß die Anhäufung wurzelloser Elemente in ein und demselben 
Heim recht bedenklich ist. Zur Kostenfrage, die immer wieder 
erhebliche Schwierigkeiten macht und anderen Behörden als 
den Gerichten hinterher endlose Schreibereien verursacht, ist 
folgendes zu sagen: Zur Finanzierung des Heimaufenthaltes ist 
die Reichsjustiz Verwaltung rechtlich nicht verpflichtet. Es 
handelt sich bei den Kosten, die insoweit entstehen, nicht etwa 
um Kosten des Vollzugs der mit Freiheitsentziehung verbun¬ 
denen sichernden Maßregeln. Die Vollstreckung der Sicherungs¬ 
verwahrungsanordnung wird ja gerade ausgesetzt. Grundsätz¬ 
lich hat der Betroffene selbst die Auflage zu finanzieren. In der 
Regel reichen freilich dazu seine Mittel nicht aus. Der Fall 
braucht nun aber keineswegs so zu liegen, daß eine fürsorge¬ 
rechtliche Hilfsbedürftigkeit, geschweige denn eine fürsorge¬ 
rechtliche Anstaltspflegebedürftigkeit anzuerkennen ist. Man 
soll sich also dann nicht darüber wundem, wenn sich die Be¬ 
hörden der Wohlfahrtspflege weigern, die Erfüllung der Auflage 
durch Übernahme der Kosten des Heimaufenthalts zu finan¬ 
zieren. Bisweilen erklärt sich ein Landesverband des Reichs¬ 
verbands für Straffälligenbetreuung und Ermittelungshilfe zur 
Übernahme der Kosten, wenigstens für gewisse Zeit bereit. Ist 
aber auch das nicht der Fall, dann steht die Justiz vor der Wahl, 
entweder die Erfüllung der Auflage, an der sie Interesse hat, 
selbst zu finanzieren oder von der Auflage und infolgedessen 
dann doch wohl eben auch von der Entlassung abzusehen. Auf 
jeden Fall muß die Frage :„Wer bezahlt?“ bereits vor der An¬ 
ordnung der Entlassung klar beantwortet sein. Ich bin mir voll¬ 
kommen darüber klar, daß ich damit ein Gebiet berühre, das 
dem Gerichtsjuristen nicht zu liegen pflegt, das aber gerade hier 
auch dem Gerichtsjuristen gegenüber sein Recht verlangt. Ob 
und wie in der sehr heiklen Frage der Kostentragung für die 
Auflagen Wandel geschaffen werden kann, läßt sich in diesem 
Zusammenhang nicht näher ausführen. Auf sonstige besondere 
Pflichten, die auferlegt werden können, will ich nicht näher ein- 
gehen. Eine ganze Anzahl solcher Auflagen, die er in den von 
ihm durchgearbeiteten Entlassungsbeschlüssen gefunden hat. 
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sind von Stolzenburg8)in seiner Arbeit über die Entlassung 
aus der Sicherungsverwahrung zusammengestellt. Wenn Sie die 
Auflagen lesen und sich der Anforderungen erinnern, die ich 
an solche Auflagen gestellt habe, werden Sie eine ganz erhebliche 
Diskrepanz finden. Gewundert habe ich mich vor allen Dingen 
über Auflagen, die auf Beschaffung von Arbeit gehen; wie in 
anderem Zusammenhang behandelt, muß der Arbeitsplatz 
natürlich vor der Anordnung der Entlassung sichergestellt sein. 
Erwähnen will ich in diesem Zusammenhang noch, daß 
neuestens Mayr, der über große Erfahrung im Vollzüge der 
Sicherungsverwahrung und der Behandlung der Entlassungs¬ 
frage verfügt, in einem Aufsatz, der in den Monatsblättem für 
Straffälligenbetreuung und Ermittelungshilfe abgedruckt ist»), 
besonders empfiehlt, den Entlassenen an den ausgewählten 
Arbeitsplatz durch die Auflage zu binden, ihn nicht ohne 
Erlaubnis einer geeigneten örtlichen Stelle, die natürlich ent¬ 
sprechend zu unterrichten ist, zu verlassen; er hat die Beobach¬ 
tung gemacht, daß die aus der Sicherungsverwahrung Ent¬ 
lassenen die Neigung haben, den Arbeitsplatz ohne ausreichen¬ 
den Grund zu wechseln und damit einen Unsicherheitsfaktor in 
ihr Leben hineinzutragen. Im übrigen ist sicherlich gerade in 
der Frage der Auferlegung besonderer Pflichten eine Zusam¬ 
menarbeit mit der Kriminalpolizei des Entlassungszieles beson¬ 
ders wertvoll. 

Mit der Anordnung der Entlassung ist die Aufgabe des 
Gerichts keineswegs erfüllt. Wenn es, wie bereits erwähnt, noch 
nachträglich besondere Pflichten auferlegen und besondere 
Pflichten, die es bei der Entlassung oder nachträglich auferlegt 
hat, ändern kann, und vor allem, wenn es die Entlassung zu 
widerrufen hat, sofern der Entlassene durch sein Verhalten in 
der Freiheit zeigt, daß der Zweck der Sicherungsverwahrungs¬ 
anordnung seine erneute Unterbringung fordert, so ergibt sich 
daraus zugleich seine Pflicht, die Lebensführung des Ent¬ 
lassenen zu überwachen oder unter seiner Verantwortung von 
einer anderen Stelle überwachen zu lassen. Es hängt viel davon 
ab, daß es das Gericht mit der Erfüllung dieser Pflicht recht 
ernst nimmt und in der Gestaltung der Auflagen wendig der 
jeweiligen Lage gemäß handelt. Der Entlassene darf nicht das 
Gefühl verlieren, daß er straff am Zügel geführt wird; es wäre 
bedenklich, wenn das Gefühl der Vollfreiheit in ihm aufkäme. 

*) Dringende Fragen der Sicherungsverwahrung S. 91 ff. (93). 

*) Mayr, Die Wiedereingliederung von Sicherungsverwahrten in die 
Volksgemeinschaft, Mon.-Bl. f. Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe 
13. Jg., Heft 10 (Juli 1938), S. 142. 
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Das Widerrufsrecht muß entschlossen gehandhabt werden. 
Schon kleinere Verstöße gegen die auf erlegten Pflichten können 
ein Anzeichen dafür sein, daß sich der Entlassene, wie man zu 
sagen pflegt, wieder auf die schlechte Seite legt. Da heißt es 
zupacken, ehe es erst wieder zur Straftat kommt. Eine solche 
entschlossene Handhabung des Widerrufsrechts trägt auch 
generalpräventiv entscheidend dazu bei, die Hemmungen auf¬ 
rechtzuerhalten, welche die Verwahrung gesetzt hat, und das 
bedenkliche Gefühl der Vollfreiheit, von dem ich schon sprach, 
hintanzuhalten. An jedem Fall, der einen Widerruf nötig macht, 
wird das Gericht lernen; jeder solcher Fall wird zu noch vor¬ 
sichtigerer Auslese bei der Entlassung mahnen. 

Daß bei einer Freiheitsentziehung wie der Sicherungs¬ 
verwahrung, deren Dauer im Gegensatz zur zeitigen Freiheits¬ 
strafe nicht im vorhinein bestimmt ist, der aber zugleich ab¬ 
weichend von der Freiheitsstrafe außerhalb des Gnadenweges 
grundsätzlich zu jeder Zeit ein Ende gesetzt werden kann, der 
Freiheitsdrang in weit stärkerem Maße als im Strafvollzüge in 
Entlassungsgesuchen der Betroffenen selbst und ihrer An¬ 
gehörigen zum Ausdruck kommen würde, war von vornherein 
anzunehmen. Die Erfahrungen, die dann gemacht wurden, 
haben aber die Erwartungen doch wohl noch übertroffen. Zum 
Anschwellen der Flut dieser Gesuche hat dann noch beigetragen, 
daß die Verwahrten aus der Fassung der Vorschriften über den 
Zeitpunkt der Prüfung der Entlassungsfrage den Honig der 
Hoffnung saugten, es sei in Wirklichkeit bei der Sicherungs¬ 
verwahrung gar nicht auf eine so sehr langfristige oder gar 
lebenslange Unterbringung abgesehen. Zu welcher Belastung 
oder vielleicht besser Belästigung der Gerichte, der Staats¬ 
anwaltschaften und vor allem der Sicherungsanstalten diese 
Gesuche geführt haben, brauche ich nicht zu schildern. Zur 
Abhilfe scheint man einen Gesetzesantrag für nötig zu 
halten. Im Wege von Vollzugsmaßnahmen solche Gesuche 
einzuschränken, wie auch vorgeschlagen wird, halte ich 
für recht bedenklich. Ich selbst habe den Eindruck, daß 
man sich die Sache unnötig schwer macht, indem man 
einer anscheinend einhelligen Rechtsmeinung folgt, die ich 
für irrig halte. Man sagtio), in dem Antrag des Sicherungs¬ 
verwahrten auf Entlassung liege die Geltendmachung der 
Unzulässigkeit weiterer Vollstreckung der Maßregel; über 

Schäfer-Wagner-Schafheutle, Gesetz gegen g^efähr- 
liche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und 
Besserung, Verlag Franz Vahlen, Berlin 1938, S. 136 (Anm. 6 zu § 42 f 
StGB.); Wurmstich in: Dringende Fragen der Sicherungsverwahrung 
S. 69; Stolzenburg ebenda S. 84. 
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diese Einwendung gegen die Zulässigkeit der Vollstreckung 
müsse nach den §§ 463 a, 458 StPO, das Vollstreckungsgericht 
entscheiden. Dabei werden zwei Dinge miteinander vermengt, 
die gar nichts miteinander zu tun haben. Mit dem Gesuch wird 
eine Entscheidung auf Entlassung begehrt. Die Entscheidung 
auf Entlassung ist aber beileibe nicht Feststellung einer in¬ 
zwischen eingetretenen Unzulässigkeit der Vollstreckung; die 
Vollstreckung ist vielmehr ohne jeden Zweifel so lange zulässig, 
bis die Entlassung bindend angeordnet ist. Man hat sich also 
ausschließlich an § 42 f StGB, zu halten. Dort ist von einer 
Pflicht des Gerichts zur Entscheidung über die Ent¬ 
lassungsfrage jeweils vor dem Ablauf der bestimmten Frist und 
von einer Ermächtigung des Gerichts zu jederzeitiger 
Prüfung der Entlassungsfrage die Rede. Der Antrag des 
Verwahrten hat sonach für die Fälle der pflichtmäßigen Ent¬ 
scheidung nur die Bedeutung, daß der Verwahrte seine Auf¬ 
fassung über die Notwendigkeit weiterer Verwahrung dem Ge¬ 
richt gegenüber zur Geltung bringt. In den übrigen, für uns 
hier wesentlich wichtigeren Fällen hat er darüber hinaus die 
formelle Bedeutung, daß er das Vollstreckungsgericht dazu an¬ 
zuregen versucht, von seiner Ermächtigung zu jederzeitiger 
Prüfung der Entlassungsfrage jetzt Gebrauch zu machen. Wie 
sich das Gericht zu der Anregung stellt, ist Sache seines pflicht¬ 
mäßigen Ermessens, es wird also, und darauf kommt es hier 
entscheidend an, durch den „Antrag“ keineswegs rechtlich ge¬ 
nötigt, auch nur in eine Prüfung der Entlassungsfrage einzu¬ 
treten, geschweige denn über die Entlassungsfrage sachlich zu 
entscheiden. Wenn sich die Gerichte über diese Rechtslage klar 
werden, werden sie sich sicherlich hüten, unnötigerweise 
in eine Prüfung der Entlassungsfrage einzutreten, bloß weil es 
der Verwahrte so will. Diese Zurückhaltung wird dem Institut 
der Sichenmgsverwahrung nach jeder Richtung hin zugutc- 
kommen. Der ablehnende Bescheid würde dann dahin zu gehen 
haben, daß es abgelehnt werde, gegenwärtig in eine Prüfung 
der Entlassungsfrage einzutreten, da kein ausreichender Anlaß 
dazu bestehe. Gehör der Staatsanwaltschaft vor der Ablehnung 
würde meines Erachtens nicht rechtlich geboten, in Zweifels¬ 
fällen jedoch zweckmäßig sein. Die Sicherungsanstalten werden 
angehalten werden können, in der bezeichneten Richtung in 
einem Begleitbericht stichwortartig Stellung zu nehmen; ihnen 
bleibt, wenn man meiner Auffassung folgt, ja auch sehr viel 
überflüssige Arbeit erspart. Ergänzend bemerke ich, daß der 
die Prüfung der Entlassungsfrage ablehnende Bescheid mangels 
einer Entscheidung in der Sache selbst nicht die in § 42 f Abs. 5 
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StGB, vorgesehene Wirkung haben kann, daß der Lauf der 
Prüfungsfrist mit ihm von neuem beginnt. 

Ich möchte an dieser Stelle nicht an der Frage vorüber¬ 
gehen, ob de lege ferenda denn überhaupt dem Rich¬ 
ter die Entscheidung über die Entlassung aus der Sicherungs¬ 
verwahrung und über den Widerruf der Entlassung Vorbehalten 
bleiben solle. Es ist für mich selbstverständlich, daß diese Frage 
keine Prestigefrage, sondern eine Sache kühler rechtspolitischer 
Erörterung ist. 

Ich bin früher davon ausgegangen, daß eine gerichtliche 
Entscheidung hier nicht entbehrt werden könne. In einem Auf¬ 
satz, der in der Sondernummer des Deutschen Strafrechts zum 
Internationalen Strafrechts- und Gefängniskongreß in Berlin 
veröffentlicht ist, habe ich dazu folgendes ausgeführt n): „Diese 
Maßregeln, d. h. die Maßregeln der Sicherung und Besserung, 
sind immer nur Mittel zum Zweck. Die Anordnung, die auf eine 
solche Maßregel lautet, rechtfertigt sie nicht schlechthin, 
sondern nur rebus sic stantibus. Die Nachprüfung, die sich hier¬ 
aus in verschiedener Hinsicht als notwendig erweist, läßt sich 
folgerichtigerweise nur einer Instanz übertragen, die derjenigen 
gleichgeartet ist, welche die ursprüngliche Anordnung getroffen 
hat. Diese Entscheidungen werden also dem Gericht Vorbehalten 
bleiben müssen.“ Später habe ich mich davon überzeugt, daß 
mein Schluß nicht zwingend ist. Es läßt sich durchaus auch 
denken, daß der Richterspruch, mit dem die Sicherungsverwah¬ 
rung angeordnet wird, mit der Maßgabe gegen den Verurteilten 
wirkt, daß über die Fortsetzung der eingeleiteten Vollstreckung 
^e andere Stelle als das Gericht entscheidet. Dem entspricht 
ja in der geltenden Regelung, daß die Entscheidung über die 
Entlassung die Anordnung der Sicherungsverwahrung gar nicht 
berührt, daß diese vielmehr bis zur Verjährung wirksam bleibt. 
Vom Standpunkt der Staatssicherheit besteht zweifellos kein 
Anlaß, grundsätzlich die eine oder die andere Regelung 
vorzuziehen. Der Staat kann sich darauf verlassen, daß die 
Stelle, die er damit betraut, über die Entlassung aus der 
Sicherungsverwahrung und über den Widerruf der Entlassung 
zu entscheiden, mag es ein Gericht oder eine andere Stelle sein, 
nach bestem Wissen und Können darauf bedacht ist, die sicher- 
heitlichen Belange der Volksgemeinschaft zu wahren. Dagegen 
ist für den Verurteilten natürlich der Richterspruch, der auf 
eine Verwahrung von unbestimmter Dauer lautet und einer 
späteren richterlichen Nachprüfung hinsichtlich der Notwendig¬ 
keit, die Vollstreckung fortzusetzen, nicht unterliegt, von 


Deutsches Strafrecht 1935, Heft 8/9, S. 359. 
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wesentlich größerer Tragweite als die Anordnung der Siche¬ 
rungsverwahrung des geltenden Rechts. Es handelt sich für 
den Verurteilten darum, sein Interesse daran geschützt zu 
wissen, daß er nicht länger verwahrt bleibt, als die öffentliche 
Sicherheit es fordert, und nicht erneut verwahrt wird, wenn die 
öffentliche Sicherheit es nicht fordert. Es fragt sich, ob es ein 
Gebot der Gerechtigkeit ist, dieses Interesse durch Gewährung 
einer richterlichen Entscheidung zu schützen. Man wird diese 
Frage mit gutem Grunde verneinen können. Wer es dahin 
gebracht hat, daß er durch Richterspruch als gefährlicher Ge¬ 
wohnheitsverbrecher hat abgestempelt und zur Sicherungs¬ 
verwahrung hat verurteilt werden müssen, der muß es sich, 
wenn gewichtige Gründe gegen die Einschaltung des Richters 
sprechen, gefallen lassen, in der Frage der Notwendigkeit, die 
Verwahrung fortzusetzen, als minderen Rechts behandelt zu 
werden. 

Solche gewichtigen Gründe gibt es nun in der Tat. Selbst 
wenn die Entscheidung wie im geltenden Recht dem Gericht 
erster Instanz in der Besetzung außerhalb der Hauptverhand¬ 
lung anvertraut ist, fehlt dem Gericht in der Regel die unmittel¬ 
bare Kenntnis der Persönlichkeit des Verwahrten und damit die 
eigentlich unentbehrliche Grundlage zu seiner Beurteilung. 
Diesem Mangel könnte auch die Heranziehung des Verwahrten 
zu einer Verhandlung nicht abhelfen, da sie nur ein nicht maß¬ 
gebliches Augenblicksbild liefern würde. Bei Entscheidungen 
von solcher Eigenart ausschließlich auf andere Stellen an¬ 
gewiesen zu sein, ist nicht nur überhaupt, sondern vor allem 
auch für das Gericht selbst überaus unbefriedigend, und es 
rührt wohl mit daher, daß die Neigung besteht, die erforderliche 
Vorhersage über das künftige Verhalten des Verurteilten 
weniger auf dessen konkretes Sosein, sondern auf Schlüsse zu 
stützen, die aus allgemeinen Erfahrungstatsachen gezogen 
werden. Als überaus bedenklich hat sich bei der gegenwärtigen 
Regelung herausgestellt, daß bei der Entscheidung über die 
Entlassungsfrage so viele Gerichte beteiligt sind, und daß diese 
Zersplitterung die Sicherheit durch Übung erworbener Sachkunde 
schwer aufkommen läßt; beide Umstände führen gemeinsam 
eine außerordentliche Uneinheitlichkeit der Rechtsprechung in 
der Entlassungsfrage herbei, die ungerecht wirkt und eine Ge¬ 
fahr für die Ordnung und Sicherheit in den Sicherungsanstalten 
bildet. Ferner habe ich den bestimmten Eindruck, daß die be¬ 
trächtlichen Anforderungen, die an die Milieugestaltung durch 
Auferlegung besonderer Pflichten gestellt werden müssen, weit 
über dasjenige hinausgehen, was man einem Gericht zumuten 
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kann, weil es dabei neben der Entscheidungstätigkeit einer 
ganzen Fülle von reinen Zweckmäßigkeitserwägungen bestimm¬ 
ter Maßnahmen bedarf, die einem Gericht nicht liegen und nie 
liegen werden. Immer mehr wird sich ein Einvernehmen der 
Vollzugsbehörde mit der über die Entlassung entscheidenden 
Stelle über Maßnahmen des Vollzuges der Sicherungsverwah¬ 
rung nötig machen, die mit der Entlassungsfrage Zusammen¬ 
hängen ; ein Gericht scheint mir da nicht recht am Platze, da es 
sicherlich seiner Struktur nach vermeiden muß, sich auf eine 
bestimmte spätere Entscheidung irgendwie festzulegen. Schließ¬ 
lich habe ich erhebliche Zweifel daran, daß ein Gericht die Über¬ 
wachung der Lebensführung des Entlassenen so wird leiten 
können, wie es unbedingt erforderlich ist, und daß es die Be¬ 
weglichkeit aufbringen wird, deren es zu raschem Zupacken mit 
dem Widerruf der Entlassung bedarf. 

Gewisse Vorschläge, die durch diese weitgehend anerkann¬ 
ten Bedenken veranlaßt sind, aber am Gericht als entscheiden¬ 
der Instanz festhalten wollen, suchen die Zahl der beteiligten 
Gerichte zu beschränken und so wenigstens eine größere Ge¬ 
währ für die Einheitlichkeit der Entlassungs- und Widerrufs¬ 
rechtsprechung zu geben. Sie können nicht befriedigen, weil 
eben die sonstigen Bedenken bestehen bleiben. Weit über diese 
Vorschläge hinaus geht der E x n e r sehe Vorschlag, die Ent¬ 
scheidung, sei es mit oder sei es ohne die Heranziehung sachver¬ 
ständiger Laienrichter, einem Vollstreckungsrichter zu 
übertragen, der beim Landgericht oder beim Amtsgericht des 
Bezirkes zu bestellen wäre, in dem die Sicherungsanstalt liegt. 
Elxner hat diesen Vorschlag unter anderem in einem schönen 
Aufsatze begründet, der im Sonderheft der Zeitschrift für die 
gesamte Strafrechtswissenschaft für den Internationalen Straf¬ 
rechts- und Gefängniskongreß in Berlin veröffentlicht ist 12 ), und 
es läßt sich nicht bestreiten, daß der Vorschlag einer ganzen 
Reihe von Bedenken den Boden entzieht, die gegen die Ent¬ 
scheidung über die Entlassung sowie über den Widerruf der 
Entlassung durch Richterspruch erhoben worden sind. Wenn 
ich diesen Vorschlag, der eine gewisse Parallele in der freilich 
nicht als Gericht konstruierten, aber gerichtlicher Kontrolle 
unterstehenden sogenannten Strafvollzugsbehörde hat, die im 
Recht des vormals österreichischen Arbeitshauses eine Rolle 
spielt, trotz seiner unleugbaren Vorzüge nicht beitreten zu sollen 
glaube, so liegt das daran, daß ich mich des Eindrucks nicht 

^2) Exner, Die Entscheidung über die Entlassung aus der 
Sicherungsverwahrung, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen¬ 
schaft 66. Bd. (1936), 2. und 3. Heft, S. 236 flf. - - - - 
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erwehren kann, es werde hier eine Einrichtung geschaffen, die 
eigentlich nur um des von E x n e r freilich nicht betonten Prin¬ 
zips willen als richterliche Instanz konstruiert ist. Zugleich 
scheint mir bei einer solchen Einrichtung eine Entwicklung 
nahezuliegen, die wie beim italienischen Überwachungsrichter in 
der Richtung einer Einmischung in den Vollzug der Strafen und 
Maßregeln geht; da ich die überlieferte Eigenständigkeit des 
deutschen Strafvollzugs für wertvoll und notwendig halte, 
möchte ich die Gefahr einer solchen Entwicklung von vornherein 
vermeiden. 

So scheinen mir denn überwiegende Gründe dafür zu 
sprechen, im kommenden Recht die Entscheidung über die Ent¬ 
lassung aus der Sicherungsverwahrung und über den Widerruf 
der Entlassung nicht irgendeinem Gericht, sondern einer anderen 
behördlichen Stelle zu übertragen. Als solche empfiehlt S e e 1 i g 
neuestens in seinem aufschlußreichen Buche über das vormals 
österreichische Arbeitshaus is) die bereits kurz erwähnte Straf¬ 
vollzugsbehörde, eine beschließende Kommission, die sich aus 
dem Präsidenten des Gerichtshofs erster Instanz, in dessen 
Sprengel die Vollzugsanstalt liegt, dem Leiter der Staatsanwalt¬ 
schaft bei diesem Gerichtshof und dem Leiter der Vollzugsanstalt 
zusammensetzt und sich nach seinen Ausführungen bewährt hat. 
Auch dieser Vorschlag hat entschiedene Vorzüge; aber auch ab¬ 
gesehen davon, daß gegen die Beschlüsse der Strafvollzugs¬ 
behörde Beschwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz vor¬ 
gesehen ist, so daß eben doch wieder ein Gericht eingeschaltet 
wird, spricht gegen ihn, daß dem Anstaltsleiter aus seiner ver¬ 
antwortlichen Beteiligung an der Beschlußfassung erhebliche 
Schwierigkeiten in der Durchführung des Vollzugs erwachsen 
können, daneben auch, daß hier ebenfalls die Gefahr einer ge¬ 
wissen Bevormundung des Strafvollzuges besteht. Konstruktive 
Gründe lassen die Neigung verständlich erscheinen, der V o 11 - 
Streckungsbehörde als der Herrin des staatlichen Voll¬ 
streckungsrechts die Entscheidung über die Entlassung und 
über den Widerruf der Entlassung übertragen zu sehen. Im 
Zusammenhang damit wird auch der der Vollstreckungsbehörde 
übergeordnete Generalstaatsanwalt, sozusagen als höhere Voll¬ 
streckungsbehörde, als entscheidende Stelle vorgeschlagen. Es 
läßt sich jedoch nicht verkennen, daß eine ganze Reihe der 
Bedenken, die gegen die Heranziehung eines Gerichts zur Ent¬ 
scheidung sprechen, auch der Heranziehung der Vollstreckungs¬ 
behörde entgegenstehen. So richtet sich denn schließlich, wenn 

“) S e e 1 i g, Das Arbeitshaus ira Land Österreich, Ulrich Mosers 
Verlag, Graz 1938, S. 167. 
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die Entscheidung über die Entlassung und über ihren Widerruf 
weder eine Sache der Rechtsprechung, noch eine Vollstreckungs¬ 
maßnahme sein soll, der Blick auf die Justizvollzugsverwaltung. 
Hier ist ohne Zweifel die Fülle der Unmittelbarkeit gegeben, 
welche die beste Gewähr für eine sachgemäße Entscheidung 
bietet. Freilich kommt der Leiter der Sicherungsanstalt selbst 
aus dem bereits erwähnten Grunde als entscheidende Stelle nicht 
in Betracht. Der ihm übergeordnete Generalstaatsanwalt, der 
ja mit dem der Vollstreckungsbehörde übergeordneten General¬ 
staatsanwalt nicht identisch zu sein braucht, scheint nach dem 
gegenwärtigen Stand der Meinungen am ehesten den Bedin¬ 
gungen zu entsprechen, denen die entscheidende Stelle gerecht 
werden muß. Ihm steht schon kraft seines Vorgesetztenverhält¬ 
nisses die volle Sachkunde und Personenkunde der Beamten des 
Vollzuges und das gesamte Unterlagenmaterial zur Verfügung, 
er hat Gelegenheit zu wenn auch nicht ständiger, so doch laufen¬ 
der unmittelbarer Beobachtung der Verwahrten und zu persön¬ 
licher Aussprache mit ihnen, er vermag im Zusammenwirken 
mit dem Anstaltsleiter den Vollzug unter Umständen so zu ge¬ 
stalten, daß dieser für die Gewinnung einer Vorhersage über 
den Verwahrten fruchtbarer wird, ihm kommt die überschau 
über die Kriminalität zustatten, die ihm seine staatsanwalt- 
schaftliche Tätigkeit laufend verschafft, ihm steht der staats- 
anwaltschaftliche Apparat für die Überwachung der Ent¬ 
lassenen und für die energische Handhabung des Widerrufs zur 
Verfügrung, und er schließlich kann sich unter seinen Mit¬ 
arbeitern einen Stab kriminologischer Spezialisten heranziehen, 
die ihm die Erfüllung seiner verantwortungsvollen Aufgabe 
erleichtern. Auf die Art und Weise, wie das Verfahren näher 
auszugestalten sein würde, brauche ich hier nicht einzugehen. 
Als Rechtsmittel müßte jedenfalls sofortige Beschwerde an den 
Reichsminister der Justiz vorgesehen sein. Durch ihn als Be¬ 
schwerde- und zugleich Weisungsinstanz würde in Verbindung 
mit der, geringen Zahl und der dadurch verbürgten Speziali¬ 
sierung der entscheidenden Stellen. eine außerordentlich < weit¬ 
gehende Geschlossenheit und Einheitlichkeit der Entscheidungs¬ 
praxis herbeigeführt werden. 

Zum Schluß möchte ich in aller Kürze auf ein Problem ein- 
gehen, das in einem gewissen Zusammenhang mit dem Fragen¬ 
komplex der Entlassung steht und dem eine gewisse praktische 
Bedeutung zukommt, das mir aber bisher zu wenig beachtet 
worden zu sein scheint. Es ist in der Rechtsprechung i<) an- 


Vgl. RG.-Urt. vom 4. 7. 1935 DRZ. 1936 Nr. 640. . . 
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erkannt, daß auf Sicherungsverwahrung erkannt werden darf, 
obwohl gegen den Betroffenen eine nichtverj ährte andere An¬ 
ordnung der Sicherungsverwahrung bereits vorliegt. Die Auf¬ 
fassung geht sogar dahin daß beim Vorliegen der gesetz¬ 
lichen Voraussetzungen auf Sicherungsverwahrung auch in 
einem solchen Falle erkannt werden muß. Wie verhalten 
sich nun die mehreren Anordnungen der Sicherungsverwahrung 
zueinander? Für das Arbeitshaus im Land Österreich hat 
S e e 1 i g in seinem bereits erwähnten Buche die Frage be¬ 
handelt i«). Das Problem liegt dort teilweise anders, weil das 
Arbeitshaus im Land Österreich eine Maßregel mit bestimmter 
Höchstdauer ist, doch ist die zugrundeliegende Frage wohl doch 
dieselbe. Man wird sich mit S e e 1 i g auf den Standpunkt stellen 
müssen, daß im Gegensatz zu den Strafen Maßregeln der 
Sicherung und Besserung vollstreckungsmäßig nicht kumulier¬ 
bar sind. Man braucht sich nur die Frage vorzulegen, ob es 
erträglich ist, aus einer zweiten Anordnung der Sicherungs¬ 
verwahrung in dem Augenblick zu vollstrecken, in dem der 
Betroffene aus dem Vollzug der ersten Anordnung entlassen 
wird. Man wird die Frage verneinen müssen 1 7 ). Es geht 
nicht an, daß die Notwendigkeit der Unterbringung für den¬ 
selben Zeitraum zugleich verneint und bejaht wird. Das Problem 
wird in der Weise gelöst werden müssen, daß jeweils mit dem 
Eintritt der Rechtskraft einer späteren Anor^ung die Voll¬ 
streckung aus der früheren, mag sie bereits eingeleitet sein oder 
nicht, oder mag Entlassung angeordnet sein oder nicht, unter 
der Voraussetzung als erledigt betrachtet wird, daß die spätere 
Anordnung nicht ex tune unwirksam wird. Möglicherweise 
empfiehlt sich für das kommende Recht eine gesetzgeberische 
Lösung. 

Damit bin ich am Schluß meiner Ausführungen angelangt. 
Indem ich den Blick noch einmal zu den Kernfragen des Themas 
zurückwende, möchte ich an das Wort erinnern, das Staats¬ 
sekretär Dr. Freisler am Schluß seines einleitenden Auf¬ 
satzes zu der Gemeinschaftsarbeit über dringende Fragen der 
Sicherungsverwahrung geprägt hat i«): „Möge die Praxis daran 
denken, daß Mitleid mit dem einzelnen hier Grausamkeit gegen 
das Volkganze ist.“ Und ich möchte hinzufügen: Nicht Mitleid 
und nicht Grausamkeit, sondern Gerechtigkeit ! 


iS) Vgl. RGStr. Bd. 70 S. 203 f. = Jur. Woch. 1936 S. 1974 Nr. 40. 
^«) S. 56 f. a. a. 0. 

”) A. M. das Reichsgericht (RGStr. 70, 203). 

Dringende Fragen der Sicherungsverwahrung S..14.. 
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Stimmen aus der Praxis 

Erste Erfahrungen im Seidenbau 
am Zuchthaus Freiendiez 

von Oberlehrer Josef Schneider, Freiendiez 

Schon vor Erlaß der Verfügung des Herrn Reichsministers der Justiz 
vom 27. Oktober 1937, die den Justizvollzugsanstalten die Förderung des 
Seidenbaues und den Anbau von Maulbeersträuchem empfiehlt, war am 
Zuchthaus Freiendiez die Einrichtung einer Seidenraupenzucht ins Auge 
gefaßt worden. Im Jahre 1936 wurden die ersten ein- und zweijährigen 
Maulbeerstecklinge gepflanzt und Samen zur eigenen Aufzucht von Pflänz¬ 
lingen ausgesät. Als im Frühjahr d. J. mit der Zucht begonnen wurde, 
standen 2000 dreijährige, über 6000 zweijährige und etwa 7500 einjährige 
Maulbeersträucher zur Verfügung. Die zweijährigen waren zum größten 
Teil, die einjährigen alle aus eigener Saat gewonnen. Sie waren vorzüglich 
gediehen und unter der fachmännischen Pflege des Gärtnereihauptwacht¬ 
meisters hatten sie sich zu kräftigen Sträuchem entwickelt. Für die Laub¬ 
entnahme könnten naturgemäß nur die dreijährigen Sträucher in Frage 
kommen. Trotz des Schadens, den sie durch die Frühjahrsfröste erlitten 
hatten, waren sie teilweise über mannshoch und erzeugten große Mengen 
gesunden und kräftigen Laubes, so daß ihnen während der Fütterungszeit 
unbedenklich größere Laubmengen entnommen werden konnten. Die 
Sträucher trugen teilweise Blätter bis zu 15 cm Breitendurchmesser. Die 
ein- und zweijährigen Sträucher gaben auch schon einzelne Blätter und 
kleine Zweige zur Fütterung in den ersten Entwicklungsstadien ab. Der 
größte Teil der dreijährigen Sträucher ist, in drei Reihen auf Lucken 
gesetzt, um die Umwehrungsmauer gepflanzt. Sie sind bei den Fütterungen 
schnell greifbar und bieten gleichzeitig dem Auge ein wohltuendes Bild, 
da die Eintönigkeit der grauen Mauer durch den dunkelgrünen Gürtel der 
Maulbeersträucher unterbrochen wird. Andere dreijährige Sträucher stehen 
in „verlorenen Ecken“ in greifbarer Nähe des Zuchtraumes. Die zwei¬ 
jährigen Sträucher umsäumen in einem dreireihigen Streifen ein Obst¬ 
grundstück in der Nähe der Anstalt. Kulturland ging mit der Anpflanzung 
der Maulbeersträucher nicht verloren; der Raum zwischen den einzelnen 
Sträuchem wird durch Zwischenkulturen voll ausgenützt. Ohne das Wachs¬ 
tum der Sträucher zu beeinträchtigen, gedeihen in den Zwischenräumen 
Kopfsalat, Kohlrabi und Schwarzwurzeln. Die einjährigen Sträucher sind 
in der Anstaltsgärtnerei aufgeschult und werden im kommenden Frühjahr 
an Ort und Stelle gepflanzt. Zur Püngung waren vor der Anpflanzung 
einige Zentner Kalk erforderlich; in diesem Jahre wird den Sträuchem 
aus den in der Anstalt anfallenden Fäkalien der notwendige Stickstoff 
zugeführt. 

Als Zuchtraum dient ein ehemaliger Lagerschuppen in der Größe 
von 6X6 ra. Es wurde darin ein Kamin erstellt, ein weiteres Fenster zur 
Verbesserung der Durchlüftung gebrochen und die Decke gegen ein hitze¬ 
durchlässiges Dachpappendach provisorisch mit Schalenholz verschalt. Das 
Holz ist nur aufgelegt und kann jederzeit wieder abgenommen werden, wie 
überhaupt der Zuchtraum nach Beendigung der Zucht seinem ursprüng¬ 
lichen Zwecke wieder zugeführt werden kann. Um das Eindringen von 
Vögeln und Insekten zu verhindern, wurden Tür und Fenster mit Draht¬ 
gewebe verkleidet. Zuchtgestelle, Hürden und Spinnrahmen sind aus Ab- 


285 


fallholz hergestellt. Die Hürden, die im Interesse der Rohstofferspamis 
aus Holz anj'efertigt wurden, haben sich gut bewährt. 

Der Beginn der Zucht verschob sich wegen der aufgetretenen Früh- 
jahrsfröste um zwei Wochen. Am 11. Juni wurde die erste Staffel mit 
10 g Brut ausgelegt. Mit einem, von einem Beamten zur Verfügung ge¬ 
stellten Brutapparat konnte der gleichmäßige Ausschlupf gefördert werden. 
Die Raupen schlüpften nach sechs Tagen. Die Entwicklung der Raupen 
verlief ganz normal. Die streng durchgeführte Auslese bewahrte die Zucht 
vor der Ausbreitung gefährlicher Krankheiten. Der Gesundheitszustand 
der Raupen war so gut, daß besichtigenden Interessenten nicht ein einziger 
Fall von Gelbsucht, der verbreitetsten Krankheit unter den Seidenraupen, 
gezeigt werden konnte. In späteren Entwicklungsstadien wurden etwa 10 
bis 15 Fälle von Schlafsucht festgestellt, ein ganz verschwindender Pro¬ 
zentsatz bei einer Brutmenge von 10 g (etwa 10 000 Eier). Die rücksichts¬ 
lose Ausmerzung krankheitsverdächtiger Tiere bei den ersten Häutungen 
hat sich also vollauf gelohnt. Erhebliche Temperaturunterschiede zwischen 
Tagesmaximum und Nachtminimum, die bei allem Fleiß mit Abblenden 
und Heizen nicht ausgeglichen werden konnten, verzögerten den Beg^inn des 
Verspinnens um einige Tage. 39 Tage nach dem Ausschlupf aus den Eiern 
begannen die ersten Raupen mit dem Verspinnen. Die Spinnzeit fiel in die 
ganz heißen Tage des diesjährigen Sommers, was auf der einen Seite für 
die Austrocknung der Kokons vorteilhaft ist, auf der andern Seite aber 
auch die Entwicklung der Puppe zum Schmetterling begünstigt, ein Um¬ 
stand, dem große Beachtung geschenkt werden muß, um das Ernteergebnis 
durch Auschlupf von Schmetterlingen nicht zu beeinträchtigen. Die Kokon- 
emte war qualitativ und quantitativ vollauf befriedigend. Es wurden von 
der ersten Staffel rund 14 kg Frischgewicht geerntet. Auf Veranlassung 
des geschäftsführenden Präsidenten der Reichfachgruppe Seidenbauer, der 
die Zucht kurz vor der Ernte besichtigte, wurden die Kokons der Reichs¬ 
anstalt in Celle zu Nachzuchtzwecken zugeleitet. ■ 

Auch die Entwicklung der zweiten Staffel mit 15 g Brutauslagfe, die 
in einem Zeitabstand von zwei Wochen auf die erste folgte, verlief günstig. 
Obwohl die spätem Zuchten mehr Aufmerksamkeit erfordern und die 
Raupen wegen der verminderten Qualität des Sommerlaubes für Krank¬ 
heiten anfälliger sind, wurden auch in der zweiten Staffel nur vereinzelt 
Krankheitsfälle festgestellt, was auch hier auf die scharfe Auslese bei den 
ersten Häutungen zurückzuführen ist. Einige Bedenken kamen für die 
Putterfrage auf, als die anhaltende Trockenheit die Entwicklung der Maul- 
beersträucher unübersehbar machte. Über diese Schwierigkeiten half eine 
Nachbargemeinde hinweg, die ihre Maulbeeranlage zur Verfügung stellte 
und der zur Fütterung für etwa vier Tage Laub entnommen werden konnte. 
Damit konnten gleichzeitig die jungen, noch vorhandenen Sträucher der 
Anstalt, die wohl noch Laub abgegeben hätten, geschont werden. Die 
Ernte der zweiten Staffel betrug 15% kg Kokons Frischgewicht, war also 
auch ein voller Erfolg. 

Die diesjährige Zucht der Anstalt Freiendiez war als Versuchszucht 
gedacht. Mit einer Zucht größem Ausmaßes soll im nächsten Jahre be¬ 
gonnen werden. Es werden sich dann voraussichtlich drei Staffeln mit je 
25 g Brut (etwa 25 000 Eier je Staffel) durchführen lassen. Mit der fort¬ 
schreitenden Entwicklung der Maulbeersträucher ist von Jahr zu Jahr mit 
der Ausdehnung der Zucht und damit mit der Steigerung des Gewinns zu 
rechnen. Man sollte jedoch nicht immer mit dem Rechenstift in der Hand 
Soll und Haben gegeneinander abwägen und nach großen Gewinnen in 
klingender Münze schielen. Solche Berechnungen sind besonders im ersten 
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Zuchtjahre fehl am Platze, die Gewinne ergeben sich in den nächsten 
Jahren ganz von selbst. Wenn, wie jemand einmal ausgerechnet hat, 
30 Raupen ein Stück Seide in der Größe eines Taschentuches und 1000 
Raupen den Stoff zu einem Seidenkleid zu spinnen vermögen, so erhellt 
daraus, wieviel im Kleinen zur Besserung unserer Rohstofflage beigetragren 
werden kann. Auch im Seidenbau ergeben viel Wenig ein Viel. Die im 
Zuchthaus Freiendiez begonnene Seidenraupenzucht fand im Anfang auch 
nicht den uneingeschränkten Beifall aller Beamten; mit der Entwicklung 
jedoch wuchs das Interesse. Die Erkenntnis, daß auch die Anstalt einen 
zwar bescheidenen, aber nicht unwesentlichen Beitrag zum Gelingen des 
Vierjahresplanes geleistet hat, hat die beteiligten Beamten persönlich stolz 
auf die ersten Ergebnisse gemacht. Die Zuchtanlage wurde wiederholt von 
führenden Persönlichkeiten im Seidenbau besichtigt und fand stets volle 
Anerkennung. Die Anlage wurde als vorbildlich und einzig dastehend an¬ 
erkannt. An führender Stelle wird in Erwägung gezogen, die Zuchtanlage 
der Anstalt schon vom nächsten Jahre ab als Beispielsrauperei einzurichten. 
Auch diese neue Aufgabe wird die Beamten gerüstet finden. Sie werden 
es sich zur Ehre gereichen lassen, den Gedanken des deutschen Seidenbaues 
weiterzutragen und viele Volksg^enossen dafür zu gewinnen. 

Invaliden - Sicheningsanstalten 

Von Regierungsmedizinalrat Dr. Otto Seibert in Straubing 

Dem Vollzug der Sicherungsverwahrung droht in nahe bevorstehender 
Zeit eine beträchtliche Schwierigkeit in Form der g^ealterten, gebrechlichen 
imd verkrüppelten Gefangenen zu erwachsen. Es lassen sich hier 
gewisse Parallelen mit den wachsenden vollzugstechnischen Schwierig¬ 
keiten bei geisteskranken Sicherungsverwahrten, aber darüber hinaus auch 
ganz allgemein mit der allerorts festgestellten zunehmenden Überfüllung 
der Heil- und Pflegeanstalten infolge der Langlebigkeit der wohlgeborgenen 
Geisteskranken ziehen. 

Eine kurze Überlegung lehrt, daß die vorhandenen Sicherungsan¬ 
stalten schon innerhalb weniger Jahre nicht nur zu klein sein werden, 
sämtliche freiheitsunfähigen, gefährlichen Gewohnheitsverbrecher zu 
beherbergen, sondern daß aus deren Reihen eine von Jahr zu Jahr be¬ 
ängstigend anschwellende Zahl ins Greisenalter oder in einen Zustand der 
Gebrechlichkeit und Arbeitsunfähigkeit vorrückt, welche an sich schon die 
vorhandenen Anstalten bald verstopfen wird. In gleicher Weise machen sich 
diejenigen freiheitsunfähigen Verbrecher im Vollzüge störend bemerkbar, 
welche schon im jüngeren Alter durch schwere Verkrüppelung, Verstümme¬ 
lung oder unheilbare innerliche Krankheitszustände mehr oder weniger inva¬ 
lide sind, ohne daß ihre schweren Körperschäden sie an der immer wieder¬ 
holten Begehung von Verbrechen aller Art behindern. Auch solche Verwahrte 
versagen trotz aller geduldigen Bemühungen der Direktion und des An¬ 
staltsarztes, ihnen irgendeine zumutbare Arbeit zu verschaffen, auf jedem 
Arbeitsplätze der Vollzugsanstalt. Alle diese Menschen stören das heute 
ebenfalls unter dem Gesichtswinkel des Vierjahresplanes orientierte imd 
genau vorgezeichnete Arbeitsprogramm auf die Dauer ganz außerordent¬ 
lich. Es ist unmöglich, mit solchen Leuten das vorgeschriebene Pensum 
zu erfüllen, selbst dann, wenn sie ausnahmsweise sogar guten Willen 
zeigen. Meistens ist allerdings der Wille nicht besser als das Fleisch. 
Auf den betreffenden Arbeitsabteilungen wirken solche Krüppel als 
schwerer Hemmschuh des allgemeinen Arbeitstempos, weil dieses erfah- 
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ron^tsgemäß mehr vom Langsamsten als vom Schnellsten bestimmt wird 
und weil in einer großen Anstalt mit dauerndem Wechsel eine bis ins 
Einzelne gehende, täglich neue Individualisierung und Katalogisierung 
des heute zumutbaren Arbeitspensums ein Ding der Unmöglichkeit wäre. 

Zweierlei scheint mir der Vierjahresplan auf dem hier zu erörternden 
Gebiete zu fordern: 

1. den unverwässerten Einsatz aller einigermaßen tauglichen Straf¬ 
anstaltsinsassen und Sicherungsverwahrten zu jeder geforderten 
Planarbeit, die ihnen gesundheitlich und sicherheitstechnisch zu¬ 
gemutet werden kann, 

2. die Ausscheidung aller dauernd körperlich oder geistig arbeits¬ 
unfähigen Häftlinge, die die Durchführung der in 1, umrissenen 
Aufgabe erschweren und hemmen, und die heute nur deshalb noch 
in den Anstalten mitgeschleppt werden müssen, weil eine andere, 
zweckmäßigere und billigere Verwahrungsart für sie vorläufig 
noch nicht zur Verfügung steht. 

Man bedenke, daß allein die notwendige Zellenverwahrung aktiver, 
g^efährlicher Gewohnheitsverbrecher eine überaus kostspielige Maßnahme 
darstellt. Schon die technisch-mechanischen Sicherheitsmittel der Ver¬ 
wahrung verdienen deshalb auf diejenigen aktiven Verbrecher beschränkt 
zu werden, die im Vollbesitze ihrer Körperkräfte sind. Darüber hinaus 
absorbiert die Handhabung solcher Sicherheitsmittel, ferner die ununter¬ 
brochene Beaufsichtigung der Gefangenen bei der Arbeit, beim Hofgang, 
im Bade, in der Kirche, ja nicht zuletzt in der Zelle selbst eine große 
Zahl von Aufsichtsbeamten des Sicherheitsdienstes, wie auch die handwerk¬ 
liche Beschäftigung einen großen Stab an fachlich ausgebildeten Werk¬ 
beamten voraussetzt, wenn wirklich ersprießliche, rentable Arbeit 
geleistet werden soll. Zu diesem notwendigen Sicherheits- und Werk¬ 
personal treten noch die zahlreichen Beamten und Angestellten des Ver¬ 
waltungsdienstes, ohne die der Vollzug in einer großen Anstalt kaum 
denkbar ist. Diesen ganzen, überaus kostspieligen Personal- und tech¬ 
nischen Einsatz, der sich keineswegs mehr verringern läßt, ohne daß 
bedenkliche Erschütterungen des Vollzuges die Folge wären, verschlucken 
die Arbeitsuntauglichen in von Jahr zu Jahr steigender Anzahl mit, ohne 
dafür produktive Arbeit zu leisten. 

Erst eine reinliche Ausscheidung der total oder größtenteils Arbeits- 
unföhigen kann ein wahres Bild und damit eine Grundlage für eine 
brauchbare Kalkulation der wirklich erzielbaren Arbeitsleistung solcher 
großer Anstalten vermitteln. Wirklichkeitsgemäße Leistungskalkulation 
ist aber eine unerläßliche Voraussetzung erfolgreicher und zielbewußter 
Planwirtschaft. Dies gilt auch für den Arbeitseinsatz der Gefangenen 
und Sicherungsverwahrten im Rahmen des Vierjahresplanes. 

Bevor ich als Beispiel für die tatsächlich herrschenden Zustände 
einige rohe Zahlen anführe, sei es gestattet, einige erklärende Bemerkungen 
über die lokalen Verhältnisse der hiesigen Anstalt bezüglich der Unter¬ 
bringung der Invaliden vorauszuschicken. Sowohl für die invaliden 
Sicherungsverwahrten, wie auch für die invaliden Zuchthausgefangenen 
stehen innerhalb der Gebäude der Krankenabteilungen einige geräumige 
Säle zur Verfügfung. Diese Säle sind seit drei Jahren bis zum äußersten 
belegt. Deshalb müssen mindestens weitere 20 Gebrechliche und Ver¬ 
krüppelte oder Sieche in den Gebäuden des eigentlichen, regrulären Voll¬ 
zuges belassen und dort eben schlecht und recht im täglichen Lauf des 
Vollzuges mitgeschleppt werden, obwohl sie infolge ihrer beträchtlichen 
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Hilfsbedürftigrkeit eigentlich in die Invalidenabteilungen gehören würden 
Alle diese Krüppel und Siechen — welche sich natürlich alle Augenblicke 
zum Arzt melden und diesem dann hausordnungsgemäß immer wieder von 
Aufsichtsbeamten vorgeführt werden müssen, obwohl ihnen kein Arzt der 
Welt ihre Gebresten abnehmen oder lindem kann — erscheinen aber mit 
im offiziellen Gesamtbestand, auf Grund dessen der Anstalt von der Vorge¬ 
setzten Behörde das Arbeitspensum zugemessen wird. Da nun die gesünde¬ 
ren Gefangenen sozusagen die Arbeit der Bresthaften mitübemehmen 
müßten, bleibt praktisch kein anderer Ausweg als der, das Leistungs¬ 
defizit der letzteren in die zu erwartende Gesamtleistung einzukalkulieren, 
woraus hinwiederum der irreleitende Eindruck erwächst, daß „eigentlich 
viel mehr geleistet werden könnte“. 

Außerdem darf man in einer so großen Anstalt mit ausschließlich 
langjährig Inhaftierten, welche infolge unnatürlicher Lebensweise und 
Verpflegung gesundheitlich anfälliger als der frei lebende Mensch sind, 
und welche in allerlei nicht ganz ungefährlichen Betrieben arbeiten, den 
laufenden Krankenstand nicht unterschätzen. Bei den hier angestellten 
Erwägung^en muß daher die ziemlich große Anzahl täglicher Krankheits¬ 
fälle und Verletzungen, sowie eine kaum geringere Zahl Geisteskranker 
und psychiatrischer Beobachtungsfälle von vom herein g^esondert be¬ 
trachtet werden, d. h. diese Patienten haben mit der Verhältniszahl der 
Invaliden nur insofern etwas gemeinsam, als sie gleichfalls laufend die 
tägliche Mannschaft der Einsatzfähigen dezimieren und aus dem Arbeits¬ 
prozeß ausfallen. 

In der hiesigen Anstalt haben wir bei einer Gesamtbelegziffer von 
derzeit 1323 Insassen und während der mhigen Krankheitssaison (d. h. 
außerhalb von Zeiten der Grippeepidemien und der gehäuften Erkrankungs- 
ziffem der nachwinterlichen Jahreszeit) ziemlich konstant folgendes Bild: 
mindestens 85 Voll- oder fast Vollinvaliden, 
mnd 40 Körperlichkranke, 

mnd 36 psychiatrische Fälle, dazu 

11 als Krankenwärter, Hausknechte und Heizer in den beiden 
Krankenhäusern (= Spital und Irrenabteilung und Invalidenabteilungen) 
beschäftigte Gefangene. Mit anderen Worten: Von etwas über 1300 Häft¬ 
lingen fallen hier täglich in Zeiten niedrigen Krankenstandes heute schon 
170 Mann = 13% mittelbar oder unmittelbar wegen gfesundheitlicher 
Unzulänglichkeit aus dem errechneten Arbeitseinsatz aus. Hinzu kommen 
dann noch die Übergangs- und Zwischenstufen beschränkter Arbeitsfähig¬ 
keit wegen leichterer Grade von Körperbehindemngen, welche hier ganz 
außer Betracht bleiben müssen, da es sich hierbei um aktive, gefährliche 
Verbrecher handelt, welche trotz oder gerade wegen ihrer Erwerbsbe¬ 
schränkung besonders leicht rückfällig werden würden und die deshalb 
imd wegen ihrer verbrecherischen Neigfungen überhaupt einer dauernden, 
strengen Sichemngsverwahmng bedürfen. 

(Daß aber auch von dem verbleibenden Rest an wirklich einsatz¬ 
fähigen Gefangenen noch ein sehr großer Teil für die Aufrechterhaltung 
des eigenen Betriebes der Anstalt selbst Verwendung finden muß — man 
denke nur an die Köche, Bäcker, Heizer, Wäscher, Hausknechte, Gärtner, 
an die mit Anfertigung und Instandhaltung der Gefangenenkleidung usw. 
beschäftigten Gefangenen! —, will ich hier nur kurz streifen. Von Zahlen¬ 
angaben sehe ich dabei bewußt ab.) 

Bei den der Dynamik des Strafvollzuges Unkundigen stößt man nicht 
selten auf die verständliche Irrmeinung, der ganze Arbeitszwang in den 



Straf- und Siclieruttgsänstalten habe keinen allzugroßen praktischen Wert, 
einmal, weil die Art der geforderten Arbeit an sich viel zu stumpfsinnig 
und mechanisch sei, als daß von ihr ein positiver erzieherischer Wert aus¬ 
gehen könnte, dann aber auch, weil die Gefangenen durch die Bank faul, 
arbeitsunlustig und unbrauchbar seien. Beiden Verallgemeinerungen darf 
man getrost entgegentreten. Aber man verkenne nicht den schädlichen 
Einfluß einiger körperlich Unbrauchbarer auf die allgemeine Arbeitsfreude 
und damit auf die Leistung der Gesunden, wenn beide unter den gleichen 
Bedingungen eingesetzt sind. 

Wie ließe sich dem abhelfen? 

Der Laie würde zunächst versucht sein zu raten, man solle solche 
Körperbehinderte eben aus der Sicherungsanstalt frei entlassen und der 
Fürsorgepflicht der zuständigen Heimatgemeinden aufhalsen. Hiergegen 
ist folgendes einzuwenden: Die Menschen, um die es sich hier handelt, sind 
— als Diebe, Betrüger, Brandstifter, Kinderschänder — bis an ihr Lebens¬ 
ende freiheitsunfähig. Ihre Gefährlichkeit hat durch ihre Körperschwäche 
keine zuverlässige und ausreichende Minderung erfahren. Zudem handelt 
es sich dabei ja nicht allein um Greise, sondern um alle nur denkbaren 
Arten der Körperbehinderung, also um Leute, welche schon bisher trotz 
ihres erbärmlichen Körperzustandes sich dauernd verbrecherisch betätigten 
und die dies auch in alle Zukunft sofort wieder tun würden, ließe man sie 
unüberlegterweise in irgendeine Form der Freiheit zurückkehren. 

Nachdem der vorhin zitierte Rat sich sohin von selbst verbietet, 
pflegen Außenstehende zuweilen den Vorschlag zu machen, man solle dann 
eben solche Greise und Krüppel einfach in öffentliche oder charitative 
Alters- und Krüppelheime, Spitäler und Siechenhäuser, in offene oder 
geschlossene Heil- und Pflegeanstalten einlegen. Hierzu ist zu bemerken, 
daß Heil- und Pflegeanstalten nur die gemeingefährlichen Geisteskranken 
unseres Materiales aufnehmen können, und davon wird schon bisher Ge¬ 
brauch gemacht, wenn es irgend möglich ist. Die Heilanstalten können 
uns also nicht nur nicht weiterhelfen, sondern das Gebot der Sicherheit 
erfordert, daß dorthin möglichst wenige Verbrecher eingeschafft 
werden! Die andern vorhin genannten Arten von Versorgungsheimen 
haben keine Sicherungseinrichtungen, kommen also schon deshalb nicht 
in Betracht. Aber selbst bei Außerachtlassung dieses meines Erachtens 
wichtigsten Einwandes wäre eine Abwälzung solch alter, durch und durch 
verkommener, meist unverträglicher Verbrecher auf die Altersheime, 
Fürsorgeanstalten usw. ein ganz schweres soziales Unrecht, eine unerhörte 
Beleidigung unserer in solchen Heimen untergebrachten Volksgenossen, 
welchen Not und Vereinsamung nur diese bescheidene Form der Alters¬ 
fürsorge offen gelassen haben, nachdem sie in einem mit mühseliger 
Arbeit ausgefüllten Leben in Ehren alt und gebrechlich geworden sind. 
Diesen Arbeitsopfem etwa zumuten zu wollen, sie sollten nun zum Dank 
mit rückfälligen Verbrechern und Vagabunden zusammengesperrt werden, 
wäre ein ungeheuerlicher Verstoß gegen alle nationalsozialistische 
Empfindung und Weltanschuung. 

Der einzig beschreitbare Ausweg, der zugleich die vorhandenen Voll¬ 
zugsanstalten von solchem Ballast befreien und die unerläßliche, lebens¬ 
längliche Sicherungsverwahrung ganz erheblich verbilligen könnte, wäre 
die Schaffung von eigenen Invalidensicherungsanstalten. Solche Sonder¬ 
anstalten würden angesichts der verringerten Körperkräfte der darin Ver¬ 
wahrten nur einen Bruchteil der im regulären Sicherungsvollzuge not¬ 
wendigen Sicherungseinrichtungen und des dort erforderlichen Aufsichts- 



Personals benötigen. Technisches Werkpersonal wäre darin, da solche 
Sonderanstalten ja keine Arbeitsbetriebe zu führen hätten, überflüssig. 
Auch das Verwaltungspersonal könnte in solchen Sonderanstalten ohne 
Bedenken äußerst knapp bemessen werden. Die normalen Sicherungsan¬ 
stalten könnten dann jedoch in erheblich verstärktem Maße den wachsenden 
Forderungen der nationalsozialistischen Planwirtschaft dienstbar gemacht 
werden. 

An die bauliche Beschaffenheit solcher Sonderanstalten wären keine 
großen oder gar kostspieligen Anforderungen zu stellen: jedes unbenutzt 
stehende größere Gebäude, das mit einem geräumigen, mauerbewehrten 
Hofe ausgestattet und nicht zwangsläufig mit einem Ökonomiebetriebe 
verbunden ist (!), eignet sich ohne weiteres dazu. An aufgelassenen 
klösterlichen Gebäuden, Burgen und ähnlichen Objekten ist derzeit kein 
Mangel. Ganz verfehlt wäre es allerdings, aus falsch verstandener Autar¬ 
kie zu solchen Sonderanstalten wieder einen landwirtschaftlichen Betrieb 
zu fügen. Denn damit würden nicht billigere Verwahrungsanstalten, son¬ 
dern hoffnungslose Verlustbetriebe geschaffen werden. 

Über eine eigenartige Erkrankung 
in einer Strafanstalt 

Von Regierungsmedizinalrat Dr. Alfred Schreck, Hamburg 

Die Arbeitsbetriebe in den Strafanstalten stellen dem Arzt durch die 
Art der ausgeübten Tätigkeit und deren Schädigungsmöglichkeiten manche 
Aufgabe. 

Daß es in Tischlereien, Bürstenfabrikationen und ähnlichen Holz¬ 
bearbeitungsbetrieben — besonders, da sie meist mit ungelernten Arbeitern 
besetzt sind — zu allerlei Unfällen kommt (Fräsmaschinen- und Kreis¬ 
sägenverletzungen usw.), ist bekannt. Ferner kommen nicht selten Premd- 
körperverletzungen des Auges vor, entstanden durch Schleifen von Metall 
auf der Schmirgelscheibe. Brand- und Brühverletzungen in jedem Umfange 
bei den in Küche und Bäckerei arbeitenden Gefangenen sind bekannt, eben¬ 
so auch Hautkrankheiten bei Arbeiten mit gefärbtem Bast und dgl., so¬ 
fern bei dem betreffenden Gefangenen eine Überempfindlichkeit gegen 
bestimmte Farbstoffe besteht. Dies sei nur eine kleine Auswahl aus den 
Möglichkeiten. 

Da sich umfangreiche Arbeitsbetriebe nur in größeren Strafanstalten 
befinden und diese meist von einem hauptamtlichen Arzt betreut werden, 
so kann schon prophylaktisch viel getan werden, da neben den vielfältigen 
Aufgaben des Anstaltsarztes ihm auch die arbeitshygienische Überwachung 
der Anstaltsbetriebe obliegft. 

Von einer eigenartigen Erkrankung in einer Strafanstalt sei nach¬ 
stehend berichtet, die besonders deswegen wert ist veröffentlicht zu werden, 
damit in Zukunft bei Übernahme einer ähnlichen Arbeit auf die Gefahren 
rechtzeitig geachtet werden kann. 

Es wurden von einem Unternehmer „Schiffsfegsel“ angeliefert, aus 
denen von den Gefangenen die enthaltene Rohbaumwolle aussortiert werden 
sollte. Es handelt sich um den Inhalt von auseinandergerissenen Baum- 
wollballen, geplatzten Säcken mit Kaffee, Erdnüssen, Mais, Kopra und 
dgl., der sich im Laderaum von Frachtschiffen in einem Durcheinander 
findet und zusammengefegt wird (daher der Name „Fegsel“). Seine Ver¬ 
wertung durch Aussortieren lohnt sich. 
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Eines Abends traten ln der betreffenden Strafanstalt bei 30 weib¬ 
lichen Gefangenen schwere Vergiftungserscheinungen auf, die sich in 
starkem, langanhaltendem Erbrechen, andauernden Durchfällen und starken 
Kopfschmerzen äußerten. 

Nach eingehender Befragung wurde von den Erkrankten angegeben, 
daß sie „Bohnen“, die sich neben Maiskörnern und Kaffeebohnen zwischen 
der Baumwolle befanden, gegessen hätten. Die „Bohnen“ hätten teils leicht 
süßlich, teils leicht bitter geschmeckt und seien unter der harten Schale 
im Kern weich und angenehm fettig gewesen. 

Die noch vorhandenen Exemplare des fraglichen Samens hatten tat¬ 
sächlich in der Beschaffenheit und Farbe der Außenhaut Ähnlichkeit mit 
bunten Bohnen. Die Farbe war teils einfarbig braunschwarz, teils weiß 
und dunkelbraunrot gesprenkelt. Auch die Größe war der von bimten 
Bohnen entsprechend, die Form war allerdings abweichend, nicht nieren¬ 
förmig gebogen, sondern mehr einem breiten Käfer ähnlich. 

Es wurde vermutet, daß es sich um Rizinussamen handelte. Die Ver¬ 
mutung wurde vom Botanischen Institut der Universität Hamburg be¬ 
stätigt. 

Die Samen enthalten das sehr giftige Rizin, das beim Auspressen 
nicht in das bekannte Rizinusöl übergeht, dessen abführende Wirkung auf 
anderen harmlosen Stoffen beruht. Die tödliche Dosis von 0,03 g ist in 
20 Samen enthalten, doch sollen schon Todesfälle bei Genuß von nur zwei 
Samen vorgekommen sein. 

Von den erkrankten Gefangenen hatten einige nur einen oder wenige 
Samen, manche aber mehrere gegessen, eine sogar 15 Stück, eine andere 
„eine Handvoll“ (etwa 20). 

Nicht ganz die Hälfte der Erkrankten hatte zwar noch tagelange 
Beschwerden, war aber am anderen Tage außer Bett. 16 Gefangene hatten 
hingegen die oben geschilderten Beschwerden sehr stark, z. T. mit Darm¬ 
blutungen, Schwindelgefühl, Nervenbeschwerden und starker Mattigkeit, 
die weit über eine Woche anhielt. Sie mußten in das Anstaltskrankenhaus 
auf genommen werden. Die Schwere der Vergiftung richtete sich nicht nach 
der Zahl der gegessenen Samen. 

Zufällig wurde von einer Mitgefangenen bekannt, daß sie vor 
9 Jahren bereits wegen einer gleichen Vergiftung in einem anderen Ge¬ 
fängnis 3 Wochen mit Kopfschmerzen, Erbrechen, Durchfällen und 
schweren Darmblutungen krank gelegen hatte. 

Der damalige Fall war nicht bekannt geworden, so daß eine Lehre 
daraus für später nicht gezogen werden konnte. 

In Zukunft müßte bei Übernahme derartiger Arbeiten auf die Mög¬ 
lichkeit des Vorhandenseins von Rizinussamen geachtet und entsprechende 
Vorkehrung getroffen werden. 

Es sei erwähnt, daß die Untemehmerfirma keine Mitteilung von dem 
Vorhandensein dieser giftigen Samen gemacht hatte, die Giftigkeit dem 
Unternehmer auch anscheinend nicht bekannt war. 

Die Möglichkeit, Rizinussamen in einen Anstaltsbetrieb zu bekommen, 
besteht nicht nur für Anstalten in einer Hafenstadt oder in der Nähe einer 
solchen (Schiffsfegsel), sondern auch für Anstalten, wo eventuell Seife 
oder dgl. hergestellt wird, da die Samen häufig infolge ihres Gehaltes an 
fettspaltenden Stoffen technisch verwendet werden. 
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Die Errichtung einer Strafvollzugsstadt in Röltt 

Die italienische Strafvollzugsverwaltung plant die Errichtung einer 
Strafvollzugsstadt in Rom, die aus der räumlichen Zusammenfassung ein¬ 
zelner Strafanstalten (Jugendanstalten ausgenommen) bestehen wird, ohne 
daß hierbei jedoch der Grundsatz der Spezialisierung der Anstalten und 
damit das Prinzip der Individualisierung des Vollzugs beeinträchtigt wer¬ 
den soll. Es soll eine wissenschaftliche Untersuchungszentrale für Gefan¬ 
gene der verschiedensten Art geschaffen werden, wobei auch die Möglichkeit 
einer Zusammenfassung einer Reihe technischer Einrichtungen zweckmäßig 
erscheint. 

Nachdem bereits vor einiger Zeit die Mittel für den Ankauf des Ge¬ 
ländes zur Verfügung gestellt worden waren, hat der Ministerrat unter 
dem Vorsitz des Duce am 2. 9. 1938 die Ausgaben für den ersten Bau¬ 
abschnitt bewilligt, so daß nunmehr an den Bau der notwendigsten und 
für die Neuregelung des Strafvollzugs in besonderem Maße typischen An¬ 
stalten herangegangen werden kann 2). 

Landgerichtsrat Dr. D a 11 i n g e r, Berlin. 


Tagungen 

I. Internationaler Kongreß für Kriminologie 

Der Kongreß fand in der Universitätsstadt zu Rom im Gebäude 
der Rechtsfakultät unter zahlreicher Beteiligung ausländischer und 
italienischer Fachleute statt. Den Vorsitz führte S. E. Mariano d’Amelio 
als Präsident der Internationalen Gesellschaft für Kriminologie. An der 
Spitze des Arbeitsausschusses stand S. E. Giovanni Novelli, Sektions¬ 
präsident des Kassationsgerichts und Generaldirektor der Vorbeugungs¬ 
und Strafanstalten. Die Vorarbeiten leistete unter anderem Richter am 
Appellhof Dr. Roberto Vozzi, Referent im italienischen Ministerium für 
Gnade und Justiz. Dank der vorzüglichen Vorbereitung und geschickten 
Leitung des Kongresses verlief der Kongreß planmäßig und außerordent¬ 
lich erfolgreich. 

Über den Verhandlungsstoff ist bereits im 5. Heft des 68. Bandes den 
Lesern ein Überblick gegeben worden. Die im 1. Heft des 69. Bandes an¬ 
gekündigte Beteiligung der Deutschen Gesellschaft für Gefängniskunde ist 
durch Einreichung von 5 Gutachten erfolgt. Es sind dem Kongreß folgende 
Berichte zum zw^eiten Thema der ersten Gruppe erstattet worden: 

Der Verbrecher als Teil der völkischen Gesamtpersönlichkeit von 
Regierungsrat Bithom in Neumünster, jetzt Oberregierungsrat in 
Wittlich; 

Studium der Persönlichkeit des Verbrechers von Oberamtmann 
Dr. Finke in Zwickau; 

Über die Bedeutung des Schwachsinnes in der Täterpersönlichkeit 
von Regierungsmedizinalrat Dr. Franz Kapp in Köln; 

Über das Studium des Verbrechers vom charakterologisch-psycho- 
logischen Standpunkt von Dr. Else Voigtländer in Waldheim; 

Der Wert der charakterologischen Familienforschung für das Stu- 

1) wie von Schönke in der Deutschen Justiz 1937 S. 1127 berichtet worden ist. 

2) s. „Corriere della Sern“ vom 3. 9. 38. Morgenausg., Nr. 209 und ,,11 Popolo 
U'Italia" vom 3. 9. 38 Nr. 245. 
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dium der verbrecherischen Persönlichkeit von Dr. Franz Weber in 

Brandenburg (Havel)-Görden. 

Diese Gutachten sind nicht persönlich vorgetragen worden, sondern 
die Kongreßleitung hatte zu jedem Thema einen oder mehrere General¬ 
berichterstatter ernannt, die eine Zusammenfassung sämtlicher Gutachten 
vorbereiteten. Den Kongreßmitgliedern wurden diese Generalberichte zu 
Beginn der Verhandlungen gedruckt ausgehändigt, so daß ihr Vortrag in 
gfekürzter Form erfolgen konnte. Es waren insgesamt 6 Fragen auf¬ 
geworfen. Sie gliederten sich in 2 Gruppen. Über die ersten 3 Themen 
wurde auf dem Kongreß in 3 Sektionen verhandelt und ein Beschluß ge¬ 
faßt. Zu den weiteren 3 Themen lagen ebenfalls eine große Anzahl schrift¬ 
licher Gutachten vor, aber zum Gegenstand mündlicher Verhandlungen 
wurden sie nicht gemacht. 

A. Gruppe der Themen, über die Beschluß gefaßt wurde 
I. Ätiologie und Diagnose der Kriminalität Jugendlicher und Einfluß der 
Ergebnisse solcher Forschungen auf die Rechtseinrichtungen 

Die Kongreßleitung hatte in den vorbereitenden Drucksachen darauf 
hingewiesen, daß das Problem betreffend die Ursachen der Kriminalität bei 
den Jugendlichen bisher durchweg von einem einseitigen Standpunkt be¬ 
trachtet worden sei, weil einige Fachkenner die Frage vorwiegend vom 
anthropologischen und biologischen, andere vom soziologischen und wieder 
andere vom psychologischen und psychopathologischen Standpunkt sahen. 
Auch die vorgelegten Gutachten zeigten wiederum, daß unter den Bericht¬ 
erstattern tiefgehende Meinungsverschiedenheiten sowohl über die Er¬ 
klärung des Phänomens der Kriminalität der Jugendlichen wie auch in 
der Erkenntnis der Mittel zu ihrer Heilung bestehen. Der Streit, ob soziale 
oder biologische Faktoren den Vorrang verdienen, hat nicht entschieden 
werden können. Die Referenten beider Richtungen haben Zahlenmaterial 
gebracht, das in scharfem Gegensatz zueinander steht. Diese Erscheinung 
kann man nur so erklären, daß die angewandten Untersuchungsmethoden 
verschieden sind, vielleicht auch in den einzelnen Ländern die kriminellen 
Verhältnisse verschieden liegen. Vielleicht lieg^ es aber auch daran, daß 
biologische und soziale Ursachen voneinander untrennbar sind. Ein Be¬ 
richtsverfasser (Burt) will die Beobachtung gemacht haben, daß jeder 
kriminelle Akt eines Jugendlichen das Ergebnis von 9 oder 10 Störungs¬ 
elementen ist. Nach seinen Forschungen überwiegt zwar gewöhnlich (in 
96 % der Fälle) eine Verbrechensursache, aber immer konnte eine große 
Anzahl von Nebenfaktoren festgestellt werden, die bei der Auslösung der 
Tat bedeutungsvoll waren. 

Dagegen herrscht darüber völlige Übereinstimmung, daß die Fest¬ 
stellung der Verbrechensursachen in jedem Einzelfalle erfolgen muß, weil 
der Hauptzweck in der Vorbeugung liegt, die wiederum nicht ohne genaue 
Kenntnis der Ursachen möglich ist. Es wird dann eingehend dargestellt, 
welche Punkte bei der Ursachenforschung von Bedeutung sein können. 

Die Einteilung in Verbrechertypen weicht bei den einzelnen Referen¬ 
ten stark voneinander ab. Hier muß aber unbedingt eine Verständigung 
erfolgen, um zu einer praktischen Auswertung gelangen zu können. Der 
Generalbericht schlägt deshalb folgende Einteilung vor: 

1. Kranke Jugendliche mit antisozialen Reak¬ 
tionen. Solche Kinder gehören in psychiatrische Krankenanstalten, weil 
sie von der Masse abgesondert werden müssen. 
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2. Jugendliche, die in bezug auf die Intelligenz 
und den Charakterais anormale anzusehen sind und 
antisoziale Reaktionen besitzen. Bei dieser Gruppe ist 
festzustellen, daß Schwachsinn allein nicht genügt, um in einem Kinde 
kriminelle Reaktionen hervorzurufen. Noch schwieriger sind die charakter¬ 
lich Antisozialen zu bestimmen. 

3. Konstitutionell antisoziale Jugendliche. Auf 
diese Fälle trifft weniger die Bezeichnung „kriminell“ als der Begriff 
„antisozial“ zu. Sie sind mit Liebe und Verständnis zu behandeln. Das 
italienische Gesetz hat für sie eine moralische und väterliche Erziehung 
vorgeschrieben. 

4. Gelegentlich antisoziale Jugendliche. Besonders 
in der Zeit der Pubertät sind Jugendliche gefährdet. Um den jungen 
Menschen zu antisozialen Handlungen zu veranlassen, genügt dann, daß 
in der Familie Erziehungsfehler begangen werden oder das Verständnis 
für die neuen Bedürfnisse des jungen Menschen fehlt. 

5. Abwegige, zum Verbrechen fähigeJugendliche. 
Ihr Alter lieget vornehmlich zwischen dem 11. und 14. Jahre. Es handelt 
sich um die auf der Straße aufgegriffenen oder einer zerrütteten 
Familie entzogenen oder von einem schlechten Umgang befreiten oder mit 
physischen oder psychischen Mängeln behafteten Jugendlichen. 

Nach Erörterung der Verbrechensursachen und deren Erforschung bei 
Jugendlichen kommt der Generalbericht zu folgenden Einzelergebnissen: 

a) Der Jugendliche darf nicht erst Gegenstand der Pflege sein, wenn 
er sich als bereits abwegig erwiesen hat, sondern der Staat muß sich schon 
um den nur „sittlich Gefährdeten“ kümmern. Lieg:en soziale Gründe vor, 
so mündet das Problem in die Sozialpolitik, vor allem in Maßnahmen der 
Arbeitsregelung und Fürsorge. Bei Zerrüttung der Familie ist Trennung 
erforderlich. Immer aber ist schnelles Eingreifen des Staates in solchen 
Fällen notwendig. 

b) Vorbedingfung ist ein gutes Zusammenarbeiten der staatlichen 
Organe. Empfohlen wird die Einrichtung von „Beobachtungszentralen“, 
wie sie bei dem faschistischen nationalen Werk „Mutter imd Kind“ be¬ 
stehen; aber besser noch ist die Schaffung richterlicher Stellen, denen die 
Möglichkeit zu rechtzeitigem Eingreifen gegeben werden muß. Diese Zen¬ 
tralstellen müssen mit Ärzten, Lehrern, Leitern von Unternehmen usw. 
Zusammenarbeiten. Das Material ist in einem „biologischen Merkblatt“ 
niederzulegen, das fortgesetzt auf dem laufenden zu halten ist und aus 
dem allen berechtigten Stellen Auskunft erteilt werden muß. 

c) Die Einrichtung der Besserungsanstalten braucht für Verurteilte 
und Nichtverurteilte sachlich kaum verschieden zu sein, wohl aber sind 
beide Gruppen im Vollzug voneinander streng zu trennen. Das Ziel wird 
aber noch nicht erreicht, wenn eine Anstalt verschiedene Abteilungen hat, 
sondern die Anstalten selbst sind voneinander zu trennen. Der Vollzug an 
Nichtvorbestraften ist jedoch auf solche Erziehungsmaßnahmen zu be¬ 
schränken, die zur Beseitigung der festgestellten Mängel notwendig sind. 

d) In den Besserungsanstalten für Jugendliche müssen Autoritäts¬ 
gedanken und Familienton in Einklang gebracht werden. Die Disziplin 
darf nicht so streng gehandhabt werden, daß das Fehlen der Familie auf¬ 
fällt, aber auch nicht so milde, daß die Wohltaten einer strengen Festigkeit 
verloren gehen. 

e) Es ist oft leichter, sich innerlich zu wandeln als an die Wandlung 
zu glauben. Deshalb entsteht vielfach ein harter Kampf zwischen dem 
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Willen des Gestrauchelten zur Rechtlichkeit und dem Mißtrauen d^r Volks¬ 
gemeinschaft seinem Besserungswillen gregenüber. Deshalb ist es nötig, 
die Rehabilitierungserklärungen bei Jugendlichen aller Beschränkungen zu 
entkleiden, damit ihnen der Weg zum gesetzmäßigen Leben offen steht. 
Als Betätigungsfeld kommen für die Gebesserten in Italien das Impero, in 
anderen Ländern vielleicht überwachte Staatsbetriebe in Betracht. 

f) Da die Beurteilung der Jugendlichen eine schwere Aufgabe ist, 
erscheint es angebracht, Sondergerichte zu bestimmen. Diese sollen ein¬ 
fache Fälle ohne öffentliche Sitzungen im Beschlußverfahren entscheiden, 
weil die Feierlichkeit der Sitzungen nicht frei von gefährlichen Einwir¬ 
kungen auf die Jugendlichen zu sein pflegt. Nach italienischem Recht muß 
einer der Beisitzer im Jugendgericht ein Kenner der Biologie, Psychiatrie, 
Kriminalanthropologfie, Pädagogik sein, was sich als fruchtbringend er¬ 
wiesen hat. 

g) Die auf dem Berliner Internationalen Strafrechts- und Gefängnis- 
kong^reß im Jahre 1935 und auf dem Pariser Internationalen Kinderschutz¬ 
kongreß im Jahre 1937 angeschnittene Frage, ob dem Jugendrichter auch 
die Zuständigkeit in Zivilsachen und Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, vielleicht sogar auch der Delikte gegen Jugendliche zu 
übertragen ist, muß mit großer Vorsicht entschieden werden. Da eine 
Sondergerichtsbarkeit gegen Jugendliche nicht ohne Vereinfachung des 
Verfahrens denkbar ist, würde bei solcher Zuständigkeitsausdehnung der 
Rechtsschutz Dritter leider können. 

In der I. Sektion, die unter dem Vorsitz des Genfer Universitäts¬ 
professors Dr. Delaquis tagte, wurde folgender Beschluß gefaßt: 

1. Der Kongreß hält es für notwendig, die Ermittlungen über die 
Ursachen der Kriminalität der Jugendlichen in ihrer Methode international 
zu vereinheitlichen und diese wie auch das Studium der gerichtlichen 
Behandlung antisozialer Jugendlicher nach einem gemeinsamen Klassi¬ 
fizierungskriterium vorzunehmen, in dem unterschieden werden: a) mora¬ 
lisch gefährdete Jugendliche; b) verwahrloste Jugendliche; c) Minder¬ 
jährige, die vom bio-psychologischen Standpunkt aus als normal erscheinen; 
d) Minderjährige, die vom bio-psychologischen Standpunkt aus als anormal 
erscheinen. 

2. Der Kongreß erachtet als notwendige Voraussetzung für die 
Lösung der im Kampf gegen die Jugendkriminalität bestehenden Probleme 
die frühzeitige, auf anamnestische und individuelle Daten sich gründende 
Diagnose und eine hierauf begründete biologische Erfassung der Bevöl¬ 
kerung. 

3. Der Kongreß erkennt die Notwendigkeit der Einrichtung eines 
Jugendrichters an, der für alle von Jugendlichen begangenen Straftaten 
zuständig ist. 

4. Der Kongreß hält eine Prüfung für angezeigt, ob die Zuständig¬ 
keit des Jugendrichters ausgedehnt werden soll auf gewisse, gegen Jugend¬ 
liche sich richtende Straftaten und auch auf die Entscheidung von Streit¬ 
fragen und auf bestimmte Maßnahmen nicht strafrechtlicher Art, welche 
die Interessen der Jugendlichen berühren. 

II. Studium der Persönlichkeit des Verbrechers 

Zu diesem Thema lagen 64 Referate vor, darunter die eingangs dieses 
Berichtes genannten 5 Arbeiten aus dem Mitgliederbereiche der Deutschen 
Gesellschaft für Gefängniskunde. 
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Die Generalberichterstatter stellen als Grundlage für die Beant¬ 
wortung der auf gestellten Fragen folgendes fest: 

Es ist ein Verdienst der Biologie, den bio-soziologischen Begriff des 
Verbrechens, worauf die moderne Kriminologie beruht, geschaffen zu 
haben. Es scheint nunmehr allgemein anerkannt zu werden, daß es keine 
Verbrechen gibt, bei denen man nicht eine doppelte Komponente feststellen 
kann: die subjektive oder endogene, die sich auf die Persönlichkeit des 
Verbrechers bezieht, und die objektive oder exogene, die sich auf die Um¬ 
gebung bezieht. Die erste besteht aus dem vererbten und aus dem erwor¬ 
benen Anteil; letztere besteht wiederum aus einer Doppelwirkung: eine 
die Täterpersönlichkeit bildende oder entstellende und eine, mittelbar oder 
unmittelbar im entscheidenden Augenblick der Tat sich auf den Täter aus¬ 
übende Wirkung. Unerläßliche Bedingung für das Zustandekommen der 
verbrecherischen Tat ist das Vorhandensein beider Komponenten, sonst 
können die sogenannten paradoxen Erscheinungen der Kriminologrie nicht 
erklärt werden und zwar einerseits die Fälle, wo die Persönlichkeit eine 
so einheitliche und kräftige Struktur besitzt, daß sie sich der Vollkommen¬ 
heit nähert (wenn überhaupt von einem vollkommenen menschlichen Typus 
die Rede sein kann) und unversehrt gegen starke äußere kriminogene 
Wirkungen bleibt — und andererseits die Fälle, wo die Persönlichkeit ein so 
hohes biokriminologisches Potential besitzt, daß man sagen könnte, das 
Individuum lebe in einem Zustande der fortwährend drohenden Krimi¬ 
nalität, aber trotzdem kein Verbrechen begeht, bis nicht ein exogener, wenn 
auch geringfügiger Funke den Brand entfacht und somit den endogenen 
Elementen Anlaß zur Wirkung gibt. 

Der Generalbericht behandelt dann die Frage nach dem symbolischen 
Viereck des Quia, Quis, Quomodo und Quando und stellt fest: 

a) über den Grund der Persönlichkeitsforschung ist nicht mehr viel 
zu sagen, nachdem die Strafgesetzgebungen aller Länder ihre Bedeutung 
anerkannt haben, 

b) auch die Frage nach dem Träger der Forschung ist gelöst, nach¬ 
dem eine Einigung darüber erzielt worden ist, daß der Richter mit dem 
Biologen Zusammenarbeiten muß, woraus sich der Begriff des Biokrimi¬ 
nologen entwickelt hat, 

c) für den Zeitpunkt der Forschung ist bestimmend, daß der Beitrag 
der Biologie zur Justiz nur Wert hat, wenn die beiden Wirkungslinien so 
verlaufen, daß sie sich im Augenblick der Entscheidung, also des Straf¬ 
urteils, kreuzen, 

d) als Ort der Forschung kommen die Untersuchungsgefängnisse in 
Frage, an denen kriminalbiologische Forschungsstellen zu gründen sind. 

Die II. Sektion faßte nach Beratung der Frage unter dem Vorsitz des 
Rektors der Mailänder Universität, Professor Gemelli, folgenden Beschluß: 

1. Die anzuwendende Verfahrensweise in der Erforschung der Per¬ 
sönlichkeit des Verbrechers soll totalitär und einheitlich sein, d. h. eine 
analytische Zergliederung und synthetische Wiederaufbauung der Persön¬ 
lichkeit mit vorhergehender Erkenntnis aller, während der Persönlichkeits¬ 
entwicklung wirkenden und zur Zeit gegenwärtigen genealogischen, bio¬ 
graphischen, soziologischen, somatischen und psychischen Elemente sein 
und schließlich jener, welche die Persönlichkeit im Augenblick des Ver¬ 
brechens umgestalten; 

2. die Erforschung der Persönlichkeit des Verbrechers ist nach Form 
und Wesen in die Amtsverrichtung der Justiz einzuschalten unter größt¬ 
möglichster Zusammenarbeit von Richter und Gutachter, und zwar in allen 
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drei Entwicklungsstufen des strafrechtlichen Verfahrens, nämlich bei der 
Ermittlung, beim Urteilsspruch und beim Strafvollzüge; 

3. die Zusammenarbeit von Gutachter und Richter soll ihre Grund¬ 
lage in Forschungsstellen haben, die bei großen Gerichtsgefängnissen und 
Strafanstalten mit wissenschaftlichen Einrichtungen und vorgebildeten 
Fachbeamten zu errichten sind. 

III. Die Rolle des Richters im Kampfe gegen die Kriminalität 
und seine kriminologische Vorbildung 

Die von der Kongreßleitung zum Thema in den vorbereitenden Druck¬ 
sachen gegebenen Erläuterungen und der erste Teil des Generalberichts 
stellen fest, daß es nicht mehr genügt, wenn ein Strafrichter logisch¬ 
juristisch denken kann, sondern daß mit der Anerkennung der Spezial¬ 
prävention als wesentlicher Strafzweck nunmehr der Strafrichter auch die 
Lebensbedingungen und die persönlichen Eigenschaften der Täter in Be¬ 
tracht zu ziehen lernen muß. Weil der Strafrichter auch in krimino¬ 
logischen Fächern bewandert sein soll, hat man die Ansicht vertreten, 
daß eine Trennung zwischen Zivilrichtem und Strafrichtern in der Aus¬ 
bildung und in der Laufbahn zweckmäßig wäre. Vor einem solchen Schritt 
und auch vor der Auffassung, die Strafrichter für eine minderwertige 
Gruppe der Richter zu halten, ist jedoch zu warnen, weil daran festgehalten 
werden muß, daß an Zivil- und Strafrichter die gleichen hohen Anfor¬ 
derungen zu stellen sind. Denn beide Gruppen müssen die Probleme des 
Rechts beherrschen. Allerdings muß man vom Strafrichter eine zusätzliche 
Ausbildung in Kriminologie verlangen. Auch ein Zivilrichter, der zur Straf¬ 
justiz übergehen will, muß diese Spezialkenntnisse nachweisen. 

Der Generalbericht erörtert sodann, worin die Spezialausbildung be¬ 
stehen muß und wie sie gestaltet werden soll. Der Strafrichter braucht zu 
seinem Amt eine besondere Menschenkenntnis, besonders aber eine Kennt¬ 
nis vom kriminellen Menschen und von den Phänomenen, die der Krimi¬ 
nalität eigentümlich sind, zum Beispiel Gerichtsmedizin, Anthropologie, 
Kriminalpsychologfie, Kriminalsoziologie und Kriminalstatistik, ferner Ver¬ 
brechertechnik, Kriminalpädagogik usw. Mit einem Wort, der Strafrichter 
muß eine kriminalbiologische Vorbildung haben, die ihn allein befähigt, in 
den Grenzen des Möglichen das Verbrechen zu erklären und seine Ursachen 
festzustellen. 

Da die jungen Leute, die sich der Richterlaufbahn zuwenden, nicht 
schon eine vertiefte kriminologrische Spezialkenntnis besitzen können, weil 
diese logrischerweise erst mit der Praxis erworben wird, sollte die Justiz¬ 
verwaltung für die in die Richterlaufbahn eintretenden Beamten Kurse 
über Kriminologie einrichten, in denen auf der Grundlage der während des 
Universitätsstudiums erworbenen Kenntnisse eine Spezialausbildung er- 
folgrt. Vorgeschlagren wird ferner, Lehrgänge in Vollzugsanstalten, In¬ 
stituten für gerichtliche Medizin usw. mit praktischen Vorführungen 
abhalten zu lassen. Es wird aber vor zwei gefährlichen Irrtümem gewarnt: 
Man darf nicht glauben, daß der Richter allein mit kriminalbiologischen 
Kenntnissen seine Aufgabe erfüllen könne. Vielmehr ist notwendig, daß 
der Strafrichter im wesentlichen Jurist ist und bleibt. Auch würde man 
von ihm zuviel verlangen, wolle man ihn allein über die kriminal- 
biologpschen Fragen entscheiden lassen. Der Sachverständige soll nicht aus- 
g^schaltet werden. 

In welcher Weise nun aber der Biologe an der Urteilsfindung beteiliget 
werden soll, ist umstritten. Manche wollen ihn als Gutachter in den ein- 
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zelnen Fällen herangezogen wissen, andere räumen ihm einen Richtersitz 
ein, so daß gemischte Gerichte entstehen würden. Der Generalbericht hält 
die letzte Lösung für richtiger mit der Einschränkung, daß der Vorsitz 
immer in den Händen eines Juristen und die zahlenmäßige Überlegenheit 
im Richterkollegium gleichfalls bei den Juristen liegen muß. 

Es bleibt noch die Frage zu klären, wie eine biologisch-juristische 
Zusammenarbeit während der Voruntersuchung und während des Straf¬ 
vollzuges zu erreichen ist. Familienforschung muß nicht nur bei Minder¬ 
jährigen, sondern in allen Fällen erfolgen. Im übrigen soll man dem Unter¬ 
suchungsrichter zur Pflicht machen, auch sonst alle Ermittlimgen über die 
Persönlichkeit und Verhältnisse des Täters anzustellen. In den Vollzugs¬ 
anstalten aber müssen Zentralstellen zur Erforschung der Gefangenen 
errichtet werden, die in jedem Augenblick über die Persönlichkeit jedes 
Häftlings Auskunft zu erteilen in der Lage sind. 

Die III. Sektion, die unter dem Vorsitz des Münchener Universitäts¬ 
professors Dr. Mezger tagte, faßte folgende Beschlüsse: 

1. Der Strafrichter muß zum Kampfe gegen das Verbrechen durch 
eine Individualisierung seiner Maßnahmen im Zeitpunkt der Untersuchung, 
im Zeitpunkt des Urteils soviie im und nach dem Vollzug der Strafe bei¬ 
tragen; 

2. Diese Aufgaben, die immer umfangreicher werden, fordern, daß 
der Richter eine entsprechende Ausbildung in allen kriminologischen 
Fächern erhält. Diese Ausbildung soll auf der Universität beginnen und 
später in besonderen Instituten in Formen und Systemen, wie sie den ört¬ 
lichen Verhältnissen enstprechen, ihre Vollendung erhalten; 

3. der Kongreß bestätigt die Notwendigkeit, das Studium auf die 
Möglichkeit hin zu vertiefen, eine engere Zusammenarbeit zwischen Rich¬ 
tern und gerichtlichen Sachverständigen zu verwirklichen, und verweist 
die Prüfung der Vorschläge auf den nächsten Kongreß. 

B. Gruppe der Themen, über die kein Beschluß gefaßt wurde 

IV. Organisation der kriminellen Prophylaxe in den verschiedenen Ländern 

Die Mehrzahl der Berichterstatter ist sich darin einig, daß die 
Generalprophylaxe in das Gebiet der Sozialpolitik fällt, also eng mit den 
politischen, sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Verhältnissen der 
einzelnen Länder verknüpft ist, während die Spezialprophylaxe zur eigent¬ 
lichen Kriminalpolitik gehört, weil sie vornehmlich das Problem des Rück¬ 
falls ins Auge faßt, mithin die Anwendung der Strafgesetze und die Ein¬ 
richtung der Straf- und Besserungsanstalten betrifft. Bei dem großen 
Stoffgebiet soll hier nur auf die Spezialprophylaxe durch die Vollzugs¬ 
anstalten näher eingegangen werden. 

In den verschiedenen Berichten werden ausführlich alle Einrichtungen 
erwähnt, die in den modernen Strafanstalten zu dem Zwecke getroffen 
sind, die Gefangenen während der Gefangenschaft physisch und moralisch 
zu fördern. Ebenso ausführlich werden die hygienisch-sanitären Einrich¬ 
tungen erörtert, die, auf die Untersuchung und Besserung der Persönlich¬ 
keit des Gefangenen ihr Ziel richtend, zu den wirksamsten Mitteln der 
Wiedereingliederung der Verbrecher gehören. 

Einige Berichterstatter beschäftigen sich mit der Beschreibung der 
Einrichtungen, die unter verschiedenem Namen er^vähnt werden (Einrich¬ 
tungen der Kriminalbiologie, der Strafanstalts-Anthropologie, der Neu- 
ropsychiatrie), wobei sie übrigens völlig darin übereinstimmen, daß das 
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heutige Strafvollzugssystem, da es die Vorbeugung und die Wiederein¬ 
gliederung zum Ziel hat, die wissenschaftliche Erforschung der Persönlich¬ 
keit des Gefangenen als Einrichtung von grundlegender Bedeutung be¬ 
trachten muß. 

Ferner betonen die verschiedenen Berichterstatter — immer in bezug 
auf das Problem der sozialen Kriminalprophylaxe — die Wichtigkeit aller 
Einrichtungen in den Strafanstalten, die sich mit dem Problem der 
Organisation der Arbeit und der pädagogischen und moralischen Unter¬ 
stützung der Gefangenen beschäftigen. 

Die verschiedenen Berichterstatter stimmen aber sämtlich darin über¬ 
ein, daß dem Studium der Persönlichkeit des Verbrechers eine große Be¬ 
deutung zukommt und deshalb die Zusammenstellung eines biographischen 
Merkblattes über die Gefangenen eine Notwendigkeit ist. Als nicht minder 
wichtig MÜrd die Fürsorgetätigkeit bezeichnet, die zugunsten der Straf¬ 
entlassenen ausgeübt wird, da man wohl weiß, wie oft der Rückfall ins 
Verbrechen von den materiellen und moralischen Gefährdungen begünstigt 
wird, denen das Individuum in dem Augenblick begegnet, wo es nach Ver¬ 
büßung der Strafe seinen Platz in der Gemeinschaft wieder einnehmen will. 

V. Ethnologie und Kriminologie 

In den von der Kongreßleitung zum Thema herausgegebenen Erläu¬ 
terungen waren die Strafrechtsgelehrten gebeten, ihre Ansicht über die 
Bedeutung des Rassenfaktors in der Entwicklung der Kriminalität im all¬ 
gemeinen und eventuell in einigen Formen der Kriminalität, die als Eigen¬ 
artigkeit bestimmter Rassen oder bestimmter ethnischer Gruppen oder 
Völker bezeichnet werden könnten, darzulegen und außerdem über die 
Bedeutung, die den Überlieferungen, den Gepflogenheiten, den Gewohn¬ 
heiten und den besonderen kulturellen, wirtschaftlichen und sozialen Ver¬ 
hältnissen eines jeden Landes in der Entwicklung der Kriminalität im all¬ 
gemein gebührt, zu berichten. 

In den Berichten ist folgendes zum Ausdruck gebracht: 

So wie die menschlichen Rassen eigene und besondere physische 
Merkmale aufweisen, die sie voneinander trennen, ebenso haben sie auch 
eigene und besondere geistige Merkmale. So wie die Völker von mehr oder 
weniger primitiver Kultur oder von verschiedenen Rassen sich bei der 
Berührung mit der europäischen Kultur durch die Änderung der soma¬ 
tischen Merkmale, die die Rasse kennzeichnen, nicht physisch umgestalten 
können, ebenso sind sie nicht imstande, psychische Anlagen anzunehmen, 
die anderen Stämmen eigen sind. 

Der Eingeborene wird zwar, in der gleichen Weise wie er sich plötz¬ 
lich europäisch kleiden kann, auch die neue Sprache lernen und ent¬ 
sprechende äußere Lebensformen annehmen. Damit aber ist er weit davon 
entfernt, die Kultur sich angeeignet zu haben, die das Erzeugnis einer 
langen Entwicklung der Rasse bildet und als solches ein ganz spezifisches 
Gepräge träjft. Verschiedene biologische und soziale Bedingungen äußern 
sich in verschiedenen physischen Reaktionen gegenüber ein und demselben 
Anreiz; daraus folgt das Bestehen einer gewissen dauernden Unmöglichkeit 
der Ausgleichung zwischen Eingeborenen und Europäern, die nicht be¬ 
seitigt, wohl aber gebessert, geändert, allmählich durch Erziehung und 
Verständnis verringert werden kann. 

Die Wohltat der Kultur besteht nicht in den technischen Fortschritten, 
die ihr materielles Produkt bilden, sondern in dem Geiste, der sie beseelt. 
Dieser Geist wird nicht durch Autorität und Gewalt übertragen, sondern 
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kann nur das Produkt einer langsamen Einwirkung und des Nachahmungs¬ 
triebes sein, die ganz allmählich die Generationen durchdringen, indem sie 
die alten Glaubenssätze, die seit unvordenklicher Zeit beinahe automatische 
Funktionen des Verhaltens geworden waren, vertreiben. Diese Durchdrin¬ 
gung kann der Europäer erreichen durch die genaue und gründliche Kennt¬ 
nis aller kulturellen Elemente des Volkes, mit dem er in Berührung steht 

VI. Die Erprobung von Sicherheitsmaßnahmen in den verschiedenen Ländern 

Zu dieser Frage waren grundlegende Arbeiten aus Italien, Deutsch¬ 
land, Jugoslawien und Belgien eingegangen. 

a) Der Bericht über 11 a I i en wurde vom Senatspräsidenten 
am italienischen Kassationsgerichtshof und Generaldirektor der ita¬ 
lienischen Vorbeugungs- und Strafvollzugsanstalten S. E. Giovanni 
N 0 V e 11 i erstattet. 

Nach einer Darstellung der Gegensätze zwischen der klassischen und 
positiven Strafrechtsschule gibt er die Sätze Mussolinis wieder, mit denen 
dieser das Beste von den Ergebnissen der wissenschaftlichen und prak¬ 
tischen Untersuchungen auf dem Gebiet des Strafrechts zu einem einheit¬ 
lichen System zusammengefaßt hat, indem er folgende Gedanken äußert: 
„Die vorbeugenden und heilenden Maßnahmen im Kampfe gegen die 
Kriminalität (Erziehungsanstalten, Schulen für Verwahrloste, Justizirren¬ 
anstalten usw.) werden erheblich ausgebaut. Die Strafe muß als Mittel der 
Abwehr der in ihrem Recht verletzten Gemeinschaft regelmäßig die Funk¬ 
tion der Abschreckung und der Erziehung erfüllen: Der Strafvollzug wird 
mit Rücksicht auf die zweite erwähnte Aufgabe hygienisch verbessert und 
sozial vervollkommnet (Entwicklung der Gefängnisarbeit).“ 

Mit diesen Worten waren die zwei Grundfragen entschieden, welche 
die Strafrechtsschulen so lebhaft beschäftigt haben und noch heute be¬ 
schäftigen: 1. Beibehaltung der Strafe als juristische Sanktion für das 
Verbrechen auf der Grundlage der sittlichen Verantwortung und mit Ver¬ 
geltungscharakter oder Ersatz der Strafe durch eine Sicherungsmaßregel 
verwaltungsmäßiger Art auf der Grundlage der Gefährlichkeit des Be¬ 
troffenen. 2. Im Falle der Beibehaltung der Strafe Beschränkung ihres 
Sinns und Zwecks auf die Sühne oder Belebung der Strafe dadurch, daß 
man ihr den Zweck zuweist, den Schuldigen wieder dem Gemeinschafts¬ 
leben anzupassen. 

Nach den klaren und tiefgründigen Gedanken des Duce, die im Pro- 
gn'amm der Partei ihren Ausdruck gefunden haben, soll die Strafe in ihrer 
tausendjährigen Funktion der Verteidigung der Rechts- und Lebensordnung 
der Gemeinschaft aufrechterhalten werden. Sie soll aber den Notwendig¬ 
keiten der modernen Gesellschaft und den Erfordernissen, die sich aus den 
Aufgaben des Staates ergeben, angepaßt werden. Der Staat ist nicht nur 
dazu berufen, mechanisch seine Machtbefugnis auszuüben, sondern soll die 
Nation in ihrer Entwicklung schützen und kulturell fördern. So mußte der 
Strafe auch der Zweck zugewiesen werden, die Straffälligen zu bessern 
und zu erziehen. 

Aus dem weiteren Bericht sollen noch einige grundlegende Grundsätze 
erwähnt werden: 

„Die sichernden Maßregeln stellen eine weitere Spezifikation der 
staatlichen Tätigkeit im Kampf gegen die Kriminalität dar. Gemeinsames 
Prinzip für die Strafen und für die Sicherungsmaßregeln ist die positiv¬ 
rechtliche Grundlage im Strafgesetz; deim eine Sicherungsmaßnahme kann 
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ebenso wie eine Strafe nur angeordnet werden, wenn sie vom Gesetz vor¬ 
gesehen ist, und auch nur in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen verhängt 
werden. Die Sicherungsmaßregeln können entweder vermögensrechtlicher 
Art sein oder in persönlicher Verwahrung bestehen. Die freiheitsentziehen¬ 
den Sicherungsmaßregeln können entweder an die Stelle der Strafe treten 
(substitutiv) oder neben sie (komplementär). Sie treten an die Stelle der 
Strafe bei den Personen, die wegen mangelnder Altersreife noch nicht zu¬ 
rechnungsfähig sind, oder bei Personen, denen aus anderem Grunde die 
Einsichts- oder Willensfähigkeit fehlt. Strafunmündig im Sinne des Straf¬ 
gesetzes sind Kinder unter 14 Jahren; für sie kommt Unterbringung in 
einer Justizbesserungsanstalt oder Schutzaufsicht in Betracht. Für die über 
Vierzehnjährigen, denen zur Zeit der Begehung der Tat die Einsichts- oder 
Willensfähigkeit wegen Geisteskrankheit fehlt, tritt die Maßregel an die 
Stelle der Strafe, und zwar Unterbringung in einer Justizirrenanstalt. Die 
Funktion der sozialen Wiederanpassung, die bei den Strafen erst in zweiter 
Linie steht und bei den polizeilichen Maßregeln nur mittelbar ist, wird 
vorherrschend und unmittelbar bei den Sicherungsmaßregeln. 

Für die Strafen, bei denen man das Vorherrschen des Sühneziels mit 
dem in die zweite Linie gerückten Erziehungsziel in Einklang bringen 
muß, sind die Grundsätze, von denen sich die italienische Vollstreckungs¬ 
gesetzgebung hat leiten lassen, folgende: 

1. Der Zustand der Freiheitsentziehung muß alle jene Sühnemerkmale 
verlieren, die nach dem Empfinden des Menschen unserer Zeit nicht not¬ 
wendig sind, damit der Vollzug als eine Züchtigung empfunden und als 
solche von dem Verurteilten und anderen gefürchtet wird (Sühne, General¬ 
prävention und Spezialprävention). 

2. Die zur Erreichung des sehr wichtigen Ziels der Besserung anzu¬ 
wendenden Mittel müssen unter Berücksichtigung des Umstandes ange¬ 
wandt werden, daß die Strafe in jedem Falle ein Übel bleiben soll. 

Für die Sicherungsmaßregeln besteht das Problem dagegen nicht 
darin, die notwendige Strenge der Züchtigung, die der Strafe eigen ist, 
mit den der Durchführung von Erziehungsmitteln eigenen Zugeständnissen 
in Einklang zu bringen. Hier gilt es, die Einschränkungen zu begrenzen, 
die mit jeder strengen Einrichtung verbunden sind, die der Erziehung 
gemeingefährlicher Personen dient, die schon — wenn auch manchmal 
nur formell — gegen das Strafgesetz verstoßen haben, und diese Ein¬ 
schränkungen dem Erziehungs- und Fürsorgeplan einzufügen, der für die 
den Sicherungsmaßregeln zugewiesene Aufgabe wesentlich ist.“ 

Vier Probleme werden sodann von dem Referenten erörtert: 

1. Die Schaffung von Anstalten für die Sicherungsverwahrten; 

2. die Schwierigkeiten bei der Aufrechterhaltung von Zucht und Ordnung; 

3. die Probleme bei der Organisierung erzieherischer Maßnahmen; 

4. die Schwierigkeiten bei der Nachprüfung der Gefährlichkeit des Täters. 

Es ist in Italien gelungen, diese Fragen zu lösen. Der Erfolg, der 
mit den Sicherheitsanstalten erzielt worden ist, erscheint beachtlich. Trotz¬ 
dem sollen weitere Verbesserungen vorgenommen werden. Man will in 
den Anstalten, in denen die Sicherungsmaßregeln vollzogen werden, wissen¬ 
schaftliche Institute zur Erforschung der Persönlichkeit der Verwahrten 
einrichten. Ferner soll die Fürsorge für die Entlassenen vermehrt werden, 
weil man erkannt hat, daß der größte Teil der Rückfälle darauf zurück¬ 
zuführen ist, daß die Verwahrten in die ungünstige Umgebung, aus der 
sie herkommen, zurückkehren und häufig nicht die Möglichkeit haben, 
Arbeit zu finden. 
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b) Den Bericht über Deutschland erstattete Staatssekretär 
im Reichsjustizministerium Dr. Roland Freister. Er führte aus: 

Die Kriminalbiologie hat den Zusammenhang der Einzeltat und der 
Persönlichkeit des Täters erforscht und dadurch für das Strafrecht die 
Erkenntnis gezeitigt, daß ein gerechtes Urteil nicht möglich ist, wenn der 
Richter den Blick auf die Einzeltat beschränkt, die zur Aburteilung steht, 
ohne die gesamte Persönlichkeit des Täters zu würdigen. 

Die Lehren der Kriminalbiologie für eine moderne Kriminalpolitik 
sind von der Strafrechtswissenschaft umso freudiger aufg^enommen, als 
auch sie auf Grund ihrer Erfahrungen erkannt hat, daß die Strafe allein 
den Zielen des Strafrechts vielfach nicht genügen konnte. Vor allem 
haben die Zahlen der Statistik über die rückfälligen Verbrecher mit 
beredter Sprache die Unzulänglichkeit der Strafe gegen vielfach rück¬ 
fällige Verbrecher bewiesen. In Deutschland, wie auch in anderen Ländern, 
ist die Beobachtung gemacht worden, daß die Zahl der Verbrecher, die 
bereits mehrfach Vorstrafen erlitten haben, ständig im Wachsen ist, die 
vollzogenen Strafen also ohne Wirkung geblieben sind. So entstand auch 
bei den Vertretern der Strafrechtswissenschaft die Forderung, die Strafe 
durch Maßregeln der Sicherung und Besserung zu ergänzen, die in Fällen, 
in denen die Strafe versagt, ihr zur Seite treten könnnen.“ 

Diese Maßregeln werden daher anders als die Strafen nicht nach 
dem Maß der Schuld des Täters bestimmt. Der Richter, der sie anordnet, 
schaut nicht wie bei der Bemessung der Strafe rückwärts auf die Tat und 
spricht mit ihnen kein Urteil über den Wert des Täters, sondern er prüft 
mit dem Blick in die Zukunft die Art der Gefahr, die von dem Täter der 
Allgemeinheit droht, und bestimmt die Maßregel nach der Art dieser Ge¬ 
fahr. Anders als die Strafen sind diese Maßregeln nicht von bestimmter 
Dauer, sondern bleiben solange gegen den Täter in Kraft, bis die Gefsdir 
behoben ist, der sie begegnen wollen, unter Umständen also lebenslänglich. 
Wir sind uns darüber klar, daß diese Maßregeln ein "Übel bedeuten, das 
den Täter, sofern er schuldhaft gehandelt hat, neben der Strafe und über 
die Strafe hinaus trifft; wir verhängen aber diese Maßreg^eln, weil unser 
Staat fest entschlossen ist, die anständig;en und gesetzestreuen Volks¬ 
genossen gegen diejenigen, die sich der Gemeinschaft nicht einordnen 
wollen, zu schützen, und weil wir, wenn der Sicherung gegen Gefahren 
Opfer im Interesse der Allgemeinheit gebracht werden müssen, es für 
gerecht halten, diese Opfer nicht den anständigen Volksgenossen aufzu¬ 
erlegen, sondern denen, von deren Persönlichkeit die Gefahren für die All¬ 
gemeinheit ausgehen. 

In den folgenden Ausführungen gibt der Berichterstatter einen "Über¬ 
blick über die einzelnen der in Deutschland angewandten Maßregeln der 
Sicherung und Besserung, nämlich 

1. die Unterbringung in der Heil- und Pflegeanstalt, 

2. die Unterbringung in einer Trinkerheil- und Erziehungsanstalt, 

3. das Arbeitshaus, 

4. die Sicherungsverw'ahrung. 

Dagegen sieht er wegen der verhältnismäßigen Kürze der bisherigen 
Erprobungszeit von einer Darstellung der Ergebnisse der Entmannung ge¬ 
fährlicher Sittlichkeitsverbrecher ab. Auch die Wirkung der Untersagung 
der Ausübung eines Berufs erörtert er nicht. Seine Darstellung beschränkt 
sich somit auf die mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregeln. 

Unser Bericht wird sich aber wegen der Fülle des gebotenen Stoffes wei¬ 
ter beschränken müssen und nur die Sicherungsverwahrung behandeln können. 
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Der* Referent greift zwei wichtige Probleme heraus: die Anordnung 
der Sicherungsverwahrung und die Entlassung aus ihr. Durch Richter¬ 
spruch angeordnet wurde die Sicherungsverwahrung 

1934 gegen 3935 Verurteilte 

1935 gegen 1318 „ 

1936 gegen 907 „ 

1937 gegen 690 „ 

mithin 1934 bis 1937 gegen 6850 Verurteilte. Die rückläufige Zahl findet 
zwar zum größten Teil ihre Erklärung darin, daß zunächst einmal alle im 
Volk lebenden oder im Strafvollzug befindlichen Gewohnheits-, Berufs- 
und Hangverbrecher, auf welche die gesetzlichen Voraussetzungen zu¬ 
trafen, in die Sicherungsverwahrung verbracht werden mußten, bis der 
jährliche Zugang sich gewis.sermaßen auf das natürliche Zuwachsen solcher 
Elemente in jedem Jahrgang beschränkte. 

Unverkennbar ist, daß eine gewisse Abneigung bei den Richtern 
vorhanden ist, nach Feststellung der Straftat etwas anderes zu tun, als 
für sie dem Täter die Strafe zuzumessen. Aber wäre man dem Gedanken 
der Einspurigkeit von Strafe und Sicherungsverwahrung gefolgft, dann 
wäre dem Richter der gewohnte und auch richtige Begriff der Strafe ver¬ 
loren gegangen, der die Anpassung der Strafe an das Maß der Schuld 
erfordert. Deshalb hat sich die deutsche Strafrechtspflege zur ideen¬ 
mäßigen Trennung von Strafe und Sicherungsmaßnahme, also zur soge¬ 
nannten Zweispurigkeit entschlossen. 

Von großer Bedeutung ist die seelische Wirkung, die die unbe¬ 
stimmte Dauer der Sicherungsverwahrung auf den Verwahrten ausübt. 
Das Gefühl der Erleichterung, das der Strafgefangene empfindet, wenn er 
Tag für Tag seine Strafe zusammenschmelzen sieht, fehlt dem Verwahrten. 
Die Folge ist eine unruhige, nervöse Stimmung, eine starke seelische 
Spannung in der Anstalt. Sie kann eine Nachreife des Charakters und 
eine innere Wandlung zur Folge haben. Man muß aber auch besorgen, 
daß eine solche nur vorgetäuscht wird. Ob auch der Drang zu gewalt¬ 
tätiger Selbstbefreiung im beachtlichem Maße hervorgerufen wird, läßt 
sich noch nicht übersehen. Im ganzen herrscht bisher bei den Verwahrten 
der sehnliche Wunsch, durch gute Führung die Aussichten auf Entlassung 
zu verbessern. 

Das schwierigste Problem aber ist die richtige Entscheidung über die 
Entlassung, insbesondere die Stellung der sozialen Prognose. Die 
Schwierigkeit liegt besonders darin, daß aus dem Verhalten in der Un¬ 
freiheit nie sicher auf das spätere Verhalten in der freien Gemeinschaft 
geschlossen werden kann. Grundsatz bleibt jedoch, daß die Prüfung darauf 
zu erstrecken ist, ob die Sicherungsverwahrung künftig nicht mehr erfor¬ 
derlich ist, weil der Verurteilte nicht mehr gefährlich ist. Das bedeutet, 
daß ein Zweifel, der etwa bestehen bleibt, den Ausschlag gegen die Ent¬ 
lassung geben muß. 

Wieviele Straftaten infolge Androhung und Verhängung der sichern¬ 
den und bessernden Maßnahmen unterblieben sind, läßt sich zahlenmäßig 
nicht feststellen. Aber daß sie nicht ohne Wirkung geblieben sind, ergibt 
sich daraus, daß gegenüber 1933 in Deutschland zurückgegangen sind: 

1. Geldfälschung um 71,6 v. H. 

2. Raub, räuberische Erpressung um 54,1 v. H. 

3. Hehlerei um 42,4 v. H. 

4. vorsätzliche Brandstiftung um 34,2 v. H. 

5. Diebstahl um 31,0 v. H. 

6. Betrug um 28,0 v. H. 
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c) Pür Jugoslawien war der Bericht von Alexander 
M a k 1 e z o w , Professor an der Universität Ljubljana erstattet. 

Die jugoslawische Strafgesetzgebung unterscheidet folgende Dreitei¬ 
lung: a) Strafen, b) Sicherheitsmaßnahmen, c) Erziehungsmaßnahmen für 
Minderjährige bis zu 17 Jahren. Der grundsätzliche Unterschied zwischen 
Strafen und Maßnahmen kommt im Wortlaut des § 3 der Verordnung vom 
13. Januar 1930 zum Ausdruck, wo es heißt: „Die Sicherheitsmaßnahmen 
sind keine Strafen, deshalb muß das Verfahren bei ihrem Vollzug so ein¬ 
gerichtet werden, daß es dieser ihrer bedeutsamen Eigenart Rechnung 
trägt. Die einzelnen Sicherheitsmaßnahmen sind: 1. Sicherungsverwahrung, 
2. Übergabe von Arbeitsscheuen in eine Zwangsarbeitsanstalt, 3. Unter¬ 
bringung Unzurechnungsfähiger und vermindert Zurechnungsfähiger in 
einer öffentlichen Heil- und Verwahrungsanstalt, 4. Unterbringung von 
Gewohnheitstrinkern in einer Trinkerheilanstalt, 5. Wirtshausverbot, 
6. Schutzaufsicht, 7. Landes- und Reichsverweisung, 8. Verbot der Aus¬ 
übung eines Berufes oder Gewerbes, 9. Einziehung gefährlicher Gegenstände. 

Unser Bericht muß auch hier auf die Erörterung der Sicherungsver¬ 
wahrung beschränkt werden. Sie wird vom Gericht verhängt, wenn drei¬ 
mal zu Zuchthaus Verurteilte nach der Verbüßung der letzten Strafe im 
Laufe von fünf Jahren wieder ein vorsätzliches Verbrechen begangen 
haben und sich aus den begangenen Straftaten und dem Lebenswandel der 
Täter schließen läßt, daß sie gemeingpefährlich sind. Die Höchstdauer 
der Sicherungsverwahrung beträgt zehn Jahre. Im Jahre 1936 wurden 
62 Verbrecher (49 Männer und 13 Frauen ) darin untergebracht. 

d) Über Belgien hat der Generaldirektor des Anthropolo¬ 
gischen Gefängnisdienstes, Dr. med. Vervaeck berichtet. 

Das belgische Gesetz ist am 9. April 1930 erlassen und am 1. Januar 
1931 in Kraft getreten. Es hat Sicherheitsmaßnahmen für a) die wiederholt 
Rückfälligen und ß) die geistig Anormalen eingeführt. 

o) Wiederholt Rückfällige und Gewohnheitsverbrecher können in vom 
Gesetz bestimmten Fällen auf die Dauer von 5 bis zu 20 Jahren in Siche¬ 
rungsverwahrung genommen werden. Davon ist in der Zeit vom 15. Jan¬ 
uar 1932 bis 31. Dezember 1937 bei 295 Straffälligen Gebrauch gemacht 
worden. Davon sind im Laufe der ersten sechs Jahre 33 endgültig und 
237 versuchsweise entlassen worden. Von den letzteren zeigen 46 oder 
etwa 20 v. H. ein gutes Verhalten und 38 oder etwa 18 v. H. sind wegen 
neuer Straftaten verurteilt worden. Jedoch 191 sind in die Anstalt zurück¬ 
gebracht worden, darunter 76 oder etwa 32 v. H., die selbst um ihre 
Wiederaufnahme gebeten hatten, teils weil sie keine regelmäßige Arbeit 
hatten, teils weil sie fürchteten, wieder rückfällig zu werden, teils weil 
sie das regelmäßige Leben in der Anstalt den Ungewißheiten eines freien 
aber an Enttäuschungen und Entbehrungen reichen Lebens vorzogen. 

ß) Grundsätzlich hat die Einsperrung von Anormalen eine Höchst¬ 
dauer von 5, 10 oder 15 Jahren je nach der Schwere der Tat. Von 1931 
bis 1. Juli 1938 sind 2483 Einsperrungen erfolgt, worunter sich 252 Frauen 
befanden. In etwas mehr als der Hälfte der Fälle ist eine vorzeitige Ent¬ 
lassung auf Probe erfolgt. Dagegen sind 10 v. H. der Eingesperrten über¬ 
haupt nicht entlassen worden, weil ihr Zustand gefährlich geblieben ist. 
Im Laufe der ersten 7Vs Jahre haben 23 v. H. der Entlassungsverfügungen 
widerrufen werden müssen, nämlich 320, und zwar in 145 Fällen nach einer 
neuen Straftat, in 16 Fällen wegen einer Verschlimmerung der geistigen 



305 


Defekte, in 12 Fällen auf eigenen Antrag des Anormalen. Aus diesen 
Zahlen ergibt sich, daß das Verhältnis der Rückfälligen bei den ent¬ 
lassenen Anormalen viel geringer ist, als bei den gewöhnlichen Verurteilten, 
bei denen es in Belgien zwischen 43 und 45 v. H. schwankt. 

Der Berichterstatter faßt als abschließendes Ergebnis zusammen, 
daß das belgische Gesetz für Sozialschutz, ohne vollkommen sein zu wollen, 
einen bemerkenswerten Fortschritt in dem Kampf gegen das Verbrechen 
darstellt. Er hält es für wirksamer als das gewöhnliche Repressivsystem, 
weil es den Schutz der Gesellschaft g^egen zwei für sie besonders gefähr¬ 
liche Verbrechergruppen sichert: die Anormalen und die Rückfälligen. 

ORR. Dr. Walter S t r u b e , Berlin-Moabit. 


1. Tagung der Gesellschaft für Deutsches Strafrecht, 

München 27./29. Oktober 1938 

Die im Sommer 1938 gegrründete Gesellschaft für Deutsches Straf¬ 
recht ist nunmehr in Deutschland die einzige Vereinigung, die sich durch 
Zusammenfassung von Hochschullehrern, Richtern, Staatsanwälten, Justiz¬ 
verwaltungsbeamten und ähnlichen Persönlichkeiten der wissenschaftlichen 
F*flege des Deutschen Strafrechts widmet. Sie hat damit die Aufgaben 
übernommen, die früher in den Händen der Deutschen Landesgruppe der 
internationalen kriminalistischen Vereinigung und der Deutschen straf¬ 
rechtlichen Gesellschaft lagen. *) Die Gesellschaft für Deutsches Straf¬ 
recht weiß die Leistungen dieser beiden Vorgängerinnen zu würdigen und 
freut sich, in ihrem jetzigen Kreise auch die Männer zu sehen, die sich um 
die genannten Gesellschaften als deren Vorsitzende besondere Verdienste 
erworben haben: die Universitätsprofessoren Dr. Kohlrausch-Berlin und 
Dr. Nagler-Breslau. Hierauf wies der Vorsitzende der Gesellschaft für 
Deutsches Strafrecht, Universität.sprofessor Dr. Graf Gleispach, als 
er am 27. 10. 1938 im Palais Preysing zu München die zur 1. Tagung der 
Gesellschaft erschienenen Mitglieder und Gäste begrüßte, besonders hin. 
Im Mittelpunkt dieses Eröffnungsabends stand eine Ansprache des Ehren¬ 
präsidenten der Gesellschaft, Reichsminister Dr. Frank. Im besonderen 
Auftrag des Herrn Reichsministers der Justiz, Dr. G ü r t n e r, über¬ 
brachte Staatssekretär Dr. F r e i s 1 e r dessen Grüße und Wünsche. 

Die Arbeitssitzungen am 28. und 29. 10. 1938 brachten Vorträge vom 
Reichsminister Dr. Frank (das Strafrecht des Dritten Reiches), Reichs¬ 
gerichtsrat Kuzner und Professor Dr. Boldt (die richterliche Rechts¬ 
schöpfung — § 2 n. F. StGB. — im Licht der Rechtsprechung), Professor 
Dr. Exner (Erfahrungen mit den Maßregeln der Sicherung und Besserung, 
die eine Freiheitsbeschränkung beinhalten), Amtsgerichtsrat Klostermann 
und Professor Dr. Schaffstein (die strafrechtliche Behandlung der Jugend¬ 
lichen). Nach den meisten Vorträgen fanden Aussprachen statt. Zu den 
Vorträgen Boldt, Klostermann und Schaffstein sind Leitsätze erschienen, 
die in der Zeitschrift für die gesamte. Strafrechtswissenschaft 58. Band 
4. und 5. Heft S. 737 ff. veröffentlicht sind. 

Vom Inhalt der Vorträge soll in den Blättern für Gefängniskunde 
in erster Linie besprochen werden, was für die Fachleute des Strafvollzugs 
von besonderem Interesse ist. 

Grundlegende Bedeutung hatten die Ausführungen des Reichsmini¬ 
sters Dr. Frank über das Strafrecht des Dritten Reiches. 

*) Vergl. den Bericht auf Seite 147 bis 148 des 2. Heftes dieses Bandes. 


A 
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Davon ausgehend, daß Weltanschauung und Staatsmaxime im national¬ 
sozialistischen Reich ihre Einheit gefunden hätten, stellte er den Vorrang 
der Partei als Trägerin der Weltanschauung fest. Damit finde auch das 
oft behandelte Problem des Verhältnisses von Norm und Formalgesetz 
seine Lösung: „Die NSDAP als die Repräsentantin des Deutschen Volkes 
gibt die Norm, der Staat aber schafft die dieser Norm entsprechende 
Formulierung und gewährleistet die Verwirklichung des Gesetzes.“ Hier¬ 
aus ergibt sich die zeitliche Abhängigkeit der gesetzgeberischen Arbeit des 
Staates: „Erst w'enn festgestellt ist, welche Werte von der NSDAP als 
für die Volksgemeinschaft beachtlich endgültig auf gestellt sind und in 
welchem Umfang, kann auch die endg^ültige Formulierung der Folgten einer 
Verletzung von Normen erfolgen“. 

Die Schlußworte des Reichsministers Dr. Frank: „wir sind eine 
Weltmacht der Kultur und der Politik, wir werden auch eine Weltmacht 
des Rechtes sein“ könnten nicht besser gestützt werden als durch das von 
Reichsminister Dr. Frank eindringlich vorgetragene Verlangen, es müsse 
im Interesse der Ordnung unseres Gemeinschaftslebens und im Hinblick 
auf den urgermanischen Schutzcharakter des Rechts ein Riegel gegen 
willkürliche Vergewaltigung des Einzelnen vorgeschoben sein. Auf eine 
gewisse Berechenbarkeit der Rechtslage des einzelnen Volksgenossen könne 
nicht verzichtet werden. In gleicher Linie liegt der Satz des Redners, das 
Strafverfahren müsse entsprechend dem Persönlichkeitsgedanken unserer 
Weltanschauung so ausgestaltet werden, daß der Angeschuldigte nicht von 
vornherein als überführt dastehe, sondern im Sinne eines wirklichen 
Rechtsverfahrens mit angemessenen Mitteln zu seiner Verteidigung aus¬ 
gestattet werde. 

Bei der Besprechung der Stellimg der Partei im Reich nannte Reichs¬ 
minister Dr. Frank als die drei großen politischen Ordnungsbereiche 
unseres öffentlichen Lebens die Reichsführung, die Reichsverteidigning 
und die Reichsverwaltung. Er warf die Frage auf, ob neben dem allge¬ 
meinen Strafrecht (für die Reichsverwaltung), dem Wehrstraf recht (für 
die Reichsverteidigung) nicht auch ein besonderes Strafrecht und Straf¬ 
verfahren für die NSDAP als die Führungsordnung des Reiches zu schaffen 
sei. Diesem Sonderstrafrecht soll aber, wie Reichsminister Dr. Frank aus¬ 
drücklich betonte, nicht jedes Mitglied der NSDAP unterstellt sein, sondern 
nur die der Führungshierarchie angehörenden. 

Die Vorträge über die richterliche Rechtsschöpfung 
(§ 2 RStGB.) im Lichte der Rechtsprechung berühren das 
Gebiet der Gefängniskunde nicht. Wenn dabei zum Ausdruck gebracht 
wurde, wie sehr schon ohne Analogie gemäß § 2 n. F. das StGB, im Sinne 
der Anschauungen des Dritten Reiches auslegungsfähig sei, so erinnert 
das an die Rechtslage im Vollzug, wo schon mit der Machtergreifung, 
also bevor eine Änderung der Rechtsgrundsätze über den Vollzug von Frei¬ 
heitsstrafen erfolgt war, eine rasche Wandlung nach einem dem Dritten 
Reich entsprechenden Strafvollzug eintrat. 

Der Vollzugsbeamte beobaclitet aufmerksam, wie sich in seinem 
Anstaltsbereich die Tätigkeit des Strafrichters und der Gnadenbehörde 
seelisch widerspiegelt. Dazu gibt der Zulieferungsbezirk jeder größeren 
Anstalt ständig Gelegenheit. Die Gegenüberstellung der Verschiedenartig¬ 
keit von Verurteilungen und Gnadenentscheidungen aus den zahlreichen in 
der Anstalt zusammenkommenden Gerichtsbezirken drängt jedem die 
Frage nach der Ursache dieser Verschiedenheit auf. Im besonderen Maße 
bewegt diese Frage die Anstalt, die Sicherungsverwahrte aus einem erheb- 
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liehen Teil Deutschlands in ihren Mauern beherbergt und täglich in ein¬ 
dringlichster Weise die Gegenwirkung aller damit zusammenhängenden 
Maßnahmen verspürt. Mit großem Interesse sah daher der Strafvollzugs¬ 
beamte dem Vortrag des Professors Dr. E x n e r über Erfahrungen 
mit den Maßregeln derSicherung u n d 6 e s s e r u n g , d i e 
eine Freiheitsbeschränkung beinhalten, entgegen. Wenn 
Exner auch wegen der Unvollständigkeit des Materials und der Kürze der 
Beobachtungsdauer Vorbehalte machen mußte, so bot der Vortrag doch 
sehr Wertvolles über die seit Inkrafttreten des Gesetzes vom 24. 11. 1933 
gemachten Erfahrungen, die allen an der richterlichen und verwaltungs¬ 
mäßigen Gestaltung dieser Maßnahmen Beteiligten nützen können. 

Niemand könne sagen, meinte Exner beim Beginn seines Vortrags, 
daß das Gesetz vom 24. 11. 1933 auf dem Papier stehen geblieben sei. Am 
30. 4. 1938 seien über 11 000 Leute in Anstalten untergebracht gewesen. 
Wie die Entwicklung von 1933 an war und wie sie sich auf die einzelnen 
Gruppen verteilt, ergibt nachstehende Übersicht: 

Angeordnete Maßregeln 



1934 

1935 

1936 

1937 

(yorläuf. 

Ergebn.) 

am 30.4.38 
befand, sich in 
den Anstalten 

Heil- und Pflegeanstalt . . . 

653 

728 

880 

902 

2510 

Vermindert Zurechnungsfähige 

226 

309 

379 

350 


Zurechnungsfähige .... 

327 

419 

601 

552 


Trinkerheilanstalt. 

97 

126 

138 

150 

225 (rund) 

Arbeitshaus. 

1832 

1409 

1413 

1094 

4610 

Sicherungsverwahrung . . . 
davon im ordentlichen Ver- 

3723 

1464 

946 

764 

3886 

fahren. 

1356 

864 

773 

702 


nach Art. 5. 

2367 

600 

173 

62 



Zeigen Heil- und Pflegeanstalt und Trinkerheilanstalt eine stetig 
zunehmende Inanspruchnahme, so gilt für das Arbeitshaus und die 
Sicherungsverwahrung das Umgekehrte. Exner erklärt dies beim Arbeits¬ 
haus mit der zunehmenden Besserung des Arbeitsmarktes, bei der 
Sicherungsverwahrung damit, daß die nachträglich erkannte Sicherungs¬ 
verwahrung von selbst aufhört und daß es sich im übrigen bemerkbar 
machen muß, wenn 4000 in Sicherungsverwahrung sind und 2—3000 in 
Strafanstalten auf ihre Überführung in die Sicherungsverwahrung warten. 

Exner will die Frage der Bewährung der Maßregeln der Sicherung 
und Besserung bejahen, wenn 1. von den Maßnahmen alle erfaßt werden, 
die erfaßt werden sollen, wenn 2. der Zweck der Maßnahmen (Unschäd¬ 
lichmachung oder Besserung) erreicht wird und wenn 3. diese Erfolge nicht 
durch übermäßige Schwierigkeiten und Kosten beim Vollzug beeinträch¬ 
tigt werden. 

Bezüglich des Kreises der in Heil - und Pflegeanstalten 
Eingewiesenen ist bemerkenswert, daß nur 60 % zurechnungsfähig sind. 
Schwachsinn ist dabei die am stärksten vertretene Gruppe (40 %). Bei 
der Hälfte der Männer ist ein Sittlichkeitsverbrechen Anlaß zur Ein¬ 
weisung gewesen. Bei der Natur der Krankheiten hält es Exner für ver¬ 
ständlich, daß die Heilerfolge nicht sehr häufig seien. Im ganzen seien 
Entlassungen selten. Regelmäßig erfolgten sie unter Auflagen. Von 259 
untersuchten Einweisungen seien 36 Entlassungen gemeldet (29 Männer, 
7 Frauen), ein Widerruf sei bei 5 Männern, bei den Frauen nicht erfolgt. 







Der Vollzug in den Heil- und Pdegeanstalten gleiche einem Hranken- 
hausbetrieb, der den Anstalten nicht geringe Sorgen mache. Besonders die 
vermindert Zurechnungsfähigen fielen durch Aufgeregtsein, Reizbarkeit, 
Hetzen, Gewalttätigkeit und Querulieren auf oder versuchten zu simulieren 
oder zu entweichen. Mehrfach sei dieser erwarteten Schwierigkeit wegen 
gerade von ärztlicher Seite vorgeschlagen worden, diese geistig Minder¬ 
wertigen eher in der Sicherungsverwahrung als in einer Heil- und Pflege¬ 
anstalt unterzubringen. Es sei zu wünschen, daß die Gerichte beim Vor¬ 
liegen der gesetzlichen Voraussetzungen auf beide Maßnahmen erkennen 
und den Vollzugsbehörden die Wahl lassen. Andererseits liege der Gedanke 
nahe, daß der freiheitsunfähige, aber nicht besonders gefährliche Teil der 
Eingewiesenen billiger und ebenso zweckentsprechend in Bewahrungs¬ 
anstalten untergebracht seien. 

Die Maßnahme habe sich bewährt. Sie habe nicht nur während 
der vergangenen Jahre mehrere tausend Gemeingefährliche unschädlich 
gemacht, sondern auch eine günstige Nebenwirkung gehabt: Die Fälle, in 
denen Angeklagte durch Simulierung oder Übertreibung ihres Leidens den 
Genuß des § 61 zu erringen hofften, seien seltener geworden, seit hinter 
diesem Paragraphen die Gefahr einer Internierung auf unbestimmte 
Zeit drohe. 

Bei den in Trinkerheil- und Entziehungsanstalten 
untergebrachten 386 Männern und 28 Frauen lagen nach den Mitteilungen 
Exners in 200 Fällen Rauschtaten vor und in 180 Fällen Straftaten, die mit 
der Trunksucht in ursächlichem Zusammenhang standen. Auffallend g^roß 
sei hier die Zahl der Personen, die ihre Verbrechen nicht in Trunkenheit, 
sondern lediglich unter der sittlich verwahrlosten Wirkung ihrer Sucht be¬ 
gangen hätten. Lediglich ein Fünftel der Eingewiesenen seien Gewalttätig¬ 
keitsverbrecher, doppelt so groß sei die Gruppe der Vermögensverbrecher. 
Nicht weniger als 62 % seien Psychopathen. An Lebensjahren seien wenige 
unter 25, kaum mehr über 61. Die hier in größerer Zahl erwarteten 
Alkoholgreise schienen mehr in Arbeitshäusern und Asylen und Pflege¬ 
anstalten zu sitzen. Die Zahl der Entlassungen sei recht groß (258, davon 
101 unter Auflage), soweit bekannt in 26 Fällen und meist wegen erneuter 
Trunkenheit, neuem Rauschgiftmißbrauch oder wegen neuer Straftat 
widerrufen. In 7 Fällen mußte nach gesetzlicher Vorschrift nach Ablauf 
von 2 Jahren die Entlassung erfolgen, obwohl eine Besserung noch nicht 
eingetreten war. Diese Lücke konnte dann nur im Verwaltungswege ge¬ 
schlossen werden. 

Den Vollzug bezeichnete Exner als im allgemeinen krankenhaus¬ 
mäßig, aber örtlich stark zersplittert. Zum großen Teil finde er in Heil- 
und Pflegeanstalten statt, in verhältnismäßig wenig Fällen stünden aus¬ 
gesprochene Trinkerheilanstalten zur Verfügung. Exner empfiehlt, die 
Trinker, wenn auch nicht die Giftsüchtigen, besonders zu behandeln, sie 
schärfer anzufassen, um an ihren Willen zu appellieren. Besondere Voll¬ 
zugsschwierigkeiten seien nicht aufgetreten. Ein Sechstel der Insassen 
seien durch Gewalttätigkeiten, Querulieren, Fluchtversuche, Arbeitsscheu 
u. ä. unangenehm aufgefallen. 

Von den rund 11 000 ins Arbeitshaus Eingewiesenen seien 8 % 
Frauen gewesen. Vom Bestand des 30. 4.1938 seien rund die Hälfte wieder¬ 
holt und deshalb auf unbestimmte Zeit untergebracht gewesen. Fast die 
Hälfte sei über 50, mehr als 2000 sei über 60 Jahre alt. Gut zwei Drittel 
hätten mehr als 10 Vorstrafen. 95 % könnten nach den Maßstäben der 
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freien Wirtschaft nicht als arbeitsvermittlungsfähig angesehen werden, 
10 % seien vollkommen arbeitsunfähig. Unter diesen Umständen sei 
Arbeitserziehung ein schwieriges Problem. Trotzdem sei der Aufenthalt 
im Arbeitshaus relativ kurz. Mehr als die Hälfte der Erstmaligen sei vor 
Ablauf der Höchstdauer entlassen worden. Auch von den auf unbestimmte 
Zeit Eingewiesenen seien bereits rund die Hälfte wieder bedinget entlassen 
worden. Exner hält dies nicht für ein Zeichen der erfolgreichen Beendigung 
des Erziehungswerks, sondern der Erkenntnis, daß eine weitere Fest¬ 
haltung wertlos oder ungerecht erscheine. Ein württembergisches Arbeits¬ 
haus meine, daß eine wirkliche Besserung nur in 1 % der Fälle erreich¬ 
bar sei. 

Exner hält den heutigen Kampf gegen die sogenannte kleine Krimi¬ 
nalität für völlig ungenügend, die Verwahrung und Besserung der Bettler 
und Landstreicher sollte eine Aufgabe der Verwaltung und nicht der Justiz 
sein. Die Zukunft dieses Kampfes liege nicht in den Arbeitshäusern, son¬ 
dern in den Arbeiterkolonien und Wanderhöfen. Exner verwies auf das 
soeben erschienene umfangreiche Werk „Der nichtseßhafte Mensch“ (Her¬ 
ausgeber Bayerischer Landesverband für Wanderdienst, München 22, 
Widenmayerstr. 2). Das Werk ist die wissenschaftliche Frucht der in der 
Bekämpfung der Asozialen so erfolgreichen Arbeit des Bayerischen Lan¬ 
desverbands für Wanderdienst, auf die auch ich die Leser der Blätter für 
Gefängniskunde besonders aufmerksam machen möchte. 

Während bei den bisher genannten Maßnahmen der Sicherung tind 
Besserung die Frage, ob alle erfaßt wurden, die nach dem Willen des 
Gesetzes erfaßt werden sollen, keinem Zweifel begegnet, schließt Exner 
bei der Sicherungsverwahrung eine gewisse Unvollständigkeit 
der Erfassung aus der Tatsache, daß in den 3 Jahren 1932/34 zusammen 
190 000 Leute mit mehr als 4 Vorstrafen verurteilt wurden, darunter mehr 
als 50 000 Bückfallsdiebe und Rückfallsbetrüger mit 4 Vorstrafen. Er 
sucht die Ursache in der einschränkenden Rechtsprechung des Reichs¬ 
gerichts, in der Zurückhaltung der Richter, die diese harte Maß¬ 
nahme einer durch Unbestimmtheit qualifizierten Zuchthausstrafe nur in 
den allerschwersten Fällen für berechtigt halten, ferner in der ungenügen¬ 
den kriminalbiologischen Ausbildung der Richter und der noch nicht aus¬ 
reichenden Auswirkung des kriminalbiologischen Dienste^. Selbst in 
Bayern, wo diese Einrichtung schon alt sei, seien von den Sicherungs¬ 
verwahrten nur 20 % kriminalbiologisch untersucht. Auch die besonderen 
Erfahrungen der Kriminalpolizei müßten mehr herangezogen werden. Die 
Besprechung einiger wenig verständlicher, die Sicherungsverwahrung ab¬ 
lehnender Urteile schließt Exner mit der Feststellung, hier gelte der Satz: 
in dubio pro re publica. 

Die Sicherungsverwahrung hat sich in dem Umfang, in dem sie aus¬ 
gesprochen und aufrechterhalten wurde, bewährt. Sie verdient ihren 
Namen, „sie verwahrt sicher“. Während der 41^ Jahre seien 19 Ent¬ 
weichungen gemeldet worden, eine Zahl, die bei der Gesamtzahl der Ver¬ 
wahrten und dem doppelten Drang nach Freiheit keine Bedeutung habe. 

Als wichtigstes Problem bezeichnet Exner die Entlassung. Sie sei 
gegenüber 701 Personen ausgesprochen worden, davon in 70 Fällen ent¬ 
gegen dem Gutachten der Anstalt. Soweit die Entlassungsverfügung über¬ 
haupt begründet sei, werde hervorgehoben „gute Führung“ (ein bedenk¬ 
licher Entlassungsgrund), charakterliche Umstellung, Reue, Vorleben, 
geordnete häusliche Verhältnisse, ferner Altersschwäche, Erlöschen des 
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Geschlechtstriebs infolge Entmannung, unheilbare Krankheit. In 19 Fällen 
wurde Reichsverweisung ausgesprochen. Wenig einleuchtend sei es, wenn 
es zweimal heiße, der Zweck der Verwahrung sei „einstweilen“ — d. h. 
bis zum nächsten Rückfall — erreicht. Eigentümlich viel Betrüger seien 
unter den Entlassenen. Man habe den Eindruck, daß diese Leute in ihrem 
Verhalten gegenüber den Anstaltsbeamten ihr bisheriges Gewerbe erfolg¬ 
reich fortsetzten. Die Entlassung werde auch hier häufig mit Auflagen 
verknüpft (Verpflichtung zum Aufenthalt in einem Heim, Unterstellung 
unter Schutz- oder Polizeiaufsicht, regelmäßige Meldung bei der Polizei, 
Annahme einer bestimmten Arbeitsstelle, Meiden des Wirtshauses u. ä.). 
Eine entsprechende Überwachung sei jedoch nicht garantiert. Eine einzige 
große Anstalt scheine sich für das Schicksal ihrer Entlassenen laufend zu 
interessieren. 

Über den Erfolg dieser Entlassungen konnte Exner nur mit Vor¬ 
behalt sprechen. Die Zahl der 79 gemeldeten Widerrufe — an sich ein 
gutes Ergebnis — sei wohl zu gering. Als Grund des Widerrufs sei 47mal 
eine neue Straftat angegeben, im übrigen meist Bruch der Auflagen oder 
sonstige schlechte Führung. 552 Entlassungen seien während der ersten 
3 Jahre, also vor dem gesetzlichen Prüfungstermin, erfolgt. Exner sieht 
hierin einen Widerspruch. Entweder sei der Verurteilte kein gefährlicher 
Gewohnheitsverbrecher, dann gehöre er nicht in die Sicherungsverwahrung, 
oder er sei ein gefährlicher Gewohnheitsverbrecher, dann werde er schw’er- 
lich im Handumdrehen ungefährlich geworden sein. Psychologisch seien 
diese Entlassungen Gnadenakte, besonders bei nachträglich Verwahrten, 
oder Urteilskorrekturen infolge Änderung der Beurteilung des Sicherungs¬ 
verwahrten durch seine eingehende Beobachtimg während der Sicherungs¬ 
verwahrung. Die Einweisungsfrage und die Entlassungsfrage hingen 
psychologisch innig zusammen. Entweder sei man streng bei Verhäng^ing 
der. Maßnahme, gebe aber dafür verhältnismäßig vielen durch bedingte 
Entlassung die Möglichkeit sich zu bewähren, oder man sei streng bei der 
Entlassung, dann werde man sparsam bei der Verhängung der Maßnahme 
sein. Der Fehler der heutigen Praxis liege darin, daß wohl nur die aller- 
schwersten Fälle in Sicherungsverwahrung kämen, daß man aber für ein 
derart gesichtetes Material mit der Entlassung zu freigebig sei. Die jetzige 
Regelung, wonach für die Entlassimg das Gericht 1. Instanz zuständig sei, 
habe sich erwartungsgemäß nicht bewährt. Die ungleichmäßige Hand¬ 
habung bei -Gefangenen derselben Anstalt werde dann vermieden, wenn 
eine Stelle entscheide, die sich in dauernder Prsixis Erfahrung erworben 
habe, mit den Anstaltsbeamten und den Gefangenen in dauernder Fühlung 
stehe und auf Grund persönlichen Eindrucks entscheide. Das könne der 
für die Anstalt zuständige Geperalstaatsanwalt sein oder, wenn man einen 
Richter berufen wolle, der Richter am Sitz der Anstalt. 

Über den Vollzug der Sicherungsverwahrung stellt Exner das Wort 
eines Insassen einer Sicherungsverwahrungsanstalt: „Es gibt nirgends 
mehr Hoffnung und Verzweiflung als in diesem Haus.“ Das Hoffnungs¬ 
element sei es, daß die Disziplin aufrechterhalte. Zur Zeit gingen die 
Schwierigkeiten des Vollzugs über das im Strafvollzug Übliche nicht 
hinaus. Geklagt werde über Unmöglichkeit der Außenarbeit wegen Flucht¬ 
gefahr, über nervöse Erscheinungen, Reizbarkeit, Querulantentum, Schwer¬ 
mut und Selbstmordversuche. Viel Arbeit brächten die sich ewig wieder¬ 
holenden Entlassungsanträge. Im ganzen sei der Vollzug ein zuchthaus¬ 
mäßiger. Dies sei, wie schon erwähnt, auch ein psychologisches Hemmnis 
für die Einweisungen. Exner fordert Differenzierung und Auflockerung des 
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Vollzugs und dessen stufenweise freiere Gestaltung für die Entlassungs¬ 
kandidaten. 

Am Schluß seiner Ausführungen weist Exner noch auf die von der 
Polizei gehandhabten entsprechenden Sicherungsmaßnahmen hin. Er be¬ 
gegnete damit dem von Reichsminister Dr. Frank ausgesprochenen Wunsche 
einer „Umschreibung der polizeilichen Befugnisse auf dem Gebiete der 
Verbrechensbekämpfung gegenüber den richterlichen und staatsanwalt- 
schaftlichen Befugnissen und gegenüber der Stellung des Verteidigers“. 

Die Vorträge über die strafrechtliche Behandlung der 
Jugendlichen von Amtsgerichtsrat Clostermann und Professor 
Dr. Schaffstein brachten zum großen Teil gemeinsame Ansichten und 
Forderungen, wie z. B.: die Strafe soll auch beim Jugendlichen Sühne für 
Schuld sein. Clostermann spricht dabei von dem (erfahrungsgemäß auch 
bei Erwachsenen vorhandenen) starken Sühnebedürfnis des Jugendlichen, 
der für eine Bestrafung manchmal geradezu dankbar sei. Die Strafe soll 
ferner, mehr als bei Erwachsenen, die Erziehung und Wiedereingliederung 
des Jugendlichen erreichen. Deshalb Kampf der kurzen Freiheitsstrafe 
und grundsätzlich auch der Geldstrafe. Untere Strafgrenze sechs Monate. 
Kampf aber auch der sinnlosen Fernwirkung der Strafe, der Diffamierung. 
Drei Tage Gefängnis, meint Clostermann, könnten einem Jugendlichen für 
das ganze Dasein das Rückgrat brechen. Deshalb auch Ausbau der Erziehungs¬ 
maßnahmen bis zum ,Jugendarrest“ (Schaffstein) oder zur „Bewahrung“ 
(Clostermann). Sie haben, in strenger Einzelhaft vollzogen, die gleiche 
sühnende und aufrüttelnde Wirkung wie die echte Freiheitsstrafe, zeitigen 
aber nicht die oft verheerenden späteren Folgen dieser Strafen. Gemein¬ 
same Forderungen sind schließlich noch die Rehabilitation, die Sonderbe¬ 
handlung der „Halberwachsenen“ und die Sicherheit, daß die Jugendstraf¬ 
rechtspflege nur in der Hand persönlich und fachlich geeigneter Jugend¬ 
staatsanwälte, Jugendrichter und Jugendstrafvollzugsbeamter liege’ 
Clostermann empfiehlt, die „Bewährungsfrist vor dem Urteil“, während 
Schaffstein die bedingte Verurteilung (Verwahrung mit Strafvorbehalt) 
eingeschränkt wissen möchte. Ein Bedürfnis nach Einführung der relativ 
unbestimmten Verurteilung (Österreich) bestehe nicht. 

In der Aussprache erfahren wir' zunächst von Rednern- aus der Ost¬ 
mark, daß die unbestimmte Verurteilung(Verhängung einer Rahmenstrafe) 
als wirksames Erziehungsmittel geschätzt wird. Aus ihrer verhältni.smäßig 
seltenen Anwendung dürfe nicht auf ihre Unbrauchbarkeit geschlossen 
•werden. Der Jugendarrest findet keine Befürwortung. Seine an sich be¬ 
grüßenswerte Eigenschaft, das Fortkommen des Verurteilten nicht zu 
belasten, könne auch erreicht werden,’ wenn- der Forderung Clostermanns 
entsprechend dem Jugendrichter die Entscheidung verbleibe, ob eine Ver¬ 
urteilung im Strafregister eingetragen werde. 

Zum Jugendarrest noch eine Bemerkung. Daß die Bezeichnung einer 
Strafe auch bei fast gleicher Gegenwartswirkung der Strafe von sehr 
großer Bedeutung ist, wissen wir von der Gefängnis- und der Zuchthaus¬ 
strafe. Ist nicht zu erwarten, daß die Volksmeinung, und um die geht es 
ja in erster Linie bei der Diffamierung, auch in der Bewertung des Jugend¬ 
gefängnisses und des Jugendarrestes einen Unterschied macht, der sogar 
noch neben der Registrierung oder Nichtregistrierung stark ins Gewicht 
fallen könnte? Der Jugendrichter könnte vielleicht mit dem Jugendarrest 
in geeigneten Fällen eine sehr nützliche „Chockstrafe“ — um einen Aus¬ 
druck Clostermanns zu verwenden — aussprechen, ohne sich über ihre 
schädlichen Neben- und Nachwirkungen Sorge machen zu müssen. Beim 
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Vollzug des Jugendarrestes wäre das „Wo?“ gegenüber dem „Wie?“ das 
weitaus schwierigere Problem. Ich hätte keine Bedenken, dazu die größeren 
Gerichtsgefängnisse vorzuschlagen, allerdings bei Heranziehung des ört¬ 
lichen Jugendrichters zur erzieherischen Betreuung des Arrestanten 
während der Haft. Für den Jugendrichter wäre dies eine willkommene 
Gelegenheit, die Wirkung solcher jugendrichterlicher Maßnahmen zu sehen, 
eine Gelegenheit, die er auch gegenüber dem Jugendgefängnis, soweit 
irgend möglich, wahmehmen sollte. (Gleich dem praktischen Arzt, der 
sich über das Ergehen seines von ihm in eine Klinik eingewiesenen Patien¬ 
ten auf dem Laufenden hält). 

Von der Personenfrage sei hier nur das Jugendgefängnis berührt 
Alles heiße Bemühen, ein wirkungsvolles Jugendstrafrecht durch einen 
gfuten und erfolgreichen Vollzug zu krönen, ist umsonst, wenn dieser Voll¬ 
zug in der Interesselosigkeit oder Durchschnittlichkeit seiner Träger er¬ 
stickt. Die Wichtigkeit, aber auch die Begrenztheit des Problems gestatten 
es nicht, es nur innerhalb des Oberlandesgerichtsbezirks zu lösen, in dem 
gerade das Jugendgefängnis liegt. Die Gnmdlage der Auswahl des für 
den Jugendstrafvollzug besonders geeigneten Personals, auch des imteren, 
muß möglichst groß sein. Es sollte im Reich ein Musterjugendgefängnis 
geschaffen werden, das nicht nur baulich ein Ideal sein müßte, sondern 
auch in allen seinen Beamten ein begeisterndes Vorbild sein sollte und eine 
Schule zur Ausbildimg und Auswahl der für die übrigen Jugendgefängiiisse 
benötigten Beamten. Glaube aber niemand, daß damit alles geschehen sei. 
Die Verwendung an einem Jugendgefängfnis muß auch in der Laufbahn 
Vorteile bringen und womöglich auch durch die besonders günstigen Um¬ 
stände des Dienstsitzes eine Auszeichnung sein. Die persönliche Freude 
an der Sonderarbeit im Jugendstrafvollzug darf dabei nicht fehlen. Aber 
sie genügt niemals, um auf die Dauer allein sich selbst zu belohnen und 
wach zu halten. Nur an einer für das Jugendgefängnis besonders wichtigen 
Beamtengrruppe sei dies erläutert. Für einen jiingen Lehrer mag es ein 
Ansporn sein, Anstaltsoberlehrer an einem Jugendgefängnis zu werden 
lUid damit über seine Berufskameraden hinausgehoben zu sein. Haben ihn 
die besten Berufskameraden in der allgemeinen Schulverwaltung aber ein¬ 
mal erreicht oder gar überflügelt, was soll ihm gegen die trostlose Er¬ 
kenntnis helfen, auf seiner Stelle bis zur gesetzlichen Altersgrenze fest¬ 
zusitzen und keinerlei Aussicht auf eine nur bescheidene Beförderung vor 
sich zu haben? 

Die Tagung der Gesellschaft für Deutsches Strafrecht bot in ihren 
Vorträgen eine glückliche Verbindung zwischen Rechtslehre und Praxis. 
Die Frage, wem von beiden etwa dabei der Vorzug gebühre, konnte nicht 
auftauchen. Nur der Wunsch zeig^te sich, daß diese Verbindung zwischen 
Wissenschaft und Rechtsverwirklichung nicht nur im Rahmen einer solchen 
Veranstaltung, sondern stets auch innerhalb des einzelnen Vortrags ver¬ 
wirklicht werden möge. Zwei Redner bewiesen besonders, zu welchen 
hervorragenden Ergebnissen dies führt: Universitätsprofessor Dr. Einer 
und Amtsgerichtsrat Klostermann. 

Der Führer und Reichskanzler hat ein Grußtelegramm der Tagung 
mit seinen Wünschen auf besten Erfolg der Arbeit erwidert. Der Vor¬ 
sitzende der Gesellschaft für Deutsches Strafrecht, Universitätsprofessor 
Dr. Graf Gleispach, darf das Bewußtsein haben, daß dieser Erfolg erreicht 
wurde. 


OStA. Dr. Adolf W i n g 1 e r, München. 
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Wichtiges aus der Regelung 
der Getreidewirtschaft für 1938/39 

Übersicht: 

A. Allgemeines über die gesetzliche Regelung 

B. Getreide 

1. Ablieferungspflicht des Erzeugers 

2. Erzeugerpreise 

8. Verfütterung von Brotgetreide 

4. Deputatgetreide 

6. Lohn- und Umtauschmüllerei 

C. Mahlerzeugnisse aus Roggen und Weizen (Mehlmarktordnung) 

1. Typen 

2. Vermischung und Beimischung 

3. Preisbestimmungen 

4. Beschaffung für Zwecke der Küche und Bäckerei. 

A. Allgemeines über die gesetzliche Regrelung 

Der Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft (RMfEuL) 
hat auf Grund des Gesetzes zur Ordnung der Getreidewirtschaft vom 
27. Juni 1934, RGBl. I S. 627, zuletzt durch die Verordnung zur Ordnung 
der Getreidewirtschaft vom 10. Juli 1936, RGBl. I S. 1006, (Verordnung) 
— Änderungen vom 10. Juli 1936, RGBl. I S. 644, vom 6. Oktober 1936, 
RGBl. I S. 878, vom 25. November 1936, RGBl. I S. 962, vom 26. Juni 1937, 
RGBl. I S. 700, vom 28. Juni 1937, RGBl. I S. 702, vom 11. Februar 1938, 
RGBl. 1 S. 192, — die deutsche Getreidewirtschaft allgemein geregelt. Die 
(jetreidepreise enthalten die Anlagen I bis IV zu § 18 der Verordmmg. 
Sie sind in der VO. des RMfEuL. und des Reichskommissars für die Preis¬ 
bildung tut Regelung der Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 1988/89 
vom 29. Juni 1938, RNVbl. S. 269, neu gefaßt worden. 

Die Hauptvereinigung der deutschen Getreide- und Futtennittelwirt- 
schaft gibt für jedes Getreidewirta±aftsjahr mit Zustimmung des 
RMfEuL. und des Reichskommissars für die Preisbildung die näheren Be- 
stizxunungen heraus. F^r 1938/89 gilt die Anordnung vpm 1. Juli 1938, 
RNVbl. S. 216; Nr. 36/87 des Verkündungsblattes (Anordnung). Hierbei 
regelt sie such die Einzelheiten zur Sicherstellung des Brotgetreidebedarfs 
auf Grund der Verordnung zur Sicherstellung des Brotgetreidebedarfs vom 
22. Juli 1937, RGBl. I S. 829. 

Für jeden Beamten, der mit der Verpflegungswirtschaft, der Bäckerei 
und der Landwirtschaft befaßt ist, empfehlen wir die Beschaffung der 
Nummern 36/37 und 39/40 des Verkündungsblattes des Reichsnährstandes; 
ohne die Kenntnis der außerordentlich vielseitigen und interessanten Be¬ 
stimmungen wird der betreffende Beamte nicht in der Lage sein, für Reich 
und Wirtschaft mit dem g^rößtmöglichen Nutzen zu arbeiten. 

B. Getreide 

1, Ablieferungspflicht des Erzeugers 

Jeder Erzeuger von Getreide erhält über die insgesamt von ihm ab- 
juliafemd« Getreidemenge ein Grundkontingent. Innerhalb dieses Gesamt- 
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kontingents wird ein Mindestkontingent für Brotgetreide zugeteUt. Als 
Ablieferung gilt nur die Veräußerung, dagegen nicht die Lieferung an 
Deputatempfänger oder an Mühlen zwecks Umtausches oder Lohnverar¬ 
beitung. 

Die Ablieferung muß sich der Erzeuger bescheinigen lassen; die Be¬ 
scheinigung ist von ihm aufzubewahren. 

Die Verträge über den Verkauf von Getreide dürfen nur zur Lieferung 
innerhalb von zwei Monaten abgeschlossen werden. 

Für die Beschaffenheit gelten besondere Grundsätze. 

Näheres erhellt aus Abschn. I Nr. 1 bis 3 der Anordnung. 

2. Erzeugerpreise (Abschn. I Nr. 5 der Anordnung) 

BHir den Kauf von Roggen, Weizen usw. vom Erzeugter gelten jeweils 
die in den Anlagen I bis IV der Verordnung festgesetzten Preise. Maß¬ 
gebend sind nach § 14 der Verordnung der Monat, in dessen Verlauf die 
Lieferung zu erfolgen hat, und nach § 16 der Verordnung der Preis, der 
für das Preisgebiet des Ortes festgesetzt ist, bis zu dem der Erzeuger die 
Kosten der Anfuhr zu tragen hat. Die Preise verstehen sich nach § 16 
. der Verordnung für Zahlung bei Lieferung (netto Kasse) ausschließlich 
Sack; sie verstehen sich für Lieferung vom Erzeuger frei Verladestelle des 
Ortes, von dem die Ware mit der Eisenbahn oder zu Wasser versandt wird, 
einschließlich der Kosten des Verladens daselbst. 

Diese Preise gelten auch bei dem Kauf vom Erzeuger durch die 
Mühlen (§ 32 a. a. O.). 

3. Verfütterung von Brotgetreide 
(Abschn. I Nr. 6 [1] der Anordnung) 

Wie im Vorjahr ist auch für 1938/39 das Verbot, Brotgetreide zu ver¬ 
füttern, aufrechterhalten worden. Nur in den folgenden Ausnahmefällen 
darf Brotgetreide für Fütterungszwecke verwendet werden: 

a) Abfallgetreide, das beim Dreschen, Reinigen, Sortieren usw. anfällt, 

b) verdorbenes Getreide, das für Zwecke der menschlichen Ernährung 
oder zu technischen Zwecken nicht mehr verwendet werden kann, 

c) Menggetreide mit einem Bestandteil bis zu 10% des Gewichts an 
Roggen, Weizen, Spelz, Emer und Einkorn ohne weiteres, solches 
mit einem größeren Bestandteil an den genannten Getreidearten nur 
nach Genehmigung des zuständigen Kreisbauemführers. 

Kleie und Futtermehl fallen nicht unter das allgemeine Verbot. 

4. Deputatgetreide (Abschn. I Nr. 6 [2] der Anordnung) 

An den Empfänger eine.s Deputates oder Leibg^edinges darf nur soviel 
Brotgetreide geliefert werden, als für die Ernährung des Berechtigten und 
der zu seinem Haushalt gehörigen Personen sowie für seinen Saatbedarf 
erforderlich ist. An Stelle des hiernach nicht zu liefernden Brotgetreides 
hat der Verpflichtete nach Wahl des Berechtigten Ersatz zu leisten. 

5. Lohn- und Umtauschmüllerei 
(Abschn. I Nr. 18, 19 der Anordnung) 

Für die Vollzugsanstalten als Erzeuger von Brotgetreide dürfen die 
Mühlen Lohn- und Umtauschmüllerei insoweit betreiben, als die Mahl- 
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erzeugnisse für den eigenen Wirtschaftsbedarf der Anstalten benötig^ 
werden. Inwieweit hiervon die Anstalten Gebrauch machen können, richtet 
sich danach, ob sie nach Erfüllung ihrer Ablieferungspflicht überhaupt noch 
Brotgetreide besitzen und was unter „Wirtschaftsbedarf“ zu verstehen ist. 
Es kommt weiter hinzu, daß z. B. für Roggen die Ablieferung des Getreides 
der Vermahlung vorzuziehen sein wird, wenn sich hierbei finanzielle Vor¬ 
teile erg^eben. 

Lassen die Vollzugsanstalten Brotgetreide gegen Lohn vermahlen, so 
wird das nur zulässig sein für den Verpflegungsbedarf der in der Land¬ 
wirtschaft tätigen Gefangenen. Darüber hinaus wird es der Zustimmung 
des Getreidewirtschaftsverbandes bedürfen. 

Jede Mühle, die für den Wirtschaftsbedarf der Anstalten Müllerei¬ 
erzeugnisse, die zur menschlichen Ernährung bestimmt sind, aushändigft, 
hat dem Empfänger einen Mahlschein auszustellen. 


C. Mahlerzeugnisse aus Roggen und Weizen (Mehlmarktordnung) 

1. Typen 

Die Mehlmarktordnung in Abschn. II der Anordnung bringt ebenso 
wie die früheren Mehlmarktordnungen die Bestimmungen über die Ver¬ 
arbeitung von Roggen und Weizen zu Mahlerzeug^nissen, über ihre Kenn¬ 
zeichnung und Plombierung, über die Beimischimg von Maisbackmehl usw. 
sowie die Preisbestimmungen. 

Auf die Mahlerzeugnisse aus Menggetreide (Rog^gengemenge- und 
Weizengemengemehl), aus in- und ausländischem Hartweizen (Hartweizen- 
gri^e und Hartweizenmehle der Typen 1100, 1600, 2000) und aus Weich¬ 
weizen, soweit es sich um Weichweizengrieß und Weizendunst handelt, soll 
hier nicht weiter eingegangen werden. Diese Erzeugnisse werden z. T. 
überhaupt nicht, z. T. nur in geringer Menge für die Verpflegung der Ge¬ 
fangenen beschafft. 

An Roggenmehlen sind die Typen 997, 1150, 1370 (Kommißmehl) und 
1800 (Roggenbackschrot), an Mahlerzeugnissen aus Weichweizen die Typen 
812 (Weizenmehl) und 1700 (Weizenbackschrot) vorgesehen. Die Sorten 
mit den niedrigeren Typenzahlen sind wie bisher der Güte nach die 
besseren. 

Im Vergleich mit der Mehlmarktordnung für 1937/38 sind die Aus¬ 
mahlungsvorschriften für Roggen insofern geändert worden, als die von 
1936/37 her bekannte Type 997 wieder zugelassen worden ist. Daraus 
könnte man folgern, daß für die Ausmahlung des Roggens nunmehr der 
Entschluß, Roggen für die menschliche Ernährung weitestmöglich zu ver¬ 
wenden, preisgegeben worden ist. Dies trifft jedoch nicht zu. Wie im 
„Recht des Reichsnährstandes“ 1938 Heft 14 S. 686 ausgeführt worden ist, 
gilt es, gewisse Folgeerscheinungen auszuschließen, die sich im vergan¬ 
genen Wirtschaftjahr gezeigt haben. Da der Roggen stark ausgemahlen 
wurde, hatten die Bäcker Weizenmehl mehr als sonst beigemischt und 
waren so zum Roggenmischbrot oder zum Weizenmisch¬ 
brot übergegangen. Ein derart verstärkter Verbrauch von Weizenmehl 
ist mit der Versorgungslage des deutschen Volkes nicht vereinbar. Auf 
Grund der Neuregelung für 1938/39 ist zu hoffen, daß der Verzehr sich 
nunmehr wieder dem Roggenmehl zuwenden wird. Die Vollzugsanstalten 
werden diese Bestrebungen nach besten Kräften unterstützen. 
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2. Vermischung und Beimischung 

Das Vermischen von Roggenmehl mit Weizenmehl und umgfekehrt 
zum Zwecke des Verkaufs ist weiterhin unzulässig; diese beiden Sorten 
können wie bisher nur im Wirtschaftsbetrieb selbst miteinander vermischt 
werden. 

An den Vorschriften über die Beimischung von Maisbackmehl, Kar- 
toifelstärkemehl usw. hat sich nichts geändert. Die Mühlen dürfen die 
Mahlerzeugnisse aus Weizen weiterhin nur mit einer Beimischung von 7 % 
Maisbackmehl in den Verkehr bringen. Alle Verarbeitungsbetriebe dürfen 
Roggenmehl zu Brot und anderen Backwaren nur mit mindestens 3 % 
Kartoffelstärkemehl und mindestens 3 % aufgeschlossenen Mehlen (Kar¬ 
toffelwalzmehl oder Quellmehl — gesäuert und ungesäuert —) verarbeiten. 


3. Preisbestimmungen 

Die wichtigsten Punkte der Preisregelung sind folgende: 

a) für die einzelnen Festpreisgebiete innerhalb der Getreidewirtschafts¬ 
verbände sind für je eine Type (Basistype) und zwar 

für Roggenmehl für die Type 997, 
für Weizenmehl für die Type 812 

Grundpreise festgesetzt; die Grundpreise sind als Anlage 9 der An¬ 
ordnung im RNVbl. 1938 S. 243 abgedruckt. 

b) Die Festpreisgebiete haben für Roggenmehl und Weizenmehl ver¬ 
schiedene Bezeichnungen. Näheres darüber, zu welchen Preisgebieten 
R (für Roggenmehl) imd W (für Weizenmehl) die Anstalt g^ehört, 
ist aus den Anlagen I und II der Verordnung (neue Fassung ab¬ 
gedruckt im RNVbl. 1938 S. 260 bis 288) zu ersehen. 

c) Die festgesetzten Preise gelten für 100 kg brutto für netto einschl. 
Sack zuzüglich eines Frachtausgleichsbetrages von 0,50 für 
100 kg frachtfrei Empfangsstation. Maßgebend ist der Preis, der für 
den Empfangsort am Tage der Lieferung grültig ist. 

Danach gehören beispielsweise 

die Vollzugsanstalten in 
Wartenburg (Ostpr.) . . 

Stuhm (Westpr.) . . . 

Naugard. 

Luckau (Niederlaus.) . . 

Kassel-Wehlheiden . . . 

Amberg. 

Bautzen. 

Bamberg. 

Celle. 

Wittlich. 

Herford. 

Dresden. 

Frankfurt (Main) . . . 

Zweibrücken. 

Saarbrücken. 


zu den Preisgebieten 
R V und W VI 
R V und W VI 
R IX und W X 
R XI und W VII 
R XI und W IX 
R Xn und W XIV 
R Xn und W V 
R XIV und W XVI 
R XIII und W XUI 
R XIV und W XVI 
R XV und W XVI 
R XV und W IX 
R XVIII und W XIX 
R XIX und W XX 
R XX und W XXL 


Ferner ein praktisches Beispiel für die Beschaffung von Mehl: 

Auf Bestellung der Vollzugsanstalten in Königsberg (Pr.) — Preis¬ 
gebiete R VII und W VIII — vom 20. September 1938 liefert eine Mühle 
aus dem Kreise Allenstein — Preisgebiete R V und W VI — am 2. Oktober 
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ldS8 60 dz Roggemnehl der Type 1150, 50 dz Roggenmehl der Type 1800 
und 6 dz Weizenmehl der Type 812. 

Die Preise errechnen sich für je 100 kg 




Roggenmehl 

Weizenmehl 


Type 1150 

Type 1800 


Grundpreis . 

21,80 m 

21,80 m 

28,35 

m 

(R VII und W VIII) 




+ 0,10 

„ Zuschi. 






f. Okt. 





— 0,30 

„ (Mais- 






mehl) 

Frachtausgleichsbetrag 

+ 0,50 

f» 

.+ 0,60 „ 

+ 0,60 


Zuschlag 






für Anlieferung . . 

+ 0,15 

n 

.+ 0,15 „ 

— 


Typenabschlag . . . 

— 0,60 

n 

— 3, — ,, 

— 


Zuschlag für Ver- 






arbeitungsbetriebe . 

+ 1,40 

>9 

+ 1,40 „ 

.+ 1,80 

ff 

Mengenrabatt . . . 

— 0,76 

»t 

— 0,75 „ 

— 


Kontingentsabschlag . 

— 0,20 

ff 

— 0,20 „ 

— 0,40 

ff 

Zu zahlen . 

22,40 iRK 

19,90 RiK 

30,05 m 


Im einzelnen ist hierzu noch folgendes zu sagen: 
der Grundpreis für Weizenmehl erhöht sich in den Monaten Oktober 
1938 bis Juli 1939 um je 10 ^ für 100 kg monatlich; der Grund¬ 
preis für Juli 1939 gilt bis zum 15. Augfust 1939 (vgl. den Schluß 
des Abschn. I der Anlage 9 zur Anordnung), 

der Grundpreis für Weizenmehl ermäßigt sich um 30 für 100 kg, 
wenn dem Weizenmehl 7 % Maisbackmehl beigemischt worden sind, 
für die Anlieferung wird ein Zuschlag von 15 ^ je 100 kg erhoben, 
wenn 100 dz und mehr frei Haus geliefert werden, 
die Vollzugsanstalten haben die Zuschläge für Verarbeitungsbetriebe 
zu zahlen: 1,40 0ta, je 100 kg RMehl und 1,80 je 100 kg WMehl, 
sofern nicht der zuständige GetrWirtschVerb. hiervon abweichende 
Regelung getroffen hat, 

der Mengenrabatt ist im Vergleich zum Vorjahr ermäßigt worden; 
er berechnet sich nicht mehr von der Gesamtmenge der Mehle, 
sondern jeweils nach den Mengen von derselben Getreideart; dadurch 
hat sich der Mengenrabatt z. B. bei Abnahme von 100 dz RMehl und 
100 dz WMehl von 1,40 MK auf 0,75 je dz ermäßigt; 
Kontingentsabschläge werden durchweg zu erzielen sein; ein Zwang 
besteht für die Mühlen nicht. Jedoch haben sich in der Praxis 
Schwierigkeiten nicht ergeben. 

4. Beschaffung für Zwecke der Küche 
und der Bäckerei 

Über die Verwendung von Mehlen zur Herstellung von Brot haben 
wir bereits im Heft 1 der „Blätter für Gefäng^niskunde“ für 1938 berichtet. 
An dieser Stelle soll nur noch darauf hingewiesen werden, daß die Küchen¬ 
verwaltung und die Bäckerei gemeinsam ihren Bedarf an Mehlen zu decken 
haben, um den größtmöglichsten Mengenrabatt zu erzielen. Hierbei ist 
darauf zu achten, daß das Mehl geschlossen abgenommen wird. Ge¬ 
schlossene Abnahme liegt vor, wenn die Ware von dem Käufer an einer 
Empfangsstelle während eines Kalendertages abgenommen oder an ihn ab¬ 
geliefert wird. In allen anderen Fällen liegt eine geschlossene Abnahme 
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auch dann nicht vor, wenn sofortige Bezahlung der insgesamt zu liefernden 
Menge erfolgt. Eine Zusammenrechnung aus verschiedenen Abschlüssen 
ist unzulässig. 

Als Dickungsmittel in der Verpflegungswirtschaft wird, um nach 
besten Kräften an den Maßnahmen des Reichsnährstandes mitzuwirken, 
soweit irgend möglich Roggenmehl der Type 997 zu verwenden sein. Andere 
Dickungsmittel, wie Weizenmehl, Kartoffelmehl und Haferflocken, deren 
Verwendung immer nur aus Gründen des Geschmacks erfolgt, werden dann 
in erheblichem Umfang eingespart werden können. Hierbei muß ferner 
darauf geachtet werden, ob ihre Verwendung etwa den Richtlinien für die 
Verbrauchslenkung in der Emährungswirtschaft widerspricht. Bei Bevor¬ 
zugung von Roggenmehl in der Küche werden auch geldliche Erfolge zu 
erzielen sein; dieses Ziel darf wegen der Bestimmung im § 26 der Reichs¬ 
haushaltsordnung ebenfalls nicht außer Acht gelassen werden. 

Scharf-Schulzke, Potsdam. 


Die Dienststrafgewalt des Anstaltsvorstands 

von Ministerialrat Dr. Schmidt, Berlin 

Reichseinheitliches Dienststrafrecht 

Durch das am 1. 7. 1937 in Kraft getretene Deutsche Beamtengesetz 
(DBG.) vom 26. 1. 1937 ist für die deutschen Beamten der verschiedenen 
Länder reichseinheitliches Beamtenrecht geschaffen. Durch die Reichs- 
dienststraf Ordnung (RDStO.) vom selben Tage ist die bisherige Zersplitte¬ 
rung auf dem Gebiete des Beamtendienststrafrechts beseitigt und das 
Dienststrafrecht für die deutschen Beamten vereinheitlicht. Damit ist auch 
für die Beamten der Reichsjustizverwaltung Rechtseinheitlichkeit geschaffen 
worden. Denn trotz der durch die Gesetze zur Überleitung der Rechts¬ 
pflege auf das Reich herbeigeführten Einheitlichkeit der Reichsjustiz¬ 
verwaltung war es auf dem so uxigemein wichtigen Feld des Dienststraf¬ 
rechts bei der bisherigen Vielfältigkeit der Länderregelxmgen geblieben, 
es galten nach § 6 Abs. 1 der Verordnung zur vorläufigen Regelimg des 
Dienststrafrechts im Bereich der Reichsjustizverwaltung vom 15. 3. 1935 
(RGBl. I, S. 379) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 des 3. Überleitungsgesetzes 
vom 24. 1. 1935 (RGBl. I, S. 68) die landesrechtlichen Dienststrafvor- 
schriften übergangsweise weiter. Durch § 121 der RDStO. ist diesem 
beamtenpolitisch durchaus unerwünschter Zustand ein Ende gemacht. 

Das DBG. und die RDStO., beide am selben Tage, dem 1. 7. 1937 in 
Kraft getreten, stehen nicht lediglich in zeitlicher Verbindung, sie sind 
auch sachlich und inhaltlich miteinander verknüpft. Das DBG. bestimmt die 
Pflichten des Beamten (§ 3 bis 20 DBG.) und charakterisiert die schuldhafte 
Verletzung dieser Pflichten als Dienstvergehen (§ 22); die Bestrafung 
der Dienstvergehen — wenn man von dem Versagen des Aufsteigens im 
Gehalt (§ 21 DBG.) und der Haftung für den bei schuldhafter Amts¬ 
pflichtverletzung entstandenen Schaden (§ 23 DBG.) absieht — wird durch 
die RDStO. geregelt (§ 22 Abs. 2 DBG.). 

Das Dienststrafrecht gibt, wie es in der amtlichen Begrün¬ 
dung zur RDStO. heißt, dem Dienstherrn des Beamten die 
Mittel in die Hand, um Verstöße gegen die Dienst¬ 
zucht abzuwehren und die Beamtenschaft nötigen¬ 
falls von Elementen zu reinigen, die das ihnen durch 
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die Ernennung zum Beamten bewiesene Vertrauen 
nicht rechtfertigen. Es bezeichnet die Strafen, die unbeschadet 
eines etwaigen Eingreifens des allgemeinen Strafrechts als Dienststrafen 
eigener Art gegen Pflichtverletzungen des Beamten angewandt werden 
können, und regelt das Verfahren ihrer Anwendung. Die RDStO. wird 
von denselben Grundgedanken beherrscht wie das DBG. Ebenso wie dieses 
den Pflichtgedanken bewußt und betont in den Vordergrund stellt, trägt 
die RDStO. den schärferen Anforderungen, die der nationalsozialistische 
Staat an das Pflichtbewußtsein seiner Beamten stellt, und dem strengeren 
Maßstab, den er bei einer Verletzung der Beamtenpflichten anlegt, 
Rechnung. 

Begriff des Dienstvergehens 

Die RDStO. regelt im wesentlichen die verfahrensrechtliche Seite 
des Dienststrafwesens. Was Dienstvergehen sind, sagt § 22 Abs. 1 DBG.: 
„Der Beamte begeht ein Dienstvergehen, wenn er schuldhaft die ihm ob¬ 
liegenden Pflichten verletzt.“ Eine wichtige Ausdehnung des Begriffs des 
Dienstvergehens schafft § 22 Abs. 1 Satz 2 für die Ruhestandsbeamten. 
Danach gilt es als Dienstvergehen, wenn ein Ruhestandsbeamter sich 
staatsfeindlich betätigt, oder wenn er die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit 
(§8 DBG.) verletzt oder wenn er ohne Genehmigung seiner zuletzt Vor¬ 
gesetzten Dienstbehörde Belohnungen oder Geschenke in bezug auf sein 
Amt annimmt (§ 15 DBG.). Vordienstliche Verfehlungen, also solche, die 
ein Beamter vor seiner Ernennung zum Beamten begangen hat, fallen nicht 
unter den Begriff des Dienstvergehens. 

Der deutsche Beamte steht zum Führer und zum Reich in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis (Beamtenverhältnis). 
Er ist der Vollstrecker des Willens des von der NSDAP getragenen Staates. 
Der Staat fordert von den Beamten unbedingten Gehorsam und äußerste 
Pflichterfüllung (§ 1 DBG.). Der Beamte ist für gewissenhafte Erfüllung 
seiner Amtspflichten verantwortlich (§ 3 Abs. 3 DBG.). Dienstverge¬ 
hen ist die schuldhafte, vorsätzliche oder fahrlässige, V e r - 
letzungder dem Beamten obliegenden Pflichten. Diese 
Pflichten körmen beruhen auf Gesetz oder Verordnung, auf allgemeiner Ver¬ 
waltungsanordnung oder Dienstvorschriften, oder auf besonderen im Einzel¬ 
fall erteilten Anordnungen und Anweisungen der Vorgesetzten Dienststellen. 
Das DBG. setzt die Pflichten des Beamten mit Betontheit an die Spitze 
des Gesetzes (§§ 3 bis 20 DBG.). Aber diese Bestimmungen sind nicht 
erschöpfend und enthalten keinen abschließenden Pflichtenkatalog. Die 
§§ 3 bis 20 DBG. proklamieren die grundlegenden allgemeinen Beamten¬ 
pflichten, die jedem deutschen Beamten ohne Rücksicht auf die Besonder¬ 
heiten des von ihm bekleideten Amtes obliegen. Das DBG. bringt auch 
an anderen Stellen solche allgemeinen Beamtenpflichten, es sei hier beson¬ 
ders an § 42 erinnert, der die Pflicht der Wahrhaftigkeit in dienstlichen 
Meldungen und die Pflicht zur Innehaltung des Dienstweges bei Anträgen 
und Beschwerden enthält. Daneben gelten die besonderen Pflichten, die 
sich aus den besonderen Erfordernissen des von dem Beamten bekleideten 
Amtes ergeben, wie sie für die Strafvollzugsbeamten z. B. in den Bestim¬ 
mungen der §§ 31 ff. der Preuß. DVO. niedergelegt sind. Darüber hinaus 
aber hat jeder Beamte die sich aus der Natur des Beamtenverhältnisses 
und aus seiner Dienststellung ergebenden allgemeinen und besonderen 
Verpflichtungen, denn er hat durch sein Verhalten in und außer dem Amte 
sich der Achtung und des Vertrauens, die seinem Berufe entgegengebracht 
werden, würdig zu zeigen (§3 Abs. 3 DBG.). 
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Geltungsbereich der RDStO 

Die RDStO. gilt für die Beamten und Ruhestandsbeamten, die dem 
Deutschen Beamtengesetz unterliegen. Sie gilt nicht für Angestellte und 
Arbeiter, wohl aber auch für die nichtplanmäßigen Beamten. Doch ist 
hier zu beachten, daß die nichtplanmäßigen Beamten nicht Beamte auf 
Lebenszeit, sondern nur auf Widerruf sind. Sie xmterliegen daher zwar 
der Dienststrafgewalt des Dienstvorgesetzten, der gegen sie eine Dienst- 
strafverfügrung erlassen kann, jedoch findet gegen sie ein Dienststrafver¬ 
fahren vor den Dienststrafgerichten nicht statt (§ 107 RDStO.). Sie 
können gemäß § 61 DBG. jederzeit entlassen werden; das kaim auch 
geschehen, nachdem gemäß §§ 107, 78 bis 82 RDStO. gewisse förmliche 
Untersuchungsmaßnahmen, z. B. auch eidliche Zeugenvernehmungen statt- 
g^efunden haben. 

Vorermittlungen 

Werden Tatsachen bekannt, die den Verdacht eines Dienstvergehens 
rechtfertigen, und hält der Anstaltsleiter ein Dienststrafverfahren für 
angezeigt, so veranlaßt er die zur Aufklärung des Sachverhalts erforder¬ 
lichen Ermittlungen. Dabei sind nicht nur die belastenden, sondern auch 
die entlastenden und die für die Strafbemessung bedeutsamen Umstände 
zu ermitteln. Das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen ist dem Be¬ 
schuldigten bekannt zu geben. Er ist über die ihm zur Last gelegte 
Verfehlung zu Protokoll zu vernehmen, er kann sich jedoch auch schriftlich 
äußern (§ 21 RDStO.). Im Rahmen dieser Vorermittlungen kann der 
Anstaltsleiter Beweise erheben gemäß § 17 RDStO. Eidliche Zeugen¬ 
vernehmungen darf er selbst nicht vornehmen; hält er eidliche Verneh¬ 
mungen für erforderlich (§ 17 Abs. 4 RDStO.), so kann er im Wege der 
Amts- und Rechtshilfe nach § 16 RDStO. das zuständige Amtsgericht 
ersuchen. 

I 

Ergeben die Ermittlungen kein Dienstvergehen oder hält der An¬ 
staltsleiter eine Dienststrafe nicht für angezeigt, so stellt er das Verfahren 
ein und teilt dies dem Beschuldigten mit. Ungeachtet der Einstellung kann 
der Generalstaatsanwalt wegen desselben Sachverhalts eine Dienststrafe 
verhängen (§ 22 RDStO.). Stellt der Anstaltsleiter das Verfahren nicht 
ein und hält er seine Strafgewalt für ausreichend, so verhängt er die 
Dienststrafe; andernfalls führt er die Entscheidung des Generalstaatsan¬ 
walts herbei (§ 23). 

Ob wegen eines Dienstvergehens eingeschritten werden soll, bestimmt 
der Dienstvorgesetzte nach pflichtmäßigem Ermessen. Er hat dabei das 
gesamte dienstliche und außerdienstliche Verhalten des Beamten zu berück¬ 
sichtigen (§ 3 RDStO.). Es gilt also das sogenannte Opportunitätsprinzip, 
das aber nicht mit beliebiger Ermessenswillkür gleichzusetzen ist. Die 
Entscheidung, ob dienststrafrechtliche Verfolgung erforderlich oder zweck¬ 
mäßig ist, hänget, wie die amtliche Begründung es ausdrückt, ,4n erster 
Linie davon ab, wie die pflichtwidrige Handlung oder Unterlassung vom 
Gesichtspunkt der Erhaltung der Dienstzucht in der Beamtenschaft zu 
bewerten ist, ob ihre Nichtverfolgung innerhalb der Beamtenschaft selbst 
ungünstig wirken, ob sie deren Ansehen nach außen schädigen kann, oder 
ob andere staatliche Rücksichten ein Einschreiten gebieten oder aber ver¬ 
bieten.“ Die Gesichtspunkte für die Ermessensentscheidung erschöpfend 
aufzuzählen ist nicht möglich, jedenfalls werden die Belange des Staates 
und der Volksgemeinschaft auch hier den Vorrang haben müssen vor den 
Rücksichten auf die Persönlichkeit des beschuldigten Beamten. Dieser 
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Ermeesensgrundsatz wirkt sich nach zweierlei Richtung aus, einmal dahin, 
o b ein Beamter überhaupt dienststrafrechtlich verfolgt werden soll, und 
dann, w i e er verfolgt werden soll, insbesondere ob eine Dienststrafver- 
fügrung gegen den beschuldigten Beamten zu erlassen ist oder ob das 
förmliche Dienststrafverfahren gegen ihn einzuleiten ist. 

Die Entscheidungen des Anstaltsleiters als Dienstvorg^setzten unter¬ 
liegen der Nachprüfung durch den höheren Dienstvorgesetzten. Der 
Generalstaatsanwalt ist daher befugt, die dienststrafrechtliche Verfolgung 
anzuordnen, auch wenn der Anstaltsleiter davon absehen zu können glaubte. 
Der Generalstaatsanwalt kann eine Dienststrafverfügung aufheben imd 
von einer Bestrafung ganz absehen oder das förmliche Dienststrafverfahren 
einleiten. 

Dienstvorgesetzter 

Der Begriff des Dienstvorgesetzten ergibt sich aus § 2 Abs. 5 DBG.: 
„Dienstvorgesetzter ist, wer für beamtenrechtliche Entscheidungen über 
die persönlichen Angelegenheiten des ihm nachgeordneten Beamten zu¬ 
ständig ist. Vorgesetzter ist, wer einem Beamten für seine dienstliche 
Tätigkeit Weisungen erteilen kann. Wer Dienstvorgesetzter und Vorge¬ 
setzter ist, bestimmt sich nach dem Aufbau der öffentlichen Verwaltung.“ 
Der Dienstvorgesetzte ist also immer auch Vorgesetzter, aber nicht jeder 
Vorgesetzte ist zugleich auch Dienstvorgesetzter eines Beamten. Dienst- 
vorgesetzter eines Strafvo11zugsbeamten ist regel¬ 
mäßig der Leiter der Anstalt, bei der der Beamte angestellt 
ist oder beschäftigt wird; Dienstvorgesetzter des Anstaltsleiters ist der 
Leiter der übergeordneten Behörde, also der Generalstaatsanwalt. Dieser 
ist zugleich höherer Dienstvorgesetzter der bei den Vollzugsanstalten seines 
Bezirks angestellten oder beschäftigten Beamten. 

Die Preuß. DVO. vom 1. 8. 1933 enthält in § 9 Abs. 1 die Bestimmung, 
daß der Vorsteher der Anstalt die Dienststrafgewalt im Rahmen der durch 
die Dienststrafordnungen gegebenen Befugnisse ausübt gegenüber den 
Beamten der Anstalt, mit Ausnahme der dem höheren Dienst angehörenden 
Beamten. Diese Einschränkung gilt nicht mehr. Sie ist bereits durch § 14 
Abs. 1 Ziff. 7, §§ 15 und 16 der Verordnung zur einheitlichen Regelung 
der Gerichtsverfassung vom 20. März 1935 (RGBl. I S. 403) überholt 
worden. Die im § 1 Ziff. 2 d der Verordnung zur vorläufigen Regelimg 
des Dienststrafrechts im Bereich der Reichsjustizverwaltung vom 15.3.1935 
(RGBl. I S. 379) ausgesprochene Beschränkung der Dienststrafgewalt des 
Anstaltsvorstehers auf die nicht dem höheren Dienst angehörenden Beam¬ 
ten seiner Anstalt ist durch §§ 24, 121 Abs. 2 RDStO., §§ 2, 184 Abs. 2 
DBG. aufgfehoben. Der Anstaltsleiter ist daher Dienstvor¬ 
gesetzter aller Beamten und Angestellten seiner 
Anstalt und übt allen Beamten gegenüber die Dienststrafgewalt im 
Rahmen der durch die RDStO. gegebenen Befugnisse aus. Er ist also z. B. 
befugt, dienststraf rechtliche Maßnahmen gegen Anstaltsärzte und Geist¬ 
liche wegen Nichtinnehaltung der Dienststunden (§30 Satz 2 der Preuß. 
DVO.) zu ergreifen. Er ist aber nicht befugt, Ärzten in rein ärztlichen 
Angelegenheiten, Geistlichen in rein geistlichen Angelegenheiten, Lehrern 
im rein technischen Unterrichtsbetrieb Weisungen zu erteilen (§ 9 Abs. 3 
DVO.). Daher erstreckt sich seine Dienststrafgewalt nicht auf diese Ge¬ 
biete. Falls er die Anwendung der Dienststrafgewalt wegen der rein 
ärztlichen, seelsorgerischen oder unterrichtstechnischen Tätigkeit eines 
Beamten für angezeigt hält, hat er die Entscheidung des GenStA. herbei- 
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zuführen. Die allgemeine Befug^nis des höheren Dienstvorgesetzten, sich 
im Einzelfall die Zuständigkeit selbst vorzubehalten oder an sich zu ziehen, 
bleibt unberührt. 

Dienststrafen 

Dienststrafen sind Warnung, 

Verweis, 

Geldbuße, 

Gehaltskürzung, 

Entfernung aus dem Dienst, 

Kürzung des Ruhegehalts, 

Aberkennung des Ruhegehalts (§4 RDStO.). 

In ein und demselben Dienststrafverfahren darf nur eine dieser Dienst¬ 
strafen verhängt werden. 

Warnung ist die Mißbilligung eines bestimmten Verhaltens (Handelns 
oder Unterlassens) des Beamten mit der Aufforderung, dies künftig zu 
vermeiden. Verweis ist der Tadel eines bestimmten Verhaltens des Be¬ 
amten. 

Mißbilligende Äußerungen eines Dienstvorgesetzten, die nicht aus¬ 
drücklich als Warnung oder Verweis bezeichnet werden (Zurechtweisungen, 
Ermahnungen, Rügen und dergl.) sind keine Dienststrafen. 

Die schwereren Dienststrafen (Gehalts- oder Ruhegehaltskürzung, 
Entfernung aus dem Dienst, Aberkennung des Ruhegehalts) dürfen nur 
durch die Dienststrafgerichte verhänget werden. Der Dienstvorge¬ 
setzte ist befugt, Warnung, Verweis und Geldbuße 
auszusprechen. Hinsichtlich der Geldbuße bestehen jedoch gewisse Ab¬ 
stufungen. Der Höchstbetrag der Geldbuße darf die einmonatigen Dienst¬ 
bezüge des Beamten nicht übersteigen. (§6 Satz 1 RDStO.) und darf 
nur — von den Dienststrafgerichten im förmlichen Dienststrafverfahren — 
und den obersten Dienstbehörden verhängt werden, d. h. im Bereich der 
Reichsjustizverwaltung nur von dem Reichsjustizminister. Der General¬ 
staatsanwalt kann gegen die Beamten seines Bezirks Geldbußen bis zur 
Hälfte dieses Höchstbetrages verhängen (§ 24 Abs. 2 RDStO.). Auf Grund 
der Ermächtigung des § 24 Abs. 3 RDStO. ist durch AV. des RJM. vom 
21. 6. 1937 — Dt. Just. S. 954 — über die Verhängung von Geldbußen 
durch Dienststrafverfügung bestimmt worden, daß Oberregierungsräte als 
Vorsteher der Vollzugsanstalten Geldbußen bis zu einem Viertel des 
Höchstbetrages, die übrigen Vorsteher der Vollzugsanstalten Geldbußen 
bis zu einem Zehntel des Höchstbetrages gegen die ihnen nachg^eordneten 
Beamten verhängen können. 

Dienststrafverfügung 

Die Dienststrafe durch den dienstvorgesetzten Anstaltsleiter 
wird verhängt in der Form einer Dienststrafverfügung. 
Das ist eine schriftliche, mit Gründen versehene Verfügung, die dem 
Beschuldigten zugestellt oder verhandlungsschriftlich zu eröffnen ist 
(§ 25 RDStO.). Es sind also die Tatsachen anzugeben, die das Dienst¬ 
vergehen darstellen, und es ist ferner anzugeben, warum die ausgesprochene 
Dienststrafe angemessen erschien. Die Dienststrafverfügfung ist von dem 
Dienstvorgesetzten oder seinem ständigen Vertreter zu unterzeichnen- Eine 
Abschrift des Erlasses des Strafbescheides ist dem Generalstaatsanwalt, 
und wenn es sich um einen Beamten des höheren Dienstes handelt, auch 
dem Reichsjustizminister für die Personalakten des betreffenden Beamten 



2U Übermitteln (AV. vom 25. 3. 35 — Dt. Just. S. 479 — in der Fassung 
der AV. vom 24. 6. 37 — Dt. Just. S. 990 —). 

Gegen die Dienststrafverfügung des Anstaltsleiters kann der be¬ 
schuldigte Beamte innerhalb zwei Wochen nach Zustellung oder Eröffnung 
schriftlich Beschwerde erheben. Der Anstaltsleiter ist nicht berechtigt, 
die Dienststrafe aufzuheben oder zu mildem. Die Beschwerde hat keine 
aufschiebende Wirkung. Die Entscheidung auf die Beschwerde gegen die 
Dienststrafverfügung des Anstaltsleiters trifft der General Staatsanwalt. 
Er kann auf Grund seiner Nachprüfung die verhängte Dienststrafe auf- 
heben oder mildem; er kann sie aber auch verschärfen, sei es auf Gmnd 
veränderter tatsächlicher Feststellungen, sei es weil er bei unverändertem 
Sachverhalt die ausgesprochene Strafe für zu milde hält. 

Unabhängig von einer Beschwerde kann der Generalstaatsanwalt oder 
der Reichsjustizminister eine Dienststrafverfügung innerhalb eines Jahres, 
nachdem sie erlassen ist, von Amts wegen aufheben und in der Sache 
anders entscheiden oder die Einleitung des förmlichen Dienststrafver¬ 
fahrens veranlassen. Diese in § 27 RDStO. getroffene Regelung ist ein 
Ausfluß des im Dienststrafrecht herrschenden Opportunitätsprinzips und 
des Führergrundsatzes, durch sie wird in einer Ausschlußfrist von einem 
Jahre die Möglichkeit einer Nachprüfung der Dienststrafverfügung von 
Amts wegen geschaffen. Der Erlaß einer Dienststrafverfügung schafft 
daher, auch nach Beendigung des Beschwerdeverfahrens, noch keine volle 
Rechtskraft. Diese tritt erst frühestens nach einem Jahr seit Erlaß der 
Dienststrafverfügrung ein, erst von da ab ist es nicht mehr zulässig, wegen 
desselben Sachverhalts eine weitere dienststrafrechtliche Verfolgping durch 
die für dasselbe Amt zuständigen Dienstvorgesetzten zu betreiben. 

Der Anstaltsleiter ist nicht gehindert, neben der Dienststrafe noch 
andere Maßnahmen anzuordnen, zu denen er im Bereich seiner Amtsbe¬ 
fugnisse berechtigt ist. Er kann also neben der Bestrafung mit einem 
Verweis oder einer Geldbuße dem Beamten andere Dienstaufgaben zu¬ 
weisen, er kann z. B. ferner, wenn die Voraussetzungen des § 21 DBG. 
vorliegen, beim Generalstaatsanwalt das, durch den Reichsjustizminister 
auszusprechende. Versagen des Aufsteigens im Gehalt anregen. 

Ist der Anstaltsleiter auf Grund oder im Verlauf der Vorermittlung^en 
der Auffassung, daß seine Strafgewalt nicht ausreicht, so leitet er die 
Vorgänge dem Generalstaatsanwalt zu, wobei er zweckmäßig die Maß¬ 
nahmen anregt, die er für erforderlich hält, insbesondere ob er eine höhere 
Geldbuße vorschlägt, als sie in seinem Strafgewaltsrahmen möglich ist, 
oder ob er die Einleitung des förmlichen Dienststrafverfahrens (§28 ff. 
RDStO.) vorschlägt. 

Grundsätze aus Entscheidungen der Dienststrafgerichte 

Die Gesinnung oder innere Einstellung eines Beamten, die nach außen 
hin nicht in Erscheinung tritt, stellt für sich allein kein Dienstvergehen 
dar, auch dann nicht, wenn diese Gesinnung oder innere Einstellung auf 
dienstliches Befragen wahrheitsgemäß zugegeben wird. Nur ein positives 
pflichtwidriges Handeln oder pflichtwidriges Unterlassen kann Gegenstand 
eines Dienststrafverfahrens sein. 


Reichsdienststrafhof Urteil v. 11. 11. 1937 — HD 26. 87 — 
Urteil vom 22. 11. 1937 — IV D 5. 37 — 
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Bekenntnis der Beamten zum nationalsozialistischen Staat 

Aus einer gewissen Zurückhaltung oder geringen Beweglichkeit beim 
Wechsel weltanschaulicher Grundsätze wird man auch gegen Beamte ohne 
weiteres ebensowenig den Vorwurf des Mangels einer positiven Einstellung 
zum neuen Staat erheben können, wie man umgekehrt aus deren sofortigem 
Bekenntnis und ihrer Betätigung in nationalsozialistischem Sinne nach der 
Machtübernahme durch die NSDAP untrüglich auf ihre tief begründete 
Überzeugungstreue schließen kann. Diesen Erfahrungssatz haben die 
maßgebenden Regierungsstellen wiederholt eindeutig zum Ausdruck ge¬ 
bracht und die Dienststrafgerichte zahlreich bestätigt gefunden. 

Reichsdienststrafhof, Urteil v. 13. 12. 37 — IV D. 3. 37. — 

Ein Beamter, der sich öffentlich über führende Persönlichkeiten der 
Partei und des Staates in schwer beleidigender Weise äußert, verstößt 
so gröblich gegen seine Dienstpflichten, daß dem Staat seine Weiter- 
beschäftigping nicht zugemutet werden kann. 

Reichsdienststrafhof, Urteil v. 18. 12. 37 — I D 12. 37 — 

Die Dienststrafgerichte haben bei der Beurteilung, ob der Beschul¬ 
digte Beamter bleiben kann oder nicht, von anderen Voraussetzungen aus¬ 
zugehen wie die Parteigerichte bei der Beurteilung, ob der Betroffene 
weiterhin Mitglied der NSDAP sein kann oder nicht. Die Dienststraf¬ 
gerichte sind auch nicht befugt, einen Beschuldigten allein auf Grund der 
Tatsache, daß er aus der Partei ausgetreten oder ausgeschlossen ist, mit 
Entfernung aus dem Dienste zu bestrafen. Sie müssen vielmehr prüfen, 
ob sich der Beschuldigte gegen seine Pflichten als Beamter vergangen 
und welche Dienststrafe er gegebenenfalls verwirkt hat. 

Reichsdienststrafhof v. 18. Mai 1938 — I. D. 3. 38 — 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Reichsdienststrafhofs kann 
Gegenstand des Dienststrafverfahrens niemals eine Gesinnung, sondern 
ausschließlich ein schuldhaftes Handeln oder Unterlassen sein. Es ist 
unzulässig, aus gewissen Handlungen, die an sich noch keineswegs ein¬ 
deutig einen Rückschluß auf eine Gesinnung zulassen, auf eine vermutete 
geistige Einstellung bestimmter Richtung zu schließen, diese dann im 
Verfahren vorauszusetzen und im Ergebnis wegen dieser Gesinnung zu 
einer Verurteilung zu gelangen. Vielmehr müssen umgekehrt Handlungen 
oder Unterlassungen des Beamten einer Prüfung unterzogen werden; bei 
Wertung dieser Handlungen oder Unterlassungen können dann der 
Charakter und die Gesinnung des Beschuldigten mitberücksichtigt werden. 

Reichsdienststrafhof vom 15. 6. 1938 — FV D. 75. 37 — 

Geschäftsverkehr mit Juden 

Ein Beamter, der von einem jüdischen Geldverleiher ein Darlehn 
aufnimmt, macht sich eines schweren Dienstvergehens schuldig, auch wenn 
er zu der Darlehnsaufnahme durch eine unverschuldete Notlage getrieben 
worden ist. 

Dienststrafsenat beim Reichsgericht, Urteil vom 27. Juli 1937 
— FD 21/37 — 

Aus der Tatsache, daß das Dritte Reich grundsätzlich die Juden aus 
dem deutschen Volkskörper ausgeschieden hat, folgt, daß die Volksgenossen 
sich jeder geschäftlichen Unterstützung der Juden zu enthalten haben, 
wie sie in dem Eingehen wirtschaftlicher Beziehungen zu ihnen liegt. In 
erhöhtem Maße gilt dies für die Beamtenschaft. Ein Beamter begeht 
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eine außerdienstliche Pflichtverletzung, wenn er bei Juden Waren kauft 
und damit der Politik seiner Regierung entgegen handelt. 

Darüber, daß diese Anschauung sich im Jahre 1934 und 1935 bereits 
allgemein durchgesetzt hatte und daß sie insbesondere den Beamten zum 
Bewußtsein gekommen sein mußte und auch gekommen ist, bestehen keine 
Zweifel. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 13. 12. 1937 — IV D 3. 37 — 
Verletzung der Wahrheitspflicht 

Eine Verletzung der Wahrheitspflicht bei Beantwortung der nach 
dem BBG. auszufüllenden Fragebogen, die wissentlich imd über wesentliche 
Punkte erfolgt, insbesondere wenn damit die Absicht verbunden ist, einer 
sonst möglichen Entlassung oder Zurruhesetzung zu entgehen, ist als 
schwerste Dienstverletzung zu werten. Jedoch kann nicht jede objektiv 
unrichtigfe oder unvollständige Antwort für sich allein schon die Entfernung 
aus dem Amt zur Folge haben; dazu bedarf es vielmehr einer eingehenden 
Prüfung der besonderen Verhältnisse des einzelnen Falles. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 4. 10. 1937 — IV. D. 4/37 — 

Es kann einem Beschuldigften nicht als Dienstvergehen angerechnet 
werden, wenn er sich weigert, eine Erklärung auf einen gegen ihn erho¬ 
benen Vorwurf überhaupt abzugeben; denn es kann nicht verlangt werden, 
daß er sich oder Dritte gerichtlich oder dienstlich strafbarer Handlungen 
bezichtigt. Wenn er sich aber erklärt, muß er seiner Vorgesetzten 
Dienststelle und ebenso dem Untersuchungsführer im Dienststrafverfahren 
gegenüber die Wahrheit sagen. Dazu ist er kraft des besonderen Treue¬ 
verhältnisses zu Führer und Reich verpflichtet. 

Reichsdienststrafhof, Urteil v. 6. 4. 1938 — IV D 46. 37 — 
Unkameradsehaftliches Verhalten 

Wenn auch im Kampf um ein vermeintliches Recht einem Beamten 
scharfe Ausdrücke auch Vorgesetzten Dienststellen gegenüber milder an¬ 
gerechnet werden können, so hat sich doch jeder Beamter im Verkehr mit 
seinen Vorgesetzten unter allen Umständen aller Beleidigungen und 
falschen Anschuldigungen zu enthalten. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 29. 11. 1937 — IV D. 40/37 — 

Die leichtfertige Beschuldigung von Kameraden ohne die erforderliche 
eigene Prüfung stellt eine Verfehlung dar, die schärfste Ahndung verdient. 

Die Kameradschaft ist eine der Grundlagen des Beamtentums und 
einer der Hauptgründe seiner Geltung und Achtung in der Volksgemein¬ 
schaft, so daß jeder Verstoß hiergegen streng bestraft werden muß. 

Es kann keinem Beamten zugemutet werden, mit einem Menschen 
zusammen zu sein, der durch Schnüffelei und leichtfertige Angeberei die 
Zusammenarbeit und Kameradschaft in seiner Behörde untergräbt. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 13. 1. 1938 — HD 23. 37 — 

1. Ein Beamter, der einen Berufskameraden zu Unrecht eines pflicht¬ 
widrigen Verhaltens bezichtigt, verstößt in schwerster Weise gegen den 
Kameradschafts- und Gemeinschaftsgeist. Besonders schwer ist der 
Verstoß zu verurteilen, wenn sich die Beschuldigung gegen einen ehema¬ 
ligen Vorgesetzten richtet. 

2. Verleumderische Angriffe auf einen Berufskameraden, wenn sie wider 
besseres Wissen erfolgen, begründen ein so schweres Dienstvergehen, 
daß als Sühne regelmäßig nur Dienstentlassung in Frage kommen kann. 
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3. § 193 RStGB. findet in Dienststrafverfahren weder unmittelbar noch 
sinngemäß Anwendung. Die Einlassung des Beschuldigten, die von ihm 
erhobene Bezichtigung habe nur seiner Rechtfertigung dienen sollen imd 
sei. einer gewissen Notwehr entsprungen, ist deshalb nicht geeignet, 
seinem Verhalten den Charakter eines Dienstvergehens zu nehmen. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 21. 1. 1938 — V. D. 30. 37 — 

Unredliches Verhalten 

Ein Beamter, der sich zur Erlangung persönlicher Vermögensvorteile 
der Verfälschung amtlicher Urkunden schuldig macht, ist grundsätzlich 
mit Dienstentlassung zu bestrafen. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 8. 11.' 1937 — IV. D. 6/37 — 

Ein Beamter, der sich der Amtsunterschlagung schuldig macht, kann 
nur ausnahmsweise und nur beim Vorliegen ganz besonderer Milderungs¬ 
gründe in seinem Amte belassen werden. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 23. 11. 1937 — III D 53/37 — 

Ein Beamter, der unter — wenn auch nicht ausgesprochener — Aus¬ 
nutzung seiner Stellung Darlehen bei Gewerbetreibenden aufnimmt, mit 
denen seine Behörde in wirtschaftlichen Beziehungen steht, schädigt regel¬ 
mäßig sein und seiner Behörde Ansehen und macht sich eines Dienstver¬ 
gehens schuldig. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 2. 2. 1938 — I. D. 25. 37 — 

Fortgesetzte Untreue und Unterschlagung eines Beamten als Amts¬ 
walter der NSDAP und des RDB. rechtfertigen als außerordentlich schwere 
Dienstverfehlung die Strafe der Entfernung aus dem Dienst. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 18. 3. 1938 — V D. 40. 37 — 

Für jeden Beamten ist unbedingt Redlichkeit oberste Dienstpflicht. 
Ein mit der Verwaltung amtlicher Kassen betrauter Beamter, der sich eine 
Unterschlagung zuschulden kommen läßt, kann auch bei sonstiger ein¬ 
wandfreier Führung regelmäßig nicht im Dienst belassen werden, es sei 
denn, daß außergewöhnliche Milderungsgnünde vorliegen. Die Tatsache, 
daß der Beschuldigte nur eine geringe Summe in kleinsten Teilbeträgen 
unterschlagen hat, stellt keinen außergewöhnlichen Milderungsgrund dar. 
Ein Beamter, der im Geringen untreu ist, bietet keine Gewähr dafür, daß 
er bei der Verwaltung größerer Summen zuverlässiger ist. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 4. 5. 1938 — I. D. 7. 38 — 
ebenso auch Reichsdienststrafhof vom 19. 5. 1938 
— II D. 12/38 —. 

Unsittliches Verhalten. 

Ein Beamter, der Unzucht mit anderen Männern getrieben hat, ist 
in seinem Amte auch dann nicht mehr tragbar, wenn seine Zurechnungs¬ 
fähigkeit bei der Tat infolge starken Alkoholgenusses erheblich vermindert 
war. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 16. 11. 1937 — III D. 46/37 — 

Ein Beamter, der sich des fortgesetzten Ehebruchs mit der Ehefrau 
eines Amtsgenossen und der fortgesetzten schweren Kuppelei gegenüber 
seiner Ehefrau mit diesem Amtsgenossen („Frauentausch“) schuldig 
macht, ist ohne daß es weiterer Erörterungen bedarf, aus dem Dienst zu 
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entfernen. Etwaige Milderungsgründe können nur für die Frage der Be¬ 
willigung eines Unterhaltsbeitrages Bedeutung haben. 

Reichsdienststrafhof, Beschluß vom 2. 3. 1938 — I D 64. 37 — 

Es ist Aufgabe der Dienststrafgerichte, die Regierung bei Be¬ 
kämpfung der widernatürlichen Unzucht tatkräftig zu unterstützen. Sie 
müssen einen Beamten, der sich einer so grundsätzlichen Forderung wie 
der Meidung widernatürlicher Unzucht nicht unterordnet, aus dem Beam¬ 
tenkörper entfernen. Das verlangen insbesondere auch die Aufrechter¬ 
haltung der Sauberkeit der Beamtenschaft und ihres Rufs. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 30. 3. 1938 — IV. D. 72. 37 — 

Der Ehebruch eines Beamten ist regelmäßig ein Dienstvergehen, 
dessen Schwere sich nach den Umständen des einzelnen Falles richtet 
(vgl. RDStrH. vom 6. 10. 1937 — I. D. 7. 37 —). Ausschlaggebend ist, 
daß der Ehe ein besonderer Schutz durch den Staat gegeben werden muß, 
um alles zu vermeiden, was geeignet ist, die Ehe und die ihr zugewiesenen 
Aufgaben zu stören. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 30. 3. 1938 — IV D. 73. 37 — 

1. Wenn das Strafverfahren wegen Verjährung eingestellt ist, ist 
die Dienststrafkammer nicht an die tatsächlichen Feststellungen des Straf¬ 
urteils gebunden (§13 RDStO.), vielmehr zur selbständigen Prüfung be¬ 
rechtigt und verpflichtet. 

2. Der Beamte hat die Pflicht, seinen sexuellen Trieb in den Grenzen, 
die durch Sitte und Anstand gezogen sind, zu halten und zu beherrschen. 
Ein an sich schon verwerfliches sexuelles Treiben (Onanie) kann den 
Charakter eines Dienstvergehens annehmen, wenn der Beschuldigte keiner¬ 
lei Vorkehrungen trifft, um ein Beobachtetwerden zu verhindern, und da¬ 
durch seine Schamlosigkeit zur Schau stellt. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 27. 4. 1938 — IV D. 82. 37 — 

1. Der Ehebruch eines Beamten stellt regelmäßig ein Dienstvergehen 
dar. Für diese Auffassung ist die Erwägung maßgebend, daß der national¬ 
sozialistische Staat in der Ehe die Urzelle und die Grundlage des Staates 
sieht sowie die Einrichtung, die der Erhaltung und Vermehrung von Rasse 
und Art dient. Jeder Beamte des nationalsozialistischen Staates ist 
besonders verpflichtet, alles zu vermeiden, was geeignet ist, die Ehe und 
die ihr zugewiesenen Aufgaben zu stören. Der Ehebruch aber ist regel¬ 
mäßig geeignet, den Bestand der Ehe und ihre Ziele zu gefährden; er ist 
damit regelmäßig auch ein Verstoß gegen die Pflichten eines Beamten. 
Wie schwer die Verfehlung zu beurteilen und mit welcher Dienststrafe sie 
zu sühnen ist, richtet sich nach den Umständen des einzelnen Falles. 

2. Als straferschwerend ist zu berücksichtigen, wenn ein Beamter 
nicht den Mut aufbringt, zu seiner Tat zu stehen, sondern noch in der 
Hauptverhandlung versucht, völlig klarliegende Sachverhalte entgegen 
früheren Zugeständnissen abzuleugnen und den Gerichtshof irre zu führen. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 4. 5. 1938 — I D. 5. 38 — 

Die dienststrafrechtliche Würdigung ehebrecherischen Verhaltens ist 
unabhängig davon, ob die Voraussetzungen für eine Bestrafung nach § 172 
StGB. (Scheidung der Ehe und Strafantrag wegen Ehebruchs) gegeben 
sind. . • 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 19. 5. 1938 — II D. 8. 38 — 
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Jede homosexuelle Betätigung eines Beamten stellt ein so schweres 
Dienstvergehen dar, daß ein Verbleiben im Amt unmöglich ist, gleich¬ 
gültig, ob diese Betätigung der Ausfluß einer homosexuellen Veranlagung 
ist oder nicht. 

Reichsdienststrafhof, Urteil vom 22. 6. 1938 — ID. 23. 38 — 


Allgemeine Verfügungen des RJM 

Luftschutz. AV. vom 23. 8. 1938 — Dt. Just. S. 1488 —. 

Bringet Auszug aus einem Ausführungserlaß des Reichsministers 
der Luftfahrt zum Luftschutzgesetz (Aufgaben und Befug^nisse 
des örtlichen Luftschutzleiters; Heranziehung zur Luftschutzdienst¬ 
pflicht). 

Änderung der DurchfUhrungsverfügung zu den Reisekostenbestimmungen. 
AV. vom 8. 9. 1938 — Dt. Just. S. 1486 —. 

Bringet verschiedene Änderungen und Ergänzungen zu den Reise¬ 
kostenbestimmungen. 

Änderung der DurchfUhrungsverfügrung zu den Umzugskostenbestimmuh- 
gen. AV. vom 9. 9. 1938 — Dt. Just. S. 1487 —. 

Bringt Änderung und Ergänzungen zu den Umzugskostenbestim¬ 
mungen. 

Richtlinien über die Beurlaubung von Beamten, Angestellten und Arbeitern 
bei Behörden, öffentlich-rechtlichen Körperschaften und öffentlichen 
Betrieben für Zwecke der Leibesübungen. AV. vom 12. 9. 1988 — Dt. 
Just. S. 1485 —. 

Regelt die Beurlaubung zur TeilnaJime an Lehrgängen der Reichs¬ 
akademie für Leibesübungen und an den vom Reichssportamt zu¬ 
gelassenen Sportschulen. 

Freikorpskämpferurkunde. AV. vom 15. 9. 1938 — Dt. Just. S. 1512 —. 
Verleihung der Freikorpskämpferurkunde ist zu den Personalakten 
anzuzeigen. 

Tätigkeit von Beamten, Angestellten und Arbeitern in der NSDAP., ihren 
Gliederungen, angeschlossenen Verbänden, in dem NSFK. usw. AV. 
vom 23. 9. 1938 — Dt. Just. S. 1545 —. 

Zugehörigkeit ist zu den Personalakten anzuzeigen. 

Verhalten der Behörden bei kirchlichen Veranstaltungen. AV. vom 1. 10. 
1938 — Dt. Just.* S. 1576 —. 

Keine geschlossene Teilnahme von Behörden oder Entsendung von 
Behördenvertretem zu kirchlichen Veranstaltungen. 

Kursbuch für die Gefangenenwagen. AV. vom 3. 10. 1938 — Dt. Just 
S. 1576 —. 

Für das Kursbuch für die Gefangenenwagen dient ab 3. 10. 1938 
als Unterlage das Deutsche Kursbuch, nicht mehr das Reichs¬ 
kursbuch. 

Sammlungen und Vertrieb von Waren in Diensträumen. AV. vom 13. 10. 
1938 — Dt Just. S. 1664 —. 

Regelt die Frage der Sammlungen xmd des Vertriebs von Waren, 
insbesondere Büchern, Zeitschriften, Karten usw. in den Dienst¬ 
räumen der öffentlichen Verwaltungen. 
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Höflichkeitsformen. AV. vom 14. 10. 1988 — Dt. Just. S. 1702 —. 

Anrede ,JSuer Hochwohlgeboren“ usw. ist im Dienstverkehr zu 
vermeiden. 

Beurlaubung von Behördenangehörigen für Zwecke des Luftschutzes. AV. 
vom 17. 10. 1938 — Dt. Just. S. 1702 —. 

Fernbleiben vom Dienst ohne ausdrückliche Urlaubsgenehmigung 
nicht zulässig, ausgenommen in besonderen Ausnahmefällen 
(Probeaufruf des zivilen Luftschutzes). 

Milderung der Einbehaltungsbestimmungen nach der Pr. Einbehaltungs¬ 
verordnung. AV. vom 18. 10. 1938 — Dt. Just. S. 1671 —. 

Änderung der bisherigen Regelung, vornehmlich zugxmsten der 
Ruhestandsbeamten. 

Verbot der Mitgliedschaft von Beamten und Lehrern in berufsständischen 
konfessionellen Vereinigungen. AV. vom 28. 10. 1938 — Dt. Just. 
S. 1742 —. 

Mitgliedschaft oder Betätigung in berufsständischen kon¬ 
fessionellen Vereinigungen durch Beamte ist verboten; Straf¬ 
anstaltsgeistliche können berufsständischen Vereinigungen von 
Geistlichen angehören. 

Nebentätigkeit der Beamten. AV. vom 31. 10. 1938 — Dt. Just. S. 1742 —( 
Regelt die Zuständigkeit für Entscheidungen über Gewährung von 
Vergütungen für Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst. 
Überführung der badischen Strafregister auf die Staatsanwaltschaften. 
Bekanntmachung vom 31. 10. 1938 — Dt. Just. S. 1473 —. 

Vom 1. 11. 1938 ab werden auch in Baden die Strafregister bei 
den Staatsanwaltschaften der Landgerichte, in deren Bezirk der 
Geburtsort des Verurteilten liegt, geführt. 


Personalnachrichten 

Beamte des höheren Strafvollzugsdienstes 

E rnannt: 

Regierungsrat Badum zum Oberregierungsrat in Straubing, 

Regierungsrat Bithom zum Oberregierungsrat in Wittlich. 

V ersetzt: 

Regrierungsrat Dr. Riemer in Wartenburg (Ostpr.) nach Stuhm 
(Westpr.), 

Regierungsrat Dr. Kastenbauer in Landsberg (Lech) nach Straubing. 

Ausgeschieden: 

Oberregierungsrat Jenz in Dreibergen infolge Übernahme als Major in 
den Dienst der Schutzpolizei. 

Beamte des gehobenen mittleren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Fürsorger Dr. Brandstätter zum Verwaltungsoberinspektor in Eisenach, 

Verwaltungsinspektor Goretzki zum Verwaltungsoberinspektor in 
Remscheid-Lüttringhausen, 

Verwaltungsinspektor Otto (Rieh.) zum Verwaltungsoberinspektor in 
Gollnow, 

Verwaltungsinspektor Holz zum Verwaltungsoberinspektor in St. Geor- 
gen-Bayreuth, 
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Verwaltungsinspektor Helbig zum Verwaltungsoberinspektor in Berlin 
(Unters.-Gfs. Alt-Moabit). 

Verwaltungsinspektor Voigt zum Verwaltungsoberinspektor in War¬ 
tenburg (Ostpr.), 

Justizinspektor Krüger zum Verwaltungsoberinspektor in Köslin, 
Verwaltungsobersekretär Nitschke zum Verwaltungsinspektor in AUen- 
stein, 

Verwaltungsobersekretär Kahlfeld zum Verwaltungsinspektor in War¬ 
tenburg (Ostpr.), 

Verwaltungssekretär Vogler zum Verwaltimgsinspektor in Rhein 
(Ostpr), 

Verwaltungspraktikant Schillat zum Verwaltimgsinspektor in Groß- 
Strehlitz, 

Verwaltungspraktikant Hasse zum Verwaltungsinspektor in Wolfen¬ 
büttel, 

Verwaltungssekretär Bartime zum Verwaltungsinspektor in Nürnberg, 
Verwaltungspraktikant Welkert zum Verwaltungsinspektor in Herford, 
Erster Maschinenmeister Müller (Karl) zum Verwaltungsinspektor in 
Celle, 

Justizpraktikant Häussermann zum Verwaltungsinspektor in Ludwigs¬ 
burg, 

Justizsekretär Kuntz zum Verwaltungsinspektor in Zweibrücken, 
Verwaltungspraktikant Metz zum Verwaltungsinspektor in Magdeburg 
(Elberegulierung), 

Verwaltungspraktikant Kramp zum Verwaltungsinspektor in Herford, 
Verwaltungsassistent Zenz zum Verwaltungsinspektor in Nieder¬ 
schönenfeld, 

Justizsekretär Mages zum Verwaltungsinspektor in Ebrach, 
Justizsekretär Haslberger zum Verwaltungsinspektor^ in St. Georgen- 
Bayreuth. 

Versetzt: 

Verwaltungsamtmann (GefAnstOAmtm.) Dr. Zeugner in Stollberg 
(Erzgeb.) nach Hahnöfersand, 

Verwaltungsoberinspektor Kruse in Hamburg-Harburg nach Hamburg- 
Stadt (UGfs.), 

Verwaltungsoberinspektor Körber in Hamburg-Stadt (UGfs.) nach 
Hamburg-Harburg, 

Verwaltungsinspektor Baader in Köln als Justizinspektor an die 
Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht daselbst, 
Verwaltungsoberinspektor Ecke in Glogau nach Gleiwitz, 
Justizinspektor Zimmermann (Herbert) in Klingenthal als Verwal¬ 
tungsinspektor nach Stollberg (Erzgeb.) (StrGfs. Hoheneck), 
Oberin Thöne in Rothenfeld (b. Landsberg/Lech) nach Köln, 
Verwaltungsinspektor Handrischeck in Oels nach Brieg. 

In den Ruhestand getreten: 

Verwaltungsamtmann Vierle in Hamburg-Fuhlsbüttel, 
Verwaltungsinspektor Deckert in Kiel, 

Verwaltungsinspektor Krause (Heinr.) in Suhl, 

Verwaltungsinspektor Homeier in Bochum. 

Verstorben: 

Verwaltungsoberinspektor Engelhardt (Emil) in Stendal, 
Verwaltungsinspektor Beyer (Alfred) in Bautzen. 
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Ärzte 


Ernannt: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Freisei zum Oberregierungsmedizinalrat 
in Breslau, 

Anstaltsarzt Dr, Schubert zum Regierungsmedizinalrat in Leipzig- 
Kleinmeusdorf, 

Anstaltsarzt Dr. Mairoser zum Regierungsmedizinalrat in Zweibrücken, 
Anstaltsarzt Dr. Hirsch zum Regierungsmedizinalrat in Vechta. 


Geistliche 


Ernannt: 

Hilfspfarrer Leutfeld zum Pfarrer in Remscheid-Lüttringhausen. 


Oberlehrer 

Ernannt: 

Lehrer Hans Schulz zum Oberlehrer in Stuhm, 

Fürsorger Friedemann zum Oberlehrer in Untermaßfeld. 

Versetzt: 

Oberlehrer Behrmann in Hahnöfersand nach Hamburg-Fuhlsbüttel. 


Schrifttum 


Bücher 


Inland 


Mezger, Deutsches Strafrecht, Ein Grundriß, Berlin, 1938, Junker & Düim- 
haupt Verlag, 231 Seiten, broschiert 6,— Leinen 8, — aM. 

Die von Otto Koellreutter herausgegebene Sammlung „Rechtswissen¬ 
schaftliche Grundrisse“ zählte bisher 7 Bände, zu denen soeben das Deutsche 
Strafrecht von Mezger getreten ist. Es bietet eine systematische Über¬ 
sicht über das geltende Strafrecht und darüber hinaus durch seine zahl¬ 
reichen Hinweise auf Schrifttum und Entscheidungen eine Anleitung zum 
Selbststudium. Die nationalsozialistische Strafrechtserneuerung durch die 
Novellen der Jahre 1933 bis 1935 ist ebenso berücksichtigt wie die rechts¬ 
entwickelnde Rechtsprechung des Reichsgerichts in diesen Jahren. Das 
Werk eignet sich zur Einführung der jungen Rechtswahrer und Verwal¬ 
tungsbeamten in das Strafrecht, aber auch als Leitfaden für Lehrer an 
Ausbildungsstätten für Beamte. 

Schinnerer, Wirkungskreis und Organisation der Staatsanwaltschaften, 
Heft 6 in der Gruppe Strafrecht und Strafverfahren der Schriften der 
Akademie für Deutsches Recht. Berlin 1938, Junker & Dünnhaupt Ver¬ 
lag. 95 Seiten, broschiert 4,20 

Der Verfasser hat sein im Jahre 1937 auf dem 2. Internationalen 
rechtsvergleichenden Kongreß im Haag gehaltenes Generalreferat zu einfem 
grundlegenden Werk über Fragen ausgearbeitet, die zur Zeit im Mittel¬ 
punkt des Interesses stehen. Er schildert zunächst den Aufbau imd die 
Aufgaben der Staatsanwaltschaft in England, Frankreich, Schottland und 
Schweden, die sich in den Grundgedanken wesentlich unterscheiden. Ab¬ 
gesehen von angelsächsischen Ländern hat aber nur das französiche Vor¬ 
bild gn"ößeren Einfluß gewonnen, so auch auf die Gestaltung im deutschen 
Recht. In der abschließenden rechtsvergleichenden Betrachtung schneidet 
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der Verfasser die großen Zeitprobleme an, wie die Stellung von Staats¬ 
anwaltschaft und Polizei oder von Richter und Staatsanwalt zueinander, 
ferner die Vorzüge und Nachteile des Legalitäts- und Opportunitätsprinzips 
usw. Wer sich mit diesen aktuellen Fragen beschäftigen will, wird durch 
das Buch vortrefflich mit der Problemstellung vertraut gemacht. 

Dr. S t r u b e, Berlin. 

Polzer, Der Sachbeweis in der Kriminalstatistik, J. Schweitzer, Verlag, Mün¬ 
chen, Berlin und Leipzig 1938, 184 Seiten, 6,40 
Dieses aus dem Geist der Praxis geborene Buch wendet sich in erster 
Linie an den Kriminalisten. Die kurze, übersichtliche und dennoch er¬ 
schöpfende Form gewährt dem Rechtswahrer und Arzt die Möglichkeit, 
sich schnell und gründlich über dieses Grenzgebiet beider Wissenschaften 
zu unterrichten. Soweit erkennungsdienstliche Fragen (besondere Berufs¬ 
merkmale, Narben, Tätowierungen, Mundart usw.) behandelt werden, geben 
sie dem Strafvollzugsbeamten Stoff, der ihn in die Lage versetzt, Irre¬ 
führungen bei der Aufnahmeverhandlung schnell zu erkennen. 

Räuber, Die Körperverletzungs-Kriminalität im Landgerichtsbezirk Rudol¬ 
stadt in den Jahren 1900—1929, Verlag der Frommannschen Buchhand¬ 
lung, Jena 1938, 117 Seiten, 14,— 

An Hand sehr sorgfältiger statistischer Erhebungen in dem Land¬ 
gerichtsbezirk Rudolstadt erforscht der Verfasser die Ursachen der Körper¬ 
verletzungskriminalität nach Umwelteinflüssen imd Täterpersönlichkeit. In 
kriminalpolitischer Hinsicht ist von besonderem Interesse, daß die gemein¬ 
schaftsbildende Kraft des Nationalsozialismus die Körperverletzungskrimi¬ 
nalität herabgemindert hat. Dem Strafvollzugspraktiker geben die Teile 
der Arbeit, die sich mit der Täterpersönlichkeit befassen, manche wertvolle 
Anregung. 

Staatsanwalt Dehn, Hamburg. 


Zeitschriften 

Inland 

Monatsschrift für Kriminalbiologie und Strafrechtsreform, 29. Jahrgang, 
Heft 4, April 1938. 

„M örder und ihre Opfer“, von Reg.-Rat Dr. E. Roesner. 

Das besondere Interesse des Kriminalisten hat sich von jeher der 
Soziologie und Psychologie des Mordes als einem der schwersten Ver¬ 
brechen des Reichsstrafgesetzbuchs zugewandt. Seit geraumer Zeit hat 
auch die Reichskriminalstatistik Sonderuntersuchungen auf diesem Gebiet 
vorgenommen, die für die Jahre 1928, 1929 und 1930 im 433. Band der 
Statistik des Deutschen Reiches und für die Jahre 1931, 1932 und 1933 im 
Band 607 der Statistik des Deutschen Reiches veröffentlicht worden sind. 
Der Auswertung der zweiten amtlichen Statistik über die Jahre 1931 bis 
1933 ist eine beachtenswerte Abhandlung des bekannten Bearbeiters der 
Reichskriminalstatistik, Dr. E. Roesner, der zugleich die Sonderunter¬ 
suchungen im amtlichen Auftrag durchgeführt hat, unter dem Titel „Mör¬ 
der und ihre Opfer“ in der Monatsschrift für Kriminalbiologie und Straf¬ 
rechtsreform, 29. Jahrg., 1938, Heft 4 und 5 gewidmet (vgl. auch die Be¬ 
sprechung einer ähnlichen mordstatistischen Arbeit Roesners durch 
Weißenrieder in Bd. LXVH der Blätter für Gefängniskunde, 3. Heft). In 
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dieser Veröffentlichung, die die Auswertung von 169 Strafakten in den 
Jahren 1931 bis 1933 im Deutschen Reich rechtskräftig gewordener Ver¬ 
urteilungen wegen Mordes umfaßt, hat der Verfasser nicht allein über die 
Ergebnisse der amtlichen Statistik referiert, sondern darüber hinaus eigene 
Aufzeichnungen aus den bearbeiteten Mordakten, die sich auf besonders 
interessante Merkmale der Person des Täters, seiner Mordtechnik, seines 
Verhaltens nach der Tat u. a. beziehen, mitgeteilt und seine Darlegfungen 
auch noch durch ausländisches kriminalstatistisches Material illustriert. 

Die Ausbeutung der Strafakten ist erfolgt 1. hinsichtlich der persön¬ 
lichen Verhältnisse der Mörder (Geschlecht, Personenstand, Alter, Fami¬ 
lienverhältnisse, Beruf, Religion, Vorstrafen, erbliche Belastung u. a.), 
2. der Ausführung der Tat (Tat, Ort, Tatmittel, Tötungsart, Tatmotiv, Tat¬ 
zeit, Taterfolg), 3. der persönlichen Verhältnisse des Opfers (Geschlecht, 
Alter, Familienstand, Beruf, Beziehung zum Täter) und 4. der Voll¬ 
streckung der Todesstrafe und der gegen jugendliche Mörder erkannten 
Gefängnisstrafen. 

Von besonderer Wichtigkeit ist die Erörterung der erblichen 
Belastung der Mörder, die hinsichtlich der Jahre 1928 bis 1930 
noch nicht amtlich veröffentlicht ist. Von den verurteilten Mördern 



1928/30 

1931/33 

1928/33 

waren erblich belastet. 

18 

34 

52 

— % der Gesamtzahl. 

14,5 

20,1 

17,7 

davon vorbestraft. 

11 

23 

34 

— % der erblich Belasteten. 

61,1 

67,6 

65,4 

= % der vorbestraften Mörder insgesamt 

17,2 

28,8 

23,6 

Verurteilte Mörder insgesamt. 

124 

169 

293 


Aus einer vom Verfasser aufgestellten „Erbbelastungstabelle“ der 
beiden Mordstatistiken „ergibt sich als besonderes Merkmal, daß nicht nur 
der überwiegende Teil der erblich belasteten Mörder vorbestraft ist, son¬ 
dern daß sich unter diesen auch fast sämtliche vielfach vorbestraften 
Mörder befinden, die bei den Untersuchungen ermittelt worden sind“. 

Eine Betrachtung des Tatortes zeigt die' bemerkenswerte Tat¬ 
sache, daß im Gegensatz zu den Feststellungen der ersten Mordstatistik 
die überwiegende Zahl der Morde in bedeckten oder umschlossenen Räumen 
ausgeführt worden ist (in 98 von 164 Fällen). 

Was die Tötungsarten anbetrifft, so wurden in den meisten 
Fällen die Opfer erschlagen (43 Opfer, 36 Täter), 36 Mörder erwürgten 
oder erdrosselten 31 Opfer, 32 Täter erschossen 31 Personen, 12 Personen 
benutzten ein stechendes oder schneidendes Instrument, um 24 Personen zu 
töten, 11 Täter vergifteten 19 Personen, 6 Mörder ertränkten 8 und ein 
Täter stieß sein Opfer von einem Felshang in die Tiefe. Als Tatmittel 
wurden zum Erschlagen in 23 Fällen ein Beil oder eine Axt, in je 12 Fällen 
ein Hammer bzw. Knüppel, in 6 Fällen ein Totschläger, in weiteren 
11 Fällen andere harte Gegenstände (Bierflasche, Pistole [!], Stein, Eisen¬ 
stange usw.) und in 2 Fällen die bloße Faust benutzt. Gewehr oder Pistole 
wurde in 33 Fällen zum Erschießen verwandt. Zum Erdrosseln benutzten 
die Mörder in 20 Fällen einen Strick, einmal einen Schal. Erstickt wurde 
das Opfer in 3 Fällen durch ein Kissen und in einem Fall mit einem 
,JC.nebel“. 22 Opfer wurden erwürgt. Unter 38 Fällen, in denen stechende 
bzw. schneidende Instrumente als Mordwerkzeug dienten, wählte der Täter 
30mal ein Messer, zum Vergiften 14mal Arsenik und je einmal chlorsaures 
Kali, Tollkirschen, Strychnin, Kleesalz und Leuchtgas. 
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Es würde sicher aufschlußreich sein, darüber hinaus in einer weiteren 
Untersuchung festzustellen, ob die von dem berühmten belg^ischen Astro¬ 
nomen und Statistiker Quetelet vor mehr als 100 Jahren aufgestellte These 
der mit großer Regelmäßigkeit von Jahr zu Jahr wiederkehrenden Tötungs¬ 
mittel und ihrer immer im gleichen Verhältnis üblichen Anwendung in 
dieser über 6 Jahre sich erstreckenden Beobachtungsreihe eine Bestätigung 
findet. 

Wertvoll sind die Angaben über die Mordmotive, für deren 
Gliederung und Zusammenfassung als Vorlage das System der Mordmotive 
bei der Mordinspektion des Berliner Polizeipräsidiums gedient hat 
61 Morde sind zwecks Erlangung geldlicher oder wirtschaftlicher VorteUe, 
25 zwecks Verhütung wirtschaftlicher Nachteile, 29 auf geschlechtlicher 
Basis, 53 aus Abneigung oder Eifersucht oder zur Beseitigung lästiger 
Personen, 19 aus anderen Beweggründen verübt worden. Es sind also ein 
Drittel aller Morde zur Erlangung wirtschaftlicher Vorteile (hiervon 
wiederum zwei Drittel Raubmorde) begangen. 

Von den aus Bereicherungsgründen verübten Morden entfallen 63,2 % 
auf die Herbst- und Wintermonate, und von den aus sexuellen Motiven 
aufgeführten Morden 63,8 % auf die Frühjahrs- bzw. Sommerszeit 

Auffallend ist die Feststellung, daß weit mehr Morde in 
ländlichen Bezirken (Landgemeinden unter 2000 Einwohnern) be¬ 
gangen worden sind. 


1928 bis 1933 

in % . . . 


Großstädte über 
100000 Einw. 

65 

20,2 


Andere Städte 
2000-100000 Einw. 


68 

21,2 


LandgeineindeD 
unter 2000 Einw. 


188 Morde 

68,6 


Dagegen Anteil an der Gesamtbevölkerung (1933) 
in % . . . 30,4 36,9 32,7 

Der Einfluß der nationalsozialistischen Strafrechtsauffassung zeigt 
sich deutlich in der Handhabung des Todesurteils: in den Jahren 1931 und 
1932 wurden je 4 und im Jahre 1933 48 Todesurteile vollstreckt. 

Es ist sehr zu begrüßen, daß der Verfasser seine wertvollen Er¬ 
fahrungen aus der Bearbeitung der amtlichen Mordstatistiken zur Grund¬ 
lage dieser Abhandlung über „Mörder und ihre Opfer“ gemacht hat, und 
es mag die Hoffnung ausgesprochen werden, daß sowohl die amtlichen 
Untersuchungen wie auch die privaten Veröffentlichungen des Verfassers 
auf diesem Gebiet auch in Zukunft fortgesetzt werden. 


Kurt E. Meyer, Koblenz. 


Kriminalistik, Amtliche Zeitschrift des Reichskriminalpolizeiamtes, Krimi¬ 
nalwissenschaft und Praxis Verlag, Berlin N 54, 12. Jahrgang. 

Heft 6 vom Juni 1938. 

Die „Polizeiliche Kriminalstatistik für das 
Deutsche Reich“ weist 818 173 im Jahre 1937 verübte Delikte gegen¬ 
über 833 641 im Vorjahre auf. Die Gesamtaufklärungsziffer beträgt 
635 642 = 66,5 % gegenüber 64,9 % im Jahre 1936. Über 90 % der Fälle 
ist aufgeklärt bei widernatürlicher Unzucht, Hehlerei, RauschgifU'ergehen, 
Betrug, Körperverletzung mit tödlichem Ausgang, über 80 % bei Tötung, 
Unterschlagung, Kindestötung, unzüchtige Handlungen mit Kindern, fahr¬ 
lässiger Brandstiftung, es folgen Sittlichkeitsdelikte mit 52,8 %, einfacher 
Diebstahl mit 50 %, schwerer Diebstahl mit 45,2 schließlich Taschöi- 
und Gepäckdiebstahl mit 44,6 %. 
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Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht, C. H. Becksche Verlags¬ 
buchhandlung, München und Berlin, 5. Jahrgang, Heft 9 vom 1. Mai 
1938. 

Gedanken und Vorschläge zur Neuordnung des 
Vorstrafenrechts von Reichsamtsleiter Berkenkamp. 

Im Interesse der großen Anzahl von Strafentlassenen, die nach Straf¬ 
verbüßung redlich vorwärtsstreben, aber überall auf Hemmnisse in ihrem 
Fortkommen stoßen, ist eine Neuregelung des Vorstrafenrechts erforder¬ 
lich. Das erhebliche Hinausgehen der sozialen Rückwirkung der Strafe 
über ein berechtigtes Maß ist in erster Linie darauf zurückzuführen, daß 
im Strafregister zu viele Strafen vermerkt werden und daß die notwen¬ 
digen Eintrag^ungen zu lange darin verbleiben. Ferner muß die Möglichkeit 
geschaffen werden, den einmal (oder mehrfach, aber geringfügig) vor¬ 
bestraften Volksgenossen, der nach der Sühne der Tat sich jahrelang ein¬ 
wandfrei geführt hat, durch besonderen Ausspruch wieder als vollwertiges 
Mitsrlied der Volksgemein.schaft anzuerkennen (Problem der Rehabilitation). 

Dr. S t r u b e , Berlin. 


Ausland 

Polen 

c-rzeglad Wieziennictna Polskiego, kwartalnik poswiecony zagadnieniam 
kryminologicznym i penitencjarnym. 2. Jahrgang, 
fleft 1 vom Januar bis März 1937. 

Die neuzeitliche Entwicklung der Kriminal¬ 
prophylaxe und die Notwendigkeit ihrer internatio¬ 
nalen Organisation, von Professor di Tullio von 
der Universität in Rom. 

Der Verfasser unterscheidet drei Phasen bei jedem Verbrechen 
(Vorsatz — Vorbereitung — Ausführung) und fordert eine Prophylaxe 
in jedem dieser Entwicklungsstadien, und zwar allgemein durch den Kampf 
gegen den Alkoholismus, die Tuberkulose, die Geschlechtskrankheiten usw. 
und im Einzelfall auf Grund der Forschungsergebnisse von Anthropologie 
und Kriminalbiologie. Ihre Kenntnis ist besonders wichtig für den Straf¬ 
vollzug. Belgien ist auf diesem Gebiet vorbildlich geworden, Italien ist 
gefolgt und auch Polen hat beim Justizministerium eine Kommission für 
kriminalbiologische Untersuchungen. 

Der Entwurf einer G e f än g n i s o r g a n i s a t i o n, vo m 
Stellvertretenden Staatsanwalt am Berufungsge¬ 
richt F. Mitraszewski in Warschau. 

Der Verfasser schlägt vor, Normalanstalten und Spezialanstalten zu 
unterscheiden, nämlich Spezialanstalten a) mit landwirtschaftlichem Un¬ 
terricht, von denen bereits sieben in Polen bestehen, b) mit handwerklichem 
Unterricht, von denen zwei vorhanden sind, c) bewegliche Gefangenen- 
Arbeitslager für kurzstrafige Gefangene, deren es bisher sechs gibt imd 
d) Isolieranstalten für Rückfällige, von denen zwei eingerichtet sind und 
zwei weitere eingerichtet werden sollen. Sodann geht er auf die Bedeutung 
der Arbeit in den Gefäng:nissen ein und empfiehlt schließlich Übergangs- 
heime für Strafentlassene. 
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Heft 2 vom April bis Juni 1937. 

Betrachtungen über die Rechtslage des Gefan¬ 
genen, von Rechtsanwalt Dr. jur. J. Rubbrecht in 
Brügge (Belgien). 

Er geht von dem Gedanken aus, daß Rechte und Pflichten der Gefan¬ 
genen gesetzlich festgeleg^ werden müßten und führt als Beispiel die 
Regelung der Arbeitsbelohnung und die Verhängung von Hausstrafen an. 

Die B o r s t a 1 a n s t a 11 in England, von Richter am 
Obersten Gericht Dr. jur. W. Sokalski in Warschau. 

Der Verfasser gibt eine Schilderung von diesen Anstalten und von der 
Borstal Association, die sich zur Aufgabe gemacht hat, die bedinget ent¬ 
lassenen Jugendlichen zu überwachen. Er teilt mit, daß in England zur 
Zeit 8 Borstalgefängnisse bestehen, davon eins für Mädchen, und daß man 
auch in den Dominions solche Jugendgefängfnisse eingerichtet hat. 

Heft 3 vom Juli bis September 1937. 

Der Einfluß des Richters auf den Vollzug der 
Freiheitsstrafen und sichernden Maßnahmen, von 
Strafrichter G. L. Sliwowski in Warschau. 

Seitdem man mehr und mehr eine spezialpräventive Wirkxmg von 
der Strafe verlangt, wird die Aufgabe des Richters schwieriger und die 
Notwendigkeit zu seiner Einflußnahme auf den Strafvollzug wichtiger. 
Bisher kann er wohl Strafzeiten verkürzen (bedingte Strafaussetzimg, 
Begnadigung), aber er kann sie nicht verlängern (auch wenn es notwendig 
ist). Da er im Augenblick des Urteilsspruchs die Wirkung der Strafe 
oder der sichernden Maßnahme nicht voraussehen kann, muß man die 
Zuständigkeiten der Strafjustiz erweitern und dadurch den Richter zum 
Herrn des Vollzuges machen. Als Vorbild schwebt dem Verfasser der 
Überwachungsrichter nach dem italienischen Strafgesetzbuch von 1930 vor 
und er fordert die Einführung eines besonderen Zweiges der Strafjustiz, 
die er von sogenannten Strafvollzugsrichtem verwaltet wissen will. Der 
Verfasser zählt sodann auf, was er zur Zuständigkeit dieses Beamten 
gerechnet haben möchte. 

Grundsätze für den Unterricht und die Erziehung 
in den Korrektionsanstalten, von Dr. P. Suchan. 

Der Verfasser schildert die Notwendigkeit, daß der Strafanstalts¬ 
lehrer sein Wirken auf die Vorbereitung der Gefangenen für das Leben 
in der Freiheit abstellt, und bietet einen Einblick in die Art des Unter¬ 
richts im Gefängrnis und die Ziele der Anstaltsschule. 

Heft 4 vom Oktober bis Dezember 1937. 

Miroslaw Henryk Nakwaski (1800 —1876) und seine 
theoretische und praktische Bedeutung auf dem 
Gebiete des Gefängniswesens, von Dr. jur. J. Haytler. 

Die in Heft 2 begonnene Abhandlung wird fortgesetzt. Die Be¬ 
sprechung bleibt Vorbehalten, bis der Abschluß erschienen ist. 

Dr. S t r u b e , Berlin- 
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Ausbildung 

der höheren Strafvollzugsbeamten 

von Oberregierungsrat Dr. P1 i s c h k e , Bautzen 

Von einer ganzen Reihe einzelner Einrichtungen des Straf¬ 
vollzugs wird behauptet, daß der Strafvollzug mit der betreffen¬ 
den Einrichtung stehe und falle. In der Regel macht sich diese 
Behauptung immer derjenige zu eigen, der diese Einrichtung 
gerade schriftlich oder mündlich behandelt. So wird gesagt, 
daß der Grundpfeiler des Strafvollzuges das Arbeitswesen sei; 
ein andermal — jetzt vielleicht weniger — heißt es, der Stufen¬ 
strafvollzug sei das Kernstück des Vollzugs der Freiheitsstrafen; 
von anderer Seite wird die ausschlaggebende Bedeutung der 
Gefängnisbüchereien gerühmt. Es ist nun ganz zweifellos, daß 
alle diese Einrichtungen ihren besonderen Wert haben, daß jede 
ihre besondere Aufgabe im Gesamtbau des Strafvollzugs hat. 
Aber dabei darf nicht übersehen werden, daß alle getroffenen 
Einrichtungen, alle schönen Regelungen wirkungslos sein und 
den Erwartungen nicht entsprechen werden,wenn diejenigen, 
die sie handhaben sollen, ihrer Persönlichkeit und ihren Fähig¬ 
keiten und Kenntnissen nach dieser Aufgabe nicht gewachsen 
sind. Das ist schon oft gesagt worden. Ob sich nun der Verein 
der Deutschen Strafanstaltsbeamten oder der Internationale 
Gefängniskongreß oder der Deutsche Juristentag mit den 
Fragen der Auswahl und der Ausbildung der Strafvollzugsbe¬ 
amten beschäftigt hat, stets ist dieser Gedanke anerkannt 
worden. Es ist allmählich schon zur stehenden Redensart 
geworden, daß Voraussetzung zum Strafanstaltsberuf die per¬ 
sönliche Eignung sei. Umso auffallender muß sein, daß dieser 
Gedanke in den bisherigen Bestimmungen in Deutschland nicht 
genügend zum Ausdruck gekommen ist. In den Reichsgrund¬ 
sätzen ist in § 9 lediglich davon die Rede, daß die Strafvollzugs¬ 
beamten theoretisch und praktisch für ihren Dienst ausgebildet 
sein sollen. Und auch die Regelungen, die bisher in den einzelnen 



deutschen Ländern gelten, gehen nicht oder nicht viel darüber 
hinaus. Erst die Verordnung vom Januar 1937 hat für die 
Beamten des Jugendstrafvollzugs eine Bestimmung auf ge¬ 
nommen, die der Forderung nach der persönlichen Eignung 
unter dem Gesichtspunkt der Eigenart des Jugendstrafvollzugs 
Rechnung trägt. An die Spitze des Abschnittes über die Beam¬ 
ten des Jugendstrafvollzugs ist dort der Satz gestellt, daß die 
Beamten erzieherisch befähigt sein und eine hohe Auffassung 
von ihrem Dienst in sich tragen müssen. 

Was die A u s 1 e s e angeht, so haben bisher — abgesehen 
von der persönlichen Eignung — im allgemeinen zwei Fragen 
zur Debatte gestanden. Die eine lautete: muß akademische 
Vorbildung verlangt werden? Die zweite: wenn akademische 
Vorbildung verlangt wird, muß es dann ein J u r i s t sein? 

Zur ersten Frage ist folgendes zu sagen. Die Tätigkeit 
eines leitenden Beamten im Strafvollzug ist dergestaltet, daß 
er seine Aufgaben nur dann erfüllen kann, wenn ihm ein aus¬ 
reichendes Maß von Allgemeinkenntnissen eigen ist. Im Straf¬ 
vollzug bestehen eine Reihe von Vorschriften und Einrichtungen, 
zu deren richtiger Handhabung und Durchführung, zu deren 
Organisation bei der einzelnen Behörde eben gewisse Kennt¬ 
nisse unerläßlich sind. Ich denke dabei nicht an das Beherr¬ 
schen von Terminologien, deren Mangel ja unschwer zu über¬ 
winden sein wird, sondern an das überschauen entwicklungs¬ 
mäßiger Zusammenhänge und an das Beherrschen von einer 
ganzen Reihe wissenschaftlicher Fragen. Die Menschenbeob¬ 
achtung, Menschenbeurteilung und Menschenbehandlung, die 
im Strafvollzug gilt, können nicht bloß allgemeiner Art, nicht 
bloß erfahrungsgemäß sein, sondern müssen mit der Kennt¬ 
nis von den Fragen, die hier auf den Gebieten der Ver¬ 
brechensbekämpfung, der Medizin, der Kriminalbiologie usw. 
in den Strafvollzug hineinspielen, einhergehen. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß die akademische Vorbildung 
insoweit ein gewisses Rüstzeug und im allgemeinen wohl auch 
eine gewisse Schulung für die Bearbeitung und schließlich eine 
gewisse Geistesschulung darstellt. Man wird also nach meiner 
Auffassung gut tun, für den höheren Strafvollzugsdienst grund¬ 
sätzlich akademische Vorbildung zu verlangen. Da in diesem 
Dienst aber die persönliche Eignung und Neigung und Lebens¬ 
erfahrung von außerordentlicher Bedeutung sind, so kann frei- 
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lieh die Frage auftauchen, ob dieser Grundsatz denn ständig 
und ohne jede Ausnahme gelten müsse. Ich persönlich neige 
dazu, in vereinzelten Fällen, in denen eine längere Bewährung 
im Strafvollzugsdienst die Befähigung zu einer leitenden 
Stellung deutlich und zweifelsfrei hat erkennen lassen, Aus¬ 
nahmen für möglich zu halten. Wenn man die Geschichte des 
Gefängniswesens verfolgt, so kann man der Meinung sein, daß 
ein solches Verfahren nicht zum Nachteil des Strafvollzugs sein 
wird. Andererseits wird man sich aber klar darüber sein 
müssen, daß die hier und da auch jetzt noch zu beobachtende 
ungenügende Anerkennung der höheren Strafvollzugsbeamten¬ 
schaft zum überwiegenden Teil eben gerade darauf zurückzu¬ 
führen ist, daß für den höheren Gefängnisdienst nicht diejenige 
Vorbildung verlangt worden ist, die sonst bei der höheren Be¬ 
amtenschaft selbstverständliche Voraussetzung ist. 

Und nun zu der Frage: möchte oder muß der leitende 
Strafvollzugsbeamte Jurist sein? Wo diese Frage behandelt 
worden ist, ist sie bisher in der Regel verneint worden. Es ist 
dabei darauf hingewiesen worden, es sei außerordentlich wert¬ 
voll, aus allen möglichen Berufsarten Erfahrungen mitzubringen. 
Oder hat man geglaubt, die Juristen als Paragraphenakrobaten 
abtun zu können. Oder es ist behauptet worden, der Beruf des 
Juristen sei außerordentlich verschieden von dem Beruf des 
Strafvollzugsbeamten. Oder man hat darauf verwiesen, daß die 
meisten der Männer, die auf die Entwicklung des deutschen 
Gefängniswesens Einfluß gehabt und in seiner Geschichte einen 
Namen erlangt hätten, eben keine Juristen gewesen seien. Das 
ist nun zwar richtig, denn Dr. Julius, der mit seinen Vorlesungen 
in Hamburg in Deutschland zum erstenmal systematisch Gefäng¬ 
niswissenschaft lehrte, Obermayer, der bayrische Gegner der un¬ 
bedingten Einzelhaft und Schöpfer einer Gruppenbildung, 
d’Alinge, der als Zwickauer Anstaltsdirektor zum Begründef des 
deutschen Strafvollzugssystems der Individualisierung wurde, 
die preußischen Männer Wiehern und Krohne — sie und viele 
andere waren allerdings keine Juristen. Aber ich glaube nicht, 
daß diese Erscheinung gegen die Juristen ausgewertet werden 
kann. Wir haben vielmehr eine Folge der Erscheinung darin zu 
erblicken, daß damals eine besondere, eben juristische Vorbildung 
für den höheren Strafvollzugsdienst nicht verlangt wurde, und 
daß die Besoldung der höheren Strafvollzugsbeamten nicht 
danach war, tüchtige, befähigte Juristen anzulocken, denen im 
Verwaltungsdienst und selbst im Justizdienst ganz andere Mög¬ 
lichkeiten wirtschaftlicher Existenz und beruflicher Aner¬ 
kennung offenstanden. 
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Bei der Beantwortung der Frage wird man davon ausgehen 
müssen, daß der Strafvollzug eine Aufgabe des Rechts und 
daher seine Durchführung Dienst am Recht ist. Diejenige Vor¬ 
bildung, die von den übrigen am Recht tätigen Beamten verlangt 
wird, wird man daher auch bei den höheren Strafvollzugsbe¬ 
amten erwarten müssen. Der enge Zusammenhang zwischen 
Strafverfolgung, Strafurteil und Strafvollzug läßt sich nicht 
wegleugnen. Und das bekannte Argument, daß es nicht so sehr 
auf die Art des akademischen Studiums und auf die Vorbildung 
ankomme, als vielmehr auf die Persönlichkeit, läßt sich schließ¬ 
lich bei vielen Berufen, so z. B. beim Lehrer oder vor allem auch 
bei dem juristischen Beruf des Richters anwenden, ohne daß 
damit an einen Verzicht auf eine fachliche Vorbildung gedacht 
wird. Aber auch davon abgesehen, daß der Strafvollzugsdienst 
in seiner fachlichen Seite engste Zusammenarbeit mit Straf¬ 
gerichtsbehörden, Strafvollstreckungsbehörden, Gnadenbehör¬ 
den usw. ist oder sein möchte, wird man bei den leitenden 
Beamten vor allem der größeren Vollzugsanstalten juristische 
Vorbildung auch um deswillen als erwünscht ansehen müssen, 
weil sie ein gutes Rüstzeug für eine umfangreichere Verwal¬ 
tungstätigkeit ist. Jedoch braucht der Grundsatz, juristische 
Vorbildung zu verlangen, nicht ohne Ausnahme durchgeführt 
zu werden. Auch insoweit könnte ich mir denken, daß die Her¬ 
einnahme von Medizinern und von Pädagogen in den eigentlichen 
Strafvollzugsdienst sich durchaus vorteilhaft auswirken kann. 
Freilich muß auch hier darauf aufmerksam gemacht werden, 
daß die uneinheitliche Zusammensetzung einer Beamtenschaft 
ihre Schattenseite haben kann. Die Vermutung ist nicht von 
der Hand zu weisen, daß auch diese Uneinheitlichkeit dazu bei¬ 
getragen hat, das allgemeine Ansehen der Strafvollzugsbeamten 
und ihre Einschätzung bei den übrigen Rechtsbehörden zu 
schmälern, weil es infolge der nicht günstigen Besoldungsver¬ 
hältnisse nicht gerade immer die besten Elemente waren, die 
aus den verschiedenen Berufen zum Strafvollzugsdienst über¬ 
wechselten. 

Was nunmehr die Ausbildung der höheren Vollzugsbeamten 
angeht, so ist zunächst folgendes zu sagen. 

Wenn man davon ausgeht, juristische Vorbildung zu ver¬ 
langen, so drängt sich der Gedanke auf, daß die theoretischen 
Kenntnisse über den Strafvollzug im juristischen Stu¬ 
dium vermittelt werden könnten. Soweit ich unterrichtet bin, 
werden bei den Universitäten zur Zeit entweder vom Strafrecht¬ 
ler oder infolge eines besonderen Lehrauftrags von anderen 
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Lehrkräften, darunter auch Strafvollzugsbeamten, Vorlesungen 
über Strafvollzug oder Gefängniswesen gehalten. Meist handelt 
es sich dabei meines Wissens um eine Darstellung der Geschichte 
des Gefängniswesens. Die Vorlesungen sind in der Regel nicht 
umfangreich und häufig mit der Besichtigung einer unweit 
gelegenen Vollzugsanstalt verbunden. Wenn ich die Verhält¬ 
nisse recht überblicke, wird sich während des Studiums ein 
weiterer Ausbau kaum ermöglichen lassen, auf jeden Fall nicht 
in dem Umfange, daß der Universitätsunterricht eine volle 
theoretische Vorbildung bedeuten könnte. 

Weiter taucht die Frage auf, ob etwa in der Referendarzeit 
eine eingehendere Unterrichtung über den Strafvollzug — 
theoretisch und praktisch zugleich — möglich ist. Gegenwärtig 
finden während des staatsanwaltlichen Dienstes für die Referen¬ 
dare einwöchige Kurse an Vollzugsanstalten statt, die den 
Teilnehmern kaum mehr als einen Einblick in den praktischen 
Strafvollzugsdienst und — sofern an der Anstalt eine geeignete 
Kraft vorhanden ist — einiges theoretische Wissen vermitteln 
können. Diese Kurse können natürlich nicht als Vorbildung für 
den höheren Strafvollzugsdienst angesehen werden und sollen 
es auch gar nicht sein. Sie verschaffen den Referendaren ledig¬ 
lich ein bescheidenes Maß an Kenntnis von der praktischen 
Durchführung des Strafvollzuges und damit eine Vorstellung 
vom Inhalt der Strafe, die sie später als Staatsanwalt bean¬ 
tragen oder als Richter verhängen werden. Auch hier scheint 
sich ein Mehr nicht ermöglichen zu lassen. 

Somit stehen wir der Tatsache gegenüber, daß den angehen¬ 
den Juristen während des juristischen Studiums und während 
der juristischen Vorbereitungszeit keine Unterrichtung zuteil 
wird, die — sei es theoretisch, sei es auf dem Gebiete der 
Praxis — als ausreichende spezielle Vorbildung für den höheren 
Strafvollzugsdienst angesprochen werden könnte. Soweit die 
höheren Strafvollzugsbeamten den Juristen entnommen werden, 
hilft man sich zur Zeit damit, daß der Anwärter einer Voll¬ 
zugsanstalt zur Unterweisung und Einrichtung zugewiesen wird. 
Eine genauere Regelung, in welcher Weise diese Unterweisung 
vor sich zu gehen hat, besteht nicht. Die Durchführung ist im 
wesentlichen dem Ermessen des Anstaltsvorstandes überlassen. 
Die theoretische Unterrichtung erfolgt, da einer Anstalt im all¬ 
gemeinen nur ein Anwärter zugewiesen wird, in der Regel wohl 
nur durch Hinweis auf die wichtigste Literatur. Die praktische 
Ausbildung geschieht in der Weise, daß der Anwärter den ein¬ 
zelnen Dienststellen zugewiesen wird. Ich glaube kaum, daß 
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man den jetzigen Zustand als befriedigend ansehen kann; ins¬ 
besondere ist er bei dem jetzigen Stande der Entwicklung des 
Gefängniswesens und der verschiedenen wissenschaftlichen 
Disziplinen, die heute im Strafvollzug eine Rolle spielen, in 
theoretischer Hinsicht völlig ungenügend. Der Grundsatz, daß 
die Unterrichtung nur an solchen Anstalten stattfinden solle, 
deren Vorstände tüchtige und erfahrene Männer seien, läßt sich 
in der Praxis kaum durchführen. Es ist nicht immer gesagt, 
daß solche Persönlichkeiten Anstalten vorstehen, die nach ihrer 
Verwendung, nach ihrer Organisation und nach ihrer baulichen 
Anlage besonders zu Ausbildungszwecken geeignet sind. Häufig 
sind auch solche Beamte schon anderweit außerhalb ihrer en¬ 
geren Berufstätigkeit derart stark in Anspruch genommen, daß 
sie gar nicht die Zeit finden, in der erforderlichen Weise die 
Unterrichtung des Anwärters zu betreiben und sich um seine 
Ausbildung zu bekümmern. Im übrigen liegt die Gefahr auch nur 
zu nahe, daß der junge Jurist in der Anstalt in der Hauptsache 
als juristischer Hilfsarbeiter, etwa mit der Bearbeitung von 
Streitigkeiten mit Unternehmern oder mit der Anfertigung des 
Entwurfs eines Kaufvertrages und dergl. beschäftigt wird. Daß 
dann für den Anwärter selbst — wenn auch gegen die Absicht 
des Anstaltsvorstandes — die Unterrichtung im Strafvollzug in 
den Hintergrund tritt, ist nur zu leicht möglich. Im übrigen 
kann bei der Einzelzuweisung an verschiedene Anstalten auch 
von einer Einheitlichkeit der Ausbildung im höheren Strafvoll¬ 
zugsdienst nicht die Rede sein. 

Ich komme daher zu einem Vorschläge, der — wenigstens 
seiner Hauptgestalt nach — schon wiederholt gemacht worden 
ist. Ich meine die Einrichtung einer zentralen Ausbildungs¬ 
stätte für höhere Strafvollzugsbeamte. Ich will mich dabei aber 
keineswegs darauf festlegen, daß es in Deutschland nur eine 
solche Einrichtung geben dürfe. Es könnten auch zwei oder 
drei sein; mehr würden aber wohl kaum in Frage kommen 
können. 

Die Einrichtung ist im übrigen so gedacht, daß an einer 
geeigneten Anstalt mehrmonatige Lehrgänge — drei bis vier 
Monate würden vielleicht ausreichend sein — veranstaltet 
würden, die sowohl für die theoretische Ausbildung, wie aber 
auch für die praktische Ausbildung bestimmt sind. Diese Lehr¬ 
gänge können, wenn sie ihre Aufgabe erfüllen sollen, von den 
an der Anstalt tätigen Beamten nicht nebenbei, gleichsam als 
Zugabe zu ihrem allgemeinen Dienst erledigt werden. Es ist 
daher notwendig, daß die Anstalt mit den erforderlichen, zur 
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Erteilung von wissenschaftlichem Unterricht geeigneten Beam¬ 
ten ausgestattet wird. Diese Lehrkräfte, die regelmäßig 
auch praktischen Dienst zu verrichten haben, müssen in der 
Lage sein, tiefere Kenntnis und Anschauung von allen jenen 
wissenschaftlichen Disziplinen vermitteln zu können, über die 
heute ein höherer Strafvollzugsbeamter unterrichtet sein muß, 
angefangen von der Geschichte des Gefängniswesens bis zur 
Kriminalbiologie. Die Anstalt müßte zugleich über eine aus¬ 
reichende Bücherei verfügen. Es wäre außerdem erwünscht, 
daß eine Sammlung von Anschauungsstücken, also sagen wir ein 
Gefängnismuseum, vorhanden ist. Von Wert würde es sein, 
wenn die Anstalt sowohl ihrer baulichen Anlage nach, als auch 
ihrer Bestimmung nach, für den Ausbildungszweck besonders 
geeignet wäre. So erscheint eine Anstalt, deren Hauptanlage 
aus den Gebäuden eines alten Schlosses besteht, weniger brauch¬ 
bar als eine Anstalt, die in letzter Zeit für Zwecke des Straf¬ 
vollzugs errichtet worden ist. Ein Untersuchungsgefängnis 
eignet sich weniger als ein Strafgefängnis. Besonders günstig 
liegen die Verhältnisse bei einer Anstalt, die mehreren Zwecken 
dient, die aber bei ihrer baulichen Anlage eine klare Trennung 
der verschiedenen Bereiche erkennen läßt. 

Nun erscheint mir allerdings zweifelhaft, ob jeweils zu 
gleicher Zeit soviel junge Juristen zur Ausbildung vorhanden 
sind, daß sich ein solcher Lehrgang lohnen würde. Ein Lehr¬ 
gang möchte immerhin mindestens über etwa sechs, dabei aber 
nicht über mehr als etwa 20 Teilnehmer verfügen. Man könnte 
deshalb die Einrichtung so treffen, daß die Anwärter zunächst 
einer Art Vorbereitungsdienst bei den Anstalten zugewiesen 
werden, um dann zu gegebener Zeit zum Lehrgang an der Aus¬ 
bildungsanstalt zusammengerufen zu werden. 

• Außerdem sollen die Lehrgänge nicht nur für die juristi¬ 
schen Strafvollzugsbeamten und andere Anwärter für eine 
leitende Stellung im Strafvollzugsdienst, sondern auch für die 
Angehörigen von Spezialwissenschaften, die in den Strafvoll¬ 
zugsdienst übertreten wollen, bestimmt sein, also für Ärzte, 
Geistliche, Lehrer und unter Umständen auch für Fürsorger; 
Der heutige Zustand, daß diese Beamten nur einen meist recht 
oberflächlichen Anschauungsdienst in ihrem Spezialfach in der 
Anstalt durchzumachen haben, ist nicht befriedigend. Auch 
diese Beamte müssen davon wissen, was es im Strafvollzug zu 
tun gilt. Ich möchte meinen, daß sich unter allen diesen Vor¬ 
aussetzungen in gewissen Zwischenzeiten regelmäßige Lehr¬ 
gänge für höhere Strafvollzugsbeamte einrichten lassen würden. 
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Vorschläge für die Ausbildung 
der Beamten des höheren Dienstes 
bei den Justizvollzugsanstalten 

von Oberregierungsrat Dr. S t r u b e , Berlin-Moabit 

Wer über die Ausbildung der höheren Strafvollzugsbeamten 
Vorschläge machen vv^ill, muß sich zunächst über die Auslese 
der Anwärter klar werden. Es wird aus verschiedenen Gründen 
notwendig sein, künftig grundsätzlich nur noch Gerichtsasses¬ 
soren zur Laufbahn des höheren Strafvollzugsdienstes zuzu¬ 
lassen, soweit nicht für Spezialanstalten, wie z. B. Jugend¬ 
gefängnisse eine besondere Vorbildung erforderlich ist. Dem 
Leiter einer Vollzugsanstalt sind nicht nur Hunderte von Gefan¬ 
genen anvertraut, sondern er hat auch Millionen Werte an 
Staatseigentum zu verwalten. Um hierfür verantwortlich sein 
zu können, muß er eine gründliche Kenntnis der Verwaltung 
besitzen, wofür die abgeschlossene juristische Ausbildung er¬ 
fahrungsgemäß die beste Voraussetzung schafft. Deshalb 
pflegt man auch sonst an die Spitze ähnlicher Behörden einen 
Juristen zu stellen. Der zweite Grund liegt in den Sonderauf¬ 
gaben des Anstaltsleiters begründet. Sowohl das Interesse 
der Untersuchungshäftlinge, wie auch das der Strafgefangenen 
dreht sich in der Hauptsache um Fragen des Strafrechts, 
ferner um Zivil-, Sozial- und Arbeitsrecht. Wenn auch der 
Vorstand einer Anstalt keinesfalls die Rolle eines Rechts¬ 
beraters zu spielen berufen ist, so wird er doch fortgesetzt 
Belehrungen auf diesen Rechtsgebieten den Gefangenen un¬ 
mittelbar oder über seine Beamten erteilen müssen. Der 
dritte Grund liegt in der Zugehörigkeit der Strafvollzugsverwal¬ 
tung zur Justizverwaltung. Die Eingliederung unter die Gene¬ 
ralstaatsanwälte als Aufsichtsbehörden, der Verkehr mit den 
Staatsanwaltschaften bei den Landgerichten als Vollstreckungs¬ 
behörden sowie die wechselseitigen Beziehungen zu den Gerich¬ 
ten verlangen von dem Leiter einer Vollzugsanstalt die Kenntnis 
des Geschäftsganges bei diesen Behörden. Staatsanwaltschaft, 
Gericht und Strafvollzug sind gemeinsam berufen, der Straf¬ 
rechtspflege zu dienen. Deshalb müssen sie eine einheitliche 
Prägung besitzen. Dieses Ziel läßt sich aber nur erreichen, 
wenn die Beamten des höheren Vollzugsdienstes die gleiche 
Befähigung haben, wie Richter oder Staatsanwälte. In der 
Praxis wird es natürlich von Zeit zu Zeit Vorkommen, daß Nicht¬ 
juristen, die sich in Verwaltungsdingen besondere Kenntnisse 
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erworben haben, auch als Leiter von Vollzugsanstalten zuge¬ 
lassen werden. 

Nach der Frage der Auslese ist das Problem der Ausbildung 
zu erörtern. Dabei ist zunächst zu klären, wann diese jungen 
Juristen zur Gefängnisverwaltung übertreten sollen. So ver¬ 
lockend der Gedanke ist, bereits angestellte Staatsanwälte und 
Richter aus dem übrigen Justizdienst herüberzuziehen, so ist 
doch vor einem solchen Verfahren zu warnen. Denn es besteht 
die Gefahr, daß Richter und Staatsanwälte zu uns kommen, die 
in ihrer bisherigen Beschäftigungsart keine Befriedigung ge¬ 
funden haben und keinen Erfolg erwarten. Gewiß kann jemand 
ein erfolgreicher Anstaltsleiter werden, ohne ein guter Richter 
und Staatsanwalt zu sein, wie umgekehrt mancher vortreffliche 
Richter und Staatsanwalt sich nicht zum Leiter einer Vollzugs¬ 
anstalt eignen wird. Aber man sollte schon frühzeitig die 
Gerichtsassessoren vor die Wahl stellen, welchem Zweige der 
Verwaltung sie sich widmen wollen. Dazu scheint mir erforder¬ 
lich, daß alsbald nach Ableistung des Probejahres dem Gerichts¬ 
assessor die Möglichkeit geboten wird, in der Strafvollzugsver¬ 
waltung zu arbeiten, um seinerseits praktischen Einblick in diese 
Tätigkeit zu gewinnen, aber auch um seine Befähigung und 
Eignung dafür nachzuweisen. 

Abgesehen von der Gestaltung des Ausbildungsplanes ist 
die Wahl der Ausbildungsstätte von besonderer Bedeutung. 
Bisher ist es mehr oder weniger dem Zufall überlassen worden, 
wo ein Anwärter seine Grundausbildung erfährt. In der Regel 
beginnt er sie in einer Anstalt seines Heimatgaues, nach je drei 
Monaten folgt ein Anstaltswechsel. Da ein Ausbildungsplan 
nicht besteht, ermangelt es also in jeder Beziehung an einer 
einheitlichen Einführung in die Gefängnisverwaltung. Diese 
Gefahr ist um so größer, weil die Persönlichkeit des Leiters der 
Anstalt den Stempel aufdrückt und trotz einheitlicher Vor¬ 
schriften für alle Anstalten stets der Direktor den Geist be¬ 
stimmen wird, in dem seine Gefolgschaftsmitglieder arbeiten. 
Gegen die Beschränkung auf eine einzige Ausbildungsstätte 
bestehen aber auch gewichtige Bedenken. Es wird sich nicht 
verhindern lassen, daß dadurch die Ausbildung unpersönlich 
wird. Deshalb müßten meines Erachtens einige wenige An¬ 
stalten mit in jeder Hinsicht besonders günstigen Verhältnissen 
als Ausbildungsstätten bestimmt werden. Von geringem Aus¬ 
schlag sollten Bauart, Einrichtung und innerer Betrieb bei der 
Auswahl der Anstalt sein. Denn dieselben Verhältnisse wird 
der Anwärter in seiner künftigen Beschäftigungsanstalt doch 
nicht finden, sodaß eine wortgetreue Übernahme der Vorschrif- 
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ten und genaue Nachahmung des praktischen Dienstes ohnehin 
unmöglich ist. Dagegen ist wichtig, daß der Anstaltsleiter der 
Ausbildungsstätte die nötige Zeit besitzt, sich mit Emst und 
Gründlichkeit der Ausbildung des Nachwuchses zu widmen. 
Eine entsprechende Entlastung in seinen Dienstgeschäften ist 
hierfür die notwendige Voraussetzung. Ein Verfahren, wie es 
sich in letzter Zeit herausgebildet hat, Gerichtsassessoren zur 
Ausbildung und gleichzeitig zur Hilfeleistung einer Anstalt zu¬ 
zuteilen, sodaß sie die unbesetzte Stelle eines Regierungsrats 
als Nebenbeamter zu verwalten haben, ist nicht tragbar. Aller¬ 
dings auch der Gedanke, einen Anstaltsleiter unter zeitweiliger 
Befreiung von allen Dienstgeschäften mit der Ausbildung zu 
betrauen, ist entschieden abzulehnen. Denn nur mitten und 
täglich in der Praxis stehende Männer werden eine gute Aus¬ 
bildung gewährleisten. 

Die Zeit der Ausbildung ist jetzt auf neun Monate bemessen. 
Unzweckmäßig ist aber, innerhalb dieser Zeit einen dreimaligen 
Wechsel, etwa zwischen einem Untersuchungsgefängnis, einem 
Strafgefängnis und einem Zuchthaus vorzunehmen. Vielmehr 
muß gefordert werden, daß für die Grundausbildung in den 
ersten sechs Monaten der Gerichtsassessor an derselben Aus¬ 
bildungsstätte verbleibt. Nur so kann eine planmäßige Einfüh¬ 
rung in alle Teile der Verwaltung gewährleistet werden und der 
Ausbildungsleiter ein einigermaßen klares Bild über Fähigkeit, 
Leistung und Wesensart des Anwärters gewinnen. Die nächsten 
drei Monate könnten ungeteilt oder aufgeteilt bei anderen Straf¬ 
vollzugsbehörden verbracht werden, z. B. ein Monat in einem 
Untersuchungsgefängnis, ein Monat in einem Zuchthaus und ein 
dritter Monat bei einer Aufsichtsbehörde. Für nötig halte ich 
es aber, daß den sechs Monaten Grundausbildung und drei 
Monaten Spezialausbildung eine Zuteilung zu einer weiteren 
Anstalt — jetzt erstmalig zur Hilfeleistung — erfolgt, damit 
nun ein abschließendes Zeugnis über die Brauchbarkeit des An¬ 
wärters gewonnen wird. Nach einem Jahr kann und muß ent¬ 
schieden werden, ob der Gerichtsassessor für den Dienst im 
Strafvollzug geeignet ist. 

Nun der Ausbildungsplan: Der Lehrstoff lässt sich ohne 
Zwang in drei Abschnitte auf teilen, für die je zwei Monate 
Ausbildung vorzusehen sind. In den ersten zwei Monaten sollte 
der Anwärter im Aufsichtsdienst, im sogenannten Polizeidienst 
und schließlich im Vorsteher- (bzw. Abteilungsvorsteher-) dienst 
beschäftigt werden, damit er zunächst einmal den Gefangenen 
selbst nahekommt und die Voraussetzungen für seine weitere 
Ausbildung gewinnt. Als zweiter Ausbildungsabschnitt könnte 



die Beschäftigung im Wirtschaftsbetrieb, bei der Arbeitsverwal¬ 
tung und im Kassendienst folgen, wobei es sich insbesondere 
darum handeln wird, daß der Anwärter so eingehende Kennt¬ 
nisse erwirbt, daß er diese Dienststellen zu verwalten und später 
zu überwachen in der Lage ist. Die letzten beiden Monate 
müssen benutzt werden, um zunächst einen Einblick in die 
Arbeitsgebiete der Geistlichen, Ärzte und Lehrer zu gewähren, 
in der Hauptsache aber, um eine Unterweisung in die Vorstands¬ 
geschäfte mit Einführung in das Beamtenrecht vorzunehmen. 

Neben diesen drei Abschnitten praktischer Ausbildung 
sollte eine entsprechende theoretische Einweisung einhergehen, 
die sowohl durch Vorträge erfahrener Anstaltsbeamten, wie 
auch durch Selbstunterricht erfolgen kann. Zweckmäßig ist 
es, auch hierfür einen bestimmten Plan aufzustellen. Man 
könnte in den ersten beiden Monaten zum Beispiel folgende 
Themen aus der Gefängniskunde behandeln: Geschichte des 
modernen Gefängniswesens vom Amsterdamer Zuchthaus bis 
zur Gegenwart; Bedeutung großer Gefängnisreformer (Howard, 
Julius, Obermayer, Wiehern, Krohne usw.); Streit um den Wert 
der Freiheitsstrafe im Anschluß an die Streitschrift von Mittel- 
städt; Progressivsystem und Stufenstrafvollzug; Geschichte und 
Aufgaben der Straffälligenbetreuung usw. Im zweiten Aus¬ 
bildungsabschnitt wird die Einführung in wichtige Verwaltungs¬ 
grundsätze im Vordergrund stehen müssen, z. B. das Haushalts¬ 
recht und das Rechnungswesen. Daneben sollten grundsätzliche 
Fragen des Arbeitsbetriebes und der Verpflegungswirtschaft an 
Hand der wichtigsten Werke des Fachschrifttums erörtert 
werden. Im dritten Abschnitt muß eine Einführung in die 
Fragen der Kriminologie (Psychiatrie, Psychologie, Päda¬ 
gogik, Biologie), ferner in die Bestimmungen über das Beamten¬ 
recht und die Vorschriften über Angestellte und Arbeiter in 
der Justizverwaltung erfolgen. 

Wenn die nächsten drei Monate auf Untersuchungsgefäng¬ 
nis, Zuchthaus und Aufsichtsbehörde verteilt werden, dann 
ergibt sich aus dem Aufgabenkreis dieser Behörden von selbst 
der Stoff für die theoretische Unterweisung. 

Als Abschluß der praktischen und theoretischen Ausbildung 
schlage ich eine Prüfung vor, die vor dem Sachbearbeiter des 
Ministeriums oder dem Generalstaatsanwalt in der Anstalt, in 
der sich der Anwärter zuletzt befunden hat, abzulegen ist. In 
dieser hat der Prüfling den Nachweis zu erbringen, daß er über 
die Aufgaben der einzelnen Dienststellen einen abgerundeten 
Vortrag halten, Vorgänge aus dem Geschäftsverkehr des Tages 
bearbeiten kann, auch Zellenbesuche mit Geschick und Erfolg 
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vorzunehmen versteht. Der theoretische Teil der Prüfung 
müßte in der Anfertigung einer schriftlichen Arbeit bestehen. 
Die Fachpresse wird gern bereit sein, wertvolle Arbeiten solcher 
Art zum Abdruck zu bringen. 

Über die Laufbahn der höheren Strafvollzugsbeamten sei 
folgendes gesagt: Grundsätzlich sollte der junge Beamte sich 
zunächst mehrere Jahre hindurch als „Nebenbeamter“ bei einer 
größeren Vollzugsanstalt bewähren, bevor er für die selbständige 
Leitung einer mittleren Anstalt in Frage kommt. Dadurch wird 
vermieden, daß die Beamten in zu jungen Jahren selbständige 
Posten erhalten. Denn es fehlt ihnen noch an der nötigen 
Lebenserfahrung und sie können sich den durchweg älteren 
Beamten gegenüber nur schwer durchsetzen. 

Das im Heer bewährte Verfahren, ständig zwischen Front¬ 
dienst und höherer Kommandostelle zu wechseln, sollte auch 
im Vollzugsdienst Anwendung finden. Als Sachbearbeiter bei 
der Aufsichstbehörde dürfte man nur solche Beamten einberufen, 
die mehrere Jahre selbständig eine Vollzugsanstalt mit Erfolg 
geleitet haben. Staatsanwälte nach kurzer Ausbildung mit sol¬ 
chen Aufgaben zu betrauen, hat den großen Nachteil, daß diese 
Beamten wohl einen Einblick in das Gefängniswesen gewonnen 
haben, aber bei der Bearbeitung vieler Fragen unsicher und von 
den unter ihnen arbeitenden Beamten abhängig bleiben müssen, 
weil sie selbst nicht über eine hinreichende praktische Erfah¬ 
rung und genaue Kenntnis der Vorschriften und Verhältnisse 
verfügen, beziehungsweise verfügen können. 

Die Leitung einer großen Vollzugsanstalt sollte wiederum 
in erster Linie den bewährten Sachbearbeitern bei der Auf¬ 
sichtsbehörde Vorbehalten bleiben. Denn je größer die Anstalt 
ist, desto schwierigere Fragen wird ihr Leiter entscheiden 
müssen. Die beste Befähigung hierfür wird aber der Beamte 
mitbringen, welcher die Arbeit in den Dienststellen der Auf¬ 
sichtsbehörde kennengelemt hat und die oft ungeschriebenen 
Richtlinien und Grundsätze der höheren Dienststellen beherrscht. 

Zum Schluß einige Worte über die fachliche Fortbildung 
der planmäßigen höheren Vollzugsbeamten. An früherer Stelle 
ist schon gesagt, daß im Strafvollzug der Leiter den Geist der 
Anstalt bestimmt. Daraus erwächst die Gefahr, daß besonders 
die fern von den Aufsichtsbehörden arbeitenden Anstaltsvor¬ 
stände im Laufe der Zeit beim Mangel neuer Anregungen selbst 
einseitig werden und damit auch ihre Mitarbeiter. Nicht allein 
durch Erlasse und Verfügungen läßt sich die Geschlossenheit 
der Verwaltung erreichen, sondern es gehören dazu jährlich 
abzuhaltende fachliche Fortbildungslehrgänge, die möglichst mit 
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Kursen der Universitäten und Verwaltungsakademien oder mit 
Kongressen und Tagungen zu verbinden sind. Es würde schon 
genügen, wenn jeder Beamte des höheren Strafvollzugsdienstes 
etwa alle fünf Jahre Gelegenheit hätte, Vorträge, an denen sich 
selbstverständlich die maßgebenden Beamten des Ministeriums 
beteiligen würden, über die Fachgebiete zu hören und sich im 
Anschluß an das Gehörte mit seinen Berufskameraden auszu¬ 
sprechen. Sicher werden auch umgekehrt die Sachbearbeiter 
der höheren Dienststellen durch regelmäßige Aussprachen mit 
den Praktikern bei solchen Lehrgängen eine Befruchtung ihrer 
Arbeit erfahren können. 

Stimmen aus der Praxis 

Zum 100jährigen Bestehen 

des Weiberzuchthauses zu Bruchsal 

Errichtung und Einrichtung des Weiherzuchthauses im Jahre 1838 

Nach den Akten des Generallandesarchivs in Karlsruhe, den Akten 
des Generalstaatsanwalts und der Strafanstalten Bruchsal 
dargestellt von Strafanstaltsoberpfarrer Heß 

Im Oktober 1938 sind es 100 Jahre, seitdem zu Bruchsal durch den 
badischen Staat eine Zentralstrafanstalt geschaffen wurde. Diese Gründung 
fiel in eine Zeit revolutionären Umbruchs auf dem Gebiete des Strafvoll¬ 
zuges in Deutschland, ja in der ganzen zivilisierten Welt. Die Bruchsaler 
Frauenstrafanstalt — oder wie sie ursprünglich hieß; Weiberzuchthaus — 
in ihren Anfängen betrachten, heißt ein bescheidenes Mosaiksteinchen der 
Kulturgeschichte jener Zeit betrachten. Man ist hierbei fast ausschließlich 
auf das Studium der Akten angewiesen. 

I. Die Errichtung des Weiberzuchthauses vor 100 Jahren. 

Das Gebiet, welches heute den Gau Baden umfaßt, ist ein Gebilde 
napoleonischer Zeit. Der in den Jahren 1803 bis 1810 aus verschiedenen 
Stätchen zusammengefügte Staat stellte die badische Landesregierung zu 
Beginn des vorigen Jahrhunderts vor die Aufgabe, die einzelnen Landesteile 
zu einem Guß zusammenzuschweißen. In den Rahmen dieser Aufgabe 
gehörte auch die Gleichschaltung oder Vereinheitlichung des Strafvoll¬ 
zuges. Wie bei der Lösung anderer staatspolitischer Aufgaben so zeigte 
sich auch im Strafvollzug Baden als „Musterländle“ in den deutschen 
Landen. 

Als Baden entstand, gab es in allen Landesteilen Gefängnisse und 
Zuchthäuser. Insbesondere hatten Bruchsal, Freiburg und Mannheim 
größere Strafanstalten für Männer und Frauen. Aber alle diese Anstalten 
genügten nicht mehr nach der Zeit der Freiheitskriege für das große 
„Angebot“. Auch war die Unterbringungsmöglichkeit in den einzelnen 
Strafanstalten viel zu „unmodern“. Man versteht, daß die Strafanstalten 
jener Zeit „Hochschulen des Verbrechens und der V’erbrecher“ genannt 
wurden, wenn man weiß, daß die Gefangenen damals in großen Sälen 
zusammengepfercht arbeiten und — ohne Aufsicht — schlafen mußten. 
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Und es schrieb G. Pr. Schiatter, der die badischen Strafanstalten zur Genügt 
kannte, von den Strafanstalten jener Zeit . . wenn man eine Anstalt 
mit der Bestimmung errichten wollte, dem Laster Vergnügen zu bereiten 
und den Schelmen Gelegenheit zur Assoziation zu bieten, so müßte man 
ihr etwa eine solche Einrichtung geben, wie sie die Zuchthäuser mit 
gemeinschaftlicher Haft sind.“ 

Mehr Unterbringungsmöglichkeit zu schaffen und der moralischen 
Verschlimmerung der Gefangenen in den Strafanstalten entgegenzuar¬ 
beiten, waren die Leitgedanken der badischen Staatsregierung, als sie be¬ 
schloß, an den Bau neuer Zentral-Strafanstalten heranzugehen; und zwar 
sollte zunächst in Bruchsal der Anfang mit einem Zuchthaus für alle weib¬ 
lichen „Züchtlinge“ Badens und einem Männerzuchthaus für ganz Baden 
gemacht werden. Die Bezirksbauinspektion Bruchsal arbeitete einen Plan 
hierfür aus, wonach die in der Huttenstraße befindliche alte Strafanstalt 
umgebaut und ausg^ebaut werden sollte. Zwei Etappen wurden vorgesehen; 
zuerst sollte der Bau fertig werden, welcher für die Frauen bestimmt ist; 
hiernach sollte das Männerzuchthaus gebaut werden. 

Die Verwirklichung der ersten Etappe des Planes, d. h. die Errichtung 
des Weiberzuchthauses sah einen Kostenaufwand von 50 000 Gulden vor. 
Zur Begründung des Antrages, die zweite Kammer der Landstände am Land¬ 
tag 1835 wolle das außerordentliche Budget für ein Weiberzuchthaus in 
Bruchsal genehmigen, wurde von seiten des Justizministeriums ausgeführt: 
„von der Notwendigkeit einer neuen Einrichtung der Strafanstalten aus¬ 
gehend, ist es einleuchtend, daß diese viel mehr Raum als die bisherige 
Einrichtung fordert. Die vorhandenen Strafanstalten haben für die Bevöl¬ 
kerung auch nur in Betracht des physischen Zustandes der Sträflinge und 
abgesehen von der moralischen Verschlimmerung durch ihre Zusammen¬ 
häufung in großen Räumen nicht den nötigen Umfang; auch hat der 
Aufenthalt von Sträflingen beiderlei Geschlechts in derselben Anstalt 
bedeutende Nachteile. Da wir neuer Gebäude bedürfen, so müssen wir 
entweder ganz neue Anstalten bilden oder vorhandene Anstalten ver¬ 
größern. Wenn alles andere gleich ist, so ist das letzte das Zweckmäßigste. 
Bruchsal ist als der schicklichste Ort ausgewählt worden und folgender 
Plan liegt vor: An der jetzigen Strafanstalt soll durch Verlängerung der 
beiden Flügel und einen großen die Flügel verbindenden Querbau ein 

Männerzuchthaus gebaut werden. Vor allem aber, und dies ist die 

Arbeit, für die 50 000 Gulden in das Budget aufgenommen sind, ist das 
Weiberzuchthaus zu erbauen. Dies soll ganz nahe an der Strafanstalt mit 
Kommunikation für die Aufsicht, aber ganz getrennt für die Sträflinge, 
in einem Cameralgebäude, Fruchtspeicher genannt, eingerichtet werden. 
Der Kostenüberschlag ist aufs genaueste von dem Baumeister Lumpp 
gefertigt imd von der Oberbaudirektion geprüft .... 

Wir erhalten eine Strafanstalt für Weiber mit 100 einzelnen Zellen. 
Der Vorteil, der durch das Weiberzuchthaus entspringt, wird u. a. sein, 
den drei Strafanstalten — zu Freiburg, Bruchsal und Mannheim — eine 
Erleichterung zu gewähren, in dem der Raum, den jetzt die Weiber da 
einnehmen, für andere Zwecke der Strafanstalten verwendet werden kann.“ 

Am 18. 11. 1835 gab das großherzogliche Staatsministerium die Zu¬ 
stimmung zur Ausführung der 1. Etappe des obigen Planes, d. h. zum Bau 
eines Weiberzuchthauses. 

Bei einer Besichtigung der Bauarbeiten, welche am 9. 3. 1838 durch 
Staatsrat Jolly und Oberbaurat Hübsch stattfand, wurde festgestellt, daß 
„in Hinsicht auf Dauer und Festigkeit der Bau allen Anforderungen 




genüge; daß die äußere Form aber ungefällig sei namentlich wegen der 
vielen Beugungen des Gebäudes; und daß die Gänge dunkel, die Zellen und 
Arbeitszimmer sehr beengt seien. Man überzeugte sich auch, wie wenig von 
einem alten zu einem anderen Zwecke errichteten Gebäude für ein neues 
zu benutzen ist; kaum ein Drittel der alten Mauern konnte stehen bleiben 
und das alte Gebälk war durchaus unbrauchbar.“ Es ist interessant, wie 
bei dieser Besichtigung schon der Gedanke ausgesprochen wurde, zwecks 
Schaffung eines großen Männerzuchthauses nicht den projektierten Plan 
— Verbindung der 2 Flügel durch einen Querbau und Ausbau der alten 
Teile — zur Ausführung zu bringen, sondern etwas Neues zu schaffen. 
Ob hierbei lediglich bautechnische Gründe maßgebend waren, möchte ich 
dahingestellt sein lassen. Es ist mehr als wahrscheinlich, daß diese beiden 
Männer die Schwächen und Mängel des Aubumschen Schweigesystems, 
gemäß dem das der Vollendung entgegen gehende Weiberzuchthaus ein¬ 
gerichtet war, klar erkannten und ihnen das pennsylvanische Isolierungs¬ 
system die Erreichung des Strafzweckes mehr zu verbürgen schien. 

Am 15. Oktober 1838 war das Weiberzuchthaus fertig, so daß es 
bezogen werden konnte. An diesem Tage trafen noch die weiblichen 
Züchtlinge von Mannheim ein und machten abends mit den schon zuvor 
in Bruchsal „anwesenden zu Zuchthaus verurteilten weiblichen Individuen“ 
den feierlichen Umzug und Einzug ins neue Weiberzuchthaus mit „unter 
Vorantritt des Vorstandes-Stellvertreters Stoll und unter Begleitung der 
als erste Aufseherin ernannten Henriette Marfels und des Oberzucht¬ 
meisters des Weiberzuchthauses.“ Am folgenden Tage trafen dann noch 
die Freiburger Züchtlinge ein. Sie machten die Reise — ähnlich wie die 
Mannheimer — in zwei zweispännigen mit Planen gedeckten Leiterwagen, 
eskortiert von vier Gendarmen und einer Aufseherin. 

II. Das Gebäude. 

Es ist ein langgestreckter, nach Westen ein offenes U bildender, 
3 Stockwerke und ein Dachgeschoß aufweisender Bau aus Kalkstein. Auf 
den drei Stockwerken befanden sich 108 Zellen mit je 19 cbm. Raum 
ungefähr; d. h. jede Zelle war 3,00 m. lang, 1,65 m. breit und 3,45 m. hoch. 
Diese Zellen dienten als Schlafräume. Gearbeitet wurde in den Arbeits¬ 
sälen, deren es einen auf jedem Stockwerk gab. Jedes Stockwerk hatte 
auch noch ein Schulzimmer und einen vollkommen „dunklen Arrest“. Im 
ersten Stock war die Einkleidestube mit Badzuber, im zweiten Stock waren 
drei Krankenzimmer, der Betsaal und zwei Zimmer für die Korrektionäre. 
Ferner waren im 1. und 3. Stock je 1 und im 2. Stock 2 Zimmer für die 
Aufseherinnen. Die Erwärmung der Arbeitssäle im Winter erfolgte durch 
erhitzte Luft. Die Zellen waren ungeheizt. „Weil es dem Gebäude schade, 
wenn man darin baden lasse“ vmrde ein eigenes kleines Badehaus errichtet, 
dessen Ausrüstung in 2 Badezubern bestand. Das warme Wasser mußte 
aus der nebenan gelegenen Waschküche geholt werden. Eine eigene Koch¬ 
küche gab es für das Weiberzuchthaus nicht. Das Essen wurde in der für 
die männlichen und weiblichen Insassen der hiesigen Strafanstalten gemein¬ 
samen Küche zubereitet. 

III. Die Sträflinge. 

Am 1. April 1838 mußten die Strafanstalten Freiburg, Bruchsal und 
Mannheim die Zahl und Personalien der weiblichen Züchtlinge melden, die 
für den Umzug ins Neue Weiberzuchthaus im Spätjahr in Betracht 
konunen. Freiburg meldete 30, Bruchsal 27 und Mannheim 29 Züchtlinge. 
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Lehrreich sind die Betrachtungen 1. der Delikte dieser weiblichen 
Züchtlinge vor 100 Jahren und 2. das Strafmaß und 8. ein Vergleich 
mit heute. 


1. Die Delikte. 


Wegen Diebstahls im Rückfalle 

meldete Freiburg. 

„ Bruchsal. 

„ Mannheim. 

Wegen Kindsmordes 

meldete Freiburg. 

„ Bruchsal. 

„ Mannheim .... 

Wegen versuchten Kindsmordes 

meldete Mannheim. 

Wegen verheimlichter Schwangerschaft 
und Niederkunft 

meldete Freiburg. 

„ Bruchsal. 

Wegen Mordes 

meldete Mannheim. 

Wegen Totschlages 

meldete Bruchsal. 

Wegen Brandstiftung 

meldete Mannheim.. 


24 / zus. 50 Züchtlinge 
14 f 


1 > zus. 16 Züchtlinge 

9 i 

1 zus. 1 Züchtling 

^ I zus. 4 Züchtlinge 

2 zus. 2 Züchtlinge 

1 zus. 1 Züchtling 

3 zus. 3 Züchtlinge 


2. Das Strafmaß. 

a) Wegen Diebstahls im Rückfall hatten zu verbüßen: 

Anzahl der Jahre.2 3 4 5 6 8 10 

Züchtlinge in Freiburg ... 7 2 5 3 2 1 1 

Züchtlinge in Bruchsal ...8 111 1 3 — — 

Züchtlinge in Mannheim . . — — 2 2 6 4 — 

Züchtlinge zusammen: ... 15 3 18 6 11 5 1 


59 Züchtlinge 

Diese 59 wegen Eigentumsdelikten — Diebstahl im Rückfall und 
Betrug im Rückfall — bestraften Züchtlinge bilden fast 69 % sämtlicher 
weiblichen Zuchthausinsassen vor 100 Jahren. Insgesamt hatten diese 
59 Gefangenen 257 Jahre zu verbüßen, d. h. es kommen auf den Kopf im 
Durch.schnitt 4 Jahre und 4 Monate. 

b) Wegen Kindsmordes hatten zu verbüßen: 

Anzahl der Jahre .... 4 6 10 12 15 20 lebensl. 

Züchtlinge in Freiburg . — 1 1 — — 3 1 

Züchtlinge in Bruchsal . . 1 — — — — — — 

Züchtlinge in Mannheim . — — 4 1 4 — — 

Züchtlinge zusammen: ..115143 1 


16 Züchtlinge 
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Diese 16 Kindsmörderinnen bilden 13 % der Gesamtzahl vor 100 
Jahren; und es kommen — wenn man die eine lebenslängliche Strafe 
außer acht läßt — auf 15 Verurteilte 192 Jahre oder auf den Kopf und im 
Durchschnitt 12 Jahre 9 Monate. 

c) Wegen Mordes saßen in Mannheim . 1 Züchtling mit 10 Jahren 

1 Züchtling mit 15 Jahren 

d) Wegen Totschlages saß in Bruchsal . 1 Züchtling mit 4 Jahren 

e) Wegen Brandstiftung saßen in Mann¬ 

heim .1 Züchtling mit 5 Jahren 

2 Züchtlinge mit je 20 Jahren 

f) Wegen versuchten Kindsmordes saßen 

in Mannheim.1 Züchtling mit 4 Jahren 

g) Wegen verheimlichter Schwanger¬ 

schaft und verheimlichter Nieder¬ 
kunft saßen in Bruchsal .... 1 Züchtling mit 1 Jahr 

dgl. saßen in Freiburg.1 Züchtling mit 2 Jahren 

1 Züchtling mit 3 Jahren 

Zu den von Freiburg, Bruchsal und Mannheim gemeldeten Züchtlingen 
— vermindert um die Zahl der Begnadigten — kommen im Laufe des 
Sommers noch weitere Zugänge, so daß bei Eröffnung des Weiberzucht¬ 
hauses — laut einer Statistik vom 8. 11. 1838 — der Effektivbestand 88 
betrug. 

Diese Gefangenen wurden in drei Abteilungen geteilt: 

die erste Abteilung, welche die Erstbestraften mit Strafen bis zu 
4 Jahren umfaßte, zählte 39; 

die zweite Abteilung, welche die Erstbestraften mit Strafen von mehr 
als vierjähriger Dauer umfaßte, zählte 26; 

die dritte Abteilung, welche die Rückfälligen umfaßte, zählte 
23 Züchtlinge. 

In der 1. und 2. Abteilung befanden sich anfangs auch Rückfällige, 
die aber nur mit kürzeren Gefängnisstrafen vorbestraft waren. 

Außer den Züchtlingen waren noch 8 „Korrektionärinnen“ im Weiber¬ 
zuchthaus untergebracht. 

3. Nun ein Vergleich mit etwa 100 Jahre später! 

Als mit Beginn des Jahres 1936 das ehemalige „Weiberzuchthaus“ 
oder spätere „Frauenstrafanstalt“ in ein „Frauengefängnis“ für kurzfristig 
bestrafte Frauen umgewandelt wmrde, und die langfristig mit Gefängnis 
bestraften Frauen nach Gotteszell und die mit Zuchthaus bestraften 
Frauen nach Aichach überstellt woirden, war der Effektivsstand — am 
1. Januar 1936 — 204 Gefangene und zwar 

Zuchthausgefangene 

Gefängnisgefangene 

Haftgefangene .... 

Sicherungs ve rwah rte 

Arbeitshäusler . . . 

Untersuchungsgefangene 

Schutzhäftlinge . . . 


32 

125 

1 

4 zusammen 204 
32 
4 
6 


2 * 
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Die 32 zu Zuchthaus verurteilten Frauen bilden ein Drittel der Zahl 
vor 100 Jahren. Sie waren verurteilt: 

wegen Mordes .1 

„ Totschlages.2 

„ erschwerter Kuppelei.3 

„ Brandstiftung.5 

„ Blutschande.1 

„ Eigentumsdelikte.8 

„ Meineides und Verleitung zum Meineid 6 

„ Hoch- und Landesverrat.4 

„ gewerbsmäßige Abtreibung .... 2 

Diese Übersicht — verglichen mit der vor 100 Jahren — zeigrt, daß 
die Züchtlinge zum Teil auf Grund anderer Verbrechen straffällig wurden 
wie früher und, daß früher häufig verübte Verbrechen, z. B. Kindsmord, 
nach 100 Jahren anscheinend nicht mehr Vorkommen. In Wirklichkeit aber 
ist es so, daß einerseits die heutige Zeit auf vielen Gebieten neue Verhält¬ 
nisse geschaffen hat und, daß andererseits früher strenger bestraft wurde 
als heute; so waren z. B. in der Frauenstrafanstalt am 1. Januar 1936 unter 
den mit Gefängnis bestraften Frauen 8 Kindsmörderinnen, welche 
Strafzeiten von 2 bis 3^ Jahren zu verbüßen hatten, während vor 100 
Jahren eine Kindsmörderin im Durchschnitt 12% Jahre Zuchthaus 
erhielt. Daß vor 100 Jahren viel strenger bestraft wurde als jetzt, zeigt 
sich auch ganz deutlich bei den Eigentumsdelikten. Vor 100 Jahren war 
die Durchschnittszahl der Straf jahre, auf den Kopf der zu Zuchthaus Ver¬ 
urteilten berechnet, 4 Jahre und 4 Monate; heute, d. h. am 1. Januar 1936, 
kam auf eine wegen Eigentumsdelikte zu Zuchthaus verurteilte Frau im 
Durchschnitt 1 Jahr und 10 Monate. Es kamen heute überhaupt auf keine 
einzige Diebin im Rückfall und Betrügerin im Rückfall mehr als 2M Jahre. 
Auch bei den anderen Verbrechensarten ist ähnliches festzustellen. Ganz 
allgemein ist zu sagen: Weim vor 100 Jahren, wo die badische Bevölkerung 
kaum die Hälfte betrug gegenüber unserer Zeit, die Zahl der weiblichen 
Zuchthausgefangenen fast dreimal so g:roß war wie heute, so lieget dies 
nicht daran, daß man damals noch sehr nahe war jener Zeit, von der 
Schiller sagt: es wurden Weiber zu Hyänen, sondern, daß damals eben viel 
strenger bestraft wurde als heute und mancher damals mehrere Jahre 
Zuchthaus erhielt, wo heute eine wesentlich kürzere Gefängnisstrafe aus¬ 
gesprochen wird. 

Ferner darf nicht übersehen werden: 

Es hatten die Strafen vor 100 Jahren Verwahrungscharakter, ein 
Moment, das sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verlor, das 
aber heute wieder, mit neuem Geist erfüllt, auflebte. 

IV. Aufsichtspersonal. 

Man muß sich wundern, daß vier Aufseherinnen genüg^ten, den ganzen 
Betrieb aufrecht zu erhalten. Von morgens früh um 5 Uhr bis abends 
nach 7 Uhr mußte in jedem der drei Arbeitssäle ständig eine Aufseherin 
.sein als Aufsicht. Während der Nachtzeit hatte eine Aufseherin Wach¬ 
dienst, d. h. sie mußte von Zeit zu Zeit nachschauen, ob alles in Ordnung 
ist. Jede dritte Nacht kam dieselbe Aufseherin an die Reihe, ohne hierfür 
einen freien Tag zu erhalten. Nur jeden zweiten Sonntag nachmittag hatten 
die Aufseherinnen bis abends VzS Uhr Ausgang. Die Oberaufseherin war 
vom Nachtdienst befreit, hatte aber den gewerblichen Betrieb zu leiten und 
die Oberaufsicht zu führen. 
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V. Der Strafvollzug. 

Als am 16. Oktober 1838 das neue Weiberzuchthaus bezogen wurde, 
machte der stellvertretende Vorstand die Züchtlinge mit der neuen Haus¬ 
ordnung und dem neuen Geiste des jetzt erstandenen Weiberzuchthauses 
bekannt. Wenn es in dem Bericht an das großherzogliche Justizministerium 
hierüber heißt, daß „sich bei jeder einzelnen Gefangenen eine besondere 
Rührung aussprach, woraus man wahmahm, daß sie von dem Vorgang 
wirklich ergriffen waren und die neue Anstalt auch mit guten Vorsätzen 
betreten haben“, so glaube ich nicht, daß die Gefangenen ergriffen waren 
von dem theatralischen Umzug oder den — wie der Bericht zeigt — recht 
salbungsvollen Worten des stellvertretenden Vorstandes, sondern ich 
glaube, daß alle erschüttert waren über den neuen Geist, der jetzt hier 
walten sollte. 

Und was war der neue Geist? Es war der Geist des Aubumschen 
Systems. Dieses Auburnsche System, welches von dem Gefängnisse zu 
Aubum in dem Staate New-York, wo es zuerst angewendet wurde, seinen 
Namen hat, besteht darin, daß die Strafgefangenen den Tag über, unter 
dem Gebote des strengsten Stillschweigens, in gemeinschaftlichen Arbeits¬ 
sälen beisammen sind, bei Nacht aber, sowie auch an den Sonn- und Feier- 
tagren voneinander getrennt und in Einzelzellen untergebracht werden. 

Das vorher in den Strafanstalten übliche Zusammenleben der Gefan¬ 
genen bei Tag und Nacht hatte sich als außerordentlich verderbliches 
System erwiesen: es war Gemeinschaftshaft bis zum Exzeß, eine Brutstätte 
des Lasters und der Verbrechen. Die für den Strafvollzug verantwortlichen 
Männer konnten sich im Interesse des Staates und des einzelnen noch nicht 
ganz morschen Gefangenen dieser Tatsache nicht mehr verschließen. Es 
ist nun ein Gesetz, das die Welt- und Menschheitsgeschichte immer wieder 
dartut: ist eine Idee von den Menschen zu Tode exerziert, wendet man sich 
der diametral entgegengesetzten Idee zu; es ist der Pendelschlag der 
Menschheits- und Kulturgeschichte. Der totalen Gemeinschaftshaft steht 
gegenüber die totale Einzelhaft, und der moralischen Verschlimmerung 
steht gegenüber der Erziehungsstrafvollzug. Es ist interessant, die An¬ 
sicht des für den badischen Strafvollzug vor 100 Jahren verantwortlichen 
Staatsrates Lamey — schriftlich niedergelegt am 19. Mai 1838 — kennen- 
zulemen. Für ihn hat die Strafe den doppelten Zweck: Abschreckung der 
Gesellschaft und Besserung des Sträflings. Soll letzterer durch die Strafe 
gebessert werden, so müsse der Strafvollzug von vier Leitgedafiken ge¬ 
tragen sein: 

a) Der Sträfling ist an Fleiß und Ordnung zu gewöhnen. 

b) Der Sträfling ist vor böser Gesellschaft zu bewahren. 

c) Der Sträfling ist durch das Gefühl der Einsamkeit unterwürfig 
und folgsam zu machen und zum Nachdenken über sich und sein 
vergangenes Tun zu veranlassen. 

d) Dem Sträfling sind durch Belehrung und Religion taugliche 
Gegenstände zur Betrachtung zu verschaffen. 

Die Verwirklichung dieser Leitgedanken verlange eine physische oder 
moralische Absonderung der Gefangenen voneinander. Ersteres ist die 
totale Einzelhaft; letzteres will das Auburnsche Schweigesystem verwirk¬ 
lichen. Die Konsequenz spreche für die physische Absonderung; aber auch 
die moralische Absonderung sei schon gegenüber früher ein großer Fort¬ 
schritt. Der Bau des Weiberzuchthauses an sich schon, ganz abgesehen 
vom Wunsch und Willen der Landstände, tragen den Stempel des Aubum¬ 
schen Systems. 
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Diesen Gedanken Lameys ist noch folgendes hinzuzufüg^n. Gegen 
die sofortige Einführung der totalen Einzelhaft bzw. physischen Ab¬ 
sonderung erhoben sich damals medizinische Bedenken wegen einer etwa 
zu erwartenden gesundheitlichen Schädig^ung der Gefangenen. Mehr aber 
als die medizinischen Erwägungen waren es wohl Gründe finanzieller 
Natur, welche der Einführung der totalen Zellenhaft entgegenstanden: 
Der Kostenaufwand von bloßen Schlafzellen ist ein beträchtlich geringerer 
als der für eine wesentlich größere Zelle, die zugleich zum arbeiten, 
wohnen und schlafen dient. Ehe man sich also in der Praxis — in der 
Theorie hatte man es schon getan — für die totale Einzelhaft entschied, 
suchte man die gemeinschaftliche Haft mittels des Aubumschen- oder 
Schweigesystems zu modifizieren. Man trennte die Sträflinge des Nachts, 
wo man sie nicht beaufsichtigen konnte, und ließ sie bei Tage nie Zu¬ 
sammensein ohne Aufsicht. Die Aufseherin hatte strenge Weisung, bei 
der Beaufsichtig^ung weder selber zu arbeiten, noch zu lesen oder zu 
schreiben; „sie muß ihre Blicke beständig auf die Gefangenen richten und 
hat nicht einmal zu dulden, daß solche von der Arbeit wegsehen“. Für die 
Gefangenen selber bestand die strenge Weisung, „nie untereinander 
sprechen oder sich irgendwie durch Zeichen oder Gebärden, Blicke u. a. 
Mitteilung machen“. Auch mit Personen außerhalb der Strafanstalt war 
ihnen jede Verbindung untersagt; nur gelegentliche Briefe an die nächsten 
Angehörigen waren als Ausnahme bei guter Führung zugelassen. So sah 
die moralische Absonderung aus. Fügen wir noch hinzu, daß die Sträflinge 
von morgens 5 Uhr bis abends 7 Uhr mit Ausnahme von 2^2 Stunden, die 
für Essen und Bewegung im Hofe vorgesehen waren, im Arbeitssaale, 
besonders am Spinnrad und Webstuhl, arbeiten mußten; daß sie für ihre 
Arbeit keinerlei Fleißbelohnung — außer Schnupftabak — erhielten; daß 
die Eintönigkeit des Alltags nur durch Unterricht und Gottesdienst xmter- 
brochen wurde; daß sie beim Strafantritt — anscheinend als Ersatz für 
den im Jahre 1833 abgeschafften „Willkomm“ (körperliche Züchtigung 
bei Strafantritt) — ein bis vier Wochen und bei Rückfälligkeit bis acht 
Wochen Einzelarrest oder wie es damals hieß, einsamen Arrest hatten; 
und daß sie bei der Entlassung anständige Kleidung und eine „kleine Bar¬ 
schaft für die Bedürfnisse der ersten Zeit“ erhielten, dann haben wir ein 
ungefähres Bild, was sich äußerlich im Bruchsaler Weiberzuchthaus ab- 
spialte. Das Aubumsche Schweigesystem ist und bleibt ein Torso im 
Strafvollzug. Sowenig ein Pendel auf halbem Wege haltmacht, sowenig 
läßt sich eine Idee, w’elche Menschen einer Zeit als recht erkannt haben, 
auf halbem Wege aufhalten. 

Im Jahre 1838 wurde das badische Weiberzuchthaus — nach dem 
Aubumschen Schweigesystem erbaut — bezogen und genau ein Jahrzehnt 
später w'ar das neue badische Männerzuchthaus in Bruchsal fertiggestellt 
als totales Zellenzuchthaus mit der physischen Absonderung der Sträflinge. 
Hierin liegt die beste Kritik des Aubumschen Systems. Dieses System hat 
den ihm Vorgesetzten Zweck nicht oder nur höchst unvollständig erreicht, 
während andererseits — abgesehen von den strengen Strafen, durch welche 
man das Gebot des Stillschweigens aufrecht zu erhalten versuchte — in 
dieser Maßregel eine größere Härte lag als in der völlig;en Isolierung. Man 
hat Menschen, denen doch von Natur der Trieb angeboren ist, sich anderen 
mitzuteilen, den ganzen Tag dicht nebeneinander arbeiten und zusammen- 
sitzen lassen; diesen Menschen verbieten zu sprechen, ist eine Tantalusqual 
und ein beständiges in Versuchung führen. Und trotz schärfster Aufsicht, 
trotz schwerer Hausstrafen, wie Dunkelarrest und Zwangsstuhl u. a., haben 
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die weiblichen Züchtling^e geschwätzt; es hätten eben keine Frauen, keine 
Menschen mit Fleisch und Blut sein müssen. 

Und es kam die Zeit, wo das absolute Schweigeg^ebot fiel. 

Schluß. 

100 Jahre sind es, seitdem in Baden eine Zentralstrafanstalt für 
Frauen geschaffen wurde. Und wenn trotz vieler Mäng^el, resultierend aus 
der Anlage und Einrichtung des Gebäudes, auch Badens Strafvollzug an 
Frauen in diesen 100 Jahren Schule machte in deutschen Landen, so ist 
dies in erster Linie zu verdanken der dem gesunden Fortschritt und g;uten 
Ideen aufgeschlossenen Oberbehörde und dem reichen Wissen und großen 
Können der leitenden Direktoren der Strafanstalt in den letzten 100 Jahren. 
Auch hier hat sich bewahrheitet, daß der Buchstabe zwar töten kann, daß 
aber der Geist es ist, der lebendig macht. 


Die Notwendigkeit der Ausschaltung ver¬ 
brecherischen Erbgutes aus dem Volksleben 

Von Strafanstaltsvorsteher Otto Schaumann, Königsberg (Pr.) 

In zunehmendem Maße weisen Vertreter der Wissenschaft nach, daß 
die ganze menschliche Persönlichkeit eine Einheit sei; sie bejahen dem¬ 
zufolge die Vererbung seelischer und geistiger Eigenschaften, und damit 
hat auch die Frage der Vererbung verbrecherischer Anlagen eine wissen¬ 
schaftliche Grundlage erhalten. 

Wenn wir uns von der Wissenschaft abwenden und in das Leben 
treten, dann sehen wir mit erschreckender Deutlichkeit, wie stark sich die 
schlechten Anlagen durchsetzen und alle Versuche der Beeinflussung 
scheitern. Der Rückgang der Kriminalität seit 1933 ist beträchtlich, aber 
sie bleibt trotzdem immer noch sehr hoch. Hoch ist auch die Zahl der 
Rückfälligen und lehrreich sind Feststellungen in der eigenen Anstalt. 
Eine Zählung 1932/33 ergab bei einer großen Zahl von Untersuchungshäft¬ 
lingen und Strafgefangenen während eines Zeitraumes von 6 Monaten 
68 V. H. Vorbestrafte. Bei einer einmaligen Zählung eines Bestandes von 
rund 400 männlichen Untersuchungshäftlingen wurden bei diesem 70 v. H. 
Vorbestrafte festgestellt. Wenn man eine zufällig vorhandene Gruppe von 
rund 80 Häftlingen außer Betracht ließ, von denen nur wenige vorbestraft 
waren, dann erhöhte sich jene Zahl auf über 80 v. H. und die Zahl der 
mehr als 3 mal Vorbestraften auf 30 v. H. 

Und noch erschreckender als diese Zahlen sind die Feststellungen der 
Persönlichkeiten und ihrer Taten. 

Wenn man nicht durchaus in Illusion weiterleben und sich täuschen 
lassen will, dann erkennt man, daß auch die härtesten Strafen und der 
härteste Strafvollzug jene verbrecherisch veranlagrten Menschen in die 
Gemeinschaft mit Erfolg nicht eingliedem können. Immer wieder muß 
daran erinnert werden, daß wir in den letzten Jahrhunderten die Vermeh¬ 
rung verbrecherischen Erbgutes nur in ganz unzureichender Weise unter¬ 
bunden haben, und nun drückt die furchtbare Last auf uns. Wie groß die 
Zahl aller Asozialen ist, wird sich auch nur annähernd richtig schwer 
feststellen lassen. Friedrich S t u m p f 1 schätzt bei Schottky*) die 


>) Johannts Scbotlky. — Die Persönlichkeit im Lichte der Erblebre. 
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Zahl der Personen, die sich selbst oder der Gesellschaft zur Last fallen, 
auf 10 V. H. aller über 20 Jahre alten Menschen, d. h. auf etwa 5 Millionen, 
G a u p aber hat in einem Vortrag 1934 unter Berufung auf Lenz die 
Zahl aller Minderwertigen, also einschließlich Erbkranker, Psychopathen, 
körperlich Schwacher und Siecher auf 12 Millionen ang^egeben *). 

Auf jeden Fall ist die Zahl jener belasteten Menschen so groß, daß 
wir anderer Mittel als bisher bedürfen, um das Leben des Volkes von 
dieser Last zu befreien. Ich habe schon 1933 und 1937 in Arbeiten®) 
darauf hingewiesen, daß wir das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach¬ 
wuchses auch auf die Dauerverbrecher, und zwar möglichst frühzeitig, 
werden anwenden müssen, aber auch darauf, daß wir uns unserer Kultur 
heute nur deshalb erfreuen dürfen, weil unsere Vorfahren das verbreche¬ 
rische Erbgut bis auf wenige Reste ausgeschaltet haben. Mit schärferen 
Worten weist Jahn-*) auf diese Tatsache hin: 

„Hätten unsere Altvorderen nicht mit allen sogenannten Gewohnheits¬ 
verbrechern ohne falsch verstandene Sittlichkeit erbarmungslos auf¬ 
geräumt, so hätte sich unsere heutige Gesellschaft schon längst in 
einem sich gegenseitig auffressenden Haufen von Verbrechern und 
Schwachsinnigen befunden.“ 

T i r a 1 a hebt mit großem Nachdruck die Unerziehbarkeit des weitaus 
größten Teils der verbrecherischen Menschen hervor, die man nur durch 
Ausschaltung von der Fortpflanzung ungefährlich machen kann®). Er 
vertritt auch unter Anführung von Gründen mit Nachdruck den Stand¬ 
punkt, daß die wirkliche Ursache der Homosexualität bei den nordischen 
Völkern die Rassenmischung sei, und er wird wohl damit das Richtige 
getroffen haben; denn alle anderen Erklärungen befriedigen nicht 
T i r a 1 a betont auch die Vererbung der seelischen Eigenschaften mit den 
Worten: 

„Wir hingegen sagen klipp und klar: die seelischen Eigenschaften 
erben wir von unseren Ahnen.“ 

Sfein Buch, daß alle für das völkische Leben wichtigen Fragen in um¬ 
fassender Weise und mit großem Emst behandelt, verdient weiteste Ver¬ 
breitung, auch in den Kreisen der Strafvollzugsbeamten. 

Staemrtler behandelt in einer besonderen Arbeit*) das Problem 
der Asozialen uhd Erbkranken und sagt z. B. 

„Die A ä o z i a 1 e n sind unter die erblich Geschädig¬ 
ten zu rechnen. Sie stellen neben den Erbkranken die 
große Gruppe der erblich Minderwertigen dar,“ 

und er macht Vorschläge für Erlaß eines Gesetzes zur Unfruchtbarmachung 
der Asozialen. 

Noch schärfer urteilt Knorr’). 

„Gelingt es nicht, diese Gemeinschaftsunfähigen auch dann, wenn keine 
medizinische Diagnose anzuwenden ist, aus der Fortpflanzung auszu- 

*) Professor Dr. Gaup. — Ein Vortrag. 

*) Mon. Bl. d. Deutsch. R. Zus. f. Ger. H. nsw. 1933, Heft 9-10 n. Mon. Bl. f. Straff. 
Betreuung 1937, Heft 9. 

*) Bruno E. Jahn. — Sinn und Sittlichkeit des Nationalismus. 

'S) „Rasse, Geist und Seele“ von Lothar Gottlieb Tirala, Direktor des Instituts für 
Raisenhygiene in München. 

•) Volk u. Rasse 1938, Heft 2; „Das Problem der erbkranken und asozialen Familien 
pp“ von M. Staemmler Breslau. 

*) EbendalHeft 3 — ,J*Taktiscbe Rassenpolitik“ von Dr. Wolfgang Knorr. 
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schalten, so hat die Unfruchtbarmachung der Erbkranken auf die 

Dauer keinen Zweck gehabt.“ 

Über die Notwendigkeit der Unfruchtbarmachung der Asozialen besteht 
nach alledem kein Zweifel mehr, aber es ist auch erforderlich, daß sie 
frühzeitig erfolgt, und zwar deshalb, weil eine wichtige Eigenschaft aller 
Asozialen, nämlich das Fehlen des Verantwortungsbewußtseins, dazu 
führt, daß schon in jungen Jahren Kinder gezeug:t und geboren werden 
und damit das verbrecherische Erbgut weitergegeben wird. 

Die Unterlagen für die Unfruchtbarmachung dieser Personen werden 
die Gesundheitsämter zu liefern haben, die unter Mitwirkung von Schule, 
Ärzteschaft und den kriminalbiologischen Forschungs- und Sammelstellen 
der Justiz allein in der Lage sind, die für eine Unfruchtbarmachung ent¬ 
scheidenden Fragten zu beantworten. Dabei sollen nicht die Schwierigkeiten 
verkannt werden, die darin bestehen, daß es für sie immer schwerer wird, 
zur Erledigung der stets umfangreicher werdenden Arbeiten geeignet vor¬ 
gebildetes Personal zu erhalten. 

Die Aufgaben des Strafvollzugs werden durch die vorstehenden 
Ausführungen in keiner Weise verkleinert. Ich habe in meinen früheren 
Arbeiten mit aller Deutlichkeit auf die Wichtigkeit dieser Arbeiten hin¬ 
gewiesen und darauf, daß sie nur von Menschen von stärkstem Verant¬ 
wortungsbewußtsein geleistet werden können, die von größter Liebe zum 
ganzen Volke erfüllt sind. Sie wissen es, daß bei sehr vielen Bestraften 
„trotz alledem“ immer noch der von Pahler ®) erwähnte „Weg in den Raum 
der Freiheit“ beschritten werden kann, wenn die Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden. Bei einer nicht kleinen Zahl dieser Personen läßt die 
Einheit der Persönlichkeit eine solche Hoffnung als berechtiget erscheinen. 

Es ist etwas Herrliches um diese Einheit der Persönlichkeit. Alles 
Schöne und Große im Leben des Volkes, in der Kunst, Wissenschaft und 
Politik verdanken wir ihr, und sie allein ist der Grund, daß so viele großen 
Geister Entbehrung, Not und selbst den Tod ertrugen, aber nicht jene 
Einheit zerstören ließen. Diese Einheit aber, geschichtlich nachweisbar, 
ist auch der tiefste Grund, daß wir allen unseren Todfeinden der Jahr¬ 
tausende zum Trotz als Volk noch bestehen und aus jeder Niederlage 
immer gestärkt empor gestiegen sind. 

Aber es ist ebenso Furchtbares um diese Einheit, und wir in den 
Gefangenenanstalten sehen es bei so vielen, vielen Personen, daß die gp’ößte 
Not, das bitterste Leid selbst der nächsten Angehörigen an jener Einheit 
nicht zu rütteln vermögen. 

Die Untersuchungen über eineiige Zwillinge und Verbrechersippen 
haben Aufschluß auch hierüber gegeben. Wer aber mehrere Geschlechter¬ 
folgen in der eigenen Familie erlebt, kann noch in ganz anderer Weise 
als jene Untersuchungen die Bedeutung der Anlagen feststellen. Er ver¬ 
mag in das Gebiet des Seelischen der ihm eng verwandten Menschen viel 
tiefer einzudringen, als es bei Beobachtungen an fremden Menschen möglich 
ist, und er sieht auch, wie stark und fest das Erbgefüge gegenüber größten 
Einflüssen, selbst demjenigen der Familie, bleibt. 

Und wenn sich der Blick von dieser Erscheinung in der kleinsten 
Zelle des Volkes zu demjenigen in der größten, dem ganzen Volk, wendet, 
dann können wir dort dieselbe Beobachtung machen. Das bedeutendste 
Ereignis aller dieser Erscheinungen wird immer der in der Weltgeschichte 
einzig dastehende Vorgang der deutschen Reformation bleiben, der be- 

■) Gerhard Pahler. „Warum Erziehung trotz Vererbung“. 
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wiesen hat, daß selbst 1000 Jahre des Lebens weit außerhalb des 
geschlossenen Volksraumes, unter denkbar stärkster, andersgearteter 
seelischer Beeinflussung, in fremder Welt, mit Menschen anderer Rassen, 
das Erbgefüge nicht zu erschüttern vermocht hat, aber auch, wie weit die 
erbliche Veranlagung geht; denn nur diese hat die germanisch-deutschen 
Menschen befähigt, die zentrale Lehre der Reformation: ,JEs ist g^efährlich, 
etwas wider das Gewissen zu tun“, in ihrer glanzen Bedeutung auf sich 
wirken zu lassen. Den noch venvandten europäischen Völkern, aber mit 
anderer Erbmasse, erschien sie schon fremd und unheimlich und erzeugte 
Haß, aber Angehörigen der schwarzen Rassen z. B, konnte und kann ein 
Mensch mit einem das eigene Handeln bestimmenden Gewissen nicht mehr 
unheimlich, sondern nur noch als Idiot erscheinen. 

Einen ähnlichen Vorgang wie damals erleben wir heute im National¬ 
sozialismus, nur ist seine Lehre viel umfassender und sie geht ungleich 
tiefer. Aber wir können unter Berücksichtigung des Umstandes der 
heutigen Nachrichtenübermittelung auch feststellen, daß die germanisch¬ 
deutsche Welt inzwischen kleiner geworden ist, nicht bloß außerhalb 
Deutschlands, sondern auch innerhalb der Reichsgrenzen, nur muß man 
sich der Verhältnisse vor 1933 erinnern, — eine Folge des inzwischen ein¬ 
getretenen Rassenverfalls. 

Ich verweise hierbei auf die früher angeführten Zahlen der Minder¬ 
wertigen. Sie sitzen nicht bloß hinter den Mauern, sondern in viel 
größerer Zahl davor. Sie sind die Würmer, die an den Wurzeln der Welt¬ 
esche Ygdrasil, genannt Deutschland, nagen, um den Baum zum Verdorren 
zu bringen, aber sie gehen verkleidet umher. 

Je mehr wir wieder zu un.serem eigenen Wesen zurückfinden, um so 
schwerer wird es jenen anders Gearteten fallen, sich einzugliedem. Unser 
eigenes Wesen lernen wir aber kennen aus den großen Persönlichkeiten 
unseres Volkes, auch aus der Sage. Allerdings ist es nicht möglich, die 
in jenen Persördichkeiten verkörperten Tugenden, welche ja die Erhaltung 
und ewige Fortdauer des Lebens unseres Volkes verbüi'gen, mit wenigen 
Sätzen zu bezeichnen. .Allenfalls könnte man der Jugend das Wort eines 
der großen Schwaben mit Flammenschrift ins Herz schreiben: 

„Vor allem eins mein Kind! Sei tapfer, treu und wahr!“ 

Mit dem Schädlichen, dem Artfremden in unserem Volke haben wir es 
leichter. Von den Urzeiten bis in die Gegenwart hinein ist es mit aller 
Deutlichkeit bezeichnet worden. Dort in der Edda, welche trotz allem, was 
über sie gesagt wird, mit ihren Wurzeln in die Urzeit der Germanen hin¬ 
einragt, in die Zeit ihres Werdens, und am besten über deren eigentliches 
Wesen Auskunft gibt, über ihre Vorzüge und ihre Fehler, — hier vom 
Nationalsozialismus durch Rosenbergs „Mythus“. 

Alle Unw'erte des germanischen Menschen drängen sich zusammen 
in jenen von beiden gekennzeichneten Menschen, die fremd den Forderungen 
des Rassischen gegenüberstehen: es sind die Lügner, die innerlich unwahr¬ 
haftigen Menschen, die in unehrlicher Weise kämpfen und leben, und die 
heute unsere Gefängnisse füllen oder noch draußen sind; sie sind es, die 
unsere Zukunft gefährden, jene schon genannten Wüimer, von denen es 
auch in der Edda heißt, daß ihrer mehr .sind, 

„als einer meint der unklugen Affen“. 

So grauenhaft erschienen unseren Ahnen diese Menschen, daß sie ihnen 
auch nach dem Tode den Aufenthalt sogar in Hel verwehrten, keinerlei 
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Gemeinschaft selbst im Jenseits mit ihnen haben wollten, und ihnen ent¬ 
gegen ihrer ganzen Einstellung eine furchtbare Stätte im Jenseits zuwiesen, 
der Sonne fern: 

„In Nastrand, die Türen sind nordwärts gekehrt, 

Gifttropfen fallen durch die Fenster nieder. 

Mit Schlangenrücken ist der Saal gedeckt. 

In starrendem Strome stehen da und w'aten 

Meuchelmörder, Meineidige und die anderer Liebsten ins Ohr geraunt. 
Da saugt Niddhöggr die entseelten Leiber, der Menschenwürger“. 

Nur Unkenntnis des germani.schen Wesens vermag hierin christliche Ein¬ 
flüsse zu sehen. 

Und dasselbe, was die Edda sagt, spricht Rosenberg in seinem 
„Mythus“ aus: 

„Lüge ist nicht nur eine willensmäßige, .sondern zugleich auch eine 
organische Sünde. Sie ist der schlimmste Feind der nordischen Rasse; 
wer sich ihr hemmungslos ergibt, geht innerlich zugrunde und scheidet 
auch gewollt äußerlich aus germanischer Umgebung. Er wird not¬ 
gedrungen mit charakterlosen Bastarden und Juden Umgang suchen.“ 

So nahe berühren sich Urzeit und Gegenwart. 

Triefend voll Haß gegen uns hallt das Geschrei dieser Bewohner 
der Unterwelt aus dem Ausland wieder; bei uns selbst aber sind jetzt 
gleich dem Fenriswolf und seinem Anhang jene Artfremden und Volks¬ 
schädlinge in ihrem unheilvollen Wirken durch die Macht des national- 
•sozialistischen Staates gehemmt, gefesselt mit unsichtbaren Ketten, wie 
in der Urzeit, jetzt aber durch die nationalsozialistische Idee; aber wie 
groß ihre Zahl ist, welchen unheimlichen Schaden sie anrichten können, 
das haben wir bei der letzten furchtbaren Götterdämmerung der ver¬ 
gangenen 15 Jahre erlebt. 

Können wir das Erbgut jener Finsterlinge nicht ausrotten, dann wird 
es bei einer möglichen zukünftigen Götterdämmerung, und mag sie noch 
so ferne liegen, wde in alten, eisgrauen Tagen wieder heißen: 

„Und des Untiers Abkunft ist all mit dem Wolf!“ 

Und wenn wir uns die Größe der Gefahr unserer Tage vergegenwärtigen, 
dann ist die Befürchtung nicht ganz unberechtigft, daß es bei einer neuen 
Götterdämmerung den starken Reinen nicht mehr gelingen könnte, auf 
den Trümmern dieser fernen Götterdämmerung wieder eine neue Welt auf¬ 
zubauen. 

Deshalb haben wir alles zu tun, um eine solche Möglichkeit auszu¬ 
schalten. 

DerWäschereibetrieb in den Vollzugsanstalten 

Von Justizoberinspektor Emil Nord, Düsseldorf 

Die durch eine feindliche und verständnislose Umwelt Deutschland 
aufgezwungene Rohstoffknappheit hat den deutschen Erfindergeist in un¬ 
geahnter, einzig dastehender Weise wachgerufen. In dem Vierjahresplan 
hat Ministerpräsident Generalfeldmarschall Göring nicht nur die Männer 
der Wissenschaft, sondern das gesamte deutsche Volk zur Mitwirkung an der 
großen Aufgabe, unser Vaterland von dem Ausland unabhängig zu machen. 
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aufgerufen. Vor allem ist es auch Pflicht aller Beamten, die hier von 
Berufs wegen mitzuarbeiten haben, sich voll und ganz für die Erreichung 
des großen Zieles einzusetzen. 

Ein Gebiet, das die Beamten der Vollzugsanstalten besonders inter¬ 
essieren muß, ist die Behandlung der Anstaltswäsche. Der deutsche 
Wäscheschatz stellt einen nicht unbeachtlichen Bestandteil des Volkver¬ 
mögens dar. Wie für jede Hausfrau ist es auch Pflicht der Vollzugsbeamten, 
für die Erhaltung und Pflege der Wäsche zu sorgen. Die Fachorganisa¬ 
tionen der deutschen gewerblichen Wäschereien haben neuerdings ein Güte- 
und Leistungsabzeichen geschaffen, das allen den Betrieben übergeben 
werden soll, die die Bedingungen für „sachgemäßes Waschen“ erfüllen. 
Wenn auch eine Verleihung dieses Abzeichens an die Wäschereien in den 
Vollzugsanstalten nicht in Betracht kommt, so ist doch ein „sachgemäßes 
Waschen“ in den Anstaltswäschereien eine zwingende Notwendigkeit. 

Für die Erhaltung und Pflege der Wäsche ist vor allem ein gutes 
Waschmittel erforderlich. Das hauptsächliche fettlösende Reinigungs¬ 
mittel ist die Seife, die als schmierige und scharfe Schmier.seife und als 
mildere feste Kernseife verwendet wird. Der Wert der Seife wird nach 
ihrem Gehalt an Fetten bzw. Fettsäuren bemessen. Die Schmierseife zeigt 
folgende mittlere Zusammensetzung: 

45—46% Fettsäure, 

12—13% Gesamtalkali, 

41—42% Wasser. 

Die mittlere Zusammensetzung der Kernseife ist folgende: 

61,8% Fettsäure, 

7,2% Gesamtalkali, 

31% Wasser. 

Infolge der Verknappung von Rohfetten ist der Fettgjehalt z. Zt. er¬ 
heblich herabgesetzt worden. Bei Haushaltsseifen wird auch ein Teil des 
Fettes durch das billigere Harz ersetzt, weil die Harze mit Alkalien Ver¬ 
bindungen ergeben, die im Wasser stark schäumen. Daneben kommen noch 
billige, sogenannte „gefüllte Seifen“ in den Handel, die besondere Zusätze, 
wie Borax, Glaubersalz, Gips, Kreide, Ton, Stärke usw. enthalten. 

Seifenpulver ist pulverisierte Kernseife, meist vermischt mit Soda, 
teilweise auch mit Wasserglas und sonstigen Zusätzen (z. B. Perborat, 
das eine besondere Bleichwirkung erzielt). Der Wert der Seifenpulver 
richtet sich nach dem Gehalt an Seife (meist zwischen 15 und 35%) und 
der Abwesenheit schädlicher Bestandteile. 

Früher nahm man an, daß die reinigende Kraft wässeriger Seifen¬ 
lösungen durch das hydrolytisch abgespaltene freie Alkali bedingt werde. 
Heute neigt die Wissenschaft mehr zu der Ansicht, daß die reinigende 
Wirkung auf verschiedene Eigenschaften der Seife zurückzuführen ist, und 
zwar auf: 

1. die hervorragende Netzfähigkeit, 

2. die adsorbierende Wirkung für Schmutzteile, 

3. die emulgierende Kraft des Seifenschaumes. 

In der Praxis tritt nun bei der Verwendung der Seife jeweils die 
eine oder andere der oben angegebenen Eigenschaften in den Vordergrund. 

Bisher ging man sowohl bei den Anstalten als auch den Rechnungs¬ 
prüfungsstellen von der irrigen Ansicht aus, daß es vor allem darauf 
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ankomme, die Kosten für den Waschprozeß möglichst niedrig zu halten. 
Aus diesem Bestreben heraus wurden überwiegend geringwertige Seifen 
und Seifenpulver verwendet. Daß hierdurch aber die Kosten nur scheinbar 
herabgedrückt wurden, wird später zahlenmäßig nachgewiesen werden. 

Neben einem guten Waschmittel ist zur Pflege und Erhaltung der 
Wäsche auch gutes Wasser erforderlich. Es ist eine uns allen bekannte 
Tatsache, daß hartes Wasser zum Waschen ungeeigneter ist als weiches 
Wasser. Verwendet man Seife in hartem Wasser, so bilden sich sogenannte 
Kalkseifen, welche sich in Form von schmierigen grauen Flocken ab¬ 
scheiden. Derart umgewandelte Seife besitzt keine Reinigungskraft, sie 
ist für den Waschprozeß verloren. Darüber hinaus verkleben und ver¬ 
schmieren die Kalkseifen das Textilmaterial. Der oft beobachtete unan¬ 
genehme Geruch der Anstaltswäsche ist zweifellos auf das Ranzigrwerden 
der festsitzenden Kalkseife beim Lagern zurückzuführen. Nachstehende 
Tabelle mag einen Anhalt dafür bieten, welche Werte bei Verwendung von 
hartem Wasser vernichtet werden: 


Härte des Wassers 

20 cbm Wasser vernichten 

(Deutsche Härtegrade) 

60% Handelsseife (kg) 

1 

3 

5 

17 

10 

34 

15 

51 

20 

68 

25 

85 

30 

101 

35 

118 

40 

135 


Nun kann ja zur Beseitigung der Härte des Wassers und damit zur 
Vermeidung von Seifenabscheidungen Soda verwendet werden. Allein, 
wird mit reichlich Soda gewa-schen, so leidet die Gebrauchsfähigkeit der 
Wäsche sehr. Das Waschen mit weichem Wasser ist also doppelt wichtig. 
Aus dieser Erkenntnis heraus sind auch in einer großen Zahl von An¬ 
staltswäschereien Wasserenthärtungsanlagen (Permutitanlagen usw.) 
geschaffen worden. Wo solche Anlagen bestehen, ist es im Interesse der 
Sparsamkeit dringend geboten, daß mit dem alten Grundsatz, möglichst 
billige, fettarme Waschmittel zu verwenden, gebrochen wird. 

In einer größeren Vollzugsanstalt mit starkem Belegungswechsel vor¬ 
genommene Waschversuche ergaben folgendes interessante Ergebnis. 
Benutzt wurde eine mit Dampf beheizte Waschmaschine mit einem 
Fassungsvermögen von 75 kg. Die wirkliche Füllung betrug jeweils 75 kg, 
die Waschflotte betrug jeweils 225 1. Für gewöhnliche Anstaltswäsche 


wurden bisher hierfür verwendet: 

0,750 kg Soda zu 8 — . 0,060 0tH- 

2,250 kg 10%iges Waschpulver zu 22,5 = . 0,506 „ 

0,600 kg Schmierseife zu 36 0ipf — . 0,216 „ 

Ge.samtkosten also: . 0,782 91H- 

Bei den neuen Waschversuchen wurden Fabrikate der 
Firma Henkel & Cie verwendet, und zwar: 

0,225 kg Typon zu 21,8 = . 0,049 Ijlil, 

1,800 kg Waschella zu 37,2 ~ . 0,669 „ 

Gesamtkosten also: . 0,718 SJIH, 
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Für die Lazarett- und Krankenhauswäsche wurden für den Wasch¬ 
prozeß in der gleichen Maschine, bei gleicher Füllung und Flottenlänge 


bisher verwendet: 

1,500 kg Typen zu 21,8 ^ = . 0,327 

2,260 kg Empor zu 33,6 — . 0,766 „ 

Gesamtkosten also: . 1,083 

Bei den neuen Wasch versuchen wurden verwendet: 

0,750 kg Typon zu 21,8 ^ = . 0,164 (fiU 

1,300 kg Omag-Waschella zu 49,8 ^ — . 0,647 „ 

Gesamtkosten also: . 0,811 äiH- 


Diese Zahlen beweisen unzweifelhaft, daß es für die Reichskasse 
besser und wirtschaftlicher ist, gute Waschmittel zu verwenden. Dabei 
ist der Vorteil, der dem Reich dadurch erwächst, daß die Wäsche bei 
Verwendung eines guten Waschmittels eine viel längere Haltbarkeit hat, 
nicht berücksichtigt worden. Und doch ist es gerade dieser Umstand, der, 
wenn er auch nicht zahlenmäßig genau erfaßt werden kann, in erster Linie 
dazu führen muß, daß nur vollwertige und gute Waschmittel Verwendung 
finden. Zu beachten bleibt auch, daß die Wäsche nicht mehr erhitzt wird 
und nicht länger in der Maschine verbleibt, als es der Waschprozeß er¬ 
fordert. Zu beachten bleibt weiter, daß die Wäsche niemals aus heißem 
Wasser unmittelbar in kaltes Wasser gesteckt werden darf. Wird gegen 
diese Regeln verstoßen, so wird dadurch die Gewebefaser geschädigt, und 
die Festigkeit und Haltbarkeit der Wäsche leidet. 


Gefängniskunde des Auslandes 

Die Aussenarbeit der Gefangenen in Finnland 

von A. P. A r V e 1 0 , Generaldirektor 
des finnischen Gefängniswesens, Helsinki 

In Finnland wurden die ersten anspruchslosen Versuche, Gefangene 
für das Roden anbaubarer Moore anzuwenden, im Jahre 1913 angestellt. 
Im genannten Jahre wurden nämlich zwei kleine Gefangenenkolonien mit 
anfangs je fünf bis zehn Gefangenen gegründet. Erst im Jahre 1918 nach 
dem Befreiungskriege wurde die Tätigkeit bedeutend erweitert. Auf dem 
Moorlande Konnunsuo (im Osten Finnlands, etwa 20 km südöstlich von der 
Stadt Lappeenranta), welches größtenteils dem Staate gehört, wurde im 
Jahre 1919 ein Reservegefängnis gegründet zwecks Entwässerung und 
Rodung dieses umfassenden Moorgebietes. Pläne für diese Arbeit waren 
bereits in den vierziger Jahren des 18. Jahrhunderts entworfen worden. 
Das Areal dieses Gebietes beträgt insgesamt 3700 ha, davon etwa 2200 ha 
Staatseigentum, während 1500 ha rund 200 selbständigen Bauern gehören. 
1921 wurde mit dem Bau eines ordentlichen Zentralgefängnisses begonnen. 
Dem Plane gemäß sollten nach Konnunsuo solche Gefangene verlegt werden, 
die vom Lande sind, mit Land- und anderen Außenarbeiten vertraut sind 
und dann zu ebensolchen Arbeiten zurückkehren würden. Im Anfang de.s 
Jahres 1935 waren die Arbeiten zum größten Teil beendet und das Gefäng¬ 
nis wurde als ordentliches Zentralgefängnis organisiert. Das Gefängnis 
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hat Plätze für 268 Gefangene in zwei Gebäuden mit insgesamt 208 Zellen 
und 16 Gemeinschaftsräumen für je vier Gefangene. Die Kolonie Kivisaari, 
6 km von der Hauptanstalt, hat 50 Gefangenenplätze. Die gesamte Zahl 
der Gefangenenplätze beträgt also 318. Zum Gefängnis gehören außerdem 
die nötigen Wirtschaftsgebäude, eine Sägerei, eine Ziegelei und eine Torf¬ 
streufabrik. Alle Gebäude sind von Gefangenen gebaut worden. Die kul¬ 
tivierte Fläche beträgst jetzt 900 ha, wird aber in den nächsten Jahren auf 
1100 ha erhöht. Die Ernte des Jahres 1938 erbrachte 91 000 kg Roggen, 
73 000 kg Weizen, 97 000 kg Gerste, 380 000 kg Hafer, 50 000 kg Erbsen, 
315 000 kg Kartoffeln und 1 000 000 kg Heu. Die beste Ernte haben die 
Niederungsmoore gegeben, aber auch die Hochmoore haben, nachdem sie 
zum zweiten Mal mit Lehm oder Sand melioriert worden waren, sehr be¬ 
friedigende Resultate gehabt. Da die zweite Rohzuckerfabrik unseres 
Landes, in der Nähe des Gefängnisses, im vorigen Jahre fertig wurde, 
hat man mit Zuckerrübenbau auf Hochmoor experimentiert und ein unerwar¬ 
tet gutes Resultat erhalten, nämlich 28 000 kg per Hektar, mit einem ebenso 
hohen Zuckergehalt wie in gewöhnlicher Erde. Der Viehbestand des Ge¬ 
fängnisses besteht aus 142 Kühen, 48 jungen Kühen, 4 Stieren, 37 Kälbern, 
64 Pferden, 26 Füllen und 88 Schweinen. 

Zur selben Zeit wie das Zentralgefängnis von Konnunsuo ist eine an¬ 
dere ebenso grroße Anstalt auf einem dem Staate gehörigen Moor bei Sukeva, 
60 km südlich von der Stadt Kajaani, gebaut worden. Das dem Gefängnis 
überlas-sene Gebiet beträgt in.sgesamt 3162 ha, wovon 930 ha jetzt kultiviert 
sind. Die kultivierte Fläche soll auch hier erweitert, nämlich auf etwa 
1250 ha gebracht werden. Die Ernte des Jahres 1938 ergab 14 000 kg 
Roggen, 11 000 kg Weizen, 60 000 kg Gerste, 140 000 kg Hafer, 130 000 kg 
Kartoffeln und 1 450 000 kg Heu. Das Gefängnis besitzt folgende Haus¬ 
tiere: 140 Kühe, 79 junge Kühe, 10 Stiere, 66 Kälber, 77 Pferde, 42 Füllen, 
230 Lämmer und 48 Schweine. Auch das Zentral gef ängnis in Sukeva 
woirde am 1. Januar 1939 ordentliches Gefängnis. 

Außer diesen zwei eigentlichen Landwirtschaftsgefängnissen treiben 
mehrere andere Gefängnisse einen ausgedehnten Landbau. So bebauen das 
Zentralgefängnis von Helsinki 445 ha, das Jugendgefängnis von Kerava 
191 ha, das Reservegefängnis von Riihimäki, das nächstes Jahr auch ein 
Zentralgefängnis wird, 243 ha (auch auf einem früheren Hochmoore) und 
das Zentralgefängnis zu Hämeenlinna 205 ha. 

Die Auswässerung und Kultivierung sumpfiger Gebiete durch Gefan¬ 
gene in der Absicht, diese Gebiete dann selbständigen Landwirten zu über¬ 
lassen, begann in kleinerem Maß.stabe vor ungefähr zehn Jahren, aber 1935 
wurde diese Arbeit bedeutend erweitert. Zu diesem Zweck wurden vier 
neue Reservegefängnisse, in Köyliö, Huittinen und Karvia im Westen des 
Landes und in Pelso im nördlichen Finnland, südwestlich vom See Oulun- 
järvi, gegründet. In Köyliö pachtete der Staat von etwa 30 Grundbesitzern 
ein Moor mit einem Flächeninhalt von 1517 ha für 25 Jahre. In den 
anderen Reservegefängnissen wird dem Staate gehörendes Moorland ge¬ 
rodet, insgesamt 1800 ha in Huittinen, etwa 1300 ha in Karvia und 6000 ha 
in Pelso, wo sich an das fragliche Gebiet ein privaten Grundbesitzern 
gehörendes Moor von etwa 9000 ha an.schließt, welches auch später von 
Gefangenen gerodet werden soll, da die kleinen Gehöfte außerstande sind, 
diese Arbeit zu bewältigen. Das zu rodende Gebiet beträgt also beinahe 
20 000 ha. Auf den Staatsgebieten werden vorläufig insgesamt 156 Neu¬ 
gehöfte gegründet. Ihr Flächeninhalt wechselt zwi.schen 30 und 60 ha; 
auf dem umfassenden Pelsoer Gebiet werden auch einige Gehöfte von 150 
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bis 200 ha gegründet, wo die in der Umgebung wohnhaften Kleinbauern 
arbeiten und so ihre Einkünfte erhöhen können. Für die Gefangenen sind 
Baracken aus Brettern gebaut worden, in Köyliö für 300, in Huittinen für 
150, in Karvia für 380 und in Pelso für 500 Gefangene, also für in allem 
1330 Gefangene. In den Gefängnissen wohnen die Gefangenen in gemein¬ 
samen Räumen für je zehn bis zwölf Gefangene. Jedes Gefängnis hat auch 
einige Zellen. In besonderen Gebäuden sind Küche, Bäckerei, Waschhaus, 
Bad, Lagerräume usw. vorhanden. Die Gefangenenzimmer haben Zentral¬ 
heizung. Das Gebiet, wo die Wohngebäude grelegen sind, ist von einem 
doppelten Stacheldrahtzaun umgeben. 

Von den in diesen sog. Moorgefängnissen bis zum 1. Januar 1939 
ausgeführten Arbeiten seien erwähnt: Grabung von 767 km Gräben, Bau 
von 74 km Landstraße, Aufhacken von 1185 ha Erde und Bau von Wohn¬ 
häusern und anderen Gebäuden für 63 Kleingehöfte. Alle vier Gefängnisse 
treiben auch Landbau und Viehzucht auf den schon kultivierten Gebieten. 
Mit Inbegriff dieser Gebiete beträgt das gesamte kultivierte Areal in allen 
Gefängnissen zur Zeit 4000 ha, während der Viehbestand 585 Kühe, 408 
andere Rinder, 382 Pferde, 777 Schweine und 461 Lämmer umfaßt. 

Die obengenannten Moorgefängnisse haben bisher eine Ausgabe von 
insgesamt ca. 24 Mill. Mark benötigt, d. h. ca. 20 000 Mark per gerodetem 
Hektar (100 finnische Mark = 5,23 Dieser Betrag umfaßt sämtliche 
Anlegungskosten, wie den Bau der Gefangenenbaracken, die Kosten für An¬ 
schaffung von Inventarien, Pferden, Kühen, landwirtschaftlichen Maschinen, 
Kraftwagen, Lokomotiven und Arbeitskarren, sowie alle Unterhaltungs¬ 
kosten der Gefängnisse, die Verpflegung der Gefangenen usw. Da die 
grundlegenden Arbeiten, Wege, Graben u. a., jetzt in der Hauptsache be¬ 
endigt und die Inventarien angeschafft sind, werden die Rodungskosten 
per Hektar um ein beträchtliches fallen. 

Vor etwa zehn Jahren war die Zahl der Gefangenen in Finnland 
außergewöhnlich groß. Seit der Aufhebung des Alkoholverbotgesetzes im 
Jahre 1932 ist die Zahl der Gefangenen Jahr für Jahr allmählich gefallen. 
Im Anfang dieses Jahres hatte Finnland, einschließlich der wegen Land¬ 
streicherei zu Zwangsarbeit verurteilten Personen, rund 5900 Gefangene, 
oder ca. 600 weniger als am Anfang von 1938. In der Zeit, da die Zahl der 
Gefangenen aufs höchste gestiegen war, wurde man gezwungen, die Gefan¬ 
genen mehr und mehr in Arbeiten außerhalb der Gefängnisse zu ver¬ 
wenden. Die Behörden wurden dazu gezwungen erstens durch den Platz¬ 
mangel, aber auch aus Rücksicht auf die Gewerbetreibenden, die mehr und 
mehr darüber klagten, daß die Gefängnisse mit ihren zahlreichen und 
billigen Arbeitskräften durch den Verkauf ihrer Erzeugnisse die Interessen 
der freien Arbeit schwer beeinträchtigten. Eine von den ersten dieser 
Arbeiten war der Bau der Eisenbahn zwischen den Städten Lahti und 
Heinola. Auf einer Bahnstrecke von 30 km wurden sämtliche Häuserbauten 
von Gefangenen ausgeführt, ebenso der Bau der Bahn, ausgenommen die 
Schienenlegung. In dieser Arbeit, die 1931 abgeschlossen wurde, waren 
täglich 400 bis 500 Gefangene verwendet. Später bauten etwa 300 Gefan¬ 
gene auf einem anderen Teil der Bahn den Bahndamm. Nach Beendigung 
der erstgenannten Bahnarbeit wurden Gefangene dazu verwendet, das 
sechsstöckige Hauptgebäude und mehrere kleinere Gebäude, Sportplätze 
usw. für Suomen Urheiluopisto („Firmlands Sportinstitut“) aufzuführen. 
Das Institut wurde in der Nähe der Stadt Heinola auf dem schönen Hügel 
Vierumäki angelegt. Jeden Tag arbeiteten etwa 100 Gefangene und die 
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Arbeit wurde im Jahre 1935 beendet. Auch am Saimaa-Kanal, der von 
unserem großen Binnensee Saimaa über die Stadt Viipuri zum Finnischen 
Meerbusen führt, waren zeitweise 500 bis 600 Gefangene mit Ver¬ 
besserungsarbeiten am alten Kanal, Brechen von Steinen und Wegräumen 
von Erde für den Bau neuer Schleusen, beschäftigt. Nachdem die Gefan¬ 
genenzahl gefallen war, wurden die Gefangenen 1936 von diesem Arbeits¬ 
platz weggenommen. Von größeren Außenarbeiten seien noch die Bau¬ 
arbeiten für die landwirtschaftliche und forstwissenschaftliche Fakultät 
der Universität Helsinki erwähnt. Das Laboratorium, sowie der Kuhstall, 
der Stall und der Schweinestall, alle zu Studienzwecken, u. a. sind schon 
fertig. Bei dieser Arbeit, die noch nicht beendet ist, sind etwa 150 Gefan¬ 
gene beschäftigt. Das Zentralgefängnis in Helsinki, welches diese Arbeiten 
veranstaltet, hat 1936 den Bau des Veterinärlaboratoriums beendet. 

Diese verschiedenen Bau- und andere Arbeiten sind sehr nützlich 
auch in pädagogischer Hinsicht. Die begrenzte Zahl kompetenter Fach¬ 
arbeiter, die man unter den Gefangenen gefunden hat, ist gar nicht 
zulänglich gewesen, und man hat für die Arbeiten, die Fachkenntnisse 
erfordern, dazu geeignete Gefangene auserwählt, um die Arbeit unter der 
Leitung kompetenter, gelernter Arbeitsleiter auszuführen. Die Arbeit ist 
aus diesem Grunde langsamer vonstatten g^egangen, aber andererseits 
haben zahlreiche Gefangene vollständig das Mauern und Bewerfen, Wasser¬ 
leitungbau und elektrische Arbeiten usw. gelernt. Die Gefangenen haben 
auch sehr gern solche Arbeiten ausgeführt, denn sie wissen, daß dieses 
ihnen in der Freiheit sehr nützlich sein wird, da ein Fachmann immer 
vorteilhafter gestellt ist als seine Kameraden, die keinen besonderen Beruf 
gelernt haben. 

Wenn ein Gefangener fleißig und ergiebig arbeitet, zieht er Nutzen 
daraus schon im Gefängnis. Laut dem Reglement soll den Gefangenen 
soweit möglich eine gewisse Akkordarbeit auferlegt werden, die nach der 
Geschicklichkeit und Arbeitsfähigkeit des Gefangenen gewählt werden soll. 
Von dem Gefangenen soll in der Regel soviel Arbeit gefordert werden, 
daß ihr Wert den Kosten für seine Verpflegung und Bekleidung entspricht. 
Diese Kosten sind zur Zeit auf 200 Finn-Mark im Monat festgesetzt. Kann 
der Gefangene nicht dieses Resultat erreichen und ist er nicht durch von 
ihm selbst unabhängdge Umstände daran verhindert worden, dann wird er 
disziplinarisch bestraft. Aber steigt der Wert der Arbeit über diesen Be¬ 
trag, so bekommt der Gefangene, außer wenn er in der niedrigsten Klasse 
ist, ein sog. Arbeitsanteilgeld, welches der Klasse nach 5 bis 15 % des 
Überschusses beträgt. Von diesem Arbeitsanteilgeld darf der Gefangene 
dann die Hälfte zur Verbesserung seiner Kost, zur Anschaffung von 
Literatur oder zur Befriedigung anderer Wünsche, in den Außengefäng¬ 
nissen u. a. zum Tabakkaufen, benutzen. Außerdem erhält ein Gefan¬ 
gener, der sich gut aufgeführt hat, unabhängig vom Arbeitsresultat ein 
kleines sog. Spargeld, welches gänzlich zur Unterstützung seiner An¬ 
gehörigen oder für die Freilassung aufgespart werden soll. An Spar- und 
Arbeitsanteilgeldem wurden im Jahre 1937 in allem 1 487 467,80 Finn-Mark 
ausgezahlt oder durchschnittlich 0,83 Finn-Mark pro Gefangener und Ar¬ 
beitstag. Das ist ja nicht viel in ausländischer Valuta, aber mit Rücksicht 
auf das Preisniveau in Finnland ist die Summe doch von Bedeutung. Wenn 
ein Gefangener fleißig arbeitet, hat er kleine andere Vorteile daraus im 
Gefängnis, und fleißiges Arbeiten ist vor allem eine der wichtigsten Vor¬ 
aussetzungen für die bedingte Freilassung. 
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Das Strafwesen 

in den Vereinigten Staaten von Amerika 

von Dr. Claus K o n r a d , München. 

Im amerikanischen Gefängnissystem kennt man den Unterschied 
zwischen Gefängnis und Zuchthaus nicht. Man teilt dagegen die Anstalten 
nach ihrem Zweck in folgende vier Gruppen: 

1. Die Jails, die von den Gemeinden oder von den Verwaltungsbezirken 
oder von den Städten eingerichtet und verwaltet werden, ungfefähr 
10 000. Sie dienen als Polizeigewahrsam, Untersuchungsgefängnis. Sie 
gleichen unseren Gerichtsgefängnissen. Dazu sind auch die Work- 
houses (Arbeitshäuser) zu rechnen, die in ähnlicher Weise wie bei uns 
zur Aufnahme arbeitsscheuer Elemente bestimmt sind, aber oft auch 
zur Verbüßung kleinerer Strafen benützt werden. Die Jails stellen 
einen wunden Punkt im amerikanischen Gefängnis wesen dar. 

2. State Prisons, die auch in einzelnen Staaten State Penitentiaries ge¬ 
nannt werden. Sie unterstehen der Verwaltung der einzelnen Staaten, 
von denen jeder mindestens ein Gefängnis besitzt (in New York gibt 
es fünf). Man kann sagen, daß in die Prisons alle wegen eines Ver¬ 
brechens verurteilten Personen von mindestens einem Jahr Strafzeit 
kommen. 

3. Eine besondere Art von Anstalten bilden die Reformatories. Es sollen 
dort nur Verurteilte im Alter von 16 bis 30 Jahren aufgenommen 
werden, die noch nicht zu Prisonstrafen verurteilt waren. Sie ent¬ 
sprechen daher etwa den deutschen Jugendgefängnissen. Bei dem 
Studium der Beiträge zur deutschen Recht-serneuerung, herausgegeben 
von Herrn Staatssekretär Dr. Roland Freisler, „Gedanken über den 
Vollzug des Strafvollzugs an Jugendlichen“ machte ich die Entdeckung, 
daß die Errichtung und die Einrichtung des Jugendgefängnisses Witt- 
lich in der Eifel dem amerikanischen Vorbild Elmira im Staate New 
York gefolgt ist. Die Anregung ging seinerzeit von Freudenthal aus, 
der dem preußischen Justizminister die Einrichtung nach dem amerika¬ 
nischen Muster empfahl. 

4. Für die Bekämpfung der Kriminalität dienen auch Anstalten, die je¬ 
doch nicht zu den Gefängnissen gerechnet werden können. Sie heißen 
die „Training-schools“ und dienen der Aufnahme von Jugendlichen 
unter 16 Jahren. Sie entsprechen unseren Fürsorgeanstalten. 

Mit Unterstützung des Herrn Deutschen Generalkonsuls in New York 
erwirkte ich mir von der Regierung in Albany die Erlaubnis, einige Jails 
zu besuchen. Die Erlaubnis, die State Prisons zu besuchen, wurde mir 
leichter gewährt. Die Jails stellen nämlich einen wunden Punkt des ameri¬ 
kanischen Gefängniswesens dar. Selbst nach Ansicht meines Begleiters, des 
Herrn Prof. Dr. Roemmert für Kriminologie beim Besuch des Gefängnisses 
Thombs in der Stadt New York und des Chief-Inspektors Byers sind die 
Jails sehr rückständig. In New York führt das Gefängnis den bezeichnen¬ 
den Namen: Thombs, d. h. Grabhügel. Untersuchungsgefangene und ver¬ 
urteilte Personen waren grundsätzlich nicht voneinander getrennt. Die 
Gefangenen nannten ihre Zelle eine Bullpend, d. h. Rinderpferch. Die 
Zellen sind nur durch Gittertüren verschlossen, dem Einblick offen. De¬ 
primiert, vor sich hindösend, starrten mich die Gefangenen an. Andere 
Gefangene schwatzten und prügelten sich. Vor dem Besucher und vor dem 
Vorgesetzten zeigt auch der amerikanische Gefangene keinen Respekt. 
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Der tibelatand in den Jails besteht darin, daß die Gefangfenen nicht 

ausreichend oder gar nicht beschäftigt werden können. Ist die Arbeits¬ 
beschaffung für die großen Gefängrnisse durch die ablehnende Haltung der 
Fabriken und Geschäfte sehr erschwert, so kann die Leitung der kleineren 
Gefängniisse die Insassen nur ganz ungenügend beschäftigen. Gerade dieser 
Mißstand begünstigte die Entstehung von Meutereien, die tatsächlich in 
den Vereinigten Staaten am häufigsten auf der ganzen Welt anzutreffen 
sind. Ich habe in Erfahrung gebracht, daß diese Meutereien in der Mehr¬ 
zahl in den Jails ausbrechen. Mein Begleiter erzählte mir, daß erst vor 
einigen Jahren der Direktor der Thombs und einige Aufseher von Gefan¬ 
genen ermordet worden sind. Der Mangel an Beschäftigungsmöglichkeiten 
geht sogar so weit, daß die Workhouses, also die eigentlichen Arbeits¬ 
häuser, nicht einmal ihre Insassen alle beschäftigen können. Man baute 
daher in einigen Staaten in den letzten Jahrzehnten Farmgefängnisse 
(Indian State), die mit landwirtschaftlichen Betrieben verbunden sind, und 
deren Erträgnisse ausschließlich für Staatseinrichtungen in Betracht 
kommen, oder deren Arbeitskräfte für Straßenbau und Bodenverbesserun¬ 
gen bereitgestellt werden. 

Kein amerikanisches Gefängnis ist bei uns so bekannt wie das durch 
Literatur und amerikani-sche Filme beschriebene und geschilderte Sing- 
Sing. Es ist eines der größten Gefängnisse in USA., das Hauptgefängnis 
für den Staat New York, fünf Autostunden von der Weltstadt entfernt, in 
der nächsten Nähe des Städtchens Ossining. Ich schildere hier meinen Be¬ 
such und meine Erlebnisse in die.sem interessanten Gefängnis besonders 
ausführlich, um damit ein Beispiel aus der Reihe der State Prisons aus¬ 
zuführen. 

Das Gefängpiis Sing-Sing hat seinen Namen von dem Felsgestein, auf 
dem es errichtet ist. In der Sprache der Indianer heißt „Sing“ Felsen und 
„Sing-Sing“ bildet die Mehrzahl davon. Die Lage der Anstalt am Ufer des 
Hudson-River ist ausgesucht schön. Das Landschaftsbild erinnerte mich an 
eine deutsche Rheinlandschaft. Eine hohe Mauer mit Wachttürmen, aus¬ 
gerüstet mit Scheinwerfern und Maschinengewehren, schwere eiserne Tore 
geben dem Ganzen ein festungsmäßiges Aussehen. Diese Sicherungen hat 
Sing-Sing vor allem wegen der Gefährlichkeit seiner Großstadtverbrecher 
und wegen der Nähe der Weltstadt, in der entwichene Gefangene mit 
Leichtigkeit untertauchen können. Ich habe auch Gefängnisse gesehen, bei 
denen die Ummauerung fehlte. In jenen Staaten vürd nämlich die Ent¬ 
weichung aus dem Gefängnis durch Gesetz bestraft. 

Ich stellte mich mit meinem Beglaubigungsschreiben dem Herrn 
Direktor La wes, in der Amtssprache „Warden“ genannt, vor. Lawes ist 
Fachmann, der amerikanischen Öffentlichkeit als Herausgeber verschie¬ 
dener Veröffentlichungen und als Rundfunkredner über den Strafvollzug 
bekannt. Es ist an dieser Stelle notwendig, über die Vorbildung der 
amerikanischen Gefängnisbeamten Angaben zu machen. Eine spezielle 
Vorbildung und ein wissenschaftliches Examen wird nicht gefordert. Wer 
sich eine Erfahrung sammelte und die nötige Protektion bei der Politik 
sicherte, kann vom Aufseher zum Direktor emporsteigen. Größtenteils sind 
die leitenden Gefängnisbeamten aus dem Berufsstand der Lehrer hervor- 
gegang^en. Einzelne waren frühere Offiziere der Armee, andere standen 
im Verwaltungs- oder Polizeidienst. Das Besetzungsrecht ist dem Gou¬ 
verneur Vorbehalten. Der Stellvertreter des Warden ist der Chief clerk, 
dem in Sing-Sing die Verwaltung oblag, während der Direktor den Straf- 
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Vollzug leitete. Eine Reihe von untergeordneten Verwaltungsbeamteil 
arbeitete in den Geschäftsstellen. Dem Warden beigeordnet ist ein Schul¬ 
direktor, dem wieder ein ganzes Lehrerkollegium unterstellt ist. In Sing- 
Sing gdbt es weiterhin noch hauptamtliche Psychologen, Ärzte und Geist¬ 
liche. In der Aussprache charakterisierte mir der Anstaltsleiter sein Haus 
als eine große Schule. Auf Grund meiner eigenen Anschauungen kann ich 
bestätigen, daß der Amerikaner im großen Glauben an die Macht der Er 
Ziehung Sing-Sing so eingerichtet hat, daß der Name „große Schule“ 
den Tatsachen entspricht. Über den inneren Betrieb erfuhr ich folgendes: 
Nach der Aufnahme kommt der Gefangene in das Clearinghouse, in dem 
er zur Erforschung seiner Eigenart ungefähr drei Monate oder noch länger 
zu verbleiben hat. Eine sorgfältige Untersuchung der einzelnen Fälle, 
Lebensgeschichte und Umstände wird durch den Psychologen, durch den 
Erzieher, den Arzt und Psychiater vorgenommen. Diese Maßnahme be¬ 
zweckt die Feststellung einer Klassifikation zur eingehenderen Behandlung 
während der Strafzeit oder zur möglichst frühen Stellung einer Prognose 
für Unverbesserlichkeit. Ich erinnerte in diesem Zusammenhang an 
unsere in Bayern seit Jahren eingeführte kriminalbiologi.sche SammeLstelle 
und an ihre Aufgabe, für Richter und Strafvollzug Erkenntnisse über An¬ 
lage und Umwelt des Verbrechers zu geben. 

Die Richtigkeit und der Wert dieser Einrichtung, die demnächst im 
ganzen Reich gesetzlich eingeführt werden wird, wurde mir dadurch be¬ 
stätigt, daß ich hörte, daß auch in den Vereinigten Staaten eine Sammel¬ 
stelle besteht. Für den amerikani.schen Richter und Strafvollzugsleiter sind 
die Mitteilungen aus der Sammelstelle insofern wertvoll, da es in USA. 
kein polizeiliches Meldewesen, kein Leumundszeugnis und kein Straf¬ 
register gibt. Die Prognose der Unverbesserlichkeit, das Gesamtbild über 
die Gemeingefährlichkeit des Angeklagten kann bei dieser Praxis nur aus 
der Lebensgestaltung imd aus der Zahl der Vorstrafen, soweit sie der 
Sammelstelle gemeldet sind, gewonnen werden. Die wichtigen Erkenntnisse 
aus der Vererbungslehre spielen für den amerikanischen Kriminologen 
nicht die Rolle, die man in den Vereinig^ten Staaten hätte ervmrten können, 
obwohl doch einige amerikanische Staaten als erste auf der Welt Steri¬ 
lisierungsgesetze eingefühlt haben. Es mutet uns eigenartig an, wenn 
sich die Sammelstelle in erster Linie der Fingerabdrücke und des Licht¬ 
bildes bedienen muß, da die Sammlung die 10-Millionen-Grenze über¬ 
schritten hat. Noch eigenartiger ist es, wenn die Bewerber um Beamten¬ 
stellen mit dem Anstellungsgesuch ihre Fingerabdrücke mit einzusenden 
haben, um das Eindringen von unsicheren Elementen in den Beamten¬ 
körper zu verhüten. Diese Anordnung ist jedoch erst neueren Datums. 

Für die deutsche Einrichtung der kriminalbiologischen Sammelstelle 
zeigten die amerikanischen Fachleute großes Interesse, und ich habe daher 
auf die Veröffentlichungen der „Kriminalbiologischen Gesellschaft“ auf¬ 
merksam gemacht. Ich hoffte, damit einen Beitrag für die internationale 
Anerkennung deutscher Wissenschaftler geliefert zu haben. Denn nach 
der Ansicht der breiten Masse ist Deutschland immer noch ein Land der 
Diktatur, die für wissenschaftliche Fortschritte zur humaneren Lebens¬ 
gestaltung keinen Sinn hätte. 

Wie verhält sich nun eigentlich die amerikanische Strafrechtspflege 
zu den modernen Anforderungen der Humanität? Der amerikanische Straf¬ 
vollzug kann sich mcht das Recht nehmen, der humanste der ganzen Welt 
zu .sein. Man erlebt auf diesem Gebiet die größten Gegensätze: die Ein- 
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richtungen von Zellen in einigen Anstalten lassen an Wohnlichkeit nichts 
zu wünschen übrig, und andere gleichen Käfigen, die nur Raum für eine 
Matratze bieten. Die Unterbringung darin war einfach menschenunwürdig. 
Auf der einen Seite können die Gefangenen ein allzu behagliches Leben 
führen, auf der anderen Seite beschwert man die Gefangenen in den Süd¬ 
staaten bei Straßenarbeiten mit Ketten an den Füßen, und in dem Gefäng¬ 
nis Wilming^on im kleinen Staate Delaware herrscht noch die Prügelstrafe, 
die vom Richter bei Roheitsdelikten als Zusatzstrafe verhängt wird. 
So sonderbar es klingen mag — ich darf es Ihnen nicht vorenthalten: die 
Prügel hat der Warden selbst zu verabreichen, der Aufseher zählt die 
Hiebe. (Bei uns in Deutschland ist die körperliche Züchtig^ung seit Jahren 
als Körperverletzung im Amt geahndet worden.) Als Strafvollzugsleiter 
muß der Strafanstaltsdirektor auch die Hinrichtungen leiten. Gerade der 
Vollzug der Hinrichtung gibt mir Gelegenheit, darauf hinzuweisen, daß 
nicht Sentimentalität die amerikanische Strafjustiz charakterisiert, sondern 
eine Härte, die sogar uns „rückständigen Barbaren“ unhaltbar vorkommt. 
Im Todeshaus von Sing-Sing unterhielt ich mich mit dem Anstaltsarzt über 
die Wirkung des elektrischen Stromes. Es ^^^Irde mir zugegeben, daß der 
Tod nicht immer „sofort“ eintritt. Der Anblick der sich windenden Körper 
der Delinquenten sei fürchterlich. Was in einem Kulturstaat nicht Vor¬ 
kommen sollte, geschieht in einzelnen Staaten der USA.: die Todesstrafe 
wird oft auch an Jugendlichen unter 18 Jahren vollzogen. In Deutschland 
wäre der Mörder des Lindbergh-Baby, Hauptmann, auf Grund des nach 
Ansicht amerikanischer Intellektueller sehr schwachen Indizienbeweises 
rücht hingerichtet worden. Man leistete sich obendrein die Grausamkeit, 
Hauptmann dreimal zum elektrischen Stuhl zu führen. Als ich in Baltimore 
weilte, wurde ein Arzt wegen Verführung einer Minderjährigen zum Tode 
durch den Strang verurteilt. Das sind Beweise für eine erschreckende 
Härte in der amerikanischen Justiz, die im krassen Gegensatz steht zu 
unserer Praxis und auch zu den übrigen Einrichtungen der Strafanstalten. 
Gerade diese Widersprüche — einmal unnatürliche Strenge, ein ander¬ 
mal allzu große Milde sowohl in der Anwendung der Paragraphen des 
Strafgesetzbuches wie in der Gestaltung der Strafverbüßung in der An¬ 
stalt, von der im folgenden die Rede sein soll — lassen uns erkennen, 
daß einheitliche Grundsätze fehlen. 

Ich halte mich an die Hausordnung des „Mustergefängnisses“ Sing- 
Sing. Die Einleitungsworte sind bezeichnend. „Sei vernünftig! Es geschieht 
in diesebn Haus alles zu Deinem Wohle.“ usw.- — In einigen Zellen sah 
ich Kopfhörer für Rundfunkempfang, Schreibtische, Bilder und Blumen. 
Der amerik an ische Strafvollzug hält an dem 
Stufenstrafvollzug fest. Der Stufenweg unterscheidet sich 
von dem früher bei uns eingeführten. Bei der Aufnahme kommen alle 
Gefangenen in die Pührungsklasse, nach sechsmonatlicher Bewährung er¬ 
halten sie die Privilegrien des I. Grades. Bei einem Verstoß gegen die 
Hausordnung kommen sie nach Anhörung der oberen Beamten in den 
II. Grad durch Urteil des Direktors und bei einem weiteren Verstoß in 
den III. Grad. Die jeweiligen Vergünstigungen betreffen die Schreib¬ 
erlaubnis, Tabak- und Alkoholgenuß und Besuchsempfang. Das Porto für 
die Sonntagspost trägt der Staat, für die Geschäftsbriefe kommen die Ge¬ 
fangenen selbst auf. Für die Überwachung imd Zensur gibt es ein eigenes 
Büro, das nur diese Aufgabe zu erledigen hat. Zeitungen und Zeitschriften 
dürfen die Insassen empfangen; sie müssen nur direkt vom Verlag ab¬ 
gesandt sein. Die Besuchserlaubnis erteilt die Direktion. Das verwandt- 
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schaftliche Verhältnis muß durch Familienbuch nachgewiesen werden. 
Freunde werden nur zugelassen, wenn sie sich zur Abnahme ihrer 
Fingerabdrücke herbeilassen. Der Empfang von Paketen wird nur aus¬ 
nahmsweise gestattet, ebenso der Gebrauch von musikalischen Instrumenten. 
Dagegen sind in vielen Anstalten Musikkapellen anzutreffen. F\ißballmann- 
schaften gibt es natürlich an jeder Anstalt; unverständlich ist es für uns, 
wenn diese sogar öffentlich gegen Polizeimannschaften antreten. Man be¬ 
denke; die Hüter der Staatsordnung im fairen Spiel gegen die Verbrecher. 
Das ist zuviel der Ehre! 

Für geistige Pflege dienen Bibliotheken, Film Verträge, Unter¬ 
haltungsvorträge. (In Sing-Sing wurden zweimal in der Woche Filme ge¬ 
boten.) Die Auswahl hat sich jedoch der Commissionar of Correction, d. i. 
der Generalstaatsanwalt, Vorbehalten. Für einige Gefangene, die sich durch 
gute Führung auszeichnen, stehen Gartenbeete zur Selbstbeschäftigung zur 
Verfügung. Etwas ganz besonderes sind die Rekreation-Häuser, in denen 
sich Aquarien, Terrarien, Herbarien, Vögel in Käfigen als Anschauungs¬ 
gegenstände zum Studium während der Freizeit befinden. 

Dagegen ist für richtige, Werte schaffende Beschäftigung 
schlecht gesorgt. In Amerika hat sich der Kampf gegen die Gefangenen¬ 
arbeit besonders unheilvoll ausgewirkt. Die Arbeiter-Gewerkschaft erblickt 
darin eine unangenehme Konkurrenz. Die Arbeiten dürfen nicht auf dem 
freien Markt verkauft werden, sondern nur durch den Staat an staatliche 
Einrichtungen. Den breitesten Raum nahm die maschinelle Herstellimg 
von Hausschuhen, Autonummemschildem, von Stempeln ein. Der Anblick 
der Arbeitsbetriebe erinnerte mich eher an eine Fabrik als eine Stätte der 
Handarbeit. Der erzieherische Wert der handwerklichen Ausbildung wird in 
dieser Beziehung außer acht gelassen. 

Von Interesse dürfte es noch sein, mitzuteilen, daß amerikanische 
Strafanstalten ihre Betriebe fabrikmäßig gestaltet haben. In den Mittel¬ 
staaten gibt es große Spinnereien zur Herstellung von Bindfaden, 
Maschinenfabriken zur Herstellung von landwirtschaftlichen Geräten, Mäh¬ 
maschinen, Rechen und Pflügen. Die meisten Gefangenen werden jedoch 
für landwirtschaftliche Arbeiten bereitgestellt. Der Staat stellte früher die 
Gefangenen als Arbeitskräfte einzelnen Betrieben zur Verfügfung und 
erhielt eine vertragsmäßige Entschädigung. Das „Kontraktsystem“ wurde 
neuerdings durch das „Use-System“ verdrängt, da man eine rücksichtslose 
Ausbeutung und eine unmittelbare Berührung der Gefangenen mit der 
Öffentlichkeit verhindern mußte. Merkwürdig ist es, daß ein Arbeitszwang 
nicht in allen Staaten besteht. Auch die Notwendigkeit, den Gefangenen 
eine kleine Arbeitsbelohnung zu geben, ist nicht überall verbreitet. In den 
Gefängnissen, die ich besucht habe, gab es eine tägliche Belohnung von 
mindestens 5 Cent. Die Belohnung steigert sich wie bei uns je nach Wert 
der Arbeit. Deshalb werden die Gefangenen bei ihrer Aufnahme durch den 
Psychologen auf individuelle Berufsanlagen geprüft und erhalten be¬ 
stimmte Arbeiten zugeteilt. Manchem wird auch Gelegenheit gegeben, die 
auf Grund der psychologischen Untersuchung entdeckten Anlagen aus¬ 
zubilden und in Lehrwerkstätten zu vervollkommnen. Der Erziehungsidee 
des amerikanischen Strafvollzugs entsprechen diese Methoden, die sicher¬ 
lich gute Erfolge zeitigen würden, wenn es sich bei den Insassen um 
willige, strebende Menschen handelt. 

Die gleichen Bedenken hebe ich hervor, wenn ich auf die glänzenden 
Schuleinrichtungen in den meisten amerikanischen Gefängfnissen zu 
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sprechen komme. Man huldigt einem fraglichen Optimismus, wenn man 
glaubt, daß das Wissen um eine gute Sache die Ausführung durch den 
guten Willen garantiert. Zeigft der Gefangene bei der Aufnahmeunter¬ 
suchung durch den Psychologen und Pädagogen große Lücken in seinem 
Wissen, so wird er ohne Rücksicht auf Alter xind Lebensweg einer Unter¬ 
richtsklasse zugeteilt. Alle Fächer der Schule, der höheren Bildung und 
des Fachwissens werden betrieben. Ich habe in dem Wetchester County- 
Prison einer Unterrichtsstunde in der deutschen Sprache beigewohnt. Es 
gibt hauptamtliche Lehrkräfte, und für berufskundliche Fächer werden 
Fachleute aus bekannten Fabriken als Vortragende gewonnen. In keiner 
Weise können wir es jedoch rechtfertigen, wenn Mitgefangene, sog. In- 
mates, als Lehrkräfte tätig sind. Zu einer Unterweisung gehört mehr als 
bloße Kenntnisse: es gehört dazu pädagogische Begabung und sittliche 
Reife. Wird ein Gefangener, der dasselbe Los trägt wie seine zuhörenden 
Schüler, begeistern können, nachdem er, von der Verurteilung betroffen, 
selbst schwer an seinem Dasein trägt? Wenn die deutsche DVO. die Lehr¬ 
tätigkeit eines Gefangenen verbietet, so geht sie von dem richtigen Ge¬ 
danken aus, daß ein Lehrer nur wirken kann, wenn er als Vorbild dasteht. 
Wir sehen, daß der übertriebene Erziehungsgedanke im amerikanischen 
Strafvollzug, der möglichst viele billige Lehrkräfte bereitstellen will, einen 
falschen Weg geht. 

Da, wie wir bereits hörten, nur geringe Beschäftigungsmöglichkeiten 
vorhanden sind, werden die Insassen vor allem zur Erlernung von Berufs¬ 
kenntnissen angehalten. Ein Besucher aus Deutschland betrachtet mit 
einem gewissen Neide die reichhaltige Einrichtung der Lehrwerkstätten 
in den Schulen sowohl wie in den Gefängnissen. Trotz der glänzenden Aus¬ 
stattung müssen wir den erzieherischen Wert für fraglich halten, da eine 
produktive Herstellung nicht gegeben ist. Es bleibt bei einer bloßen Übungs¬ 
arbeit in Modellen zur Illustrierung eines Arbeitsvorganges. Ich habe ge¬ 
sehen, wie man Motore auseinanderlegte und wieder zusammenstellte, 
Fensterrahmen anfertigte und dann wieder zerbrach. Wo bleibt da die 
innere Anteilnahme an dem ge.schaffenen Werk? 

Um alle Gebiete im Erziehungssystem des amerikanischen Strafvoll¬ 
zugs genannt zu haben, erwähne ich noch die sportliche Betätigung und 
die Leibesübungen. Ich erlebte hier veraltete Methoden überlebten mili¬ 
tärischen Drills, andererseits auch neue Wege zu Kraft und Gesundheit. 
Die Leibesübungen, die fern aller sonstigen amerikanischen Rekordsucht 
liegen, werden in den Gefängnissen vernünftig betrieben und nehmen eine 
beachtliche Stellung im Wochenprogramm der Anstalten ein. 

Nach den Besprechungen mit den Gefängpiisleitungen schlossen sich 
Führungen durch die Anstalten an. Einem deutschen Beamten des Straf¬ 
vollzuges würde das freie, ungebundene Benehmen der Insassen auffallen. 
Innerhalb der Gefängnismauem kann sich der Gefangene ziemlich überall¬ 
hin ohne Begleitung bewegen. Die berüchtigte Kleidung mit den bekannten 
Querstreifen habe ich in keinem amerikanischen Gefängnis mehr an¬ 
getroffen. In den Südstaaten soll sie noch vorhanden sein. Im Gefängnis 
Sing-Sing gab es einen Omnibus-Pendelverkehr, den Beamte und Gefangene 
benutzen durften. Im Besuchszimmer verweilten Häftlinge mit ihren An¬ 
gehörigen ohne Trennvorrichtung und ohne genauere Überwachung. Ein 
Rundgang durch die Zellenblocks läßt die Verschiedenartigkeit in der Ein¬ 
stellung zum Strafvollzug von seiten der amerikanischen Öffentlichkeit 
erkennen. Ich sah Zellen, die in fast übertriebener Weise den Aufenthalt 
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bequem machten und andere, die ungesund und unwürdig waren. In vielen 
Anstalten sind mir auch Gartenbeete aufgrefallen, die einzelnen Gefangenen 
mit bester Führung zur selbständigen Bebauung überlassen worden sind. 
In den größten Gefängnissen eines jeden Staates befindet sich immer das 
sog. Todeshaus zur Aufnahme für die zum Tode Verurteilten und zur Hin¬ 
richtung. Es ist meistens ein „Gefängnis im Gefängnis“ mit eigener Mauer, 
mit eigener Küche und eigenem Spazierhof. Bei meinem Besuch in Sing- 
Sing warteten neun Verurteilte auf ihre letzte Stunde, in Trenton im Staate 
New Jersey elf Verurteilte. Verurteilungen wegen Lustmord haben in den 
Vereinigten Staaten in so erschreckender Weise zugenommen, daß während 
meines Aufenthaltes fast täglich die Presse zu diesen grausigen Vorgängen 
Stellung nahm, um die amerikanische Öffentlichkeit auf die Gefahr 
für die Jugend aufmerksam zu machen. Die zahlreichen Hinrichtungen 
hatten nicht den erwarteten Erfolg. Die Hinrichtung geschieht in den 
meisten Staaten durch den elektrischen Stuhl, durch den Strang und durch 
Gas. Den Befehl zur Hinrichtung gibt nicht wie bei uns der Staatsanwalt, 
sondern der Direktor des Gefängnisses. 

Auch das äußere Bild der Anstalten weist die größten Verschieden¬ 
heiten auf. Viele Stadtgefängnisse muten uns wie mittelalterliche Verließe 
an — man möchte fast an die berüchtigte Bastille von Paris denken —, 
andere wie Festungen, und wieder andere könnte man ohne weiteres nicht 
als Gefängnisse erkennen, da selbst Mauern und Gitter fehlen. In Frauen¬ 
gefängnissen und bei den Reformatories findet man vielfach das Cottage- 
System vor, d. h. eine Anzahl von zehn bis zwanzig Insassen ist in einem 
Pavillon für sich unter der Leitung eines Beamten untergebracht (oft 
haben sich die Jungen einen eigenen Führer gewählt). Diese Art der Un¬ 
terbringung hat manches für sich. Auf jeden Fall erleichtert sie die 
moderne Forderung nach individueller Behandlung. 

Wichtig erscheint es mir noch, hier aufzuzeigen, wie man in Amerika 
Entlassenen-Fürsorge treibt. Da der Richter in seinem 
Urteil nur eine unbestimmte Strafzeit ausspricht, d. h. das Minimum und 
das Maximum, wird der Gefangene stets on parole entlassen. Er geht unter 
Auferlegung bestimmter Vorschriften, von deren Erfüllung der Nachweis 
seiner Bewährung abhänpg gemacht wird. Er wird nicht entlassen, wenn 
er nicht vorher seinen Arbeitsplatz gefunden hat. Der officer 
of parole erkundigt sich von Amts wegen nach der Richtigkeit der An¬ 
gaben. Es gibt für Strafentlassene auch eine staatliche Arbeitsvermittlung, 
die am Sitz der Regierung von dem Fürsorgebeamten angegangen wird. 
Sie ist dem Deiwrtement of welfare unterstellt. Für die freie Uiebestätig- 
keit ist die Möglichkeit gegeben, die Wege für die Rückkehr zur Gesell¬ 
schaft und zur Arbeit zu ebnen. Vertreter der caritativen Organisationen 
dürfen mit den Gefangenen in der Haft verkehren. Bei der Entlassung 
selbst wird ähnlich wie bei uns für Bereitstellung von Fahrgeld und Klei¬ 
dung gesorgt. In einigen Jugendgefängnissen erhalten alle Entlassenen 
einen neuen Anzug. — Das Problem der Entlassenenfürsorge in Amerika 
erscheint in einem ganz anderen Licht, wenn wir uns vergegenwärtigen, 
daß man in USA. auf Zeugnisse, also auch auf polizeiliche Führungszeug¬ 
nisse, die es im bürgerlichen Leben gar nicht gibt, keinen Wert legt. Die 
Arbeitsbeschaffung für Entlassene hat daher nicht mit den Schwierigkeiten 
zu kämpfen, die unseren Fürsorgestellen obliegen. 

Zusammenfassend möchte ich noch einigte Bemerkungen anknüpfen 
und einige Anregungen geben; 
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Ich erwähnte bereits, daß die amerikanische Öffentlichkeit dem An¬ 
wachsen der Kriminalität und ihrer Ursache, der Jugendverwilderung, eine 
große Aufmerksamkeit zuwendet und an dem Straivollzugswesen beson¬ 
ders stark interessiert ist. Es spricht aus dieser Tatsache nicht bloß die 
Angst vor dem Verbrecher, sondern auch die anerkennenswerte Besorgnis 
um die Zukunft der Nation. In noch höherem Maße beschäftigt sich die 
Wissenschaft mit diesen Fragen. Es gibt in den Vereinigten Staaten eine 
Fülle von wissenschaftlichen Instituten zur Erforschung der Ursachen der 
Elriminalität. Das Verhalten der Amerikaner kann man ruhig vorbildlich 
nennen. Das Interesse der Öffentlichkeit an der die Volksgemeinschaft be- 
rühcrenden Frage dürfte bei uns ein größeres sein, wenn es gilt, das 
schöne Ziel zu erringen, die Überwindung der Kriminalität in unserem 
Volke. Die kürzliche Einführung der Ermittlungshilfe, die stärkere An¬ 
wendung der Schutzaufsicht, die Beteiligung an der (Jefangenenfürsorge 
sind die "Wege, das Volk zur Mitarbeit in der Strafrechtspflege anzuregen. 

Es ist mir eine Ehre, darauf hinzuweisen, daß ich beitragen konnte, 
das falsche Bild, das man sich drüben auf Grund der Greuelpropaganda 
über ein deutsches Gefängnis und Schutzhaftlager machte, richtigzustellen. 
Ich habe in diesem Zusammenhang auf den Emst hinweisen können, mit 
dem wir in Deutschland geistige Pflege der Gefangenen betreiben und eine 
reg^e Fürsorgetätigkeit für Entlassene entfalten. Die Aussprache mit den 
amerikanischen Fachleuten klärte manche Entstellungen auf. Man zeigte 
große Lust, das Strafvollzugswesen im nationalsozialistischen Deutschland 
kennenzulemen und eine Studienfahrt zu organisieren. Ich habe der Ham- 
burg-Amerika-Linie die Anreg^ung geg^eben, den Gedanken aufzugreifen. 

Meine Schlußfolgerung^en laufen darauf hinaus, bei einer Gefängnis¬ 
reform die amerikanischen Verhältnisse zu berücksichtigen. Die Darstellung 
zeigte auf, was wir nachahmen können, und was wir vermeiden müssen. 
Immer mehr haben vnr uns in Deutschland von den g^roßen Gefängnissen ab¬ 
gewandt; ein Massenbetrieb wie in Sing-Sing oder Jakson widerspricht 
den Zwecken des Strafvollzugs. Der deutsche Strafvollzug, der Vergeltung 
und Erziehung in gleicher Weise betont, wird erfolgreicher sein als der 
amerikanische, der einerseits eine zu weitgehende Humanität zuläßt, 
andererseits oft unmenschliche Härten in sich birgst. Positive Erfolge im 
amerikanischen Strafvollzugswesen sind in den Maßnahmen zu erblicken, 
die auf eine Vorbereitung der Gefangenen für das Leben abzielen. Ich 
nenne hier die nachahmenswerten Einrichtungren zur Erlernung eines Be¬ 
rufes. Die Reform des Jug;endstrafvollzug:es hat auch diesem Gedanken 
Rechnung getragnen. Für besonders wertvoll halte ich noch die eingehende 
psycholog^ische, kriminalbiolog^ische Untersuchung aller Gefang^enen bei der 
Atifnahme im amerikanischen Gefängfnis. Auf der vor kurzem stattgefun¬ 
denen Tagfung der Kriminalbiologpschen Gesellschaft wurde die g^esetzliche 
Einführung in den Anstaltsbetrieb in Aussicht gestellt. In der Konferenz 
der Strafanstaltsoberlehrer hat der Vertreter des Reichsjustizministeriums 
dem Anstaltslehrer die Zusammenarbeit mit dem Arzt in der psycho¬ 
logisch-kriminalbiologischen Untersuchung aufgegeben. Besondere An- 
staltspsycholog^en an den Gefängnissen für Erstbestrafte sollen berufen 
werden. Der Gedanke an die frühzeitige Prognose der Unverbesserlichkeit 
wie an die seit Jahren erfolgreiche Durchführung dieser Untersuchungen 
im Clearing-House der Amerikaner rechtfertigt die Einfühlung im deut¬ 
schen Strafvollzug. 
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Grenz- und Nachbargebiete 


Zur Gefängnisstatistik von Schweden 
und Norwegen 

Von Dr, jur. E. Roesner, Berlin 

Seit langer Zeit gibt die königlich schwedische Gefängnisver¬ 
waltung („Kungl. Fängvärdsstyrelsen“) alljährlich einen Rechenschafts¬ 
bericht über das schwedische Gefängniswesen heraus. Er erscheint in der 
hellblauen amtlichen Schriftenreihe „Sveriges Officiella Statistik“ mit 
reichhaltigem und vielseitigem statistischen Material über die zahlreichen 
Strafanstalten, die verschiedenen individuellen und sozialen Verhältnisse 
der einsitzenden Gefangenen, den Arbeitsbetrieb, die Finanzgebahrung 
u. a. m., aus dem — gleichsam als zahlenmäßige Illustration zu den auf¬ 
schlußreichen Ausführungen von Ministerialdirektor Ny mann (Stock¬ 
holm) „Über die Hauptzüge des schwedischen Gefängniswesens“ im dritten 
Heft des laufenden Jahrgangs 1938 der „Blätter für Gefängniskunde“ 
(S. 230) — nachstehend die wichtigsten Daten mitgeteilt werden sollen. 

Nach dem neuesten vorliegenden Jahresbericht für das Jahr 1935 
(„Fängvärden Är 1935“) betrug am Schluß des Berichtsjahres die Ge¬ 
samtzahl der verurteilten und in den Strafanstalten einsitzenden 
Gefangenen 1956 gegen 1963 am selben Termin des Vorjahres. Der 
Zugang im Laufe des Jahres 1935 beziffert sich auf 11 868 Personen, 
dem ein Abgang von 11 875 gegenübersteht. 

Von den am Schluß des Jahres 1935 (1934) einsitzenden Gefangenen 
waren 88 (92) = 4,5% (4,7%) weiblichen Geschlechts. 

Wegen eines Verbrechens oder Vergehens waren im 
Berichtsjahr 1892, davon 97 weibliche Personen inhaftiert. In den letzten 
10 Jahren von 1926 bis 1935 läßt sich in dieser Zahl eine Verminderung 
von 2337 um rd. 19% auf 1892 feststelleri. 

Zu Strafarbeit Verurteilte sind im Laufe des Jahres 1935 1239 
(davon 71 weibliche) Personen • eingeliefert worden; am Jahresende ver¬ 
blieben 1049 (davon 47 weibliche) dieser Gefangenenkategorie in den 
Strafanstalten. Von den 1239 eingelieferten Strafgefangenen sind 445 
oder 35% mit Strafarbeit vorbestraft. 

Nach' Altersklassen verteilen sich die zu Strafarbeit verur¬ 
teilten Gefangenen wie folgt. Es waren 

männl. weibl. 

bei Beginn der Strafe unter 20 Jahre alt 114 11 

bei Beginn der Strafe über 20 Jahre alt 1054 60 

Von diesen am Schluß des Jahres Inhaftierten waren in Zellenhaft 
524 Männer und 26 Frauen, in Einzelzellen, aber in Gemeinschaft bei der 
Arbeit, 387 Männer und 20 Frauen, in Gemeinschaftshaft ohne nächtliche 
Trennung 91 Männer und 1 Frau. 

Volle Begnadigung von der gesamten Strafe oder von einem 
Teil derselben erhielten 17 männliche und 2 weibliche Gefangene. 
Bedingt entlassen wurden 142 männliche und 14 weibliche Häft¬ 
linge. 
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Die Zahlen der zu Gefängnisstrafe Verurteilten setzen sich 
folgendermaßen zusammen: 

a) zu einfacher Gefängnisstrafe Verurteilte sind 1935 

eingeliefert 1449 Männer, 35 Frauen 

am Jahresende verblieben 267 „ 5 „ 

b) Geldstrafengefangene, d. h. solche, die wegen Uneinbringlichkeit der 
Geldstrafe Gefängnisstrafe zu verbüßen haben: 

eingeliefert 7697 Männer, 245 Frauen 

am Jahresende verblieben 147 „ 2 „ 

Von den im Berichtsjahr neu eingelieferten Gefangenen, die zu 
Strafarbeit oder Gefängnisstrafe verurteilt worden sind, waren 1808 zum 
ersten Mal und 414 zum zweiten Mal straffällig. Diese Daten zeigen, 
daß 414 oder 23% in die Klasse der Rückfälligen eingetreten sind. 

Wegen Bettelei und Landstreicherei wurden 1935 309 
männliche und 144 weibliche Personen in Haft genommen. (Seit dem 
Jahre 1921 werden die Häftlinge, die wegen Landstreicherei und Bettelei 
öffentliche Arbeiten verrichten müssen, gewöhnlich in besonderen Anstalten 
untergebracht. Da diese nicht der allgemeinen Gefäng^nisverwaltung unter¬ 
stehen, sind sie in dem vorliegenden Bericht nicht berücksichtiget). 

Von den 1168 im Laufe des Jahres 1935 eingelieferten männlichen 
Strafarbeitsgefangenen waren 472 = 40,4% unter dem Einfluss des 
Alkohols kriminell geworden oder hatten sich vor Begehung der straf¬ 
baren Handlung dem Trünke ergeben, während von den 71 Frauen 10=14,1% 
dieser Kategorie zugeteilt werden konnten. Außerdem müssen hierzu von 
den zu Gefängnisstrafe Verurteilten 61,2% Männer und 8,5% Frauen 
gerechnet werden. 

Die Strafanstaltsbüchereien besaßen am Schluß des 
Jahres 1935 insgesamt 34 405 Bücher, und zwar 9292 auf religiösem Gebiet, 
6967 in Geschichte und Geographie, 2439 in Naturgeschichte und 16 707 
verschiedenen Inhalts. 

Vereine für Gefangenenfürsorge gibt es in allen Pro¬ 
vinzen, außerdem eine Landeszentrale mit dem Sitz in Stockholm. 

Das Guthaben der Sparkassen in den Strafanstalten belief sich 
am Ende (30. Juni) des Rechnungsjahres 1935/36 auf 427 820 Kronen. 
Dem Zweck entsprechend, den man bei Gründung dieser Kassen im Auge 
hatte, werden jäirlich ziemlich bedeutende Summen zur Unterstützung 
der Strafentlassenen ausgegeben. 

Der Krankenbestand hielt sich in sämtlichen Strafanstalten 
auf einem Tagresdurchschnitt von 62. Gestorben sind 1935 9 Gefangene. 

Die Zahl der Verpflegungstage beziffert sich 1936 auf ins¬ 
gesamt 690 227, davon 607 913 Arbeitstage. 

Die Kosten des Gefängnisdienstes beliefen sich im Rechnungsjahre 
1936/36 auf 4 610 182 Kronen, die Einnahmen aus dem Arbeitsbetrieb der 
Strafanstalten auf 492 367 Kronen. 

Die letzte Übersicht des Tabellenwerks enthält Angaben über den 
Tagesdurchschnitt im Gefangenenbestand, der in den letzten 
Jahren eine ständige Verminderung aufweist und zwar von 2249 im Jahre 
1932 auf 1891 im Jahre 1935. 

Nach einem soeben veröffentlichten kriminalpolitischen Referat 
Mittermaiers über Skandinavien in der „Monatsschrift für Kriminal- 
biologpe und Strafrechtsreform“ (30. Jg. 1939, Heft 1, S. 63), das sich u. a. 
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auf einen statistischen Bericht von Göransson in der „Nordisk 
Tidsskrift for Strafferet“ (Jg. 1938, S. 339 ff.) stützt, betrug im Jahre 
1936 der Neuzugang in allen schwedischen Strafanstalten 10 810, der 
Jahresendbestand von 1936 1958 Gefangene. 

Von den Neuzugängen waren 6723 (1935: 7942) Bußenabverdiener, 
1263 (1239) Strafarbeiter und 1622 (1484) Gefängnissträflinge. Die Zu¬ 
nahme der letzten Kategorie wird im wesentlichen auf die Delikte aus 
Anlaß der Motorisierung zurückgeführt (1936: 742). 

Verwahrte waren am Schluß des Jahres 1936 104 Mäimer und 
3 Frauen gegen 94 Männer und 2 Frauen am gleichen Zeitpunkt des Vor¬ 
jahres. Die Zahl der Internierten beziffert sich auf 41 Männer, 1935: 
38 Männer. 

Wegen Bettelei und Landstreicherei waren im letzten Berichtsjahr 
413 Männer und 116 Frauen verurteilt. Hierunter befanden sich 77 Aus¬ 
länder. 

Amtliches statistisches Quellenwerk über das Gefängniswesen in 
Norwegen ist das „Fengselsstyrets Ärbok“ (Jahrbuch der Generalver¬ 
waltung der Strafanstalten). Es erscheint in der Reihe „Norges Offisielle 
Statistikk“ und berichtet — im Gegensatz zu den entsprechenden Jahres¬ 
veröffentlichungen der schwedischen Gefängnisstatistik — nur über Zeit¬ 
räume von fünf Jahren. Das letzte 1936 erschienene Heft behandelt erst 
die Jahre 1926 bis 1930. Eine Beschleunigung der Berichterstattung wäre 
im wissenschaftlichen Interesse sehr zu begrüßen, ebenso ein Überblick 
über die wichtigsten Daten in einer Sprache des internationalen Verkehrs, 
wie ein solcher in französischer Sprache der oben besprochenen schwedi¬ 
schen Gefängnisstatistik vorangestellt ist. Im Hinblick auf das zeitliche 
Zurückliegen der amtlichen norwegischen Gefängnisstatistik ist man 
zur aktuellen Orientierung über die Entwicklung z. B. in dem Gefangenen¬ 
bestand und -Zugang in den norwegischen Strafanstalten auf die Zu¬ 
sammenstellung „Nordische Gefängnisstatistik“ von Dr. V e r k k o ange¬ 
wiesen, die regelmäßig anhangsweise zur finnischen Kriminalstatistik 
veröffentlicht wird. 

Danach beträgt der Jahresanfangsbestand: 

auf 100 000 



Gefangene 

Einwohner 

1932 

1342 

47,4 

1933 

1276 

44,9 

1934 

1252 

43,8 


Die Tendenz ist also in diesem Beobachtungszeitraum von drei Jahren 
rückläufig. Der Anteil der weiblichen Gefangenen schwankt zwischen 
6,3% und 6,9%. 

Weitere Einzelheiten finden sich in dem Tabellenanhang, in dem auch 
die Übersichten für Norwegen über das Jahr 1933 aus den am Schluß 
dieses Berichts auf Seite 385 erwähnten Gründen wiederholt worden sind. 

Noch aktuellere Zahlen aus dem norwegischen Gefängniswesen finden 
wir ebenfalls in den oben genannten Ausführungen von Mittermaier, 
der diese den Berichten von H a n s s o n (Nordisk Tidsskrift for Strafferet, 
Jg. 1937, S. 219 ff. und Jg. 1938 S. 331 ff.) entnommen hat. 

Hiernach betrug die Zahl der Gefangenentage für 

1934/35 1935/36 1936/87 

Strafgefangene 97 062 97 847 90 382 

Untersuchungsgefangene 110 071 108 432 117 666 

Bußenabverdiener 91846 93 761 85 040 
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Die tägliche Durchschnittszahl aller Gefangenen betrug 1936/37 803 
gegen 820 im Vorjahr und 819 im Jahre 1984/35. Die tägliche Durch¬ 
schnittszahl der Zwangsarbeitshäusler einschließlich der Sicherungsver¬ 
wahrten hat sich von 374 im Jahre 1934/35 auf 400 im folgenden Jahr 
und weiter auf 416 im Jahre 1936/37 erhöht. 

Sicherungsverwahrte waren 1936/37 (1935/36) hinzugekommen nach 
§ 39: 86 (65) und nach § 39 a 9 (12). Im ganzen waren in Sicherung 
gebracht am 31. Dezember 



1935 

1936 

1937 

nach § 39 

259 

328 

414 

nach § 39 a 

218 

232 

241 


Die folgenden Übersichten sind dem dritten Teil der finnischen Rechts¬ 
statistik „Suomen Virallinen Tilasto (Finlands Officiella Statistik). 
Oikeustilasto (Rättsstatistik). Rikollissus (Brottsligheten). Rangaistusta 
Kärsivät (Personer som undergä straff)“, Jahrgänge 1934 und 1935, 
entnommen. Zu bemerken ist noch, daß in dem Tabellen-Abschnitt „Nor¬ 
wegen“ die Tabelle über die Ergebnisse für das Jahr 1934 gegenüber der 
entsprechenden für 1933 in der Vorspalte eine andere Gliederung aufweist. 


Schweden. 

I. Erg^ebnisse für das Jahr 1933 (Berichtigung). 
A. Bestand und Zugang an Gefangenen. 



männlich 

weiblich 

Ins- 

auf 

Bezeichnung der Gefangenen 





100000 

Anzahl 

0/ 

1 M) 

Anzahl 

1 /o 

1 

gesamt 

Ein¬ 

wohner 


Bestand am 1. Januar 1933 


l 





Strafarbeitsgefangene . 

1331 

95,6 

61 

4,4 

1392 

22,5 

Gefängnisgefangene . 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) 

225' 

98,3 

4 

1,7 

229 

3,7 

Verurteilte . 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um- 

209 

68,5 

96 

31,5 

305 

4,9 

Wandlung in Gefängnisstrafe zu verbüßen 
haben . 

249 

98,8 

3 

1,2 

252 

4,1 

Zu Verwahrung oder Internierung Verurteilte 

100 1 

98,0 

2 

2,0 

102 

1,6 

Zusammen: 

2114 

92,7 

166 

7,3 

2 280 

36,8 

dagegen am 1. Januar 1932: 

2 024 

92,1 

174 

7,9 

2198 

35,7 

Zugang im Laufe des Jahres 1933 







Strafarbeitsgefangene . 

1 425 

93,9 

92 

6,1 

1517 

24,4 

Gefängnisgefangene . 

1036 

96,6 

36 

3,4 

1 

1072 

17,3 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) 


i 


Verurteilte . 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um- 

222 

69,2 

99 

30,8 

321 

5,2 

Wandlung in Gefängnisstrafe zu verbüßen 
haben . 

11 237 1 

1 97,8 

253 

2,2 

11 490 

185,3 

Zu Verwahrung oder Internierung Verurteilte 

26 

89,7 

3 

10,3 

29 

0,5 

Zusammen: 

13 946 

96,7 

483 

3,3 

14 429 

232,7 

dagegen im Jahre 1932: 

15 931 

96,8 

520 

3,2 

16 451 

266,4 
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B. Die Vorbestraften unter den Oefan^enen. 


Bezeichnung der Gefangenen 


Anzahl 



0/ 
i 0 


mSnni. 

weibl. 

1 Ins- 
1 gesamt 

m&nnL 

weibl. 1 

1 ins- 

> gestzDi 

Bestand am 1. Januar 1933 
Strafarbeitsgefangene . 

571 

i 

19! 

590 

! 

42,9 

31,1 

42,4 

Gefängnisgefangene . 

77 ; 

1 

78 

34,2 

25,0 

Hl 

Zu Zwangsarbeit (öffentl. Arbeit) Verurteilte 

143 1 

27 

170 

68,4 

28,1 

55,7 

Zugang im Laufe des Jahres 1933 
Strafarbeitsgefangene . 

552 

16 

568 

38,7 ; 

17,4' 

37,4 

Gefängnisgefangene . 

290 

8| 

298 

28,0. 

22,21 

27,8 

Zu Zwangsarbeit (öffentl. Arbeit) Verurteilte 

147 

36 : 

183 

66,2 1 

36,4; 

57,0 


C. Der Qefangenenzugang nach Altersgruppen. 





A n z 

a h 1 



Altersgliederung in 
°/o der Gesamtzahi 

Bezeichnung der 

15—17 Jahre 

18—20 Jahre 
alt 

21 Jahre alt 

Gefangenen 

alt 

und darüber 

15-17 

Jahre 

alt 


21JalUT 
alt und 
'darSber 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

davon | 
weibl. 1 

ins¬ 

gesamt 

1 davon 
weibl. 

; Jahre j 
1 alt 

Strafarbeitsgefangene ... 

11 

2 

1 146 

13 


77 

0,7 

9,6 

89,7 

Gefängnisgefangene . 

4 

■ — 

73 1 

1 3 

! 995 

! 33 

0,4 

6,8 

, 92,8 

Zu Zwangsarbeit (öffent¬ 
lichen Arbeiten) Ver¬ 
urteilte . 



5 

3 

; 1 

316 

96 


1 

1,6 

1 

98.4 

Zu Geldstrafe Verurteilte, 
die sie nach Umwand¬ 
lung in Gefängnisstrafe 
zu verbüßen haben . 

155 

1 

1 

1 

■ 955 

4 


249 

1,4 

8,3 

90,3 

Zusammen: 

170 

2 ! 

1179 

23 

13 051 

455 

1,2 

8,2’ 

90,6 

dagegen im Jahre 1932: 

152 

— 

13521 

16 1 

14 922 

502 

0,9 

8,2 

90,9 


II. Ergebnisse für das Jahr 1934. 

A. Bestand und Zugang an Gefangenen. 


Bezeichnung der Gefangenen 


weiblich 

liu- 

aal 

10000t 



1 

Anzahl. 

0/ 

/o 

gesamt 

Ebi- 

»■ohncr 

Bestand am 1. Januar 1934 




1 

1 



Strafarbeitsgefangene . 

1 195 

95,2 

60 

4,8 

1255 

m 

Gefängnisgefangene . 

224 

96,5 

8 

3,5 

232 

3.7 

Zu Zwangsarbeit (öffentl. Arbeit) Verurteilte 

184 

65,0 

991 


283 

4.5 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um¬ 
wandlung in Gefängnisstrafe zu verbüßen 

1 

1 






haben . 

188 

97,9 

4 

2,1 

192 

3,0 

Zu Verwahrung oder Internierung Verurteilte 

116 

95,8 

5 

4,2 

121 

1.9 

Zusammen: 

1 907 

91,5 

176 

8,5 


33,3 




































Bezeichnung der Gefangenen 

männlich 

weiblich 

Ins- 

auf 

100000 

Anzahl 

°/o 

Anzahl 

0' 

. 0 

gesamt 

Ein¬ 

wohner 

Zugang im Laufe des Jahres 1934 
Strafarbeitsgefangene . 

1315 

94,3 

79 

5,7 

1394 

22,4 

Gefängnisgefangene . 

1 149 

96,6 

40 

3,4 

1 189 

19,1 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) 
Verurteilte . 

208 

66,0 

107 

34,0 

315 

5,1 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um¬ 
wandlung in Gefängnisstrafe zu verbüßen 
haben . 

9 094 

97,1 

275 

2,9 

9 369 

151,0 

Zu Verwahrung oder Internierung Verurteilte 

31 

100,0 

— 

— 

31 

0,5 

Zusammen: 

11797 

95,9 

501 

4,1 

12 298 

198,1 


B. Die Vorbestraften unter den Gefangenen. 


Bezeichnung der Gefangenen 


Anzahl 



7o 


männl. | 

weibl. 

Ins- 

Rcsamt 

männl. | 

1 

weibl. 

Ins¬ 

gesamt 

Bestand am 1. Januar 1934 
Strafarbeitsgefangene . 

1 

547 i 

1 

14 ' 

561 

45,7 

i 

1 

23,3 

i 

44,7 

Gefängnisgefangene . 

69 

1 

70 

30,8 

12,5 

30,1 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) 
Verurteilte . 

134 

33 

167 

72,8 

33,3 

59,0 

Zugang im Laufe des Jahres 1934 
Strafarbeitsgefangene . 

569 

25 

594 

1 

43,3 

! 

31,7 

1 

42,6 

Gefängn^sgefangene . 

336 

4 

340 

29,2 

10,0 

28,6 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) 
Verurteilte . 

133 

19 

152 

63,9 

i 17,8 

t 

48,3 


C. Der Qefangenenzugang nach Altersgruppen. 



1 


A n z 

a h I 



Altersgliederung in 

Bezeichnung der 

15—17 -Jahre 
alt 

18-20 Jahre 
alt 

21 Jahre alt 
und darüber 

der Gesamtzahl 

Gefangenen 

15—17 1 
Jahre i 
alt 1 

18-20 
Jahre 
alt 1 

21 Jahre 
alt nnd 
darüber 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

ins- 

gesHint 1 

davon 

weibl. 

ins- 1 
gesamt 

davon 

weibl. 

Strafarbeitsgefangene ... 

27 

— 

115 1 

5 

1252 

74 

2,0 

8,2 

89,8 

Gefängnisgefangene . 

4 

— 

65 ' 

2 

1120 

38 

0,3 ' 

5,5 1 

94,2 

Zu Zwangsarbeit (öffent¬ 
lichen Arbeiten) Ver¬ 
urteilte . 



1 1 

1 

1 

! 6 

1 



i 

1 

1 

1,9 

98,1 

Zu Geldstrafe Verurteilte, 
die sie nach Umwand¬ 
lung in Gefängnis¬ 
strafe zu verbüßen 
haben . 

330 

1 

1 

699 

1 

5 

1 

1 

8340 , 

1 1 

269 

3,5 

1 

1 

i 

7,4 

89,1 

Zusammen: 

361 

1 

885 ' 

13 

lll 021 

487 

2,9 

7,2 

89,9 
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Norwegen. • 

I. Ergebnisse für das Jahr 1933 (Berichtigung). 
A. Bestand und Zugang an Gefangenen*). 


Bezeichnung der Gefangenen 

männlich 

weiblich 

ins- 

auf 

1000000 

Anzahl 

0/ 

/o 

Anzahl 

i 0/ 

/o 

gesamt 

Ein¬ 

wohner 

Bestand am 1. Januar 1933 
Gefängnisgefangene . 

657 

96,5 

24 

3,5 

681 

24,0 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) 
Verurteilte . 

374 

88,6 

48 

11,4 

422 

14,8 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um¬ 
wandlung in Gefängnisstrafe zu verbüßen 
haben . 

165 

i 

1 

1 95,4 

8 

4,6 

173 

6,1 

Zusammen: 

1196 

93,7 

80 

6,3 

1276 

44,9 

dagegen am 1. Januar 1932: 

1255 

93,5 

87 

6,5 

1342 

47,4 

Zugang im Laufe des Jahres 1933 
Gefängnisgefangene . 

3 676 

95,0 

192 

5,0 

3868 

135,6 

Zu Zwangsarbeit (öffentlichen Arbeiten) 
Verurteilte . 

121 

82,9 

1 

25| 

17,1 

146 

5,1 

Zu Geldstrafe Verurteilte, die sie nach Um¬ 
wandlung in Gefängnisstrafe zu verbüßen 
haben . 

10 472 

95,5 

1 

499 

4,5 

10 971 

384,8 

Zusammen: 

14 269 

95,2 

716 

4,8 

14 985 

525,5 

dagegen im Jahre 1932: 

13 762 

95,6 

631 

4,4 

14 393 

507,3 


C. Der Qefangenenzugang nach Altersgruppen *). 





Anzahl 



Altersgliederung in 

Bezeichnung der 

14—17 Jahre 

18—20 Jahre 

21 Jahre alt 

% der Gesamtzahl 

Gefangenen 

alt 

alt 

und darüber 

14—17 

Jahre 

alt 

18-20 

Jahre 

alt 

21 Jahre 
alt and 
darOber 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

Ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

Ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl 

Gefängnisgefangene ^) 

20 

— 

200 

4 

3900 

212 

0,5 

4,8 

94,7 

Zu Zwangsarbeit (öffent¬ 
lichen Arbeiten) Ver¬ 
urteilte . 



1 

1 

145 

24 


0,7 

99,3 

Zu Geldstrafe Verurteilte, 
die sie nach Umwand¬ 
lung in Gefängnis¬ 
strafe zu verbüßen 
haben ^) . 

17 

_ 

400 

4 

10 802 

479 

0,1 

3,6 

96,3 

Zusammen: 

37 

— 

601 

9 

14 847 

715 

0,2 

3,9 

95,9 

dagegen im Jahre 1932: 

49 

— 

496 

9 

13 162 

645 

0,4 

3,6 

96,0 


*) Angaben Aber die Zahl der Vorbestraften unter den Gefangenen, die in den schwedischen 
Übersiebten in Tabeile B ausgewiesen sincü finden sich nicht in der vergleichenden Zusammenstellong 
über die nordische Qefängnisstatistik von Dr. V e r k k o. 

>) Die Angaben beziehen sich auf die in der Zelt vom 1. Juli 1932 bis 30. Juni 1033 neu hinzu- 
gekommenen Gefangenen. 






















385 


II. Ergebnisse für das Jahr 1934. 

A. Bestand und Zugang an Gefangenen**) 


Art der Strafanstalten 

männlich 

weiblich 

ins- 

auf 

100000 

Anzahl 

0/ 

/o 

Anzahl 

0/ 

/o 

gesamt 

Ein¬ 

wohner 

Bestand am 1. Januar 1934 







Zentralgefängnisse . 

405 

96,7 

14 

3,3 

419 

14,6 

Distriktsgefängnisse: 

Geldstrafengefangene ■^) . 

187 

93,5 

13 

6,5 

200 

7,0 

Andere Gefangene . 

245 

96,5 

9 

3,5 

254 

8,9 

Arbeitshäuser . 

328 

86,5 

51 

13,5 

379 

13,3 

Zusammen: 

1 165 

93,1 

87 

6,9 

1 252 

43,8 

Zugang im Laufe des Jahres 1934 







Zentralgefängnisse . 

Distriktsgefängnisse: 

429 “ 

95,3 

21 

4,7 

450 

15,7 

Geldstrafengefangene ^) . 

9 818 ^ 

95,1 

504 

4,9 

10 322 

360,4 

Andere Gefangene . 

3176 

93,9 

206 

6,1 

3 382 

118,1 

Arbeitshäuser . 

150 

93,2 

11 

6,8 

161 

5,6 

Zusammen: 

13 573 

94,8 

742 

5,2 

14 315 

499,8 


C. Der Qelangenenzugang nach Altersgruppen**) 


Art der Strafanstalten 

14—17 Jahre 
alt 

Anzahl 

18—20 Jahre 21 Jahre alt 
alt und darüber 

Altersgliederung in 
°'o der Gesamtzahl 

M-17 18 20 2t Jahre 

Jiilire 1 Jahre alt und 
alt 1 ult |darüber 

ins¬ 

gesamt 

davon 

weibl. 

ins¬ 

gesamt 

davon ins- i 
weibl. j gesamt: 

davon 

weibl. 

Zentralgefängnisse . 

8 

— 

27 

- 1 415 ' 

21 

1,8' 

6,0 

92,2 

Distriktsgefängnisse: 




1 1 

1 1 





Geldstrafengefangene^) 

22 

2 

367 

7 10 392 1 

484 

0,2 ! 

3,4 1 

96,4 

Andere Gefangene. 

21 

— 

179 

8 3 363! 

183 

0,6 

5,01 

94,4 

Arbeitshäuser . 

— 

— 

1 

— 1601 

11 

— 1 

0,6 

99,4 

Zusammen: 

51 

2 

574 

15 44 330 

699 

0,4 

3,8! 

95,8 


Der vorstehende Tabellenteil dient zum Teil auch als Berichtigung zu dem 
Beitrag „Hauptergebnisse aus der Gefangenenstatistik der nordischen 
Staaten“ im 68. Band 4. Heft der Bl. f. Gk., weil dort auf Seite 310 bis 313 
die Tabellen durch ein technisches Versehen umgestellt sind. Die Ergeb¬ 
nisse für 1933, die in dem genannten Aufsatz dargestellt worden sind, 
werden deshalb zur Berichtigung hier nochmals abgedruckt. 

••) siehe oben Anmerkung •) in Tabelle I 

>) D.s. zu Qeldstrafe Verurteilte, die sie nach Umwandlung in eine Oefängnisstrafe zu verbOBen haben. 
^ Die Angaben beziehen sich auf die in der Zeit vom 1. Juli 1933 bis 30. Juni 1934 hinzugekommenen 
Gefangenen. 


4 
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Der böse Geist Lumpacivagabundus 

von Dr. Josef Krug, München. 

Selbst der Jurist aber auch der Mediziner, jeder der irgendwie sozial¬ 
politisch tätig ist, kann sich der Romantik der Fahrenden nicht entziehen 
und er wird nur ungern bedingungslos die ganze Schwere des Problems 
der Nichtseßhaften anerkennen. Frühere Jahrhunderte hatten einen festen 
Heimatsbegriff, der Mensch ohne ständige Niederlassung war minderwertig 
und allerorts war er als solcher erkannt und gemieden, wenn er als Bettler 
und Landstreicher durchs Land zog. Drakonische Strafen sollten die 
Vaganten ausrotten, sie konnten es so wenig wie die Zwangsarbeitsan¬ 
stalten. Das 18. Jahrhundert brachte die Freizügigkeit und die kapita- 
listisch-liberalistische Wirtschaftsauffassung schuf den „Industrieno¬ 
maden“. Die Freizügigkeit deckte alle Nichtseßhaften — für den Laien 
waren sie nur mehr eine Einzelerscheinung. Und doch wurden im Janu¬ 
ar (!!) 1938 in Deutschland 22 946 Wanderer gezählt (in Bayern dazu 
noch 245 Kinder und Jugendliche) — dies in der Winterzeit und in einem 
in sich gefestigten, autoritären, wirtschaftlich aufstrebenden Deutschland. 

Dieser Aufstieg gab aber auch der Binnenwanderung in all’ 
ihren Erscheinungsformen — der Nah-, Fern-, Ballungs-, Stadtwechsel- 
und Auflockerungs- Wanderung — neue Impulse und so können in der Neu¬ 
zeit die Dauerwanderer das „Abfallprodukt der Binnenwanderung“ für sich 
gewinnen. So kommt der Arbeit suchende junge — meist ledige, männ¬ 
liche — Erwerbstätige in die Gesellschaft der Zigeuner, der jenischen 
Landfahrer, diesen beiden festumgrenzten Typen der Landstraße, denen 
das „Fernweh“ angeboren ist und die sich seit Jahrhunderten ihr Wander¬ 
leben zu behaupten wmßten; er kommt von der Landstraße nicht mehr los 
und verkommt, wenn ihn die Gemeinschaft nicht rechtzeitig wieder in sich 
aufnimmt. 

Es ist „ein fast verwirrendes Bild von dem Zusammentreffen einer 
Vielheit von Faktoren“, (Polligkeit) seien sie wirtschaftlicher, krimineller, 
sozialer, physiologischer und psychologischer Art, die sich oft alle über¬ 
schneiden und das Abgleiten bedingen. Fest steht, „daß geistige Störungen, 
und zwar vorwiegend solche im Sinne angeborener Abnormitäten der 
Persönlichkeit und allgemeine Defekte der Verstandesbegabung und der 
Körperbeschaffenheit in gewissen Bevölkerungsschichten vererbt und 
außerdem durch die natürliche Gattenwahl angehäuft und verstärkt werden 
und daß derartig qualitativ minderwertige Bevölkerungsgruppen das 
eigentliche Quellgebiet des Bettler- und Landstreichertums darstellen“ 
(Stumpfl). „Schuld und Schicksal sind in ihren Auswirkungen eng ver¬ 
flochten“ (Polligkeit), so daß nur am Einzelfall die einzelnen letztlich 
kausalen Faktoren zu erkennen sind. Überblickt man Lebensläufe von 
Landstreichern und Bettlern, „so kann man sich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß trotz der widrigen Umstände, die das Abgleiten ausgelöst 
oder gesteigert haben, die letzte Ursache des sozialen Scheitems in einer 
Charakterschwäche zu suchen ist, mag sie nun auf einem Anlagefehler oder 
auf Umwelteinflüssen beruhen oder mögen beide Ursachen mitgewirkt 
haben“ (Polligkeit). Nicht jeder Wanderer ist oder wird ein Landstreicher, 
wie eine genaue Sichtung von 3844 Wanderern im Jahr 1935 in Bayern 
bewies. 

In jedem Fall stellt der Nichtseßhafte aber für die Gemeinschaft 
eine besondere Aufgabe dar, sei es unter dem Gesichtswinkel der Kriminal- 



und SoxialpoUtik, der Psychiatrie, des Arbeitseinsatzes oder anderweit. Die 
Landstraße kann und darf für rinen Teil von an und für sich bedrohten 
Volksgenossen nicht Heimat sein. Will man ein Problem lösen, so genügt 
es allerdings nicht seine Erscheinungsformen zu bekämpfen — hier also 
alle Landstreicher und Bettler zu bestrafen —, es müssen die wirkenden 
Ursachen erkannt und verhindert werden. Auf diese wurde bereits kurz 
verwiesen, darum können die Erscheinungsformen betrachtet werden, weil 
sie das Gesamtproblem in seiner Vielfältigkeit aufzeigen, auf Ursachen 
und damit auch auf die Notwendigkeit und Möglichkeiten der Bekämpfung 
hinweisen. 

Mit dieser war bisher in erster Linie der Strafrichter betraut, der 
mit Haft und Arbeitshaus vergeblich ankämpfte, soweit es sich um 
wandernde Bettler handelte, die im wesentlichen nur wegen Bettel 
und Landstreicherei und wegen damit zusammenhängender kleiner Stromer¬ 
delikte verurteilt wurden. Schärfere Maßnahmen sind notwendig gegen 
verbrecherische Bettler, die neben Bettel und Landstreicherei 
auch gfelegentlich ernstere Delikte begehen, gegen bettelnde Ver¬ 
brecher, die meist passive, willensschwache Gewohnheitsverbrecher dar¬ 
stellen, die zwar immer wieder betteln, aber den Bettel oft nur als Weg 
zum Verbrechen oder als Aushilfe benützen oder endlich gegen wan¬ 
dernde Verbrecher, meist aktive Verbrecher, die sich auf die Land¬ 
straße begeben, um sich der Verfolgung zu entziehen oder so günstigen 
Verbrechensgelegenheiten nachspüren wollen. Baumgärtner hat die 
Straflisten von 7609 mittellosen Wanderern, die in der Zeit vom XII. 1935 
bis V. 1937 vom Bayerischen Landesverband für Wanderdienst erfaßt 
wurden, untersucht und unter ihnen 5637 (= 74 v. H.) Vorbestrafte 
gefunden; von den genannten 7609 Wanderern waren 31 v. H. nicht oder 
nur unbedeutend bestraft, 21 v. H. waren den wandernden Bettlern, 23 v. H. 
den verbrecherischen Bettlern, 14 v. H. den bettelnden Verbrechern und 
7 V. H. den nicht seßhaften Verbrechern zuzurechnen — etwa 3 v. H. 
waren wegen der Kürze ihrer Straflisten nicht einzuordnen. Von den 
Straflisten der 5637 bestraften Wanderer (= 100) weisen beispielsweise 
1516 (= 26,9) 2—5 Verurteilungen, 1010 (= 17,9) 6—10 Verurteilungen, 
919 (= 16,3) 11—20 Verurteilungen, 975 (= 17,3) 21—50 Verurteilungen, 
345 (= 6,1) 51—100 Verurteilungen, 75 (= 1,4) über 100 Verurteilungen 
und nur 795 (= 14,1) keine Verurteilung auf. Keineswegs handelt 
es sich dabei nur um nebensächliche Straftaten wie Bettel usw., 47 Leute 
hatten eine Tötung, 598 eine erhebliche Körperverletzung begangen, ferner 
finden sich u. a. unter den Bestraften 583 Sittlichkeitsverbrecher, 64 Brand- 
.stifter, 77 Räuber, gegen 3000 Diebe und gegen 2000 Betrüger. Die meisten 
der Wanderer standen im Alter von 18—40 Jahren, über 65 Jahre waren 
aber immerhin noch 7,4 v. H. Verhältnismäßig viele waren unehelich; 
52,8 V. H. entstammten dem Dorf, 24, 7 v. H. der Klein- und Mittelstadt 
und 22,5 v. H. der Großstadt; von Beruf waren neben anderen die meisten 
Handwerker (47,7 v. H.), ungelernte Arbeiter (23,7 v. H.), landwirtschaft¬ 
liche Arbeiter (10,5 v. H.) und Facharbeiter (7,6 v. H.). Unter den 
22 946 Wanderern, die Eiserhardt auf ihre mögliche arbeitsmäßige Einsatz¬ 
fähigkeit hin untersuchte, waren 34,7 v. H. ungelernte und 13, 1 v. H. land¬ 
wirtschaftliche Arbeiter, 29,7 v. H. waren Handwerker und 7,6 v. H. Fach¬ 
arbeiter. Als besonders gefährdete Berufe sind Bäcker, Metzger, 
Schuhmacher, Schneider und Müller herauszustellen. Das ist die Zu¬ 
sammensetzung der „Ritter von der Landstraße“ und die Zahlen sind 
wohl symptomatisch und repräsentativ. Die Kriminalität der Nichtseß- 
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haften sowie ihre Gefährlichkeit ist damit hinreichend gezeichnet und auch 
das soziale Problem zum Teil beleuchtet. 

Es ist klar, daß das unstete Leben auf der Landstraße die Menschen 
schwächt und sie zu Trägem ansteckender Krankheiten (Tuberkulose, 
Geschlechtskrankheiten ) macht. Die Landkrankenhäuser sind in schlechten 
Jahreszeiten überlastet und die Kosten für Krankenhausbehandlung von 
Wanderern beliefen sich in Bayern — ohne Bemcksichtigung der Ausgaben 
der Ortsfürsorgeverbände — im Rechnungsjahr 1933/34 auf rund 
1490 000 Daneben handelt es sich bei den Landstreichern, wie 

besonders eine Untersuchung Bonhoeffers beweist, oft um physisch wie 
psychisch minderwertigfe Persönlichkeiten, so daß ein Kampf gegen sie 
sich „mit einem grundsätzlichen Kampf für qualitative Bevölkerungspolitik 
und gegen Entartung“ deckt. 

Für sich allein betrachtet sei noch des Landfahrers als wirtschafts¬ 
politisches Problem gedacht. Straftaten und gesundheitliche Verfassung 
machen es schwer, den Wanderer in die fest gefügte Ordnung der Gemein¬ 
schaft und in die Arbeit einzugliedera. Schon das Abwandem hat oft 
wirtschaftliche Gründe (meist Arbeitssuche), aber die Not und die Ent¬ 
behrungen der Landstraße haben Arbeitsentwöhnung und endlich auch 
Arbeitsscheu zur Folge, so daß es ein Verdienst wird „immer nur ehrlich 
gebettelt zu haben“. Die Landstraße raubt dem Wanderer die Arbeitskraft. 
Nimmt man die niederste Grenze — Verrichtung von Erdarbeiten — .so 
fanden sich unter 22 946 Wanderern nur 59,2 v. H. Vollarbeitsfähige, 17,6 
V. H. leicht Arbeitsbeschränkte, 14,8 v. H. stark Arbeitsbeschränkte und 
8,4 V. H. Arbeitsunfähige. Stark ins Gewicht fällt, daß viele Wanderer 
im Laufe ihrer Wanderschaft den Beruf wechseln und sich verschlechtern, 
(besonders gelernte Arbeiter sinken zu ungelernten), so daß vor einer 
Arbeitsvermittlung sehr viele umgeschult oder neugeschult werden müssen. 
Qualifizierte Arbeiter verlieren ihre Kenntnisse. 

Faßt man die kriminalistische, gesundheitliche und wirtschaftliche 
Stellung des Wanderers zusammen, so ergibt sich ein höchst unerfreuliches 
soziales Gesamtbild, das sich durch mannigfaltige andere ungünstige Er¬ 
scheinungsformen ergänzen ließe und dem Fachmann ohnedies bekannt ist. 

Die rechtliche Regelung der Nichtseßhaftigkeit ist in Deutschland 
bisher nach Ländern verschieden und auf verschiedene Stellen verteilt. 
Bayern beschritt hier seit je eigene und beachtenswerte Wege (Gesetz zur 
Bekämpfung von Zigeunern, Landfahrem und Arbeitsscheuen vom 
16. 7. 1926). Am 1. 4. 1936 wurde mit dem Bayerischen Landesverband 
für Wanderdienst, München, Körperschaft des öffentlichen Rechts auf die 
Initiative von Iimenminister Gauleiter Wagner eine Zentralstelle zur Be¬ 
treuung der Nichtseßhaften ge.schaffen, die sich im Zusammenhang mit 
weiteren Regelungen hervorragend bewährte, als „das Beispiel einer 
musterhaften und kameradschaftlichen Zusammenarbeit aller Behörden und 
Dienststellen des Staates und der Partei“ (Gauleiter Staatsminister 
Wagner) und nun für eine reichseinheitliche Regelung Vorbild sein wird. 
Der Wanderdienst hat dazu eine zusammenfassende Darstellung des Ge¬ 
samtproblems der Nichtseßhaftigkeit gegeben.^) 

1) Der nichtseßhafte Mensch. Ein Beitrag zur Neugestaltung der Kaum- und 
Menschenordnung im Großdeutschen Reich. In Zu.samnienarbeit mit dem Bayer. Staats- 
mlnisterium des Innern herausgegeben vom Bayer. Landesverband für Wänderdiensi 
Münelirn. Mit Geleitworten von Reiciisininister Dr. Frick und Staats minister 
Adolf Wagner. XVI, 466 Seiten 8“. Mit 27 Sehauhlldern, darunter 10 farbigen, 1 Wauder- 
netzkarte, 33 Lichtbildern und 46 Tabellen. .München 1938. Verlag C. H. Beck. Geheftet 
UM 16.50. Vorzugspreis für Behörden und Dienststellen: UM 12. Behördenbestellungen 
sind zu richten an den Landesverband für Wunderdleust, .München 22, Widenmayerstr. 2. 
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Es war nicht möglich auf die hier mitgeteilten einzelnen Tatsachen 
näher als bereits geschehen einzugehen und auch im folgenden können nur 
Einzelheiten mitgeteilt werden. 

Die Bekämpfung der äußeren Erscheinungsformen kann nur zweifel¬ 
haften Erfolg haben, konnte einen vollen Erfolg schon deshalb nicht haben, 
weil die Haltung der Behörden und des Publikums nicht einheitlich und 
nicht konsequent war (Polligkeit). Es ist richtig, wenn Exner den Kampf 
gegen das Landstreichertum als „eine Aufgabe der Verwaltung, nicht der 
Justiz“ bezeichnet, und doch kann die Justiz auf keinen Fall unbeteiligt 
bleiben, dies zeigen die Beiträge von Villinger und Sieverts; jugendiiche 
Rechtsbrecher, Frühkriminelle mit schlechter Prognose sollten gar nicht 
auf die Landstraße kommen. Es geht zu weit, wenn man auf Kosten der 
Allgemeinheit an untauglichen Objekten für Erziehung viele Mittel ver¬ 
schwendet. Wenn man mit Villinger die Erziehbarkeit als „eine Funktion 
der variablen Größen: anlagemäßige, sozialpsychische Anpassungsfähig¬ 
keit (Erziehungsbereitschaft) und Umwelt“ versteht, dann muß bei Jugend¬ 
lichen hier die Fürsorge in Verbindung mit der Justiz rechtzeitig und 
wirksam zugreifen können, wenn die Erziehbarkeit in Frage steht. „Die 
Frühkriminellen sind heute als das Zentralproblem der modenien Kriminal¬ 
politik erkannt“ (Sieverts); es dürfte zweckmäßig sein ihre dauernde Über¬ 
wachung zum maßgeblichen Teil der Justiz zu überlassen, ohne eine 
eventuell geplante Verwaltungsbehörde ausschalten zu wollen. Eine früh¬ 
zeitige Verwahrung ist hier am Platz. Es ist anzunehmen, daß die 
rassenhygienische Verbrechensbekämpfung und Ehegesundheitsgesetzge¬ 
bung in Zukunft die Sorgen hier verkleinern und Früchte tragen wird. 
Überblickt man insbesondere die Beiträge von Ritter, Villinger, Ehrlicher, 
Stumpfl und Polligkeit, dann erkennt man die Schwierigkeit des Problems. 
Die Vielheit der Ursachen der Nichtseßhaftigkeit und die Mannigrfaltigkeit 
der Persönlichkeiten scheint eine generelle Regelung überhaupt unmöglich 
zu machen. Insbesondere Ehrlicher (in dem aufschlußreichen zweiten Teil 
seines Beitrags) und Polligkeit veranschaulichen durch Einzelbeispiele die 
verschiedenen Ursachen und Typen des Landstreichertums. Es zeigen sich 
hier die möglichen Erscheinungsformen und die Ursachen weisen auf die 
Bekämpfungsmethoden hin. 

In diesem Rahmen interessiert besonders die Organisation der bay¬ 
erischen Wanderhilfe. Grundlage bildet das Wanderstraßennetz mit seinen 
26 Wanderarbeitsstätten, 96 Unterkunftsstätten und 160 Mittagsv^rpfleg- 
stationen. Die Zulassung zum Wanderstraßennetz ist nur auf Bescheinigung 
des Arbeitsamtes für Arbeitsuchende möglich. Der Verkehr zwischen den 
genannten Stationen wird durch Gutscheine, die auf den Tag ausgestellt 
sind, vermittelt. Ein Abweichen vom Wanderweg ist nicht gestattet. Wer 
zum Wandemetz nicht zugelassen werden kann oder sonstwie aufgegriffen 
wird, wird in einen der Wanderhöfe (Zentralwanderhof ist die Herzogsäg¬ 
mühle) eingewiesen und hier nach Betreuung (Krankenpflege), Arbeits- 

2) Inhalt des Werkes: Seidler, 1. geschäftsftlbrender Vorsitzender des Wanderdienstes: 
Einführung: Poliigkeit: Die Haltung der Volksgemeinschaft gegenüber dem nichtseßhaften 
Menschen; Blaum: Die Binnenwanderung als wirtschaftliche Erscheinung in der Neuzeit: 
lütter: Zigeuner und Landfahrer; Exner: Der mittellose Wanderer vor den Strafgerichten; 
Banmgärtner: Die Straffälligkeit der mittellosen Wanderer; Villinger: Welche Merkmale lassen 
am jugendlichen Rechtsbrecher den künftigen Gewohnheitsverbrecher voraussehen ?; Sieverts: 
Die strafrechtliche Behandlung der FrühKriminellen; Ehrlicher: Jugendschicksal als Grund 
sozialer Entwurzelung; Stumpfl: Geistige Störungen als Ursache der Entwurzelung von 
Wanderern; Schultze: Der Nichtseßhafte eine Gefahr für die Volksgesundheit: Eisernardt: 
Die brachliegende Arbeitskraft der Wanderer: Schwierigkeiten und Möglichkeiten ihrer Ver¬ 
wertung ;Polligkeit: Menschen und Schicksale. Aus Lebendäufen von Landstreichern; Spelmeyer: 
Persönliche Hilfe bei der Seßhaftigkeit von Wanderern; Seidler: Aufgaben und Einrichtungen 
des Bayerischen Landesverbandes für Wanderdienst 
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erziehung, eventuelle Neu- oder Umschulung in Arbeit vermittelt; bis zur 
Vermittlung arbeiten die Eingewiesenen — sehr viele kommen freiwillig — 
im Wanderhof, wo auch die Arbeitsunfähigen (z. B. Greise) verbleiben 
und so eine endgültige Heimat finden. Die Erfolge dieser Regelung sind 
sehr gut und geben für die Zukunft viele Hoffnungen, besonders auch in 
der Pflege Vorbestrafter (vgl. Beitrag von Eiserhardt). Zur rechten Zeit 
erfaßt, gelingt in der Gemeinschaft des Wanderhofes, die möglichst ohne 
Zwang organisiert ist, selbst bei alten Landstraßenbummlem die Reso¬ 
zialisierung. 

Die versuchte Gesamtdarstellung des Problems der nichtseßhaften 
Menschen verdient über die Fachkreise hinaus weiteste Verbreitung; der 
Reichsminister des Innern weist im Reichsministerialblatt des Innern die 
Fürsorge- und Polizeibehörden auf dieses Buch besonders hin. Die Vielfalt 
der Probleme und die zahlreichen Mitarbeiter verhindern naturgemäß in 
der Darstellung eine einheitliche Linie und Überschneidungen sind dadurch 
recht häufig. Im Zusammenhang mit der zwischenbezirklichen Arbeits¬ 
vermittlung, den zahlreichen Großbaustellen im Gesamtreich, wurde in 
weite Kreise ein Zwane zur Nichtseßhaftigkeit getragen. Diese Menschen 
von der Landstraße femzuhalten und sie zur rechten Zeit seßhaft zu 
machen, sind Aufgaben der Zukunft, die das Werk leider nicht berührt. 
Der Nichtseßhafte ist nicht allein auf die Landstraße angewiesen, die 
modernen Verkehrsmittel bringen ihn rasch von Ort zu Ort, durch gelegent¬ 
liche Arbeit und oft guten Verdienst fällt er den Behörden nie zur Last, 
aber mancher verliert doch den sicheren Boden und die Heimat und versinkt 
in einer Großstadt. Ein anderes Problem sind die weiblichen Nichtseß¬ 
haften, die auch kaum auf der Landstraße zu finden sind, die beispiels¬ 
weise als Dirnen und sei es nur gelegentlich bald in dieser, bald in jener 
Großstadt ihrem Gewerbe nachgehen und bei gelegentlichen Menschenan¬ 
sammlungen (Volksfeste usw.) sich einfindeh als ein weiblicher Typ der 
Nichtseßhaften, dessen im vorliegenden Werk nicht gedacht wird, schon 
weil er sich leicht der Erfassung entzieht. Die sozialen und gesundheit¬ 
lichen Schäden der wilden Prostitution sind so grroß, daß auch hier noch 
Mittel und Weg;e zu ihrer Bekämpfung gefunden werden müssen. Die 
Neuzeit konnte den Heimatbegriff im Verwaltungsrecht verdrängen, um 
so mehr muß der Heimatgedanke und die Seßhaftigkeit gepflegt werden, 
um ihre sozialen und ethischen Werte dem Volk, auch dem Städter und 
Industriearbeiter zu erhalten. Das Werk will ein Beitrag zur Raum- und 
Menschenordnung im Großdeutschen Reich sein, ist es auch hinsichtlich der 
Wanderfürsorge; bei dieser aber ist der Heimatgedanke, die soziale Ver¬ 
bundenheit der Menschen mit ihrer engeren Umwelt, die stets erhalten 
bleiben soll, besonders zu berücksichtigen. 

Dieser Beitrag soll auch ein Anreiz sein zur näheren Beschäftigung 
mit dem Problem des Nichtseßhaften. Die Erfahrungen und Erkenntnisse 
der Mitarbeiter sind so bedeutsam, daß man am guten Willen jedes mit der 
sozialen Betreuung von Volksgenossen Beauftragten verzweifeln müßte, 
nähme er nicht einmal die Gelegenheit wahr, sich mit ihnen bekannt zu 
machen. Erfahrung sammeln und lernen ist auf diesem Gebiet alles, um 
auch zur Lösung weiterer — hier angedeuteter — Fragten fortschreiten zu 
können. 
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Aus der Akademie für Deutsches Recht 

Rückblick auf die Tätigkeit im Jahre 1938 

Mit Stolz und Befriedigung kann die Akademie für Deutsches Recht 
auf die im verflossenen Jahre geleistete Mitarbeit an der Neugestaltung 
des deutschen Rechts zurückblicken. 

Die stattliche Reihe der „Schriften der Akademie für Deutsches Recht“ 
ist um 19 wertvolle Bände vermehrt worden. Aus unserem Arbeitsgebiet 
erschienen: 

als Nr. 6 der „Schriftenreihe“ in der Gruppe „Strafrecht und Straf¬ 
verfahren“ die Arbeit von Dr. Erich Schinnerer, Dozent an der Univer¬ 
sität Berlin, über „Wirkungskreis und Organisation der Staatsanwalt¬ 
schaften“ im Verlag von Junker & Dünnhaupt, Berlin; *) 
als Nr. 52 in.der „Sammlung außerdeutscher Strafgesetzbücher“, die 
seit der Übernahme der Internationalen Kriminalistischen Vereinigfung 
nunmehr auch von der Akademie für Deutsches Recht herausgegeben 
wird, „Das englische Jugendwohlfahrts- und Jugendgerichtsg;esetz vom 
13. April 1937“, bearbeitet von Professor Dr. Rudolf Sieverts, Verlag 
de Gruyter, Berlin. 

Mehrere bedeutende Tagungen wurden im In- und Auslande abge¬ 
halten: 

In Anwesenheit der Vertreter des deutschen und ausländischen 
Rechtslebens 'sowie führender Persönlichkeiten in Partei und Staat fand 
in der Zeit vom 16. bis 18. Juni 1938 in Berlin unter dem Vorsitz des Präsi¬ 
denten, Reichsministers Dr. Frank, die 5. Jahrestagung der Akademie für 
Deutsches Recht statt, auf der die grundlegenden Fragen der Neugestaltung 
des Rechtslebens, besonders aber die durch die Wiedervereinigung Öster¬ 
reichs mit dem Deutschen Reiche gestellten Probleme erörtert wurden. 

Die ,Jntemational Law Association“, deren deutsche Landesgruppe 
von der Ausländsabteilung der Akademie für Deutsches Recht betreut wird, 
hielt vom 29. August bis 4. September 1938 in Amsterdam eine Tagung ab. 
Im Aufträge des Präsidenten der Akademie nahm an ihr unter Führung 
des Chefsyndikus Dr. Simon, Berlin, eine starke deutsche Delegation teil. 

Aus Anlaß des 25 jährigen Bestehens der deutschen Landesg^ruppe 
der „International Law Association“ wurde eine Festschrift herausgegeben, 
die mit einem Geleitwort von Reichsminister Dr. Frank beginnt. In ihr 
kommen deutsche und ausländische Gelehrte mit wertvollen Beiträgen zu 
Wort. Der Direktor der Akademie für Deutsche.s Recht, Dr. Lasch gibt 
in einem Artikel einen überblick über die Entwicklung und die Arbeiten 
der deutschen Landesgruppe. 

Unter, der Schirmherrschaft des Reichsleiters Reichsministers Dr. 
Frank und Beteiligung der Akademie für Deutsches Recht fand in Berlin 
vom 19. bis 24. September 1938 der V. Internationale Prüfungs- und Treu¬ 
handkongreß statt. Im einzelnen auf die zahlreichen Vorträge und Gene¬ 
ralberichte einzugehen, die den gewaltigen Verhandlungsstoff des Kon¬ 
gresses ausmachten, ist hier nicht möglich. Es ist als Anerkennung 
deutscher Arbeit zu buchen, daß vom Kongreß beschlossen wurde, ein 
ständiges internationales Büro mit dem Sitz in Berlin einzurichten. Als 
nächster Tagungsort wurde Rom bestimmt. 

*) vergl. Besprechung im 4. Heft Seite 331 bis 332 des 89. Bandes. 
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Die „Gesellschaft für deutsches Strafrecht in der Akademie für 
Deutsches Recht“ hielt vom 27. bis 29. Oktober 1938 in München ihre erste 
Arbeitstagrung ab .} Über ihren Verlauf haben wir eingehend im 4. Heft 
des 69. Bandes berichtet, sodaß darauf verwiesen werden kann. 

Die Mitarbeit an der Rechtsgestaltung zeigrt sich besonders in der 
Tätigkeit der zahlreichen Ausschüsse, die wohl nahezu für jedes wesentliche 
Gebiet unseres Rechtslebens gebildet sind. Der Raummangel gebietet uns 
eine Beschränkung auf unsere Fachfragen. 

Die Arbeitsgemeinschaften für Jugendstraf- und Jugendhilferecht 
des Jugendausschusses (Vorsitzender: Obergebietsführer Axmann) traten 
am 18. und 19. Februar 1938 in Berlin unter dem Vorsitz von Professor Dr. 
Schaffstein, Kiel zur gemeinsamen Beratung der Frage der Bewahrung 
Minderjähriger zusammen. Der Ausschuß hat den Standpunkt eingenommen, 
daß die Bewahrung Minderjähriger nicht in einem allgemeinen Bewah- 
rungssgesetz geregelt werden kann, er fordert ihre Regelung im Rahmen 
eines Gesetzes der Jugend. Im Ausschuß bestand Einmütigkeit vor allem 
auch darüber, daß der heutige Zustand, wonach gerade unerziehbare Min¬ 
derjährige mit staatlichen Mitteln nicht zu erfassen sind und so die gesunde 
Jugend aufs schwerste gefährden, auf die Dauer nicht mehr erträglich ist 
und daß eine gesetzliche Regelung daher dringend not tut. Der Ausschuß 
ist infolgedessen der Ansicht, daß damit nicht bis zur Gesamtreform des 
Jugendpflegerechts gewartet werden kann. 

Der Ausschuß für Jugendrecht hielt eine weitere Sitzung am 5. Juni 
1938 ab, die der Würdigung des Jugendschutzgesetzes gewidmet war. In 
Anwesenheit der Vertreter der beteiligten Dienststellen der Partei und des 
Staates sprachen der Vorsitzende des Ausschusses, Oberg^ebietsführer 
Axmann, der Reichsarbeitsminister Seldte, der Jugendführer des Deutschen 
Reiches, Baldur von Schirach und Reichsminister Dr. Frank. Der Reichs- 
jug^dführer dankte im Namen der deutschen Jugend dem Ausschuß und 
seinem Vorsitzenden für das Zustandekommen des Jugendschutzgesetzes 
und verlieh dem Reichsminister Dr. Frank das goldene Ehrenzeichen der 

H. J. als äußeres Zeichen des Dankes für die Förderung sozialpolitischer 
Forderungen der deutschen Jugend. 

Am *29. April 1938 wurde vom Präsidenten der Akademie für Deutsches 
Retht, Dr. Frank ein Ausschuß für Wohlfahrtsrecht gegründet. Der Vor¬ 
sitzende des Ausschusses, Hauptamtsleiter Hilgenfeldt erstattete ein aus¬ 
führliches Referat über die Ideen und die Aufgaben der nationalsozialisti¬ 
schen Wohlfahrtspflege. Das Ziel sei die Stärkung des Selbsterhaltungs¬ 
willens des Einzelnen, damit er seinerseits seine Kräfte wiederum für die 
Gemeinschaft einsetzen kann. Bestimmend sei das gesunde Leben imd 
nicht das Kranke und Asoziale, wie dies in der individualistischen Ver¬ 
gangenheit der Fall gewesen sei. 

Der Ausschuß für Wohlfahrts- und Fürsorgerecht veranstaltete seine 

I. Arbeitstagung am 19. und 20. August 1938 in Hamburg unter dem stell¬ 
vertretenden Vorsitzenden, Reichshauptstellenleiter Dr. Ballarin vom 
Hauptamt für Volkswohlfahrt. Nach dem vom Ausschuß gebilligten Ent¬ 
wurf eines Bewahrungsgesetzes sollen Hilfsbedürftige, die verwahrlost 
sind oder zu verwahrlosen drohen und eine erhebliche soziale Gefahr 
bilden, bewahrt werden, wenn sie sich der Verwahrlosung durch eigene 
Hilfe nicht entziehen können oder wollen und andere Mittel zu ihrer Be¬ 
seitigung nicht ausreichen. 
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An einer Sitzung des Ausschusses für Beamtenrecht in München am 
4. November 1938 unter dem Vorsitz des Reichsbeamtenführers Neef 
nahmen zum ersten Male auch Mitarbeiter aus Österreich teil. Ministerial¬ 
rat Dr. Gruber aus Wien erstattete einen ausführlichen Bericht über die 
deutsch-österreichischen Beamtenrechts- und Besoldungsprobleme, die im 
Zuge der Rechtsangleichung entstanden sind. 

Bei der Förderung der Rechtsbeziehungen zum Auslande standen 
Italien, Ungarn und Polen im Vordergründe. 

Vom 21. bis 26. Juni 1938 wurde in Rom die 1. Arbeitstagung für 
die deutsch-italienischen Rechtsbeziehungen abgehalten. Die Eröffnungs¬ 
kundgebung fand auf dem Kapitol in Rom statt, an der als Vertreter der 
italienischen Regierung der Außenminister Ciano, der Unterrichtsminister 
Bottai, der Propagandaminister Alfieri und der Justizminister Solmi teil- 
nahmen. Reichsminister Dr. Frank gab in seiner Rede dem Wunsche Aus¬ 
druck, daß aus dem Gesamtbereich der Gesetzgebungen des faschistischen 
Imperiums und des nationalsozialistischen Reiches gewisse Prinzipien auf¬ 
gestellt würden, die in Gegenüberstellung mit den Rechtsordnungen und 
Gesetzessystemen anderer Mächte für die Systematik und begriffliche 
Grundhaltung der italienischen und deutschen Rechtsordnung als Einheit 
erscheinen. Diese Prinzipien seien zu schöpfen aus den Werten des autori¬ 
tären Staatsbegriffes, aus der Betonung des Gemeinschaftsnutzens gegen¬ 
über dem Individualnutzen und des Idealen gegenüber dem Materialisti¬ 
schen. Über das Ergebnis der Tagung ist im 2. Heft des 69. Bandes be¬ 
richtet worden, worauf verwiesen sei. 

AiüäßUch der Unterzeichnung des deutsch-italienischen Kulturab¬ 
kommens am 23. November 1938 in dem auch die deutsch-italienische 
Arbeitsgemeinschaft ihre Verankerung gefunden hat, sandte der Präsident 
der Akademie für Deutsches Recht, Reichsminister Dr. Frank ein Tele¬ 
gramm an den italienischen Justizminister S. Exz. Solmi, der es mit herz¬ 
lichen Worten und den besten Wünschen für die juristische Arbeitsgemein¬ 
schaft erwiderte. 

Der ungarische Justizminister Dr. v. Mikecz nahm auf Einladung 
des Reichsministers Dr. Frank an der 5. Jahrestagung der Akademie für 
Deutsches Recht in Berlin teil und hielt hier vor einer auserlesenen Hörer¬ 
schaft einen Vortrag über die neue verfassungsrechtliche Entwicklung in 
Ungarn. 

Den Gegenbesuch stattete Reichsminister Dr. Frank vom 20. bis 
22. Oktober in Budapest ab. In der Aula der dortigen Universität hielt 
er einen mit größtem Interesse und lebhaften Beifall auf genommenen Vor¬ 
trag über die Rechtsemeuerung im Dritten Reich. Er ging von der Er¬ 
kenntnis aus, daß das Recht an sich schwach sei, w'enn die Macht sich 
seiner nicht anzunehmen vermag. Entsprechend den Substanzwerten des 
Dritten Reiches sei die Gesetzgebung auf- und ausgebaut worden zur 
Sicherung und Erhaltung von Rasse, Boden, Arbeit, Reich und Ehre. 

Die Arbeitsgemeinschaft für die deutsch-polnischen Rechtsbeziehungen 
hielt vom 14. bis 18. Dezember 1938 in Warschau ihre Vollsitzung ab. Der 
Präsident der Akademie für Deutsches Recht, Reichsminister Dr. Frank 
nahm als Gast des polnischen Justizministers Dr. Grabowski teil. Der 
deutschen Delegation, die unter Führung des Reichsgerichtspräsidenten 
Dr. Bumke stand, gehörten ferner u. a. an: Vortragender Legationsrat im 
Auswärtigen Amt Dr. Albrecht, Senatspräsident am Reichsgericht Dr. 
Kolb, Generalstaatsanwalt Dr. Christians, die Ministerialräte im Reichs- 



394 


justizministerium Dr. Hesse, Dr. Kriege und Dr. Edgar Schmidt, Ministe¬ 
rialrat im Reichsinnenministerium Dr. Globke, Chefsyndikus der Deutschen 
Bank Dr. Simon, Direktor der Akademie für Deutsches Recht Dr. Lasch. 
Die Ergebnisse der Tagung, auf der unter anderem auch Fragen der Straf¬ 
vollstreckung und des Strafvollzuges behandelt wurden, werden im nächsten 
Heft eingehend gewürdigt werden. 

ORR. Dr. Walter S t r u b e. 


Tagungen 

Xll. Internationaler Kongreß für Strafrecht 
und Gefängniswesen in Rom 1940 

Seit dem Jahre 1872 finden — zunächst unregelmäßig und seit 1885 
mit einer Unterbrechung während des Weltkrieges alle fünf Jahre — 
„Internationale Gefängniskongresse“ statt. Man hat zuletzt 1925 in 
London, 1930 in Prag, 1935 in Berlin getagt und wird wieder im Jahre 1940 
in Rom zusammentreten. 

Die Vorbereitungen dieser Tagungen werden von der „Commission 
Internationale Penale et Penitentaire“ geleistet, die ihren Sitz in Bern hat. 
Das Generalsekretariat dieses ständigen Ausschusses ist bis zum vergan¬ 
genen Jahre von dem holländischen Universitätsprofessor Dr. Simon van 
der Aa verwaltet worden, der es jetzt an den Schweizer Universitäts¬ 
professor Dr. Delaquis abgegeben hat. Mitglieder des Ausschusses sind 
die amtlichen Vertreter der 31 angeschlossenen Staaten, darunter für 
Deutschland der Reichsgerichtspräsident Dr. Bumke in Leipzig und der 
Ministerialdirektor Dr. Schäfer in Berlin. 

Den Vorsitz führt jeweils ein amtlicher Delegierter des Staates, in 
dem der nächste Kongreß stattfindet, bis 1940 für Italien der Präsident 
des Kassationsgerichtshofes und Generaldirektor der Vorbeugungsanstalten 
und Gefängnisse S. Exz. Novelli in Rom. 

Der Ausschuß gibt außer den Akten der Tagungen regelmäßige 
Druckberichte über seine laufenden Arbeiten unter dem Titel „Bulletin de 
la Commission Internationale Penale et Penitentiaire“ im Verlag 
Staempfli & Co., Bern heraus. 

Auf den Kongpressen wird in vier Sektionen beraten, die je 3 bis 
4 Fragen erörtern. Der Ausschuß bestimmt aus allen Ländern Fachleute, 
die zu den einzelnen Fragen schriftliche Gutachten vorzulegen haben. 
Darüber hinaus sieht es jedes Land für seine Pflicht an, in seiner Fach¬ 
presse die gleichen Fragen zu erörtern, um auf diese Weise an der Lösung 
der Probleme mitzuarbeiten. Auch die „Blätter für Gefängniskunde“ 
werden sich in den Dienst der Sache stellen und im 70. Band sich besonders 
den unser Sachgebiet betreffenden Fragen des Kongresses widmen. Des¬ 
halb richtet die Schriftleitung an ihre Leser die Aufforderung zur Mit¬ 
arbeit durch Einreichung von schriftlichen Beiträgen. Diese brauchen nicht 
immer die Gesamtlösung eines angeschnittenen Problems anzustreben, son¬ 
dern es ist auch erwünscht, daß Teilfragen und Vorfragren erörtert werden, 
die zur Förderung der Gesamtfrage beizutragen g^eeigpiet sind. 
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Die Fragen, die 1940 in Rom erörtert werden sollen, lauten in der 
von der Kommission bekanntgegebenen Fassung und Begründung folgen¬ 
dermaßen: 

Sektion I. Gesetzgebung. 


Erste Frage. 

Sollen, angesichts der Erweiterung des freien Ermessens des Straf¬ 
richters durch die heutigen Strafgesetze, Richtlinien für die Ausübung 
des Ermessens gegeben werden? 

Erläuterung. 

Eine der wichtigsten Neuerungen der Strafgesetzgebung, die sich in 
der letzten Zeit ziemlich allg:emein durchgesetzt hat und namentlich in 
einigen Ländern hervorgetreten ist, ist zweifellos die Erweiterung des 
richterlichen Ermessens. Die Ausübung der darin enthaltenen Befugnisse 
erleichtert die Individualisierung, welche zum wesentlichsten Grundsatz im 
modernen Kampfe gegen das Verbrechen geworden ist. Es ist aber andrer¬ 
seits nicht zu verkennen, daß diese Erweiterung die Möglichkeit von 
Fehlem in sich schließt, welche ihre Anwendung und Wirksamkeit beein¬ 
trächtigen könnten. Es erscheint daher angebracht, zu prüfen, ob es nicht 
wünschenswert ist, gewisse Richtlinien gesetzlich festzulegen, die bestimmt 
und klar genug sind, um den Richtern bei der sachgemäßen Erfüllung ihrer 
schwierigen Aufgabe eine Handhabe zu bieten, und zu untersuchen, welches 
diese Richtlinien sein sollen. 


Zweite Frage. 

Wie müssen die Straftatbestände der Handlungen, die allgemein als 
„Betrug“ bekannt sind, gefaßt werden, um die Wirksamkeit dieser Ge¬ 
setzesbestimmungen möglichst sicherzustellen, auch auf internationalem 
Gebiet ? 


Erläuterung. 

Die Straftat des Betruges verdient besondere Beachtimg wegen ihrer 
Häufigkeit und Schädlichkeit wie auch wegen der Mannigfaltigkeit der 
Formen, unter denen sie in der ganzen Welt begangen wird. Die Straf¬ 
gesetze aller Länder enthalten Bestimmungen, die sie auf die eine oder an¬ 
dere Art umschreiben und dabei große und zahlreiche Unterschiede auf¬ 
weisen. Können sie an und für sich allgemein als befriedigend zur Erfassung 
und Bekämpfung der betreffenden Handlungen angesehen werden ? Man darf 
daran zweifeln. Eine auf einem früheren Kongreß — Budapest 1905 — 
angenommene Entschließung hat schon eine grundsätzliche Neuprüfung 
dieser Bestimmungen empfohlen, um sie mit der Entwicklung, die im Laufe 
der Zeit die Finanzgeschäfte, Handel und Industrie genommen haben, in 
Einklang zu bringen. Im übrigen hat sich gezeigt, daß die oben erwähnten 
Unterschiede dem internationalen Rechtshilfeverkehr Schwierigkeiten im 
Kampf gegen das Verbrechertum bereiten können, die hauptsächlich bei 
Auslieferungen für den ersuchenden wie für den ersuchten Staat zutage 
treten. Bei dieser Sachlage drängt sich die Notwendigkeit einer möglichst 
einheitlichen und zweckmässigen Fassung der Bestimmungen über den 
Betrug auf. 
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Dritte Frage. 

Wie sollen die Rechte des Verletzten im Strafverfahren geregelt 
werden ? 


Erläuterung. 

Auf den früheren Stufen ihrer geschichtlichen Entwicklung trug die 
Strafe in weitem Maße der Entschädigung des Verletzten Rechnung. Als 
„öffentliche Strafe“ läßt sie heute das Opfer der Tat fast völlig außer acht. 
Tatsächlich hat die Ent.schädigung des Verletzten durch den Täter, welche 
von der italienischen Schule als eine der ersten Pflichten mancher Rechts¬ 
brecher verfochten und von mehreren Kriminalisten anderer Kreise unter¬ 
stützt wird, in der Gesetzgebung noch nicht den ihr gebührenden Platz 
gefunden, mit Ausnahme gewisser neuester Strafgesetzentwürfe, in denen 
dieser Gedanke sich mehr oder weniger langsam Bahn bricht. Wird an¬ 
erkannt, daß die Rechte des Verletzten wirksamer, als es gegenwärtig der 
Fall ist, geschützt werden müssen, so erheben sich bei der Verwirklichung 
dieser Forderung verschiedene Fragen, namentlich: Soll die Wiedergut¬ 
machung in gewissen Fällen den Rechten des Staates Vorgehen, soll der 
Richter sich damit von Amts wegen oder nur auf Antrag des Verletzten 
befassen, und kann allgemein die Wiedergutmachung des Schadens eben¬ 
sogut als Strafsanktion wie als Erfüllung einer sozialen Pflicht angesehen 
werden? Darüber hinaus ist insbesondere zu prüfen, wie und in welchem 
Umfang der Verletzte sich unmittelbar am Strafverfahren beteiligten kann. 
Es sind weiter die hauptsächlichsten anderen Verfahrensfragen, die hier 
auftauchen, zu behandeln, wie die Art der Festsetzung des vermögens¬ 
rechtlichen oder sonstigen Schadens, die Vollstreckung des Entscheides 
über die Wiedergutmachung usw. 

Vierte Frage. 

(Zum Meinungsaustausch ohne nachfolgende 
Entschließung.) 

Die zuständige Behörde und die Grundsätze zur Bestimmung der 
Rechtsbrecher, die wegen besonderer psycho-physiologpscher Anomalien 
oder wegen ausgesprochener Rückfälligkeit einer Spezialbehandlung zu 
unterwerfen sind. 

Erläuterung. 

Allgemein ist man heute darüber einig, daß eine Spezialisierung des 
Strafvollzuges für verschiedene Gruppen von Rechtsbrechern, die besonders 
schwierig zu beeinflussen sind, namentlich für die geistig und psychisch 
Minderwertigen oder Anormalen und die mehrfach Rückfälligen, notwendig 
ist. Aber bei der Bestimmung der zu diesen Gruppen gehörenden Personen 
tauchen mannigfaltige und .sehr verwickelte Fragen wissenschaftlicher 
und praktischer Natur auf. Daher i.st die Gerichts- und Gefängnispraxis in 
dieser Hinsicht noch unsicher, unausgeglichen und tatsächlich wenig ent¬ 
wickelt. Nur wenige Länder haben gegenwärtig schon systematisch einen 
kriminalbiologischen Dienst aufgebaut, und fast nirgends wird zielbewußt 
und in befriedigender Weise für die wissenschaftliche Vorbereitung der 
Behörden und Beamten gesorgt, die sich mit diesen Rechtsbrechern zu 
befassen haben. 
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In Erwägung dieser Sachlage ist das Thema auf die Tagesordnung 
gesetzt, um eine Darlegfung von Anregrungen und Erfahrungen, die in den 
einzelnen Ländern gemacht worden sind, zu veranlassen. Der Meinungs¬ 
austausch über das so zusammengetragene Material wird dessen allgemeine 
Bedeutung aufzeigen und klären können, welche Behörden zuständig sein 
sollen, wie ihre einzelnen Befugnisse zu verteilen sind, und welche Grund¬ 
sätze zur Bestimmung der betreffenden Rechtsbrecher aufzustellen sind. 

Sektion II. Verwaltung. 

Erste Frage. 

Ist es empfehlenswert, im modernen Gefängrnissystem die Arbeit im 
Freien als Vollzugsform anzuwenden, und wie muß sie ausgestaltet sein, 
damit gleichzeitig ein erzieherischer Erfolg und ein wirtschaftlich und 
sozial nützlicher Ertrag erzielt wird ? 

Erläuterung. 

Es wird allgemein anerkannt, daß die Arbeit ein we.sentliches Element 
jedes gut ausgebauten Gefängnissystems bildet und daß ihre zweckmäßige 
Organisation, sowohl aus sozialökonomischen Gründen wie aus solchen der 
praktischen Ausgestaltung der Strafe, wichtig ist. Eine der verschiedenen 
Formen, in der die Gefängnisarbeit in Erscheinung tritt, ist die Arbeit im 
Freien, die der Urbarmachung und Verbesserung des Bodens oder ähnlichen 
Zwecken dient und die als geeignet angesehen wird, einen besonderen er¬ 
zieherischen Einfluß auszuüben. Die Spezialisten der Gefängniswissen¬ 
schaft sind sich jedoch nicht darüber einig, ob die Arbeit in beweglichen 
oder landwirtschaftlichen Gefangenenanstalten, welche dieses System 
erfordert, auf die Gefangenen oder wenigstens auf gewisse Gruppen von 
Gefangenen nachhaltig genug wirkt. 

Es erscheint deshalb nützlich, die mit der Arbeit im Freien in den 
verschiedenen Ländern gewonnenen Erfahrungen zu sammeln und Fragen, 
die bei der Durchführung dieser Arbeitsform auftauchen, wie die Berech¬ 
nung des den Gefangenen zu gewährenden Lohnes usw., die Aufrechterhal¬ 
tung der Ordnung und Sicherheit in beweglichen und landwirtschaftlichen 
Strafanstalten und die Ausführung ihrer Bauten, zu behandeln. Zugleich 
ist es vor allem wünschenswert, Aufschluß zu erhalten über die Erfahrungen 
von Ländern, die infolge ihrer sozialen Lage, ihres Klimas und ihres Über¬ 
schusses an ländlicher Bevölkerung eine große Zahl landwirtschaft¬ 
licher Strafanstalten betreiben müssen, da die Erstellung von Gefäng¬ 
nissen mit industrieller Arbeit sowohl wegen der hohen Einrichtungskosten 
wie wegen des Absatzes der industriellen Produkte große Schwierigkeiten 
macht. 

Zweite Frage. 

Erfordern die zu Freiheitsstrafe verurteilten Personen mit psycho¬ 
pathischen Anlagen eine Sonderstrafbehandlung, und wenn ja, in welcher 
Weise ? 

Erläuterung. 

Die Behandlung von Tätern, welche anormal sind und daher durch 
Strafe nicht besserungsfähig erscheinen, macht im allgemeinen keine 
besonderen Schwierigkeiten. Anders ist es mit den Maßnahmen, die in 
vielen modernen Strafgesetzen für Rechtsbrecher vorgesehen sind, bei 



welchen die Möglichkeit einer Besserung durch Strafe trotz einer gewissen 
psychischen Anomalie und insbesondere psychopathischer Züge nicht aus¬ 
geschlossen scheint. Hier erhebt sich die Frage, ob solche Personen bei 
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe einer Behandlung zu unterwerfen 
sind, die von den allgemein für die Verbüßung der fraglichen Strafart auf¬ 
gestellten Vorschriften abweicht, und zwar in welchen Punkten und in 
welchem Umfang Abweichungen vorzusehen sind. Zu diesem Problem 
kommt eine große praktische Schwierigkeit: wie kann eine wirksame 
psychi.sche Therapie, die gegenüber solchen Personen angezeigt erscheint, 
während einer verhältnismäßig kurzen Strafe durchgeführt und wie kann 
vermieden werden, daß entgegen dem Zweck der Sonderbehandlung der 
Gefangene durch irrige Vorstellungen, die er sich leicht von der Behand¬ 
lung machen könnte, geschädigt wird? 

Dritte Frage. 

(Zum Meinungsaustausch ohne nachfolgende 
Entschließung.) 

Wie sind die Strafanstalten in den Kolonien auszubauen? Sollen 
diese Anstalten ausschließlichen Strafcharakter haben, oder sollen sie den 
Interessen der Gesamtheit dienen, indem sie der Ansiedlung freier Kolo¬ 
nisten den Weg ebnen? 


Erläuterung. 

Viele Länder müssen anerkennen, daß ein bestimmtes Gefängnis¬ 
system wohl für ihre Bürger gleicher Rasse angemessen, aber ein mehr 
oder weniger unterschiedliches System für die Bevölkerung ihrer Kolonien 
erforderlich ist; denn hier sind gewöhnlich Menschen einer Rasse und Haut¬ 
farbe der Herrschaft von Menschen einer anderen Rasse und Hautfarbe 
unterworfen, auch sind die Lebensbedingpingen infolge der ethischen, recht¬ 
lichen und sozialen Ungleichheit zwischen dem herrschenden Volk und den 
Eingeborenen, welche oft in diesen Gebieten noch lange andauert, sehr 
verschieden. 

Da, wo der Lebensstandard sehr niedrig und die Arbeitsmöglichkeit 
sehr gering ist, erhebt sich die Frage, ob die Ernährung und Beschäftigung 
der Gefangenen der Lage der freien Bevölkerung entsprechen soll, die viel¬ 
fach unterernährt und arbeitslos ist. Ferner fragt es sich, ob die Gefäng¬ 
nisbehörden für die Gefangenen eine technische und handwerkliche Aus¬ 
bildung vorsehen sollen, die den in Freiheit befindlichen unbescholtenen 
Eingeborenen nicht zugänglich ist. 

Des weiteren muß man sich wegen des Interesses an der Nutzung und 
wirtschaftlichen Entwicklung der Kolonien fragen, ob die kolonialen Ge¬ 
fängnisverwaltungen sich auf die Bekämpfung des Verbrechens beschränken 
oder ob sie sich ausdrücklich nach den allgemeinen Erfordernissen der 
Kolonisation richten sollen, indem sie durch die Arbeitskraft der Gefangenen 
die Auswertung des Landes vorbereiten. 


Sektion III. Vorbeugung. 

Erste Frage. 

Soll der Familie des Gefangenen eine materielle und moralische Für¬ 
sorge gewährt werden und in welchem Maße? 
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Erläuterung. 

Die Freiheitsentziehung hat nicht nur tiefgreifende Wirkungen auf 
(len Gefangenen selber, sondern zahlreiche und ernstliche Rückwirkungen 
auf die Gesamtheit seiner gesellschaftlichen Beziehungen; in erster Linie 
ist es die Familie des Gefangenen, die .schwer darunter leidet. 

Es ist darum wichtig, zu untersuchen, ob sich die systematische Ein¬ 
richtung einer FHirsorge für die Familien der Gefangenen durch den Staat 
empfiehlt, nicht nur, um ihre Lebensgrundlage zu sichern, sondern auch 
mit dem mittelbaren Zweck, die Besserungsbestrebungen des Gefangenen 
zu fördern, indem seine Einstellung zur Gesellschaft und zum Staat dadurch 
günstig beeinflußt wird, daß seine Angehörigen nicht ihrem Schicksal 
überlassen bleiben. Da jedoch diese Fürsorge mißgünstig beurteilt werden 
kann, weil die öffentliche Meinung leicht dahin geht, hierin eine Ungerech¬ 
tigkeit gegenüber den bedürftigen Familien unbescholtener Bürger zu 
.sehen, und da dieser Auffassung Rechnung getragen werden sollte, ist es 
empfehlenswert. Regeln und Grenzen für die Unterstützung der Familien 
der Gefangenen aufzustellen. 


Zweite Frage. 

Welche vorbeugenden Maßnahmen kann man mit der bedingten Ver¬ 
urteilung oder dem Strafaufschub verbinden, sei es im Zeitpunkt des Aua- 
.spruchs der Strafe, .sei es bei deren Vollzug? 

Erläuterung. 

Oft be.steht das Bedürfnis, gegenüber den mit Strafaufschub Verur¬ 
teilten wirksamere Maßnahmen zu ergreifen, als es die einfache Verpflich¬ 
tung zu gutem Verhalten und die Stellung unter Aufsicht ist. Es erhebt 
sich damit die Frage, ob es nicht gut wäre, wie es verschiedene Länder in 
größerem oder geringerem Umfang getan haben, das System der bedingten 
Verurteilung durch Bestimmungen zu ergänzen, die den Gerichten die Mög¬ 
lichkeit sichern, ins einzelne gehende Vorschriften über die Lebensführung 
der Verurteilten während der Bewährungsfrist festzusetzen. Könnten diese 
Vorschriften in geeigneten Fällen dahinzielen, den Verurteilten eine Berufs¬ 
ausbildung oder Arbeit zu verschaffen? Könnte man gegebenenfalls auf 
Kosten des Staates gewisse mit Strafaufschub Verurteilte, insbesondere 
die Jugendlichen, in Familien unterbringen, die die nötigen Garantien 
bieten? Wenn das System der bedingten Verurteilung in diesen Rich¬ 
tungen zu einer wirklichen Sicherungs- urfd sozialen Erziehungsmaßnahme 
mit Freiheitsbeschränkung, aber ohne Freiheit.sentzug, weitergebildet wird, 
wäre zu prüfen, ob nicht um so mehr Grund bestünde, die Maßnahme, die 
im Falle der Verwirkung des Strafaufschubs anwendbar sein soll, nicht 
schon im Urteil zu bestimmen, sondern hiermit zu warten, bis man an¬ 
läßlich des Widerrufes des Aufschubs auch die während der Bewährungs- 
fri.st gemachten Erfahrungen berücksichtigen kann. 

Dritte Frage. 

(Zum Meinungsaustausch ohne nachfolgende 
Entschließung.) 

Wer ist Gew-ohnheit.sverbrecher oder unverbesserlicher Verbrecher? 
Was für Erfahrungen hat man mit den gegenwärtig in Kraft stehenden 
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Gesetzen gemacht? Wenn sie nicht befriedigt haben, welches System w&re 
für die Behandlung dieser Verbrecher geeignieter? 

Erläuterung. 

Es wird hier nach den wesentlichen Merkmalen des Begriffs des 
— gefährlichen oder ungefährlichen — Gewohnheitsverbrechers oder un¬ 
verbesserlichen Verbrechers gefragt; denn dieser Begriff liegt den Ge¬ 
setzesbestimmungen vieler Länder zugrunde, welche, bald unter der 
Bezeichnung Strafe, bald unter der Bezeichnung Sicherungsmaßregel, in 
der einen oder anderen Haftform die Einschließung dieser Verbrecher 
verlängern, sei es an Stelle der allgemein vorgesehenen Strafe, sei es nach 
Verbüßung der verwirkten ordentlichen Strafe. 

Die Frage bezweckt sodann eine international vergleichende Unter¬ 
suchung der verschiedenen Systeme und der mit ihrer Anwendung erzielten 
Erfolge. Mehrere Länder könnten hier Beiträge liefern: Großbritannien 
über die Entwicklung der als „preventive detention“ bekannten Maßnahme 
seit dem Kongreß von London, Belgien über die Auswirkungen seines 
Ge.setzes zur sozialen Abwehr, Frankreich über die Folgen der Aufhebung 
der Zwangsarbeit in den Kolonien und die gegenüber den zu dieser Strafe 
Verurteilten nunmehr in Aussicht genommenen Maßnahmen, Deutschland 
und Italien über die Anwendung der unter ihren neuen Regierungsformen 
eingeführten Maßnahmen. Es ist besonders wichtig, daß diese Unter¬ 
suchung außer dem Aufbau und der Anwendungsweise eines Systems auch 
die Schwierigkeiten aufzeigt, die während des Vollzuges der vorgesehenen 
Verwahrung und im Zusammenhang mit der Freilassung aufgetaucht sein 
mögen, und wie sie gelöst worden sind. Ferner ist gegebenenfalls hervor¬ 
zuheben, ob eine Verminderung der Kriminalität als Wirkung der Siche¬ 
rungsverwahrung beobachtet worden ist. 

Endlich ist erwünscht, daß man sich auf Grund dieser Angaben über 
den praktischen Wert der angewendeten Systeme äußert und in großen 
Zügen, unter Verwendung des zu Anfang festgelegten Begriffes des Ge- 
wohnheits- oder unverbesserlichen Verbrechers, die Methode darlegt, 
welche zur Behandlung dieser Verbrecher am empfehlenswertesten 
erscheint. 

Vierte Frage. 

(Zum Meinungsaustausch ohne nachfolgende 
Entschließung.) 

In welcher Form muß der Strafregisterdienst organisiert werden, 
wenn seine möglichst lückenlose Wirksamkeit gewährleistet werden soll, 
und wie sind die Bestimmungen über die Rehabilitation zu präzisieren, 
damit sie sich international auswirken können? 

Erläuterung. 

Der Strafregisterdienst ist in den verschiedenen Ländern sehr unter- 
.schiedlich geregelt und bisher im allgemeinen keineswegs befriedigend ent¬ 
wickelt. Darum i.st es angezeigt, diese Frage, die im Hinblick auf den 
Kampf gegen das Verbx'echen große Bedeutung hat, näher zu behandeln und 
für das Strafregister eine möglichst gute Organisationsform zu suchen, 
tlie eine sorgfältige und wirksame Arbeit dieses Registers gewährleistet und 
es vor allem verhindert, daß gewisse geschickte und gefährliche Verbrecher 
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äich den iPolgen, die das Strafregfister haben soll, entziehen. Es ist haupt¬ 
sächlich auf Grund der in den verschiedenen Ländern angewandten Me¬ 
thoden und der damit erzielten Ergebnisse zu erörtern, ob die beste Orga¬ 
nisationsform die der Zentralisation oder der Dezentralisation oder die 
gemischte Form ist. Ferner sind andere wichtige Einzelpunkte zu behan¬ 
deln wie die Frage, ob für die Identitätsfeststellung der Verurteilten außer 
der Eintragung ins Strafregister auch die Photographie und die Finger¬ 
abdrücke aufgenommen werden sollen. 

Mit dem Problem des Strafregisters ist das der Rehabilitation eng 
verbunden. Die Erörterung der Rehabilitation ist heute ganz besonders 
zeitgemäß, da der Verurteilte durch den Eintrag in das Strafregister 
während seines ganzen Lebens gebrandmarkt ist und sich ihm deshalb oft 
große Hindernisse bei seiner gesellschaftlichen Wiedereingliederung und 
bei der Suche nach Arbeit entgegenstellen. Die Besprechung der PYage 
der Rehabilitation, insbesondere der gerichtlichen, verwaltungsrechtlichen 
oder von Gesetzes wegen erfolgenden Rehabilitation, wird eine Lösung 
finden helfen, die der gegenwärtig sehr verschiedenartigen Gesetzgebung 
der einzelnen Länder zumindest als Leitlinie dienen und so dazu beitragen 
kann, um im Laufe der Zeit eine möglichst einheitliche Regelung zu 
erreichen. 

Sektion IV. Jugend. 


Erste Frage. 

Wäre es nicht angezeigt, die Maßnahmen gegen Minderjährige je 
nach deren sozialer Lage verschieden zu ge.stalten? 

Erläuterung. 

Die auf Abwege geratenen Minderjährigen entstammen allen gesell¬ 
schaftlichen Schichten, von den einfachsten bis zu den obersten. Ihre Ver¬ 
derbtheit tut sich aber je nach dem Milieu in verschiedener Weise kund. 
Unter Berücksichtigung dieser Unterschiede ist zu untersuchen, ob sich 
nicht die Erziehungsmaßregel, anstatt nach einem einförmigen Schema 
erdacht und angewendet zu werden, in gewissem Maße der Verschieden¬ 
artigkeit der sozialen Lage und der Umwelt, aus der der Minderjährige 
kommt und in die er zurückkehren wird, anpassen sollte. 

Zweite Frage. 

Wie kann die gesellschaftliche Wiedereingliederung der Jugendlichen, 
die einer Erziehungsmaßregel unterworfen worden sind, gesichert werden? 

Erläuterung. 

Die Wiedereingliederung der auf Abwege geratenen und straffällig 
gewordenen Minderjährigen, welche gesetzlichen Korrektions- und Er¬ 
ziehungsmaßregeln unterworfen worden sind, in das soziale Leben ist eine 
Aufgabe, vor die sich heutzutage die zuständigen Instanzen aller zivili¬ 
sierten Länder gestellt sehen. Sehr oft gelinget es den aus der Nach¬ 
erziehung entlassenen Jugendlichen nicht, sich ins allgemeine soziale Leben 
einzuordnen, weil infolge eingewurzelter Vorurteile oder — was schlimmer 
ist — ungeeigneter rechtlicher Bestimmungen auf ihnen noch nach der 
Volljährigkeit die Erinnerung an die früher begangenen Fehler lastet. Es 
liegt auf der Hand, daß so der Wirkung der Erziehungsmaßnahmen zum 
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Schaden der Gesellschaft wie dieser Jugendlichen enl^gengewirkt wird. 
Folglich erscheint es notwendig, diesem Zustand durch rechtliche und 
gesellschaftliche Maßnahmen abzuhelfen, die dem aus der Nacherziehung 
entlassenen Jugendlichen die volle Rechtsfähigkeit und soziale Achtung zu 
geben vermögen. In diesem Sinne ist die Frage zu verstehen. 

Dritte Frage. 

(Zum Meinungsaustausch ohne nachfolgende 
Entschließung.) 

Wie sind die Jugendgrerichte und ihre Hilfsinstanzen zu organisieren? 

Erläuterung. 

Die Organisation und die Tätigkeit der Jugendgerichte ist seinerzeit 
Gegenstand einer Umfrage der Internationalen Gefängniskommission 
gewesen, deren Ergebnisse in dem Bulletin der Kommission, Neue Folge 
Nr. 3, 1927, veröffentlicht sind. Eine ähnliche Umfrage hat sodann das 
Kinderschutzkomitee beim Völkerbund in Zusammenarbeit mit der Inter¬ 
nationalen Strafrechts- und Gefängniskommission vorgenommen, deren Er¬ 
gebnisse von den beiden Organisationen in einem 1932 erschienenen und 1935 
in zweiter Auflage herausgegebenen Sammelband veröffentlicht worden 
sind. Inzwischen hatte das Komitee unter Einholung der Ansicht der 
Kommission eine Umfrage über die Hilfsinstanzen der Jugendgerichte ver¬ 
anstaltet und das Material in einem ähnlichen Sammelband im Jahre 1931 
herausgegeben. Weiter hat die beratende Kommission für soziale Fragen, 
die an die Stelle des obgenannten Komitees beim Völkerbund getreten ist, 
einen Bericht veröffentlicht, der die für die Jugendgerichte und ähnliche 
Organisationen und die für die Hilfsinstanzen anwendbaren Grundsätze 
darlegrt. Es handelt sich nun darum, diese Umfragen, die eine reichhaltige 
Sammlung offizieller Angaben über das Gebiet ergeben haben und durch 
eine umfassende Literatur ergänzt werden, auszuwerten und sich über die 
am zweckmäßigsten erscheinende Organisation der betreffenden Gerichte 
und Hilfsinstanzen zu äußern. Unter den Punkten, die in dieser Hinsicht 
besonderes Augenmerk verdienen, sind zu erwähnen: die Mitarbeit von 
Laien bei der Untersuchung der Fälle, mit denen sich die Jugendgerichte 
in dieser oder jener Weise befassen, die Verwendung von Auslese- und 
Beobachtungszentren, die Bedeutung von Polizeiassistentinnen für den 
Kinderschutz, die Mitwirkung von amtlichen, halbamtlichen oder privaten 
Wohlfahrtseinrichtungen, wie die „boys’ clubs“ usw., womit allerdings nur 
einige wenige Punkte von besonderer Bedeutung und Aktualität hervor¬ 
gehoben sind. Die Frage gibt Gelegenheit zum Austausch von Ansichten 
und Erfahrungen. 

Str. 

Aus der Gefängnisverwaltung 


Allgemeine Verfügungen des RJM. 

Bekanntgabe von Akten an Dienststellen der NSDAP und ihrer Gliederungen. 

AV. vom 8. 11. 1938 — Deutsche Justiz S. 1774 —. 

Regelt Akteneinsicht und Aktenauskunft gegenüber den Beauf¬ 
tragten des ReichH.=;chatzmei.«iters der NSDAP. 


J 
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Durchfiihrung des Gesetzes über die S2. Xnderasg des Besoldung sgese tz es . 

AV. vom 16. 11. 1938 — Deutsche Justiz S. 1810 —. 

Regelt techn. Durchführung der Besoldungsänderungsmaßnahmen. 
Überfühnmg der Militäranwärter und derVersorgungsanwärter, die 
Übergangsbezüge gewählt haben, in das Beamtenverhältnis. Be¬ 
sondere Anweisung des Reichsministers der Justiz über die An¬ 
wendung der Anstellungsgrundsätze bei den Reichsjustizbehörden 
und Stellennachweis für Militäranwärter (Versorgungsanwärter). 
AV. vom 15. 11. 1938 — Deutsche Justiz S. 1861 —. 

Erläuterung und Ergänzung der Bestimmungen der §§ 37 bis 43 
des Wehrmachtfürsorge- und Versorgrungsgesetzes vom 26. 8. 1938 
— RGBl. I S. 1077 —. 

Sammlungen und Vertrieb von Waren in Diensträumen. AV. vom 19. 11. 
1938 — Deutsche Justiz S. 1861 — 

Ergänzt und erläutert die AV. vom 13. 10. 1938 — Deutsche Justiz 
S. 1664 — (Bl. f. GefKde. 1938 S. 328). 

Einbehaltung von Mitgliedsbeiträgen für den Reichsbund der Deutschen 
Beamten. AV. vom 28. 11. 1938 — Deutsche Ju.stiz S. 1896 —. 

Vom 1. 1. 1939 ab ist Einbehaltung von Mitgliedsbeiträgen für 
den RDB. durch die die Dienstbezüge, das Wartegeld oder Ruhe¬ 
gehalt zahlenden Reichskassen zugelassen. 

Zahlung von Reise- und Umzugskosten an Militäranwärter in der Reichs¬ 
justizverwaltung. AV. vom 29. 11. 1938 — Deutsche Justiz S. 1896 —. 
Regelt Zahlung von Umzugskostenvergütung und Trennungsent¬ 
schädigung an Militäranwärter, die zur Ausbildung einberufen 
oder zur Beschäftig^ung zugewiesen sind. 

Dienstverhältnisse der auf Privatdienstvertrag beschäftigten Gefolgschafts¬ 
mitglieder der Reichsjustizverwaltung. AV. vom 29. 11. 1938 

— Deutsche Justiz S. 1897 —. 

Änderungen der Besonderen Dienstordnungen der RJV. zu den 
Tarifordnungen für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen Dienst 
(ATO., TO. A, TO.B). 

Behandlung der in amtlichen Gewahrsam gelangten Gegenstände. AV. vom 

3. 12. 1938 — Deutsche Justiz S. 1932 - 

Regelt die Behandlung und Aufbewahrung von Geld, Wertpapieren, 
Kostbarkeiten und anderen Gegenständen. 

Änderung der Durchführungsverfügung zu den Reisekostenbestimmungen. 
AV. vom 5. 12. 1938 — Deutsche Justiz S. 1930 —, und 

Änderung der Durchführungsverfügung über die Umzugskostenbestim¬ 
mungen. AV. vom 6. 12. 1938 — Deutsche Justiz S. 1931 —. 
Änderungen und Ergänzungen der genannten Bestimmungen. 

Allgemeines und richterliches Dienstalter. AV. vom 9. 12. 1938 — Deutsche 
Justiz S. 1972 —. 

Einheitliche Regelung über das allgemeine Dienstalter der Reichs¬ 
justizbeamten. 

Reichsberufswettkampf. AV. vom 13. 12. 1938 — Deutsche Justiz S. 2010 —. 

Regelt Teilnahme der nichtbeamteten Gefolgschaftsmitglieder am 
Reichsberufswettkampf. 


5 * 



404 


Steuerabzug von Nebenbezügen. AV. vom Id. 12. 1938 — Deutsche Justiz 
S. 2016 —. 

Vereinfachung des Steuerabzugs von Nebenbezügen, die aus 
Mitteln der RJV. gewährt werden. 

Beflaggung von Dienstgebäuden. AV. vom 21. 12. 1938 — Deutsche Justiz 
S. 2017 —. 

Am Neujahrstag werden Dienstgebäude nicht mehr beflaggt. 

Einbehaltungsbeträge nach der Preuß. Einbehaltungsverordnung. AV. vom 
22. 12. 1938 — Deutsche Justiz 1939 S. 47 —. 

Änderung der bisherigen Bestimmungen auf Grund der Zweiten 
Verordnung zur weiteren Milderung der Einbehaltungsbestim¬ 
stimmungen vom 3. 10. 1938 (Pr. GesS. S. 100). 

Steuerabzug von Nebenbezügen. AV. vom 24. 12. 1938 — Deutsche Justiz 
1939 S. 48 —. 

Regelung der Durchführung des Steuerabzugs von den Nebenbezügen 
der Beamten, Angestellten und Lohnempfänger der RJV. 


Personalnachrichten 

Beamte des höheren Strafvollzugsdienstes 

E rnannt: 

Gerichtsassessor Dr. Hartmann zum Regierungsrat in Ratibor, 

Assessor Knops zum Regierungsrat in Wittlich, 

Gerichtsassessor Mulot zum Regierungsrat in Hamburg. 

Versetzt: 

Regienmgsrat Dicknether in Straubing nach Landsberg (Lech). 

In den Ruhestand getreten: 

Regienmgsrat Meinecke in Cottbus. 

Beamte des gehobenen mittleren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Verwaltungsoberinspektor Niekamp zum Verwaltungsamtmann in 
Papenburg (Ems), 

Verwaltungsoberinspektor Bauer zum Verwaltungsamtmann in Duis¬ 
burg-Hamborn, 

Verwaltungsinspektor Hempel zum Verwaltungsoberinspektor in 

Papenburg (Ems), 

Verwaltimgsinspektor Jughard zum Verwaltungsoberinspektor in 

Papenburg (Ems), 

Verwaltungsinspektor Sinning zum Verwaltungsoberinspektor in 

Papenburg (Ems), 

Ger Assessorin Muhl zur Oberin in Vechta, 

Assessor Abraham zum Verwaltungsinspektor in Brandenburg (Havel) 
-Görden, 

Verwaltungspraktikant Eichhorn zum Verwaltungsinspektor in Bran¬ 
denburg (Havel)-Görden, 

Verwaltungspraktikant Deckert (Erich) zum Verwaltungsinspektor 

in Kiel, 
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Justizpraktikant Kiesewetter zum Verwaltungsinspektor in Waldheim, 
Verwaltungspraktikant Kluth zum Verwaltungsinspektor in Rheinbach, 
Verwaltungspraktikant Kath zum Verwaltungsinsi>ektor in Berlin 
(UG. Alt-Moabit), 

Verwaltungspraktikant Roth zum Verwaltungsinspektor in Wartenburg, 
Verwaltungsobersekretär Saballus zum Verwaltungsinspektor in 
Ragnit, 

Verwaltungssekretär Kurpat zum Verwaltungsinspektor in Braun¬ 
schweig, 

Verwaltungssekretär Reischer zum Verwaltungsinspektor in Amberg, 
Justizassistent Grimmer zum Verwaltungsinspektor in Waldheim, 
Hauptwachtmeister Teders zum Verwaltungsinspektor in Celle. 

Versetzt: 

Verwaltungsoberinspektor von Pionski in Freiendiez nach Brandenburg 
(Havel) -Görden, 

Verwaltungsinspektor Fruntke in Brieg nach Görlitz, 
Verwaltungsinspektor Schünemann in Naugard nach Stettin, 
Verwaltungsinspektor Wildenhayn in Luckau nach Berlin (FrGfs.), 
Oberin Reichert in Berlin nach Rothenfeld. 

In den Ruhestand getreten: 

Verwaltungsamtmann Joerg in Nürnberg, 

Verwaltungsoberinspektor von Pock in Schneidemühl, 
Verwaltungsoberinspektor Goldyga in Elbing, 
Verwaltungsoberinspektor Hölzen in Vechta, 

Verwaltungsoberinspektor Mollenhauer in Brandenburg (Havel) 
-Görden, 

Verwaltungsoberinspektor Zibell in Köslin, 

Verwaltungsoberinspektor Bähr in Liegnitz, 

Verwaltungsinspektor Vaness in Hamburg-Altona, 
Verwaltungsinspektor Höldtke in Berlin-Plötzensee, 
Verwaltungsinspektor Schmidt (Emst) in Hameln, 
Verwaltungsinspektor Wemecke in Wolfenbüttel, 

Oberin Seidel in Jauer. 

Verstorben: 

Verwaltungsinspektor Deickert in Spandau, 

Verwaltungsinspektor Häußler in Nürnberg, 

Oberin Grunau in Köln. 

Ärzte 

Ernannt: 

Anstaltsarzt Dr. Kurt Eberhardt zum Regierungsmedizinalrat in Drei¬ 
bergen-Bützow, 

Arzt Dr. Renner zum Regierungsmedizinalrat in Ichtershausen. 

In den Ruhestand getreten: 

Oberregierungsmedizinalrat Professor Dr. Callsen in Hamburg. 

Geistliche 

In den Ruhestand getreten: 

Oberpfarrer Neuhof in Bautzen 
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Schrifttum 

Bücher 

Inland 

Kurzkommentar zum Strafgesetzbuch mit allen wichtigen Nebengesetzen 
und Verordnungen von Reichsgerichtsrat Dr. Otto Schwarz. (Beck’sche 
Kurzkommentare Bd. 10) 6., durchgearbeitete und erweiterte Auflage. 
Erste Großdeutsche Ausgabe. Verlag C. H. Beck, München und Berlin 
1938. XX, 976 Seiten Taschenformat. Dünndruckpapier. Grauer 
Leinenband dlK, 12,50. 

Die 6. Auflage des Kurzkommentars von Schwarz war schon nach 
knapp 5 Monaten vergriffen. Das ist der beste Beweis für den Wert, der 
diesem ausgezeichneten Buch namentlich in der Praxis beigemessen wird. 
Nicht zum wenigsten verdankt der Kurzkommentar diesen Wert für den 
praktischen Gebrauch der Tatsache, daß man sich darauf verlassen kann, 
in einer neuen Auflage alle seit dem Erscheinen der letzten Auflage 
ergangenen Gesetze, wichtigen Verordnungen und Entscheidungen verar¬ 
beitet zu finden. Abschlußtag für die 6. erweiterte Auflage war der 
10. Oktober 1938. Die amtliche Entscheidungssammlung ist bis RGSt. 
Bd. 72 S. 224 benutzt worden. Die einschlägigen Vorschriften, die durch 
die Wiedervereinigung Österreichs und der sudetendeutschen Gebiete mit 
dem Deutschen Reich notwendig geworden sind, sind daher bis zu der VO. 
zur vorläufigen Ausübung der Rechtspflege in den sudotendeutschen Ge¬ 
bieten vom 8. Oktober 1938 in den insgesamt 93 Nebengesetze und Rechts¬ 
verordnungen enthaltenden Anhang aufgenommen. Neu aufgenommen 
sind auch die Bestimmungen über den weiteren Ausbau der Gesetzgebung 
über Rasse und Judentum, so die Vorschriften über die Anmeldung des 
Judenvermögens, die zweite Durchführungsverordnung über die Änderung 
der Familien- und Vornamen mit einem Auszug aus den Richtlinien (Ver¬ 
zeichnis der jüdischen Vornamen), die Bekanntmachung über den Kenn¬ 
kartenzwang der Juden. Ferner gibt der Anhang neu die AusländerpoUzei- 
verordnung, das neue Waffengesetz, das Autofallenraubgesetz, die Brand¬ 
schutzverordnung. Entsprechend der Entwicklung sind auch die Eriäute- 
rungen an manchen Stellen geändert worden. Bekannt ist, daß in dem 
Kommentar von jeher die Strafrechtswissenschaft mit zum Wort 
gekommen ist. 

Der Kurzkommentar mit seinem reichen Inhalt wird sich auch in seiner 
neuen Auflage als wertvolles Hilfsmittel im Tagesgebrauch von Praxis und 
Wissenschaft bewähren. Das sorgfältig aufgestellte Sachverzeichnis von 
26 Seiten erleichtert die Benutzung. Der Ausländer kann sich durch den 
Kommentar in zuverlässiger Weise über den Stand des deutschen Straf¬ 
rechts und in den Entscheidungen über die Auffassung der deutschen 
Strafrechtspflege unterrichten. 

ORR. Dr. Weissenrieder, Ludwigsburg. 

Arbeitseinsatz und Arbeitserziehung durch Fürsorge« Festschrift des 
Deut.schen Vereins für öffentliche und private Fürsorge zur Tagung 
und Mitgliederversammlung am 23. und 24. Mai 1938 in Würzburg. 
Verlag Lühe & Co., Leipzig, 1938, 135 Seiten, broschiert 3,— SlKr. 

Die Festschrift des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge zur Tagung und Mitgliederversammlung am 23. und 24. Mai 1938 
in Würzburg enthält wertvolle Beiträge zur Lösung einiger seh'meriger 
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Probleme auf dem Gebiete der fürsorgerischen Arbeitserziehung und des 
Arbeitseinsatzes. Es werden u. a. behandelt: Auswärtige Pflichtarbeit zur 
Auflockerung des Restbestandes der Arbeitslosen, Arbeitserziehung des 
Asozialen, Arbeitseinsatz und Arbeitserziehung der Nichtseßhaften, 
Arbeitseinsatz und Arbeitserziehung in der Gefangenen- und Entlassenen- 
fürsorge, Arbeitseinsatz der Tuberkulösen, Diabetiker im Arbeitsleben, 
Gedanken zur Blindenarbeit, der Gehörlose in der deutschen Volkswirt¬ 
schaft, Berufsschicksale von Körperbehinderten und die uneheliche Mutter 
als beschränkt einsatzfähige Arbeitskraft. Männer aus der Praxis mit 
langjähriger Erfahrung haben sich mit diesen aktuellen Fragen, deren 
Lösung nicht nur von volkswirtschaftlicher, sondern auch von innen¬ 
politischer Bedeutung ist, befaßt. Tabellarische Übersichten vervollstän¬ 
digen die Ausführungen. Auch die wichtigsten gesetzlichen Vorschriften 
haben Erwähnung gefunden, soweit sie für die fürsorgerische Tätigkeit 
von Belang sind. Die Gründlichkeit, mit der die einzelnen Gebiete be¬ 
arbeitet sind, läßt den festen und ernsten Willen des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private P^rsorge erkennen, sich nicht nur auf die 
Theorie zu beschränken, sondern auch wertvolle Arbeit für die Praxis zu 
leisten. j)j. Richard G o e b e 1, Berlin. 

Braun, Die Jagd- und Forstdelikte im Bezirk des Amtsgerichts Eüsenach, 
Heft 10 der Untersuchungen der Kriminalität in Thüringen, heraus¬ 
gegeben von Professor Dr. H. v. Weber, Verlag der Frommannschen 
Buchhandlung, Jena 1938, 63 Seiten, 2,80 

Die Arbeit, die sich auf tatsächliche Erhebungen innerhalb eines ver¬ 
hältnismäßig kleinen Bezirkes beschränkt, gelangt durch die Verwertung 
des Schrifttums zu allg^emein gültigen Feststellungen über die Täterper¬ 
sönlichkeit des Wilddiebes. Die zum Teil auch heute noch verbreitete 
Auffassung, daß der Wilddieb dem Zwange .Jieroischer Leidenschaft“ folge, 
wird überzeugend widerlegt und statt dessen nachgewiesen, daß „arbeits- 
und lichtscheues Gesindel, gewerbsmäßiges Verbrechertum“ vor uns steht. 

Staatsanwalt Wehl, Hamburg. 

Wieser, Der Rythmus in der Verbrecherhandschrift, systematisch darge¬ 
stellt von 694 Schriften Krimineller und 200 Schriften Nichtkrimineller, 
mit 86 Abbildungen und 15 Tabellen im Text. Verlag von Johann 
Ambrosius Barth, Leipzig 1938, 226 Seiten, 13,20 0iM,. 

Die Strafverfolgungsbehörden sind bei der Aufklärung von Urkunden¬ 
fälschungen und der Suche nach dem Verfasser anonymer Schreiben im 
Laufe der Zeit immer mehr dazu übergegangen, sich g^raphologischer Gut¬ 
achten als Hilfsmittel zu bedienen. — Diese sehr gründliche Arbeit greht 
einen Schritt weiter und versucht, aufbauend auf der Ausdruckswissen- 
schaft von Ludwig Klages, die auf dem Gebiete der Handschriftendeutung 
gewonnenen Erkenntnisse für die Wesensforschung des Verbrechers 
nutzbar zu machen. Eine Arbeit, die vor allem dem Kriminalbiologen 
interessante Ausblicke bietet. [Staatsanwalt Wehl, Hamburg. 

54. Jahrbuch der Sächsisch-Anhaitischen Straffälligenbetreuung und Ermitt¬ 
lungshilfe e. V. (früher Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen 
und Anhalt) „Die Ermittlungshilfe“, 1938. Erscheint im Selbstverlag 
der Sächsisch-Anhaltischen Straffälligenbetreuung und Ermittlungs¬ 
hilfe e. V., Halle (Saale), Gustav Nachtigalstr. 31. 

Das 54. Jahrbuch der Sächsisch-Anhaltischen Straffälligenbetreuung 
und Ermittlungshilfe e. V. enthält u. a. eine Abhandlung des Reichsgerichts- 
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rats Dr. Hartung über „Richtlinien für die praktische Arbeit der Ermitt- 
lungshilfe“ und eine Abhandlung des Regperungsrats Dr. Knobloch über 
„Die Arbeit im Strafvollzüge“. 

Dr. Hartung beginnt mit der Feststellung, daß die Vorgängerin der 
Ermittlungshilfe, die Gerichtshilfe in Halle, eine der ersten ihrer Art war, 
und daß sie, im Gegensatz zu manchen anderen Orten, sich als besonders 
fruchtbar erwiesen und überaus gut bewährt hat. Sodann schneidet er 
eine Reihe von Fragen an, die für die künftige Entwicklung von großer 
Bedeutung sind. Die Auswahl des richtigen Leiters und der richtigen 
Helfer hält er für entscheidend. Man solle es vermeiden, weibliche Helfer 
gegen männliche Beschuldigte einzusetzen und umgekehrt. Den Streit, ob 
„Fragebogen oder nicht“ löst er so, daß er sie als Gedächtnisstütze und 
Anhaltspunkte für brauchbar erklärt. Schließlich bespricht er noch die 
Verwendung des Ermittlungsberichtes in der Hauptverhandlung. 

Dr. Knobloch geht davon aus, daß, solange eine Freiheitsstrafe 
bekannt ist, von den Gefangenen Arbeit und Arbeitsleistung verlangt 
worden sei. Er fordert aber sinnvolle, nützliche und produktive Arbeit, 
weil nur so der Gefangene von der Notwendigkeit und dem Werte der 
Arbeit überzeugt werden könne. Ferner schildert er die Arbeiten, die in 
den Vollzugsanstalten eingeführt sind und die Möglichkeiten, die einen 
umfassenden und wirkungsvollen Einsatz der Gefangenen gewährleisten 
können. 

Das Heft schließt mit einer Inhaltsangabe der bisher erschienenen 
53 Jahrbücher. Dr. Richard G o e b e 1, Berlin. 

Freister, Leitfaden für die Helfer der Ermittlungshilfe, R. v. Deckers 
Verlag G. Schenck, Berlin, 1938, 71 Seiten, 1,30 

Der Leitfaden enthält außer einem Geleitwort von Reichshauptamts¬ 
leiter Hilgenfeldt Aufsätze über das Wesen, den Sinn und den Umfang 
der Ermittlungshilfe, über die Auswahl und die Tätigkeit der Helfer, ferner 
den Wortlaut der beiden grundlegenden Verfügungen des Reichsministers 
der Justiz und des Vorsitzenden des Deutschen Reichsverbandes für Straf- 
fälligenbetreuung und Ermittlungshilfe vom 7. Oktober 1937 über die Ein¬ 
führung einer Ermittlungshilfe und Vordrucke. 

Treffend ist der Unterschied zwischen der im unseligen Angedenken 
verbliebenen „Gerichtshilfe“ und der neuen „Ermittlungshilfe“ hervor¬ 
gehoben. Statt einer Hilfe für das Gericht wurde sie ein Verteidig^ngs- 
mittel für den Angeklagten. Damit nicht die Ermittlungshilfe in dieselben 
Bahnen gleite, ist ihr eine klare Zielsetzung in Richtung und Umfang 
gegeben worden. Als Helfer sollen nur Persönlichkeiten in Betracht 
kommen, die im nationalsozialistischen Gedankengut fest verwurzelt sind, 
die Verantwortungsbewußtsein, Lebenserfahrung, Geschick in Menschen¬ 
behandlung und Takt besitzen und die vor allem keine Scheu davor haben, 
für den Inhalt ihrer Berichte einzustehen. Schließlich wird in klarer und 
allgemein verständlicher Weise dargelegt, was der Helfer ermitteln und 
berichten soll und w i e er seine Ermittlungen durchzuführen hat. 

Dr. Richard G o e b e 1, Berlin. 

Kriminalistische Abhandlungen, herausgegeben von Dr. Franz Exner, 
ordentlicher Professor der Rechte an der Universität München, Ver¬ 
lagsbuchhandlung Dr. Emst Wiegand, Leipzig. 

Heft XXXV. Dr. Alois Osterkom, Kraftfahrzeug und Verbrechen, 
63 Seiten, 2,— Leipzig 1938. 
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Heft XXXVI. Dr. Fritz Manglkammer, Der Widerstand gegen Voll¬ 
streckungsbeamte, 65 Seiten, 2,— Leipzig 1938. 

Die Sammlung, von der die zuletzt erschienenen Hefte axif Seite 152 
bis 153 besprochen sind, ist durch weitere beachtenswerte Arbeiten fort¬ 
gesetzt worden. 

Osterkorn hat Erhebungen über das Thema nach drei Richtungen 
angestellt, er behandelt A. die eig:entlichen Kraftfahrerdelikte, wie fahr¬ 
lässige Tötung, Körperverletzung, Transportgefährdung usw., B. das Kraft¬ 
fahrzeug als Gegenstand der Verbrechensbegehung, wie Diebstahl, An¬ 
schläge auf fahrende Wagen und deren Insassen, und C. das Kraftfahrzeug 
als Hilfsmittel zur Verbrechensbegehung, wie Betrug, besonders Versiche¬ 
rungsbetrug. 

Zahlenmäßig obenan steht die Gruppe A., werden doch Jahr für Jahr 
etwa 5000 Personen in Deutschland durch Kraftfahrzeugunfälle getötet, bei 
denen in etwa 60% der Fälle der Tatbestand einer Fahrlässigkeit gegeben 
ist. Im einzelnen kommt er zu interessanten Ergebnissen: Frauen haben 
sich als weniger geistesgegenwärtig und in der Handhabung der Maschine 
weniger gewandt erwiesen als Männer. Die jüngeren Jahrgänge stellen 
vorwiegend die sogenannten „wilden Fahrer“. Was man gefühlsmäßig ver¬ 
mutet hat, findet hier seine zahlenmäßige Bestätigung. 

Manglkammer wertet 100 Tatsituationen aus und kommt mit 
Sauer zu einer Dreiteilung in 1. den reinen Angriffstyp, der aus Trotz 
seinen Willen auch gegenüber der Obrigkeit durchzusetzen versucht, 2. den 
Überzeug^ungswiderstand, wo Angehörige einer Opposition politische, sozi¬ 
ale oder sonstige Zwecke verfolgen und 3. den Nutzungswiderstand, wo 
der Täter wirtschaftliche Zwecke verfolgt oder die Entdeckung einer Straf¬ 
tat zu verhindern sucht. 

Bei seiner Untersuchung über den Zusammenhang von Widerstand 
und Alkoholismus kommt er zu dem Ergebnis, daß die chronischen Säufer, 
die selten ganz nüchtern werden, mehr Verfallsdelikte (Eigentumsvergehen, 
Landstreicherei, Bettelei usw.) begehen, während die Gelegenheitstrinker 
bei akuter Alkoholvergiftung in der Mehrzahl eigentliche Widerstandstaten 
auf weisen. 

Der Höhepunkt der Kriminalitätskurve wird bei Männern im Alter 
von 21 bis 24 Jahren und bei den Frauen zwischen 25 und 29 Jahren 
erreicht. Der Widerstand ist allerdings ein Delikt des Mannes; der Anteil 
der Frauen bleibt, von den Kriegsjahren abgesehen, unter 10 v. H., und 
davon war ein großer Teil (bei den Untersuchungen des Verfassers mehr 
als ein Drittel) Prostituierte und physisch minderwertige Personen. Unter 
den männlichen Verurteilten handelte es sich meist um vielfach vorbestrafte 
Verbrecher. 

Neue familien- und arbeitspolitische Aufgaben der deutschen Wohlfahrts¬ 
pflege, Verlag Heinrich Demuth, Frankfurt a. M., 1938, 139 Seiten, 
3,— 0M. 

Die wertvolle Schrift enthält die auf der Tagung des Deutschen Ver¬ 
eins für öffentliche und private Fürsorge am 23. und 24. Mai 1938 in 
Würzburg gehaltenen Vorträgpe von Gauamtsleiter Dr. B e n z i n g über 
Gesundheitsfürsorge im Hilfswerk Mutter und Kind. — Gauamtsleiter 
Landesrat V e n t z k i über NS-Jugendhilfe. — Beigeordneter Präsident 
Martini über Gegenwartsaufgaben der öffentlichen Fürsorge. — 
Magistratsrat Dr. Preste 1 und Regperungsrat Minzenmay über 
Arbeitseinsatz und Arbeitsfürsorge. — Gerichtsassessor Dr. Dr. H i 11 e r 
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und Amtsgferichtsrat Ress über die Familiennotgemeinschaft und die 
gerichtlichen Erfahrungen zu diesem Problem. Auf den Bericht im 2. Heft 
des 69. Bandes auf Seite 148 und 149 über die Tagung des Deutschen 
Vereins wird Bezug genommen. 

Mitteilungen der kriminalbiologischen Gesellschaft, Band V, Arbeitstagrung 
in München (5. bis 7. Oktober 1987), Ulr. Mosers Verlag in Graz- 
Leipzig-Wien, 1938. 

Über diese Tagung ist im 5. Heft des 68. Bandes auf Seite 404 bis 405 
berichtet worden. Nunmehr liegen die dort angezogenen Vorträge im 
Druck vor. ORR. Dr. Walter S t r u b e , Berlin. 

Ausland 

Bei der Schriftleitung gingen folgende Bücher ein, deren Besprechung 
Vorbehalten bleibt. 

Frankreich: Pierre Bouzat, Professeur ä la Facultä de Droit de Rennes, 
L’Abandon de Familie en Droit Fran^ais, R6formes possibles, Rapport 
present4 ä la Semaine Internationale de Droit (Paris, Juillet 1937) 
Rennes, Librairie Plihon, 5 Rue Motte-Fablet 5, 1937. 

Union des Societes de Patronage de France, Actes du Congres International 
du Patronage des libdrds et des Enfants traduits en justice, Imprimerie 
A. Coueslant, Gabors 1988. 

Griechenland: Xwjpfrov’.'jTWod ll/.rjpo'.pof/iai, 7p!;i/jviata rxoost; (Renseigfnements 
penitentiaires, Edition trimestrielle) 3. Jahrgang Heft A vom Januar 
bis Mai 1938 und Heft B vom April bis Juni 1938, Athen. 

TarjTüoüpa, KaTaaTO/.rj zai npoÄr^'ii; iv AOa-rpta vm '. ’ltAi'a,T'jroi; 

Qzniak'j'AxTj, 1937. 

Ungarn: Battaglini Giulio, Professor in Bologpia, Az Olasz Büntetötör- 
venykönyv. Das italienische Strafgesetzbuch, übersetzt durch 
Dr. Angyal Pal und Dr. Räcz Györg^y, Budapest 1937, 

Zeitschriften 

Monatsblätter für Straffälligcnbetreuung und Ermittlungshilfe, 

Berlin SO 36, 13. Jahrgang. 

Heft 9 vom Juni 1938. 

Der Beitrag der Presse von Schriftleiter Heizler, Berlin. 
Es wird immer wieder von Seiten der Praktiker der Straffälligen- 
betreuung — mit Recht — beklagt, daß die Namensnennung eines Ver¬ 
urteilten eine Anprangerung bedeute und die spätere Wiedereingliederung 
eines Strafentlassenen erheblich erschwere. Es wird aber mitunter auch 
aus Gründen der Abschreckung nötig sein, den Namen eines Verurteilten 
in der Zeitung zu nennen. 

Richtlinien für die praktische Arbeit derErmitt- 
1 u n g 8 h i 1 f e von Reichsgerichtsrat Dr. jur. h. c. Hartung, Leipzig. 
Die wichtigste Aufgabe ist es, in Gemeinschaft mit der NSV. die 
nötigen Helfer auszuwälilen und zu schulen. Man sollte z. B. vermeiden, 
weibliche Helfer in Ermittlungsverfahren gegen männliche Beschuldigte 
einzusetzen und umgekehrt. 

Soziale Stellung — äußere Faktoren — in ihrer 
Bedeutung für die Beurteilung der rechtsbrechen¬ 
den Frau von Dr. jur. Käte Schmitz, Brackwede. 
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Als Schlüssel der weiblichen Seele wird ihr Altruismus genannt. Die 
Frau sorgt für andere, sie lebt für andere. Dieser Altruismus, gepaart 
mit ihrer Gefühlsbetontheit, entwickelt Tugenden und Fehler. 

Auslandsschau : Prohibition und Temperenz, besonders in USA 
und England. 

Heft 10 vom Juli 1938. 

G e f ä n g n i s a r b e i t zum Nutzen der Gemeinschaft, 
des Gefangenen und des Entlassenen von Regperungs- 
rat Dr. Henning, Kassel. 

Einmal ist eine planmäßige zentrale Lenkung der Gefangenenarbeit 
vorgesehen, weiter soll durch restlose Erfassung der Arbeitskräfte und 
durch Mehrarbeit eine Steigerung der Produktion erreicht werden, und 
schließlich sollen die Außenarbeiten, insbesondere die Meliorationsarbeiten 
quantitativ vervielfacht werden. 

Die Wiedereingliederung der S i c h e rungsver- 
wahrten in die Volksgemeinschaft von Regierungsrat 
Dr. jur. Hans Mayr, Straubing. 

Die Zahl derer, die in Sicherungsverwahrung dauernd zu halten sind, 
muß sich auf diejenigen beschränken, die in der Freiheit tatsächlich eine 
Gefahr für die Allgemeinheit bilden würden. Bei denjenigen, die, im 
g^roßen und ganzen g^esehen, nur eine, wenn auch erhebliche Be¬ 
lästigung ihrer Mitmenschen wären, muß versucht werden, sie wieder 
in die Volksgemeinschaft einzugliedem. Die Sicherungsverwahrung wird 
für diese eine Art korrektioneile Nachhaft. 

Ideelle und m a t e r i e 11 e F ü r s o r g e i m J u g e n d s t r a f- 
Vollzug 1861 (bzw. 1863) und 1937 von Oberlehrer Kurt Wittig, 
Neukirch. 

Wenn heute im Strafvollzug allgemein und im Jugendstrafvollzug 
im besonderen der Vergeltungsgedanke wieder Ausdruck findet, so ist man 
sich doch bewußt, daß die Strafe mit ihrem Übel ein zweischneidiges 
Schwert ist und daß sie ihren Zweck voll erst dann erfüllt, werm es 
gelinget, dem Täter nicht nur einen heilsamen Schrecken einzujagen, sondern 
sie erzieherisch auszuwerten, daß der Gefangene sich unter ihrem Ein¬ 
drücke irmerlich umstellt und den ernsten Willen faßt, künftig ge.setzmäßig 
zu leben. Unter diesefn Gesichtspunkt zieht der Verfasser Vergleiche 
zwischen der Verordnung über den Jugendstrafvollzug vom 22. Januar 1987 
und der Hausordnung für jugendliche Gefangene in Hall vom 9. Novem¬ 
ber 1851. 

Heft 11/12 vom August/September 1938. 

Nationalsozialistische Vo 1 ks wohlf a h rt und Ge¬ 
fangenenfürsorge von Gauamtsleiter Behr, Rostock. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß Straffällige, die den festen Vorsatz 
hatten, durch tadellose Führung und durch Arbeit sich wieder einen Auf¬ 
stieg zu schaffen und somit die Vergangenheit vergessen zu machen, diesen 
Vorsatz nicht durchführen konnten trotz festen Willens, da ihnen alle 
Türen versperrt waren und sie aus Not und Verzweiflung wieder rückfällig 
wurden. Es entspricht durchaus nationalsozialistischem Empfinden, daß 
die Straftat mit der Verbüßung der Strafe gesühnt sein muß, selbst¬ 
verständlich soweit es sich nicht um Gewohnheitsverbrecher und charakter¬ 
lich mindelv^'ertige Elemente handelt. 
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Arbeitsvermittlung bei Strafentlassenen und der 
Auftrag zur nicht gewerbsmäßigen Arbeitsver¬ 
mittlung von Oberlehrer Adam, Kassel. 

Wir wollen nicht als Arbeitsvermittler auftreten, die das Recht zur 
Einweisung in einen Arbeitsplatz haben neben dem Arbeitsamt und unab¬ 
hängig von diesem. Wir beschränken uns bewußt auf die Ermittlung der 
Arbeitsstellen und machen die soweit praktisch bearbeiteten Fälle den 
jeweiligen Arbeitsämtern zur letzten und endgültigen Zuweisung namhaft. 
Grundsätzliches über nationalsozialistische 
Strafrechtspflege von Ersten Staatsanwalt Dr. Moll, Rostock. 

Der Leitgedanke der nationalsozialistischen Strafrechtspflege ist die 
Trennung zwischen dem Gewohnheitsverbrecher und dem Volksgenossen, 
der nicht aus Verworfenheit gestrauchelt ist. Zu einer guten Strafrechts¬ 
sprechung gehört aber ein g^iter Strafvollzug. Die beste und gerechteste 
Rechtsprechung verliert an Wert, wenn die Strafen so vollzogen werden, 
daß sie nicht nützen, sondern schädigen. 

Aufgaben und Aufbau derStrafentlasssenenfür- 
sorge von Oberlehrer Lübcke, Rostock. 

Das Geld spielt in der Straffälligenbetreuung eine untergeordnete 
Rolle und durch Zahlung kleinerer Unterstützungen kann man sich der 
Fürsorgepflicht nicht entziehen. Wer Strafentlassene betreuen will, muß 
etwas von den Menschen hinter den Mauern wissen. Er muß mit einiger 
Sicherheit den Verbesserlichen von dem Unverbesserlichen scheiden. 

Für die charakterlich minderwertigen Elemente, bei denen der Straf¬ 
zweck nicht erreicht wird, schlägt der Verfasser ein Zwangslager auf einer 
staatlichen Domäne vor. Dort sollen sie bei zäher Arbeit und stufenweiser 
Lockerung des Zwanges ihr Brot verdienen und beweisen, ob ihnen die 
völlige Freiheit nach einigen Jahren wiedergegeben werden kann. 

ORR. Dr. S t r u b e , Berlin. 

Ausland 

Italien 

Rivista di diritto penitenziario, studi teorici e pratici. Herausgeber: 
Dr. Giovanni Novelli. Jahrgang IX, Heft 3 (Mai/Juni 1938). 

Das Heft wird mit dem Abdruck einer Vorrede eingeleitet, die Benito 
Mussolini der dreibändigen Ausgabe der Schriften und bedeutend¬ 
sten politischen Reden seines langjährigen Justizministers Alfrede Rocco 
vorausgeschickt hat. 

Im Anschluß hieran wird ein Aufsatz von Reichsminister Dr. Frank 
über „Probleme des Strafrechts und des Strafvollzugs“ gebracht. Der 
Nationalsozialismus erkenne die Strafe nur als Folge einer gerichtlichen 
Entscheidung an. Da die Strafe eine rechtliche Maßnahme der Gemeinschaft 
sei, könne sie nur in einejn durch Rechtsnormen geregelten Verfahren aus¬ 
gesprochen werden. Träger der Strafgewalt sei nicht der Staatsanwalt, 
sondern der Richter. In der Regel müßten die auf Grund des Strafrechts 
ausgesprochenen Strafen auch vollstreckt werden, die Gnade müsse eine 
seltene Ausnahme bleiben. In der Strafvollstreckung müsse man zwei 
Typen, den unverbesserlichen Gewohnheitsverbrecher und den zum ersten 
Mal Gestrauchelten, unterscheiden. 

Professor Carnevale schreibt über „Das fortschrittliche Prinzip 
des Strafgesetzes und die heutigen Probleme“, Adv. Santucci über 
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„Die dunklen Punkte des Strafgesetzes, die objektive Verantwortlichkeit“. 
Auch in der modernen Gesetzgebung seien noch gewisse Überbleibsel 
der früheren primitiven Erfolgshaftung festzustellen. Die Rechtsprechung 
täte gut daran, die Fälle der objektiven Verantwortlichkeit nicht allzu 
wörtlich zu nehmen und die subjektiven und psychischen Elemente auch 
hierbei nicht völlig außer acht zu lassen. 

Im Anschluß an die Originalartikel folgt ein Bericht über die Sitzung 
der Internationalen Strafrechts- und Gefängniskommission in Florenz (im 
Mai v. Js.). Im Vordergrund hat die Vorbereitung des römischen Kon¬ 
gresses 1940 und die Auswahl der 12 Beratungsthemen für diesen Kongreß 
gestanden. Dann wird — vorbehaltlich eines ausführlichen Berichts — 
kurz über die Studienreise der italienischen Strafvollzugsbeamten nach 
Deutschland berichtet, die im Somuer 1938 stattgefunden hat. Es folgt 
ein Bericht über die erste Tagung der Arbeitsgemeinschaft für deutsch¬ 
italienische Rechtsbeziehungen, die Ende Juni 1938 in Rom abgehalten 
worden ist. Anschließend wird das von der Internationalen Strafrechts¬ 
und Gefängniskommission ausgearbeitete und den beteiligten Regierungen 
zur Einführung empfohlene Muster für die kriminalbiologischen Unter¬ 
suchungsakten nebst den Erläuterungen abgedruckt. 

Der Rat am Kassationsgerichtshof Berardelli berichtet über das 
siamesische Gefängniswesen (vgl. hierzu Blätter für Gefängniskunde Bd. 69 
S. 158). 

In dem Teil „Rechtslehre“ schreibt der Amtsrichter D’A n i e 11 o über 
„Die Prüfung der Gefährlichkeit“, ein Problem, das in der italienischen 
Strafrechtswissenschaft und -praxis in der gleichen Weise im Vordergrund 
steht wie bei uns. Es folgt ein Beitrag von N a 1 d i n i, des Überwachungs¬ 
richters von Livorno, zum Studium der Vollstreckung der sichernden Maß¬ 
regeln in Italien. Der Verfasser berichtet über seine Erfahrungen. Er hebt 
eingangs die großen Schwierigkeiten hervor, die bei der Nachprüfimg der 
Gefährlichkeit der Verbrecher auftauchen. Eine absolute Sicherheit, daß 
die Gefährlichkeit verschwunden sei, könne man zur Entlassung nicht ver¬ 
langen. Man müsse sich mit einer hohen Wahrscheinlichkeit, daß das 
Werk der sozialen Wiederanpassung erfolgreich gewesen sei, begnügen. 
Man müsse alle Mittel heranziehen, um den Verurteilten genauestens 
kennen zu lernen, vor allem sei auch der unmittelbare persönliche Kontakt 
erforderlich. Die richterliche Entscheidung dürfe nicht eine Papierent¬ 
scheidung sein, sondern das Ergebnis einer genauen Prüfung, die sich 
bemühe, mittels der äußeren Tatsachen die wirkliche psychische und see¬ 
lische Beschaffenheit des Verurteilten zu erkennen. Naldini hat in hohem 
Maße und, wie er ausführt, auch mit Erfolg von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, den Unter gebrachten zu beurlauben (Art. 278 der ital. Dienst- 
und Vollzugsordnung). Eine verhältnismäßig kurze Zeit einwandfreier 
Führung in der Freiheit sei für die Beurteilung wertvoller als eine lange 
Zeit guter Anstaltsführung. 

Aus der Rechtsprechung verdient eine Entscheidung des Kassations¬ 
gerichtshofs vom 21. 3. 1938 hervorgehoben zu werden, welche den Unter¬ 
schied der Unterbringung in einer Erziehungsanstalt (casa di rieducazione) 
nach Art. 25 des Jugendgerichtsgesetzes und der Unterbringung in einer 
Justizbesserungsanstalt (riformatorio giudiziario> nach Art. 223 des Straf¬ 
gesetzbuchs behandelt. Im ersten Fall handelt es sich um Verwahrloste, 
im zweiten Fall um kriminelle Jugendliche, um strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit und kriminelle Gefährlichkeit. 
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Im amtlichen Teil belichtet Dr. Giovanni N o v e 11 i über die Orga¬ 
nisation der Gefängnisstatistik bei ihrem Übergang auf das Zentralamt für 
Statistik (Die Gerichts- und Gefäng^iistatistik ist in Italien am 1. 6. 1938 
aus der Zuständigkeit des Justizministeriums auf das Zentralamt für 
Statistik übergegangen.) 

Das Heft schließt mit einem Bericht über die Eröffnung der Zentral¬ 
stelle für die Wiedereingliederung gestrauchelter Jugendlicher in Venedig. 
Die Zentralstelle besteht aus einer Beobachtrmgsstelle, zwei Besserungs¬ 
anstalten, einem Jugendgefängnis und dem Jugendgericht. Die einzelnen 
Institute sind voneinander unabhängfig und getrennt. 

Dr. Dallinger, Berlin. 

Niederlande 

Maandblad voor Berechting en Reclasseering. Herausgeber: Hoofdre- 

dacteur Dr. N. Müller, Amsterdam. 

17. Jahrgang. Januar 1938. 

Der Herausgeber des Maandblads leitet das Heft ein mit einem 
Artikel, der die Überschrift trägt: 

„Die Strafe, die verdirbt (Verwahrhaus zieht Prostituierte heran)“ 

Er weist darauf hin, daß er bereits im Maandblad 1936 geschildert habe, 
wie ein anständiges junges Mädchen im Verwahrhaus mit drei Prostituier¬ 
ten und ein seelisch gesunder junger Mann mit- einem Homosexuellen 
zusammengebracht worden seien, und daß er schon damals auf die hierin 
liegenden Gefahren aufmerksam gemacht habe. Das Justizministerium 
habe seinerzeit zwar auf Vorstellungen der zweiten Kammer hin be¬ 
ruhigende Zusagen gemacht, den Worten seien aber keine Taten gefolgt. 

Im Anschluß hieran erhebt er die Anklage, daß trotz seiner Warnungen 
in den staatlichen Anstalten fortgefahren werde, Prostituierte heranzu¬ 
ziehen. 

Er berichtet, daß er sich nun nicht mehr damit zu begnügen brauche, 
lediglich auf die Gefahr der planlosen Zusammenbringfung von Verwahrten 
hinzuweisen, sondern beweisen könne, daß ein 24-jähriges Mädchen, 
welches sich wegen Diebstahls im Verwahrhaus befunden habe, durch die 
Bekanntschaft mit einer dort eingesperrten Prostituierten zur Prostitution 
gekommen sei. 

Der Verfasser fordert, daß solche Vorfälle durch Anordnungen des 
Justizministeriums an die Gefängnisleitungen unmöglich gemacht werden. 
Vor allem dürfe Platzmangel in einer Anstalt kein Anlaß dazu sein, die 
gemeinsame Einsperrung von noch nicht ganz Verdorbenen mit gefährlichen 
Elementen zuzulassen, sondern in diesem Falle müsse eine Aufnahme im 
Verwahrhaus grundsätzlich abgelehnt werden. 

Er zieht aus dem g^eschilderten Vorfälle die Schlußfolgerung, daß 
der Strafvollzug eine unsittliche Handlung darstelle, wenn er derartige 
Gefahren herbeiführe. Bestrafung sei notwendig, aber eine Bestrafung in 
der erwähnten Weise bilde eine Gefahr sowohl für den Einzelnen als auch 
für die Gemeinschaft. 

In einem weiteren Artikel, dessen Verfasser nicht genannt ist, wird 
die „leben.slängliche Gefängnisstrafe“ einer eingehenden Betrachtung unter¬ 
zogen. 

Der Verfasser berichtet, daß zur Zeit in dem „Besonderen Straf¬ 
gefängnis zu Leeuwarden“ acht lebenslängliche Gefangene untergebracht 
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seien. Cr schildert ausführlich das traurige Los dieser Gefangenen, das 
nach seiner Ansicht durch zwei Umstände besonders erschwert wird, näm¬ 
lich durch die Aussichtslosigkeit ihres Zustandes und dadurch, daß sie nach 
den bestehenden Vorschriften ausschließlich auf den Verkehr miteinander 
angewiesen sind. 

Anschließend macht er drei Vorschlägfe, die — wie er glaubt — eine 
Milderung des Loses der „Lebenslänglichen“ herbeiführen können, ohne 
daß dadurch das Prinzip der lebenslänglichen Strafe verlassen oder nur 
angefochten wird. Er schlägt vor: 

1. die Einführung der Möglichkeit einer „bedingungsweisen Infreiheit¬ 
stellung“ (bedingte Strafaussetzung) nach Verbüßung von 20 Jahren; 

2. die Zulassung des Umgangs der Lebenslänglichen mit anderen erheblich 
bestraften Gefangenen, die nicht zu einer lebenslänglichen Strafe ver¬ 
urteilt sind; 

3. die Einführung einer Lohnregelung, welche die lebenslänglichen Gefan¬ 
genen nicht mehr schlechter stellt als die übrigen Gefangenen. 

Zur näheren Erläuteining des Problems der lebenslänglichen Gefängpüs- 
strafe bringt der Verfasser eine Reihe von Ausführungen, die er einem 
Artikel aus der „Zeitschrift für Strafrecht“ von Mr. 0. J. Cluysenaer 
entnommen hat. 

Er behandelt in ihnen die Zahl der Verurteilungen seit der Einführung 
des Strafgesetzbuches (1886), die „bedingungsweise Infreiheitstellung“ von 
Lebenslänglichen und die Ansichten des „Zentralkollegiums für Wieder¬ 
eingliederung“ sowie der „Niederländischen Juristenvereinigung“ hierüber; 
ferner macht er Vorschläge für die bei Einführung der „bedingungsweisen 
Infreiheitstellung“ erforderlich werdende Änderung des Strafgesetzbuches 
und begründet eingehend seine Anregrungen für die Einführung einer neuen 
Lohnregelung sowie für die Aufhebung der Trennung der Lebenslänglichen 
von den anderen Gefangenen. 

17. Jahrgang. Februar 1938. 

Unter der Überschrift „Die lebenslangen Gefangenen“ nimmt 
A. A. Cnopius zu dem Artikel des Hoofdredacteur Dr. N. Müller in dem 
Januarheft des Maandblad 1938 ,JI)ie lebenslängliche Gefängnisstrafe“ 
Stellung. Er prüft vor allem die Frage, ob die Einführung der Möglich¬ 
keit einer „bedingungsweisen Infreiheitstellung“ eine so wesentliche Ver¬ 
änderung herbeiführen würde, daß sie als die Erfüllung einer längst 
empfundenen Notwendigkeit angesehen werden muß. Er verneint diese 
P’rage, indem er nachweist, daß von den 28 Personen, die seit der Ein¬ 
führung des holländischen Strafgesetzbuches zu einer lebenslänglichen 
Gefängnisstrafe verurteilt worden sind, keine diese Strafe restlos verbüßt 
hat. Er hält die Einführung der Möglichkeit einer „bedingungsweisen 
Infreiheitstellung“ nach 20 Jahren für verfehlt, da man dann besser die 
lebenslängliche Strafe überhaupt abschaffe und durch eine 20-jährige Ge- 
fängniisstrafe mit anschließender Polizeiaufsicht ersetze. 

Die Abschaffung der lebenslänglichen Gefängnisstrafe erklärt er aber 
für unmöglich, da die öffentliche Meinung bei den schwersten Verbrechen 
diese Strafe verlange und ein großer Teil des Volkes sich sogar hiermit 
nicht zufrieden gebe, sondern die Einführung der Todesstrafe fordere. 

Am Schlüsse seiner Ausführungen rügt der Verfasser die Ungeeig¬ 
netheit des „Besonderen Strafgefängnisses“ zu Leeuwarden für die Unter- 
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bringung: der lebenslänglichen Gefangenen und macht den Vorschlag, 
diesem Übelstande durch den Bau eines neuen Gefängnisses abzuhelfen. 

In einem Artikel, der mit „Haft in der Gemeinschaft“ überschrieben 
ist, weist Hoofdredacteur Dr. N. Müller auf seine Abhandlung „Die Strafe, 
die verdirbt“ in dem Januarheft des Maandblads 1938 hin. Er betont, daß 
er mit seinen Ausführungen nicht bezweckt habe, ein Verwahrhaus an den 
Pranger zu stellen; er habe lediglich an Hand eines deutlichen Beispieles 
nochmals auf die Gefahren der Gemeinschaftshaft hinweisen und die 
wichtige Frage aufwerfen wollen, wie durch eine verständige Anwendung 
die in dem System der Gemeinschaftshaft liegende Gefahr abg^ewandt 
werden könne. Er verwahrt sich gegen die Annahme, seine Beschwerden 
gegen die Gemeinschaftshaft seien ein Steckenpferd von ihm, indem er auf 
zwei Tätigkeitsberichte des „Zentralkollegiums für Wiedereingliederung“ 
und der „Vereinigung für Strafrechtsprechung“ hinweist sowie überein¬ 
stimmende Stellungfnahmen verschiedener maßgebender Persönlichkeiten 
zitiert. 

17. Jahrgang. April 1938. 

„Groepsleiding“ (Gruppenleitung) lautet die Überschrift eines Ar¬ 
tikels von P. J. Stuffers, der vor der Gefahr einer verderblichen 
moralischen Beeinflussung in Jugendgefängnissen, Arbeitslagern, Er¬ 
ziehungsanstalten und Internaten warnen will. 

Der Verfasser erblickt die Ursache für den Fall vieler junger 
Menschen in einer sittlichen Infektion, die sie sich beim engen Zusammen¬ 
leben mit anderen zugezogen haben. Er geht davon aus, daß es auch im 
Jugendgefängnis wie an Stammtischen und in Damenkränzchen ausschlag¬ 
gebend darauf ankomme, wer der Tonangeber ist und, ob sich jemand findet, 
der dem schlechten Tonangeber den Mund stopft. 

Er macht anschließend Ausführungen, die zur Überwindung der Ge¬ 
fahr einer verderblichen Beeinflussung beitragen sollen. Die von ihm 
gesammelten Erfahrungen und Ansichten faßt er dahingehend zusammen, 
daß eine sittliche Infektion nur durch eine positive Erziehung in der Gruppe 
vermieden werden könne. Man müsse die Wortführer unter den Jungen 
dazu bringen, ihren Einfluß auf die andern durch vorbildliche, positive 
Arbeit geltend zu machen, wozu die ganze Kraft des Gruppenleiters 
und ein vielseitiges Geschick gehörten. Habe man einmal die Einfluß¬ 
reichsten unter den Jungen für sich gewonnen, dann werde die Beein¬ 
flussung durch die schlechten Kräfte unter den Anstaltsinsassen immer 
geringer. Eine Gruppe, die man einmal soweit habe, könne leicht und mit 
viel Freude geleitet werden. Eine Gruppe aber, auf die man den guten 
Einfluß nicht wirksam werden lasse, werde von schlechten Tonangebem 
durch und durch verseucht. Es komme zu Streit, unsittlichen Beziehungen, 
schlaffem Gehorsam und Widerstand. Strafen und Auseinanderziehen 
hülfen in diesem Falle nichts. 

Zum Schluß betont der Verfasser nochmals, daß es bei der Fühi-ung 
der jungen Menschen wesentlich auf die Qualität der „Gruppenleiter“ an¬ 
komme und gibt einige Anregungen für ihre Ausbildung und Dienstbe¬ 
zeichnung. 

Assessor Th. van Oy, Wesel a. Rhein. 
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Die Grundgedanken des polnischen 
Strafgesetzes 

von Professor Dr. Ludwik D w o r z a k , 

Richter am Appellationsgericht in Lemberg (Polen). 

Um sich von den charakteristischen Merkmalen unserer 
Gesetzgebung Rechenschaft zu geben, muß man dessen eingedenk 
sein, daß sie eine Wiederspiegelung der bodenständigen Bedürf¬ 
nisse und Tendenzen ist. 

Ich muß das wiederholen, was ich auf dem letzten Kongreß 
in Rom (3. 8. 1938) betont habe, daß wir, bei aller Aner¬ 
kennung für die fremden Richtlinien und wissenschaftlichen 
Arbeiten auf dem Gebiete der Gesetzgebung, bestrebt sind, 
unsere Gesetzgebung mit den nationalen Traditionen, sowie 
unseren völkischen, kulturellen und ökonomischen Bedürfnissen 
in Einklang zu bringen. 

Die polnische Strafgesetzgebung folgt der Richtlinie des 
konstitutionellen Dekalogs, welcher die Hauptgrundsätze der 
Staatsform und des Verhältnisses des Bürgers zum Staate 
festlegt. Daher die Verbindung der Grundsätze des Subjektivis¬ 
mus, Individualismus, Humanitarismus und sozialen Solidaris- 
mus mit den Grundsätzen des sozialen Schutzes. Auf denselben 
Grundsätzen beruht auch die polnische Strafvollzugs-Ver¬ 
fassung. 

Unser Bestreben geht dahin, daß der Verurteilte während 
der Abbüßung der dem begangenen Delikt gemäß verhängten 
Strafe sich gleichzeitig in moralischer und sozialer Hinsicht 
regenerieren kann. Deshalb nehmen wir kriminologisch-biolo¬ 
gische Untersuchungen der Verurteilten vor, richten Anstalten 
verschiedener Typen ein, mit besonderer Beachtung der Bedeu¬ 
tung der Feldarbeits-Anstalten, welche bereits sehr gute Ergeb¬ 
nisse gezeitigt haben, und legen deshalb auch Gewicht auf den 
Schutz der Enthafteten. 

Andererseits beschützt das neue polnische Strafgesetz die 
Gesellschaft vor einer der bedrohlichsten Plagen des Gemein¬ 
schaftslebens, nämlich vor dem Berufs- und Gewohnheitsver¬ 
brecher. Diesem Zwecke dienen die Sicherungsmaßnahmen und 
vor allem die Zwangsarbeits-Anstalten und Anstalten für Un¬ 
verbesserliche (Art. 83 und 84 Str.G.). 

Schon diese beiden Sicherungsmaßnahmen bilden eine 
gewisse Abstufung, indem sie die Möglichkeit bieten, die 
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schärfste Maßnahme (Anstalt für Unverbesserliche) erst nach 
erfolgloser Anwendung der Zwangsarbeits-Anstalt vorzuneh¬ 
men. Es ist jedoch hervorzuheben, daß gesetzlich die Anwen¬ 
dung der Anstalt für Unverbesserliche von der vorhergehenden 
Anwendung der Zwangsarbeits-Anstalt nicht abhängig ist. 

Überdies hat das Justizministerium mit Erlaß vom 
15. 1. 1934 Pos. 38 in der strengsten der Sicherungs-Anstalten, 
und zwar in der Anstalt für Unverbesserliche, eine gewisse 
Progression einführt. Solcherart haben wir in der Praxis die 
ein Jahr später auf dem Kongreß in Berlin berührte Frage „Soll 
man das Progressivsystem auch in den Sicherungsanstalten ein¬ 
führen?“ gelöst. In meinem diesem Kongreß vorgelegten Referat 
habe ich bei einem der Postulate hervorgehoben: 

„3° L’organisation des mesures de surete doit etre 
basee sur les diverses types d’etablissements dont Tobj et 
est de conduire progressivement les internes ä la liberte“. 
Ich bin der Ansicht, daß sogar der im gegebenen Moment 
als unverbesserlich klassifizierte Mensch psychischen Umwand¬ 
lungen unterliegen kann, und daß es unsere Pflicht ist, ihm die 
Besserung zu erleichtern, und zwar sowohl während des Straf¬ 
vollzuges, wie auch während der Zeit seines Aufenthaltes in der 
Sicherungsanstalt. 

Damit erklärt sich der weitere Ausbau unserer Sicherungs¬ 
anstalten und insbesondere der Anstalten verschiedener Typen 
für Unverbesserliche. Auf diese Weise wird die Klassifizierung 
der Inhaftierten und der Ausbau des Progressivsystems ermög¬ 
licht werden. Insbesondere wird die Möglichkeit der Über¬ 
weisung der Inhaftierten von einer Anstalt in die andere und 
ihrer Wiederanpassung an das normale Leben geschaffen. 
Damit hängen denn auch die Arbeiten über die Organisation 
der Zwangsarbeits-Anstalt zusammen, deren Benutzung — wie 
ich schon erwähnt habe — der Unterbringung in einer Anstalt 
für Unverbesserliche immer vorangehen sollte. 

Es ist hervorzuheben, daß unser System der Bekämpfung 
des Verbrechertums in der deutschen Literatur gebührend 
gewürdigt wurde. Besonders treffende Bemerkungen darüber 
enthält die gründliche Abhandlung von Busch, welche im 
Jahre 1935 in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen¬ 
schaft (Band 55, Heft 6) unter dem Titel „Kritische Bemer¬ 
kungen zum polnischen Strafgesetzbuch“ veröffentlicht wurde. 
In dieser Abhandlung bemerkt der Autor (Seite 22) unter an¬ 
derem: „Das polnische Strafgesetzbuch geht in vielen Fragen 
eigene Wege“. 
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Strafmittel und Sicherungsmaßregeln 
auf Grund der polnischen Strafvollzugs¬ 
praxis 

von Landgerichtspräsident Mitraszewski, Wilna (Polen) 

Von den vier Strafmitteln, die das polnische Strafgesetz¬ 
buch vom Jahre 1932 vorsieht, betrachten wir nur die Gefängnis¬ 
strafe. 

Nach der Absicht und dem Willen des polnischen Gesetz¬ 
gebers wird das Hauptgewicht der Repression und der Kriminal¬ 
politik vom gerichtlichen Urteil auf die Vollstreckung der Strafe 
verlegt. Diese Tatsache in Zusammenhang mit den Grundsätzen, 
die das polnische Strafgesetzbuch enthält, bringt die Notwendig¬ 
keit einer gründlichen Reform des bisherigen Strafvollzugs¬ 
systems mit sich. Es muß umgebaut werden, damit es mit den 
Hauptforderungen, die das Strafgesetzbuch stellt, ein ent¬ 
sprechendes und geschlossenes Ganzes bildet. 

Der Forderung des Strafgesetzbuches nach einer zielbe¬ 
wußten und der Persönlichkeit des Täters angemessenen Strafe 
muß eine zielbewußte Vollstreckung der Strafe entsprechen, die 
auf individueller Behandlung der Verurteilten beruht, und im 
Einklang steht mit ihren persönlichen Eigenschaften, ihrem 
Charakter, den Beweggründen ihres Handelns, ihrer Vergangen¬ 
heit und dem Milieu, dem sie entstammen und in dem sie lebten, 
und schließlich der Art und Weise des verübten Vergehens. 

Auf Grund dieser Prämissen beriefen die polnischen Straf¬ 
vollzugsbehörden bereits im Mai 1933, also ungefähr ein Jahr 
nachdem das Strafgesetzbuch in Kraft getreten war, eine Kom¬ 
mission für kriminal-biologische Forschungen beim Strafdepar¬ 
tement des Justizministeriums. Die Aufgabe dieser Kommission 
bestand in der Ausarbeitung von Methoden, welche zur Erkennt¬ 
nis der Persönlichkeit des Verurteilten führen sollen. Mitglieder 
dieser Kommission waren Ärzte, Juristen, Anthropologen und 
Psychologen. 

Ich sehe davon ab, die einzelnen Phasen der Arbeiten dieser 
Kommission zu besprechen. Nur will ich erwähnen, daß gegen¬ 
wärtig in 96 polnischen Gefängnissen von dieser Kommission 
herausgegebene Fragebogen ausgefüllt werden, welche all die 
Umstände erfassen, die uns ein Bild über die Persönlichkeit des 
Verurteilten geben können. 

Diese Fragebogen werden in der obengenannten Kommis¬ 
sion gesammelt und ein speziell geschultes, aus Ärzten 
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und Hilfskräften bestehendes Personal bearbeitet sie zu Vor¬ 
schlägen und Anträgen. 

Diese Anträge bezwecken die Klassifikation der Verur¬ 
teilten und bestimmen, ob sie in ein gewöhnliches oder ein 
Spezialgefängnis eingeliefert werden sollen. 

Obwohl anfangs wegen Mangel an vorgebildetem Personal 
die Ausfüllung der Anfragebogen vielfach beanstandet werden 
mußte, werden gegenwärtig dieselben viel genauer und gründ¬ 
licher ausgefüllt, da die Ausbildung des Personals jetzt bereits 
vorgeschritten ist. Sie stellen einen immer zuverlässigeren Stoff 
dar und schaffen breitere Grundlagen nicht nur für wissen¬ 
schaftliche Forschungen, sondern auch für praktische Zwecke, 
insbesondere für eine rationelle Klassifizierung der Verurteilten. 

Man begnügt sich aber nicht mit der einmaligen Bearbei¬ 
tung der einleitenden Fragebogen. Genaue und weitere Beob¬ 
achtung der Verurteilten nach ihrer Versendung in entsprechende 
Gefängnisse und weiteres Studium über die Persönlichkeit der 
einzelnen Sträflinge in diesen Gefängnissen erleichtern die An¬ 
wendung und Wahl zielsicherer Erziehungsmethoden. Eine 
gründliche Prüfung der Persönlichkeit des Verurteilten findet 
somit nicht nur im Anfangsstadium statt, sondern auch in den 
weiteren Phasen der Strafvollstreckung. 

Zu erörtern wäre noch die Frage, in welcher Richtung die 
weiteren Versuche, das Problem einer zielbewußten Voll¬ 
streckung der Strafe zu lösen, vor sich gegangen sind und auf 
welchen Grundsätzen die Individualisierung im Strafvollzug auf¬ 
gebaut worden ist. 

Da das polnische Strafgesetzbuch einer gemischten Ratio¬ 
nalisierung der Strafen huldigt, werden in dem Vollzüge der 
Gefängnisstrafe Elemente sowohl der Abschreckung als auch 
der Besserung und des Schutzes der Gemeinschaft synthetisch 
erfaßt. 

Die verschieden gearteten persönlichen Eigentümlichkeiten 
der Verurteilten, sowie die verschiedenartigen Möglichkeiten 
ihrer Beeinflussung legten die Schaffung besonderer Gefängnis¬ 
typen nahe, die für besondere Kategorien der Verurteilten 
bestimmt sind. Die Ausschaltung vollständig oder in hohem 
Maße verdorbener Sträflinge war eine Forderung von erst¬ 
klassiger Bedeutung. Man konnte nicht die Fehler der Ver¬ 
gangenheit dulden, die dazu führten, daß Gefängnisse zu einer 
Schule des Verbrechens und Vergehens wurden. Ohne beson¬ 
dere Typen der Gefängnisse für verschieden geartete Katego¬ 
rien der Verurteilten wäre eine Vollstreckung der Strafe nach 
den angegebenen Grundsätzen und nach individueller Art und 
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Weise eine reine Unmöglichkeit geblieben. Außerdem mußte 
auch berücksichtigt werden, daß einzelne Gruppen der Ver¬ 
urteilten in ganz verschiedenem Grade erzieherisdhen Einflüssen 
zugänglich sind und deshalb eine besondere Behandlung er¬ 
fordern. 

Deshalb sieht der Entwurf des Gesetzes über die Organi¬ 
sation des Gefängniswesens die Einteilung in gewöhnliche und 
Spezialgefängnisse vor. 

In den Spezialgefängnissen werden Verurteilte unterge¬ 
bracht, die mit Rücksicht auf ihre psychischen Eigenschaften 
eine Absonderung und Anwendung besonderer Methoden erfor¬ 
dern. In die gewöhnlichen Gefängnisse werden diejenigen ein¬ 
geliefert, bei denen solche besonderen Methoden nicht angewandt 
werden müssen. 

Als Spezialgefängnisse sind vorgesehen: 

1. Beobachtungsgefängnisse zwecks Klassifizierung, in 
welchen diejenigen Untersuchungs- und Strafgefangenen zu 
erforschen sind, deren gründliche Erkenntnis einer lange dau¬ 
ernden Beobachtung bedarf. In diesen Anstalten werden auch 
Behandlungsmethoden diesen Gefangenen gegenüber festgelegt 
und Gefängnisse ausgewählt, wo sie ihre Strafe abzubüßen 
haben. 

2. Isolierungsgefängnisse für Rückfällige, Berufsverbrecher 
und diejenigen Verurteilten, die man aus den gewöhnlichen 
Gefängnissen aussondem muß, um sie einem verschärften Voll¬ 
zug zu unterwerfen mit Rücksicht auf die Art und Beweggründe 
ihres Verbrechens oder mit Rücksicht auf ihr tadelhaftes Be¬ 
nehmen in gewöhnlichen Gefängnissen. 

3. Gefängnisse für körperlich Minderwertige, Kranke und 
psychisch Unvollwertige. 

4. Gefangenen-Ackerbaukolonien für Verurteilte, die vor 
der Verhaftung Ackerbau oder ein Handwerk trieben, welches 
mit der Landwirtschaft in Verbindung steht. Diese Gefangenen 
sollen unter Bedingungen, die ihrem Leben in der Freiheit ent¬ 
sprechen, ihre landwirtschaftlichen Kenntnisse erweitern und 
vertiefen. 

5. Gefängnisse in der Form von Werkstätten, die für jene 
Verurteilten bestimmt sind, die aus den Handwerker- und Ar¬ 
beiterkreisen stammen, und in welchen sie ihre Fachkenntnisse 
erweitern und vertiefen können. 

6. Gefängnisse in Gestalt mobiler Arbeitsgruppen, bestimmt 
für die höchstens zu einjähriger Gefängnisstrafe Verurteilten, 
um sie bei gemeinnützigen Arbeiten zu beschäftigen. 
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7. Gefängnisse für nicht volljährige Sträflinge im Alter 
von 17 bis 21 Jahren. 

Die Spezialgefängnisse 4, 5 und 7 sind ausschließlich für die 
erstbestraften Gefangenen bestimmt. 

Obwohl die erwähnte Einteilung der Gefängnisse noch 
nicht zum Gesetz erhoben ist, weil der Gesetzentwurf über die 
Organisation des Gefängniswesens vom Sejm noch nicht be¬ 
schlossen wurde, so sind doch alle Organisationsarbeiten auf 
Grund dieser Voraussetzungen beendet, die in der bisherigen 
Organisation des Gefängniswesens vom Jahre 1928 und in der 
Verordnung des Justizministers vom 3. August 1937 über die 
Einteilung der Gefängnisse enthalten sind. 

Die oben erwähnte Verordnung des Justizministers regelt 
nicht nur die Frage, in welchen Spezialgefängnissen die beson¬ 
deren Kategorien der Verurteilten ihre Strafe zu büßen haben, 
sondern setzt auch fest, welche Gefängnisse zu den gewöhn¬ 
lichen gehören und welche Kategorien der Verurteilten in diese 
gewöhnlichen Gefängnisse zwecks Verbüßung der Strafe ein¬ 
zuliefern sind. Diese Verordnung bestimmt außerdem besondere 
Gefängnisse für Staatsverbrecher und für Untersuchungs¬ 
gefangene. 

Nachdem ich schematisch die Organisation des tatsächlich 
schon ins Leben gerufenen Vollzugssystems dargestellt habe, 
möchte ich betonen, daß nur auf Grund der Gutachten der Kom¬ 
mission für kriminal-biologische Untersuchungen die einzelnen 
Verurteilten in Spezialgefängnisse mit Ausnahme der mobilen 
Arbeitsgruppen eingewiesen werden, weil in diesen Gefängnissen 
die Verurteilten ihre Strafe abbüßen sollen, welche man für 
das freie Leben nur mit Hilfe spezieller Methoden vorbereiten 
und umbilden kann. 

Deswegen werden in Spezialgefängnissen für körperlich 
Schwache, für Kranke, die für die Umgebung eine Gefahr 
bilden und für psychisch Unvollwertige Heilmethoden ange¬ 
wendet. In den Gefangenen-Ackerbaukolonien und Werkstätten 
finden hauptsächlich Erziehungsmethoden Anwendung im Hin¬ 
blick auf die Möglichkeit, diese Gruppe der Verurteilten, 
meistens Gelegenheitsverbrecher, die aus ländlichen, respektive 
Arbeiterkreisen stammen, und keineswegs Rezidivisten sind, 
bald dem Gemeinschaftsleben wieder zuzuführen. 

In Isolierungsgefängnissen wird zugleich mit Erziehungs¬ 
methoden ein verschärftes Regime angewandt, um Rückfällige, so¬ 
wie Berufs- und Gewohnheitsverbrecher, wirksam abzuschrecken, 
und dadurch in Zukunft die Gemeinschaft vor ihrer verderb¬ 
lichen Tätigkeit zu schützen. Dieser Kategorie der Verurteilten 
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muß durch hartes und strenges Regime beigebracht werden, daß 
es unbedingt notwendig ist, sich dem Gesetz zu fügen. Diese 
Verurteilten müssen zur Einsicht kommen, daß sie durch ihre 
Verbrechen, die mehrmals verübt oder ihnen zur Gewohnheit 
oder Erwerbsquelle wurden, die Rechtsordnung empfindlich ver¬ 
letzt haben. Außer dem straf gesetzlichen Entgegenwirken in 
Gestalt eines gerichtlichen Urteils muß bei ihnen während der 
Abbüßung der Strafe das Verantwortlichkeitsgefühl gegen ihre 
Person und die Gemeinschaft geweckt werden, für welch 
letztere sie eine ständige Gefahr bildeten und weiterhin bilden 
werden, falls sie nicht vom Wege der Straftätigkeit endgültig 
umkehren. Diese Kategorie der Verurteilten muß zur Über¬ 
zeugung kommen, daß die Gemeinschaft das volle Recht für sich 
hat, wenn sie sich mit allen gesetzlichen Mitteln, welche ihr zur 
Verfügung stehen, verteidigt. 

Jedoch ist sich der polnische Vollzug dessen bewußt, daß 
allein durch harte Disziplin und Strenge keine positiven und 
dauerhaften Resultate zu erreichen sind. Deshalb kommen 
hier neben diesen Faktoren auch erzieherische Momente ebenso 
wie in anderen Spezialgefängnissen zur Anwendung. 

In den Gefängnissen in Gestalt der mobilen Arbeitsgruppen, 
in welchen die höchstens zu einem Jahr Bestraften unterge¬ 
bracht sind, fehlt es an Zeit, um alle Mittel der erzieherischen 
Beeinflussung anzuwenden. Für die passendste Methode wird 
hier die Gewöhnung an gemeinnützige Arbeit gehalten. Eine 
ausgiebige Arbeit für das Wohl der Gesellschaft soll sie zur 
Überzeugung führen, daß sie auf diese Weise den Schaden er¬ 
setzen, den sie der Gemeinschaft durch ihre gesetzwidrige Hand¬ 
lung zugefügt haben. 

In den Gefängnissen für Nichtvolljährige finden ausschließ¬ 
lich Erziehungsmethoden Verwendung, weil deren Aufenthalt 
im Gefängnis dazu ausgenutzt werden soll, um Lücken in ihrer 
Erziehung und Bildung zur Erleichterung ihrer Wiedereinglie¬ 
derung in die Volksgemeinschaft auszufüllen. 

Alle diese Methoden haben ein gemeinsames Ziel, die Ver¬ 
urteilten dem Gemeinschaftsleben anzupassen, das sie nach der 
Entlassung führen werden. Wir streben unermüdlich danach, 
die Verurteilten, so weit es möglich ist, bis zu diesem Grad zu 
formen, ihren Willen und Charakter so zu gestalten, daß sie 
nicht mehr rückfällig werden und fähig sind, ihre Familien-, 
Berufs- und Bürgerpflichten zu erfüllen. 

Der polnische Vollzug zeichnet sich also folgende Richt¬ 
linien vor: die Persönlichkeit des Verurteilten allseitig kennen 
zu lernen, ihn genau und beständig während der Strafvoll- 
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Streckung zu beobachten, die einzelnen Kategorien der Verurteil¬ 
ten zweckmäßig und rationell in die besonderen oder gewöhn¬ 
lichen Gefängnisse zu verteilen, und endlich die besonderen 
Gruppen in allen gewöhnlichen und speziellen Gefängnissen ein¬ 
zeln zu sortieren durch Einteilung der Sträflinge innerhalb eines 
Gefängnisses. 

Bruch mit den bisherigen Schablonen, Sorge für die Zu¬ 
kunft des Verurteilten, das ist der weitere Teil des Programms 
des Vollzuges. 

Diese schwere und höchst verantwortliche Aufgabe reali¬ 
siert der polnische Vollzug durch den Strafvollzug in Stufen, 
welcher in gewöhnlichen Gefängnissen bei Freiheitsstrafen über 
drei Jahre, und ohne Rücksicht auf die Dauer der Strafe in Iso¬ 
liergefängnissen, in Gefängnissen für Nichtvolljährige, schließ¬ 
lich in Gefängnissen in Gestalt der Werkstätten und Ackerbau¬ 
kolonien Anwendung findet. 

Dieses System wird auf Grund der in alltäglicher Arbeit 
gewonnenen Erfahrungen beständig ausgestaltet und entwickelt. 

Nachdem wir zur Überzeugung gekommen sind, daß die 
Punktierungsmethode der Fortschritte und Erziehungsergeb¬ 
nisse, welche im Gefängnisreglement vom Jahre 1931 vorgesehen 
war, keine günstigen Resultate brachte und sich nicht bewährte, 
ändern wir sie. Nachdem wir festgestellt haben, daß eine mecha¬ 
nische und rein äußerliche Registrierung der Erziehungsergeb¬ 
nisse keine Möglichkeit bietet zu konstatieren, ob tatsächlich bei 
dem Verurteilten ein aufrichtiges Bestreben wach geworden sei, 
im Guten zu beharren, arbeiten wir seit längerer Zeit an den 
neuen Grundsätzen des Strafvollzugs in Stufen. 

Wir streben nach einem neuen inneren Gehalt dieses 
Systems des Strafvollzugs, indem wir möglichst konkret und 
gründlich all die Erfordernisse zu bestimmen suchen, denen ein 
Verurteilter entsprechen muß, um in eine höhere Resozialisie¬ 
rungsstufe zu steigen. Da wir die Punktierungsmethode der 
Klassifizierung aufheben, haben wir die Absicht, die Resultate 
und den Besserungsgrad auf Grund der zusammengefaßten Gut¬ 
achten des Kaplans, des Lehrers, der Werkstattleiter, der Er¬ 
zieher und der Gefängnisverwaltung zu bestimmen und das 
Recht der Beförderung in eine höhere Resozialisierungsstufe 
nicht wie bisher dem Gefängnisdirektor, sondern einer kollegi¬ 
alen Körperschaft und zwar dem Anstaltsrate zu überweisen. 

Den Kern dieser neuen Grundsätze des Strafvollzugs in 
Stufen bilden auch weiterhin die Elemente der Erziehung und 
des Gemeinschaftssinnes. 
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Wir haben mit dem Automatisieren und mit der Schablone 
gebrochen. 

Im Rahmen des Strafvollzugs in Stufen, und auch bei den 
Sträflingen, welche diesem Strafvollzug nicht unterliegen (bei 
Abbüßung einer Strafe unter drei Jahren in gewöhnlichen 
Gefängnissen) werden als Erziehungsmittel religiös-sittliche 
Erziehung, allgemein bildende und Berufsschulung, körperliche 
Erziehung und Arbeit angewendet. 

In jedem Gefängnistyp kommen dieselben Beeinflussungs¬ 
mittel in verschiedenem Umfang in Betracht, teils in breiterem, 
teils in engerem Ausmaß. Es werden besondere Programme 
und Arbeitsmethoden für jeden Typus der speziellen und ge¬ 
wöhnlichen Gefängnisse ausgearbeitet im Zusammenhang mit 
der Vielfältigkeit der persönlichen Charaktereigenschaften und 
der Notwendigkeit ihrer Anpassung an den geistigen und sitt¬ 
lichen Zustand und den Grad der Verdorbenheit der einzelnen 
Kategorien der Sträflinge. 

In enger Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Kultus 
und Unterricht schulen wir in dieser Richtung auf allgemeinen 
und speziellen Kursen nicht nur Gefängnisaufseher, unter denen 
sich eine beträchtliche Anzahl von Beamten mit mittlerer und 
höherer Bildung befindet (Reifezeugnis oder Universität), son¬ 
dern auch die Lehrerschaft, damit sie imstande sind, immer 
sicherer und erfolgreicher ihrem gegenüber Volk und Staat 
äußerst verantwortlichen Posten Genüge zu tun. Schon heute 
können wir uns rühmen, Erfolge erreicht zu haben, besonders 
bei jenen Sträflingen, die noch nicht einer vollständigen geisti¬ 
gen Zerrüttung zum Opfer wurden, vorwiegend bei jungen 
Menschen in den Ackerbau-Kolonien und Werkstätten. Unsere 
allgemein bildenden und Fachschulen (Landwirtschafts- und 
Handwerkerschulen), die vom Ministerium für Kultus und 
Unterricht beaufsichtigt werden, absolvieren ungefähr 600 
Sträflinge jährlich, die von den Schulbehörden Zeugnisse erhal¬ 
ten ohne Vermerk, daß es während der Strafabbüßung ge¬ 
schehen ist. 

Statistische Arbeiten werden auch in dieser Richtung 
geführt. Der Zeitraum in dem die Vollzugsreform tatsächlich 
beendet wurde, ist aber zu klein (noch keine zwei Jahre), um 
daraus Vermutungen auf stellen und Schlüsse ziehen zu können. 

Ich muß mit Nachdruck betonen, daß wir auf die Bedeutung 
der Arbeit, auf die Erlernung eines Berufes in unseren Gefäng¬ 
niswerkstätten, auf die Beschäftigung einer möglichst großen 
Zahl der Verurteilten während der Strafvollstreckung beson- 
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deres Gewicht legen. Wir vertreten nämlich den Standpunkt, 
daß Untätigkeit verdirbt und die Erziehungsbestrebungen 
lähmt und vereitelt. 

Obwohl unsere Gefängniswerkstätten und Landwirtschaften 
durch ihre Produktion ausschließlich den Bedarf des Gerichts¬ 
und Gefängniswesens zu decken haben und mit dem Privatmarkt 
nicht konkurrieren dürfen, vermochten wir doch im laufenden 
Jahr ihre Arbeiten so zu fördern, daß 85% der Gesamtheit der 
Sträflinge beschäftigt werden konnte. 

Ich habe in diesem kurzen Umriß dargelegt, wie im Licht 
der polnischen Vollzugspraxis die Vollstreckung der Gefängnis¬ 
strafe aussieht. Obwohl wir in unseren Arbeiten bereits bedeu¬ 
tend vorgeschritten sind, sind wir noch immer bei den Anfängen. 
Die Organisation unseres Vollzugssystems erfordert nämlich die 
Durchführung entsprechender Studien und eine ganze Reihe von 
Versuchen und Vorbereitungsarbeiten, damit die Strafvoll¬ 
streckung dem Staat und der Gemeinschaft positive und dau¬ 
ernde Resultate bringe. Aber auch weiterhin ist stete Aufmerk¬ 
samkeit und Prüfung der einzelnen Richtungen und Prozesse 
erforderlich. 

Wir streben danach, daß die Strafe sowohl auf die Gesell¬ 
schaft als auch auf den Verurteilten Einfluß ausübe. Wir sind 
der Ansicht, daß die auf diesen Grundsätzen basierte Strafe ihre 
Aufgabe erfüllen werde und das Hauptziel der Strafe, der Schutz 
der Gemeinschaft, insbesondere ihres sittlich gesunden Teils in 
bedeutendem Grade erreicht werden kann. 

Wir gehen jetzt zur Besprechung der zweiten Frage der 
Sicherungsmaßregeln über. 

Die Forderung nach erfolgreicher und zielgemäßer Reaktion 
der Gemeinschaft auf strafbare Handlungen legten dem pol¬ 
nischen Gesetzgeber die Notwendigkeit nahe, neben oder statt 
der Strafe auch Sicherungsmaßregeln einzuführen. Die zwei¬ 
spurige Art der strafrechtlichen Reaktion zwang der polnischen 
Vollzugspraxis neue Probleme und Aufgaben auf. 

Ich beabsichtige nur im kurzen Umriß klarzulegen, was für 
Probleme es sind und auf welche Weise der polnische Vollzug die 
wichtigsten und grundsätzlichsten Probleme bis jetzt bearbeitet 
und gelöst hat. 

Große Schwierigkeit bot die Richtungsbestimmung der Ar¬ 
beit besonders deshalb, weil in der Wissenschaft widersprechende 
Anschauungen über das Verhältnis herrschen, das zwischen der 
Strafe und der Sicherungsmaßregel besteht. 

Wir stellen zunächst fest, welche Merkmale diesen beiden 
Kategorien der strafrechtlichen Reaktion gemeinsam sind und 
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welche Unterschiede zwischen ihnen bestehen. Wenn wir die 
gemeinsamen Merkmale und Unterschiede im Zusammenhang 
mit den Bestimmungen und dem Leitgedanken des polnischen 
Strafgesetzbuches erfassen, werden wir die Richtigkeit jenes 
Weges einsehen, den der polnische Vollzug bei Lösung der be¬ 
treffenden Probleme eingeschlagen hat. 

Gemeinsame Merkmale beider strafrechtlicher Mittel sind 
folgende: erstens — Gefängnisstrafen und Sicheiningsmaß- 
regeln sind durch eine verübte Straftat bedingt, zweitens — 
sowohl Gefängnisstrafen als auch sichernde Maßnahmen nehmen 
die Form eines Eingriffs in die Sphäre persönlicher Rechtsgüter 
an; drittens — Gefängnisstrafen und Sicherungsmaßnahmen 
haben einen gemeinsamen Zweck und zwar den Schutz der 
bestehenden Rechtsordnung oder anders gesagt, den Schutz der 
Gemeinschaft vor dem verbrecherischen Beginnen der Indi¬ 
viduen. 

In dieser letzteren Auffassung sollen beide Mittel dasselbe 
Ziel realisieren und in der Folge ihrer Anwendung wirksame 
Resultate der Gemeinschaft und ihren einzelnen Mitgliedern 
sichern. 

Wesentliche Unterschiede bestehen darin, daß: 

1. Die Gefängnisstrafe erfolgt, wenn die Straftat für ver¬ 
schuldet anerkannt wurde, während die Sicherungsmaßregel 
selbständig angewandt werden darf, unabhängig davon, ob der 
Täter für seine Tat zur Verantwortung gezogen werden kann 
oder nicht (unzurechnungsfähig). 

2. Die Gefängnisstrafe ist gewissermaßen eine Vergeltung 
für die Störung der Rechtsordnung, während bei der Sicherungs¬ 
maßregel das Element der Vergeltung ausscheidet, und an seine 
Stelle der Zweck-tritt, dem Einzelnen weitere Straftätigkeit un¬ 
möglich zu machen. 

3. Während der Grad und der Umfang der subjektiven 
Schuld des Täters je nach seiner Individualität die Grundlage 
für die Strafbemessung bilden, entscheidet bei der Anwendung 
der Sicherungsmaßregel ausschließlich der Grad der seitens des 
Täters drohenden Gefahr. 

4. Die Freiheitsstrafe ist zeitlich genau bemessen, während 
der Aufenthalt in einer Sicherungsanstalt entweder relativ oder 
gar nicht bestimmt wird, je nach Art der Sicherungsmaßregel 
und dem vermutlichen Erfolge der angewandten Methoden. 

5. In der Gefängnisstrafe ist das Element der moralischen 
Bewertung der Tat inbegriffen, bei Sicherungsmaßregeln wird 
nur auf kriminalpolitische Momente Rücksicht genommen. 
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Im Zusammenhang mit den Kategorien der Personen, bei 
denen mit Rücksicht auf die Gefährdung der Gemeinschaft 
Sicherungsmaßnahmen Anwendung finden müssen, sieht der 
polnische Gesetzgeber die Organisierung von vier Tjrpen der 
Sicherungsanstalten vor: 

1. Heilanstalten für Unzurechnungsfähige und für Indivi¬ 
duen mit verminderter Zurechnungsfähigkeit (Art. 79 u. 80 des 
StGB.). 

2. Heilanstalten für Alkoholiker und Narkotiker (Art. 82 
des StGB.). 

3. Zwangsarbeitshäuser für Arbeitsscheue (Art. 83 des 
StGB.). 

4. Anstalten für unverbesserliche Verbrecher, insbesondere 
für rückfällige Gewohnheits- und Berufsverbrecher (Art. 84 
StGB.). Deshalb treten entsprechend dem Unterschied, welcher 
zwischen der Gefängnisstrafe und den Sicherungsmaßregeln 
besteht, und der Vielfältigkeit der im polnischen Strafgesetz¬ 
buch vorgesehenen Sicherungsanstalten in der praktischen Aus¬ 
führung folgende Probleme in den Vordergrund: 

1. Die innere Organisation der einzelnen Typen der Siche¬ 
rungsanstalten. 

2. Die Ziele der Anstalten und Behandlungsmethoden gegen¬ 
über den Internierten. 

3. Der Stufenvollzug ausschließlich in den Anstalten für 
Unverbesserliche und in den Zwangsarbeitshäusem. 

Im Zusammenhang mit dem ersten Problem hebe ich hervor, 
daß in der inneren Organisation der besonderen Typen der 
Sicherungsanstalten alle Elemente des Übels beseitigt wurden 
mit Ausnahme natürlich der Freiheitsentziehung und den daraus 
folgenden Einschränkungen. 

Was das zweite Problem betrifft, stelle ich fest, daß im 
Zusammenhang mit dem Unterschied, welcher, zwischen den 
beiden Hauptgruppen der Internierten besteht, und insbesondere 
zwischen der Gruppe der Unzurechnungsfähigen und der Ver¬ 
brecher mit verminderter Zurechnungsfähigkeit einerseits 
und der Gruppe der Zurechnungsfähigen und speziell der Rück¬ 
fälligen, der Berufs- und Gewohnheitsverbrecher anderseits fol¬ 
gende Unterschiede hervortreten sowohl in den Zielen, denen 
einzelne Typen der Sicherungsanstalten dienen wie auch in den 
Behandlungsmethoden der Internierten in diesen Anstalten. 

Da die Sicherungsheilanstalten sowohl die Unschädlich¬ 
machung als auch die Heilung — die Anstalten für Unverbesser¬ 
liche die Unschädlichmachung und nebenbei die Besserung der 
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Internierten bezwecken, und schließlich die Unterbringung im 
Zwangsarbeitshaus nur die Besserung im Auge hat, müssen auch 
bei den verschiedenen Kategorien der Internierten, die in be¬ 
sonderen Typen der Sicherungsanstalten Aufnahme finden, auch 
verschiedenartige Behandlungsmethoden angewendet werden. 

Was die Verwendung des Stufenvollzugs in den Anstalten 
für Unverbesserliche und in den Zwangsarbeitshäusem anbe¬ 
langt, hebe ich hervor, daß sie ihren Ausdruck finden muß: 

a) In der Klassifizierung der Internierten in verschiedene 
immer höhere Stufen, je nachdem sich bei ihnen der Gemein¬ 
schaftssinn entwickelt. 

b) In der Unterbringung Internierter, falls wirkliche Besse¬ 
rung zu verzeichnen ist, in besonderen Sicherungsanstalten der¬ 
selben Kategorie, in denen Lebensbedingungen bestehen, die sich 
immer mehr dem Leben in der Freiheit nähern. 

c) In der Erteilung eines sechsmonatigen Urlaubs unmittel¬ 
bar vor der Entscheidung über die Entlassung des Internierten. 

Diese Staffelung erlaubt uns in den zwei letzten Typen der 
Sicherungsanstalten je nach den bewiesenen Ergebnissen der 
Internierung solche Bedingungen für die Internierten zu 
schaffen, welche sie dem Leben in der Freiheit näher bringen 
und gleichzeitig die Möglichkeit verschaffen, den Grad und die 
Dauerhaftigkeit der Besserung einer Nachprüfung zu unter¬ 
ziehen und so zu Schlußfolgerungen zu kommen, ob die Gefähr¬ 
dung der Gemeinschaft vermindert ist oder gänzlich aufgehört 
hat. 

Diese Probleme fanden ihre Lösung teilweise in der Ein¬ 
teilung und Organisation des inneren Lebens der einzelnen 
Sicherungsanstalten. Darum ist es angebracht, sie eingehender 
zu besprechen. 

Heilsicherungsanstalten sind für zwei besondere Gruppen 
bestimmt, für Unzurechnungsfähige und für Täter mit vermin¬ 
derter Zurechnungsfähigkeit. Diese Anstalten besitzen die gleiche 
innere Struktur. Die Lebensweise in solchen Anstalten weicht 
nur wenig von der in den Heilanstalten für psychisch Minder¬ 
wertige und Kranke ab. Die Unterschiede bestehen darin, daß 
derartige psychisch Kranke eine Straftat verübt haben, die von 
ihrem speziellen psychischen System zeugt. Deswegen ist es die 
Hauptaufgabe der Seelenärzte in derartigen Sicherungsanstalten, 
ihre Aufmerksamkeit auf die psychische Besonderheit der Inter¬ 
nierten zu lenken und geeignete Beeinflussungsmethoden anzu¬ 
wenden. Die besondere Struktur des Anstaltslebens, die mög¬ 
lichst weitgehende Individualisierung der Arbeitsmethoden des 
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Personals im Verhältnis zu den verschiedenen psychischen Ano¬ 
malien der Internierten sollen wirksame ErgeWsse im Hei¬ 
lungsverfahren der Internierten anstreben. 

In Heilsicherungsanstalten wird außer den ärztlichen Heil¬ 
methoden auch eine besondere Arbeitstherapie bei einzelnen 
Internierten angewandt. Hier müssen individuelle Eigentüm¬ 
lichkeiten, das Interesse und die Vorliebe für eine Berufstätig¬ 
keit berücksichtigt werden, jedoch mit dem Vorbehalt, daß nicht 
alle Arten der Arbeit in diesen Anstalten organisiert werden 
können. 

Beschäftigung unter freiem Himmel, im Gemüsegarten, 
Blumengarten, in der Buchbinderei, Druckerei, bei Hilfs- und 
Ordnungsarbeiten, dazu individuelle Arbeiten im eigenen Beruf, 
wirken heilsam auf die Kranken, lenken sie von den Gedanken 
ab, die ihr Gemüt durchwühlen und wenden ihre Bemühungen 
und Energie Arbeiten zu, die bei ihnen nicht selten das Selbst¬ 
bewußtsein erwecken. 

Rationelle körperliche Übungen, Turnen, mit Rücksicht auf 
Heilung geführte Spiele und Unterhaltungen, Theatervorstel¬ 
lungen, Konzerte haben unzweifelhaft einen bedeutenden Ein¬ 
fluß auf die Wirksamkeit der Heilmethoden und Besserung des 
Gesundheitszustandes. In Polen wurden solche Anstalten in 
Grudziadz (Graudenz) organisiert. 

Es muß festgestellt werden, das sowohl in der inneren 
Organisation dieser Anstalten, als auch im Gebrauch der Beein¬ 
flussungsmittel das Element der Beschwerlichkeit wegfällt. In 
derartigen Anstalten ist das Heilungsmoment vorherrschend. 

Sicherungsanstalten für Alkoholiker und Narkotiker und 
Zwangsarbeitshäuser gibt es bei uns noch nicht, aber die Ar¬ 
beiten sind im Gang und werden bald beendigt werden. 

Anstalten für Unverbesserliche wurden auf Grund der Ver¬ 
ordnung des Justizministers vom 15. Januar 1934 geschaffen. 

Bei den Erwägungen über die Organisation dieses T5rpus 
von Sicherungsanstalten entstand die grundsätzliche Frage, 
unter welchen Lebensbedingungen der Verwahrten diese Siche¬ 
rungsmaßregeln durchgeführt werden sollten. Es ist klar, daß 
mit Rücksicht auf die Sicherung der Gemeinschaft es geboten 
erschien, äußere Bedingungen zu schaffen, welche denen des 
Gefängnisses ähnlich sind. Aber in der inneren Organisation 
der Anstalten dieses Typus blieben nur die Ordnungs- und Wirt¬ 
schaftsvorschriften den Gefängnisvorschriften analog. 

Die Organisation des inneren Lebens in einer Anstalt für 
Unverbesserliche basiert prinzipiell auf der erzieherischen Be- 
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diesen Einflüssen zu unterwerfen psychisch bereit und willig 
sind. 

Da das Strafgesetzbuch als Minimum eine fünfjährige Auf¬ 
enthaltsdauer in der Anstalt für Unverbesserliche vorsieht, muß 
dem Verwahrten, der sich dieser ernstlichen Arbeit annehmen 
will, eine ganze Skala der Mittel zugänglich sein, die ihm diese 
Arbeit erleichtern können. Die Wahl eines oder mehrerer Er¬ 
ziehungsmittel hängt von ihm ab, das ganze Personal ist ihm bei 
dieser Arbeit stets behilflich und zeigt die eigentliche Richtung 
dieser Arbeit an. 

Wenn der Verwahrte von den ihm zugänglichen Möglich¬ 
keiten keinen Gebrauch macht, verlängert er seinen Aufenthalt 
in der Anstalt und läuft Gefahr, ständig dort bleiben zu müssen. 

Das Schicksal des Internierten liegt somit in seiner Hand. 
Wenn er an seiner Erziehung aktiv mitarbeiten will, besteht die 
Hoffnung, daß er nach einiger Zeit dem Gemeinschaftsleben 
zurückgegeben werden kann, andernfalls verpaßt er die letzte 
sich bietende Gelegenheit. 

Von diesen Grundprämissen ausgehend sieht die innere 
Organisation des Anstaltslebens unter anderen vor: 

1. Eine Individualisierung der Behandlung von Verwahrten, 
wobei ihnen die Wahl der Erziehungsmittel anheimgestellt wird. 

2. Einen entsprechend großen Umfang der allgemeinen und 
fachlichen Schulung. 

3. Eine besondere Pflicht der Lehrer und Kapläne, den Ver¬ 
wahrten ethische und sittliche Grundsätze und Anschauungen 
beizubringen. 

4. Ständigen und unmittelbaren Umgang des ganzen Per¬ 
sonals — den Anstaltsdirektor nicht ausgenommen — mit den 
Verwahrten. 

5. Die Pflicht des Personals, eine beständige und genaue 
Beobachtung über den Verwahrten auszuarbeiten zwecks: 

a) Erkennung seiner Persönlichkeit, individueller Züge, 
seines Charakters und Gesinnung, b) Bekanntwerden mit seinen 
Vermögens- und Familienangelegenheiten und endlich, c) Prü¬ 
fung seiner Zukunftspläne. 

6. Die Pflicht eines jeden Anstaltsbeamten, den Verwahrten 
in Arbeit und Unterricht einzuführen und daran zu gewöhnen. 

Es ist uns klar, daß eine derartige Einstellung nur bei 
denjenigen Individuen berechtigt erscheint, die tatsächlich ihre 
Bereitwilligkeit und den Willen offenbaren, erzieherischen Ein- 
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flüssen nahe zu treten und nach einer Besserung streben, um 
ihr elendes Schicksal zu bessern. 

Doch befinden sich unter den Verwahrten Indi\dduen, 

1. die mit Rücksicht auf ihre psychophysische Konstituion 
teils gamicht, teils nur im geringen Maße erzieherischen Ein¬ 
flüssen zugänglich sind, sodaß ihre geistigen Anlagen alle Be¬ 
mühungen wirkungslos machen, mögen diese Bemühungen noch 
so individuell, sorgfältig und angemessen sein. 

2. die während der Strafverbüßung, bevor sie in der Siche¬ 
rungsanstalt untergebracht wurden, bewiesen haben, daß sie 
sich jeder erzieherischen Einwirkung entziehen, obwohl ihre 
psychophysische Konstitution Erfolgsmöglichkeiten nicht aus¬ 
schließt. 

Beide Gruppen derartiger Verwahrter bezeichnen wir als 
Unerziehbare. 

Indem wir obige Tatsachen im Auge behielten, haben wir 
in der Einteilung der Anstalten für Unverbesserliche männlichen 
Geschlechtes besondere Typen für Unerziehbare (Trzemeszno) 
und Erziehbare (Lubliniec) bestimmt. 

Außerdem mußte für die Gruppe von Verwahrten, die wirk¬ 
liche Besserungsergebnisse aufweisen, ein besonderer Typus 
einer Übergangsanstalt begründet werden (Lesna Podlaska). 

Im Entstehen ist jetzt eine vierte Anstalt für unverbesser¬ 
liche Verbrecher männlichen Geschlechtes in Peczenizyn. Den 
Charakter und die Aufgaben dieser Anstalt werden wir näher 
bestimmen. 

Für internierte Frauen wurde eine Anstalt in Bojanowo 
mit analog organisierten Abteilungen gebildet. 

Wir haben auf diese Weise nicht nur eine Verteilung der 
Verwahrten und die Anwendung individueller Einwirkungs¬ 
methoden eventuell ihrer ziemlich weitgehenden Einschränkung 
bis auf den Faktor der Arbeit (hauptsächlich im Bezug 
zu den Unerziehbaren) ermöglicht, sondern es auch erreicht, 
dem betreffenden Typus der Anstalt für unverbesserliche Ver¬ 
brecher einen markanten Stempel und eine präzise Bestimmung 
zu verleihen. 

In der Anstalt in Trzemeszno ist der Faktor der Unschäd¬ 
lichmachung überwiegend. In der Anstalt in Lubliniec bestehen 
neben dem Moment des Unschädlichmachens Besserungsbestre¬ 
bungen und unermüdliche Versuche in dieser Hinsicht. In der 
Anstalt in Lesna Podlaska sollen nach unseren Plänen die Er¬ 
folge der Besserung unter Bedingungen, die denen in der Freiheit 
nahe kommen, gefestigt und die Dauerhaftigkeit positiver 
Arbeitserfolge der Verwahrten bewiesen werden. Eine solche 
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Einteilung haben wir als einzig zielgemäß und rationell vom 
Standpunkte der Aufgaben erkannt, die dem Wesen der Siche¬ 
rungsmaßregel entspringen. 

Ich gehe zur Besprechung der Verteilung der Verwahrten 
in verschiedene immer höhere Resozialisierungsstufen über. 

Da der Klassifizierungsmaßstab, nach dem der Übergang 
der Verwahrten in höhere Resozialisierungsstufen erfolgt, in der 
Verordnung des Justizministers vom 15. Januar 1934 nur in 
allgemeinen Strichen bestimmt wurde, entstand in der Praxis 
die Notwendigkeit, diesen Maßstab genauer zu gestalten. Gutes 
Benehmen darf nicht ausschließlich über die Klassifizierung der 
Ergebnisse und des Besserungsgrades des Verwahrten entschei¬ 
den. Auch aktive Einstellung muß von ihm bewiesen 
werden. Passives, wenn auch tadelloses Benehmen reicht nicht 
aus, da es einzig und allein von Anpassungsfähigkeit an die 
Lebensbedingungen in der Anstalt zeugt. Als rechter Maßstab 
kann nur ein redlich erkämpfter Fortschritt anerkannt werden, 
der den oben angeführten Voraussetzungen entspricht. Je 
schwerer aber die Bedingungen zu erreichen sind, welche das 
Reglement beim Übergang in höhere Stufen stellt, desto besser 
werden die erwarteten Ergebnisse sein. Der Verwahrte, dem 
diese Bedingungen oder Forderungen bekannt gemacht worden 
sind, muß ihr Gewicht und ihre Bedeutung verstehen, sowie 
anerkennen und stufenweise die Bestrebungen zur Arbeit an 
seiner Person steigern. 

Diese Fortschritte der Besserung müssen unbedingt weit¬ 
reichend sein und auf Tatsachen beruhen. Nur in diesen Fällen 
kann von einem begründeten und zutreffenden Gutachten, von 
der Möglichkeit, die Verwahrten auf eine höhere Stufe zu heben, 
von der Erteilung eines sechsmonatigen Urlaubs nach min¬ 
destens vier und ein halb Jahren Aufenthalt in der Anstalt und 
endlich von der Aufhebung der Gefahr für die Gemeinschaft die 
Rede sein. 

Wir verlangen von den Verwahrten in den besonderen 
Stufen des erwiesenen Gemeinschaftssinnes sehr viel, insbeson¬ 
dere den Beweis, daß sie die beigebrachten Grundsätze und 
ethischen Begriffe öffentlich, stets und unermüdlich in Tat Um¬ 
setzen, daß das Sittlichkeitsgefühl bei ihnen unerschütterlich 
bleibe und zu ihrer zweiten Natur geworden sei, daß ihr Be¬ 
streben, ihren Charakter auszubilden und den Willen zu festigen, 
in ihren Handlungen und Taten ständig und dauernd Ausdruck 
finde. 

Dieses Ziel ist, wie ich bereits bemerkt habe, sehr groß. 
Im Interesse der Gemeinschaft und des Staates mußten wir es 
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gen, die im weiteren Verlauf ihres Lebens nicht imstande ist, ihre 
Pflichten gegen die Gemeinschaft in derselben Weise zu erfüllen, 
wie es durchschnittliche Bürger tun. Wir nehmen also an, daß 
nur eine geringe Zahl der Verwahrten diese Anstalten verlassen 
wird. Bis jetzt wurde noch keiner aus den Anstalten für Unver¬ 
besserliche entlassen, da noch nicht fünf Jahre seit dem Er¬ 
lassen der Verordnung des Justizministers betreffs dieses Typus 
der Sicherungsanstalten verflossen sind. 

Vor einigen Monaten haben wir noch einen anderen prak¬ 
tischen Versuch gemacht. Nach sorgfältiger Sortierung wurden 
70 Verwahrte von Beruf Landwirte aus der Anstalt für Unver¬ 
besserliche in Lubliniec in die neugeschaffene Anstalt in Lesna 
Podlaska versetzt. Dort haben wir ihnen Lebensbedingungen 
geschaffen, die dem Leben in der Freiheit insofern genähert 
erscheinen, weil sie unter verhältnismäßig geringer Aufsicht 
Landwirtschaft betreiben. Besondere Sicherheitsmaßnahmen 
außer den normalen gibt es dort nicht. Bis jetzt ist keiner von 
den Internierten entflohen. Sie arbeiten gern, willig, eifrig und 
ergiebig. Auch in dieser Anstalt werden die bereits früher be¬ 
gonnenen Erziehungsarbeiten weiter geführt. 

Es scheint, daß dieser Versuch, nach dem jetzigen Stand 
gemessen, positive Resultate gezeitigt hat. Wir beobachten 
weiterhin sorgfältig den Verlauf dieses Versuchs. Doch ist der 
Zeitraum zu klein, um weitgehende Schlüsse zu ziehen. 

Indem ich dies mitteile, will ich betonen, daß nach 
längerer systematischer Arbeit, wenn man sich ehrhch Mühe 
gibt, es möglich erscheint, einen ziemlich tief heruntergekomme¬ 
nen Menschen umzustellen, seine Weltanschauung umzugestalten 
und ihm eine Lebensbahn zu eröffnen, die für ihn und die Ge¬ 
meinschaft von Nutzen sein wird. 

Ich sehe davon ab, weitere wichtige Fragen zu erörtern, wie 
zum Beispiel in der Anstalt für Unverbesserliche die Schaffung 
eines Anstaltsrates und einer Mitarbeit der Gesellschaft bei der 
Anstaltsfürsorge, die über den Grad der Gesellschaftsgefähr¬ 
dung seitens Verwahrter ihre Meinung zu äußern haben. 

Unser Bestreben war darauf gerichtet, die Zweispurigkeit 
der Reaktion bei Anwendung von Gefängnisstrafen und Siche¬ 
rungsmaßregeln in ihrem Vollzug so zu erfassen, daß positive 
Resultate sowohl vom Standpunkte des Gesellschaftsschutzes als 
ihres gemeinsamen Zieles, wie auch der Resozialisierungser- 
fordemisse erreicht werden, damit aber ein wichtiges und 
wirkungsvolles Mittel in der Bekämpfung des Verbrechertums 
sind und bleiben. 
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Zur Frage der Sonderstrafbehandlung 
von Psychopathen 

von Dr. med. Heinz Erckenbrecht, Regierungsmedizinal- 
rat, Frankfurt am Main. 

Die Frage, ob die zu Freiheitsstrafen verurteilten Personen 
mit psychopathischen Anlagen eine Sonderstrafbehandlung 
erfordern, kann nicht durch theoretische Erwägungen, sondern 
letztlich nur auf Grund praktischer Erfahrungen beantwortet 
werden. Denn diese Frage ist ja dem Erlebnis der Schwierig¬ 
keiten entsprungen, welche die zwar nicht geisteskranken, aber 
geistig abartigen, psychopathischen Persönlichkeiten im norma¬ 
len Strafvollzug machen. 

So wird ihre Beantwortung abhängig sein von der Fest¬ 
stellung, worin diese Schwierigkeiten bestehen, wie sie bewertet 
werden, und auch davon, wie gut oder wie schlecht diesen 
Schwierigkeiten im „normalen“ Strafvollzug begegnet werden 
kann. 

Wenn also hier die Erfahrung das entscheidende Wort zu 
sprechen hat, so muß aber doch bei Erörterung der Frage eine 
Besinnung auf die Prinzipien, die theoretischen Voraussetzungen 
vorangehen, damit die Überlegungen nicht von vornherein in 
abwegige Gleise geraten. 

Es ist daher notwendig, sich klar darüber zu werden, welche 
Anforderungen an einen Strafvollzug hinsichtlich der gewünsch¬ 
ten Wirkung auf den Rechtsbrecher überhaupt gestellt werden 
müssen, um entscheiden zu können, ob diese grundsätzlichen 
Ziele des Strafvollzugs eine Sonderbehandlung der Psychopathen 
notwendig machen. 

Der ursprüngliche Strafzweck ist die Sühne für begangenes 
Unrecht. Das Rechtsgefühl verlangt nach Vergeltung. Diesem 
„ursprünglichstem Strafzweck, der den Gesichtspunkt der Ab¬ 
schreckung automatisch in sich trägt“ (Hoche), hat der Straf¬ 
vollzug in erster Linie zu dienen. Wenn wir diese These aner¬ 
kennen, so werden wir in Vergeltung und Abschreckung den 
wesentlichen Strafzweck auch beim psychopathischen Rechts¬ 
brecher sehen müssen, und es fragt sich nunmehr, ob angesichts 
dieser Ziele der Psychopath eine Sonderstrafbehandlung benö¬ 
tigt. Ich glaube, daß diese Frage verneint werden kann. Es 
muß zwar zugegeben werden, daß jeder Strafgefangene auf 
Grund seiner besonderen seelischen Artung und körperlichen 
Beschaffenheit, d. h. hier auf Grund der ihm eigenen Beein- 
druckbarkeit durch Strafmaßnahmen, in stärkerem oder 
geringerem Grade, mehr oder minder nachhaltig, die Strafe als 
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Vergeltung und Abschreckung verspüren wird, so, daß etwa 
dieselbe Strafe von dem einen kaum oder garnicht, vom andern 
dagegen als überaus hart empfunden werden kann. 

Diese Tatsache betrifft aber das, letzten Endes wohl un¬ 
lösbare, Problem der „gerechten“ Strafe, und dieses ist dem 
Richter zur Lösung aufgegeben. 

Im Strafvollzug kann darüber nicht mehr entschieden 
werden. Es besteht allenfalls die Möglichkeit, in beschränktem 
Maße individualisierend bei jedem Strafgefangenen, sei er nun 
Psychopath oder nicht, den Vollzug der Strafe mehr oder minder 
streng zu gestalten. Dieser Individualisierung sind jedoch enge 
Grenzen gezogen, einmal durch die Notwendigkeit der Gleichheit 
vor dem Gesetz, zum andern dadurch, daß es sehr schwierig ist, 
im Einzelfall zu erkennen, was an Maßnahmen hinsichtlich der 
geforderten Sühne und Abschreckung „gerecht“ und damit an¬ 
gebracht ist. Das gilt für alle Strafgefangenen, für die „Nor¬ 
malen“ wie die Psychopathen. Aus dem Gesichtspunkt der 
Vergeltung und Abschreckung heraus läßt sich eine grundsätz¬ 
lich notwendige Sonderbehandlung der Psychopathen nicht 
ableiten. 

Es bleibt nun zu fragen, ob aus dem Gedanken an Besse¬ 
rung, an Erziehung des Rechtsbrechers durch die Strafe der 
Psychopath eine Sonderstrafbehandlung erfordert. Dieser 
Gedanke der Besserung hat in modernen Strafrechtstheorien 
den ursprünglichen Straf zweck, nämlich Sühne und Vergeltung, 
„stellenweise bis zur Unkenntlichkeit“ (Hoche) überlagert. 

Wenn wir dies auch nicht gutheißen können, und wir zudem 
der Möglichkeit einer Besserung und Erziehung des Rechts¬ 
brechers durch die Strafe mit nicht geringer Skepsis gegenüber¬ 
stehen, so werden wir diesen Gesichtspunkt immerhin gelten 
lassen und nicht gänzlich vernachlässigen. Wie steht es also 
mit der Frage der Besserung und Erziehung des Psychopathen 
im Strafvollzug? 

Psychopathisch nennen wir Menschen, die vorwiegend auf 
dem Gebiet des Willens- und Gefühlslebens Abweichungen von 
der Norm aufweisen, Menschen, die nicht eigentlich geisteskrank 
sind, sondern aufgefaßt werden müssen als Varianten, Spiel¬ 
arten des „normalen“ Menschen, ohne daß eine scharfe Ab¬ 
grenzung gegenüber dem Bereich des Normalen möglich wäre. 

Wir wissen, daß unter den Rechtsbrechern psychopathische 
Persönlichkeiten überaus häufig sind. Ja, es ist sogar behauptet 
worden, daß nur der irgendwie abnorme Mensch eigentlich kri¬ 
minell werde (Wilmanns), sodaß dann der Strafvollzug über¬ 
haupt ein solcher für Abnorme und Psychopathen wäre! 
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Nun, wie dem auch sei, die Ausprägung der psychopathischen 
Eigenarten ist in den einzelnen Fällen verschieden, sodaß eine 
kontinuierliche Reihe von den leichten bis zu den schweren 
Psychopathen aufgestellt werden kann. Die „Schwere“ wird 
hier aus dem praktischen Gesichtspunkt bemessen, inwieweit 
durch die psychopathischen Eigenschaften die soziale Ordnung, 
auch die im Strafvollzug, gestört wird, und uns interessieren 
vor allem die schweren Formen der Psychopathie. 

Wenn wir die psychopathischen Persönlichkeiten als Varian¬ 
ten der Norm ansehen, so haben wir zunächst keinen Anlaß, 
grundsätzlich andere Erziehungs- und Besserungs-Maßnahmen 
beim Psychopathen als beim „Normalen“ in Anwendung zu 
bringen, es sei denn, daß sich diese erfahrungsgemäß beim 
Psychopathen nicht bewähren oder nicht ausreichen. 

Welche Erziehungs- und Besserungs-Maßnahmen stehen 
nun im Strafvollzug überhaupt zur Verfügung? 

Das theoretische Ideal einer individuellen Erziehung muß 
angesichts der großen Menge der Strafgefangenen und des 
Mangels an Erzieher-Persönlichkeiten im Strafvollzug als Utopie 
bezeichnet werden, auch angesichts der Kosten, die ein Versuch 
der Verwirklichung verursachen würde (Wilmanns). Aber auch 
davon abgesehen, kann ein solches „Ideal“ nur aufgestellt 
werden bei völliger Verkennung der Erziehbarkeit des Menschen 
in einem Lebensalter, in dem er strafmündig ist, mögen auch 
beim jugendlichen Strafgefangenen Erziehungsversuche noch 
am ehesten gerechtfertigt sein. 

Weiterhin muß bezweifelt werden, ob die grade auf die 
besondere Einzelpersönlichkeit abgestellte Erziehungsarbeit 
bessere Erfolge erzielt, als die mehr schematische, wenn auch 
im Einzelfall zu variierende, auf eine Menschengruppe, eine 
Gemeinschaft abgestellte Erziehung, deren Forderungen sich 
der Einzelne anzupassen hat. 

Die allgemeinen, über-individuellen Erziehungsmaßnahmen 
im Strafvollzug, die unter den gegebenen Verhältnissen in Frage 
kommen, bestehen hauptsächlich in Gewöhnung an Disziplin, 
Ordnung, Sauberkeit und Arbeit. Dazu treten noch körperliche 
Ertüchtigung, geistige Schulung, seelsorgerische Beeinflussung 
und kleine Vergünstigungen, sowie Strafen. Sofern in diesen 
Maßnahmen geeignete Mittel zur Erziehung und Besserung für 
die normalen Rechtsbrecher gesehen werden können, — und 
was sollte anderes im Strafvollzug angewandt werden? — so 
dürften sie auch für die psychopathischen Persönlichkeiten die 
geeigneten sein. 
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Denn was dem Psychopathen in erster Linie fehlt, ist ja 
vorwiegend der Mangel an innerlicher charakterlicher Diszipli¬ 
nierung. Die Notwendigkeit, sich in diese allgemeine Disziplin 
des Strafvollzugs zu fügen, ohne daß besondere Rücksicht auf 
seine psychopathischen Eigenarten genommen würde, ist gerade 
für ihn das Heilsame. Die bewußte Vernachlässigung, Nicht¬ 
berücksichtigung des „Psychopathischen“ kann die Kraft des 
gesunden Teils der Persönlichkeit steigern, übermenschliches 
wird ja nicht gefordert, und eine elastische Handhabung dieser 
Erziehung wird unbillige Härten vermeiden können, ohne allzu 
nachgiebig zu sein. 

Es wird zwar nicht erwartet werden können, daß durch 
solche Maßnahmen eine innere Umstellung des Rechtsbrechers, 
d. h. eine wirkliche Besserung erzielt wird, sofern der Straf¬ 
gefangene, sei er Psychopath oder nicht, die innere Bereitschaft 
dazu nicht selbst mitbringt, auch eine „Heilung“ der Psycho¬ 
pathie wird nicht eintreten. Aber es bleibt doch, falls überhaupt 
etwas Positives für die Dauer erreicht werden kann, die Mög¬ 
lichkeit, daß die Gewöhnung an eine äußere disziplinierte Hal¬ 
tung und an die Unterdrückung von Unlustgefühlen gewisser¬ 
maßen auf die innere Haltung abfärbt. Dabei muß voraus¬ 
gesetzt werden, daß die aufgeführten Erziehungsmaßnahmen 
sinnvoll angewandt werden, daß z. B. Ordnung und Disziplin 
nicht entarten zu einem leeren äußeren Schliff, und das Gefühl 
für nützliche Arbeit nicht ertötet wird durch mechanisches 
Erledigen eines aufgegebenen stumpfsinnigen Pensums, so 
schwierig das in der Praxis auch sein mag. 

Die Erfahrung lehrt, daß die psychopathischen Rechts¬ 
brecher diesen Erziehungsmaßnahmen ebenso zugänglich sind, 
wie die normalen, sofern die Anwendung verständig und 
elastisch, aber ohne weichherzige Milde geschieht. 

Wenn nun, was vorkommt, der einzelne Psychopath sich 
nicht einfügt und Schwierigkeiten macht, was bei straffer Füh¬ 
rung des Strafvollzugs verhältnismäßig selten ist, so ist das 
zunächst kein Anlaß, eine Sonderstrafbehandlung für ihn vor¬ 
zusehen. 

Die Schwierigkeiten werden sich bei dem Psychopathen in 
irgendwelchen abnormen Reaktionen äußern, die ihn bald zum 
Arzt der Strafanstalt führen, und sei es nur dadurch, daß dieser 
eine Disziplinarstrafe ärztlich gut zu heißen hat. Der Arzt 
— er sollte möglichst Psychiater sein — wird nach der Fest¬ 
stellung, daß keine echte geistige Erkrankung vorliegt, Mittel 
und Wege finden, diese abnorme Reaktion abzustoppen. Die 
dazu notwendigen Einrichtungen (Lazarett, Isolierzellen usw.) 
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sind ja in jedem größeren Gefängnis vorhanden. Auf Einzel¬ 
heiten einzugehen, ist hier nicht der Ort. In vielen Fällen kann 
er schon vorbeugend eingreifen, wie durch Wechsel der Arbeit, 
der Unterbringung u. ä. Wesentlich für den Erfolg der Behand¬ 
lung ist, daß immer das Ziel fest im Auge behalten wird, den 
psychopathischen Gefangenen möglichst im normalen Strafvoll¬ 
zug zu lassen oder ihn so bald wie möglich wieder hineinzu¬ 
bringen. Daß hier gelegentlich eine konsequente „Härte“ der 
Behandlung, die sich der Arzt in der freien Praxis außerhalb 
der Gefängnismauem nicht leisten dürfte, von segensreicher 
Wirkung ist, ohne irgendwie zu schaden, sei nur nebenbei 
bemerkt. 

Unter diesen Voraussetzungen, nämlich einer straffen 
Führung des Strafvollzugs und sachgemäßer ärztlicher Be¬ 
treuung, erscheint mir die Notwendigkeit einer grundsätzlichen 
Sonderstrafbehandlung der psychopathischen Rechtsbrecher 
nicht erkennbar. 

Wenn eine solche nun nicht notwendig erscheint, so wäre 
doch immerhin die Frage zu erörtern, ob sie vielleicht zweck¬ 
mäßig sein könnte mit Rücksicht auf eine intensiver anzu¬ 
strebende „Besserung“. 

Wie hätte eine solche Sonderstrafbehandlung der Psycho¬ 
pathen auszusehen? 

Freiheitsentziehung, Unterbringung, die allgemeinen Er¬ 
ziehungsmaßnahmen dürften etwa dieselben sein wie im nor¬ 
malen Strafvollzug. Zu denken wäre an eine besondere 
psychotherapeutische Beeinflussung und eine besondere Form 
der Beschäftigung. 

Bei den Kriminellen finden wir hauptsächlich die Gemüt¬ 
losen, Willenlosen, dann die Geltungssüchtigen, Fanatischen, 
Explosiblen und Stimmungslabilen. Das sind aber grade die 
Formen der Psychopathie, die durch ihre Schwer-Beeinflußbar- 
keit ausgezeichnet sind. Die asthenischen, depressiven und 
selbstunsicheren Typen, die ärztlich-pädagogischen Bemühungen 
eher zugänglich sind, treffen wir nur selten in den Gefängnissen 
an, da sich ihre Artung eher als kriminalitätshemmend auswirkt. 
Ebenso wie die Leicht-Schwachsinnigen rechtfertigen die eigent¬ 
lichen verbrecherischen Psychopathen besondere Bemühungen 
nicht, mag gelegentlich auch ein Einzelfall als Ausnahme ärzt¬ 
liche Hilfe in Anspruch nehmen, die im Rahmen des normalen 
Strafvollzugs unschwer ermöglicht werden kann. 

Näher liegt die Frage, ob die kriminellen Psychopathen 
grade wegen ihrer geringen Besserungsaussichten eine Sonder¬ 
behandlung insofern benötigen, als ihnen zur „Besserung“, d. h. 
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zur Änderung ihres sozialen Verhaltens, ein besonders strenger 
Strafvollzug von Nutzen wäre. Das muß für viele Fälle als 
zutreffend bezeichnet werden, ohne daß mit der Strenge allzu¬ 
große Hoffnungen auf eine nachhaltige Einwirkung verknüpft 
werden könnten. Diese Art der Sonderbehandlung macht aber 
eine Sonderstrafbehandlung außerhalb des allgemeinen Rahmens 
nicht notwendig, sondern ergibt sich bei einer straffen Führung 
des Strafvollzugs von selbst. 

Außerdem ist Folgendes zu bedenken: 

Ein größeres Gefängnis bietet hinsichtlich der geeigneten 
Unterbringung und Beschäftigung der Psychopathen ent¬ 
sprechend ihrer besonderen Eigenart, sofern überhaupt darauf 
Rücksicht zu nehmen ist, sehr viel Möglichkeiten. Es kann 
infolgedessen leicht eine große Zahl schwerer Psychopathen ver¬ 
dauen. 

In einer Sonderstrafbehandlung für Psychopathen, etwa in 
einer besonderen Anstalt, würde sich eine Ansammlung ziemlich 
unerfreulicher Elemente ergeben, die schwer zu beherrschen sind. 
Vermutlich würde sie eine Brutstätte psychopathischer Reak¬ 
tionen sein. 

Es erscheint daher nicht zweckmäßig, den Psychopathen, 
die eine Strafe zu verbüßen haben, eine Sonderstellung einzu¬ 
räumen, auch nicht hinsichtlich der Beschäftigung. Damit 
züchtet man nur psychopathische Reaktionen und erreicht das 
Gegenteil des Beabsichtigten. 

Dagegen wird im „normalen“ Strafvollzug am ehesten dem 
Psychopathen die Behandlung zu Teil werden können, die ihm 
zugebilligt werden kann, ohne daß ihm das Bewußtsein gegeben 
wird, er sei etwas Besonderes, und ohne daß seinen Schwächen 
ein weiterer Spielraum eingeräumt wird. Damit wird dem 
Psychopathen der beste Dienst geleistet. Wir kommen daher 
zu dem Schluß, daß der Strafzweck — also Sühne, Vergeltung, 
Abschreckung und auch die Besserung — eine Sonderstrafbe¬ 
handlung der psychopathischen Rechtsbrecher nicht notwendig 
und nicht einmal wünschenswert macht. 

Hinsichtlich des Besserungsgedankens bekennen wir uns 
zu den Ausführungen von Hoche: 

„Dem Gedanken an die Erziehung durch das Gefängnis, 
mit dem sich bei Verhängung von Strafen über Halbverantwort¬ 
liche das richterliche Gewissen beruhigt, fehlt die praktische 
Grundlage; derjenige, der durch besondere Einzelumstände akut, 
z. B. im Affekte, Rechtsbrecher wird, bedarf keiner Erziehung 
durch die Haft, und die angeborene antisoziale Richtung eines 
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Menschen wird durch 10 oder 20 Jahre Gefängnis oder Zucht¬ 
haus in ihrem Wesen nicht verändert.“ 

Abschließend sei noch einer Erwägung gedacht, die für die 
Zweckmäßigkeit einer Sonderstrafbehandlung psychopathischer 
Rechtsbrecher geltend gemacht wird. Es ist der Hinweis auf 
die Möglichkeit, daß die charakterlich leidlich intakten, aber 
moralisch wenig widerstandsfähigen Strafgefangenen durch die 
nahe Berührung mit Schwer-Kriminellen, d. h. vorwiegend den 
psychopathischen Verbrechern ungünstig beeinflußt werden. Es 
ist gewiß zuzugeben, daß solche „Infektionen“ Vorkommen, und 
daß mancher kriminelle „Anfänger“ im Gefängnis von Erfahre¬ 
neren allerlei lernen kann, was er besser nicht lernte. Vielleicht 
hat dies einmal einen Kenner des Strafvollzugs zu der Äußerung 
veranlaßt, er sei zufrieden, wenn kein Verbrecher seine Anstalt 
schlechter verließe, als er sie betreten habe! Soweit überhaupt 
möglich kann aber der Vermeidung einer solchen Infektion, der 
im Wesentlichen nur die dazu Disponierten erliegen dürften, 
in jeder größeren Strafanstalt Rechnung getragen werden. Die 
Notwendigkeit einer Sonderstrafbehandlung grade der Psycho¬ 
pathen läßt sich damit nicht begründen*). 

Mit dieser Ablehnung einer Sonderstrafbehandlung für 
psychopathische Kriminelle steht jedoch nicht im Gegensatz die 
Forderung nach Sicherungsmaßnahmen gegen die unbeeinfluß¬ 
baren Verbrecher aus innerer Veranlagung,wie sie das deutsche 
Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher vom 24. No¬ 
vember 1933 vorsieht. Da von der Sicherungsverwahrung grade 
die psychopathischen Kriminellen betroffen werden, werden die 
der Sicherungsverwahrung dienenden Anstalten das Gepräge 
von Sonderanstalten für Psychopathen haben. 

Mag sich die Verwahrung für den davon Betroffenen als 
Strafe, und zwar als eine harte, auswirken und von ihm so 
empfunden werden, grundsätzlich wird mit dieser Sonderbe¬ 
handlung keine Strafe mehr vollzogen. Sie gehört daher nicht 
zu dem hier zu erörternden Thema. 


Literatur: (soweit Autoren genannt) wurden) 

H o c h e , Das Rechtsgefühl in Justiz und Politik. 

Wilmanns, Die sogenannte verminderte Zurechnungsfähigkeit als zen¬ 
trales Problem der Entwürfe zu einem Deutschen Strafgesetzbuch. 

*) Es sei kurz darauf hingewiesen, daß z. B. Gerecke anderer Ansicht 
ist (u. A. diese Zeitschrift, Bd. 68, Heft 2), und sich für eine Sonderstraf¬ 
behandlung der Psychopathen eingesetzt hat. Da ich hier nur Präzisierung 
meines Standpunktes beabsichtiget habe, sehe ich von einer besonderen Aus¬ 
einandersetzung mit diesem Autor ab. 
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Stimmen aus der Praxis 

Deutsche Werkstoffe 

in den Justizvollzugsanstalten 

von Verwaltungsoberinspektor Paul Krüger beim Gefängnis in Köslin. 

Deutschland befindet sich im stärksten Kampfe und Ringen um die 
Eigenversorgung des deutschen Volkes mit den Bedürfnissen des täglichen 
Lebens. 

Die Notwendigkeit dieses Kampfes wird immer wieder durch die 
Regierung, insbesondere von dem Beauftragten des Vierjahresplanes und 
der von ihm berufenen Dienststellen, hervorgehoben. 

Unsere Rohstoffgrundlage ist leider eng begrenzt. Um zu einer 
Sicherstellung unseres Rohstoffbedarfs zu kommen, bedarf es daher be¬ 
sonderer Anstrengungen und es müssen alle Gebiete erfaßt werden. 

Die gesamte Verbraucherschaft — an erster Stelle auch die Reichs-, 
Staats- und Kommunalbetriebe — muß diese Bemühungen zur Erlangung 
der Rohstoffreiheit unterstützen und einen entscheidenden Beitrag dazu 
leisten, indem sie ihren Bedarf auf die gegebenen einheimischen Erzeug¬ 
nisse soweit wie möglich umstellen und all die mannigfaltigen Verwendung^s- 
möglichkeiten zur Ausnutzung der gegebenen neuen Werkstoffe wahr¬ 
nehmen. 

Auch die Justizvollzugsanstalten können und müssen hier durch die 
vorbildliche Tat einen wesentlichen Beitrag zur Erlangung der deutschen 
Rohstoffreiheit liefern. 

Die Möglichkeit dazu ist durch Einschränkung des Verbrauchs aller 
derjenigen bisherigen Werkstoffe gegeben, deren Urstoffe wir in Deutsch¬ 
land nicht oder in zu geringen Mengen besitzen. 

Es ist dabei nicht immer notwendig, daß ein Rohstoff mm sofort 
vollkommen zu Gunsten eines neuen deutschen Werkstoffes ausgeschaltet 
wird. Es muß und soll dabei vielmehr eine planvolle Verbrauchslenkung 
erfolgen, bei der das Ziel stets sein muß, überall dort, wo es möglich und 
am Platze ist, den neuen Werkstoff zu verwenden, um den ursprünglichen 
Rohstoff für andere, wichtigere Zwecke frei zu bekommen. 

Im Hinblick auf die Verbrauchsmenge an Rohstoff, erscheinen die 
Leder- und Holzverarbeitungsbetriebe der Anstalten besonderer Beachtung 
notwendig. 

Für die Schuhmachereibetriebe 

hat die deutsche Chemie uns in dem deutschen Kautschuk (Buna) einen 
g^ten neuen Austausch-Werkstoff für das Sohlleder gegeben. Der deutsche 
Buna-Kautschuk hat die Natur übertroffen, er ist haltbarer als Natur- 
Kautschuk und eignet sich zur Besohlung des Schuhwerks ausgezeichnet 

In der freien Wirtschaft wird auch schon bei der Neuanfertigfung 
von Arbeitsschuhen und Stiefeln an Stelle der sonst üblichen doppelten 
Ledersohle, als Doppel-Sohle die „Gummi-Sohle“ weitgehend verwendet 
Ebenso hat sich bei einem großen Teil der Bevölkerung zur Besohlung der 
Strapazierschuhe (Arbeitsschuhe usw.) an Stelle des Sohlleders die 
Gummi-Sohle ihren Platz erobert. Einmal wegen der geringeren Kosten 
und zum anderen auch ihrer großen Haltbarkeit wegen. 
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Was lieg^ da naher, als auch in den Vollzugsanstalten die Möglich¬ 
keiten der Verwendung dieses neuen deutschen Werkstoffes zu erproben. 
Durch diese Maßnahme würde 

1. Sohlleder eingespart, 

2. die Tragezeit der Fußbekleidung erhöht, weil das häufige Abreißen 
der Sohle und das Vernageln des Oberleders fortfällt und 

3. dadurch neben dem Sohlleder in gewissem Umfange auch Oberleder 
eingespart, 

4. endlich aber auch die jetzt immer häufiger auftretende Not der An¬ 
stalten an gelernten Schuhmachern zur Instandsetzung der Fußbe¬ 
kleidung in gewissem Umfange behoben, da das Unterlegen der 
Gummi-Sohle leichter und dazu noch ohne besonderen Schaden für 
das Schuhwerk von angelernten Kräften ausgeführt werden kann. 
Wird doch ein großer Teil der Fußbekleidung in den Anstalten un¬ 
brauchbar durch Vernageln und Zerschneiden, weil die Schuh¬ 
machereiarbeiten — wegen des Mangels an gelernten Schuhmachern — 
zu häufig nur durch angelernte Kräfte ausgeführt werden können und 
müssen. 

Weiterhin wird in den Schuhmachereibetrieben der Anstalten bei der 
Neu anfertigung von Schuhen und Stiefeln fast ausschließlich als „Hinter¬ 
kappe“ die selbst hergestellte lederne Hinterkappe verwendet. 

Auch hier hat uns die deutsche Industrie in der aus Ledertuch, 
Lederfasem und ähnlichen Hartpreßstoffen hergestellten Hinterkappe 
einen vollwertigen neuen deutschen Werkstoff gegeben, der in der freien 
Wirtschaft (auch bei Strapazierschuhen z. B. Ski-Schuhen) schon erprobt, 
für jedes Schuhwerk geeignet, unempfindlich gegen Fußwärme und 
Feuchtigkeit von außen oder innen ist und sich bewährt hat. Bei der 
Verwendung dieser neuartigen Hinterkappe würde neben der Ledererspar¬ 
nis auch eine Arbeitserspamis eintreten, da die mühsame Zurichterei der 
Lederkappe wegfällt. 

Damit wäre dann auch eine Rationalisierung dieser Betriebe, sowie 
ein Freimachen von Arbeitskräften für andere dringende Arbeiten möglich. 

Schließlich muß in diesem Zusammenhänge auch der bisher üblichen 
Lederbrandsohle gedacht werden, die im gewissen Umfange durch eine 
neuartige Brandsohle aus „Fischleder“ ersetzt werden kann. Diese neue 
Brandsohle besteht aus zwei bis drei Schichten übereinandergeklebter 
Fischhäute — wie Sperrholz — und ist in der freien Wirtschaft ebenfalls 
schon erprobt. 

Die gleiche Notwendigkeit zur Umstellung besteht 
in den Tischlereibetrieben 
der Anstalten. 

Durch deutschen Erfindergeist ist die Ausnutzungsmöglichkeit des 
Holzes in ungeahntem Umfange erweitert. 

Dies bedingt, daß mit dem Holzvorrat, den der deutsche Boden her¬ 
vorbringt, sparsam umgegangen werden muß. Diese Erkenntnis zwingt 
weiter dazu, auch die früher unbeachteten und nicht genügend ausgenutzten 
Holzabfälle besser dienstbar zu machen. 

Auch hier hat die deutsche Industrie geholfen und uns in den aus 
Holzabfällen geschaffenen „Holzfaserhartplatten“ einen vorzüglichen neuen 
deutschen Werkstoff in die Hand gegeben. Diese „Holzfaserhartplatten“, 
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die in verschiedenen Härten und Stärken geliefert werden, haben den 
großen Vorteil, daß das gefürchtete „Verziehen“ und „Reißen“, wie dies 
bei dem gewachsenen Holz sehr häufig der Fall ist, nicht in Erscheinung 
tritt. Selbst Platten, die längere Zeit der Feuchtigkeit ausgesetzt sind, 
weisen keine Veränderung auf. Die Oberfläche der Platten ist glatt, 
braucht nicht gehobelt werden, ist — ähnlich wie das Sperrholz — 
gebrauchsfertig und läßt sich genau wie das gewachsene Holz verarbeiten. 

Wir haben deshalb die Pflicht, uns auch dieses neuen Werkstoffes 
zu bedienen und ihn überall dort einzusetzen, wo er den gleichen Dienst 
wie das gewachsene Holz bzw. die „Sperrplatte“ leistet. 

Ein weiteres Feld der Umstellungsmöglichkeiten in den Tischlerei¬ 
betrieben bietet auch 

die Wahl der Bau- und Möbelbeschläge. 

Hier haben wir in den deutschen Leichtmetallen mit der Vielzahl von 
Beschlagteilen wie Griffe, Türdrücker, Scharniere usw. einen hervorragen¬ 
den Austauschstoff für die „Meidmetalle“. Dabei muß noch nicht einmal 
auf den Glanz der früheren „Vemickelungsmode“ verzichtet werden, da das 
polierte Leichtmetall genau so schön wirkt und außerdem eine hohe Wider¬ 
standsfähigkeit gegen chemische Angriffe besitzt. Ebenso bieten bei der 
Umstellung auch die Beschläge aus Phenol- und Hamstoffpreßstoff mit 
ihrem Farben- und Formenreichtum die Möglichkeit, einem geschmack¬ 
vollen Aussehen und Empfinden Rechnung zu tragen. 

So sind die Möglichkeiten der Umstellung für fast jeden Betrieb mehr 
oder weniger vorhanden. Ob es sich nun 

in der Schmiede und Schlosserei 

um die Verwendung von Leichtmetallen unter entsprechender Drosselung 
des Eisenverbrauches handelt (z. B. Magnesium, das deutsche Nichteisen¬ 
metall, zur Schlüsselanfertigung usw.) 

oder in der Bürstenmacherei 

zur Ablösung devisengebundener Materialien evtl, für besondere Bürsten¬ 
arten „gespaltenes Fischbein“ Verwendung findet, oder ob 

für die Treibriemen der Maschinen 

der einzelnen Betriebe an Stelle des bisherigen Leders künftig Treibriemen 
aus „Fisch leder“ (die sich schon glänzend bewährt haben) treten. 

Schließlich soll und muß auch beim Einkauf von Geräten usw. aus 
dem freien Handel stets darauf Bedacht genommen werden, daß überall 
da, wo es am Platze ist, dem neuen deutschen Werkstoff der Vorzug 
gegeben wird, um dadurch die Verbreitung dieser Werkstoffe zu fördern. 

Es ist zwar so, daß, aus einem gewissen Beharrungsvermögen her¬ 
aus, der Mensch alles Neue anfänglich ablehnt. Aus diesem Grunde werden 
auch von einem großen Teile des Volkes die neuen deutschen Werkstoffe 
zunächst noch mit Mißtrauen betrachtet. 

Wie bei allen Neuerungen muß deshalb auch hier unvoreingenommen 
und mit einer gewissen Bereitschaft an die Sache herangegangen werden. 
Eine gewissenhafte Erprobung macht es notwendig, sich vor Beginn über 
die zu beachtenden Grundbedingungen bei der Verwendung der neuen 
deutschen Werkstoffe zu unterrichten und die Befolgung zu überwachen. 

Die neuen Werkstoffe sind g^t, — — — — — — — — — 
— — — — — — — — — wenn sie richtig verarbeitet werden. 
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Es darf auch nicht verkannt werden, daß die Gefangenen, die in der 
Anstalt mit der Verarbeitung neuer Werkstoffe beschäftigt werden und 
die sich dabei von der Brauchbarkeit dieser Werkstoffe überzeugt haben, 
nach der Entlassung Anhänger dieser Werkstoffe bleiben und sie in ihrem 
Bekanntenkreise weiter empfehlen werden. Die Anstalten leisten somit 
auch noch ein gut Teil Aufklärungsarbeit und der Gefangene, der in der 
Freiheit seinen alten Beruf wieder aufnimmt, ist mit der Verarbeitungsart 
der neuen Werkstoffe vertraut. 

Die vorstehenden Ausführungen sollen lediglich als Anregung gewer¬ 
tet werden und wollen auch nicht erschöpfend sein. Es sind aus der Fülle 
der deutschen Werkstoffe einige besonders herausgegriffen, um zu zeigen, 
daß der Beamte der fortschrittlichen Entwickelung in seinem jeweiligen 
Arbeitsbereiche aufmerksam folgen muß; er kann dann wesentlich dazu 
beitragen, den g:uten heimischen Werkstoff zu fördern. 

Erst dann, wenn wir uns bei allen unseren Handlungen von den wirt¬ 
schaftlichen Forderungen unserer Zeit leiten lassen und nach besten 
Kräften an unserm Platze zur Durchführung mithelfen, können wir sagen, 
daß auch wir den Anforderungen des zweiten Vierjahresplanes gerecht 
geworden sind. 

Strafbarkeit der Gefangenenentweichung 

(Anregungen zur Strafrechtsreform) 

von Assessor Erich W o 1 f f, Berlin. 

I. 

Mit zunehmender Beschäftigung von Strafgefangenen mit Außenar¬ 
beiten mehren sich naturgemäß die Entweichungen, einmal weil überhaupt 
die Beschäftigung im Freien dem Begriff der Gefangenschaft schlecht 
entspricht, ferner weil die Auslese der zur Außenarbeit geeigneten 
Gefangenen immer schwieriger wird, je mehr Kräfte für Moorkulti¬ 
vierungsarbeiten, Erntehilfe usw. gestellt werden müssen. 

Ist es nun einem Gefangenen gelungen, zu entkommen, so heißt es 
für ihn, sich schleunigst der Verfolgung zu entziehen und irgendwie „unter¬ 
zutauchen“. Besonders dann, wenn er auf Hilfe Dritter nicht rechnen 
kann, ist es doppelt schwer, bürgerliche Kleidung und Nahrung zu erlangen. 
Über nennenswerte Geldmittel verfügt er meist auch nicht. 

Der Flüchtling ist also bereits nach kurzer Zeit — wenn nicht der 
Zufall ihm günstig gesinnt ist — vor zwei Möglichkeiten gestellt: Ent¬ 
weder sich selbst zu stellen oder mit Hilfe von Gewalt bzw. eines Dieb¬ 
stahls sich in den Besitz von Geld, Nahrungsmitteln und Kleidung zu 
setzen. 

In diesem Zustand stellt daher der entwichene Gefangene eine erheb¬ 
liche Gefahr für die Öffentlichkeit dar — ganz abgesehen von der Tat¬ 
sache, daß die in der fraglichen Gegend wohnende Bevölkerung ent¬ 
sprechend beunruhigt ist — sobald die Flucht allgemein bekannt wird. 

In der Zwischenzeit unternimmt die Gefängnisverwaltung alles, um 
des Entkommenen wieder habhaft zu werden — denn die Autorität des 
Staates verlangt es, daß dem eben geschilderten Zustande schleunigst ein 
Ende gemacht wird. Es muß mithin der gesamte, zur Verfügung stehende 
Behördenapparat in Bewegung gesetzt werden. Fast immer gelingt es, 
den Ausbrecher nach mehr oder weniger kurzer Zeit zu stellen. 
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Es erhebt sich nun die Frage, ob und in welcher Weise man ihn für seine 
Flucht zur Rechenschaft ziehen kann? 

Die Beantwortung dieser Frage ist einfach, wenn der Gefangene den 
Beamten oder sonstigen Aufsichtspersonen gegenüber Gewalt angewandt 
oder Widerstand geleistet hat. Ebenso, wenn er Einrichtungen oder Gegen¬ 
stände der Anstalt beschädig:t hat, um die Flucht zu ermöglichen. Fälle 
dieser Art können durch die Vorschriften des Strafgesetzbuches erfaßt 
werden. 

Wie nun aber, wenn diese Voraussetzungen nicht g^egeben sind ? 
Das Strafgesetzbuch hat die sogenannte Selbstbefreiung straflos ge¬ 
lassen. Lediglich Dritte, die einen Gefangenen befreien, machen sich 
gemäß § 120 StGB, strafbar. Auch kaim der Gefangene selbst nach der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts dann belangt werden, wenn er andere 
zu seiner Befreiung anstiftet. Im übrigen kann gegen ihn strafrechtlich 
nicht vorgegangen werden. Er ist nur den „Hausstrafen“ des Gefäng¬ 
nisses — insbesondere der Arreststrafe — unterworfen. Mit anderen 
Worten: Die Flucht kann nur disziplinarisch geahndet werden. 

Kann dieser Rcchtszustand heute noch als sachdienlich und befriedigend 
bezeichnet werden? 

Man muß die Frage verneinen und sich dabei folgendes vergegen¬ 
wärtigen: 

Der Staat und damit auch die Volksgemeinschaft haben gegenüber 
einem Volksgenossen durch eine verbindliche Entscheidung — sei es nun 
Haftbefehl oder Urteil — festgestellt, daß seine persönliche Freiheit aus 
bestimmten Gründen, die wiederum im Interesse der Allgemeinheit liegen, 
auf Zeit oder ungewisse Dauer eing^eschränkt wird. Eine solche Entschei¬ 
dung stellt ohne jeden Zweifel einen Hoheitsakt dar, dem sich insbesondere 
der unmittelbar betroffene Volksgenosse in jedem Fall und in vollem Um¬ 
fange zu fügen hat. 

Die Verpflichtung hierzu ist für den Betroffenen umso größer, je 
stärker die Bindung des Einzelnen zur Volksgemeinschaft in einem Staate 
ist. Denn es ergibt sich aus der Natur der Sache, daß eine wirklich über¬ 
zeugende und intensive Volksgemeinschaft nur dann zu erreichen ist, wenn 
jeder der ihr angehörigen Volksgenossen eine ihn bindende Entscheidung 
eben dieser Gemeinschaft anerkennt und sein Handeln ihr entsprechend 
einrichtet. 

Dies bedeutet für die hier behandelten Fragen: Derjenige, geg^en den 
ein Haftbefehl vorliegt oder gegen den ein Urteil auf Freiheitsstrafe oder 
eine Anordnung der Sicherungsverwahrung ergang^en ist, hat diese Ent¬ 
scheidung gegen sich gelten zu lassen und darf sich ihrer Auswirkung — 
nämlich der Beschränkung seiner körperlichen Freiheit — nicht entziehen. 

Flieht dennoch ein Untersuchungshäftling oder ein Strafgfefangrener 
oder auch ein Sicherungsverwahrter oder ein im Arbeitshaus Befindlicher, 
so bringet er damit zum Ausdruck, daß er die gegen ihn ergangene Ent¬ 
scheidung nicht anerkennen bzw. sich ihrer Auswirkung nicht mehr unter¬ 
werfen will. Die Folge dieses Verhaltens ist — wie bereits oben erwähnt —, 
daß die Organe des Staates gegen ihn erneut tätig werden müssen, um die 
öffentliche Ordnung wiederherzustellen. 

Die Mißachtung, die der Flüchtling mit seinem Verhalten gegenüber 
den Anordnungren des Staates ausdrückt, ist ein gänzlich neues, vom Stand- 
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Punkt der Gemeinschaft aus zu mißbilligendes Handeln, das von seiner 
bisher zur Entscheidung stehenden Handlung völlig unabhängig ist. Es 
ist nicht einzusehen, aus welchem Grunde dieses erneute Handeln gegen 
Anordnungen des Staates und damit der Volksgremeinschaft nicht straf¬ 
würdig sein soll. Dies gilt umso mehr für einen Staat, der wie der 
nationalsozialistische auf der Volksgemeinschaft — also der Gemeinschaft 
aller Volksgenossen aufgebaut ist. Denn derjenige, der sich mit seinem 
Handeln außerhalb der Gemeinschaft stellt, handelt gegren diese und ver¬ 
dient eine entsprechende Zurechtweisung. 

Welches waren die Gründe, aus denen man bisher die „Selbstbefreiung“ 
straflos gelassen hatte? 

Es war der typische Fall einer „Konzession“ des Staates an das 
Individuum, indem man sagte: In jedem Menschen wohnt auf Grund der 
Naturgesetze der Freiheitstrieb als stärkste, ihm eigene Macht; wollte 
man nun einem Gefangenen, in dem dieser Naturtrieb allzu mächtig 
wird, zumuten, diesen Trieb zu unterdrücken, so würde man ihm befehlen, 
gegen die eigene Natur handeln: Ein Unding. 

Man hat in diesem Zusammenhang auch wohl den Vergleich mit dem 
gefangenen Vogel gebracht, der aus seinem Käfig entflieget. 

Diese Auffassung kann nicht geteilt werden. Denn sie berücksichtigt 
in keiner Weise die oben genannten Gesichtspunkte und übersieht, daß es 
vor allem darauf ankommt, die im Interesse der Allgemeinheit getroffenen 
Anordnungen des Staates auch durchzusetzen und zu gewährleisten, 
daß sich ihnen jeder füg;t — selbst dann, wenn es ihn noch so große An¬ 
strengrungen und Selbstüberwindung kostet. Die hier nicht gebilligrte An¬ 
sicht stellt daher die Persönlichkeit des Einzelnen über das Volksganze. 

Ihre Unrichtigkeit ergibt sich weiterhin aus der Erwägrung — daß 
man sie — wäre sie zutreffend — in ihrer konsequenten Durchdenkung 
ebenso gut ganz allgemein gegen die Berechtigung der Freiheitsstrafe als 
einem „naturwidrigen Übel“ würde anführen können. Soweit wird 
jedoch niemand gehen, da man eingesehen hat, daß die Freiheitsstrafe eine 
Einrichtung ist, auf die man im Interesse der Allgemeinheit nicht verzich¬ 
ten kann — mag sie für den Einzelnen auch noch so unangenehm und 
„naturwidrig“ sein. 

Die Lösung des Problems liegt eben in der Frage, wie weit man mit 
seinen Ansprüchen an den Einzelnen im Interesse der Gesamtheit gehen 
soll. Kann man ihm zumuten, daß er seinen allerdings naturgegebenen 
Freiheitstrieb dann überwindet, wenn ihm dies durch eine Anordnung des 
Staates und damit zugleich der Volksgfemeinschaft auf gegeben wird? Soll 
man ihn bestrafen, wenn ihm diese Selbstüberwindung aus Schwäche oder 
auch bösem Willen nicht gelingt? 

Die Frage ist in Verbindung mit den oben gemachten Ausführungen 
zu bejahen, da der Betreffende bewiesen hat, daß er nicht imstande 
oder nicht willens ist, sich den gegen ihn ergangenen Entscheidungen und 
Anordnungen zu unterwerfen. 

Gegen die Strafbarkeit der Selbstbefreiung wird weiterhin folgender¬ 
maßen argfumentiert: Vom Standpunkt des Strafvollzuges, der auch eine 
Besserung des Gefangenen zum Ziele haben müsse, und unter Berücksich¬ 
tigung der späteren Resozialisierung sei es bedenklich, die Selbstbefreiung 
unter Strafe zu stellen. Denn — so begründet man diese Bedenken — 
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es sei folgendes zu erwägen: Den Gefangenen, die Fluchtversuche machten 
oder denen die Flucht tatsächlich gelänge, wohne immerhin ein starker 
kämpferischer Wille inne und gerade dieser dürfe nicht unterdrückt werden, 
wolle man den Betreffenden nicht für das spätere Leben völlig untauglich 
machen. Ohne das Vorhandensein eines solchen kämpferischen Willens 

— argumentiert man weiter — sei die Besserung eines Gefangenen nie zu 
erzielen; der beste Beweis für die Richtigkeit dieser Meinung sei der Um¬ 
stand, daß am häufigsten Gefangene oder Häftlinge, die sich unschuldig 
fühlten, Fluchtversuche unternähmen. 

Insbesondere die letzte Behauptung verkennt völlig die Tatsachen. 
Denn nimmt man einmal die Statistiken der Gefangenenentweichungen zur 
Hand, so wird man ohne weiteres feststellen können, daß der weitaus über¬ 
wiegende Teil der Gefangenen, die entflohen sind, aus Gewohnheitsver¬ 
brechern besteht. Sie sind einer Besserung nur in den allerseltensten Fällen 
zugänglich. Ihr „kämpferischer Wille“ ist keineswegs positiv zu werten, 
und es muß im Gegenteil erreicht werden, daß er gebrochen wird. Soweit 
er sich aber in Fluchtversuchen oder in gelungener Flucht bemerkbar 
macht, wird man ihn mit den bisher zulässigen Hausstrafen wie Arrest 
usw. nicht brechen können. Es kann nicht bestritten werden, daß diese 
Art von Verbrechern erst einmal lernen muß, die eigene abwegige Ein¬ 
stellung zu bekämpfen — ein „Kampf“, der mit der schwerste sein dürfte 
und eine positive, „kämpferische Einstellung“ voraussetzt. Dabei muß 
selbst in Kauf genommen werden, daß unter Umständen der zunächst vor¬ 
gesehene Tag der Freiheit in weitere Feme rückt und bei Einzelnen mög¬ 
licherweise sogar „Gefängniskoller“ zu befürchten ist. Auch dieser wird 
nach bestimmter Zeit wieder abklingen. 

Man hat weiter eingewandt, daß die Bestrafung der Selbstbefreiung 
auf eine Stufe mit dem Verlangen zu stellen sei, ein Angeklagter müsse 
durch Strafdrohung zur wahrheitsgemäßen Aussage gezwungen werden 

— eine solche Forderung gehe aber zu weit, da sie einem Verlangen nach 
„Selbstauslieferung“ gleichkomme. 

Diese Auffassung übersieht, daß im Falle der Selbstbefreiung bereits 
eine Anordnung des Staates — nämlich der Haftbefehl oder das Urteil 
vorliegt, gegen die sich der Betreffende durch seine Flucht aktiv auf¬ 
lehnt, und daß im anderen Falle diese Voraussetzungen nicht gegeben sind. 

Unter Berücksichtigung dieser sämtlichen Erwägungen muß man zu dem 
Ergebnis gelangen, daß der bisherige Rechtszustand der Straflosigkeit 
einer Selbstbefreiung nicht befriedigend ist und daß diese in Zukunft unter 
Strafe gestellt werden muß. 

Es sei bemerkt, daß dies für Untersuchungshäftlinge, Strafgefangene, 
Sicherungsverwahrte, Arbeitshäusler und Konzentrationslagerinsassen gplt. 

In diesem Zusammenhang dürfte schließlich die Tatsache inter¬ 
essieren, daß auch ausländische Strafgesetze teilweise den Tatbestand der 
Selbstbefreiung enthalten. Zum Beispiel sieht das italienische Strafgesetz¬ 
buch in Art. 385 folgendes vor; 

„Wer, nachdem er gesetzmäßig wegen einer strafbaren Handlung 
verhaftet oder festgenommen ist, entweicht, wird mit Gefängnis bis zu 
6 Monaten bestraft. Die Strafe beträgt Gefängnis bis zu 18 Monaten, 
wenn der Schuldige die Tat unter Anwendung von Gewalt oder 
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Drohung gegenüber Personen oder mittels Ausbruchs begeht; sie be¬ 
trägt 2 bis 6 Jahre, wenn die Gewalt oder Drohung mit Waffen oder 
von mehreren Personen gemeinschaftlich verübt ist. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf den Verurteilten 
Anwendung, dem es gestattet ist, außerhalb der Strafanstalt zu ar¬ 
beiten. 

Wenn der Entwichene sich vor der Verurteilung zur Haft stellt, 
wird die Strafe vermindert.“ 


II. 

In auffallendem Gegensatz zu der Milde, die der Gesetzgeber gegen¬ 
über einem entwichenen Gefangenen walten läßt, steht die Bestimmung 
des § 121 Abs. II des Deutschen Strafgesetzbuches, daß derjenige, der mit 
der Beaufsichtigung oder Begleitung eines Gefangenen beauftragt und 
durch dessen Fahrlässigkeit das Entweichen eines Gefangenen ge¬ 
fördert worden ist, mit Gefängnis bis zu drei Monaten oder Geldstrafe 
verurteilt wird. 

Die gleiche Regelung ist in § 347 StGB, für den Beamten getroffen. 

Ist es zweckmäßig und erforderlich, diese Tatbestände in das künftige 
Strafgesetz aufzunehmen? 

Man muß die Frage aus folgenden Gründen verneinen: Wird fest¬ 
gestellt, daß ein Beamter oder ein Angestellter bei der Bewachung eines 
Gefangenen seine Aufsichtspflicht vernachlässigt und hierdurch dessen 
Flucht gefördert hat, so ist dies eine rein disziplinarische Fest¬ 
stellung, da sie in erster Linie einen disziplinarisch bedeutsamen 
Vorgang betrifft und die Frage entscheidet, ob der Beamte der ihm über¬ 
tragenen Aufgabe gewachsen war oder nicht. 

Insoweit ist dieser Fall dem theoretisch durchaus denkbaren Sach¬ 
verhalt vergleichbar, daß ein Richter aus Unkenntnis einzelner Gesetzes¬ 
vorschriften oder einer Gesetzesneuerung einen Rechtsstreit fahrlässiger¬ 
weise unrichtig entscheidet. Fälle ähnlicher Art ließen sich in großer Zahl 
bilden. 

In sämtlichen Fällen wird eine festgestellte Fahrlässigkeit Anlaß zu 
einer scharfen, disziplinarischen Ahndung geben, wenn die Sachlage es er¬ 
fordert. 

Es ist nun aber nicht einzusehen, aus welchem Grunde gerade bei einem 
Gefängnisbeamten oder einem Gefängpiisangestellten in dieser Hinsicht 
insofern eine Ausnahme gemacht werden soll, als er außer der diszipli¬ 
narischen Bestrafung noch einer gerichtlichen Verurteilung ausgesetzt ist 
— oder jedenfalls überhaupt der letzteren. Denn seine Dienstpflicht¬ 
verletzung wiegt nicht schwerer als die des Richters oder irgendeines an¬ 
deren Beamten, der sich aus Fahrlässigkeit einen Fehler zuschulden 
kommen läßt. 

Eine derart weitgehende Schlechterstellung des Gefängnisbeamten 
wäre nur bei Vorliegen außerordentlicher Gründe gerechtfertigt. Diese 
sind aber nicht gegeben. 

Die Fälle, in denen eine Verurteilung gemäß § 121 Abs. II oder § 347 
Abs. II StGB, erfolgt ist, sind daher auch überaus selten. Man kann aus 
diesem Grunde die ebengenannten Tatbestände als Bagatelldelikte bezeich- 
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nen, von denen jedenfalls das künftige Strafgesetzbuch nach Möglichkeit 
freigehalten werden sollte. Ein weiterer Anlaß, der für die Streichung 
dieser Strafvorschriften spricht! 

Es reicht völlig aus, wenn man Fälle dieser Art in Zukunft ausschließ¬ 
lich dem Disziplinarrecht überläßt. 

Im übrigen mutet es auch merkwürdig an, daß nach bisherigem 
Recht der entwichene Gefangene selbst straffrei ausgeht, der Aufsichts¬ 
beamte dagegen — der durch seine Fahrlässigkeit die Flucht zwar för¬ 
derte, aber doch nur die bei weitem geringere Ursache zum Erfolge 
setzte, einem Strafverfahren ausgesetzt wird. 

Aus derV erwaltung einer Gefangenenbücherei 

von Oberlehrer W, K r u m p t, Untersuchungsgefängnis Berlin-Alt-Moabit. 

Die Preußische Dienst- und Vollzugsordnung vom 1. 8. 1933 sagt in 
§ 116 unter dem Abschnitt „Unterricht und Bücherei“ nachstehendes: 

„1. Die Anstaltsbücherei für Gefangfene dient zur Benutzung während 
der arbeitsfreien Zeit und muß eine ausreichende Zahl belehrender, wert¬ 
voll-unterhaltender und religiöser Bücher und Schriften enthalten, bei 
deren Verteilung die Persönlichkeit des Gefangenen berücksichtigt werden 
soll. Leiter der Bücherei ist der Lehrer. Ist kein Lehrer vorhanden, wird 
vom Vorsteher ein geeigneter anderer Beamter mit der Leitung betraut. 
Bücher rein religiösen Inhalts verwaltet der Geistliche. 

2. Bei der Beschaffung von Büchern und Schriften ist, unter Berück¬ 
sichtigung der sonstigen Aufgaben der Bücherei, besonderer Wert zu legen 
auf solche Werke, die den Geist der sich selbst bejahenden und kraftvoll 
aufwärts drängenden Nation in sich tragen und die willensmäßige Bereit¬ 
schaft zur Bildung wahren Gemeinschaftsbewußtseins, zur nationalen Ge¬ 
sinnung und Haltung, zur religiösen und sittlichen Erneuerung wachrufen 
und fördern. Bücher und Schriften undeutschen, religionsfeindlichen und 
zersetzenden Inhalts sind ausgeschlossen.“ 

Daraus ergibt sich, daß dem Untersuchungs-, Gefängnis- und Zucht¬ 
hausgefangenen Bücher zur Verfügung gestellt werden. Da dieselben nach 
dem ausdrücklichen Willen des Staates ein Erziehungsmittel sein sollen, 
darf ihre Tendenz daher nicht nur allein eine rein unterhaltende sein. Das 
Buch soll vielmehr den Gefangenen zur Selbstbesinnung und zu eigenem 
Denken anregen. Dabei darf nicht verkannt werden, daß der Gefangene, 
der allein in seiner Zelle ist, ganz anders ein Buch liest, als ein Mensch 
in der Freiheit. Da ihm neben der mehr oder weniger einförmigen Tages¬ 
arbeit, dem regelmäßigen Abrollen der Tagesordnung, der Körperpflege, 
der Freistunde usw. besondere Ereignisse von eindrucksvoller Bedeutung 
in der Regel fehlen, so bedeutet ein anregendes Buch etwas ganz beson¬ 
deres und wird unter Umständen für den Gefangenen in seiner Zelle zum 
Erlebnis. Die Wirkung guter Gedanken in einem Buch ist also in Erman¬ 
gelung einer Ablenkung, wie wir sie im Leben draußen kennen, von beson¬ 
derer Bedeutung und von stärkerem Nachhalt. Allerdings bestehen auch 
hier Grenzen der Beeinflussung. Man kann keine Tapferkeit bei Feig¬ 
lingen etwa durch Lesen von Kriegsbüchem auslösen, genau so wenig 
kann man aus einem moralisch minderwertigen Menschen etwa dadurch, 
daß man ihm gute Bücher in die Hand gibt, einen willensstarken Menschen 
machen. Trotzdem werden allen Häftlingen Bücher zur Verfügung gestellt, 
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eben weil beim Strafvollzug alle Mittel angesetzt werden müssen, um auch 
noch den abweg^igsten Menschen zur inneren Umkehr zu beeinflussen. 

Für den größten Teil der Gefangenen aber ist das Buch ein Mittel, 
um diesen den inneren Umbruch leichter zu machen, oder um denselben 
vorzubereiten. Wohl jedem Menschen bleibt irgendein Buch, das er viel¬ 
leicht vor 10 oder 20 Jahren gelesen hat, durch das Leben hindurch in 
Erinnerung. Warum sollte dann nicht bei einem Gefangpenen, der in seiner 
Zelle ein Buch noch viel intensiver liest, als wie es sonst überhaupt mög¬ 
lich ist, zumindest dasselbe der Fall sein? Daß dies nicht jedes Buch 
vermag, und daß dies nicht bei jedem Menschen eintritt, ist klar, ebenso¬ 
wenig glaube ich daran, daß etwa ein leugnender Untersuchungshäftling 
durch den Inhalt eines Buches bestimmt wird, auf einmal ein Geständnis 
abzulegen. 

Naturgemäß wünscht sich nun ein Gefang^ener gewöhnlich nicht die 
Bücher, die bei ihm einen erzieherischen Einfluß hinterlassen können. 
Wenn er solche überhaupt kennt, so will er von Anfang an auch diese 
Bücher nicht. Der Gefangene sieht in dem Buch in den meisten Fällen 
nur eine Unterhaltung bzw. Ablenkung. Der Strafvollzug dagegen be¬ 
trachtet das Buch in der Hauptsache als Erziehungsmittel. Da also dem 
Häftling die Bücher mit einer bestimmten Absicht zug^teilt werden, so 
darf er dieselbe nicht erkennen. Also allgemein ergibt sich schon daraus 
die Folg^erung, daß die Wünsche der Häftlinge nicht allein maßgrebend 
sein können, sondern daß das richtige Buch in die richtige Hand geschickt 
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geleitet werden muß. Die Zuteilung der Bücher erfolgt deshalb durch 
den Oberlehrer der Anstalt, als Verwalter der Gefangenenbücherei, der 
auch auf Grund seines anderen Pflichtbereiches jeden einzelnen Gefangenen 
kennen muß. Dabei ist natürlich dem Häftling Gelegenheit zu geben, 
seine Bücherwünsche zu äußern. 

Der auf Seite 453 aufgeführte Bücherzettel hat sich bewährt. 

Es fällt immer wieder auf, daß eine Gruppe von Häftlingen, beson¬ 
ders oft kriminell vorbestrafte Personen, noch heute Bücher von Schrift¬ 
stellern wie Zane Grey und ähnliche verlangen. Dies ist daraus zu er¬ 
klären, daß es sich hier hauptsächlich um Abenteuer- und Kriminalromane 
im Stile der verflossenen Zeit handelt. Diese Bücher liegen in der Richtung 
der Ideenwelt gerade solcher Gefangenen. Die dort geschilderten Unmög¬ 
lichkeiten regen besonders Berufsverbrecher an, wenn nicht der Einfluß 
solcher Bücher sogar so weit geht, daß im Gehirn des Gefangenen neue 
Pläne für später zu begehende Straftaten entstehen. Solche Bücher 
werden draußen auch noch von unreifen Menschen bevorzugt, und die 
Folgen solcher Schilderungen sind bei Jugendlichen bekannt. Wenn 
ein moralisch gefestigter, erwachsener Mensch draußen ein solches 
Buch zur Hand nimmt, dann geschieht das meistens unter dem Gesichts¬ 
punkt der Ablenkung. Für ihn sind solche Bücher eine leichte Kost, über 
die er ab und zu lacht, aber keinesfalls kommt er auf den Gedanken, daß 
die geschilderten Handlungen etwa Tatsachen sein oder je werden könnten. 

Aber auch äußerst wertvolle Bücher von Schriftstellern, die auch 
heute noch einen guten Namen haben und die von angesehenen Verlegern 
herausgebracht worden sind, eignen sich manchmal aus den verschiedensten 
Gründen heraus eben nicht für eine Gefängnisbücherei. Es soll nur bei¬ 
spielsweise erwähnt werden, daß ein Buch, das vielleicht auch nur in 
versteckter Form andeutungsweise homosexuelle Probleme behandelt, eben 
nicht in eine Gefangenenbücherei gehört. Es besteht keinesfalls die Ge¬ 
währ dafür, daß dieses Buch nicht doch eines Tages in die Hände von 
homosexuellen Gefangenen gelangen kann. Wenn es sich nicht um äußerst 
wertvolles Schrifttum handelt, dann ist ein Buch, auch wenn es nur für 
eine Gruppe von Gefangenen für bedenklich gehalten wird, aus einer Ge¬ 
fangenenbücherei zu entfernen. 

Bücher, die heute z. B. das Thema „Fremdenlegion“ behandeln, 
können draußen von jedem Menschen gelesen werden. Keiner wird die 
geringste Lust verspüren, den kleinsten Arbeitsplatz in Deutschland mit 
dem Schicksal eines französischen Fremdenlegionärs zu vertauschen. Wohl 
wird aber ein durchtriebener Zuchthäusler, der noch Jahre vor sich hat, 
mit dem Gedanken umgehen, nach einer gelungenen Flucht in die franzö¬ 
sische Fremdenlegion einzutreten. Er benutzt ein solches Buch nur als 
Information, und das Buch wird dazu beitragen, den Gefangenen in seinen 
Fluchtplänen zu bestärken, da er ja nichts zu verlieren hat. 

Ebensowenig ist in einer Gefangenenbücherei beispielsweise Platz für 
solche technischen Bücher, die dazu gebraucht werden können, um Ein- 
und Ausbrechern Gelegenheit zu geben, sich über diese spezielle Technik 
zu unterrichten. Es ist ferner selbstverständlich, daß alle Bücher aus der 
Zeit von 1919 bis 1932 aus Spezialgebieten der Technik, wie z. B. Untersee¬ 
bootsbau, Zeppelinkonstruktionen und Bücher über wichtige militärische 
und sonstige jetzt geheime Landesangelegenheiten restlos ausgemerzt 
werden müssen. Ein Teil der Landesverräter reknitiert sich aus den 
Kreisen des Berufsverbrechertums, und es wäre ein Hohn, wenn dem Ge- 
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fangenen während seiner Strafverbüßung Gelegenheit gegeben würde, sich 
die nötigen Vorkenntnisse anzueignen. 

Dieser Grundsatz schließt aber nicht aus, dem Häftling die Möglich¬ 
keit einer beruflichen Weiterbildung auf den verschiedenen Gebieten zu 
geben. 

Aber auch Bücher harmlosesten Inhalts können in der Hand von Ge¬ 
fangenen zur Unterstützung in der Ausführung der schwersten Verbrechen 
verwendet werden. So hat sich ein Fall ereigrnet, bei dem ein gemeinge¬ 
fährlicher Verbrecher ein Buch anforderte, aus welchem er sich über den 
Körperbau des Menschen unterrichten wollte. Drei Tage später wurden 
diesem Verbrecher Messer abgenommen, die ihm irgendwie von Gefangenen 
zugesteckt worden waren, und ebenfalls ein Kassiber an einen anderen 
Gefangenen, der sich an der Flucht beteiligen sollte. In dem Kassiber war 
der genaue Fluchtplan festgelegt; mit den Messern sollten die Beamten 
niedergestochen werden. Der Häftling hat nur deshalb das Buch angefor¬ 
dert, um sich über die bestmöglichste Wirkungsweise der Messerstiche zu 
informieren. 

Es ist tragisch, wenn man bei einem Häftling, der Selbstmord verübt 
hat, ein spezielles medizinisches Buch auf dem Tisch findet, und der Schluß 
liegt nahe, daß dieses Buch dazu gedient hat, den Lebensmüden über den 
bequemsten Weg seines Abgangs zu unterrichten. Ist es dann nicht besser, 
medizinische Bücher in einer Gefangenenbücherei nicht zu führen, auch 
wenn man sie gelegentlich einer Schenkung aus dem Nachlaß eines 
Arztes überwiesen bekommt ? Hieraus ergibt sich wieder, daß ein zu stark 
spezialisierter Ausbau einer Gefangenenbücherei nicht immer angebracht 
und notwendig ist. 

Es gibt aber noch Bücher, die nur teilweise eine scheinbar schlechte 
Tendenz vertreten, die aber bei Berücksichtigung des gfuten Gesamtinhalts 
des Buches auf den moralisch gefestigten Menschen keinerlei schlechte 
Gesamtwirkung ausüben können. Etwa, daß die Zügel- und Morallosigkeit 
der Systemzeit genau in Einzelheiten geschildert wird oder ähnliches. Der 
Mensch in der Freiheit sieht nur die gute Gesamttendenz eines solchen 
Buches; der Gefangene in der Anstalt dagegen wird durch solche, wenn 
auch nur seitenlangen Abhandlungen, die er bestimmt mehrmals liest, 
nicht zur inneren Umkehr angeregt. 

Große Vorsicht ist bei der Herausgabe von wissenschaftlichen Ab¬ 
handlungen über die Geschichte des Judentums am Platze. Ein normaler 
Mensch empfindet einen Ekel über Schweinereien, die Sittenlosigkeit und 
die moralische Zügellosigkeit, die das Judentum seit seiner Entstehung 
immer ausgezeichnet hat. Es ist absolut notwendig, daß man auch darüber 
unterrichtet ist, denn erst dann kann man die Rassengesetzgebung unseres 
Reiches verstehen. Solche Bücher gehören unbeding^t auch in eine neu¬ 
zeitliche Gefangenenbücherei. Es wäre aber vollkommen abwegig, wenn 
man etwa diese Bücher an moralisch halt- und hemmungslose Gefangene 
ausgeben würde. Der verkommene Mensch ergötzt sich nur an diesen 
Ekelhaftigkeiten, er empfindet nicht den inneren Abscheu, da er ja mehr 
oder weniger hemmungslos ist. 

Speziell bei der Ausgabe fremdsprachlicher Unterhaltungsbücher ist 
alle Vorsicht am Platze. Gewöhnlich stammen noch die vorhandenen Be¬ 
stände aus der Zeit vor 1933. Wenn man aus dem deutschen Schrifttum 
unerwünschte Verfasser ausgesondert hat, so darf es keinesfalls Vor¬ 
kommen, daß etwa Werke dieser Autoren noch im fremdsprachlichen 
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Schrifttum vorhanden sind. Auch seichte Magazine und ähnliches gehören 
auf Grund ihres Inhalts nicht in eine Gefangenenbücherei. 

Nun noch zu einer anderen Gruppe von Büchern, die Werke mit Ab¬ 
bildungen des Schaffens großer Bildhauer und Maler wiedergeben. Diese 
Abbildungen regen manchmal den Durchschnittsgefangenen zu stark 
sexuell an. Die Liebe zu solchen Abbildungen geht oft so weit, daß Seiten 
mit Darstellungen von schönen Frauenkörpem herausgerissen werden, 
nicht etwa weil der Häftling das Kunstwerk immer vor Augen haben will, 
sondern weil er seine eigene Lust an diesem Bild befriedigen will. Wohl 
können solche Bücher einem Kunstkenner sehr viel Freude bringen, aber 
sie gehören niemals in die Hand eines Sittlichkeitsverbrechers. Eine Ab¬ 
teilung Kunst und Kultur gehört in eine Gefangenenbücherei, aber auch 
hier muß die Ausgabe der Bücher mit Überlegung erfolgen. 

Auch Romane, Reisebeschreibungen und Schilderungen von Ländern, 
die vor 1933 erschienen sind und die oberflächlich betrachtet als harmlos 
erscheinen, müssen auf ihren Inhalt hin genau durchgesehen werden. In 
vielen Fällen wurde festgestellt, daß politische Tendenzen in solche Bücher 
hineingetragen worden sind, in einer Darstellungsform, die heute untragbar 
ist. Beispielsweise, wenn in einem Roman der Verfasser einen jüdischen 
Studenten zeichnet, der seinem arischen Freunde moralisch und sittlich 
überlegen ist. Aber auch Bücher mit harmlosen Titeln können die Er¬ 
ziehungsarbeit stark beeinflussen, wenn in einer Reisebeschreibung von der 
Südsee in niedrigster Form das Geschlechtsleben der Eingeborenen mit 
Europäern dargestellt wird. 

Nun noch einige Bemerkungen zu der Herausgabe von Büchern aus 
dem Schrifttum der Bewegung. Hierunter fällt das Werk des Führers, die 
Veröffentlichungen des Reichsleiters Rosenberg, des Reichsministers 
Dr. Goebbels und ähnliches. Wenn auch das übrige nationalsozialistische 
Schrifttum selbstverständlich auf die Gebiete der Bücherei aufzuteilen ist, 
so sind doch diese genannten und ähnlichen Werke in einei besonderen 
Abteilung der deutschen Geschichte der Bücherei zusammengefaßt 
worden. Es wird dadurch erreicht, daß bei der Herausgabe jedes Mal noch 
einmal besonders geprüft werden kann, ob nicht etwa der Anforderer des 
Buches ein Jude ist. 

Bei der Einlieferung von Untersuchungshäftlingen wegen politischer 
Straftaten fällt bei den Bücherwünschen auf, daß mit einem Satze folgende 
Bücher angefordert werden: Adolf Hitler „Mein Kampf“, die Bibel und das 
Strafgesetzbuch. Daß diese Bücher schlecht zueinander passen, ist wohl 
auf den ersten Blick erkennbar. Bei solchen Bücherwünschen geht es dem 
Gefangenen hauptsächlich darum, einen gfuten Eindruck zu machen. Der 
Häftling will den Anschein erwecken, als ob er sich nun politisch ändern 
will, als ob er auch in Bezug auf seine kirchliche Einstellung ein Anderer 
werden will, und lediglich nur in der Anforderung des Strafgesetzbuches 
kommt wieder der innere Schwächling zum Vorschein, der in den Para¬ 
graphen die Maschen des Gesetzes suchen will, durch die er durchzu¬ 
schlüpfen glaubt. Solche Wünsche sind nicht ernst zu nehmen. Die Werke 
der Bewegung werden daher nur auf besondere Anforderung im Rahmen 
der zugestellten Bücher auszuhändigen sein. Vollkommen verkehrt ist es, 
wenn man glaubt, daß man einen politischen Gefangenen dadurch zur 
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inneren Umkehr bringt, wenn man ihm gleich, ohne daß er es will, solche 
Bücher zuweist. Der Häftling muß erkennen, daß es gerade für ihn etwas 
besonderes ist, wenn er, nachdem er sich so schwer an der deutschen Volks¬ 
gemeinschaft vergangen hat, beispielsweise das Buch des Führers be¬ 
kommt. Trotzdem sind aber gerade diese Bücher die meist verlangtesten. 

Bei all den vorher aufgeführten Beispielen habe ich an die etwas 
weiter entfernten Schwierigkeiten gedacht. Selbstverständlich w’ar es, daß 
nach 1933 alle Bücher staatsfeindlichen Inhalts und später auch alle von 
Juden verfaßten Bücher ausgesondert worden sind. Aber auch Bücher 
von Schriftstellern, die pazifistische, volksfremde und ähnliche Ansichten 
vertreten haben, sind restlos ausgemerzt worden. Heute bieten den Dienst¬ 
stellen der Partei und des Staates die von der Reichsstelle zur Förderung 
des Deutschen Schrifttums herausgebrachten Verzeichnisse und Gutachten¬ 
anzeiger eine unersetzliche Hilfe. 

Die nachstehend aufgeführten Darstellungen zeigen die Bestandsver¬ 
änderungen einer Gefangenenbücherei. Man muß ständig in der Lagre sein, 
die Entwicklung der nach 1933 angeschafften Bücher, die ich „Deutsche 
Bücher“ nennen will, zu verfolgen. Wenn auch noch nicht morgen, so muß 
aber nach einiger Zeit der Zustand einer Bücherei derart sein, daß sie nur 
noch „Deutsche Bücher“ enthält. Je mehr diese Bestände an wertvollem 
deutschen Schrifttum anwachsen, um so radikaler kann man dann bei der 
Aussonderung veralteten, wenn auch nicht staatsfeindlichen Schrifttums, 
Vorgehen. 


Schaubild Nr. 1 

Verhältnis der Zugänge und 
Verhältnis der jahrweisen Zugänge Aussonderungen 1933 / 38 

zu den jahrweisen Aussonderungen 


lUM J4000 
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Schaubild Nr. 2 

Bestandsentwicklung der deutschen Bücher 
im Verhältnis zum Gesamtbestand 



Schaubild Nr. 3 


□ Gesamtbestand 
Deutsche Bücher 


Bestandsentwicklung der deutschen Romane und Erzählungen 
im Verhältnis zum Gesamtbestand der Romane und Erzählungen 



1932133 1933,34 I934i3ö 1935,36 1936137 1937138 1938139 


In der Zeit vor 1933 hatte es sich eingebürgert, daß von den ver¬ 
schiedensten Stellen, wie Volks- und Werkbüchereien, ausgesonderte Bücher 
den Gefangenenbüchereien kostenlos zur Verfügung gestellt wurden. 
Hauptsächlich handelte es sich um Bücher, die auf Grund ihres äußeren 
Zustandes und teilweise auch ihres Inhaltes wegen sonst vernichtet worden 
wären, weil die Wiederinstandsetzung verhältnismäßig zu teuer war. Wenn 
dann auch noch durch Gefangenenarbeit diese Bücher für einen geringen 
Preis wieder brauchbar gemacht werden können, und besonders wenn die 
Bücher auch inhaltlich für eine Gefangenenbücherei tragbar sind, dann ist 
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gegen ein solches Verfahren nichts einzuwenden. Aber oft ist es leider 
so, daß es sich bei diesen geschenkten Büchern um inhaltliche Ausschuß¬ 
ware handelt, denn von guten Büchern trennt sich ein verantwortungs¬ 
bewußter Büchereiverwalter erst dann, wenn das Buch nicht mehr zu ge¬ 
brauchen ist. 

Der Eigenart einer Gefängnisbücherei entspricht es, daß jedes Buch, 
nachdem es vom Tausch zurückkommt, genau durchgesehen wird, um fest¬ 
zustellen, ob das Buch Beschriftungen oder mutwillige Beschädigungen 
aufweist. Durch das Hereinkleben folgender Texte in die Vorder- und 
Rückenseite der Bücher ist erreicht worden, daß Übertretungen nur noch 
vereinzelt vorgekommen sind. 

Kontrolle 

auf Beschädigungen u. Beschriftungen 

Fehlerfrei am: 


i 

Größe des Vordrucks DIN A 6 Größe des Vordrucks DIN A 7 

Es ist empfehlenswert, die vorhandenen Bücher nach Sachgebieten 
unterzuteilen. Etwa nach folgenden Hauptgruppen: 

1. Geschichte, 

2. Unterricht, 

3. Romane und Erzählungen, 

4. Weltanschauliche Darstellung, 

5. Verschiedenes deutschsprachiges Schrifttum, 

6. Fremdsprachliches Schrifttum, 

7. Seelsorge. 

Die Bücher können mit Rückenschildem in den verschiedensten 
Farben versehen werden, dann wird das Heraussuchen und das Abstellen 
wesentlich erleichtert. 

Neben dem Hauptkatalog ist das Führen einer besonderen Kartei, in 
der jedes Buch nach Teilgebieten geordnet seine Karte hat, vielleicht imter 
verschiedenen Farben angebracht. (Anlage 7). Außerdem leistet eine 
besondere Schriftstellerkartei gute Dienste. 



Beschädigungen, Beschriftungen 
und Aehnliches sind sofort dem 
Abteilungsbeamten zu melden. 
Wer dies unterläßt, wird selbst 
zur Verantwortung gezogen. 



1 

/■ erfasser 

Titel 

Bemerkg. 




_ 



Tag der 
Aus¬ 
gabe 
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Abtlg. 
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i 

zurfick < 

!' 
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es ^ bfi 
H 

Namen 

Abtlg. 
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Grundsätzlich bekommt jeder Gefangene eine bestimmte Anzahl von 
Büchern je Woche. Bei berufsfördemder Literatur, bei fremdsprach¬ 
lichen Lehr- und Übungsbüchern kann man Ausnahmen machen, wenn man 
die Gewißheit hat, daß der Gefangene auch wirklich nach diesen Büchern 
arbeitet. Hier muß man sich aber laufend durch Zellenbesuche über den 
Fortschritt der Arbeiten informieren und dem Gefangenen helfen, beste¬ 
hende Schwierigkeiten, die sich bei jeder Arbeit ja immer ergeben, zu über¬ 
winden. 

Aus dem Dargelegten ergibt sich, daß auch bei den Arbeiten für die 
Gefangenenbücherei Entscheidungen zu treffen sind, deren Beantwortung 
nur aus der richtigen Auslegung unserer nationalsozialistischen Anschau¬ 
ung möglich ist. Getragen von der großen Verantwortung für die Betreu¬ 
ung von Menschen, die durch ihre Handlungen gezeigt haben, daß sie die 
Grundsätze des Nationalsozialismus noch nicht begriffen haben, muß der 
Lehrer an einer Strafanstalt zu seinem Teil alles daran setzen, um bei den 
ihm anvertrauten Menschen den späteren Übergang in unsere große Volks¬ 
gemeinschaft vorzubereiten. Nur ein Teilgebiet aus dieser Arbeit ist die 
Verwaltung der Gefangenenbücherei, aber auch ein wichtiges. Das Buch 
ist neben dem Unterricht und den Zellenbesuchen manchmal die einzig^e 
Stimme, die der Gefangene in seiner Zelle aus dem schönen neuen Reich 
vernimmt. Daß er aber diese Stimme hört und hören will, dies ist unsere 
Aufgabe. 

Grenz- und Nachbargebiete 

Polens Kriminalität und Gefängniswesen im 
Spiegel der Statistik 

von Dr. jur. E. Roesner, Berlin 
1. Kriminalität. 

Wie der vom Statistischen Reichsamt anläßlich des im Jahre 1935 
in Berlin abgehaltenen XI. Internationalen Strafrechts- und Gefängniskon- 
gresses herausgegebenen Sonderarbeit „Die Entwicklung der Kriminalität 
im In- und Ausland nach dem Kriege“ zu entnehmen ist, waren bis vor 
wenigen Jahren in Polen auf dem Gebiete des Strafrechts noch öster¬ 
reichische, deutsche und russische (zum Teil auch ungarische) Gesetze in 
Geltung. Infolgedessen wurden in der polnischen Kriminalstatistik die von 
den allgemeinen Gerichten rechtskräftig verurteilten Personen in die drei 
großen, die Republik Polen bildende Länderteile (d. s. die zentralen und 
östlichen Woiwodschaften, die westlichen sowie die südlichen Woiwod¬ 
schaften) aufgegliedert, in denen diese Strafbestimmungen Anwendung 
fanden. Die in der Tabelle 1 mitgeteilten Verurteiltenzahlen beziehen sich 
daher in den zentralen und östlichen Woiwodschaften 
(ehemals russisches Gebiet) auf die Zuwiderhandlungen gegen das russische 
Strafgesetzbuch und Strafbestimmungen anderer Gesetze mit einer Straf¬ 
androhung von Gefängnis und noch schwererer Strafe; die westlichen 
Woiwodschaften (ehemals deutsches Gebiet) auf Verbrechen und 
Vergehen gegen das deutsche Strafgesetzbuch und andere Strafgesetze; 
in den südlichen Woiwodschaften (ehemals österreichisches 
Gebiet) auf Zuwiderhandlung^en gegen das österreichische Strafgesetzbuch 

>) vergl. Statistik des Deutschen Reichs. Band 478. Kriminalstatistik für das Jahr 1933. 
BerUn 193«, & 29 ff. 



und Strafbestimmungen anderer Gesetze mit einer Androhung von Gefäng¬ 
nisstrafen mit einer Dauer von mehr als 3 Monaten. 

Zuverlässige kriminalstatistische Daten über die Entwicklung und 
Struktur der Kriminalität in diesen drei Gebietsgruppen liegen zunächst für 
die Jahre 1924 bis 1928 vor. Sie sind in folgenden amtlichen Publikationen 
veröffentlicht: 

Statystyka Kryminalna. Osoby prawomocnie skazane i uniewinnione 
w 1924 i 1925 Roku (Kriminalstatistik. Rechtskräftig verurteilte und 
freigesprochene Personen 1924 und 1925). Warschau 1930. 

Wiadomosci Statystyczne (Statistische Mitteilungen). Warschau 
Jg. 1932. Sonderheft IV. Statystyka Sadownicta, Wieziennictwa i 
PrzestepczoSci. (Justiz-, Gefängnis- und Kriminalstatistik). 

Rocznik Statystyki Rzeczypospolitej Polskiej. (Statistisches Jahr¬ 
buch der Republik Polen). Warschau. (Ver.schiedene Jahrgänge). 

Wegen der verschiedenartigen Gesetzgebung sind die oben genannten 
Ergebnisse jedoch untereinander nicht vergleichbar. Aus diesem Grunde 
ist in der Tabelle 1 auch nur ein Überblick über die Gesamtzahl der in 
den einzelnen Jahren in jedem der drei Gebiete rechtskräftig verurteilten 
Personen sowie ihrer wichtigsten persönlichen Verhältnisse wiedergegeben. 
Dagegen muß des Raumes wegen von einer Darstellung einzelner Delikte 
für jeden dieser Landesteile abgesehen werden. Statt dessen unterrichtet 
die Tabelle 2 über die Entwicklung der Strafanzeigen auf S. 463 


1. Die Entwicklung der Kriminalität *) in Polen 
in den Jahren 1924 bis 1928. 


1 

Bezeichnung 

1924 

1925 

[ 1926 i 

1927 

1928 

Rechtskräftig 
verurteilte Per.sonen 

Zentrale und östliche Woiwodschaften 

1 

1 

1 

1 

1 

1 



Qesamtzahl. 

55 266 

48 727 

52 853 

60067 

56474 

darunter 

1 





Weibliche. 

10 459 

9 026 

9 505 

11012 

9 828 

Jugendliche (10 bis 18 Jahre alt). 

6 550! 

5 368 

6 312 

7 456 

6 543 

Vorbestrafte. 

9 435 

7 576 

8 329 

9 864 

10 537 

Westliche Woiwodschaften ! 






Gesamtzahl . 

32 284 

29 442 

27 994 

32 779 

27 342 

darunter 






Weibliche. 

6 559' 

5 702 

5 365 

6149 

4 829 

Jugendliche (12 bis 18 Jahre alt). * 

4155 1 

3 635 

3 678 

4 866 

3 626 

Vorbestrafte. 

4 762' 

3 315 

3 208 

3909 

4 291 

Südliche Woiwodschaften 

i 

1 




Gesamtzahl. 

96 841! 

106 795 

108 022 

112 542 

101532 

darunter 


1 




Weibliche. .. 

16 995 

17 811 

18 633 

19 655 

17 380 

Jugendliche (lü bis 18 Jahre alt). 

10 013 

10 234 

10 308 

11 416 

9 779 

Vorbestrafte. 1 

i 13 785 

10 311 

9 530 

10 688 

13 771 


•) D. s. Verbrechen und Vergehen gegen das Strafgesetzbuch und die Strafbestim¬ 
mungen anderer Gesetze, soweit sie nach der jeweiligen Strafgesetzgebung der einzelnen 
l.nndestelle (vgl. den dazugehörigen Text) in Geltung sind. 
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wegen der kriminalpolitisch wie zahlenmäßig wichtigsten strafbaren Hand¬ 
lungen im Gesamtgebiet von Polen, die einem vor wenigen 
Jahren erschienenen Aufsatz von Wirschubski^) entnommen ist. 

Die auf 100 000 der jeweiligen strafmündigen Bevölkerung berechnete 
Kriminalitätsziffer weist in den einzelnen Gebieten während der 
in Tabelle 1 dargestellten fünfjährigen Berichtsperiode folgenden Umfang 
auf: 



Zentrale 




und 

westliche 

südliche 


östliche 

W oi wodschaf ten 


1924 

445 

1219 

1627 

1925 

386 

1092 

1775 

1926 

409 

984 

1816 

1927 

460 

1106 

1845 

1928 

419 

865 

1600 


Es sei nochmals bemerkt, daß die Angaben dieser drei Reihen wegen 
der Verschiedenartigkeit ihrer statistischen Grundlagen nicht unterein¬ 
ander, höchstens in ihrer Bewegung vergleichbar sind, die allerdings in 
allen Landesteilen eine fast übereinstimmende Tendenz aufweist. 


Im Durchschnitt der Jahre 1924/28 betrug der Anteil (in % ) der 


in den 


Weiblichen Jugendlichen Vorbestraften 


zentralen und östlichen Woiwodschaften 

18,2 

11,8 

16,7 

westlichen Woiwodschaften. 

19,1 

13,3 

13,0 

südUchen Woiwodschaften. 

17,2 

9,8 

11,0 


Danach war der Anteil des weiblichen Geschlechts verhältnis¬ 
mäßig am stärksten in Westpolen, desgleichen die Beteiligung der 
Jugendlichen, der Vorbestraften dagegen in Zentral- und 
Ostpolen. 


Die Einzelergebnisse über die Strafanzeigen in Tabelle 2 lassen 
erkennen, daß die Stabilisierung der polnischen Währung im Jahre 1924/25 
eine bemerkenswerte Verminderung bei Widerstand gegen die Staatsgewalt, 
Raub, Bandenraub, Totschlag, Einbruchsdiebstahl, einfachem Diebstahl, 
Taschendiebstahl und Hehlerei zur Folge gehabt hat. Auch Unterschla¬ 
gung, ebenso Kindesaussetzung weisen eine Abnahme auf, die aber schon 
von 1925 ab wieder durch eine Zunahme abgelöst wird. Entgegen dem 
Verlauf dieser Delikte ist u. a. bei den Sexualdelikten, bei Brandstiftung, 
Körperverletzung und Betrug in dieser Zeit eine Aufwärtsrichtung erkenn¬ 
bar. Von 1925 bis 1931 setzt dann bei der Mehrzahl der strafbaren Hand¬ 
lungen unter Schwankungen ein teilweise beträchtlicher Anstieg ein. Bei 
einem Vergleich des Standes im letzten Berichtsjahr (1931) dieser Tabelle 
mit dem des Jahres 1923, in welchem die Inflation in Polen das Maximum 
erreichte, liegen mit Ausnahme von Widerstand gegen die Staatsgewalt, 
Raub, Einbruchsdiebstahl, Taschendiebstahl und Hehlerei die Zahlen 
wesentlich höher als in jenem. 


So beträgt die Zunahme bei Totschlag rund 25%. Die Zahlen der 
Anzeigen wegen Körperverletzung, desgleichen wegen Betruges haben sich 
in dem neunjährigen Zeitraum nahezu verdreifacht; einfacher Diebstahl, 
ferner die Sexualdelikte und Brandstiftung sind fast das Doppelte 
gestiegen. 

') vergl. .J'olniscbe Kriminalstatistik in den Jahren 1023 bis 1931.“ Monatsschrift für 
Krimlnalpsycnologie und Strafrechtsreform. Heidelberg. 25. Jg. 1934. S. 37 ff. 
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2. Die Entwicklung der Kriminalität in Polen in den Jahren 1923 bis 1931 


Bezeichnung | 

1 

1923 

1924 

1925 

1926 

1927 1 

1 

1928 

1929 

1930 

1931 




Strafanzeigen 




Verbrechen u. Vergehen ' 

Widerstand gegen die 
Staatsgewalt. 

1 

4 424 

3 365 

2 815 

1 

1 i 

1 

! 3 009' 

i 

2 617! 

1 

i 

3 077 

2 621 

1 

1 1 

2 712 

2 357 

Hochverrat. 1 

76 

284 

852 

43, 

94 ) 

225' 

290 

556 

597 

Totschlag. 

1 191 

1037 

995 

1 084; 

1135 

1 304 

1456 

1 664 

1502 

Kindestötung'). 

969 

963 

1117 

1 045 

857 

837 

• 


• 

Kindesaussetzung ... 

1 664 

1310 

1 712 

1733 

1593 

1435 

1462 

1587 

1766 

Körperverletzung ... 

25175 

' 28 085 

34 861 

50 491 

57 150 

72 334 

72 220 

1 74 282 

70 975 

Raub. 

1932 

1441 

1 265 

1 1279 

1009 

1096 

1107 

, 1171 

1309 

Bandenraub'). 

992 

726 

390 

245 

182 

225 


1 

, 

Einfacher Diebstalil.. 

149 276 

124 764 

123 909!162 227 190 515 

191 889 

192 859 201 252 

249 053 

Taschendiebstahl- 

: 11690 

: 10118 

9 869 

10 405 

11 225 

11152 

12 314 

1 10 694 

9 342 

Einbruchsdiebstahl .. 

42 217 

26 392 

24 493 

30 654 

33 547 

1 33 764 

33 822 

! 35 824 

39 730 

Unterschlagung 2).... 

i 6 533 

4 633 

6 467 

8 838 

10 018 

10 341 

16 734 

1 17 705 

18939 

Betrug. 

! 11805 

13 229 

15 206 

18 866 

21 704 

i 23 817 

26 359 

29 308 

30 556 

Hehlerei. 

i 3 681 

1923 

i 1776 

' 1934 

2 058 

1 799 

1736 

1537 

1511 

Sexualdelikte. 

1 625 

765 

795 

i 894 

860 

983 

1045 

1253 

1237 

Brandstiftung. 

1 603, 1 689 

2 077 

1 2 218 

2 094 

2 352 

2 980 

3 993 

3 829 


>) Die Rubriken KJndestötung und Bandenraub werden seit 1929 nicht mehr gelQbrt. 
2) Seit 1929 wird in der Rubrik Unterschlagung auch die Veruntreuung aufgeführt 


Vom Jahre 1932 ab, in dem das neue polnische Straf¬ 
gesetzbuch in Kraft getreten ist, liegen nunmehr Ergebnisse über die 
in Gesamtpolen auf Grund einheitlicher Rechtsprechung 
rechtskräftig verurteilten Personen vor, die für die drei letzten Berichts¬ 
jahre 1934, 1935 und 1936 in der Tabelle 3 wiedergegeben sind. In dieser Ta¬ 
belle erscheinen nach Zusammenstellungen des polnischen Justizministeriums 
sämtliche durch die allgemeinen Gerichte rechtskräftig verurteilten Per¬ 
sonen. Doch sind diese Angaben mit den früher veröffentlichten nicht 
vergleichbar, da die frühere Statistik nur die wegen einiger strafbarer 
Handlungen (Verbrechen und Vergehen) Verurteilten erfaßte. Quelle für 
die polnische Kriminialstatistik in neuer Form ist das seit 1934 jährlich 
erscheinende „Petit Annuaire Statistique de la Pologne“. 

Die Zahl der rechtskräftig verurteilten Personen zeigt 
danach seit 1932 in ihrer Gesamtheit folgende Entwicklung: 

davon 


Jahre 

Insgesamt 

weiblich 

jugendlich 

1932 

* 750 286 

128 263 

23 449 

1933 

642 691 

103 046 

20 684 

1934 

668 317 

111 818 

20 963 

1935 

622 051 

103 932 

23 217 

1936 

526 076 

84 808 

26 061 
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3. Die Entwicklung der Kriminalität in Polen 
in den Jahren 1934 bis 1936 


Bezeichnung 

1 

1 

1934 

1 

1935 

1936 

Rechtskräftig 
verurteilte Personen 

Gesamtzahl. 

668 317 

622 051 

526 076 

darunter 

1 



Weibliche. 

111818 

103 932 

84 808 

Minderjährige (bis 17 Jahre alt). 

20963 

23217 

26 061 

Wichtige strafbare Handlungen 




Strafbare Handlungen gegen den Staat. 

2 699 

2688 

3143 

Str^are Handlungen gegen Behörden und 
Ämter. 

32 933 

32 206 

30 033 

Strafbare Handlungen gegen die öffentliche 
Ordnung und die Religion. 

; 4 605 

4 033 

4124 

Geld- und Urkundenfälschung. 

717 

509 1 

619 

Kuppelei und Mädchenhandel usw. 

1439 

1453 

1503 

Tötung. 

1170 

1289 

1440 

Schwere Körperverletzung. 

6 495 

6 715 

6178 

Leichte Körperverletzung. 1 

I 34 218 

32138 

30 594 

Andere strafbare Handlungen gegen das 
Leben und die Gesundheit. 

2 967 

3 617 

3 392 

Beleidigung. 

25 821 

22 652 

19 574 

Raub. 

1381 

1499 

1573 

Diebstahl. 

191727 

1 179 664 

149 491 

Unterschlagung. 

; 15133 

1 15 628 

11349 

Betrug. 

49 834 

47 605 

23 853 

Hehlerei. 

17 271 

21032 

1 

17 238 


Die Gesamtzahl der straffälligen Personen hat in dem fünfjährigen 
Berichtszeitraum mithin um rund 30% abgenommen. Demgegenüber hat 
sich die Bevölkerung Polens in demselben Zeitraum von 32,1 Millionen 
um 6% auf 34,2 Millionen erhöht. 

Die weibliche Kriminalität weist der Verurteiltenzahl nach einen 
Rückgang um rund ein Drittel auf. Ihr Anteil an der Gesamtkriminalität 
hat sich von 17,1% auf 16,1% vermindert. 

Dagegen haben sich die kriminellen Jugendlichen zahlenmäßig 
um 11% erhöht. Gemessen an der Zahl der Gesamtverurteilten ist ihre 
Zahl von 3,1% auf 5,0% gestiegen. 

Wie die Tabelle 3 erkennen läßt, haben entgegen dem Rückgang 
der Gesamtkriminalität während der letzten drei Berichtsjahre, der in der 
Hauptsache durch die Abnahme des Diebstahls, der leichten Körperver¬ 
letzung, der Beleidigung sowie des Betruges bedingt ist, die strafbaren 
Handlungen gegen den Staat, ferner Kuppelei und Mädchenhandel, die 
Tötungsdelikte sowie Raub nicht unerheblich zugenommen. 

Das Strafgesetzbuch für die Republik Polen vom 11. Juli 1982 kennt 
nach Artikel 37 nur 4 Hauptstrafen: Die Todesstrafe (für politische 
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Verbrechen und Tötung), die durch den Strang zu vollstrecken ist, die 
Gefängnisstrafe, die Haftstrafe und die Geldstrafe. Die Geldstrafe ist 
obligatorisch bei allen Delikten aus Gewinnsucht und zwar neben Freiheits¬ 
strafe. Sie beträgrt mindestens 6, höchstens 200 000 Zloty. In dem Falle 
der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe oder in dem Falle, wenn die Ein¬ 
treibung der Geldstrafe den materiellen Ruin des Verurteilten nach sich 
zöge, soll das Gericht statt der Geldstrafe Arbeitsleistung anordnen 
(Art. 43). Kann der Verurteilte die Arbeit nicht vornehmen, oder weigert 
er sich hartnäckig, dies zu tun, so ist die Geldstrafe in Haftstrafe umzu¬ 
wandeln. 

Die beiden letzten Jahrgänge 1937 und 1938 des oben erwähnten 
„Petit Annuaire Statistique de Pologrne“ enthalten über die in den Jahren 
1934 bis 1936 erkannten Strafen sowie über die Vorbestraften — gegliedert 
nach Jugendlichen und Erwachsenen — die in der Tabelle 4 mitgeteilten 
Zahlen. 


4. Die in den Jahren 1934 bis 1936 erkannten Strafen 
sowie die Vorbestraften 


A. Jugendliche 


Jahre und Art 


Besserungs¬ 

anstalt 

Erziehunra- 

maßregeln 

1 

Vor- 



1 Pe* 




be¬ 

strafte 

der strafbaren Handlung 

Ver¬ 

urtei¬ 

lungen 

dingte 
' ätraf- 
1 au9- 
1 Setzung 

Erzie¬ 

hungs¬ 

anstalt 

1 

Schutz¬ 

aufsicht 

Ver¬ 

weis 


[ 1934 

3 235 

2 408 

369 

7 555 

9 804 

865 

Insgesamt ' 

1935 

3 976 

3113 

405 

7 587 

11249 

1088 


1 1936 

4158 

3 279 

280 

8 326 

11210 

1424 

davon im Jahre 1936 







i 

Strafbare Handlungen gegen den 
Staat. 

59 

42 

3 

8 

. 

! 

Strafbare Handlungen gegen Be¬ 
hörden . 1 

33 

25 

1 

1 

i 36 

51 

i 1 

Strafbare Handlungen gegen öffent- ; 
liehe Ordnung und Religion .... 

35 

30 

4 

24 

20 

1 

Geldfälschung. 

. 

4 

3 

— 

8 

8 

— 

Kuppelei, Mädchenhandel usw. ... | 

66 

55 

3 

12 

17 

4 

Tötung (§ 225 StGB). 


21 

7 

3 

— 

— 


Schwere Körperverletzung. 


106 

98 

5 

60 

28 


Leichte Körperverletzung. . 


50 

49 

3 

236 

290 

5 

Andere strafbare Handlungen gegen i 
das Leben und die Gesundheit. . 

39 

1 

30 

1 

1 

33 

15 


Beleidigung. 


4 1 

4 

— 

40 

67 

2 

Raub. 


31 

25 

2 

5 

1 

2 

Diebstahl. 

1 

2 817 

2141 

208 

4 731 

6 300 

1108 

Unterschlagung . . . 


66 

48 

3 

116 

364 

16 

Betrug. 

. i 

74 

56 

3 

191 

403 

22 

Hehlerei. 


31 

29 

1 

63 

192 

5 
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B. Erwachsene 


Jahre und Art | 

Erkannte Strafen | 

Be¬ 
dingte 
Straf- 1 
aus- 
setzung 

Vor¬ 

be¬ 

strafte 

der strafbaren Handlung 

Ge¬ 
fängnis ' 

Haft 1 

Geld- I 
strafe j 

( 1934 

93 203 ! 

369 010 

1 

173 246 

181 464 

73 073 

Insgesamt j 1935 

92 578 

339 962 

155 808, 

171 593 

86 861 

( 1936 

94 206 

288 921 

108 294' 

145 180 

1 86 502 

davon im Jahre 1936 






Strafbare Handlungen gegen den Staat 

3 045 

14 

8 

137 

; 443 

Strafbare Handlungen gegen Behörden 

4 063 

21080 

4 751 

12 991 

3 864 

Strafbare Handlungen gegen öffentliche 
Ordnung und Religion. 

2165 

1 

1 790 

83 

1 726 

382 

Geldfälschung. 

578 

18 

2 

168 

76 

Kuppelei, Mädchenhandel usw. 

1 257 

150 

6 

543 

227 

Tötung (§ 225 StGB). 

1382 

17 

— 1 

146 

153 

Schwere Körperverletzung. 

5 036 

927 

1 

2 601 

660 

Leichte Körperverletzung. 

390 

19 908 

7 569 

9 832 

2 592 

Andere strafbare Handlungen gegen das 
Leben und die Gesxmdheit. 

' 2 073 

755 

1 

463 

1101 

1 

^ 295 

Beleidigung. 

: 3 

10 505 

' 7170 

! 5 519 

1548 

Raub . 

1 525 

9 


1 150 

425 

Diebstahl . 

39 442 

92 141 

38 

51 850 40 768 

Unterschlagung. 

' 1531 

7 930 

1 1 141 

! 4 454 

1 1768 

Betrug. 

3 404 

10 866 

8 871 

4 662 

, 3 344 

Hehlerei. 

4 491 

7 034 

5 412 

1 5 297 

3 575 


Das Schwergewicht in der Strafpolitik gegen die jugendlichen Rechts¬ 
brecher liegt danach bei den Erziehungsmaßnahmen, unter denen wiederum 
der Verweis überwiegt. 

Recht zahlreich sind die Fälle, in denen erwachsenen Angeklagten 
bedingte Strafaussetzung gewährt worden ist. 

Die Zahl der erkannten Todesurteile betrug im Jahre 1934: 
13, im Jahre 1935: 10 und im Jahre 1936: 14. Von den letzteren wurden 
3 vollstreckt gegen 9 im vorangegangenen Jahr. 

Im Rahmen dieser Darstellung über die Kriminalitätsentwicklung in 
einem Zeitraum von mehr als einem Jahrzehnt dürften noch einige Angaben 
über die seinerzeitige Tätigkeit der Standgerichte einerseits 
sowie über die Bagatellsachen andererseits von Interesse sein. 

Die Zahl der vor den polnischen Standgerichten Angeklagten, die bis 
2. September 1931 in einigen Kreisen der Woiwodschaften Lemberg, 
Stanislau und Tamopol und vom 2. September 1931 ab in ganz Polen tätig 
waren, betrug in den Jahren 1931 bis 1933 insgesamt 462, die der Ver¬ 
urteilten insgesamt 387, davon war bei 254 auf Todesstrafe und bei 
133 auf Gefängpiisstrafe erkannt. Nur 4 der Angeklagten wurden freige¬ 
sprochen, 71 den ordentlichen Gerichten zur Aburteilung überwiesen. Von 
den in diesen drei Jahren zu Todesstrafe Verurteilten wurden 95 oder 
37% begnadigt. 
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Was dagegen die kleine Kriminalität 

anbetrifft. 

so betrug 

die Zahl der Strafverfügungen in Polen 

1934/35 

1935/36 

1936/37 

insgesamt. 

1102,2 

in 1000 
1056,2 

1281,2 

Geldstrafe bis 10 ZI. 


861,0 

1045,8 

Geldstrafe von 10 bis 50 ZI. 


110,7 

145,6 

Geldstrafe über 50 ZI. 


10,3 

16,1 

Haft von weniger als 7 Tagen. 


63,3 

60,5 

Haft von über 7 Tagen. 


10,9 

13,0 

Von der Gesamtzahl der Strafverfügungen 
wurden erkannt wegen Übertretungen 
der Sanitätsvorschriften. 

88,6 

85,2 

116,1 

der Verkehrsvorschriften. 

179,5 

182,7 

245,6 

der Vorschriften über Waffenbesitz. 

31,9 

35,1 

31,9 

der Trunkenheitsbekämpfung. 

52,9 

60,8 

65,6 


Auf je 10 000 Einwohner wurden im Jahre 1936/37 372 Strafverfü¬ 
gungen erlassen gegen 311 im Vorjahr und 328 im Jahre 1934/35. 


2. Gefängniswesen. 

Am 1. Januar 1938 waren in Polen mit einer Gebietsfläche von 
388 634 qkm und 34,5 Millionen Einwohnern insgesamt 330 Gefängnisse 
vorhanden, darunter 6 Besserungsanstalten; bei diesen handelt es sich jedoch 
nur um die unter der unmittelbaren Verwaltung des Justizministeriums 
stehenden Anstalten. Die Zahl der Gefäng^nisse mit Arbeitswerkstätten 
bezifferte sich am gleichen Termin auf 111 oder rund ein Drittel. In 
Betrieb waren 298 Arbeitswerkstätten. Über weitere Strafan¬ 
staltseinrichtungen gibt die Tabelle 7 auf S. 468 Auskunft. 

Der Gefangenenbestand am Jahresanfang zeigt in dem 
letzten Jahrzehnt jeweils folgenden Umfang: 


1928 

29 796 

1935 

55 895 

1930 

30 219 

1936 

55 336 

1932 

37 992 

1937 

59 496 

1934 

48 444 

1938 

68 008 


Danach hat sich der Gefangenenstand in dieser zehnjährigen Beob¬ 
achtungsperiode weit mehr als verdoppelt. 

Von den am 1. Januar 1938 einsitzenden Gefangenen waren 
5641=8,3% weiblich gegen 4899=8,2% im Vorjahr und 4643=8,4% im 
Jahre 1936. Zu Beginn des Jahres 1928 betrug die Quote der weiblichen 
Gefangenen 10,7%. 

Im jugendlichen Alter bis zu 17 Jahren standen unter den 
Strafgefangenen des Jahresanfangsbestandes von 1938 2,5%, im voran¬ 
gegangenen Jahre 1,5%. 

Die Ausnutzung der Belegungsfähigkeit der Gefängnisse 
betrug am 1. Januar 1938 164% gegen 143% im Vorjahr und nur 73% im 
Jahre 1928. Dieser Prozentsatz war in regionaler Hinsicht 1938 am höch¬ 
sten im Oberlandesgerichtsbezirk Warschau mit 206%, am geringsten im 
Oberlandesgerichtsbezirk Lemberg mit 127%. 

Gliedert man die Gefangenen nach den einzelnen Oberlandes¬ 
gerichtsbezirken auf, so ergibt sich folgendes Bild: 
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5. Die Verteilung: der Gefangenen auf die Oberlandesgerichts¬ 
bezirke. 



1. Januar 

Oberlandesgerichtsbezirke 

1937 ! 

1938 

Insges. 

dav. 

welbl. 

Insges. 

dav. 

welbl. 

Warschau. 

11678 

1231 

13 238 

1222 

Lublin. 

7 172 

577 ' 

8 404 

723 

Wilna. 

7113 

745 1 

7 854 

707 

Posen. 

13142 

1086 

15 625 

1304 

Kattowitz. 

2 634 

179 

2 759 

171 

Krakau . 

8 035 

493 

9 3001 

774 

Lemberg. 

9 722 

588 

10 8281 

740 

Insgesamt 

1 59 496 

1 4 899 

168 008 

15 641 


In der neuesten Ausgabe des „Petit Annuaire Statistique de la 
Pologfne“ (Jg. 1938, S. 354) werden erstmals folgende Angaben über 
den Altersaufbau und die Religionszugehörigkeit der am 
1. Januar 1938 einsitzenden Gefangenen veröffentlicht. 

6. Der Altersaufbau und die Religionszugehörigkeit der 

Gefangenen. 


Davon 


Bezeichnung 

Gefangene 

insgesamt 

Straf¬ 

gefangene 

Unter- 

sncbungs- 

gefangene 

Altersgruppen 




bis 17 Jahre alt. 

751 

576 

175 

18 bis 21 „ „ . 

6 406 

4 367 

2 039 

22 bis 30 „ „ . 

33 528 

25 934 

7 594 

31 bis 45 „ „ . 

22 207 

17 914 

4 293 

46 Jahre und darüber. 

5116 

4170 

946 

Religionszugehörigkeit 




Römisch-Katholisch. 

43 442 

34 342 

9100 

Griechisch-Katholisch. 

7 866 

6 301 

1565 

Orthodox. 

10 941 

8 509 

2 432 

Evangelisch. 

794 

580 

214 

Mosaisch. 

4 406 

2 761 

1645 

Sonstige. 

559 

468 

91 


7. Die Gefängnisse, Arbeitswerkstätten und Bibliotheken. 


Bezeichnung 

1935 j 

1 1936 1 1937 1 
am 1. Januar 

1 1938 

Gefängnisse insgesamt. 

341 

338 

333 

330 

dav. Besserungsanstalten. 

5 

6 

6 

6 

Gefängnisse mit Arbeitswerkstätten. 

116 

114 

112 

112 

Arbeitswerkstätten in Betrieb. 

302 

309 

301 

298 

Arbeitstage (in 1000). 

845,7 

1024,8 

1057,2 

1155,0 

Gefängnisse mit Bibliotheken. 

146 

143 

143 

141 

Zahl der Bücher in den Bibliotheken (in 1000) 

1 107,2 

106,5 

110,8 

115,0 
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8. Die in den polnischen Gefängnissen einsitzenden Gefangenen 
nach der Dauer ihrer Strafe 


Bezeichnung 

1935 

1936 

1937 

1938 

am 1. Januar 

Gefangene insgesamt. 

55 895 

55 336 

59 496 

1) 

68 841 

davon Strafgefangene insges. 

41173 

42 279 

44 251 

53 747 

dav. Erwachsene. 

40 822 

41 573 

43 099 

51998 

mit einer Freiheitsstrafe bis 6 Monate Dauer 

15574 

13 091 

14 307 

16 710 

„ „ n von 6 bis 12 „ „ i 

7 380 

8 501 

10 376 

11899 

„ „ „ von 1 bis 3 Jahre „ 

8 947 

9 897 

9 222 

11806 

„ „ „ von mehr als 3 Jahre , , 

8 310 

9 376 

8 555 

10 498 

n lebenslanger Freiheitsstrafe. | 

611 

708 

639 

665 

JugendUche (bis zu 17 Jahren). 

351 

706 

1152 

1749 

Untersuchungsgefangene. j 

14 722 

13 057 

15 245 

15 094 


1) Elnschl. 833 Häftlinge in nichtstaatlicben Anstalten 


Die Zahl der Krankheitsfälle im Laufe des Jahres 1936 be¬ 
ziffert sich auf insgesamt 22 969 (1935: 23 146), davon entfallen auf männ¬ 
liche erwachsene Gefangene 19 796, auf weibliche erwachsene Gefangene 
2375 und auf jugendliche Gefangene 798 Krankheitsfälle. Am Schluß des 
Jahres 1936 wurden 2054 kranke Gefangene gegen 1962 im Vorjahr gezählt. 
Die Zahl der Krankheitstage hat sich von 693 600 im Jahre 1935 auf 
678 600 im Jahre 1936 verringert. 

Im Laufe des Jahres 1937 wurden insgesamt 5886 (davon 498 weib¬ 
liche) Gefangene vorzeitig entlassen, davon 4891 (davon 
430 weiblich) infolge Strafaussetzung, 964 (davon 64 weiblich) auf Grund 
bedingter Entlassung, während 31 (davon 4 weiblich) beg^nadigt wurden. 

Gelängniskunde des Auslandes 


Das neuere deutschsprachliche Schrifttum 
zum Strafrecht und Strafvollzug Italiens 

Battaglini, Der italienische Strafprozeß, Gerichtssaal Bd. 111 (1938) 
S. 132 ff. 

—, Die strafrechtliche Entwicklung Italiens 1930 bis 1935, Zeit¬ 
schrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft Bd. 56 S. 613 ff. 

B 0 r o w e r , Die Anwendbarkeit der allgemeinen Grundsätze des Straf¬ 
rechts und des Strafverfahrens auf das Sicherungsrecht und das 
Sicherungsverfahren unter besonderer Berücksichtigung der Ab¬ 
grenzung des Sicherungsvollzugs vom Strafvollzug nach der ita¬ 
lienischen Vollzugsordnung, Dissertation Hamburg 1934. 

Bunge, Das italienische Strafgesetzbuch vom 19. Oktober 1930, Samm¬ 
lung Außerdeutscher Strafgesetzbücher Nr. 50, Berlin und Leipzig 
1933. 

—, Der Fortgang der italienischen Strafrechtsreform, Deutsche 
Juristen-Zeitung 1931 S. 332 ff. 
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D a h m , Nationalsozialistisches und faschistisches Strafrecht, Schriften 
der deutschen Hochschule für Politik, Berlin 1935. 

Dallinger, Die neue italienische Aufsichtsdienstordnung, Blätter für 
Gefängniskunde Bd. 69 S. 206 ff. 

—, Die Errichtung einer Strafvollzugsstadt in Rom, Blätter für Ge¬ 
fängniskunde Bd. 69 S. 292. 

—, Laitfende Besprechung der „Rivista di diritto penitenziario“ in 
den Blättern für Gefängniskunde. 

D e 1 a q u i s , Neue Wege im italienischen Strafvollzugsrecht, Schweiz. 
Zeitschrift für Strafrecht 50. Jahrgang (1936) S. 17. 

D y b w a d , Theorie und Praxis des faschistischen Strafvollzugs, Rechts¬ 
vergleichende Untersuchungen zur gesamten Strafrechtswissenschaft, 
Heft 1, Bonn 1934. Besprechungen: Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtswissenschaft Bd. 55 S. 736 bis 738, Gerichtssaal Bd. 106 
S. 121, Monatsschrift für Kriminalpsychologie und Strafrechts¬ 
reform Bd. 26 (1935) S. 89. 

Finke, Liberalismus und Strafverfahrensrecht, dargestellt am Beispiel 
des deutschen und italienischen Rechts, Rechtsvergleichende Unter¬ 
suchungen zur gesamten Strafrechtswissenschaft, Heft 6, Bonn 1936. 

Freisler, Römischer Kongreß für Kriminologie, Heft 8 der Beiträge 
zur Rechtsemeuerung, herausgegeben von den Staatssekretären 
Dr. Roland Freisler und Dr. Dr. Schlegelberger, Kamerad¬ 
schaftsarbeit von Teilnehmern und Mitarbeitern am Ersten inter¬ 
nationalen Kongreß für Kriminologie in Rom im Oktober 1938. 

Hacker, Die Strafanstalten Neapels, Blätter für Gefängniskunde Bd. 57 
S. 278. 

J a n t z e n, Monismus und Dualismus der italienischen Strafgesetzent¬ 
würfe, Dissertation 1930. 

Kellerhals, Aus dem italienischen Strafvollzug, Ein Reisebericht, 
Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht 47. Jahrgang (1933) S. 343 ff. 

Köhler, Die neue italienische Strafgesetzgebung, Gerichtssaal Bd. 102 
S. 161 ff., Bd. 103 S. 70 ff. 

K u 11 n e r, Das neue italienische Strafgesetzbuch, Zeitschrift für die 
gesamte Strafrechtswissenschaft Bd. 51 (1931) S. 329 ff. 

M e z g e r, Sammelbericht über ausländisches Strafrecht, Kritische Viertel¬ 
jahresschrift für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft Neue Folge 
Bd. XXVIII S. 417 bis 474. 

—, Italienisches Strafrecht, Gerichtssaal Bd. 106 S. 133 ff., 451 ff., 
Bd. 107 S. 351 ff., Bd. 110 S. 314 ff. 

Mittermaier, Die neue Regelung der Sicherungs- und Strafeinrich¬ 
tungen in Italien von 1931, Blätter für Gefängniskunde Bd. 64 (1933) 
S. 166 ff. 

—, Besprechung des italienischen Polizeigesetzes, Monatsschrift für 
Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform Bd. 23 (1932) S. 311. 
—, Das italienische Gefängnisreglement von 1931, Monatsschrift für 
Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform Bd. 23 (1932) S. 113. 
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N o V e 11 i, L’intervento del giudice nell’ esecuzione delle pene secondo i 
nuovi ordinamenti italiani (mit ausführlicher deutscher Anmerkung 
von Pritsch), Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 
Bd. 65 S. 201 ff. 

—, Theorie und Praxis der sichernden Maßregeln in Italien, Beilage 
zur Deutschen Justiz 1938 Nr. 25. 

N o V e 11 i (übersetzt von S t r u b e), Strafentlassenenfürsorge in Italien, 
Monatsblätter für Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfür- 
sorge 12. Jahrgang (1937) Heft 11 S. 189 bis 196. 

N o Ve 11 i (übersetzt von Schönke) Die ersten Erfahrungen mit den 
sichernden Maßnahmen verwaltungsmäßiger Art in Italien, Deutsches 
Strafrecht 1937 Neue Folge Bd. 4 S. 217 bis 233. 

von Overbeck, Der Sicherungsgedanke im neuen italienischen Straf¬ 
gesetzbuch, in Lehmann/Bohne, Festgabe für Richard Schmidt, 
Straf- und Prozeßrecht, 1932, S. 32 ff. 

P a 1 0 p 0 1 i, Das neue italienische Strafgesetz und die Neugestaltung des 
Strafvollzugs, Blätter für Gefängniskunde Bd. 63 (1932) S. 219 
bis 228. 

—, Die Übergangsheime für die Strafentlassenen, Blätter für Ge¬ 
fängniskunde Bd. 65 (1934) S. 16. 

Pfeiffer, Strafanstalten und Gefängnisse in der Schweiz und in Italien, 
Blätter für Gefängniskunde Bd. 67 (1936) S. 235 bis 248. 

Pritsch, Das italienische Jugendgerichtsgesetz vom 20. Juli 1934, 
Sammlung Außerdeutscher Strafgesetzbücher Nr. 51, Berlin und 
Leipzig 1935, Besprechimg: Juristische Wochenschrift 1935 S. 2944, 
Gerichtssaal Bd. 112 S. 111. 

Rambke, Strafgefangene als Kultivierungsarbeiter in Italien und in 
Deutschland, Blätter für Gefängniskunde Bd. 69 (1938) S. 177 ff. 

R o e s n e r, Italiens Rechtspflege im Spiegel der Statistik, Deutsche Justiz 
1937, S. 1547/8. 

R ö h r b e i n , Italienische Dienstordnung für Sicherungs- und Strafan¬ 
stalten vom 18. Juni 1931, Übersetzung, Blätter für Gefängniskunde 
1933 Sonderheft, Besprechung: Zeitschrift für die gesamte Straf¬ 
rechtswissenschaft Bd. 55 S. 736. 

Sauer, Der italienische Strafgesetzentwurf von 1927, Gerichtssaal Bd. 97 
(1928) S. 193 ff. 

Schmidt, Das neue italienische Jugendgerichtsgesetz, Monatsblätter für 
Gerichtshilfe, Gefangenen- und Entlassenenfürsorge 11. Jahrgang 
Heft 12 S. 216 bis 219. 

Schönke, Sicherungsverwahrung im Ausland, in „Dringende Fragen der 
Sicherungsverwahrung“, Berträge zur Rechtsemeuerung, heraus¬ 
gegeben von den Staatssekretären Dr. Freisler und Dr. Dr. Schlegel¬ 
berger, Heft 7 S. 114 ff. 

—, Der Plan zur Errichtung einer Strafvollzugsstadt in Rom, 
Deutsche Justiz 1937, S. 1127 bis 1129. 

Steinwallner, Strafvollzug in Italien, Verordnung für die Vorbeu- 
gungs- und Strafanstalten vom 18. Juni 1931, Schriften der Thür. 
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Gefän^sgesellschaft Heft 4, Jena 1934, Besprechung: Deutsches 
Strafrecht 1934 S. 365. 

—, Faschistischer Strafvollzug, Die italienische Strafvollzugsord¬ 
nung von 1931, Blätter für Gefängniskunde Bd. 65 S. 191. 

—, Faschistisches Polizeirecht, Monatsblätter für Kriminalpsycho¬ 
logie und Strafrechtsreform Bd. 26 (1935) S. 111. 

—, Neue faschistische Jugendgerichtsbarkeit, Monatsblätter für 
Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform Bd. 26 S. 403. 

—, Strafvollzugsstatistik Italiens für das Jahr 1927, Blätter für 
Gefängniskunde Bd. 64 S. 285. 

B. di Tullio, Wesen und Verhütung der Gefängnispsychosen, Monats¬ 
blätter für Kriminalpsychologie und Strafrechtsreform Bd. 18(1927) 
S. 616 ff. 

Weissenrieder, Das Strafensystem des italienischen Strafgesetz¬ 
buches vom 17. Oktober 1930, Blätter für Gefängniskunde Bd. 64 
(1933) S. 312. 

Wilimzig, Italienische Strafvollzugsstatistik für die Jahre 1928 bis 
1933, Monatsblätter für Kriminalbiologie und Strafrechtsreform 
Bd. 28 (1937) S. 422 ff. 

LGR. Dr. D a 11 i n g e r , Berlin. 

Ein entlassener englischer Zuchthäusler als Kritiker 
des Strafvollzuges 

Von Interesse ist ein Prozeß, der kürzlich vor dem High Court of 
Justice in London verhandelt wurdet). Er betraf folgenden Sachverhalt. 

Vor etwa 12 Jahren wurde der englische Journalist Macartney wegen 
eines Verbrechens gregen die Official Secrets Act zu einer 10 jährigen Zucht¬ 
hausstrafe verurteilt. 814 Jahre verbüßte er von dieser Strafe in dem 
Zuchthaus von Parkhurst. Nachdem er entlassen war, schrieb er über seine 
Erfahrungen im Strafvollzug ein Buch. Er nannte es „Walls Have Mouths“. 
Es erschien im September 1936. 

Das Buch wendet sich gegen das „System“. Im einzelnen enthält es 
schwere Vorwürfe gegen die Gefängniswärter im allgemeinen. In den 
Augen von Macartney sind sie zum Teil allerdings ihrerseits Ergebnisse 
des „Systems“. Es beschäftigt sich weiter mit Einzelheiten aus dem An¬ 
staltsleben, z. B. mit der Ernährung und mit den Gefängnisbüchereien. 
Macartney behauptet, das Bestreben in den Anstalten gehe dahin, Zucht¬ 
häusler am Lesen zu hindern. Bei der Besprechung der Lazarette ergeht 
er sich in herabsetzenden Äußerungen über die Ärzte. Für seine Schilde¬ 
rungen verwendet er übrigens teilweise ein Material, das ihm von anderen 
Gefangenen zugetragen worden ist. 

Trotz — oder infolge — der Tendenz, die es verfolgt, erlebte das 
Buch in der kurzen Zeit seit seinem Erscheinen eine Auflage von 70 000 
bis 80 000 Exemplaren. Es wurde in der Öffentlichkeit jedoch stark unter¬ 
schiedlich beurteilt. Die einen stellten es neben Dostojewski. Im Daily 
Telegraph vom 25. 3. 1938 dagegen schrieb Harold Nicolson, daß ihm 
Bücher von entlassenen Gefangenen verdächtig seien. Denn diese seien 
versucht, ihren aufgestauten Groll schießen zu lassen, indem sie kleine 


>) vgL The Times v. 23. u. 24. 2.1939 S. 4 L. R. 
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Mißstände übertrieben und ihr eigenes Leiden dramatisierten. Das Pu¬ 
blikum nähme derartige „Offenbarungen“ allerdings mit äußerster Leicht¬ 
gläubigkeit auf und verschließe sich amtlichen Stellungnahmen. Deshalb 
richte ein Buch wie das von Macartney unmeßbaren Schaden an. Es falle 
auch denen in den Rücken, die sich, sei es in amtlicher, sei es in nichtamt¬ 
licher Eigenschaft, um eine Verbesserung des Strafvollzugs bemühten. 

Macartney fühlte sich durch diese Besprechung seines Buches belei¬ 
digt. Er stellte sich auf den Standpunkt, daß sie dem Sinne nach den 
Vorwurf enthalte, er habe bewußt Unwahres geschrieben, aus Groll und 
Haß gehandelt, irreführende Berichte über das Gefängnüswesen geschrieben 
und öffentliches Unheil angerichtet. Dadurch sei sein Ruf und Ansehen 
verletzt worden. Er erhob deshalb Klage gegen den Daily Telegraph. 

Mit der Klage hatte er jedoch keinen Erfolg. Das Gericht gdng davon 
aus, daß sich Nicolson bei der Besprechung des Buches „Walls Have 
Mouths“ über die Herausgabe derartiger Bücher im allgemeinen habe 
äußern wollen und zwar im öffentlichen Interesse, nicht aus einer Animo¬ 
sität gegen Macartney heraus. Die einzige Frage sei, ob er sich hierbei 
in den Grenzen einer fairen Besprechung gehalten habe. Das wäre dann 
nicht der Fall, wenn er Persönliches gegen den Kläger vorgebracht hätte. 
Davon könne aber bei der gegebenen Sachlage nicht die Rede sein. Es 
wies daher die Klage ab. 

Staatsanwalt Dr. W. 0 e 11 r i c h , Hamburg. 

Eine Auslandsstimme aus Lima über den deutschen 
Strafvollzug 

Im Aufträge der Peruanischen Regierung haben im Fe¬ 
bruar 1938 Dr. Ricardo Elias y Aparicio, Professor an der staatlichen 
Polizeischule in Lima, und Dr. Emst Vivanco Mujica vom Gerichtshof 
(Corte Superior) in Lima eine Reihe deutscher Vollzugsanstalten, insbe¬ 
sondere das Zuchthaus Brandenburg (Havel)-Görden, das Untersuchungs¬ 
gefängnis Berlin-Moabit und das Strafgefängnis Berlin-Tegel besichtigt, 
Professor Elias y Aparicio hat über diesen Besuch und die hierbei gewon¬ 
nenen Eindrücke im Oktober-Heft 1938 der Zeitschrift für die peruanische 
Polizei „Revista policia del Peru“ einen längeren Aufsatz ver¬ 
öffentlicht, der sich sehr anerkennend über den deutschen Strafvollzug 
ausspricht. Er schließt mit den Worten: „Die Organisation des deutschen 
Strafvollzugswesens wirkt ausgezeichnet, wie aus dieser kurzen Beschrei¬ 
bung hervorg^ht. In der Tat sind die Strafanstalten schlechthin vorbild¬ 
lich für Zucht, Arbeit und Ordnung und folglich auch für die innere Er¬ 
neuerung des Menschen. Der dabei verfolgte Zweck, einmal die moralische 
Sühne, dann aber auch die Wiedereingliederung des Rechtsbrechers in die 
Volksgemeinschaft wird in Deutschland durch planmäßige Anwendung 
eines Vollstreckungssystems erreicht, daß man bei einem Rundgang durch 
die hauptsächlichsten Gefangenenanstalten in Berlin kennen lernen und 
werten kann. Dort geht man mit modernen und wissenschaftlichen Kri¬ 
terien an die Behandlung von Verbrechern im Ablauf der ihnen durch 
rechtskräftiges Urteil zuerkannten Freiheitsstrafe. Auf Grund der dabei 
erzielten Ergebnisse kann man mit Recht behaupten, daß die deutschen 
Gefängnisse einzigartige Musteranstalten vorstellen und verdienen, in an¬ 
deren Ländern bei der Reform des wichtigen Strafvollzugsproblems nach¬ 
gebildet zu werden.“ M. R. Dr. E. S c h m i d t, Berlin 
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Aus der Gefängnisverwaltung 

Allgemeine Verfügungen des RJM 

Einsparung von Papier. AV. vom 5. 1. 1939 — Deutsche Justiz S. 94 — 
Bekanntgabe eines Runderlasses des Reichswirtschaftsministers, 
wonach Blätter zweiseitig und Bogen vierseitig zu beschreiben 
und zu bedrucken sind. 

Sammlungen und Vertrieb von Waren in Diensträumen. AV. vom 18.1. 1939 
— Deutsche Justiz S. 178 — 

Erläutert den Begriff der „Druckschriften“. 

Verzeichnis der Ermittlungshilfestellen. AV. vom 18. 1. 1939 — Deutsche 
Justiz S. 184 — 

Verzeichnis der bisher eingerichteten örtlichen Stellen für Ermitt¬ 
lungshilfe. 

Reichstreubund ehemaliger Berufssoldaten. AV. vom 19.1.1939 — Deutsche 
Justiz S. 180 — 

Bekanntgabe des Befehls des Führers und Obersten Befehlshabers 
der Wehrmacht vom 25. 10. 1938. 

Benutzung von Dienstfernsprechem für Zwecke der NSDAP. AV. vom 
4. 2. 1939 — Deutsche Justiz S. 255 — 

Unentgeltliche Benutzung dienstlicher Femsprechanlagen durch 
Amtswalter der Partei, ihrer Gliederungen und der ihr ange¬ 
schlossenen Verbände für parteiamtliche Gespräche ist nicht 
zulässig. 

Änderung der Justizkassenordnung. AV. vom 7. 2. 1939 — Deutsche 
Justiz S. 256 — 

Bringt eine Reihe von Änderungen der Justizkassenordnung vom 
30. 1. 1937. 

Festsetzung und Regelung der Versorgungsbezüge. AV. vom 8. 2. 1939 
— Deutsche Justiz S. 299 — 

Begriff der Versorgfungsbezüge, Festsetzung (Inhalt und Fest¬ 
setzungsbehörden), Regelung (Inhalt und Regelungsbehörden) der 
Versorgungsbezüge. 

Haushalt des Reichsjustizministeriums für das Rechnungsjahr 1939. AV. 
vom 16. 2. 1939 — Deutsche Justiz S. 340 — 

Bekanntgabe der im Haushalt 1939 vorgesehenen Kapitel, Titel 
und Unterteile. 

Durchführung des Erlasses über die Amtsschilder. AV. vom 16. 2. 1939 
— Deutsche Justiz S. 345 — 

Ergänzende Bestimmungen zu dem Erlaß über die Amtsschilder 
vom 2. 2. 1939 (RGBl. I S. 126). 


Personalnachrichten 

Beamte des höheren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Gerichtsassessor Dr. Reinemund zum Regierungsrat in Stuhm 
(Westpr.). 
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Versetzt: 

Oberreg^ierungsrat Reinicke in Zwickau nach Dresden, 
Regierungsrat Pfotenhauer in Wohlau nach Cottbus. 
In den Ruhestand getreten: 

Oberregierungsrat von Zezschwitz in Dresden. 


Beamte des gehobenen mittleren Strafvollzugsdienstes 

Ernannt: 

Verwaltungsinspektor Heubrock zum Verwaltungsoberinspektor in 
Wuppertal, 

Verwaltungsinspektor Dr. Vagedes zum Verwaltungsoberinspektor in 
Bochum, 

Verwaltungsinspektor Hahn zum Verwaltungsoberinspektor in Breslau 
(UGfs.), 

Gerichtsassessor Johannes zum Verwaltungsinspektor in Untermaßfeld, 

Verwaltungspraktikant Winkler (Walter) zum Verwaltungsinspektor 
in Untermaßfeld, 

Verw’altungspraktikant Förster zum Verwaltungsinspektor in Kassel, 

Verwaltungspraktikant Kossmehl zum Verwaltungsinspektor in 
Papenburg (Ems), 

Justizsekretär Fassei zum Verwaltungsinspektor in Münster (Zhs.). 
Versetzt: 

Verwaltungsamtmann Frank (August) in Schwäbisch Hall nach Ulm 
(Donau), 

Verwaltungsoberinspektor Falkenowski in Bartenstein nach Schneide¬ 
mühl, 

Verwaltungsinspektor Wichard in Sonnenburg (Neum.) nach Branden¬ 
burg (Havel)-Görden, 

Verwaltungsinspektor Opitz in Schweidnitz nach Brieg, 

Verwaltungsinspektor Tenbusch in Vechta nach Oldenburg, 

Verwaltungsinspektor Ehrlich in Schweidnitz nach Glogau. 

In den Ruhestand getreten: 

Verwaltungsoberinspektor Buller in Halle (Saale), 

Verwaltungsinspektor Hübner in Essen, 

Verwaltungsinspektor Klein (Louis) in Rendsburg. 
Ausgeschieden: 

Verwaltungsinspektor Stöckl infolge Übernahme als Regienmgsober- 
inspektor in den Dienst der Sicherheitspolizei. 


Ärzte 


E rnannt: 

Regierungsmedizinalrat Dr. Frommer zum Oberregierungsmedizinal¬ 
rat beim UG. Hamburg-Stadt. 


Geistliche 


Ernannt: 

Gemeindepfarrer Schlichter zum Pfarrer in Saarbrücken. 


Oberlehrer 

In den Ruhestand getreten: 
Oberlehrer Schumacher in Siegburg. 
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Schrifttum 

Btt«*»“ Inland 

Steigertahl, Fürsorgerische, strafrechtliche und polizeiliche Maßnahmen 
gegenüber sozial-schwierigen und asozialen Personen. Eine Betrach¬ 
tung vom Standpunkt der Wohlfahrtspflege. Heft 2/1938 der D. V.- 
Schriften, Beiträge des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge zur Forschung und Praxis der deutschen Wohlfahrtspflege, 
Druck und Verlag: Hch. Demuth, Frankfurt a./Main, 44 Seiten, 

1,20 m-K. 

Einleitend legt der Verfasser den Begriff „asozial“ fest, der in der 
Wissenschaft und in der öffentlichen Verwaltung durchaus nicht einheitlich 
gebraucht wird und daher in der Theorie und Praxis schon manche Miß¬ 
verständnisse hervorgerufen hat. Während die Strafrechtspflege und die 
Polizei gelegentlich auch gemeinschädliche Menschen zu den »^Asozialen.“ 
rechnen, scheidet die Wohlfahrtspflege diesen Personenkreis als „anti¬ 
soziale“ Rechtsbrecher aus ihrem Aufgabenbereich aus und bezeichnet als 
asozial diejenigen, die als Hilfsbedürftige sich gleichgültig und ablehnend 
gegen die Fürsorge verhalten und verwahrlost sind bzw. zu verwahrlosen 
drohen. Ein anderer Grenzstrich scheidet die asozialen Personen von dem 
sozialwertigen Personenkreis. Da aber zwischen den sozial-wertigfen Per¬ 
sonen und den typisch Asozialen fließende Übergänge bestehen, werden 
zwischen die Gruppen der asozialen Personen und die große Gemeinschaft 
der sozial-wertigen Volksgenossen als Zwischenstufe die „sozial-schwie¬ 
rigen“ Personen bzw. die „sozial-nicht-vollwertigen“ Personen geschaltet. 

An einer Reihe von Typen stellt der Verfasser die zweckmäßigste 
Behandlung der asozialen und sozial-schwierigen Elemente dar, so bei den 
Schwachsinnigen und Psychopathen, Trunksüchtigen, Bettlern, Landstrei¬ 
chern und unbotmäßigen Prostituierten, den Arbeitsscheuen und unwirt¬ 
schaftlichen Personen, Strafentlassenen, asozialen und sozial-schwierigen 
Familien, den Gefährdeten und den dementen Alten. Soweit eine Behand¬ 
lung in offener Fürsorge in Frage kommt, ist dieses Aufgabengebiet mög¬ 
lichst erfahrenen Sonderdienststellen mit einer gutgewählten, energischen 
Mitarbeiterschaft zu übertragen. Für die fürsorgerische Behandlung aso¬ 
zialer Menschen eignen sich am besten die Methoden der Anstaltsfürsorge; 
das gleiche gilt z. T. auch für die Behandlung sozial-schwieriger Per¬ 
sonen. Hierbei werden, wenn nötig in enger Zusammenarbeit von Fürsorge 
und Polizei, durch Ausnutzung der vorhandenen gesetzlichen Grundlagen 
für eine zwangsweise Einweisung die Wirkungen eines Bewahrungsgesetzes 
vorausgenommen. Offene, halboffene und geschlossene Anstalten mit 
jeweiligem Sondercharakter als Altersheime, Trinkerheilanstalten u. ä. 
gewährleisten durch planvollen Einbau eines natürlichen Stufensystems 
die sinngemäße Behandlung der Insassen. Die zweckvolle Ausnutzung der 
arbeitsfähigen Insassen in planwirtschaftlichem Sinne und zu Gunsten einer 
billigen Betriebsfülirung ist in Zukunft noch mehr als bisher in Betracht zu 
ziehen. 

Die Schrift bietet allen Stellen, die sich mit dem Asozialenproblem 
zu befassen haben, einen guten Überblick über diesen Fragenkreis und gibt 
wertvolle Anregungen für die Ausrichtung der Arbeit im Sinne einer posi¬ 
tiven nationalsozialistischen Wohlfahrtspolitik. Der Verfasser, der Leiter 
des Amts für Wohlfahrtsanstalten in Hamburg ist und aus großer Sach- 
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kenntnis das ganze Gebiet anschaulich behandelt, setzt sich entschieden 
für ein fürsorgerisches Bewahrungsgesetz ein, um im eigenen Bereich die 
nötigen Zwangsmaßnahmen zu erhalten und um so „Herr im eigenen 
Hause zu sein“. 

Oberlehrer D ü 11 m a n n, Berlin. 

Strafgesetzbuch mit den wichtigsten Nebengesetzen. Textausgabe mit 
Verweisungen und Sachverzeichnis. 6., durchgearbeitete Auflag^e. 
VIII, 335 Seiten Taschenformat. München und Berlin 1939. Verlag 
C. H. Beck. Roter Leinenband <-^-Ä. 1,80. 

Die Ausgabe i.st in der Neuauflage noch vermehrt worden. Sie ent¬ 
hält jetzt nahezu 50 Nebengesetze. Neu aufgenommen wurden u. a. das 
Waffengesetz mit seinen Durchführungs- und Ausführungsbestimmungen 
und die das Judentum betreffenden strafrechtlichen Vorschriften. Außer¬ 
dem wurden Übersichten beigegeben über die aus der Überleitung sich erge¬ 
benden strafrechtlichen Vorschriften für Österreich und Sudetendeutsch¬ 
land. Die reichhaltige und preiswerte Ausgabe wird sich daher auch 
weiterhin bewähren. 

ORR. Dr. S t r u b e , Berlin. 

Jahns, Das Delikt der Abtreibung im Landgerichtsbezirk Duisburg in 
der Zeit von 1910 bis 1935, Heft 2 der Untersuchungen zur Krimina¬ 
lität in Deutschland, herausgegeben von Professor Dr. H. v. Weber, 
Verlag der Frommannschen Buchhandlung, Walter Biedermann, Jena, 
1938, Bonner Dissertation. 

Der Verfasser untersucht die Entwicklung der Abtreibungskrimina¬ 
lität in der Vorkriegszeit, Kriegszeit, Nachkriegszeit und nach der Macht¬ 
ergreifung. Sodann geht er zu einer näheren Betrachtung der Täter und 
der Taten über. Wie groß die Dunkelziffer dieses Verbrechens sein mag, 
läßt sich daraus schätzen, daß im Jahre 1931 die Zahl der Abtreibungen 
fast die Zahl der Geburten (1 031508) erreichte, also mit jedem Kinde, 
das in Deutschland geboren wurde, ein Kind im Mutterleibe sterben mußte. 
Im gleichen Jahre wurden im Reich 3889 Fälle vor Gericht abgreurteilt. 
Trotz Verschärfung der Gesetzgebung und nachdrücklicher Strafverfolgung 
rechnet man auch heute noch mit etwa 100 000 Abtreibungen im Jahr. 
Die Kriminalstatistik für 1936 gibt 3552 rechtskräftige Verurteilungen an, 
sodaß sich hiernach die Zahl der ungeahndeten Taten auf ein Zehntel 
gesenkt haben würde. Am Schluß seiner Abhandlung führt der Verfasser 
die von der nationalsozialistischen Regierung zur Bekämpfung dieses volks- 
vemichtenden Verbrechens getroffenen strafrechtlichen und sozialpoli¬ 
tischen Maßnahmen auf. Er kann mit Befriedigung feststellen, daß die 
Zahl der Abtreibungen in den nach seiner Berichtszeit liegenden Jahren 
ganz erheblich zurückgegangen ist. 

ORR. Dr. S t r u b e , Berlin. 

Seidenstücker, Strafzweck und Norm bei Binding und im National¬ 
sozialistischen Recht. Abhandlungen der Rechts- und Staatswissen¬ 
schaftlichen Fakultät der Universität Göttingen, Heft 24. A. Dei- 
chertsche Verlagsbuchhandlung, Leipzig 1938, geh. ifiK 2,30, 65 Seiten. 

Diese Arbeit versucht klarzulegen, daß die Auffassungen von dem 
Zweck der Strafe (die Strafrechtstheorien) ein Spiegelbild der politischen 
Weltanschauung ihrer Zeit sind. 

Bindings Auffassung vom Zweck der Strafe ist einmal bedingt durch 
seine indeterministische Anschauung, auf Grund deren er im Menschen 
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eine für seine Taten verantwortliche Persönlichkeit sieht; zum anderen ist 
sie durch die Normentheorie und das positive Recht gestaltet. Die Strafe 
ist bei ihm Vergeltung. 

Die weltanschaulichen Grundgedanken dieser Theorie sind in den 
national-liberalen Ideen jener Zeit verankert. Staat und Individuum werden 
einander als gleichrangige Partner gegenübergestellt. Daneben findet sich 
jedoch bereits eine konservative Betonung der Überordnung des Staates. 

Der Blickpunkt des Nationalsozialismus aber ist das Volk. Auch der 
Strafzweck muß daher völkisch bedingt sein. Hiermit entfallen bereits die 
Geltungsansprüche der Bindingschen Strafrechtstheorie im heutigen Recht, 
da sie im liberalen Ideengut fußen. 

Damit wird aber die große Bedeutung Bindings nicht herabgewürdigt. 
Er war es, der durch sein zähes Festhalten an der Vergeltungslehre ein 
völliges Überhandnehmen des Grundsatzes „tout comprendre, c'est tout 
pardonner“ verhinderte und gegen das nationalsozialistische Denken des 
Determinismus unermüdlich stritt. Darin liegt sein Verdienst. 

ORR. Dr. S t r u b e , Berlin. 

Zeitschriften 

Monatsblätter für Straffälligenbetreuung und Ermittlungshilfe, Berlin SO 36 
14. Jahrgang . — Heft 1 vom Oktober 1938. 

Sinn und Aufbau der Ermittlungshilfe von Ober¬ 
staatsanwalt Dr. Stein, Rostock. 

Die Ermittlungshilfe ist keine Neben- oder Hilfspolizei, geschweige 
denn — eine getarnte Polizei, sie soll keine Hilfe für den Beschuldigten 
sein und endlich auch keine Fürsorge treiben. Ihr Sinn ist: Tatsachen 
sammeln über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Be¬ 
schuldigten. 

Der Strafvollzug an jungen Gefangenen von Oberregie¬ 
rungsrat Otmar Badum, Niederschönenfeld. 

Wenn nun der Jugendstrafvollzug durch die aufopfernde und ge¬ 
wissenhafte Tätigkeit der mit ihm betrauten Beamten das Seinige getan 
hat, dann muß im Anschluß die Entlassenenbetreuung mit Arbeitsvermitt¬ 
lung und Sorge für Unterkommen tätig werden, um die erreichten Ziele 
auch für die Zukunft zu sichern. 

Sprechsaal : Besteht eine Rechtspflicht zur Angabe von Vorstrafen, 
die durch das Straftilgungsgesetz erfaßt werden? 

14. Jahrgang. — Heft 2 vom November 1938. 

Straffälligenfürsorge zu Weihnachten von Regierungs¬ 
rat Schriever, Freiendiez. 

Alle Fürsorge wird erst dann dem Ethos christlicher Nächstenliebe \md 
nationalsozialistischen Gemeinschaftsgeistes gerecht, wenn aus ihr wirklich 
die Sorge um das Ergehen des anderen spricht. 

Arbeitslenkung — Vorbestrafte von Schriftleiter Rudolf 
Heizler, Berlin. 

Während das Problem der Arbeitsvermittlung für körperlich arbei¬ 
tende Vorbestrafte im wesentlichen als gelöst anzusehen ist, trifft das 
längst nicht im gleichen Maße für die Angestellten zu. 

Mitteilungen: Vereinbarung zu einer Regelung der Mitgliedschaft 
zur Deutschen Arbeitsfront für entlassene Strafgefangene. 
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14. Jahrgang. — Heft 3 vom Dezember 1938. 

Straffälligenbetreuung am Wendepunkt von Reichs¬ 
stellenleiter Regierungsrat Dr. Vogelsang, Berlin. 

Eine erfolgreiche Straffälligenbetreuung ist undenkbar und hätte in 
Deutschland nie zu den nachgewiesenen Erfolgen geführt ohne eine g^rnnd- 
sätzliche politische, kulturelle und soziale Neuausrichtung des ganzen 
Volkes; und umgekehrt beweist diese Tatsache, daß, wo immer der einzelne 
mitarbeitet, diese Arbeit letzthin mit ein Baustein zu einer neuen Volks¬ 
gemeinschaft ist. 

Verwaisung, Verwahrlosung und Verbrechen vom 
Standpunkt der Gefang;enenfürsorge gesehen von Pfarrer Merzbach, 
Düsseldorf. 

Je stärker der Grad der Kriminalität, desto höher der Bruchteil der 
Verwaisten unter den Verbrechern. Familie, der Vater, die Mutter, so wie 
sie sind, ob sie nicht da sind, das wirkt zuerst und zutiefst, g^ünstig oder 
ungünstig. 

Mitteilungen: Anrechnung von Zuwendungen der NSV. und des 
WHW. ORR. Dr, S t r u b e , Berlin. 

Ausland 

Rivista di diritto penitenziario, studi teorici e pratici. Herausgeber: 
Dr. Giovanni Novelli. Jahrgang IX, Heft 4 (Juli/Augpist 1938). 

Professor A. Niceforo an der Universität Rom beginnt die Reihe 
der Originalartikel mit einem Aufsatz über „Neue und notwendige For¬ 
schungen auf dem Gebiete der Kriminologie“, der einem vor der Veröffent¬ 
lichung stehenden Werke des Verfassers über die Kriminologie entnommen 
ist. Es komme darauf an, die Verbrechensursachen zu erforschen. Am 
besten vermeide man das Wort Ursache; man spreche besser von Funk¬ 
tionen, Faktoren oder Kräften. Den Mechanismus der Verbrechensfaktoren 
könne man sich sehr gut durch das Parallelogramm der Kräfte vorstellen. 
Der Verfasser spricht daher von einem Parallelogramm der Kriminalität. 
Die Kriminologie definiert der Verfasser als eine synthetische und pro¬ 
pädeutische Wissenschaft, die abgesehen von der Bestimmung ihrer 
Grenzen, Methoden usw. die Hauptergebnisse der verschiedenen Disziplinen, 
die sich mit dem Verbrecher, dem Verbrechen und die hiergegen zu treffen¬ 
den Maßnahmen beschäftigen, zusammenfasse und die in das Studium der 
verschiedenen kriminologischen Disziplinen einführe (Kriminalanthro¬ 
pologie und -Psychologie, Strafrecht, Gefängniskunde, Kriminalpolitik usw.). 

Der Rat am Kassationsgerichtshof A. Spallanzani berichtet über 
die praktische Anwendung der Strafprozeßordnung nach der Gerichts¬ 
statistik des Jahres 1933. Er legt im einzelnen die Tätigkeit des Amts¬ 
richters, der Strafkammern, des Geschworenengerichts, der Staatsanwalt¬ 
schaft und des Untersuchungsrichters dar. Die Anwendung der neuen 
Gesetze habe eine schleunigere und wirksamere Bekämpfung des Ver¬ 
brechens mit sich gebracht, ohne daß die berechtigten Interessen der Be- 
.schuldigften und die materielle Gerechtigkeit darunter gelitten hätten. Der 
Verfasser weist auf die Verminderung der Kriminalität in Italien hin, die 
zum guten Teil auch der Tätigkeit der Justizverwaltung zu verdanken sei, 
die so an dem großen Werke der „bonifica umana“ arbeite, die der Faschis¬ 
mus auf allen Gebieten des sozialen Lebens vollbringe. 

„Verbrechen und Kunst“ ist der Titel des nächsten Aufsatzes von 
Senator F. Campolongo. Der Verfasser beschäftigt sich hauptsäch- 
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lieh mit dem französischen Dichter F. Villon, mit dessen Abenteuern, Mord- 
und Diebestaten. 

Der Senatspräsident am Kassationsgerichtshof E. Romano di 
F a 1 c o schreibt über die sichernden Maßregeln und die neuen Militärstraf¬ 
gesetzbücher (vgl. Blätter für Gefängniskunde Bd. 69 S. 255). 

Dann wird das Programm für den XII. Kongreß der Internationalen 
Strafrechts- und Gefängniskommission abgedruckt, der im Jahre 1940 in 
Rom stattfinden wird (vgl. Blätter für Gefängniskunde Bd. 69 S. 394). 
Es folgt ein Abdruck der Denkschrift über „Die berufliche Ausbildung der 
Strafvollzugsbeamten“, welche die Internationale Strafrechts- und Gefäng¬ 
niskommission ausgearbeitet und den beteiligten Regierungen übersandt 
hat. Die Denkschrift ist von einer im Jahre 1935 eingesetzten Unterkom¬ 
mission verfaßt worden und besteht neben der Einleitung aus 3 Kapiteln 
über die Rekrutierung des Strafvollzugspersonals, die eigentliche Ausbil¬ 
dung und die Stellung der Strafvollzugsbeamten. Die Denkschrift enthält 
die Grundsätze und Richtlinien, die nach Ansicht der Kommission ent¬ 
sprechend den örtlichen Verhältnissen in den verschiedenen Ländern zu 
einer praktischen Lösung des äußerst wichtigen Problems führen können, 
wie dem Strafvollzug ein Personal gesichert werden kann, das über eine 
entsprechende fachliche Ausbildung und über alle sonstigen erforderlichen 
Eigenschaften verfüget. 

Anschließend wird ein kgl. Gesetzesdekret abgedruckt, das sich mit 
der Frage der Haftkosten beschäftigt. Diese gehören zu den Gerichts¬ 
kosten und werden von den Geschäftsstellen der Gerichte mit diesen zu¬ 
sammen eingetrieben. 

In dem Teil „Rechtslehre“ bringt Appellationsgerichtsrat A. Pan- 
n u 11 o einen Aufsatz über die bedingte Entlassung. Diese kann unter 
näher bestimmten Voraussetzungen einem Verurteilten gewährt wierden, 
wenn er ernstliche und dauernde Beweise der sozialen Wiederanpassung 
gibt. Verfasser verwirft das System, nach dem die bedingte Entlassung 
automatisch von Rechtswegen eintritt, weil sie dadurch ihren Besserungs¬ 
erfolg einbüße. Auch müsse die vorher verbüßte Strafzeit lang genug 
sein, um eine der Schwere der begangenen Straftat imd der kriminellen 
Eigenschaft des Verurteilten entsprechende psychologische Wirkung her- 
vorrufen zu köimen. Einschlägig sind für das italienische Recht Art. 176, 
177 und 230 Ziff. 2 StGB., Art. 590 Abs. 2 StPO., Art. 43 des kgl. Dekrets 
vom 28. Mai 1931 und Art. 191 bis 200 der Dienst- und Vollzugsordnung 
für die Vorbeugungs- und Strafanstalten. 

Landgerichtsrat A. Leone schreibt über das Verhältnis von Wehr¬ 
dienst und Vollstreckung sichernder Maßregeln. Er untersucht, ob die 
Vollstreckung vor oder nach dem Wehrdienst durchzuführen ist. Die 
Frage ist durch positivrechtliche Vorschriften geregelt, die der Verfasser 
in seinem Aufsatz erläutert. 

Zu einer Entscheidung des Kassationsgerichtshofs vom 21. Mai 1937 
bringt Professor B. d i T u 11 i o eine längere, aufsatzähnliche Anmerkung 
über das Studium der Persönlichkeit des Verbrechers und über die Zu¬ 
ziehung psychiatrischer Sachverständiger nach der Rechtsprechung des 
Kassationsgerichtshofs. 

Im amtlichen Teil folgt ein sehr ausführlicher Bericht von Professor 
E. Patini über die Schulen und den Unterricht in den Vorbeug^ungs- 
und Strafanstalten. Die Ausführungen beziehen sich nicht auf die Jugend¬ 
anstalten. Zahlreiche ministerielle Erlasse werden wörtlich abgedruckt. 
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Anschließend wird ein Runderlaß des italienischen Justizministers 
vom 4. 8. 1938 über die Zuständigkeit der Amtsgerichtsgefängnisse abge¬ 
druckt. Aus Anlaß verschiedener Entweichungen aus den Amtsgerichts- 
gefängissen ist in Ergänzung der Vorschriften der Dienst- und Vollzugs¬ 
ordnung (Art. 26) sowie in Anknüpfung an einige frühere ministerielle 
Anordnungen verfügt worden: 

„1- Untersuchungsgefangene, deren Verhaftung Straftaten zu¬ 
grunde liegen, die zur Zuständigkeit des Landgerichts oder des Schwur¬ 
gerichts gehören sowie die vom Amtsrichter verurteilten Personen, 
die noch eine Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten zu verbüßen 
haben, sind unverzüglich in die Zentral- oder Hilfsgerichtsgefängnisse 
überzuführen. 

2. Dasselbe gilt für diejenigen Verurteilten, welche nur eine 
Freiheitsstrafe unter sechs Monaten zu verbüßen haben, sobald sie sich 
als gefährlich erweisen. 

3. Während der Zeit des notwendigen Aufenthalts der erwähnten 
Gefangenen in den Amtsgerichtsgefängnissen hat der Amtsrichter als 
Gefängnisvorstand von den Aufsichtsorganen die strenge Beobachtung 
besonderer Sicherheitsmaßnahmen zu verlangen, wie die Zuweisung 
besonders sicherer Zellen, ständige Beaufsichtigung während der Be¬ 
wegung im Freien, häufige Durchsuchungen und Untersuchungen in 
den Zellen sowie jede andere Vorsichts- und Sicherheitsmaßnahme, die 
nach Ansicht der Amtsrichter die Möglichkeit bietet, sich von dem 
Verhalten des Gefangenen ein sicheres Urteil zu bilden. 

4. Die Amtsrichter haben sofort unmittelbar an das Justiz¬ 
ministerium zu berichten, wenn sich in den Gerichtsgefängnissen aus 
zwingenden Erfordernissen des Strafverfahrens oder aus anderen 
besonderen Gründen Gefangene befinden, die auf Grund der vorstehen¬ 
den Vorschriften in die Zentral- oder Hilfsgerichtsgrefängnisse über¬ 
führt werden müßten.“ 

Jahrgang IX, Heft 5 und 6 (September/Oktober, November/Dezem¬ 
ber 1938). 

Die beiden Hefte betreffen den Ersten Internationalen Kongreß für 
Kriminologie, den die neugeg^ründete Internationale Gesellschaft für Krimi¬ 
nologie vom 3. bis 8. Oktober v. Js. in Rom abgehalten hat (vgl. die Be¬ 
richte von Strube, Blätter für Gefäng^iiskunde Bd. 69 S. 292, Eichler und 
Dallinger, Deutsche Justiz 1938 S. 1678 und 1692, Mezger, Zeitschrift der 
Akademie für Deutsches Recht 1938 S. 831). Die unter italienischer Füh¬ 
rung stehende Gesellschaft hat die Rivista di diritto penitenziario zu ihrem 
offiziellen Organ gemacht. 

Heft 6 enthält neben Ausführungen über die Organisation des Kon¬ 
gresses die Themen mit den Erläuterungen, das Programm des Kongresses, 
die zu den einzelnen Fragen erstatteten Generalberichte sowie die zum 
6. Thema (Erfahrungen mit den sichernden Maßregeln in den verschiedenen 
Ländern) von Freisler für Deutschland, Novelli für Italien, Maklezow für 
Jugoslawien und Verwaeck für Belgien erstatteten Berichte. 

Heft 6 wird eingeleitet mit einem längeren Aufsatz von Novelli über 
die Arbeiten des Kongn'esses. Es folgen die Sitzungsprotokolle sowie Be¬ 
richte über die Veranstaltungen anläßlich des Kongresses. 

LGR. Dr. Dallinger, Berlin. 
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Die Besonderen Vollzugsanstalten 
der Reichsjustizverwaltung 


Bezeichnung 

Belegungs- 

Anstalts- 

Postscheckkonto 

Femsprechanrchl. 

der Vollzugsanstalten 

fähigkeit 

M. 1 Fr. 

Vorstand 

Amt Nr. 

Amt Nr. 

I. Bamberg 

1 

i 

1 





Strafgefängnis Ebrach . 

Gefängnisse und Arbeitshaus 

500 

1 


RR Dr Mayr 

Nfirnberg 25 75 

Ebrach 1 u. S 

St Georgen-Bayreuth: 
a) Strafgefängnis St Geor- 






gen-Bayreuth . 

500 

_ 

RR Schlager 

Nümbers 25 74 

Bfti’’reuth 340 ; 341 

b) Arbeitshaus St Georgen- 



3U 

Ra3rrftuth . 

250 

— 




c) Gefängnis Bayreuth . 

58 

10 




G(>fängni.<t Würzburg . 

170 

30 

VOInsp Strassner 

Nürnberg:* 26 40 

Würzburg 38 91 



(GerKasse Wün- 
burg) 




II. Berlin 
(Kammergericht) 

t» 





Untersuchungsgefängnis Alt- 






Moabit in Berlin . 

1339 

181 

ORR Dr Strube 

Berlin 14S 20 

BerUn 36 67 01 

Gefängnis Lehrter Straße in 






Berlin . 

620 

— 

RR Gamradt 

Berlin 145 42 

BerUn 35 62 21 

Fiauengefängnis Berlin . 

\ - 

415 

|vAmtm Berg 

Berlin 829 06 

Berlin 53 25 81 

Frauenjugendgefängms Berlin 

/ 

. 

53 25 82 

Gefängnis Plötzensee in Berlin 

1404 

— 

ORR Vacano 

BerUn 143 18 

BerUn 85 62 31 

Straf gefängnis Tegel in Berlin 
Gefängnis Lichtenberg 

1483 


z Zt unbesetzt 

BerUn 143 19 

BerUn 30 87 71 

in Berlin . 

140 

— 

— 

Berlin* 370 98 

BerUn 65 20 41 

Zuchthaus und Sicherungs- 






anstalt Brandenburg (Ha¬ 
vel)-Görden . 

1860 


ORR Dr Graf 

Berlin 142 50 

Brandenbnrg 37 41 

Strafgefängnis Brandenburg 




37 43 
37 43 

(Havel)-Altstadt . 

700 


RR Beyer 

RR Pfotenhauer 

Berlin 13 90 

Brandenbint; 37 IS 

Frauenzuchthaus Cottbus . 


410 

Berlin 142 84 

3774 

Cottbus 21 60 

Gefängnis Frankfurt (Oder) 
Zuchthaus Luckau (Nieder- 

118 

12 

VOInsp Knüttel 

Berlin* 18 65 51 

Frankfurt 28 62 
(Oder) 

lausitz) . 

498 

_ 

— 

Berlin 142 83 

Luckau 264 

rSpfänomin Neurunoin . 

111 

3 

VOInsp Kaatz 

BerUn* 147 92 

Neuruppin 28 31 



(GerK Neurupp) 


Zuchthaus Soimenburg 






(Neum) . 

656 


RR Esser 

Berlin 16 76 28 

Sonnenburg 204 






(Neum) 26i 

Strafgefängnis Spandau in 






Berlin . 

469 

— 

RR Bessler 

BerUn 16 89 88 

BerUn 37 23 91 


* bedeutet: Qefangenenarbeltszahlstelle 




—‘I A.. Rtnek iruzoniieh Oi» RH. für dlajoesimta Ba^ l«m_tj 
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III. Braunschweig 

Gefängnisse Wolfenbüttel 
und Braunschweig: 

a) Straf gefängnis Wolfen¬ 
büttel . 

b) Gefängnis Braunschweig 

IV. Breslau 

Gefängnis Beuthen (Ober- 

schles) . 

Strafgefängms Breslau . 

Jugendgefängnis Breslau . 

Untersuchungsgefängnis 
Breslau . 

Strafanstalten Brieg: 

a) Zuchthaus . 

b) Gefängnis mit Zucht¬ 
hausabteilung . 


i ORR Greifen¬ 
hagen 


Hannover 36 97 Wolfenbüttel 27 71 

Hannover* 420 68 Braunschweig 

10 09 


433 j 25 VAmtm Krätzig Breslau* 62 4i 
527 ; — 1 

_ > ORR Moeltgen Breslau 62 43 


400 I 108 RR Großekettler Breslau 62 42 

I 

[ 1 

550 I ■r.T. T>! _ 


RR Richter 


Breslau 62 91 


Gefängnis Glatz . 

281 

5 

VAmtm Zachau 

Gefängnis Gieiwitz . 

215 

22 

VOInsp Ecke 

Gefängnis Görlitz . 

295 

48 

V Amtm Emmerich 

Gefängnis Hindenbufg (Ober- 




Schlesien) . 

141 

15 

VOInsp Prauser 

Frauenzuchthaus Jauer . 

— 

471 

RR Dr Eersten 

Gefängnis Oels (Schles) . 

170 

20 

VOInsp Becker 

Gefängnis Oppeln . 

228 

17 

VOInsp Kattner 

Strafanstalten Ratibor: 




a) Zuchthaus . 

432 

— 

> RR Dr Hartmann 

b) Gefängnis . 

80 

29 

1 

Gefängnis Reichenbach 




(Eulengebirge) . 

128 

— 

VOInsp Buczinski 

Gefängnis Schweidnitz . 

152 

30 

VOInsp Rauschei 

Strafanstalten Groß Strehiitz: 




a) Zuchthaus . 

516 

- 

1 

b) Strafanstalt . 

227 

4 

>RR Bachmair 

Zuchthaus Wohlau . 

510 

— 

z Zt unbesetzt 

V. Celle 




Zuchthaus Celle . 

531 

— 

RR Marloh 

Zuchthaus Hameln . 

532 

— 

RR Dr Engel- 




hardt 

Grefängnis Hannover . 

690 

124 

ORR Suffenplan 


Beuthen 31 10 


Breslau 463 85 
440 80 


Breslau 63 512 
63 636 

Brieg 43 

(für Zuchthaus) 

Brieg 502, 603 
(für Gefängnis 
m. Zuchth.-Abt.) 

Glatz 27 77 

Gieiwitz 31 26 

Göriitz 30 46 


Hlndenburg 40 72 
Jauer 60 
Oels 123 
Oppeln 20 28 

Ratlbor 26 25 


Reichenbach 23 43 
(Eule) 23 44 

Schweidnitz 31 77 


Breslau 62 93 Groß Strehiitz 204 

Breslau 62 02 Wohlau 47 

Hannover 683 42 Celle 33 63 
Hannover 61 62 Hameln 22 16 

Hannover 51 76 Hannover 264 46 
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Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Beleg 

fähi 

M. 

ungs- 

'keit 

Fr. 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 

Gefängnis Osnabrück . 

94 

12 

VOInsp Lauen 

Hannover* 81 78 

Gefängnis Wesermünde-Lehe 

158 

1 

VOInsp Xanke 

Hannover* 550 48 

VI. Darmstadt 

Zuchthaus Butzbach (Ober¬ 
hessen) . 

830 


ORR Bausch 

Frankfurt 160 82 

Gefängnis Darmstadt . 

230 

32 

VAmtm Jüngling 

(Main) 

Frankfurt* 164 85 
(Main) 

Frankfurt* 141 63 

Gefängnis Mainz . 

230 

70 

VAmtm Ludwig 

Zuchthaus Marienschloß 
in Rockenberg . 

400 


RR Barth 

(Main) 

Frankfurt 160 81 

Gefangenenlager Rodgau 
in Dieburg. 

2000 


RR Mohr 

(Main) 

Frankfurt* 776 75 

VII. Dresden 

Straf- und Untersuchungs¬ 
gefängnis Bautzen . 

ll520 

SO 

> ORR Dr Plischke 

(Main) 

Dresden 130 80 

Jugendgefängnis Bautzen ... 
Untersuchungsgefängnis 
Chemnitz . 

J 

319 

23 

j 

RR Schmidt 

Leipzig 66 78 

Untersuchungsgefängnis 
Dresden . 

755 

130 

ORR Reinicke 

Dresden 56 19 

Strafgefängnis Hoheneck in 
Stollberg (Erzgebirge) 

1000 

_ 

ORR Glaiming 

Leipzig 128 60 

Untersuchungsgefängnis 
Leipzig . 

520 

80 

ORR Dietze 

Leipzig 57 50 

Frauenstrafgefängnis Leipzig- 
Kleinmeusdorf . 


600 

RR Hänichen 

Leipzig 133 12 

U nter suchungsgef ängni s 
Plauen (Vogtl) . 

223 

37 

z Zt unbesetzt 

Leipzig 55 67 
(OerKasse Plauen) 

Zuchthaus Waldheim (Sachs) 


1 430 

ORR Dr Schiefer 

Leipzig 128 58 

Zuchthaus und Untersuchungs- 
gefängpiis Zwickau (Sachs) 

1375 

! 33 

z Zt unbesetzt 

Leipzig 131 56 

VIII. Düsseldorf 

Strafgefängnis Anrath . 

Frauenjugendgefängnis 

Anrath . 

1 520 

j 

214 

|rR Kemming 

Köln 106 93 

Gefängnis Düsseldorf-Deren¬ 
dorf . 

673 

113 

RR Schmidt 

Köln 106 92 


Fernsprechanschl. 

Amt Nr. 


Osnabrück 68 76 
Wesermünde-Lehc 

33 48 


Butzbach 22 -, 28 
Darmstadt 63 37 
Mainz 340 71; 30161 

Butzbach 5 t 

Dieburg 216 


Bautzen 87 SO 
87 81 


Chemnitz 300 71 


Hanptanstalt 
Dresden 441 01 
Zweigaastalt 
Dresden 24 631 


StollberK SO 
(Erzgebirge) 

Anstalt I 
Leipzig 32169 
34111 
Anstalt II 
Leipzig 130 4C 


LeipzlK 667 60 
615 01 


Plauen 43 43 
(Polizei) 
Waldheim 23 
(Sachsen> 


Zuchthaus 
Zwickau 50 03 
(Sachsen) 
UntersOefängni» 
Zwickau 00 41 
(Sachsen) 


Anrath 9 


^Osseldort 831 OT. 
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Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Belegungs¬ 
fähigkeit 
M. 1 Fr. 

Anstalts¬ 

vorstand 

Poatscheckkonto 
Amt Nr. 

Fernsprecbanschl. 
Amt Nr. 

Gefängrnisse Duisburg-Ham- 






bom: 

a) Gef. Duisburg-Hambom 


24 

■ VAmtm Bauer 

Essen* 79 39 

Duisburg 511 75 

b) Gefängnis Duisburg . 

Gefängrnis Kleve . 


36 

VAmtm Freiherr 

Köln* 84 96 

Köln* 106 95 

Duisburg 256 05 

Kleve 20 76 

Zuchthaus Remscheid- 



von Ketteier 







Lüttringhausen . 

553 


RR Büchner 

Köln 106 94 

Remscheid 516 31 



Gefängnis Wuppertal . 

550 

19 

RR Dr Linder 

Köln 106 91 

Wuppertal 222 14 

IX. Frankfurt (Main) 





222 15 





U ntersuchungsgrefängnis 






Frankfurt (Main) . 

312 


VAmtm Nieft 

Frankfurt* 619 10 

Frankfurt 204 61 



Gefängnis Frankfurt (Main)- 




(Main) 

(Main) 

Höchst . 

HO 


VOInsp Bernhardt 

Frankfurt* 9350 

Frankfurt 137 51, 






(Main) 

(Ger. Kasse Frank- 

(Main) 137 52 


1 Strafgefängrnis Frankfurt 




furt Main-Höchst) 


( Main) -Preungesheim . 

461 

93 

RR Luttenberger 

Frankfurt 70 19 

Frankfurt 944 81 

Zuchthaus Freiendiez . 

524 


z Zt unbesetzt 

(Main) 

Frankfurt 70 20 

(Main) 

Limburg 298 



Gefängnis Wiesbaden . 

170 

14 

VOInsp Naumann 

(Main) 

Frankfurt* 315 10 
(Main) 

(Lahn) 498 
Wiesbaden 290 73 


X. Hamburg 

I 




Strafgefängnis Glasmoor 






bei Glashütte . 

370 


VOInsp Bruhns 

Hamburg* 88 60 

Hamburg 67 80 13 



Jugendgefängnis Hahnöfer- 






sand . 

308 


VAmtm 

Hamburg* 221 51 

York 344 

Gefängnis Hamburg-Altona... 



Dr Zeugner 




(GefAnstO Amtm) 



315 

3 

VAmtm Hasse 

Hamburg* 494 26 

Hamburg 42 08 23 

Strafanstalten Hamburg- 

Fuhlsbüttel: 

a) Straf gef. Fuhlsbüttel ... 

614 


RR Haensel 

Hamburg* 912 06 

Hamburg 59 60 41 

b) Zuchthaus Fuhlsbüttel... 

c) Frauengef. Fuhlsbüttel... 

811 

\ 

324 




Frauenjugendgef. Fuhlsbüttel 

f 




Gefängnis Hamburg-Harburg 
tJ ntersuchungsgefängnis 

154 

3 

VOInsp Körber 

Hamburg* 372 80 

Hamburg 37 09 13 

Hamburg-Stadt . 

1089 

111 

RR Bredow 

Hamburg* 807 19 

Hamburg 35 1001/2 

Strafanstalten Bremen: 




Hamburg 142 46 





i) Untersuchungsgefängnis 






Bremen-Stadt . 

143 

24 




>) Zuchthaus Bremen-Oslebs- 

■ORR Wegener 

Hamburg 46 66 

Bremen 849 64 

hausen . 

843 

— 
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Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Belegungs- 

fäbigkeit 

M. T Fr. 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 

Femsprechanschl. 
Amt Nr. 

XI. Hamm (Westf) 

i 

i 





Gefängnis Bielefeld . 

161 

23 

VOInsp Trendel- 

Dortrannd* 163 01 

Bielefeld 64 63 




kamp 



Strafg^fängnis Bochum . 

\ 750 


^ORR Anderson 

Dortmund 679 

Bochum 681 41 

Jugendgefängms Bochum ... 

9 i 




681 42 

Untersuchungsgefäng^nis 


1 




Bochum . 

179 

23 

VOInsp DrVagedes 

Dortmund * 46 72 

Bochum 638 84 

Gefängfnis Dortmund . 

329 

37 

RR Dr Pitz 

Dortmund* 46 73 

Dortmund 367 TS 

Untersuchungsgefängnis 






Essen . 

551 

106 

RR Gay 

Essen 31 09 

Essen 447 46 

Gefängnis Hagen (Westf) ... 

320 

30 

VAmtm Nebe 

Dortmund* 63 13 

Hagen 224 65 

Zuchthaus Herford . 

431 


RR Müller 

Hannover 162 38 

Herford 20 41 






20 42 

Zuchthaus Münster (Westf) 

605 

1 

ORR Dr Fuchs 

Dortmund 203 32 

Münster 256 4$ 

Strafgefangenenlager Ober- 


1 



256 49 

ems in Gütersloh . 

800 

— 

VAmtm Leßmann 

Hannover 1612 

Gütersloh 29 94 

Sich.-Anst. Werl (Kr. Soest) 

604 

1 

— 

RR Dr Faber 

Dortmund 166 

Werl 606 

XII. Jena 






Gefängnisse Eisenach: 



1 

1 VOInsp 



a) Straf gef äng^s . 

137 

— 

\ 

1 

> Dr Brand- 

Erfurt * 120 63 

Eisenach 21 21 

b) Untersuchungsgefäng^iis 

69 

6 

J 

' stätter 



Sicherungsanstalt Gräfen- 






tonna . 

400 

— 

RR Dr Heinke 

Erfurt 463 

Grüfentonna 207 

Strafgefängnis Ichtershausen 

500 

— 

RR Sielewicz 

Erfurt 26 64 

Amstadt 20 97 

Zuchthaus Untermaßfeld . 

586 

— 

RR Gericke 

Erfurt 272 76 

Meiningen 20 92 

Frauenjugendgefäng^nis 






Hohenleuben . 

— 

130 

Erste Oberin 

Erfurt * 674 50 

TriMies 342 




Begemann 



XIII. Karlsruhe 


1 




Strafanstalten Bruchsal: 







a) Zuchthaus. 

400 

— 





b) Strafanstalt Huttenstraße 

384 

70 


ORR Backfisch 

Karlsruhe 34 00 

Bruchsal 24 44 

c) Gefängnis Stirumstraße 

41 

— 





Gefäng:nisse 


1 




Freiburg (Breisgau): 







a) Strafgefängnis . 

502 










ORR Dr Kölblin 

Karlsruhe 43 67 

Freiburg 40 01 

Gefängnisse I und II ... 

116 

28 





Gefängnisse Mannheim 







und Heidelberg: 







a) Strafgefängnis Mannheim 

597 

— 


’ORR Dr Weidner 

Karlsruhe 48 84 

Mannheim 538 Mi 

_ b) ^fängnis Mannheim ... 

150 

43 

1 



J 
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Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 


Belegon^- 
fähigkeit 
M. I Fr. 


Anstalts¬ 

vorstand 


Poet8ch«ckkonto 
Amt Nr. 


Femsprechanschl. 
Amt Nr. 


Gefängnisse Karlsruhe: 
a 

bl Gefängnisse I bis III , 
c 

d) Gef. Karlsruhe-Durlach 
Arbeitshaus Kislau . 


272 

28 

174 


17 


ORR Harder 


RR Dr Rudolph 


Karlsruhe* 7»7 00 


Karlsruhe* 82 41 


Karlsruhe 68 47 


Mlngolshelm 208 


XIV. Kassel 

Gefängfnis Kassel . 

Zuchthaus Kassel-Wehlheiden 
3ich.-Anst. und Frauenzuchth. 
Ziegenhain (Bez. Kassel): 

a) Sicherungsanstalt . 

b) Frauenzuchthaus . 


155 I 

i 

I 

931 I 


32 


VOInsp Engfel¬ 
mann 


RR Dr Henning 


228 


RR Dr Krause 


86 


Frankfurt* 828 75 Kassel 230 88 
(Main) 23089 


Frankfurt 70 60 
(Main) 


Kasse) 821 20 
836 37 


Frankfurt 7002 
(Main) 


Zlegenhain 178 
(Bes. Kassel) 


XV. Kiel 


lefängnis Kiel. 

lännergefängfnisse in Lübeck: 

a) Untersuch.- u. Marstall- 
gefängnis Lübeck-Stadt 

b) Straf gef ängfnis Lübeck- 

Lauerhof . 

Trauenstraf- und -sicherungs- 
anstalt Lübeck-Lauerhof ... 


317 

126 

327 


trafgefängnis Neumünster... 
ugendgefängfnis Neumünster 


} 


504 


icherungsanstalt Rendsburg 


476 


48 


VAmtm Sponagfel 


Hamburs* 660 64 


Kiel 70 77 


VAmtm Leonhardt 
StrAnstDir 


Hamburg 289 79 


Lübeck 261 21 
(für L-Stadt) 
Lübeck 260 86 
(für L-Lauerhof) 


350 

4 


Erste Oberin 
Ellering 

I z Zt unbesetzt 

RR Schulz 


Hamburg* 366 37 

Hamburg 65 37 
Hamburg 28 59 


Lübeck 260 86 

Neumflnster 32 28 
Rendsburg 20 36 


XVI. Köln 

lefängnis Aachen . 

refängfnis Bonn . 

refängnis Koblenz . 

lefängnis Köln . 

uchthaus Rheinbach 

uchthaus Siegburg . 

lefängfnis Trier . 

trafgefängnis Wittlich 
••• ^-•_ 


400 
171 I 
157 I 
715 I 
567 I 

721 

119 

544 


52 

11 

26 

259 


21 

2 


RR Dr Wüllner 

VOInsp Möhl 

VOInsp Bolz 

ORR Ueberhorst 

RR Dr Westen¬ 
berger 

RR Rehbein 
VOInsp Jänicke 

\ORR Bithom 


Köln 106 89 
KOln* 109 43 
Köln* 109 60 
Köln 100 40 
Köln 109 42 

Köln 109 41 
Köln* 109 15 

Köln 109 17 


Aachen 369 80 
Bonn 82 72 
Koblenz 888 
Köln 21 41 41 
Rheinbach 841 

Siegburg 23 47, 

28 48 

Trier 88 40 
Wittlich 447. 448. 
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Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

XVII. Königsberg (Pr) 

Gefängnis Allenstein . 

Frauenjugendgefängnis Allen¬ 
stein . 

Gefängnisse Königsberg (Pr) 

Zuchthaus Ragrnit. 

Strafgefängnis Rhein (Ostpr) 
Strafgefängnis u. Sicherungs¬ 
anstalt Tapiau . 

Zuchthaus Wartenburg 
(Ostpr) . 

XVIII. Marienwerder 

Gefängnis Elbing . 

Gefäng^nis Schneidemühl . 

Strafgefängnis Stuhm 

(Westpr) . 

Jugendgefängnis Stuhm 
(Westpr) . 

XIX. München 

Frauenstraf- und Verwah¬ 
rungsanstalt Aichach . 

Gefängnisse Augsburg . 

Strafgefängnis Bernau (Ober- 

bayem) . 

Frauenstraf- u. Verwahrungs¬ 
abt. Laufen (Oberbay) ... 
Zuchthaus Kaisheim . 

Straf gef. Landsberg (Lech) 
Frauenstraf gef. Rothenfeld ... 

Gefängnisse München: 

a) Straf gef ängnis München- 

Stadelheim . 

b) Gefängnis Neudeck . 

c) Gefängfnis Comeliusstr. 


Belegungs- 
fäbigkeit 
M. ° Fr. 

151 7 

— 30 

373 38 


Anstalts¬ 

vorstand 


I VOInsp Menge¬ 
wein 

VAmtm Köhler 


250 — VOInsp Kart- 

schewski 

310 — VOInsp Lehrack 

335 — VOInsp v Machui 

423 — z Zt unbesetzt 




VOInsp Stahnke 

VOInsp 

Falkenowski 


RR Dr Riemer 


659 RR Dr Freiherr 
von Reitzenstein 

94 VOInsp Zimmer¬ 
mann 


450 


650 

500 


782 

147 

110 


RR Dr. Weber 
250 

— ORR Engert 

I RR Dicknether 
180 / 


151 I 

37 fORR Dr Koch 


T?R Dr Hauck 


Postscheckkonto 
Amt Nr. 


kein Konto 


Königsbers* 68 0? 
(Pr) 


Königsberg* 77 37 
(Pr) 

Königsberg* 206 53 
(Pr) 


Königsberg* 164 86 
(Pr) 


Königsberg 23 58 
(Pr) 


Königsberg* 33 17 
(Pr) 

Berlin* 1662 92 


Königsberg 141 71 
(Pr) 


München 26 72 


München 294 52 


München 26 40 


München 26 86 
München* 26 36 


Femspiecbssseh I. 
Amt Nr. 

Allenstaln 24 G 

Königsberg 327 OS 
249 93 

Ragnit 372 
Rhdn 167 

Tapiau 68 

Wartenbarg 201 

Elbing 33 75 
SchneldcmfihI 

23 Ti 

Stuhm 139 

Aichach 24 
Augsburg 69 51 MT 

Prien 84 
Laufen 104 

Kaisheim 4 

Lan dsberg(L) 83:13 
Herrsching 249 



München 492144 
492143 

München 5791 
(f. Neudeck) 
München 57861 
(Femverk) 
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Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Belegungs¬ 
fähigkeit 
M. f Fr. 

Anstalts¬ 

vorstand 

Postscheckkonto 
Amt Nr. 

Fernap rechanschl. 
Amt Nr. 

XX. Naumburg (Saale) 






Zuchthaus Coswig (Anhalt) 
Strafgef.-Lager Elberegulie- 

400 


RR Witte 

MaKdeburg 212 30 

Coswig 335 

rung (Post Dessau-Roßlau) 
Gefängnis Erfurt . 

630 

186 

32 

VAmtm Baum 
VOInsp Müller 

Magdeburg* 220 91 

Erfurt* 91 32 

Dessau 313 



Strafanstalt Halle (Saale) ... 

862 

— 

RR Reißner 

Leipzig 136 18 

Halle (S) 210 26 



j 



210 25 

(jefängnis Halle (Saale) 
Gefängfnisse Magdeburg: 

110 

1 30 

1 

VOInsp Winkler 

Leipzig* 404 08 

Halle (S) 259 85 

a) Gefängnis Magdeburg- 






Sudenburg . 

330 

114 

1 


Magdeburg 16 74 

Magdeburg 40358 
403 59 

b) Gefängnis Magdeburg- 

>RR Dr Knobloch 

Neustadt . 

80 

126 




Magdeburg 215 78 

c) Gefängnis Gommern. 

_ 


Magdd>urg* 44 98 

Gommern 206 

, (Gefängnis Naumburg (Saale) 

218 

40 

VAmtm Weiss 

Leipzig* 449 10 

Naumburg (S) 

(^fängnis Nordhausen . 

108 

8 

i 


Erfurt* 183 13 

33 65 

Nordhausen 812 

XXL Nürnberg 


Zuchthaus Amberg (Oberpf) 
Gefängnisse Nürnberg: 

838 

j — 

ORR Hopp 

Nürnberg 25 86 

Amberg K 61/3 

a) Untersuchungsgefängnis 






Bärenschanzstraße . 

207 

' 25 

■ORR Paulus 

Nürnberg 25 11 

Nürnberg 626 61 

b) Straf gef. Mannertstraße 

166 

30 



' c) Strafgfef. Zellenstraße ... 
Zuchthaus und Sicherungs- 

603 

— 

) 



anstalt Straubing . 

1120 


ORR Badum 

München 26 14 

Straubing 529 

XXII. Oldenburg (Oldb) 



Strafgefängnis und Arbeits- 






haus Vechta . 

600 

80 

RR Schriever 

Hannover 15212 

Vechta 206 

XXIII. Rostock 

Strafanstalten Dreibergen- 



1 



Bützow: 

a) Zuchthaus Dreibergen ... 

452 ; 

112 

1 RR Schulz 

Hamburg 203 86 

Bützow ,412 

b) Gefängnis Bützow . 

272 1 

1 

75 

J 



XXIV. Stettin 






luchthaus Gollnow . 

831 

— 

ORR V. Normann 

StetUn 142 87 

Gollnow 428 

lefängnis Köslin . 

167 

45 

VOInsp Krüger 

RR Brüßler 

Stettin* 68 87 

Köslin 22 02 

Naugard 459 

ugendgefängnis Naugard ... 

330 


StetUn 143 23 

Jefängnis Stargard (Pom) ... 

123 

10 

VOInsp Treichel 

Stettin* 155 66 

Stargard 29 09 






(Pom.) 

Jefängnis Stettin . 

265 ! 

35 

VAmtm Hehlke 

Stettin* 1146 

Stettin 810 45 

. XXV. Stuttgart 

1 





•rauenstrafgefängnis Gottes- 

i 
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Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 

Belegung^- 

fähigkeit 
mT[ Fr. 

Anstalts¬ 

vorstand 

Poatsparkassen- 

Nummer 

Fernsprechansehl. 
Amt Nr. 

XXVII. Graz 

jand- und amtsgerichtliches 
Gefangenenhaus Graz . 

586 

95 

z Zt unbesetzt 

174 542 

Graz 0427 ; 0411 

landgerichtliches 
Gefangenenhaus Klagenfurt 

294 

36 

- 

174 641 

2124; 4203 

Klagenfurt 488 

lännerstrafanstalt Graz . 

764 

— 

Dir Haus 

174 617 

Graz 01 87 

XXVIII. Innsbruck 
andgrerichtliches 
Gefangenenhaus Innsbruck 

152 

40 

Dir Bojczuk 

174 621 

Innsbruck 731 

andgerichtliches 
Gefangenenhaus Salzburg... 

239 

33 

Dir Storch 

174 628 

732 

Salzburg 417 

andgerichtliches 
Gefang^enenhaus Feldkirch 

118 

36 

Dir Krähan 

174 669 

Feldkirch 874 

XXIX. Linz 
uidg^erichtliches 
Gefangenenhaus Linz . 

und das amtsgerichtliche 
Gefangenenhaus Urfahr ... 
indgrerichtliches 
Gefangenenhaus Ried im 
Innkreis . 

117 

50 

136 

21 

36 

1 Dir Schießl 

Verw 2. Klasse 

174 648 

174 627 

Unz 4140 

5010 

Ried 1. I. 2 

indgerichtliches 
Gefangenenhaus Wels Ober¬ 
donau . 

139 

40 

Titlbach 

Dir Prokop 

174 606 

Welz 414 

innerstrafanstalt Garsten 
Oberdonau . 

552 

_ 

Dir Blecha 

174 688 

Sterr 18 

’beitshaus für Männer Suben 

300 

— 

z Zt unbesetzt 

174 601 

Suben 2 

XXX. Wien 
ndgrerichtliches 
Gefangenenhaus Wien I ... 

889 

82 


131 861 

Wien A 276 60 

ind das amtsg^erichtliche Ge¬ 
fangenenhaus Margarethen 

80 

10 

Dir Rasper 



sowie das Gefangenenhaus 
ies Strafamtsgrerichtes I in 
^ien. 

132 

42 


Wien A 470 17 

ndgerichtliches 
Gefangrenenhaus Wien II ... 

389 

53 


174 669 

Wien B 435 00 

md die amtsgerichtlichen 
Gefang^enenhäuser 
Floridsdorf . 

42 

8 

Dir Duhan 

1 
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Bezeichnung 
der Vollzugsanstalten 



Anstalts¬ 

vorstand 


Postsparkasaen- | Ferngpradta n a ctil . 
Nununer I Amt Nr. 


Gefängnis Znaim . 

Land- und amtsgerichtliches 
Gefangenenhaus 
Krems, Niederdonau . 

Landgerichtliches Gefangenen¬ 
haus St. Pölten, Niederdonau 
Landgerichtliches Gefangenen¬ 
haus Wiener-Neustadt . 

Männerstrafanstalt 

Stein an der Donau . 

Frauenstrafanstalt 

Wiener-Neudorf . 

mit Arbeitshaus für Frauen 
Arbeitshaus für Männer 
Göllersdorf . 


1 

130 

I 

. 23 

Strecker 


Znaim 191 


1 

Staatsanwalt 



140 

25 

Verw 2. Klasse 

174 511 

Krems 333 



Dr Seydl 



216 

33 

1 

Dir Melzer 

174 630 

StPOlten 41; 246: 

381 

218 

1 28 

1 

Dir Baumgartner 

174 529 

Wr. Neustadt 521 

977 

— 

Dir Kodre 

174 559 

Krems 73 

1 

314 

140 

1 

1 Dir Urwalek 

174 670 

Wr. Neudorf 9 

245 


Dir Knauer 

174 570 

Göllersdorf 3 


Ferner folgende Erziehungsanstalten: 


Anstalt für Erziehungsbedürf¬ 
tige in Kaiser-Ebersdorf mit 
d. landwirtschaftlichen Lehr¬ 
abteilung „Gregorhof“ in 
Münchendorf (für Elnaben) 

Anstalt für Erziehungsbedürf¬ 
tige Hirtenberg a. d. Tr. (für 
Mädchen) . 







— 

Dir Richard 
Seyß-Inquart 

174 672 


— 

Präfekt 2. Klasse 
Schürer- 
Waldheim 

89 797 




Postscheckkonto 
Amt Nr. 


XXXI. Leitmeritz 
Strafanstalt Mürau . 

Gefängnis Eger . 

Gefängnis Leitmeritz .. 

Gefängnis Neutitschein 

Gefängnis Troppau . 


300 

— 

Dr Mrha 

Dir 

— 

118 

32 

V Stein 
Staatsanwalt 

Nürnberg 494 50 

201 

29 

Dr Tober 
Prokurator 

— 

160 

33 

Repp 

Staatsanwalt 

— 

205 

55 

Bill 

-- 


Wien ü 191 so 

Hlrtenbers 8 

Mürau 4 

Eger 06 b 

Leitmeritz V 

NeutitBcbein 48 
Nebenstelle Nr. 

Troppau MB 
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ordnung für Sicherungs- und Strafanstalten vom 

18. Juni 1931, 139 Seiten, 1933 . 3,80 „ 

65 SI Weissenrieder, Reichsrechtliche Vollzugs¬ 
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strafvollzug vom 22. Januar 1937, 23 Seiten, 1936 0,60 „ 
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